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L 

Columban und sein angeblicher Einfluss auf das Busswesen 

im fränicischen Reich. 

Von Herrn, Jos, ScAmifo, Doetor der Tbeologie und des oanoniachen Bechis 

SU DflAseldorf i). 

Unter den irischen Mönchen, welche im sechsten Jahrhundert 
uach dem Festland gekommen sind und im fränkischen Reich ihre 
Missionsthätigkeit ausgeübt haben, ragt an Begabung, an klassischer 
Bildung und durch die hohe Bedeutung seiner Wirksamkeit Columhan 
hervor 2). Bereits 28 Jahre nach seinem Tode fand er einen Biogra- 
phen in Jonas von Susa, welcher den Bitten der Brüder und dem 
Befehle des Ahtes BerkJf von BMio entsprechend die Lebensge- 
sehichte des hl. Vaters Colnmban anf Gmnd der Mittheilungen 
schrieb, welche er von dem hl. Gallus dem Genossen Columbans und 
von andern Mönchen erhielt, die mit demselben gelebt und gewirkt 
hatten. Diese Aufzeichnungen des Jonas sind nicht nur eine zuver- 
lässige Quelle für das Leben Columbans, sondern auch von hohem . 
Werth für die deutche Geschichte, deren älteste Annalen und Chro- 
niken nicht Über die zweite Hälfte des 7. Jahrhunderts znrfick- 
reichen; allerdings wird man bei der Benrtheilnng die Neigung 
Columbans berncksiehtigen müssen, welche ihm wie den meisten 
Hagiographen seiner Zeit eigen war, göttliche Fügungen als Wunder 
in dem Leben des Heiligen darzustellen ^). 

Columban geboren im J. 535 trat im fünfundzwanzigsten Le- 
bensjahr (560) in das Kloster Banger in der irischen Provinz Ulster 
ein. Als er 54 Jahre alt war, ergriff ihn die irische Wanderlust: 
• "»OoepU peregrinationem äesiderare^* wie sein Biograph berichtet^); 
er reiste mit zwOlf Genossen nm das Jahr 590 nach dem Franken- 
reich. An dem Hofe des Königs Childebert und dessen Mntter der 
Königin Brunhilde zu Metz, wo er freundliche Aufnahme fand, be- 
rieht er sich über seine erste Niederlassung. Er zog nach den Vo- 
gesen hin, gründete das Kloster Änagray (Anagmtes) und dann 
acht Meilen weiter an der Stelle eines zerfallenen Schosses Luxovium 
das Kloster LuxeuiL Bald war der Zndrang von Jünglingen jeden 

1) Yon demselben Herrn Yer&aser befindet sieh für den Verlag Ton Frani 
Kifehheim sa Hains unter der Presse ein im liannscript von uns eingesehenes 
guu vonQgUches WeA: >Die Bossbftcher und die Bossdisciplin der Kirche naeh 
htndsclmftliehen Qnellen dargestellt« (Die Bed.) 

2) Vita Coli^bani, Uahfllon Aeta II» 5-29. 

8) Montesquieu snr Tesprit des lois XXX. 2. 4) Jonas 9. 
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4 Schn^U», Columban und daa Busntesen im fränkischen tUich. 

Standes, welche um Aufnahme baten, so gross, dass er sich ge- 
nOthigt saht ein drittes Kloster an einer qnellenreichen Anhöhe za 
gründen mit dem Namen JEbfdaines (Fcntanae), Golamban behielt 
die Oberleitung dieser Klöster in seiner Hand, wohnte in Luxenil 
und bestimmte ftlr die beiden andern Klöster »praepositi.c 

In diesen Niederlassungen hielt Columban an der Beobachtung 
einzelner irischen Gebräuche seines Heimatlandes fest. Dieselben 
bestanden in der irischen von der kleinasiatischen und auch der 
römischen Berechnungs weise verschiedenen Bestimmung der Oster- 
feier; in der besondern Form der Tonsur, das Haar von einem Ohr 
zum andern abzuschneiden und in einzelnen rituellen Besonderhelten 
der Taufe und der b. Messe. Es war weniger die innere Bedeutung 
dieser Sonderbarkeiten, als der nicht immer massvolle Eifer, mit 
welchem Columban »Traditionum Scoticarum tenacissiraus consecta- 
tor,€ wie eine alte St. Gallener Handschrift sagt, dieselben ver- 
theidigte , die Veranlassung , dass er in schroffen Gegensatz zu dem 
fränkischen Episcopat und Klerus gerieth. Diese Opposition wurde 
fflr ihn verhängnissToll , als er mit grossem Freimuth gegen das 
lasterhafte Leben am Burgundiscben Hof auftrat; die r&nkevolle 
Bmnhild benutzte diese kirchlicben Gegensätze, um ihren Enkel 
König Theuderich H. gegen Columban einzunehmen. Das kirchliche 
Interesse, welches Theuderich II. in der beschuldigenden Frage an 
Columban »cwr a comprovincialium moribus desciscereU vorschützte ^), 
war nur ein Mittel, den lästigen Sittenprediger los zu werden und 
dessen Verbannung aus Burgund zu beschönigen. Die Absicht, Co- 
lumban von Nantes ans nach Irland zurückzuschicken, misslang in- 
dessen; derselbe fand freundliche Aufnahme bei KOnig Theudebert 
?on Austrasien. In der Absicht Papst Gregor in Rom zu besuchen, 
kam Columban unter dem Schutze des Königs Chlotars H. zunächst 
an den Bodensee, und da er dort heidnische Alemannen vorfand, 
verkündete er ihnen das Evangelium und gründete in Biegenz ein 
Kloster. Fortwährende Anfeindungen der Heiden und da auch in- 
zwischen der ihm wohlgesinnte König Theudebert II. von seinem 
Bruder besiegt war, veranlassten Columban im J. 612—613 über die 
rhfttischen Alpen nach Oberitalien zu gehen, wo er freundliche Auf- 
nahme bei dem Longobarden-König Agilnlf fand, und an dem nord- 
westlichen Abhang der Apenuinen zwischen Tortona und Parma das 
später so berühmt gewordene Kloster Bobbio gründete, in welchem 
er im Jahre 615 starb/). 

1) Vita Colnmbaoi c 82. 

2) Sit^ OreUh, Geschichte der altirischenKirehe. Freibnrg 1867. S. 252 ff. 
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Schmitz f ColumOan und das Buasweaen im fränkischen Reich. 5 

Von den Schriften Columban's blieben erhalten ein Commentar 
über (las ganze Psalmenbuch ^), sodann der Methodus monasteriorum, 
seine regula coenobialis, die lostructioneD oder Sermonen an seine 
Mönche verloren gegangen sind eine Abhandlung äber den Eirchen- 
nnd Fsalmen-QesaDg, eine Sebrifb Aber die Osterfrage, zwei Briefe 
über denselben Gegenstand an Papst Gregor d.Gr., mehrere Mahn- 
briefe an den sittenlosen König Thenderieh, ein Schntzbrief gegen 
die Arianer und ein Commentar, den er über die Evangelien ver- 
fasst haben soll. 

Columban soll auf die kirchenrechtlichen Verhältnisse im 
fränkischen Reiche einen solchen Einfloss ausgeübt haben, dass er 
als Gründer einer sog. Culdeer- Kirche im fränkischen Reich zu be- 
trachten sei. Seit den Magdeburger Oentnriatoren haben die er- 
wfthnten irischen Gebräache, die Columban beibehielt, die Unterlage 
ffir dieses protestantische Phantasiegebilde abgeben mfissen. Selbst 
auf protestantischer Seite ist indessen der Glaube an die Sicherheit 
des Fundamentes, auf welchem man diese Culdeer-Kirche zu con- 
struiren versuchte, arg erschüttert worden, besonders durch die Un- 
tersuchungen über die altirische Kirchenverfassung von J. H. Todd, 
St Patrik Apostle of Ireland (Dublin 1864), von C, Scholl, De ec- 
lesiasticae Britonum Scotorumque Historiae Fontibus (Berel. 1851, 
p. 49 — 79), sowie durch die trefflichen Arbeiten über die QegmMi» 
der irischen und römischen Kirche im 6. und 7. Jahrhundert von 
Varin (Memoire sur les causes de la dissidence entre l'figlise Bre- 
tonne et l'figlise Romaine in den M^m. present^s par divers Savants 
ä TAcad^mie des Inscriptions et Belles-Lettres 1. Serie , V. T. 2. 
1858, p. 88—244), sowie durch die kurze Uebersicht der Streit- 
punkte bei Haddm and Stubbs (Councils and ecclesiast Documents 
relat. to Great Britain and Ireland, Oxford I, 1869, p. 151 seq.: 
Schism betvreen British and Boman churches). Neuerdings hat nun 
Ebrarä die Vertheid igung dieser Idee von einer Culdeer-Kirche wie- 
der aufgegriffen in seiner Schrift: »Die irisch-schottische Missions- 
kircJie des 6, bis 8, Jahrhunderts < (Gütersloh 1873) eine Umarbeitung 
der in Niedners Zeitschrift für historische Theologie 1862, 1863 
erschienenen AuMtze, sowie in seinem Aufsatz: »Die Keledei in Ir- 



1) Bipositio S. Columbaiii saper omnet Ftalmos wird in einem Bfleher* 
katalog Sftee. IX. der Klosterbibliothek St. Qallen erwShnt, in neuerer Zeit von 
Peuron (Fragmenta inedita p. 189) und Zern (GramTnatica celtica L pn«& 30) 
in J. Cod. Bobiensis der Ambrosiana C. 301. saec. VII. entdeckt. 

2) Gedruckt Flemraing CoUectan. sacr, Opp. Colnmb. IjOT. 1667; BibL 
Patr. max. tom. IL pag. 26. 
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land uud Schottland in der Zeitsclinft für historische Theologie. 
(Herausgegeben von Kahnis 1875, S. 459 fg.) Er versucht zu be- 
weisen: "»Durch Columban und seine NachfoUjer sei eine einfache^ 
aber wohUrganisirte Kirche von den Pyrenäen bis sar Scheide^ von 
Ckur Ina Utrecht gegründet worden, die in einem bewusstcn Gegen- 
sat0e geffen den r&mieehen 8tM- und das römische Kirchenikim sieh 
befunden häUe und als eim evamgdisehe^ romfreie Kirche im Ckgen^ 
saU m der römiseh^hatholisehen heeeiehnet werden k&nnte,€ Die 
Tendenz dieses Eirchengebildes ist unverkennbar ; man will den Ur- 
sprung der evangelischen Kirche tausend Jahre hinter der Reforma- 
tion in den Culdeern wie in einem neuen Quellengebiet auffinden. 

Diese Behauptungen von der Existenz einer romfreien Culdeer- 
Kirdie des Nähern widerlegen zu wollen, hiesse offene Thüren ein- 
stoflsen. Seibat der proteataniiache Profieaaor Loening an der Uni- 
versität Dorpat ist von der Haltlosigkeit der nenerfondenen Onldeer* 
Kirche, sowohl bezüglich der ethischen und dogmatischen Bigen- 
tfaümlichkeit , wie jener der Verfassung, welche ihr zugeschrieben 
wird, vollständig überzeugt. Er macht in seiner Geschichte des 
deutschen Kirchenrechts darauf aufmerksam , dass nicht einmal 
der Ausdruck Keledei im 7. Jahrhundert gebräuchlich gewesen sei; 
die bandschriftlichen Stücke, (eine vita Findans und ein Gedicht, das 
dem 636 Teratorbenen Carthach zugeschrieben wird,) worauf sich 
Ebrard benifl, gehören erst dem 13. Jahrhundert an. Seine An- 
sicht fasst Loening in die Worte zusammen: »eine nüchterne JVö- 
fung der uns überlieferten Nachrichten gerstört sofort das ganze 
hümtlich aufgebaute Luftschloss der Culdeer- Kirche und zeigt, dass 
wenigstens im Frankenreich der Gegensatz zwiscJien den irischen 
und den heimischen kirchlichen Normen und Sitten ein sehr gering^ 
fügiger war, der bald vöüig verschwand, somit von einer Ckddeer' 
Kirche im Frankenreiche gar keine Bede sein kann^.* 

Wie weit übrigens Columban entfernt war, in einen Gegensatz 
zu dem römischen Papste zu treten, geht schon daraus hervor, dass 
er sowohl Papst Gregor I., wie Papst Bonifaz IV. um Entscheidung 
der Osterfrage bat; hierdurch ist Columban nach der Ansicht Loe- 
uings sogar zu weit in der Anerkennung der päpstlichen Autorität 
gegangen, da er den Papst veranlasst habe, wie Loening in Vorur- 
theilen befangen sich ausdruckt, i^iiber die fränkische Kirche eine 
Jurisdietim a/useu&ben; die ihm bis dahin und auch noch iJSber än 

1) Dr. Edgar Loeniufj, Das Kirchenrecht der Merovinger; Geschichte 
des deutschen Kirchenrechts, 2. Bd. S. 417 flf. Strassbarg 1878. 

2) Loening, 1. c. S. 417 uud 432. 
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Jahrhundert lang im FranJc eure ich niemals zuerkannt wurde.^ 1^ 
Brief, den Columban im Diei kapitelstreit an den Papst richtet , ist 
reich an den stärksten Ausdrücken über deo PrimiU; er schreibti; 
»itom ist JBwür ffrass und wdtbdßamU^ bei un$ aber is$ es emsiji 
dur^ jenen LdirsliM gross und herrliek; »Eema crhis terrarum 
Caput est et Ecelesiarum ;€ der apostolische Stuhl ist ihm »fideiory 
thodoxae sedcs prindpalis ;€ der Papst ist der -»heilige Schlüsselbe- 
icahrer^ der oberste Führer, der erhabenste Vorsteher;* er riihmt sich, 
'»mit dem Lehrstuhl des h, Petrus verbunden zu sein.* Derartige 
Aussprüche lassen bei Columbaa ein Verlaogen nach evangelischer 
Romfreiheit keineswegs yermuthen. 

Während nun aber das Phantasiegebilde einer Guldeer-Eirche 
aneh aiif protestantischer Seite aufgegeben wird, hat man und zwar 
Seitens katholischer wie protestantischer Forscher an der Vorstellung 
festgehalten, -auf dem Gebiete der Bussdisciplin habe Columban wirk- 
lich eine neue Richtung und Praxis angebahnt; die Einen wollen das 
Wesen derselben ledifrüch in einer Förderung des Busseifers und 
einer bestimmten, festen Regelui^ der Disciplin erkennen; Andere 
dagegen schreiben Colamban die Eit^ührung bisher unbekannter 
Bussnormen und die Begründung eines von der Vniversal-Kirehe 
vöüstSndig abweUAsnden Busswesens su. Im Gegensatz zu seiner 
sonstigen Unbefangenheit in Beurtheilung der Theorie von der 
Culdeer-Kirche bekennt sich Loening am Schärfsten zu der pro- 
testantischen Vorstellung von der Umgestaltung des Busswesens 
durch Columban : »Das irische Busswesen soll von Columban auf 
das Festland verpflanzt und dadurch eine neue Entwidmung ange- 
hahnt vDorden sem. Dabei geht er mU aUen Um geistesverwandten 
Forschem von einer prineypieUen Leugnung des saeramentälen Cho' 
rakters der Busse und der prissterliehen Jurisdictims-GewaU pro 
foro interna aus ^). Nur die Sffenüiehen , schweren Vergeihen seien 
von der alten Kirche vor ihr Forum und ewar vor^ ihr Jiffefftlichßs 
•^————^^— iv,'."' .V I au'. 

1) Auch Friedr. v. Schulte i^fc der Meinung, erat di^ Scholastik habe 
den. Satz zuiv Dogma crhobcu , dass der Priester .l^raft göttlicher Gewalt die 

m einem juristischen Akt geworden ,. .durch den formell .nadk Anssen für 
recht6Aielmmt8k?*g öSi'dL^^ 

Q\»m^mi^XMllMat -dm iWnortiHchipf JtecliWti'JBtiittgiit»iag&» a, ^ 513 ff., 

1, 209 t .. • ... !!! .: ,v.J^j»vv»A ^t; - .f : >\\i.v. 
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gesogen worden ; die Bussdisciplin der alte^i Kirche habe einzig und 
aüein die BussObungm <üs Mittel auf gefasst, um die Wieder auf- 
nähme in die Strohe zu erlangen; allmälig habe mm sie auch als 
Strafen angesehmi durdi^ welcke die Vergehen ges&hini werden. Der 
weeenüiehe üntersMeä des iris^^^w^Mseken Busswesens hcAe 
darin he^anden, dass^mM-aiMn' die öffenUMät si^mren Sünden, 
sondern auch die geheimen, sogar die^G-edankensünden tmd auch die 
leichten Vergehen durch die von den Geistlichen bestimmte Buss- 
übungen gesühnt wurden ; es seien diese Frivatbussen nichts anders als 
IHsoipUnar-Strafen für Laien gewesen^ welche den in den Klöstern 
Über die Mönche verhängen Dise^nar-'Sfirafen entsprachen. Durch 
die kSrpertiehen Leidm wmden die SOnden' getilgt. Die Priester 
waren nieht Vermiitlmr der gStßiehen Qmdet noch hatten sie die 
Macht, den SSMder tm der S&fide leseHspreeheni sondern sie waten 
dem Sünder nur behiilflich sich mit Gott zu versöhnen und zwar 
dadurch^ dass sie die Strafen., tvelche die Sünde aufheben, näher be- 
zeichneten und durch ihr Gebet die Gnade Gottes herabfiehten. So 
erscheinen die Bussübuogen als objeotiv gleichwerthige Compensa- 
ttonen für die Sände, wie sie dönn auch ihrer Seits nach dem im 
weUtiohen Stcafreebt herrschenden GompositionssjBtem durch Zahlnng 
▼ou ^eldsnramen und andere materielle Leistungen abgelöst werden 
seien. Selbstrerstftndiich gab nach dieser protestantlsclien Auf- 
fassung keinerlei Verpflichtung, alle Sünden dem Priester zu beichten; 
Leo d. Gr. habe zwar die Lehre^ dass der Laie der Vermittlung des 
Priesters bedürfe^ um Vergebung der Sünde und die göttliche Gnade 
zu erlangen, ausgesprochen ^), dieselbe habe aber keine Anerkennung 
in der Kirche gefunden, Cotmiban habe «um durd^ Abfassung einer 
Bussordnung ^ wtMe dam eMrei^m anderen Bussordnungen als 
Grundtage gedient habe^ fOr eine angemessene und geordnete BusS" 
diseiplin deu nothwendige HUfsmittet gewährt; an Stelle der WUt- 
kür eine feste Hegel gesetzt, welche durch ihre Bestimmtheit schon 
im Voraus dem Gewissen eine Beruhigung gewährte. Die kirclv- 
liche Diseiplin, welche bisher nur in seltenen Fällen, nur bei 
schweren, öffentlichen Vergelien den Einzelnen ergriffen habe, sei in 
dieser der Klosterdisciplin eniUhnten GestaU fähig gewesen^ das ge- 
sammte Leben jedes Mnednen m beherrschen und ihn der munter^ 
brochenen Einwi9hiMg der GeisHiehen m$ unterwerfen. Das ganee 
spätere BusS' und BeieMwesen der hatholisehen Kirche sei der ÄUS' 
dehnung der Klosterdisciplin auf die Laien weit entsprungen^).* 

1) Leo 1. epiat ad episo. Campan. Samm. Piccn. Tide BaUerini h 1429, 
Jaff4 n. 321. — 2) Loening, 1. c. II 436, 470 iL; 1 269 ff. 
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So kühn, wie diese Hoffnangen, vermittelst eines Colaraban'- 
sehen Bassbaches die gesammte dogduatische Doctrio der Kirche 
über das Bosssaerameat za antergraben, sind andere Hypofchesen 
nicht, welche man an das Oolnmban'sche Bassbach geknöpft hat 
Indessen ist anch WassergeMebm der Ansicht, »es finde sM bis 
zum 7. Jahrhuyidert keine Spur von Bussordnungen im fränkischen 
Reiche ; erst Columban habe durch sein Poenitential auf ein , für 
eine angemessene und geordnete HandJidbung der Bussdisciplin un- 
enAekrUcheSy der fränkischen Kirche bisher fremdes Bedürfniss hin- 
^nmesen ^).« Diese Ansicht ist aoch Ton katholisehm Forschem 
dnrchweg getheilt worden. Das Golamban'sche Bassbach wird aach 
▼on ihnen als die Grandlage angesehen, anf welcher eine Menge von 
Bassbflehern im tränkischen Reiche entstanden sei and wodarch die 
Literatur dieser Art überhaupt erst zu ihrer Blüthe gelangt sei. 
Man ist dadurch zu der Vorstellung geführt worden, es seien keiner- 
lei Bussbüclier auf der Basis der allgemeinen Canones , des gemein- 
kirchlichen Rechts überhaupt entstanden ; die Bussdisciplin und Ver- 
waltang der Bassanstalt habe vielmehr in der Gesammtkirche voll- 
st&udig darniedergelegen; die Bassböchei, welche eine bestimmte 
Regelung der Disciplia herbeiführten, seien Erzengnisse einzelner 
Partikalarkirchen zunächst der irisch-angelsächsischen and dann vor 
Allem seit Columban der fränkischen Kirche. So wird für das Ge- 
biet der Bussdisciplin jede Entwicklung und jeder Einfluss des ge- 
meinkirchlichen Rechts während des 6. und 7. Jahrhunderts wegge- 
leugnet und die gesammte Literatnr der Bassbächer aof partikular- 
recl^tliches Gebiet verwiesen*). 

Gehen wir nan znr Widerlegung dieser anf das Oolamban'sehe 

Bussbuch gestützten Ansichten von dem umgestaltenden Einfluss 
Columbans auf das Gebiet der Bussdisciplin im fränkischen Reiche 
über, so kann es hier nicht unsere Aufgabe sein, gegenüber den pro- 
testantischen Anschauungen den sacramentalen Charakter der Busse 
and die Jurisdiction der Kirche in foro intemo nachzuweisen. Das 
Pontificsle in sdner iütesten Gestalt schreibt ansdrücklich vor and 
zwar in einzelnen Handschriften nnter Bernfang anf die Synode von 
Agde vom J. 506, dass in äer geheimen Beichte die canoniscfae Basse, 
sowohl für die öffentlichen , wie für die geheimen Sünden solle auf- 
erlegt werden. Die Unterscheidung zwischen öffentlichen und ge- 
heimen Sünden kam nur bei Bestimmung der Art der Bussleistung, 



1) Wassersehleben, Bossordniuigon. Halle 1851. S. 52 III 

2) WiuserschUben, L c 
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10 Sckmit», Columban und das Busawesen im fränkischen Reich* 

ob sie öffentlich oder geheim geschehen sollte, zur Geltung ; für die 
Pflicht (iea Bekenntnisses, für die Bestimmung des Masses der Busse 
and die Nothwendigkeit einer Reconciliation war sie ohne alle 
Bädeotongi So -sagA da» 5.' BmIh den 0iH^italftriMi.(ea|K.d64):.AikMiti 
p0nct«n '<Teroi seonndotn caaonkaiiir . iifitiiiiAioiiem 
mtUe Mi: mamfMe -e m u Mm • «eoonfiKate t« and. ioM^Imoi. Astaig «tt 
dem Foeniteiitial» «let* Hcttbiöias'Maiiffiis heissi «s: : >Si quis ineestim 
occulte commiserit et sacerdoti occulte confessionem egerit, judicetur 
ei remediuQi canonicumf quod snhire dabuerat 8i «juB iacimis. pMir 
cum tuisset »).« 

Es würde 008 aaoh za weit führen, nftcbzawdisen, in wie fern 
di» .Vernrnthaog gereofatfertigt ist, dass bereits yor der Vcrl^reitiing 
dee-ColmnlNiii'vbea BossbcieiMS im friUikiseben Aslclie rommkef mi 
der> iBasiy des . gsmeinkircbüchen Becbis terankkgle BnasbftcherJn 
Qebnmch waren. Se soll Inrer nur hervorgehoben werden, dass wie 
die ganze rechtliche Existenz der Kirche ira fränkischen Reiche im 
römischen weltlichen Kecht wurzelte, so auch für die innere kirch- 
liche Disciplin im fränkischen Reiche das gemeinkirchliche Recht in 
inniger üebereinstimnuuig mit Eom onter Beobachtung der allge- 
mmn^kirchiiehee Canonea massgebend war*). Daa. von Ohkdovech 
beru&ne erafce Ooneil «on Orleatts. im Jahre .511 bc^mit seine Be* 
sehldise mit der ErkMmng: »«f etmslUmimug 6b$emaiiidumi ^wcMf 
oseMoelMSi emme» deerfe vs n mi Usp Smana eonsHimt,* Wae 
speciell die Bussdisciplin betrifft, so haben die fränkischen Synoden 
im 5. und 6. Jahrhundert wiederholt Entscheidungen zu deren Re- 
gelung erlassen und zwar in Gemässheit der von der Kirche reci- 
pirten griechischen Canones und des gemeinkirchlichen Rechts, So 
verordnet die aweite Synode von Arles im J. 443 und 452 in ihrem 
10« und IL Gamm, dass diejenigen, welehe in der Verfoignag anm 
Abfall vom Qhinbea sich verleiten, lassen, Bosse thun soUeu nach 
Voraebrift des 11. nieftnischen Canon nnd des 4. Canon von Aacjrra'). 
Die Synode von Epaon im J. 517 erklärt, dass in BetreflF der Busse 
den Mördern, welche dem weltlichen Gericht entgangen sind, die 
Canones ^1. and 22. von Aneyra gelten sollen^). Tritt schon in 

1) Cdd. D&uddoTf. B. 118. • 

2) Man vemrathet in denn Uber eaiion«iq.>««ii>^lelj^'4fN^'i^'^^ 
sagt, datt ihn K9iiigr Chi)pff|ie||vf»TM*d1iMK%^Mr(<M'>^ ^IfinilollfehW 

die (Mtang des gemeinnrchUcDen von DioDjmaB oodiflcirten kirehhchcn Rechts. 

Gregor. Tnron. Hist. Franc. IIb. V. c. 19. Siehe Maasaen, Oeschiehte der 
QaeUcn. Graik I. ß.^^WUnd 4$^^Jn.»>Mi:! .«v\>'u\>v..-tv^.<.i> 

Z) BefeU, l c. U. 300. — 4) Id. 1. c. 9i 03Ä^^»i'^^A»«t^iftAi, ?r i. 
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SduniUs, Colmmban mn4'4tu Bu$9we9em^im fränki$cheu Btich, H 

diesen SynodaleDtscbeidangen deutlich die Uebung der öffentlichen 
feierlichen Bussen mit ikremi^ki' Btttf&n hervor ^ so geschieht der 
OÜBQUiobeii' &i»8t, ab <«ltMr giatip bekarinUB.Uelranir wiadsrbott Aaf 

Synode M Vtinid& iii<*»to<:Bfetagtt8<im J. 40S j«de UvterbuMliiing 
der ^iffimtHohea BaB8e'^)i DiuAeTbe'^ mbieM d» «nte Synode zu 
Orlettns im J. 511 can. 11. und die dritte Synode zu Orleans im 
J. 538 can. 25*). Die fränkischen Synoden zu Epaon im J. 517 
can. 3, die zweite Synode zu Arles im J. 524 canw 3. bestimmen, 
dass Kleriker nicht zur öffentlichen Basse zugelassen werden sdleaA). 
Hitritt^«i(>iHe:itt d«»'irai40riiiyivardi^ der Sjnode m Agde vom 
J. 506 «M. 15« Md 8. Spode za OrlMuu «an; iW^wük 
junge LMte und Bbelento nicht aar 9ffmUithm Bnssei «ogülassBD 
mrden soHen, liegt auch der Beweis fSr die Uebung der geheimen 
Busse; dieselbe wird ausdrücklich vorgeschrieben im can. 8. der 
Synode zu Chalons von J. 644'*). Andere Synodalentscheidungen, 
wie can. 14. der Synode von Agde vom J« 506 erwälmten der mit 
der öffentlichen Basse verbundenen Liturgie ^^). Die Makisehen 
Synoden begnQgcn sich Aber hiermit nicht; sie hestunmen anch.lSr 
die einietoen Verguhen das entsprechende Bmnmnss; so die erwifthnte 
Synode fon Agde^ flli^ M((rder nnd falsche Zengeu in ihren can. 44 ^); 
die Synode von Epaon can. 29. ffir Häretiker; die 4. Synode zu 
Orleans im J. 541 can. 28. ebenfalls für Mörder ; die Synode zu 
Elusa unter König Childerich II. vom J. 551 can. 1. für Fleisches- 
sünden^), die Synode zu Auxerre im J. 585 can. 1« die Synode von 
von Tours im J. 567 can. 22, die Synode zu Bheims von J« 624 
can. 13 und 14 für die abergianbisehen Vergehet nnd die hddnir 
sehen Gebrauche ; die Synode zn Bönen vnm J. 660 can. 12. Ütt 
Schlagen nnd k()rperliche Verletzungen ^^); die Synode zn Nantes im 
J. 685 im can. 12, 18, 14, 17, 18 für verschiedene Arten der For- 
nicatio und des homicidium ^•^). Das sind dieselben Vergehen, welche 
auch in den römischen Bussbüchern erwähnt werden. Es mag aber 
ganz dahingestellt bleiben, ob römische Bussbücher im fränkischen 
Beiche. benutzt wurden; ans diesen üntscheidangen der Synoden geht 
znn&chst zweifellos hervor, dass die 8ffaxGieke Bnsse der römischen 
üniversalkirche anch im frftnkisehen Beiche in üebung war nnd so- 
dann beweist diese Sorge , welche die Synoden des 6. nnd 7. Jahr- 

1) He feie, 1. c. S. 594. — 2) Ib. L e. S. 668 and 777. — 8) Ib. 1. e. 
S. 682 und 70i. - 4) Ib. 1. c. S. 653, 777. - 5) Ib. 1. c. UI. 93. — 6) Ib. 1. 
c. II. 657. — 7) Ib. 1. c. 657. ~ 8) Ib. 1. c. S. 655 und 782. — ^ ,Ib. l. e* 
m. 8. — 10) Ib. L c 42, 26, 14. - 11) Ib. L c. 98. —.121 Jha-^Ä m. 
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12 SiAmil», C\Uumban^ und daß Butmeseni im. frmiMChetk Mt^^ 

Hunderts im fränkischen Reiche dem Busawesen zuwandten, dass es 
eku ifcUständig utierwiesene Behauptung ist, es habe in dieser ZeU 
iritv^ feste Regdung des Busst^esens im fränkk^en MeHk^.ffefiMip; 
Mi > ':MiMiil.idaif'fiedfiffiiiia' emr Umma^mmg iBs imnmm^^m 
MV (h\maM%xttimkki^ BdiiA» dmibalw. i4eU;3ioii9Mikli«!«9 
ftftgt'^ iM,'.ob>OtkniilNni< 8iih6v SeiHmine ^mrU^e AofgalKi m% 
gesUHlt n^sd wirklich gelöst liabe; • Die .erwähnte vitli Columbans, 
im üebrigen sehr genau und eingehend in der Schilderung der Wirk- 
samkeit Columbans weis3 von seinem angeblieh umgestaltenden Ein- 
Üuss Mf das Gebiet des Butsvasans nichto .zu berichten. Die 
Klagen, weicht Colnniban in seinen Brief««: lüliin Sob&den des 

&iir.'^8liioiiiei linds |}mHMfak^..dea Klam «ad «it^ dir griMwip,. ¥49« 
galM»-4i0r dfODob» gegea diar(M>adiMizr; . daas.. dü- QqaavwP' veirt 
nachlässigt sei oder einer Reform bedürfe, davon erwähnt weder 
Ooiumban noch sein Lebensbeschreiber das Geringste. Auch in der 
Denkschrift Columbans an die Väter der fränkischen Synode vom 
J. 600^601 'filulet siek.ke^ Erwähnung des Busswesens, obgleie)) 
Golnmban in dersielban aieht allein die Os^c£ra^. dßr, Entscheidung 
dspSfUMi^ asklirbnitaW aandam w<i^jd4p> w9waM)t^ Yi^^eiAaK 
SpSfegd ftbor ikre.jio)ifiiif FftieliijeB 'ud dia «aUra^en MiaslKriMidi^ ii| 
darTEnpehs <?ar ^gafr JiftH^). Aua diaaar Daiilraehr^ «rfobr^p ^ 
auch, welches Ulttel Golamban als das geeignete zur Reform des 
kirchlichen Lebens erkannte; er empfiehlt nämlich den Vätern, öfter 
in einer Synode zu diesem Zwecke zusammenzutreten, *wie die 
Canoiies es für Jedes Jahr einmal od^ zweimal vorsQhreüm^ wmm 
fliekt ummkige M h m ßtände daewischen kommen ^).c 

Sdiata dtee. iwgiibw^ii Momaiita raiphan Jtimi 4an GHbmbaii m 
dMb: umgasftittaiidaa» baholttaebcoidan fiiiifliiaa Gallpmbaoa auf das 
Qabiat das ltoswaaaiia bq araohütiara « anmaL ala atnzige Grundlage 
für dansalben nur die Abfassung eines Bussbuches durch Columban 
angeführt werden kann; es ist gar nicht anzunehmen, dass Columban 
in den Fragen der Bussdisciplin hier selbständig, ohne die Bischöfe 
aQd.%aodau zu bafragen, durch Abfassung eines Biiasbuches soll 
yorgegangen sein, welches eine neae Praxis soll inaugurirt haben* 
Dia Fraga drftngt sich dai^r anfi bat äbarbaupt Golnmban daa ihm 
von WaaaeraeUaban und dann insganidn von dan nanen Forscbem 
auf dam Oabiata 4a8 BnaBwaaana zugescbriabana Bussbnch wirklich 
verfasst ? 

1) Siehe Greith, L c S. dOO. 

2) Greith, 1. c. 
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BäiiM%, C(Himf^an^md das hutswesenUm 1$ 

Auch in dieser Frage soll zunächst ein negatives Moment .er* 
w&hnt werden. Der LebensbeBohvtitoi h. Oolumban , Jonas et* 
wftbhit dett^^^nstlgi Sekrifkfn , tkw M ^fübit v k«B, £D6nd«|i^ 

%iMfi9/^^SiM 'llaailioliriib te ft' JateltiiiNiRtffii^ reg. Qhiiii 
419 9äf6i*^t.'^^f^bf MMiftlt'^dftf'^'BteberfniMihiiss !^eii KIoelefB 

S. Peter zu RSfeilwcb in Burgund, welches von dem h. Agilus, einem 
Sebüler Columbans, gegründet wurde; das Bücherverzeichniss mi 
reichhaltig und enthält namentlich neben den ünterrichtsbücbern 
att€h die' benutzten liturgischen B&ebflK; ast fülEiii attchiein Bnssbuch 

hlttibaft' ;fllf''<fi» Betfelwg ' des^^ B minwBuii s so. lMbiibmkeiiAMi 
Däftb«^ yeriä8st%Sitte^'^ann iiftre dasselbe jedenMs ia deaKlMini 

seiner Schüler benutzt worden. • * ■ • . r ■ ., . 

Während es so an äussern Nachrichten über das Bnssbuch 
d^lnrabans vollständig fehlt, ist auch die handMliriftliche Quelle, aaf 
Ü^ihe dasselbe znräckgefiUirt'idrd , eine a^UMerordentlich ddcitige. 
BiUl^'BQSdMich €k>liimbäii8 anter dem* TiM •Ubar> de ^pomiämUlast 
bfiiBt iä€ pöei^tma^^ m^^tSKf^ 'ftkofMIa« itft 'aftiiiUiiii. bUiermil 
Hl (Sfner einzigen 'Hftiidsehriit «nlde^ekt 'Worden,' hi'eiiBem< Cod. Bo« 
Mensis, aus welchem Fleraming dasselbe zuerst im Jahre 1677 in 
Semen Opera Columbani (Lovan.) veröffentlicht hat. Durch einen 
Abdruck in der Bibliotheca maxima Patrum (tom. XII. p. 21.) hat 
dasselbe sodann weitere YerbreitaDg gefunden. »Die eifrig^en und 
ittis(ged«hntesten' Nachforsi^iiiigeii , ab bensikt bareito WapaeawMB* 
ben*), nach andertf Handschriften di<n«f intoiMaatften- BMBOvdniiiig 
^d gänzfich* ^olglos gebl{eb0n.€ Tob kann 'dlaa meinar Seit»; naeh- 
Aem leb die bedeutendsten Btt>1idtheken Italiens, Defttsc^ianda, Frattk^ 
reichs und Englands besucht habe, nur bestätigen. Somit stützt sich 
das ganze System von dem das Busswesen reformirenden Einfluss 
Columbans einzig and allein auf die eine Hsmdschhft des Cod. 
Bobiensia. . * t - . 

prftfen wtr nun n&her den Inhalt dieses Wer de pobnitenHa M 
drund des Flemming'schen Textes, auf den wir ja einzig und alldin 
angewiesen srad. Das Poenitential biegimit mit diier kurzen Ein- 
leitung, in welcher der Grundsatz aufgestellt wird, dass für die Di- 
versitas culparum auch ein verschiedenes Mass der Busse zu bestim- 
men sei; dann bemerkt der Verfasser, dass er einem derartigen Be» 

1) WassersehleOen, Biusordiiaiigeiit 1. & S. 55. 
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därfniss darch Aufstellung der Busssatzuogeu; entgegen kommeu 
wolle: »pauca juita S6nioi»mt^toaditionem>^9^i4u](U nostquQ «x^p^rito 
intolUgeuinalii ii' ex i^airte oHamva^ofurophetoMBs fit / exi ^paj'Aft <«0g&o9cin 

Aaftoraelttfilrillolnnbmiföc^« Bo^teiiliate viArsAAtiilMMlMjriiM 

dieselbe fihdei 8i$1i nftnilieli atfOh in? andern fiftakiscbieiii Buesbilckeiii« 
so fast wörtlich in dem Poeniteutiale Cumraeani und in den sog. 
Poenitentiale ßflmense und inhaltlich auch in dem Poeniteutiale dea 
figbert; eine Origiiiaütät kann somit far diese Einleitung nicht ia 
ABfiprnoh »gmommen wenden, i An die .£iftlQij^oi)gii9<Mi^^aQnM$t$h die 
"^mamättaBgm:^ dOtJdii»» £!»iaMfti#Bi9 dieselbeii^^zerfallejiK drei 
üäjaife. ifr4eikvQapyt0lii!l-^l2r>««tof der-CteberpArift^iMt.Oe «wir 
lalilw'^pnitiim. ormimbiiev qat» .4tiAm> ^mituidfei^fipe-tjii^f 
titilto, eaneiendnm est,« w«rden Yergebea 4er rfolenel eit.TBieiijMbv 
behandelt; in den Capiteln 13 — 25. unter der üeberschrift : »Sed 
haec de clericis et raonachis mixtim dicta sunt, caeterum de laicis« 
werden die Busssatzungen für die Laien mitgetheilt und in den 
Capiteitk-Sß-rjdOu ftnteibder Uebersjcbnffc: >J^oetmkfi(.de'iminutis mo- 
Mebonim *ftge«liuni<eak w^^/tm^w Btueawilifc«Bii»ftr^.¥eFletzung 
ItlMiiilifibeF fiegebi. :Iiiieide»vtj«pQ>;8y9teiimUQe]^ 
Boflseetiongflo einetf FMAitentiatB nftj^ r^ei8dnedfiQhei|^ dea 'SUncleai 
der Süsser kömmt in den Bussbüchern nur sehr vereinzelt vor, apriokti 
aber ganz entschieden gegen die Zeit des 6. Jahrhunderts, in welche 
die Abfassung dieses PoenitentiaJs verlegt wird. Erst die Kechts- 
denkmäler des Jahrhunderts bekunden den Zweck, die Erlernung 
und Anwenduag des Bechts durch eine systematische Anordnung des. 
SlQffee-»iieüei6h;to»» Dm im.Iia«fe des .8« JaWioiidects im fränki- 
8<dieii 'Beiohe entelaftdeftea ilnwbaeber 'Sind aasiialiinflloe eof (sbnuid«- 
lege dbc Oefceade feranlagt, db hrseicb dem m Ckmim^) luerrahvenr: 
den Sdiema von den acht Hauptsünden. Golaraban selbst hat diese 
Classificirung der acht Hauptsünden seiner Sitteidehre »Instructio de 
octo vitiis principalibus^)« zu Grunde gelegt. Somit spricht die dem 
angeblichen Columban'schen Bussbuch eigenthümliche Eiutheilung 
des Stoffes sowohl .gegen die Autorschaft Columbaus, wie gegen eine 
Ablusang desselben ip der Zeit des 6. JahrhiuidertB. £& ist audem 
höchst unwahrscheinlich, dass Golamban mit seinen MOnchen h&ufig 
in die Lage kam, Elerikeni das Bekenntniss der Sünden ahstnehmen 
und ihre Bussleistungen zu bestimmen. Im 6. und 7. Jahrhundert 

1) CoUftüones Patr. Y, de oeto prineipidilmB vitiia (M^Wf t 49, 
010 seq.). 

2) Bibl. nuuE.' vet. patr. XII, 28 leq^ 
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mgidas gesammte Bussw^en noch der iq^eciellen Leitung des Bischofes 
tiid^<j}e9 ibm beorderUn >Poemt«titiariasr<aatmkilUi such Übte 
j«'>CMafiat»iiv^'WMF'Wir MlMti, tipxjefxlfliiiMevifeoi^oQ ^u^SMt^a^ 

tliiiigfeei(MtiflMiidtti<siibdi ilidlitUbtoti B^dbiliMidM WäUst^ ^Uii 
sdfar in vielfach schroff büfkvti^eiide G^gdtiB&tze^ gog^n den fränki^ 
sehen Bpiscopat und Klerus verwickeH. Wie irill man die Annalune 
fexihtfeftigen , Columban habe Basssateuageu für die Kleriker ge- 
gdb^tt?nS\ain £iDflass war einzig auf Mi&ikche Und Xaiien beschräokt. 
i Die ^iBttsslMstuugeö, welche dei^ Klerikern vorgeschrieben wern 

dMiftiis>4fte:iatliwi»ite «tif^l daMH«4k9r diV^tHIMMebMir BinBe^iildlii 

unterworfen werden dürfen ^), ein Grundsatz, welcher auf den fränki- 
schen Synoden des 6. Jahrhunderts, wie wir sahen, wiederholt ein- 
geschärft wurde. In Gallien wurde allerdings noch eine kurze Zeit 
daran festgehalten, Klerikern, wem sie es ausdrücklich verlangen^ 
diti öifi^ttttiohe Busse* gestatten, alleiii auf eine An frage dea-Bttebof 
BtitMto Von!^Naf>K>iiMJMitäcbi6d^' 

lMe^3)iräditioiiibesAgttoh'^ Klerikec 'Vbv'di9v4flbidh 

tioli€n*BiiM^)'' ffii^ tteobadrt^ 6eiii Seit? Begitiit« dw>i6. ijfdiiilranderto 
bflftlie sich krh fränkischen Reiche in Folge dessen die Praxis ausge^ 
bildet, Kleriker zur Bussleistung auf Lebensdauer oder zeitweise in 
ein Kloster zu verweisen. Die Synode von Agde vom .Jahre 506 
can. dOi ferkäugte diese Art der Strafe für Capital verbrechen dec^ 
Kleriker, speciell fär Urkiu^denfalschung und falsches Zeugniss % di« 
3. Bynodd' von OjAmam vom J. odS föf ElMbirack'^); and die Synod« 
m IfoMfile^ wwiea den .Bisohof Oentamelieene ton Trier snr Ab« 
bMomg^^einer fleisehliehen Vergeben ond Jen^ der Verechlendernug 
des Kirchengutes in ein Kloster ^). Zur Zeit Gregor d. Gr. war es 
allgemein Praxis, wie aus zahlreichen Stelleu seiner Briefe hervor- 
geht, die »Detrusio in arctum raonasteriuui« mit jeder Deposition 
eines IQerikers ohne üot^scbied des Vergehens zu verbinden ^)^ 
Wird man nun da niebt geawungen sein anzunehmen, dass der zeit- 
genOseige Golambaaf welcher die Entecheidang eben dieses Papstes 

1) Spiitil. fld.ffiiDer. e.14. SthMnemmmt Poiifit Bom. I^iet^fireimin. 

Pfc 66a . . 

2) Epist CLXVII. c 2. Bei Qraiian e. 67 Dist. 4. 

3) »9fUt, 1. c. II. 085. 4) Ib. 1. c. 775. - 5) Ib. 1. c. 753 ff. 

6) Greg. M. L. I. ep. 18; L. III. 27; L. XII. 31; L. XIII. 45. KMer: 
Depoftitiou and DegiadatioD. Tabingen 1867^ S. 74« 
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Gregor. d. Gr. in der Osterfrage anrief, auch die von diesem Papste 
eingeschärft^ ui^d im fränkischen )^ei(j^i^^^bUc)i^ Observanz, b^sfj^iuij^ 
Kleriker in ein ^^loster jeTwei^^ ^VHf^ mWdU 

. W^i, zurnal^ dies^ Qhserv^i^, ijf^^ 45^$elifliu_§^ne?;.SM0pi^, 

Emjrtiiog wirinü dem aug^^^ (jio^upab?m^ 
für Laien eine Klosierbusse v^rge^clirieben . (c. 20), abei^ nioht für,. 
Kleriker; für dieselbe wird vielmehr die öffentliche Busse und zwayc,» 
in der specielleQ, verschärfte^ Form des Exils und des peregrinare,,. 
(can. 1. 2.) bestimmt, fis ist geradezu unbegr6iflich,.^jiejnian Buss- . 
Satzungen^ welche einen solchen schipofea. Gepqaatz.gegpn, die üb* 
lichiö' P^iiipIin ((nttialteh^ G()Iaml>an ^^uachreiben tcia^n^ .woliärcb ,d|^- . 
9em' ]Ac)P % g^ jj^lir Viirksamen 'iiiiU^^^^ hergabt hätte, ' 

di^ilSmVbii'trbening und d^h' neneraprotestautiscben Forscliern aiiter* 
legte Absicht »einer Regelung des Busswesens nach , den ^n den,, 
Klöstern üblichen Disciplinar-Strafen« zu verwirklichen. '" ' ,^ 

''^ "Was sodann die Strafe des peregrinare i^nd ,des Exils betrifit,-! 
welche in. dem angeblich Columban'schen Bussbuch nioht. allein übej*. ;^ 
Kleriker ^pdW aacb über L^ien (9. 13*J29«) ,ver|fi.&|igjt .,w^rd,t. ^,,^ 
Sinei die^ B^ss-Sarro j^t^hr^jpderj^.y^oirkomnafi.^«^ y 

mitiii^ eili '^eitem' Cräeriom^ gegen dii^^uf djfSc^ j^ps^l^pi^h/i^nge;,,, 
wandte Zeitbestimmung enthalten. . 

^"'Ein Öriterium gegen die Autorschaft Columbans liegt auch in 
den c. 18. 19, 25-. des Ba^sbuches; in. denselben wird die^ öffenäiche, 
19t(95^. yerqdiiden fflit^ de ^manus impoeiiio catholici episcopU vor— . 
ge^hneben. 'I^nn, gp.k^n. »Uo ^orsciber, welqbß «leia (jolouiiliav coofn. 
amgestaltend^n ESinflo^ ft?'^ B^^swestn su^clireibeft,; ia ibidi; Be- 
gründung davon aus, das^ dem Öolambant wie es thaMdhlicli.der 
Fall war , die öffentliche Basse in seinem Heimailande unbekannt 
geblieben sei, und die dort ausschliesslich geübte Privatbusse von 
ihm auf das Festland verptlanzt worden sei. Wie jene Forscher sich 
mit diesen Vorschriften (Zes Öffentliclien Busswesens in d|e)m..,poliuu* -; 
ban'schen Bossbuoh^ nrecbt ftndefW bleibt unerklärliche 

. hat auch der.Erwftlipong der »BonoBiacu . iiac 85i des 
angeblich Oolumban'schen, Bnasbuches eine grosse Bed0itaQgt.Mg(|- 
legt. Die Secte der Bonosianer wird allerdings bereits auf der 2. Sy- 
node zu Arles (443 ad. 452) verurtheilt, allein im eigentlichen fränki- 
schen Reich geschieht ihrer zuerst auf der Synode zu Clichy bei 
Paris . im J, Q2a Erwähnung ^), . Der c 25. de^ Poenitentials Usat 

1) Uefele, l c II. SOG; UI. 77 and 115. 
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abgeidiÄoMii0 Oebfeinde dieser IitliBbre voraassetiEen ; nvqi fehlen 
aMr AHe liietorfächen Ifabhilcbteü datfiber , dass lo ^ostraaien und 

Bargtind, in dem spedelleii Wirkungskreise Columbans zn seiner 
Zeit schon ausgebildete Gemeinden der ßonosianer existirten. Die 
Briefe Columbans erwähnen zwar ausfuhrlich , wie Columban in den , 
Dretcäpitelstreit verwickelt wurde,, aber mit keinem Worte wird be-' 
mei^kt, dÜte Colnrnban aach gegen die Secte der Bonosianer gewirkt 
battel'* &^18f»t *toiidt' 'äncb die Bossbestimmahg bez der Bi>- 
nodaner Ikeib^egs^ aitf* «iine AälÄ^rBcfcaft Colambans 'l&r da^ Fpeni- 
tetfttWi Mlies^fen:* ' • • ' • *" ' '"^ '* " • 

Bndlich ist auf die fünf letzten Capitel des angeblich Co- . 
lamban'schen Bussbuches zum Beweise seiner Autorschaft hinge- 
wiesen worden. In diesem dritten Tbeile de9 . Busshuches ude 
miautis monacbonim aanctionibos« werden Bus^ansitze für die ger • 
riügsten Vergehen der Manche mftgetheilt und werden meistei^ Stockn . 
Schläge als Strafe bestunmt & ist nun eine allgemdn anerkannte 
Bigentbüblichlreft 'der 'ltloTQmban'scbett Klesterregel im Gegensatz zu 
der Benedictiuer-Regel , dass in derselben körperliche Züchtigungen 
gemäss der irisch-schottischen Disciplin verschwenderisch zur An- 
wendung kommen und die geringsten Vergeheu damit bedroht wer-^ 
den. Es kann in der That keinem Zweifel unterliegen , dass diese 
fftnf letzten Capitel des angeblich Coluinban'schen Bnssbucbes mit 
denen "»regiiltf coenobialis*)« In Bezlehnng stehen. ..Diese »legnht 
coenoUalis« i^hrt Iii der Gestalt, in welcher irie auf uns gekommen 
ist/IUM'wesentlrcben^'B'östandtheifen nach von Colämban her, aber ' 
sie hat spätere Zusätze erhalten; zu derartigen spätem Zusätzen sind 
auch die fünf letzten Capitel des Bnssbuches zu rechnen. Mau braucht 
dieselben nur zu lesen, um den Eindruck zu empfangen, dass die- 
selben ans einem umfangreichen Regelbuch entweder planlos excerpirt 
sind, odtfr zur Ergänzung eines solchen bestimmt waren. Es ver- 
hiUlgen'dlesd fünf letzten Capitel Strafen fttr den Fall, dass ein 
MOttcb den ICfostergraben Uber Nacht offen gelassen; für den Fall, 
dass er beim Reiten auf einem Lastthier Arme oder Beine entblösste ; 
es wird der Klosterkoch ermahnt, wo möglich Sonntags die Predigt 
zu besuchen. Derartige detaillirte Bestimmungen lassen nothwendig ' 
eine alle Einzelheiten des Klosterlebens erwähnende Kegel, wie die 
regula coenobialis maussetzeu. Wie will man aber Columban die 
Abfassung eines Bnssbuches zuschreiben , ' in welchem sich nur fünf 

derartige heterogene Bestimmungen fär Münohe finden? Rfttteder- i 

. — i 

1) Lac. Hobtenis, (M. BflgaUr. TtMk 1663, pait IL pag. 91 seq. 
AmUv für KirdMiiMolit. XUJL 2 
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8elb4» ein Bassbii^ mit dinam eigeneii Capital' iäv -Mdodie veifasst^ 
^ wflrde er tot Allem ilie mhwerea Terg^b^n gfgea die Obec|iMC« 
fibor wetehe er in seinen Briefim klagt, erwähnt haben and vmüefn 
er flberhaupt in die Details der klOeterüffaen Vergehen - eingehen 

wollte, würde er eine grosse Menge von diesbezüglichen Bassatzungen 
niitgetheilt haben. Diese spärlichen, fünf planlos zusammengewür- 
felten Capitel deuten auf einen unerfahrenen Copisten hin; vergleicht 
man sie mit der Regel Colambans, so erscheinen sie in der Zusamt 
ihenstellung seiner dnrchau» nnwfirdig. Anoh die iaaf Jetzteii Qbm 
piiel, weit entfernt eine Antorsohaft Ck>lambans f&r sein aimebliohnB 
Bntebnch ta beweisen, sind wichtige Griterien für das Gegeatheil 

Diese Beweismomente mögen genügen, am als sicheres Besnl- 
tat festzustellen, dass das im Cod. Bobiensis enthaltene Poeniteutiale 
dem Columban vollständig fremd ist, vielmehr erst im 8. Jahrhundert 
von einem unerfahrenen Compilator zusammengestellt wurde. Es 
fallen damit alle jene Behauptungen in sich zusammen, wonach dieses 
angeblich Golumban'sche Bnssbach Veranlassang und Grandlage der 
Abfassung einer Menge ähnlicher Bnssbflcher im fkftnldsohen Beiehe 
gewesen seila soll. Durch die Nachweise der Uhftohtheit des aageb- 
tiehen ColQmban'sohen Bnssbnches ist aber »auch die einzige Ormnä^ 
tage jenen Behauptungen von dem umgestaltenden Einfluss Colum- 
bans auf das Busswesen seiner Zeit entzogen ; die Tradition von einer 
Wirksamkeit Columbans, welche das Busswesen umgestaltet und 
wesentlich geordert haben scü^ mu88 somi^ als eme vollständig 
Sfrundiöse Sage ßwrOekgewiesen toer^en. Veranlassung aar Entstehung 
dieser Sage hat wohl der Umstand gegeben, dass das 10. Capitel der 
Begel Columbans, welches allein umfangreicher als die flbrigen nenn 
Capitel ist, die Bezeichnung »PoenitenHdlist fcrägt. Dasselbe be- 
stimmt die Strafen , meistens körperliche Züchtigungen , tür eine 
Menge kleinerer Vergehen der Mönche ; mit den eigentlichen Poeni- 
tentialbüchern der Kirche hat diese Strafregel für Mönche nichts ge- 
mein und ist auch nicht die Grundlage oder die Vorlage für andere 
fränkische Bussbucher gewesen. Indessen hat die Bezeichnung »pMiit* 
tentiaUs* hingereicht, den Glauben an ein eigentliches Bussbuch 
Columbans zu yerbreiten. 

üs möge hier noch eine Erklärnng des Charakters des angeb- 
lich Columbau'schen Bussbuches und der ihm verwandten fränkischen 
Bussbücher Platz finden. -Das Material dieses angeblich Columban- 
schen Bussbuches besteht, abgesehen von den 5 letzten Capiteln über 
Verletzung der Klosterregel, aus 12 dem irischen Poenitential des 
Yinniaus entnommenen Satzungen und aus 13 Busssatzungen, welche 
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rOmisGhen Bussbflcbeni entnommen sind. Wir haben es al» mit einer 
GeflBBpiküon tob zweifelbaiftem Werth ans irisober und ans rtausober 
QpoUenmaise va ihmi. Einen gleiehea CSiarakier haben jene frSnki- 
seben BossbAeher, welehe in grosser Zahl während des 7. nnd 8. 

Jahrhunderts entstanden sind ; ihr Stoff ist ebenfalls theils aus einer 
irisch-angelsächsischen Quellenmasse, theils aus der römischen Quellen- 
maase entnommen, allein mit dem Unterschied, dass sie viel reich- 
hadüger sind und namentlich der römischen Quelleumasse nicht etwa 
rar 13, sondern 100 und mehr Bosssatzungen entlehnt sind. Auch 
ant dieseai Umstände ergibt sich die Unhaltbarkeit der Ansieht, das 
C(dnmbaa;*sehe Bnssbach sei eine Qnelle för die nel reichhaltigeren, 
frftnkfBchen Bnssbücher gewesen. Eine Erkiftrang für diese Er- 
scheinung von Bussbüchern gemischten Inhalt liegt nahe. Die irisch- 
angelsächsischen Mönche, welche nach dem Festlande einwanderten, 
waren in ihrem Heimatlande gewohnt, die Weisthümer eines Vin- 
niaus, Theodor von Canterbury, Beda und Egbert als Normen bei 
Bestimmnng der Privatbusse, welche allein bei ihnen üblich war, an 
benatsen; im fritokisohen Beiehe fanden sie dagegen die traditionelle 
üebmig der Offinitliehen Busse in Gemftssheit der in rOmisohen Bas»- 
hiehera ▼enmebneten eanoniscfaen Satsongen Tor. Da lag es nahe, 
dass der Versuch gemacht wurde, die heimischen Uebungen so viel 
als möglich beizubehalten und anderer Seits der traditionellen Ob- 
servanz, so viel als es nöthig war, sich zu accomodiren. Diesem Be- 
streben verdanken zahlreiche fränkische Bussbücher des 8. Jahrhunderts 
ihre Entstehung. Das Zutreffende dieser Erklärung leuchtet sofort 
ein, wenn man die gleiche Erschetnnag auf dem Gebiete der Kloster- 
regeln in Betcaoht zieht. Oolumban gab seinen auf dem Festlande 
gegründeten Klöstern seine vom religiösen Geiste des irischen Yolkes 
durchdrungene Regel, welche sich durch grosse Strenge, durch häu- 
fige Anwendung körperlicher Züchtigung auszeichnete und alle Ein- 
zelheiten des klösterlichen Lebens berührte. Zu gleicher Zeit war 
anch die Regel des h. Benedikt, welche von Oolumban zwar nicht 
erwähnt wird, aber jedenlalls gekannt war, über die Alpen nach dem 
fränkischen Beiche Forgedrungen und hatte dort Bewundemng und 
Tiel&che Beobachtang gefunden; sie ist umtangreicher, als die Go- 
kimban*S(Ae Regel, aber geht weniger in die Details ein; sie be- 
zeichnet nur die wichtigsten Pflichten der Mönche, bestimmt die 
Disciplinargewalt des Abtes und lässt demselben freien Spielraum, 
nach eigener Einsicht und Gewissenhaftigkeit den einzelnen Fall zu 
entscheiden ^). Hier haben wir eine ähnliche Erscheinung , wie auf 

1) HoUten^ 1. e. pars II. pag. 1 seq. 
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dem Gebiete des Basswesäns. Irische Anschaaungen and Gew^hfQi 
httiea trafen mit römiaeher im feftnkischeii Raich beioits eingebtir^ 
ginter Ele8k6r**0b8emnä nuMimmeik . Die bald empfandeM Oegen^ 
sStae wurden und auf gleiche Weise wie* die' traf dem Oebiete- d<tt 

Buss Wesens darch die fränkischen Bussbücher gemischten Inhalts 
vermittelt. Schon kurze Zeit nach dem Tode Columbans finden wir 
in den Klöstern, die von ihm und seinen Schülern gegründet waren, 
eme Vereinigung der Columban' sehen Begd mit der Regel BeneddcU, 
Die Grundzüge der klösterlichen Verfassang wurden der Benedietiner« 
Regel entaemiiiin und jedes Kloster nahm dazu ans^der Befiel Co- 
lumbans diejenigen Starafbestimmangen, welche für' die besendem:!«^ 
kalen .YerhäUnisBe erforderiieh waren und «ds besendere Eigenthfim« 
lichkeiten Columban'scher Klöster erschienen. Donatus, Sohn des 
dnx Wandelenns, eines Gönners und Anhängers Columbans, gab für 
das von ihm als Bischof und von seiner Mutter gegründete Kloster 
Joasamoutier eine Regel, die aas den Regeln d^s Caesarios, -des 
Benedictas nnd dee Colambanos msaimnengesetet ist; er nahm 
48 Bestoongen aas der 77 Capitel amfaesenden Regel Benedicts 
und verband damit Oolomban'scbe Vorschriften ^). Selbst i» der vev^ 
züglichsten Gründung Columbans in Luxeuil war bereits vor de» 
Jahre 631 eine aus der Regel Benedicts und Columbans zusammen- 
gesetzte Regel in Hebung. In diesem Jahre gründete der h. Eligius 
das Kloster Solignac bei Limoges nach dem Muster von Luxeuil und 
bestimmte, dass die klösterliche Zucht so wie dort in musterhafter 
Beobacbtnng der Regel Beaedicts imd Colombane beobachtet werden 
solle*). Die Verbreitang dieser gemischten Observane ergibt -sieh 
aas der hohen Bedeutang von LaxeQil, welches, wie Montalembert 
sagt, eine Pflanzschule der Bischöfe und Aebte, der Prediger des 
Evangeliums und der Reformatoren für die beiden Königreiche Austra- 
sien und Burgund, ein berühmter literarischer Sammelpunkt gött- 
licher und menschlicher Wissenschaft, ein grosser Lichtherd christ- 
licher Tagend war'). In der vita Salabergae heisst es bezüglich 
der von hier ans gegründeten Kldster, sie hätten gelebt i^ex regula 
h* BeneäicH et Calumbmi*').< Loening führt folgende Elüster an, 
in welchen Urkunden gemäss die Mischregel des Benedict und Co- 
lumban beobachtet wurde: Reslais CPrivilegium des Bischof Bur- 
gundofaro von Meaux vom J. 636) -^), St. Peter zu Sens ^), Barisy bei 

1) Siehe Leeoinie Annales, II, 788 seq. a. 625 n. 67 seq. 

2) Tita & Migii Üb. I, c 21; Pardeasus, Dipl. II, 12, n. 254. 

3) Monialembert, 1. e. II 522. — 4) Mabülon, Acta II, 618. 
5) Pardesaus, 1. e. II, 40, n. 255. — 6) Ib. L c II, 118, n. 385. 
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iMm^vBhte bei. laagtw^, OoriiM»)» Nconenkloater & Maria . so 
SoidMHft^V Montier .ta^ I>er>)f Manbach*) ttncl Amolfina^. IndesBen 
vaenAwaiBd flie Begel Odunibana immer mehr; sie'lremite sick mit 

ihrer übermässigen Strenge gegenüber der Regel Benedicts nicbt 
halten. Selbst in Burgund, der ursprünglichen Heiraath der Colam- 
ban 'sehen Regel, kam sie ausser üebung. Auf dem Diöcesanconcil 
zu Aatun^ das Bischof Klodegar um 670 mit seiner Welt- und KIo*- 
stergeistlrcbkeit abhielt , war die Benediotiaer-Regel im Besik vm^ 
sebliesilkto Herrsehaft. 

. f ; BiiflBfMibäober gemieobtton Inkillb ka MolrisclMBr Belobe babeii 
keineswegs fordernd auf dae Bneewoaeii eingewirkt; sie warden VerM 

anlassung , dass die Willkür in Abfassung tod Bnssbüchem und in 
Anwendung der Busssatzungen herrschend wurde und eine höchst 
nachtheilige Unsicherheit der Disciplin eintrat. Es waren grade die 
attaiiiechraogeisächsischem und römischem Material compilirtaa Bossi- 
bücber, gegm> welche als unechte and schädliche Erzeugnisse der 
Lifcentos dieser Art die ^aodiea Ton Cbalona im J. 813 e« 88, m 
Fada itf * J» 729 e. aS, vm Maiaz im J. 847 c. 81 in den ecbftiMeii 
AAsdrficken ibr Yerdiet spraebem Bine heileame Beaetion biergegen 
begann im Anfang des 9. Jahrhunderts mit Halitgar und brachte die 
cauonischen Satzungen der römischen Bussbücher wieder zur Geltung. 

1) Parde99Ußf L c. II; 133, n. 850. 
' 2) Pert», Dipl. I, 89, n. 42. 

9}' Pardeamst L 6. II, 12e; n; 845. — 4) Ib. 1. n, 189, n. 865j — 5) Ib. 
n, m, n. 483. — 6) Ik L e. II, 858,11.548: — 7) Ib. L«. n, 408^^.59^. 
Iteeningt Le,U, 442. 
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Das Hindernlss der Affinität im ersten Grad der geraden Linie. 

Ein NdUtäisffroeesS'E^erat, 

Von Hugo Ltiemmer in Breslau. 

L In einer von A. H. an den hochw. Hetm FtrsfcMsehof von 
Breslau gerichteten Dennndatlönsschrifb d; d. 20. Hai 1804 ward 
Pflurrer J. in S. n. a. beschnldigt, den Einlieger Lorenz W < . . le 

in H. mit dessen Stieftochter Marianna, mit der er schon Viva adhoc 
uxore resp. matre ehebrecherischen Umgang gepflogen , im Monat 
September 1862 kirchlich getraut zu haben. Die qu. Denunciation 
ging zunächst vom Herrn Fürstbischof an das General-Vicariatamt, 
von letzterem pro infonnatione praevia an den Erzpriester B. in 
Gr. Si, der am 26. Jnni 1864 die Lanrentins nnd Marianna W . . . Iz'- 
soben Eheleute zn H. protooollarisch vernahm. Ans dem mit diesen 
angestellten Oolloquium ergab sieb, dass Marianna die ansserebe- 
liche Tochter der Prancisca S . . . ulla, der Schwester des ver- 
storbenen Eheweibes des Laurentius W . . . Iz, nämlich Josepha, 
sein wollte, und dass Laurentins W . . . Iz dem Gerücht, die Ma- 
riunna wäre seine leibliche Tochter, entschieden widersprach. Qrz- 
priester B. wies in seinem Bericht vom 28. Juni 1864 die im ersten 
Theil jener Aussage enthaltene Unwahrheit durch das vom Pfarr- 
amt B. am 26. Juni 1864 ausgestellte und der qu. Belation im 
Original angeschlossene Tanfzeugniss nach, welches eben besagt, dass 
Maria, uneheliche Tochter der Magd Josepha S . . . nlla, zu D. den 
25. März 1824 geboren und den folgenden Tag getauft ist. 

IT. Nachdem diese Voracten vom General-Vicariatamt am 
5. Juli 1864 dem Fürstbisch. 0£ficiala,t übermittelt waren, ernannte 
Letzteres den Oan. K. in P. zum Conjmissarins. In der Verhand- 
lung vom 28. Juli 1864 erkl&rte Pfarrer J. in S., da^, als vor un- 
geftbr 13 Jahren der Lorenz W . . . Iz die Marianna S . . . nlla 
geschwängert, dessen Frau Josepha S . . • TÜla zu ihm geäussert 
hätte, die Marianna wäre nicht ihr Kind, sondern das Kind einer 
andern Frauensperson, dessen sie sich, als diese gestorben, angenom- 
men hätte. Auch sollte nach der Aussage desselben Pfarrers die 
Marianna noch vor Kurzem geläagnet haben, dass ihr die Mutter 
von ihren Mheren Verhältnissen i. e. dass sie ihre Tochter sei, je 
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etwas mitgetheilt. Indem Can. K. in seinem Begleitbericht vom 
13. August 1864 bemerkte, die scandalöse kirchliche Trauung des 
W . . . Iz mit der Marianna S . . . alla, unehelichen Tochter des 
verstorbenen Eheweibes des W . . . Iz, könnte nicht in Abrede ge- 
stellt werden, und indem er die leichtgläubige ünvorsiclitigkeit des 

sftnmt, verdientermassen rfigte, erachtete er das mit einem betrag 
begangene Vergehen der Yereh^Iiehnng des Stfofvaters mit seiner 

Stieftochter als em Object, das sich zur criminellen Verfolgung durch 
den Staatsanwalt qualificirte. 

III. Durch Consistorialverfü^mng vom 3. October 1864 aufge- 
fordert, 4as Freelamationenbach, in welchem das dreimalige Aufge- 
bot^ 498 Laar^ntias W . • . Iz mit der MamiUEta geb^ S . . . nlfa 
vemlehoet worden, zur Einsicht einzasenden, schickte Pfarrer J. 
vier Ta|^ -spftter mit der Entschnldigung, dass er das, Anfbietungs- 
bttoh pro 18^ nicht anffinden könne , ein Attest des Örtsgeriehtös 
in S., laut dessen im Monat September 1863 der Einlieger Laurenz 
W . . . Iz aus H. mit der Magd Marie S . . . ula von dort in der Pfarr- 
kirche zu S. an drei hintereinander folgenden Sonntagen aufgeboten 
wurde. Dem darauf an Ort und Stelle amtlich gesendeten Erzpriester 
B. erklärte Ptarrer J. am 28. October 1864 der Wahrheit gemäss, 
dass er kein Proclamationsbiich als solches ffihre, vielo^ehr die be* 
traffenden An^bote in sein interfoliirtes Directorimn bei den resp. 
Senntagen zn notiren pflege; dagegen habe er im Jahr 1862 die 
Proclamationen auf lose, nicht asservirte Blätter geschrieben. Die 
beiden Kirchenvorsteher Carl F. und Valentin S. bezeugten, dass der 
parochus das W . . . Iz'sche Eheaufgebot ganz in derselben Weise, 
wie alle andern, vollzogen habe. 

IV. Zu Folge Officialatortels vom 1. December 1864 fOr 
schnldig befunden, »der kirchlich anerlanbten nnd nngUtigett Ehe 
des Einliegers Lanrentins W . . . Iz mit seiner Stieftochter Marianna 
S . . . nlla in grober Fahrlässigkeit durch kirehliche Trauung as^ 
sistirt zu haben,« mit der Auflage: »sofort die erforderlichen An- 
träge auf die Nullitätserklärung der unerlaubten W . . . lz*schen Ver- 
bindung zu stellen,« formirte Pfarrer J. in S. d. d. 9. Januar 1865 
den diessfallsigen Antrag auf Nichtigkeitsdeclaratiou der qu. Ehe. 
Axd Veranlassung des Connstorinms L Inat. reichte Plarradmini- 
stmtor Sch. in S. am 9. Februar dess. J. drei ad rem gehörige 
Kirdumatteste ein. Nach dem dnen, d. d* S. 8. Februar 1865, 
worde der Wittwer Lorenz W . . . Iz aus H. mit der Magd Maria 
S . . . alla aus H. coram duobus testibuä am 30. Sept. 1862 kirchlich 
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ehelich. Sohn des verstorbenen Eintiegers Johnnil' W . . , h aus D. 
und Josepha ehel Tochter des verstorb. Bauers Jacob Dz. aus 
den 22. Februar 1835 coram duobus testibus eopulirt worden. Das 
dritte, d. d. S. eod. d. e. a., bezeugt den am 22. December 1861 
im Altor fM 62 Jahren Jttfol^ifteii. .^^^ 

Ilegem 'lioriiii W*', .:; l3-4Lii8 H. A '...i ."•t-f ,.,*jviu i mn miüu 
' iUSm ML Atteste ImmteBi a^d 'moBileauBoieiiiMii« ttimi^i 
vkUn, denen dl« Oottsirtonel-Verrfigaiig vmi 18:. Fefamriri im/Ate 

druck gab und die zum Bericht des Pfarradministr. Sab. und uu 
protocollariscben Verhandlung, S. 20. Februar 1865^ iöhrten. Kadi 
ersterera ist im Trauungsbuch ganz deutlich der Name S . « > 
nicht S . . . uUa geschrieben, letztere Lesart aber.. die richtige^ ii|id 
die BabBtitairiiiq^ des a statt n durch emen lapsw oalami dös des 
qn. Yermerk in das Traumigsbach eintragenden ScholadminisknMiB 
T. eatstoodea.' Dm ^hiMeMmiam der im «britito Attest 

erwfthnten Josepha fehlte in der That in dem Begrtttmissbneb, 
in welches die Eintragung des qu. Passus suo tempore durch 
den Lehrer ü. geschehen sein sollte. Das Dunkel bezüglich des 
zweiten Attestes hellte das citirte ProtocoU auf. Darin bekundete 
der Aoexügler Carl Dz. aus S. D. , er sei der Halbbradei» des ver- 
storbenen Josepha veiebel. gew* W « « • la; während diese ans eister 
Bhe stammte and ihr Vater 6 . . . nlla hiess«. ui- er ansuwetter "Ehw 
ihrer beidensit^ipea Mntter mit dem Di^ gebeten. Da mm -allger 
mein in der Gemeinde nnd Umgegend die Stelle nicht als die deft- 
S . . . Ulla, sondern des Dz, bezeichnet worden, so dürfte sich darum 
die Josepha mit dem Familiennamen ihres Stiefvaters Dz. haben auf- 
bieten nnd am 22. Februar 1835 copuliren lassen. Daher die discre- 
pantia nominis in dem Attest von Gr. B. Des Weitern erklärte der 
Anssfl^ Carl Dz., seine fialbsehwester Jos^^ B • . . nlla sei tof. 
Zeit^ als sie in Gr. B. gedient^ eines Abends mit einem nengebomen. 
^de m dort nach D. ins Bltemhans gekommen. Dkm Tochter, 
Maria getauft, sei ihre eigene, ausserehelich geborene Tochter ge- 
wesen, und nicht eine Pflegetochter, da die Josepha damals das 
Wochenbett hütet^. Der Kolonist Simon 0. und der Auszügler 
Valentin N., beide aus U., constatirten »aus dem Mund der Leute« 
die Richtigkeit der Dz.'scben Aussage. Die gleiche fama publica 
herrschte im Nachbardori S. D. nadi im Zengniss des Scholzen 
Lorenz 8. nnd des irflhsrn Schdaen Jobann L. Dst Binlieger Lan« 
rentios W . . . Iz bekannte sohon bei Lebzeiten seiner fihefra« Jo* 
sepba S . . . Ulla mit deren Tochter Maria geschlechtlichen Umgang 
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Stieftochter gezeogtiiiincl ihr yi?ä, adhn€ JosephÄ die Ehe nach dem 
ev^nt Tod seiner Frau versprochen zu haben. Diese Thataachea 
wsliien aftohf dem Geständnisse dar i übrigisn Coii^ieiitoA ftoa & UüA 

iiliflSNDeii^ hyekan^ ■mv •< . - [> h , 

-nia s¥I. uliMiiDicditt!gdl^ngti»ni diroh» Decret tto<4[]fa>il0S8imriai»8ik Ifir 
stanz am 23. Febraar 1865 die A«UniDfiIagen M' imvBf<m»^ 
llMriii,fiätablntleiitidmn6J.MftiKidflW^ Jü^/Klagiianttleiiffeichte 
HnM^Anhnge, di« Ghatswischen detA^Hmlngw. tLearönüiit>W y^h 
und der Marianna oder Maria 8 . . .: uUa ex utroque impedimento 
affinitatis et criminis für nichtig zu erklären und bis dahin den prä- 
arnntiven E/heleaten durch den zuständigen pacfiahiis dia QE£oi3Ä«cUfii^ 
iqaratio qaoad.ithorum wenigstens aufzugeben. ^. c; i ^ 
i'i^u «ifli&lknnao 'M^i- dasa ^zn aiiiec Niüiit&tiklagfruiito.iiMiaisik^ 

jv.4J7/a>.'Dtt8ie]]siif xder.Thateadiaiit.^ jkxluoa AU "NkM^^Mi-Aet 

„•'^//•'•-^rn]^ hergeleitet wird, • .\.'-'. . 

•^ j-.rh) Angabe der Beweif^mittel, durch wekhe jene Thatsachen er- 
>v. ' wiesen werden sollen, ' 

•i:. c) Klageantrags worauf, erkannt werden soll, /. r - 

-1 . d) Angabe den canonischen Hechts- oder. fiesetsstdkOt'VOdiui^ . 

' ' .der<A]itia|^;gmchtferiig^'Wivd4.i . ;.ti..j^,>'\ .,,t-i :-^ 
io:.arUirt/deto, warom der Judex a tpsü Amil4!ifiVB rlfitö -SU 
ElageBobrift des Bfe«i6ior8.*al8 finrnnlL aad^inateTMtwigeeigneihni^ 
rückwies. Nach einer dieserhalb zwischen Consistorium und fürst-, 
bischöflichem Anwalt (Promotor) veranlassten Correspondenz über-, 
sandte der Fiscal endlich am 27, April 1865 ein neues Libell, wel- 
dies vollständiger gehalten , . anter Hinweis auf die zu. uaha » Ver- 
wa&dtBchaft« nad aaf da» vatmeintli^ ; inH^nieutain orimiDis, 
wider die iolieger Lmneiüng uad Mniä W •; ... ft^eolieti -£llial»iita 
iii^gea liieiiidlilftfe.Elage erii^ 

Die vom 1& Mai deai. J. datirte Erviediffaiig. .das.. HMümc 
matrimoniorum betonte: 

a) das3 das angefochtene W . .". Iz'sche matrimonium ri^e voll» 
zogeUf somit der Form nach zu Recht besteheudf 
' ■ b) dass das impedimentum criminis nicht constatürtf und ' 

a) daaa bditeffii des impedimeatam affiaifaatia aine VaDVjoUetftnp» 
-dignig det Beweisaafiialime uothiraadig 'sei. ' 

VD. Vitf das Stadiora der Elagebeantveirtaiig midaar weiteraa 
laatruction der Sache trat Can. E. als Oomroissarius, Erzpri^stor B. 
di ßubstitut des Defeusor Matrim. durch Verfügung vom 3. Juni 
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1865 ein. In der TerminsverhandlaDg von Gr. St., 12. Juli ijnsd. a., 
erklärte Laurentins W . . . Iz, dass seine verstorbene Ehefrau Josepha 
geb. S . . . Ulla (laut Taufschein am 15. Februar 1794 geboren, das 
Alter im Todtenschein ialseh angegeben), als er sie kennen lernte, 
schon die Tochter Marianna hatte , deren Vater ihm nnbakaant sei. 
fir deponirte ferner, dase diese ihm aogetmvie Manam»^ S 
eine kibliobe Tochter sefner wetorbenen Fiaa Josepha 8 . « .^loUa 
oder Ds., wie sie nach ihrem Halbbmdw nnd der ganzen, Emilie 
bei der Aufbietung genannt worden, seL In dem Glauben, dass ihm, 
da die Marianna S . . . ulla einen andern Vater hatte, kein Impedi- 
ment zur Verehelichung mit ihr entgegenstünde, habe er an die Be- 
schaffung einer Dispene nicht gedacht. Ohne die ihm vorgelegten 
qu. Eirchenatteste in etwa zn bemängeln, rftnmte er sodann ein, dass 
er bei Lebaeitea der Josepha mit der Maiianna geschlechtlichen Dm- 
gang gepflogoi, die nnehdiehe Tochter Cathaxina gezengt, nnd der 
Geschwftngerteo e?ent die Ehe versprochen. Daxn wftre er 7on seiner 
verstorbenen Frau selbst verleitet, sofern diese ihm wiederholt ge- 
sagt, er soUte nach ihrem Tode die Marianua S . . . nlla ehelichen, 
was er thun zu dürfen geglaubt hätte. — Die Marianna S . . . ulla 
deponirte, ihre verstorbene Matter habe ihr zwar einmal erklärt, sie 
. sei nur ein von ihr angenommenes Kind, doch habe sia in der Schule 
nnd im Leben als natörliche Tochter der Jos^har S . . • nlla gegoK 
ten. Ohne gegen Huren Tauf- und Trannngsschein Binwendongen an 
erheben, glaubte sie, wie ehedem, so noch bei ihrwr Vernehmung, 
dass ihrer ehelichen Verbindung kein Hinderniss der Schwägerschaft 
entgegenstände. Anlangend das impedimentum criminis, so räumte 
sie den Ehebruch mit Laurentius ein; doch habe sie ihn nicht frei- 
willig, sondern gezwungen begangen, da Laurentius angetrunken ge- 
wesen. Die Folge war die Geburt der ausserehelichen Tochter Cs^ 
thaiina. £in fihevetsprechen Seitens des Laurentias hat nicht statt- 
gefhnden; als Wittwer aber erklärte Letzterer der Mariaona, dass 
die Bhe mit ihr yon ihm schon damals intendirt worden. Marianna 
gab post adulterium den Umgang mit Laurentius auf; seit ihrer 
Verbindung post obitum Josephae gebar Mariauua mit dem Lauren- 
tius wieder ein Kind und befand sich im A.ugenblick, wo sie Obiges 
deponirte, nach ihrer Aussage von Neuem in gesegneten Umständen. 

Vin. Die Vorladung und Vernehmung der von den Parteien 
nicht beanstandeten und insgesammt Tereideten Zeugen« welche die 
wesentliche Identität der Namen »Mariac und »Mariannac von vorn- 
herein unanimi consensn behaupteten, erfolgte am 24. Juli 1865 und 
lieferte folgendes Erträgniss: 
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■'' " ä) Der Aiiszügler Carl Dz., Halbbruder der verstorbenen Jo- 
sepha W . . . Iz, mit der er eine und dieselbe Mutter hatte, wusste 
'aUÄ dem Munde dieser seiner Mutter nur so viel, dass seine Halb- 
aidlhrasMt'Joaej^ Ibre^mneiMMeti« ^^hter Manau» auf dam Felde 
gf^c^c^' imd^ taaeh oad arinaorte sbA, dass 

^ Sind'' -dlB^ amälirt' und gepflegt wordeni sei; 

!kötinte-i(be)' nicht mit Bestimmtheit sagen, ob die Marianna eine 
wirkliche di h. eine leibliche Tochter der Josepha sei. Der ehe- 
brecherische ürag'an^ des Lorenz W . . . Iz mit Marianna bei Lebzeiten 
der Josepha war notorisch , dem Zeugen und seinen Anverwandten 
bekannt, die ihre Missbilligung darüber ohne Erfolg geäussert. Dass 
iioniiz W . Iz 'damals schon dar Maria S • • . idla die £he yer- 
'sprDcUelbt'liat ersteter dekn ^Zeagefl eellist mitgatheüt. 

I») Der 'Sclkdze Latrrenthis S. kaavte awar aiohi^ aas eigener 
Wissenschaft bejahen , dass die Marianna S . . . nlla eine leibliche 
Tochter der verstorbenen Josepha sei ; aber »unter dem Volkec 
walte darüber kein Zweifel ob. Der ehebrecherische Umgang des 
Laurentius W . . . Iz mit der ihm später angetraateu Marianna wäre 
in S. D. allgemeSn bekannt gewesen, znmal daraus die Catharina 
S . . . Ulla entsprangen. Ton dem qn. Sherev^rechen irnsste . Zeuge 
jedoeh nichts. 

c) Nach der Depositicfn des Anszüglers ValenUsin W. wurde die 

Maria S . . . nlla in H. allgemein ffir die leibliche Tochter der ver- 
storbenen Josepha gehalten. Ob die Josepha ihre Tochter Maria 
selbst genährt habe, konnte er nicht angeben. Den ehebrecherischen 
Umgang des Lorenz W . . . Iz mit der Marianna S . . . nlla nannte er 
einen notorisch bekannten, die aus demselben hervorgegangene Catha- 
rina S . . . nlla sei dnrch die Tochtw des Zeojgen über die Tanfe 
gehalten worden; von einem Eheversprechen der doneambeatenwosste 
er nichts zn sagen. Die Frage: »Warum mag wol die Josepha 
S . . . Ulla bei ihrer Verehelichung mit dem Lorenz W . . . Iz den 
falschen Namen Dz. geführt haben?« beantwortete er im wesent- 
lichen Einklang mit den Zeugen Carl Dz. und Laurentius S. dahin: 
tDies mag aus der Verwechslung ihres Stiefvaters, der Dz. geheissen, 
mit dem Namen ihres eigenen Vaters geschehen sein.€ 

d) Pfarrer J. deponirte, dass, als die Maria S * . . uUa vor 
etwa 14 Jahren die Tochter Catharina ansserehelich gehören, ihm 
das Gerflcht zn Ohren gekommen wäre, der Vater dieses Kindes sei 
der Lorenz W . . . Iz. Daher liess er das Eheweib des letztern Jo- 
sepha rufen und erklärte ihr, er werde jenes sundhafte Verhiiltniss 
nicht dalden* Die verehel. W . . . Iz versprach , sie würde darauf 
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sehen, dass sich die Sünde nicht wiederhole; und die Marianna bat 
dem Zeugen, welchem übrigens von einem Eheverspreohen absolut 
nichts bekannt gewesen, mitgetheilt, dass seit den YorsteUangeOider' 

nichts Sandhaftes. m^i;:V<»cgekitQHI^. -.:' .{•• ■< i[ 
.f.(.,.r.AH^ 4M9ö.JTiw mÄIäSWiW^^ f übte 

(Jass die Maria eine leibjiclie Tochter dor ?9rstort^6nen Josepha; ver*^ 
ehelicht gewesenen W . . . Iz, sei. Sie erklärten voa einander nicht 
lassen zu können. Von der Angabe des Lorenz bezüglich des EJief- 
^ecä^rechena vivä adhuc uxore wollte Marianna nichts wissen. > 

e) Endlich wurde noch an demselben Tage in S. D. die iinFer-* 
ebi^lifillte l|arga{91i^ al^^bM. Sie; snil :dar. Je« 

s^phaiS,...., Q^& gl|^chzei%.Aaf ..^ep-.^^ au Qr.. B)*>iMid/vni88iif 
df^ss Josepha mit dem.- Kiifclit. Jacob K. IJmgaug halAto ind vett ihm* 
geschwängert war. Als Josepha sich in diesem Zustand befand^ 
weinte sie öfters vor der Zeugin, die sich zwar nicht mehr erinnerte, 
ob die Josepha bei ihrer Mutter oder anderswo geboren , aber als 
gewiss aussjigte , dass die später. noU. W . . . Iz verbundene Marian 
die mit ihrem natürlichen Vater grosse AebD]Mhl(eili<;iiabey:dis*k»hf 
li<q)i6 T<>c|il|er 4er,Jp86plia sei. • , . !>./:•• 

. .Leider , sind, djis Viiiiden s«r ?efriiehiiiui|^ dir Msilgaiwlhii J. 
nicht Torgeladen worden; aaeb hahen ^ Mno liittheihnidf ton 
deren Depositionen erhalten ; überdiess fehlte bei dieser zu S. D. 
gepflogenen Verhandlung der ad hoc substituirte Detensor Matrim.; 
endlich ist kein Unterkreuzungszeuge £ür die des Sciureibens unkundige 
]^rgai)atha J. zagesogen worden. . 

HL Auf Grand* der pvotoeoUaiisohen Anssagwa gab ErsptfoMer 
Bt. als Sabstitnt des Defensor Matnm. sein Totam d. d. Gr. St., 

28. Juli 1865 dahin ab, dass der Laurentins und Maria W. . . Iz'schen 
Ehe ohne allen Zweifel das impedimentum affinitatis in primo grudn 
entgegenstehe, dass sich aber der qu. Ehecasus nicht unter dtMi Be- 
griff des imped. criminis subsumiren lasse. Auch der Commissarius 
Oan. £. tbsilte in seinem fiegleitbeneht vom 8. August desselb. J. 
diese Aneofaawuig, sofern er ans dem persönlichen Verk^ mit Par^ 
teien nnd Zangen nnd ans den von ihnen gemachtem Depositionen 
die vollkommene üeberaengung gewonnen « dass die dem Lorens 
W . . . Iz angetraute Maria oder Marianna S . . . nlla eine leibliche 



1) im Widerspruch mit der Constit. Benedicti XIV,, Dei miseratione 
§. 7. Cfr. ßuuix^ De Judiciis Ecclesiasticis IL 489. 
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Tochter seines verstorbenen Eheweibes Josepha S *.' .\*'alla sei, was 
insbescuulefe die Aussage der Zeugin Margaretha J. ausser Zweifel 

afceilei^iii'i'i'- )■•■'' ■' - • •i-i' .•■ -■•^^ '"i' --.^^ •!:. 

In deiner Schlnsserklft^tto^'Vi&tttf 6:<!ffbVeib1ver 1865 foad^ch Hi^ 
iiklima3|gdr''9tdftittg*'der4%at8i^^ ätlt'^noni- 
wkk (m40nv '^^M^^^^ß^ MMiW;<«J ttii^i' Verai^fB^;' Wd^ Ättif 
trflgte zu äldlen.'* Währeirtd 'Ääs fiöp^dim. crlminis nicht erwiesen 
sei, lasse sich zumal nach der Deposition der Margaretha J. zur 
Widerlegung des impedimentum affinitatis thatsächlich nichts an- 
föiiren und begründen. ' ' ' ' ' " " ' 

Ohne die^e Seblosserkltoung des Defensors dem 'Flscftl init^«' 
tiieäaa beimü 0vetft. Abfamog^dM' Salvaiioliasefarift s^^^ Con- 
sisioriHibi H^iniiiKDSi^dfelSaebe iiiiti^e&r für s^tiidireif: und' 6r-' 
\aimimf wm,iw serraifdls '^in' der -Sessiiea ^rom f. lünr ld66 für Redfit,'^ 
dftss die von dem Lorenz W . . . Iz und der Maria S . . . ulla zu H. 
am 30. September 1862 geschlossene Ehe wegen der zwischen ihnen 
bestehenden Schwägorschaft ersten Grades für nichtig zu erklären, 
das Kirchenbuch darnach zu berichtigen und die Kosten den Ver- 
klagteh aulmeitegeni dieselben abcfr vegen deren Armätb aiisfiser 
AMäta su lassen #0leBV ' 

Im Widersprach hiermit stand das Anschr^ben ' der KOiilgl. 
StaatemaUMliaft zu Ol. »rtA» 8. April 1866 an* d^s - GoosistorinDi 
I. Instanz, wonach zwar auf Grund einer Anzeige des Pfarrers J. zu 
S. bereits zu Ende 1865 polizeiliche und gerichtliche Vernehmungen 
über das eheliche Verhältniss des Lorenz W . . . Iz und der Ma- 
rianna S . . . Ulla veranlasst worden , dieselben jedoch zu einer Re- 
|K>8ition der Sache geführt hätten, weil die Identität der mit W . . . k 
getraateo Mariattift S . ; . «IIa mid der von seineir t^torbenen Ehe- 
fran Josepha geb. Dz. im Jahre 1824 aossmreheüieh geboirtoeÄ 
Tochter nicht habe festgestellt werden können. Mithin gladbte isich 
die Konigl. Staatsanwaltschaft weder in der Lage zu befinden , die 
Aufhebung des ehelichen Verhältnisses nachzusuchen, noch eine straf- 
rechtliche Verfolgung des W . . . Iz und der Marianna S . . . uUa auf ' 
Grund von §. 141 des Strafgesetzbuches eintreten zu lassen. 

X. Nachdem den Part«en das Consistorial-firkenntniss vom 
1. März 1866 am 16. resp. 26. April dess« Jahres durch Pfarrer J. 
pablicirt und anagehftndigt war, yerspraohen ^dieselben sich darin zn 
fügen. Am 30. April 1866 gingen die Akten an den Defensor 
Matrimon., der sie am 3. Mai erhielt und iuuerhalb der zehntägigen 

1) Vgl. Schutte, Darstellung dM Processes vor den kath. geistL Ehe« 
gerichten. Gimea 1858. S. 191. 



Digitized by Google 



30 Lämmer, EhMnd. d. AßniL im er^. Gr* d, g«rad, fMi^ (E^ecl^^ify^m^ 

NeihfHst^) in GemSsslieit der Benedietifiiseheii Balle- £^fNi0^^ 

§. 8 die Appellation mit der Bitte einlegte, dem rechtzeitig und 
ordnungsmässi<2: eingelegten und eingebrachten Rechtsmittel Folge zu 
gebeu und die auf diese Sache sich beziehenden Akten an die zweite 
loetans. mit der AppelUllons-Einfübrang und Rechtfertigung gelange^ 
SU lasaeD« Seia Aatmg ging dahm, priai^ipajiiter , di^ angefoclit^ 
BltB:K|r i^g> annierkeBoeD and evmtnalitev. noeh. ,a]^ ^eini^ljfi^ 
ThfttaiMheii Beweü sa erbetoi.. Dagegen betmiarRg|(e:dßr>Fi804l.i]i^9einiir; 
daroh di^ Verfügung des Gonsistoriame U. In9ta»ZT Ynm ^. Mli 1866 
veranlassten Beantwortung der Appellationsscbrift de dato 28. Juni 
1866 unter Nichtanerkennung der Noth wendigkeit eines ergänzenden 
Beweises^ pure Bestätigung des ersten Erkenntnisses durch die zweite 
Instanz. Dieser Antrag des Promotors involvirte implicite eine Re-> 
tac^üon der Klage 7öm 27. April 1865, sotern dieselbe aos^^ej^ 
Vwkandensein, des Lofedimentam eriminis argomenlbirte. 

Und in der Tbat lag das Ehehindemiss des VerbrecJ^8.,nic)ii.t 
yor, da dieses recbtlicfa nicht blos begangenen Ebebrneh überhaupt« 
sondern auch eine gegenseitige Erklärung und Annahme ded Ehe-r 
Versprechens als Sineqiianonbedingung zu seiner Substantiirung vor- 
aussetzt'^). Die Acceptatioa ist aber von keinem Zeugen bekundet 
und von den Verklagten in Abiede .gestellt wocden, klßf^ b^ndel^te. 
es sieh in dem W. . . Izlscben ca^ps einzig xm daslqiKeduaiifntiani 
affinitatis. in primo grada. 

XL Der Judex a quo sah im üriol yom 1. Wrz 1866 .das 
Ehehinderniss der Schwägerscbaft des ersten Grades, bei dessen Vor^' 
haudeusein eine, wie die W . . . Iz'sche, sonst rite geschlossene Ehe 
nichtig ist^), als vollständig erwiesen an. Denn die verklagte Ma- 
rianna.S.. . ulia sei nach der eidlichen Aussage dreier klassischer 
Zeugen, des Auszüglers Carl Dz., des Scholzen Lorenz S, und des 
Ausznglers Valentin N. die leibliche, aossereheliche Tochter der Jo- 
sepha geb. S . . . ulla, der ersten Ehefrau des Verklagten W . . . Iz» 
welche nur durch eine Yerwecbslung mit dem Namen ihres Stief- 
vaters als geborene Dz. dem Laurentius W . . . Iz angetraut und so 
in das Kirchenbuch eingetragen worden. Die Zeugen seien zwar nicht 
bei der Geburt der Verklagten zugegen gewesen , kennten aber so- 
wohl die Vecklagte als deren Mutter persönlich und gäben das Ver- 

1) 6. 15. de appellat et o. 8. eod. tit Ja VL 

2) 0. a. 4. C. XXXL i^l. «. 6. 7« a X. de 60 qiu dnzit 4. 7. S. A« 
IC. de Idgorio, Homo Apostoliciu Tract. XVIH n. C3. Schulte, Handb. des 
kath.. Eherechts, S. 310, Knopp, Eherecht, 3. Aufl. (Regensb. 1864) S. 25G f. 

3) c. 7. C. XXXV. Qu. 2. c. VIIL X. 4, 14. c. 5. Hess. XXIV. Trid. 
de ref. matr. Cfr. D. Tkomae Aquin, Samma TiieoL Sa. 8. LV, 9 c 
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wandtschattsverhältniss als allgemein bekannt an; der Taufschein 
vom 26. Juni 1864, nach welchem die Josepha S . . . ulla am 25. 
März 1824 von einem, demnächst auf den Namen Maria getauften 
MftdefaeDf etttttaiiden worden, sei tod der Verklagten als der ihrige 
iäMiti&i worden. Hiernacb komme ei auf den Wadeispraeh der 
T^rlflflgleB "Qnd auf die mirieiitige Angabe des TrantelteinB, in wel- 
efi^M'^die Verklage als geborene S . . . olla anfgeführi werde, nicht 
an, da die Identität der Personen, nämlich der am 30. September 
1862 dem Verklagten Lorenz W . , . Iz angetrauten mit der Ver- 
klagten Marianna S . . . ulla, welche die leibliche Tochter der ver- 
storbenen Ehefrau des ersteren sei, durch das Anerkenntniss der 
Partien und die Zeugenaussagen ToUst|,ttdig festgestellt erscheine. ' 

XSl, Der Defensor Matrimon. anerkannte, dass die am 25. Mftrz 

1^24 geborene Und am folgenden Tage getaufte Maria S . . . «Ha und 
die nach dem Trauungsschein dem Lorenz W . . . Iz am 30. Sep- 
tember 1862 angetraute Maria S . . . alla eine und dieselbe Person 
sei, ferner daas die verstorbene Ehefrau des W . . . Iz nicht Josepha 
Dz. , sondern Josepha S . . . ulla geheissen. Aber er glaubte nicht 
zugeben 2n kCnnen, dass ein vollständiger Beweis erbracht worden, 
die Maria 8 . ; . ulla sei eine leibliche Tochter der Josepha S . . . ulla 
und demnach eine Stieftochter des Loren? W . . . Iz. Ohne darauf, 
dass auch die Königl. Staatsanwaltschaft zu Gl. zum strafrechtlichen 
Vorgehen gegen Lorenz W . . . Iz und Maria S . . . ulla keine Ver- 
anlassung gefunden, ein besonderes Gewicht zu legen, setzte er den 
drei Zeugenaussagen vom 24. Juli 1865 das Yerclausulirende Wort 
der Decretalen: »Bumor yiciniae non adeo est jndicandus validus, 
quod nisi rationabiles et fide dignae probationes accedant, possit 
bene contractum matrimonium irrftaric^) entgegen. Der Defensor 
läugnete nicht die Eigenschaft des unter dem 26. Juni 1864 ausge- 
stellten Taufzeugnisses als einer öffentlichen Urkunde, behauptete 
aber, dass dasselbe zumal im vorliegenden Fall, da die Josepha 
S . . . ulla das Kind auf freiem Feld ohne Beisein von Zeugen ge- 
boren haben soll, keineswegs einen ausreichenden Beweisgrund für 
die Annahme der Verwandtschaft zwischen der verklagten Maria 
S . . . Ulla und der verstorbenen Josepha S . . . ulla abgeben kOnne. 
Denn da die Verklagten nicht zugegeben, dass die Maria S . . . ulla 
eine leibliche Tochter der verstorbenen Josepha verehelicht gewesenen 
W , . . Iz sei, und da noch besonders die Verklagte behauptet, ihre 
verstorbene Mutter habe ihr einmal erklärt, dass sie nicht ihr eigenes, 

l) c 5. X. de eo ^ul coga. 4. 13. 
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sondern ein von ihr angenommenes Kind sei, so würde von ihnen 
demnach indkect die volle Beweiskraft des Taufzeognisses bestritten. 
Ntta kOnne dem nicht entgegengehalten werden, wie vom Judex a 
quo gesoheben, dase sie die Kifchenzeagnim im AUgemeitten als die 
ilirlgeD aoerkannt bfttten. Demi man dürfe nicht anbeachtet laasefi, 
daes die Partoea einÜMlie Laodlente seien, wetehe die Bedentnng 
ihrer Auslassungen nnd den Zusammenhang der Thatsachen, über 
welche sie vernommen worden, gar nicht würdigen könnten. 

XIII. Allein dieser keineswegs Mvolen Argumentation des De- 
fensors stellte der Fiscal das Factam gegenüber, dass Lorenz W. . . Iz 

^ laogef vorher, ehe Ihm das qn. Taufattest znr Anerkeminng vorge- 
legt worden, bei seiner durch den P&rradministrator Sch. unter dem 

20. Februar 1865 veranlassten Vernehmung ausdrücklich die Maria 
S . . . Ulla als die leibliche Tochter seiner ersten Ehefrau Josepha, also 
als seine Stieftochter anerkannt und dieses Anerkenntniss in der Ver- 
handlung vom 12. Juli 1865 wiederholt habe. Erst am Schluss des 
Protocolls vom 24. Juli 1865, nachdem ihm die Zengenaussagen 
mitgetheilt und ihm klar geworden, dass dieses VerwaudtsehaAsver- 
hftltuisB far den Ausgang der Sache von grosser Wichiigkdt sei, 
habe er seine frühere Brklftrung widerrufen und bestiitieu, dass die 
Maria S . . . ulla eine leibliche Tochter seiner ersten Ehefrau Josepha 
sei, diesen Widerruf aber in keiner Weise motivirt. Durch diese 
widersprechenden Erklärungen und durch die vom Defensor selbst 
als unwahrscheinlich bezeichnete Behauptung, dass die Josepha 
S . . . uUa die Maria S . . . ulla als Pflegekind angenommen habe, 
könne das Tauiattest vom 26. Juni 1864 in seiner Glaubwürdigkeit 
nicht im Entferntesten geschwftcht werden. Dasselbe gewfthre als 
OiFentliehe Urkunde einen vollen Beweis über die darin doeumentirteu 
Thatsachen, und die vom Defensor angezogenen Stellen fönden auf 
den vorliegenden Fall keine Auwendung, da sie nicht von Urkunden 
als Beweisstücken, sondern von Zeugen handeln. Den vom Defensor 
bemängelten Zeugenaussagen glaubte der Fiscal kein grösseres Ge- 
wicht beilegen zu müssen, und scbloss sich darum dem Antrag anf 
Ergänzung des Beweises, den er ffir vollkommen ausreichend erach- 
tete, nicht an. 

XIV. Den Akten gemäss erkärte das Consistorium II. Instanz 
durch ürtel vom 27. September 1866 die zwischen Einliej^er Lo- 
renz W . . . Iz und Maria S . . . ulla am 30. September 1862 ge- 
schlossene Ehe wegen des trennenden Hindernisses der Schwäger- 
Ii c 15. G. m. Qa. 9 and c 47. X. de test (2. 20). 
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sphi^rt ersten Grades in ger^ider Linie für nichtig. Meines Erach- 
te^s hätte dem Verlangen dos Fiscals, das erstrichterliche ürtel. 
j^r^j^i b^tätig^u, wie dies gcsciiehea, oi^Jit schlechtJiin gÄwiHfala-t 
iP^f^ 9^ ^?! J^lp^^^u Frilfa?ig des ActeQDi^t^jilfl Dicht 
83Wj>TBWflÄ*^fr(}#«^ iiww^te .^.J^elwpor,*!». Ami-', 

l^^fli^^y^ ,4berp.€{r. verlwgjbft fre^^ ifleiwfe Alter. Thirfr:. 

8$(?h^n, di^^.^t^bQnnin WrßrjBjbQO, In Sprache gekoimnen. Da 

nun in geu,e.r:e. jdie Möglichkeit feiststeht , dass Taufzeugnisse, selbst 
wenn sie in legaler Form ansgestellt sind, für die Venvaiultschaft 
oder Scb^wägerschaft blos einen halben Beweis herstellen , da eine 
formaliter gilti^j bes^ljeud^ ^lie, wie die W . .. ♦ Iz'sche, so 
aufrecht, erhalten werden ^i^^^ Üls das Hinderniss, auf ärviad dessen 
die |jl|e äpg^foc^^ wird , , yollständ^^ naehgewieseii j^t,' nach dei)9 
bekahuten' Oi;ands^^ »I^aespmtio stai p^ü yälp^e. ipatriinoiv.i; im- 
^mvx^^^m plene profan diebet^c und da der Beweis eines Impediments 
in oiatriraoijiis contractis bei weitem strenger ist, als in matrinioniis 
contrahendis, so war der Defonsor ex officio berechtigt ynd. ver-| 
pflicht^jij^ folj^eiides z^wiefache MjOmei]|t za urgicen:. . \ 

dej^nir^. 794*1 ,4^/ 1 ^^^rradipi^totor .Sek** ani. 20<:*f^^ 

das9 Bei^e Halbschwester jsnr Zeit,* al» sie noeh in Gr. R. diente, eines 

Abends mit einem neugeborenen Kinde nach D. ins ElternhauH ge- - 
ka|j?lij;Qn sei und dass sie damals das Wochenbett hüten mnsste. .\. .■ 

:,!li|>JLaf diese mtbeeidigt und damm -obne Keweiskralb gebliobenre 
A|iefiegeJ«tr;«ii ^ ;foriQ«Ltoi yernelimaiig des €arl Dz. Um 24; Jnli 
1865(Jt6i«6 ROoksiebirfeBOmmeii. 

b) Bei der eidlichen Deposition der Margaretha J. war der 
Sabstitnt des Defensors, Erzpriester B., nicht zugegen. 

Die sonsifigen Formfehler dieses Protocolls TÖn S. D., durch 
welche ' w Validität des qn. gerichtlichen Incidenzaktes annallirt 
isi' Wb^ ich bereits o6eii Vni, e hervorgehoben. 

Lässt sich der Modus procedendi in superiori instantia in die 
Worte zusammenfassen: »Der Richter, welcher in höherer lastanz 
entscheidet, hat nicht nur die Verhandlungen der untern Instanzen 
genau zu prüfen, sondern auch Alles vorzunehmen, was er für noth- 
wendig erachtet, um das Mangelhafte zu ergänzen, das Zweifelhafte 
festzustellen nnd das Irrige zu berichtigen« (Judex qui in superiori 
instantia' sentehtiani fert, non tantnm in inferioribus instantiis gesta 
diligenter examinet, sed etiam omnia peragat, qnae necessaria 
ducit, ut defectus suppleantur, dubia dilucidentur et orrores corri-» 

Archiv lür Kircbeurecht XLIX. 3 
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gantiir) so musste m. E. in der W . . . Iz; schon Causa über die 
oben beregten Momente in legaler Form Beweis erhoben , und wie 
Margaretha J. speciell über die Zeit, in welcher die Josepha S . . . ulla 
entbunden worden sein soll, so Carl Dz. darüber befragt werden, ob 
das -Ton der S • . . ulla nach Haus gebrachte nengeboimie Kind ein 
MSdchen gewesen. Serratia servandis wäre dann in Verbindung mit 
dem TaofzeagDisa yom 26. Jani 1864 wegen der Connexität der Ana* 
lassnngen des Carl Dz. nnd der Margaretha J. ein vollständiger and 
allseitiger Beweis der Verwandtschaft zwischen der Maria und Jo- 
sepha S . . . ulla hergestellt worden als Basis für die Appellations- 
Sentenz. 

XV. Noch erübrigt die Erwägung der Dispensations- resp. Con- 
validationsfrage« Unter den canonischen Bechtsgrundsatz: »Spiri- 
tnalia facilins constmnntnr quam destninntnrc *) Iftsst sich auch die 
Ehe als spirituelles Lebensrerhftltniss und causa favorabilis sub- 
flumiren. Kann nun auf den W . . . Iz'schen Ifall die Bestimmung 
des Tridentinums : »Si vero solennitatibus adhibitis impedimentum 
aliquod postea subesse cognoscatur, cujus ille probabilem ignoraiitiam 
habuit, tunc facilius cum eo et gratis dispensetur« oder muss die 
Eingangsbemerkung desselben Concils a. a. 0. »Si quis intra gradus 
prohibitos scienter matrimonium contrahere präesumpserit, separetur, 
et spe diapensationis consequendae careatc Anwendung finden ? 

Die Soiennitftten bei Eingehung der qu. Ehe sind unzweifelhaft 
gewahrt worden; die trina proclamatio ist nach dem amtlichen Be- 
richt vom 28. October 1864 rite erfol^^t, ohne dass sich irgend wel- 
cher Einspruch Seitens der Gemeinde erhoben, wozu aber mindestens 
die in der ersten Instanz gehörten drei klassischen Zeugen verpflichtet 
gewesen wären ^). Hinzu kommt die ignorantia juris, wenn auch 
nicht &cti. »Die Laurentius und Maria W . . . Iz'schen Eheleute,» 
— bemerkte Erzpriester B. in dem Votum, welches er als stellver- 
tretender Defensor Matr. am 28. Juli 1865 abgegeben — »sind 
ausser dller SchM^ nicht ex malitia, vielmehr ex ignorantia erassa 
haben sie das Verwandtschaftsverbältniss nicht eigentlich ver- 

1) Inatructio pfo JudieUs Eede^astieiB Imp. Anstr. qaoad Oamias ma- 
trimoDia]« §. 185. 

2) c. 2. X. de titlislat. episc. (1, 7). 

3) c 26. X. de re jud. (2, 27). c. 33. X. de appellat. {2, 28). c 3. X. 
qni matr. accus. (4, 18). Conc. Trid. Sess. XXIV. c 10. de ref. matr. 

4) Sess. XXIV. de ref. matr. c. 5. 

5) Cfr. c. 20. C. XXXII. Qa. 7. Corrector BurcharJi Can. poenitent. ^8. 
{Waaser schieben, ßussordnun^en der abendländ. Kirche Ö. 051). 

C) Gousaett Moraltheologie II. 512. 
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scliwiegen, als vielmehr iguorirt^ gewiss in der Meinung, dass, wenn 
solches ein verbotenes sei, der Pfarrer, der es besser wissen müsse, 
sie darauf aafmerksam macheu werde. Das Loos dieser unglück- 
lichen Leate ist in der That nur zn bedauern! . . . Das Ehever-» 
sprachen des Lanrentias W . . . Iz an die Maria 6 . . . nlla ist nicht 
hervorgegangen ans Zaneigang oder sinnliefaer Liebe zn ihr, viel- 
mehr erfolf,'te dasselbe anf Zureden, Vorhalten resp. Verlangen der 
Josepha S . . . ulla verehel. W . . . Iz, der kranken dem Tode nahen 
Mutter .der Maria S . . . ulla, und sonach war es die Folge des durch 
das Vorhalten der dem Tode nahen Mutter resp. Frau im Laurentius 
W , . . Iz wach gewordenen Pflichtbewusstseins die Maria S . . . ulla 
nan, die durch notorischen Ehebruch gebrandmarkt keine Aussicht 
hatte sich anderweitig zu verehelichen nnd ihr Kind zu ernähren, 
aus dieser Calamität nach dem Vulgären Terminos herauszuführen 
(wyprowadzlc); lÄurentins W . . . Iz hat bei seiner ignoranHa 
cibilis sogar bona fidc gehandelt, indem er glaubte durch die Ehe 
das gut zn machen. Dagegen hat die Maria S . . . ulla i)ei diesem 
ganzen Processe gar keinen Willen gehabt, sie fügte sich mechanisch 
dem durch das Laurentius W • . , Iz'sche Eheversprechen ausge- 
sprochenen mütterlichen Willen; vergegenwärtigt man sich leb* 
haft, wie solche arme Waldbewohner denken, urtheüen, fühlen etc., 
so ist man moralisch zu der Annahme genOthigt, die Maria S . . . ulla 
ist ganff sehtMlos.^ Und Oommissarius E. äusserte sich unter dem 
8. August 1865 aul Grund des persönlichen Verkehrs mit den Par- 
teien dahin : »Ich zweifle gar nicht daran , dass Lorenz W . . . Iz 
die Marianna S . . . ulla bona fiele geheirathet und erst nicht ge- 
umsst habe, als stehe dieser Verbindung ein trennendes Ehehinderniss 
entgegen, vielmehr hatten beide die gute Ahsiektt durch Schliessung 
der Ehe den durch Ehebrach früher begangenen Fehler so viel als 
roögUcb wieder gut zu machen.« 

Somit handelte es sich um ein moHmoninm dma ftäe et ser- 
vatis solemnitatibus coniractum, dessen Convalidirung die Kirche im 
Princip allweg begünstigt; und diese Convalidation hätte ex parte 
conjugum keine Schwierigkeit gehabt, da Laurentius W. . . Iz, ob- 
wohl er dem Befehl des Consistoriums I. Instanz gemäss sich in die 
separatio quoad thorum gefügt, doch erklärte, er würde die Maria 
S . . . Ulla nicht im Stiche lassen, sondern für sie und deren Kinder 
sorgen. 

XVI. Aber kann in primo gradu affinitatis zum Behuf der 

Convalidation dispcnsirt werden ? Ich möchte diese Frage nicht (wie 
es in einem das erstrichterliche Erkenntniss vorbereitenden Votum 

3* 
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geschehen) absolut verneinen. Die Schwägerschaft im ersten Grad 
der geraden Linie zwischen Stiefvater und Stieftochter, Stiefmutter 
und Stiefsohn, wenn sie affiaitas legitima, nämlich ex copula licita 
her?orgegang6ii ist, gehört za den principiell dispensabeln Bhehtn- 
dernlssen. 

Papst Bmiäki XIV. ervrähnt in seiner Schrift »De Synode 
Dioecesanat IX. 18. 4 die Ansicht: »aiffinStateni qnae ex matrimonio 

oausatur, jare naturae dirimere niatrimonium in primo gradu lineae 
rectae; ^)« er schliesst sich aber den »probatissimi auctores« an, welche 
dies Hinderniss aus dem positiven jus ecclesiasticum ableiten ^). Dess- 
halb ist der Papst befogt »ex gravisaimis urgeutihos oaosi^f darin 
an dispensiren 3). 

ßin Dispenflgesaeh znra Behuf der Reralidution üess sich im 
W • . . Iz'schen Fatt immerhin ausreichend motivireu* Uarmn ist's 
befremdlioh, dass weder der Oefensor Matr. noch die Beklagten einen 
diesfälligen Antrag gestellt. Für den Judex ad quem, der die ün- 
giltigkeit der qu. Ehe erklärte, lag keine Veranlassung vor, an com- 
petenter Stelle dahin zu wirken, dass praevia dispensatione die Con- 
Validation des VV . . . Iz'schen Matrimoniams herbeigeführt wurde^ 

1) Pirhing, Jas Canonicam Lib. IV. Tit. XIV. Seot 8. n. d2. 

2) Sanchez, L. 7. de matr. dis. 60. n. 7. 

3) Cfr. Üanieli, InsUtutiones Canonicae Lib. II. T. IX. o. G8 (L 469). 
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. Die hregutaritas ex delicto homicidü. 

Em BtStng Tfoa Dr. Rudolf R. v. flScft«rer, 

Das alte Recht der Kirche schloss regelmässig Jene , welche 
iiiren weltlichen Sinn dadurch bezeugt hatten, dass sie nach der 
Taufe im öffentlichen Leben , an Gerichten oder im Heere Stellung 
genommen liaiiten, vom BSntritt in den Kienis ans. So yeiordnete 
eine illyriacbe Synode ?on 375, daes Bischöfe^ Frlesternnd Diaconen 
nicbt antf dem MiUtSr» oder Beamtenstande genommen werden sollten 
{Haräoum^ Coli. Oonc. I, 793). Nach der Bestimmung einer römi- 
SLhen Synode, wahrscheinlich vom Jahre 402 (c. 10, Bruns ^ Cano- 
nes II, 279) können solche, welche nach der Taufe Staatsbeamte 
gewesen sind, erst nach geleisteter Busse in den Klerus aufgenom- 
men and zu Friesiem befördert werden. In seiner ganzen Schroff- 
heit Sprach es Intlocmuf L im Jahre 404 in einem nach . Spanien 
gerichteten Schreiben ans: dass Niemand Kleriker werden sollte, 
der nach der TanfB durch gerichtliche Thfttigkeit seine Hartnäckig- 
keit oder im Soldatenstande seinen Mangel an Herzensmilde oder als 
Curial seine feige Nachgiebigkeit nach oben wie nach unten gegen- 
über dem genusssüchtigen Pöbel bewiesen habe ; die entgegen diesem 
Gesetze Ordinirten sollen sammt ihren Ordinatoren deponirt werden 
(c. 1. Dist. 51). Allen den genannten Personen schien ein sittlicher 
Makel anzuhaften und doch sollte der Kleriker nach der Weisung 
des Apostels tadellos sein. Das Wort »sine crimine essec (Tit. 1, 6) 
verlangte nicht nur, dass der Betreffende keines Verbrechens im ge- 
wöhnlichen, straf^rechtlichen Sinne des Wortes sich schuldig gemacht 
hatte, vielmehr sollte der ganze Charakter des zu Weihenden ein 
guter und edler sein. Störrische, streitsüchtige, habsüchtige, rach- 
süchtige Naturen sind nach den sog. Statuta ecclesiae antiquae c. 55. 
(c. 8. Dist. 46.) vom Eintritt in den Klerus ferne zu halten. Da- 
neben war es ndthig, den Begriff des »crimeuc als einer einzelnen 
Handlung in etwas zu bestimmen und so entwickelte sich, abgesehen 
von der eben dargestellten Bttcksichtnahme auf den ganzen Habitus 
und Charakter des Oandidaten, die Rechtsanschauung , dass nur ein 
qualificirtes Verbrechen vom Klerus ausschliesse. Die Qualification 
konnte eine formelle sein bestehend in der Thatsache, dass der Be- 
treffende einmal öffentliche Busse geleistet hatte, o4er eine ma- , 
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terielle durch die innere Beschaffenheit der That bedingte. Bis ins 
Mittelalter herein liefen beide Momente nebeneinander, mit dem 
Wogüril der Öffentlichen Bosse blieb das letztere alleiii übrig.' Vor 
allen sind Tddtnng and Verstümmelung eines Menschen solche qvLnli- 
ficfrte Vergehen, welche an sich schon den Betreifenden als des 
Klerikats, wenigstens des Priesterthums unwürdig erscheinen lassen. 
Zugleich wurde das alte Recht in der eingangs erwähnten Richtung 
gemildert, indem nun nicht mehr die Thatsache des Eintrittes in 
öffentliche Dienste, sondern nur die Fortdauer dieses Dienstverhältnissen 
vom Klerus ausschloss und. dem Anstritte aus dem Staatsdienste der 
Eintritt in den Eirchendienst anstandslos folgen konnte ; es wäre denn 
dass bei Ausübung des Dienstes Richter oder Soldat zur Tödtung oder 
Verstümmelung eines Menschen mitgewirkt hfltte. Es leuchtet auf 
den ersten Blick ein, dass der Gesichtspunkt nun ein anderer gewor- 
• den und im Grunde nicht mehr der Stand, sondern nur die Tödtung 
diese aber auch den Privaten vorn Eintritt in den Klerus zurück- 
hielt. Trotzdem hat die Theorie den einen Fall als Irregalaritas ex 
defecta perfectae lenitatis , den anderen als Irregularitas ex delicto 
homicidii bestimmt, eine Untei:8Cheidung, welche auch von der kireb« 
liehen Gesetzgebung sanctionirt und besonders in der Frage nach der ' 
Dispensation von Bedeutung ist. - 

Zur Lehre von der Irregularität aus dem Delicto der Tödtung 
soll ein kleiner Beitrag gegeben werden. 

Das kirchliche Strafrecht legt bekanntlich grosses Gewicht auf" 
den objectiven Thatbestand. Vorhandensein des corpus delicti ist 
Voraussetzung der strafrechtlichen Qualification der That. Wo kein 
Todter, kann von einer Tüdtnng nicht die Bede sein. Vorbereitangen 
zum Morde, Versuche desselben können als strafbare Handlungen 
anderer Art sich darstellen; einer nicht vorhandenen Tüdtnng hat 
sich Niemand schuldig gemacht. Wenn einerseits das Recht lax 
erscheint, weil es nur die mit Erfolg begleitete dolose Handlung 
straft, so ist es andererseits rigoros, weil es bei eingetretenem Er- 
folge kurzweg ein Homicidium erblickt, einen Mord sozusagen ver- 
mutbet. Die Ausrede, nicht der Tod, nur die Verstümmelung sei 
beabsichtiget gewesen, Iftsst das Recht nicht gelten, daher die Unter- 
scheidung von Mord und Todschläg dem canonischeU' Bechte fremd 
ist. Dasselbe gibt .nur die Möglichkeit zu , dass der Tod nicht als 
eine Folge der Handlung des Betreffenden, sondern als Zufall einge- 
treten sei. Dem homicidium voluntarium oder ex industria wird das 
homicidium casnale entgegengesetzt. Schon jetzt ist klar, dass eine 
, feste Definition des letzteren Ausdruckes schwierig ist Im einzelnen 
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Falle wild zu ontersuchen und zu beweisen sein, dass nur scheinbar 
ein homicidiura , in der That ein homicidium casaale vorliege oder 
umgekehrt; das erstera wird vom Angeschtildigten, das letztere gegen 
denselbeii zu beweisen sein. Die Bemerkung mnss gleieh hier ihre 
Stelle finden, dass selbst der homicida voluQtarlns in gewissen Fällen 
sich entsebnldigen kann, dnreh den Nachweis, dass er in einer Noth- 
lage sieb befand und nicht anders handeln konnte. Das leitet über 
zum Begrifte der Tödtung aus Nothwehr, welcher unten näher zu 
bestimmen sein wird. 

Im Folgenden soll nicht von den Strafen der Tödtung, sondern 
nur von der derselben anhaftenden Rechtsfolge der Irregularität ihres 
Th&ters gehandelt werden. Demnach sind die einschlfigigen Stellen 
in 'Gratian's Decret kurz m besprechen, dabei werden die Ansichten 
der Glosse zu berücksichtigen sein, weil sie den üebergang bilden 
zum Decretalenrechte. Für das heutige Recht sind von grösster 
Bedeutung die Bestimmungen des Tridentinums, deren Sinn und 
Tragweite festzustellen sein wird. Noch bemerke ich, dass die Mei- 
nungen der Moralisten und Oanonisten, soweit sie den Gegenstand 
oasnistisch behandeln, zu sammeln und zu sichten, kein Bedürfuiss 
vorlag, da dieser Aufgabe die Arbeit Bmiiimghamm'a (Tractatns de 
Irregnlaritatibns, II, 1868) in ausgiebiger Weise gerecht gewor- 
den ist. 

In der Pars III. der 25. Distinction beginnt Graiian die Dar- 
stellung jener Eigensciiaften , welche der zu den Weihen besonders 
dem Episcopate zu Befördernde haben und nicht haben solle. Die 
wichtigste negative Bestimmung ist, dass er frei sei von Verbrecheu. 
Diesen Gedanken führt Gratian im Folgenden des einzelnen durch 
und kommt zu Anfang der 50. Distinction zum Schlosse, dass mit 
Yerschiedetben (varüs) Verbrechen behaftete Personen , nicht zu Prie- 
stern geweiht werden sollen. Daran ffigt er die Bemetknng, dass 
in gewissen Fällen das Verbrechen auch den bereits geweihten Kle- 
riker und zwar unerbittlich und unwiderruflich vom Klerus wieder 
ausschliesse. Neben dem Abfalle vom Christenthum , der Verläug- 
nung des Glaubens zählt hieher besonders das Homicidium. In c. 4. 
D. 50. tadelt Papst Johann VIII., um 880^ den bretoniscben Bischof 
Cenmenocns, dass er zur Behabilitation eines Priesters, welcher einen 
Mord begangen habe, die Zustimmung des Papstes angesucht habe; 
ein sfoleber Priester ist fielmehr des Priesterthnms privhrt und kann 
nach noch so langer Pönitenz nicht mehr im Priesterthura dienen. 
Der folgende Canon 5. sagt, dass ein Kleriker, welcher einen Heiden 
getddtet, nicht zu den hüheren Weihen aufsteigen könne, vielmehr 
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aacli den erworbenen Ordo verliere (carere dcbet), eine Entsclicidiitig, 
welche Nicolaus I. (f 807) gegen Hunifred damit begründet, dass 
anders geartet der Soldat der Weit sei , und anders der Soldat der 
Eirehe, wdcbe vor BlntTergiessen snrückscbiecke. Bereits die Glosse 
verstiiBd die Stelle vom regelmSesigoB Kriegsdienste. Dabei ist aber 
im Auge za bebalteo, dass zwar eine bestimmte Handlung nicht erst 
dann vom Klerus ausschliesse, wenn sie eine Todsünde ist, anderer- 
seits aber doeb nur eine solche Handlung, welcher ein sittlicher 
Makel anhaftet. Die Stylisirung von c. 6. D. 50 , ebenfalls einem 
Fragment eines Briefes Nicolans 1. an den Chorbischof üsbald ist 
verworren und die Stelle desshalb suspect. Der soeben dargelegte • 
Fall erfährt hier eine Erweiterung: auch dann, wenn der Kleriker 
in Vertheidigung seiner eigenen Person den Heiden getödtet babe, 
sei der Erfolg bezüglich der Ans&bung und des Empfanges der Weibe 
der gleiche , der Priester scjle steh genug sein lassen zn' dienen. 
Während bisher von dem Falle, dass ein Kleriker eine Tödtung be- 
geht, gehandelt wurde, gibt c. 8. eine allgemeine Bestimmung: wer 
immer als Christ, das ist nach der Taufe auch als Laie, ein Homi- 
cidium durch That, Befehl, Rath, Abwehr begangen und trotzdem 
den Klerikat sich erschlichen hat, ist abzusetzen und erh&lt erst auf 
dem Todbette die Gommunion« Das Oapitel ist das 26. des Martin 
Yon Braga {Bruns, Oanones II, 49) mit dem einzigen Unterschiede, 
dass statt »assensione« das Wort »defensione« gesetzt erscheint. 
Friedberg fuhrt in seiner Ausgabe des Corpus Juris canonici als 
Quelle dieses Theiles den 21. Canon von Ancyra, 314, an; allein 
dieser Canon handelt vom Abortus; eher ist an c. 22. desselbea 
Concils zu denken, welcher die Mörder bis ans Lebensende von der 
CommnniDn ausschliesst , doch ohne irgendwie des Klerikats zn er- 
wähnen. Die Glosse lehnt hier bewusst den Gesiehtspnnkt der Sünde 
ab und versteht das Capitel Ton der Irregnbirität des Soldaten (facto) 
Richters (praeoepto) und Assessors (consilio). Nur Bastian^ c. 1180. 
glaubte schon wegen Erwähnung der Täufe den Mord nicht uus- 
schliessen zu sollen und lehrte: die Sünde der Tödtung, wenn sie vor 
. der Taute begangen worden, schliesse nicht von der Weihe aus, wohl 
aber treffe die »Irregularität» wegen der amtsmässigen Tödtung auch 
den heidnischen Richter ; demzufolge sei der Sünder besser daran wie 
jener, welcher niöht sündigte. 

Gratian behandelt In dieser Distinction 50. vorzüglich die EVage 
nach der Möglichkeit der Restitution abgesetzter Kleriker. Er stellt 
zuerst die Unterscheidung zwischen wahrer und falscher Busse aul", 
dann jene zwischen offenbaren, bekanutoH \iud geheimen Yer brechen. 
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Wer die letzteren durch geheime Busse gesühnt habe, könne die 
geistlicli^a YerricbtungeD wieder an (nehmen. Im fünften Theile 
kommt er speciell nochmals auf das Honoicidium zurück und erklärt: 
waoa dassdbe be^ng^n worden ia einer gdwissen Notbwendigkeit> 
90 könnten nach einer bestimmten Bn898^t die dessen SchnUigon 
wieder zur Oommunion <nnd znm Dienste zorückkehren. Die Beleg- 
stelle in c. 36, c. 1. der Synode von Lerida, 524, besagt: Kleriker, 
welche auf das Opfer bezughabende Dienste verrichten, müssen durcli- 
aus auch während des Belagerungsstandes ilirer Stadt vom Blute 
auch der Feinde sich freihalten , andernfalls müssen sie zwei Jahre 
Busse thun, von Communion und Dienst sich ferne halten « dann 
können «ie ihren Ordo wieder ausüben, dürfen aber nieht promovirt 
werden. 

Gleich milde oder noch gftnstiger zu beortheilen , ist das ca- 
suelle nicht völlig anzurechnende Horaicidium. So erklärte Urban IL^ 

vor 1093 (c. 37. D. 50.), dass ein Kleriker, welcher durch einen 
Steinwurf zufällig einen Knaben getödtet habe, in seinem Ordo blei- 
ben dürfe, aber immer Busse thun müsse, was die Glosse von einer 
geheimen Busse, die Summula von der Nothweudigkeit einer Dis- 
pensation erklärt. Noch milder ist eine Vertagung SU^^han* YL 
(c; d91), derzofolge der Bischof, welcher in der sarazenisehen Ge- 
fongensehaft Jemanden getödtet habe, weil' böser WiUe ausgeschlossen 
sei (non tua sponte id fecisse cognosceris) nicht von Rechtswegen 
gestraft wird, obwohl er mit Grund sich schuldig bekenne (c. 38. 
D. 50). Die laxe Bestimmung der folgenden Palea (c. 40.) un- 
sicheren Ursprunges, aus irgend einem Pönitentiale, welche den Mord 
eines Juden' oder Heiden nur mit vierzigtftgiger Bosse straft, ist 
belanglos. 

Die geschehene Tödtong «itschuldigt Äffeet und Zorn, mag 
anch die Absicht zn tödten ausgeschlossen gewesen sein , nie. Der 

Priester bleibt lebenslänglich deponirt, ist also wie irregulär. Diesen 
übrigens selbstverständlichen Reclitssatz enthält das in c. 39. D. 50. 
enthaltene Fragment eines zweifelhaften Briefes Nicolaus I. an Osbald 
den Chorbischof. Ebendaselbst wird des weiteren erklärt, dass, wenn 
ein gewisser Diacon den Tod dadurch sich zuzog, dass er vom Pferde 
fiel und das Genick brach und wenn der angesohnldigte Frieater nur 
unvorsichtig (incaute) ihn vorher geschlagen hatte, letzterer nuir anf 
einige Zeit vom Messelesen 8aGq[»endirt werden solle, üm Oberhaupt 
einen Sinn in die Stelle zu .bringen, bemerkt schon die Glosse mit 
Recht, dass zwischen dem Schlagen des Priesters und dem Stürzen 
des Diaco4i8 kein Causalnexus bestanden haben darf, 
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Dass der Mord den Schuldigen durchaus vom Klerus ausschliesse, 
darüber konute kein Zweifel sein. Schwieriger war die Frage zu 
entscheiden, was in dem Falle rechtens sei, wann der Tod die Folge 
einer weniger boshfilten -als unfiberlegten Handlung war. Die Synode 
von Aneyra, 314, e. 23, setzte die' Basszeit für solche an&berlegt9 
casnelle Tödtang von sieben anf fflnf Jahre herah^ (c. 42. D. 50, 
vgl. c. 44). Dagegen geht nun Gratian daran, nachzuweisen, dass 
nicht das Werk, sondern die Absicht zu strafen sei und gestraft 
werde und führt zwei Stellen des römischen Rechtsbuches dafür an, 
dass dort, wo kein bewusster Wille, keine Absicht auf den erfolgten 
Tod vorhanden war, auch kein Verbrechen vorliege. Gratian zieht 
noch zwei angehliehe Aensserongen der Päpste Pelagins oder Gelasins 
(o. 48. D. 50«) und Nicolai» I. (c. 49.) an, von denen die erster» 
den nicht hielier gehörigen Fall bespricht, dass die Frau aus Zufall 
unter die Pferde ^rftth und Vertreten wird, die zweite Ausschliessung 
vom Klerus nur dann ausspricht, wenn der Holzfäller durch irgend 
eine Schuld und Nachlässigkeit dazu beigetragen hat, dass Jemand 
vom stürzenden Baume erschlagen worden. Der letztere Fall wird 
völlig richtig und klar entschieden vom Concil zu Worms, 869, 
c. 29: derjenige, welcher einen Baum fällt, ist für den durch den- 
selben erschlagenen Menschen nur dann verantwortlich, wieeinM9r- 
der, wenn ihn bOser Wille (volnntas) oder Sorglosigkeit trifft; er ist 
völlig frei von Schuld und Strafe, wenn der Tod durch die Unacht- 
samkeit des Erschlagenen eintrat (c. 50. D. 50). Interessant ist da- 
bei nur noch, dass die Synode das Geschäft des Baumfällens als ein 
nothwendiges (in opere necessario) nicht etwa nur aus Laune unter- 
nommenes voraussetzt. Der Canon der Synode von Tribur, 895, (c. 51. 
D. 50.) behandelt wesentlich denselben Fall und illustrirt ihn nur 
dadurch, dass ein Bruder dem Bruder den Warpuugsnif 'gegeben 
und derselbe trotz der Warnung unter den stärzenden Baum gerieth. 

^ Zur vollen Klarheit ist übrigens Gratian in dieser wie in vielen 
anderen Fragen nicht gelangt. Er verlässt den eingenommenen Stand- 
punkt, dass alles vom Vorhandensein der Schuld abhänge und legt 
den Nachdruck auf die Tbatsache der äasseren Kirchenbusse. Dann 
fasst er, nach c. 51, sein Urtheil dahin zusammen: Gefallene (lapsi) 
können nach gethaber Busse in ihren Ordines reparirt und belaräen 
werden, dürfen Aber in keiner Weise aufsteigen. Des weiteren beregt 
Gratian nochmal das Beispiel des Petrus, andererseits führt er noch 
die Analogie an, dass Pdnitenten nicht zu den heiligen Weihen pro- 
movirt werden dürfen. Letzteren Anstand beseitiget er leicht, er 
versteht die angeführten Stellen entweder von solcbeu Fdnitenten, 



Digilized by Google 



H. V, ifeherer, IrreguUtrittu ese delicto Adtnicüiii. 43 

welche nach der Busse in eleu Soldaienstand getreteu sind, oder aber 
von der solemnen nur einmal gewährten Pönitenz (vor und nach c Öl. 
D. 50). Das Resultat ist ihm (Dist. 51. i. A.): Verbrechet werden 
in -zwei Ffillen ?on den heiligen Weihen ausgeschlossen, wenn sie 
nloht wahre Bosse gethan oder wenn sie Öffentliche Busse geleistet 
haben. 

Die Glosse zu den besprochenen Stellen des Decrets zeigt be- 
reits einen Fortschritt in dem Versuche, eine theoretische Lösung der 
Frage, wann die Tödtung irregulär mache, zu geben. Zuc. 6. D. 50. 
unterscheidet die. Glosse eine dreifache Tödtung, das homicidium ex 
neeessitate, casu, Toluntate* In letzterem Falle ist nie zu dispensiren, 
auch nieht nach geleisteter BussOi selbst dann nicht, wenn alles ge- 
heim geblieben wäre, so Hnguccio e. 1190 und Johann Tentonicus vor 
1215. Bartholomäus, c. 1240, fügt bei, dass andere beim geheimen 
Morde nach geleisteter Busse keine Disi)eu3 verlangen zur Ausübung 
des besessenen Ordo, bemerkt aber, dass zu seiner Zeit die Meinung des 
Huguccio vorwiege. Im ersteren Falle wird unterschieden, ob die Noth 
eine unvermeidliche war oder nicht. Konnte sie auch anders als durch 
Tddtung des Angreifers behoben werden, so wird der Thäter nur aus 
Barmherzigkeit im erhaltenen Ordo geduldet, ohne anferteigen zu 
dflrfen. War die Noth dagegen eine unausweichliche (inefitabilis), 
80 kann der Thftter im Ordo*^ bleiben, bedarf aber zum Aufsteigen 
der Dispens. Diese Meinung des Joannes erklärt Bartholomäus iür 
zu strenge und stellt ihr die andere entgegen: in diesem Falle be- 
dürfe es gar keiner Dispensation. In der That spricht die Glosse au 
anderen Stellen wie als ein Princip aus, dass nach allen Rechten er- 
laubt sei, Gewalt mit Gewalt zu vertreiben, dass Tödtung in der 
Vertheidignng irregulftr nur mache, wann die Nothlage vermieden 
werden konnte (ad c. 8. D. 50), wenn' die Verth«digung ohne Mass 
und Ziel (incaute sine moderamine) geschah; unausweisliche Noth 
entscbuldige das begangene Homicidium durchaus (ad c. 38. D. 50) 
und behindere auch den Kleriker in keiner Weise (ad c. 36. D. 50). 
Dagegen verbietet eine ältere Glosse (ad c. 36. D. 50. »priventurc) 
in Uebereinstimmung mit dem alten Rechte dem Kleriker überhaupt 
Blutvergiessen, mit der Begrändung, dass er lieber sich selbst tödten 
lassen solle. — Bei der casuellen Tödtung muss nach der Glosse (ad 
c 6. D. 50.) unterschieden werden, ob der Tod eintrat gelegentlich 
einer sonst an sich erlaubten oder unerlaubten Handlung : im letz- 
teren Falle trete Irregularität ein , nicht im ersteren. Diese rein 
äusserliche Unterscheidung wird an anderen Stellen von der Glosse 
selbst corhgirt. Die Glosse stellt als Grundsatz auf, dass uberall 
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Voraussetzung der Busse eine Schuld sei (ad c. 36. D. 50), sie 
schliefst daraus völlig riclitig, dass so oft im kircblicheu Becbt 
eine Busse mffigt wird, diäs gesohehe, weil and also nur wenn eine 
Schuld mhenden wk. Die GloM erklftrt demnach (ad c; S7. D. &0.) 
Mangel an Diligena als Gmnd fflt die geheime BMe desjenigeii, 
weldher Jemanden an«h bei Ansttbnng' eines eilanbien Werkes s. B. 
Austreibung der Schweine aus seinem Felde getödtet tjabe. Dieselbe 
bemerkt zu c. 42, dass dem dort erzählten Zufalle eine Schuld vor- 
ausgegangen seih müsse, sonst wäre keine Veranlassung der Baisse, 
und ebensowenig könne der Kleriker an der Promotion gehindert 
werden, ohne dass seinerseits eine Schuld vorliege. Die Glosse- be- 
merkt endlich zu c. 48. derselben Distinction 50, dass der Mann,, 
welcher Fforde gestohlen habe, nicht der TOdtung schuldig sei, wenn 
die Pferde ohnfe seine Schuld seine Frau niedertreten , so dass sie 
abortirte und folgerte daraus, dass selbst der Dieb für die Folgen 
eines Diebstahles keineswegs durchaus verantwortlich sei. Damit 
stehen andere Aeusserungen der Glosse, so zu c. 5. D. 50, »per 
^od,« in Widerspruch. 

Es dürite nicht ohne Interesse sein, hier einzuschalten, was 
der erste Decretalist, Bermrä wm Favia (f 1218) in der Sache 
lehrt. In seiner um die Wende des zwölften Jahrhunderts verfassten 
Summa decretalium unterscheidet er, L. 5. tit. 12. (ed. Laspeyres, 
1861, pag. 220 ff.) vier Gattungen des Homicidium : justitia, ne- 
cessitate, casu et voluntate. Für unsere Zwecke bleibt die erste 
Kategorie ausgeschlossen. Bei der Tödtung aus Noth wird, §. 4, 
das Gewicht darauf gelegt, ob Jemand durch seine eigene Schuld in 
die Noth gekommen ist oder nicht, sowie ob er nicht anders aus 
derselben sich retten konnte als durch Tödtung. Bei der casuellen 
Tödtqng ist zu unterscheiden '(§. 5} , ob der Thftter em erlaubtes 
Werk betrieh und die schuldige Sorgfalt anwandte oder nicht Im 
ersteren Fall wird der Tod nicht ihm, sondern dem Zufalle zuge- 
schrieben, dagegen ihm, wenn er an dieser Sorgfalt es fehlen Hess , 
oder ein unerlaubtes Werk verrichtete. Bernard fügt die Verse an: 

Si lidttis, cantus, no& est calpabilis actus 

In reUqois calpam reor et pro crimine mulctara. 

Der Geistlosigkeit, es sei in erster Linie auf die Qualificatiou der 
Handlung nach ihrer formellen Brlaubtheit zu sehen und erst wenn 
sie unerlaubt war, also secundftr komme die Schuldfrage in Betracht, 

möchte ich Bernard nicht zeihen. Er legt das Hauptgewicht auf 
die Schuld, die Schuld kann durch den Mangel der gehörigen Vor- 
sicht, sie muss andernfalls durch Setzung des unerlaubten Werkes 
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begründet worden sein ; es muss zugegeben werden , dass auch im 
letzteren Falle das Moment der Schnld in Bezog auf die Tödtung 
mangeln könne. Beroard gesteht allsogleich die Möglichkeit von 
Handlangen zu , welche überhaupt nicht als ein »opus,« sei es er* 
lavbtes oder onerlaubtes angesehen werden können, z. B. das zn- 
f&Uige Losgehen eines Gewehres (Bogens): sine iilloopere. Beispiele 
ähnlicher Art werden später noch gewürdigt werden* In Besiug auf 
die Dispensation von der Irregularität, §. 8, kennt Bernard bei ge^ 
wollter Tödtung nur Deposition und keine Dispensation ; bei der 
Tödtung aus Nothwehr wird der Betrellende im Ordo tolerirt, demselben 
aber gerathen, von der Ausübung seines Anatea Abstand 2U nehmen; 
bei der casaellen Tödtung kann die Dispensation in sehr verschie- 
denem Umfinge Plats greifen: so dass der Th&tw nur in den nie- 
deren Stufen tolerirt, eo dass er in seinem erhaltenen Ordp belassen 
wird, so dass er sogar proroovirt werden kann; letzteres aber rich- 
tiger nur in dem Falle, wenn ihn keine, dagegen den Getödteteu 
selbst die Schuld am Tode trifft. 

Um das Decretalm- Recht in der in Rede stehenden Frage er- 
schöpfend darsteilen zu können , ist ein genaues Studium und Ver- 
st&ndniss der in dem Titel »de homicidio« der drei Sammlungen 
Gregor IX., Bonifaz- VIII., Clemens V. enthaltenen Stellen nOthig. 
Dies wird dadurch einigermassen ersehwert, dass nur wenige dieser 
Stellen allgcmdne (Brandsätze aussprechen, sondern meistens die Ent- 
scheidung einzelner Fälle enthalten , welche nach Lage der Dinge 
leicht durch eine Verschiebung der Thatverhältnisse oder auch nur da- 
durch, dass das Hauptgewicht auf den einen oder einen andern üms^nd 
gelegt wird, in ein anderes Licht gerückt werden können. 

Klar ist vor allem, dass der wissentliche Mörder im Klerus 
keinen Platz finden l^Onne: er ist nach Vorsehhfb des alten Bandes 
(Ehcod. 2t, 14) ?om Altare zu reissen, damit, er sterbe: c. 1» X. 5, 
12. Aber nicht nnr die unmittelbare blutige That sieht die ange- 
gebene Folge nach sich, auch der Eleiiker, welcher zu einem Homi- 
cidium geholfen oder gerathen hat, kann nicht promovirt werden 
(c. 11. X. 5, 12. Alex. III.), ist vielmehr für immer zu deponiren 
und durch ein Jahr womöglich in einem Kloster einzusperren (c. 6. 
eod. Alex. III.). Wer des Assassinats sich schuldig macht , ist eo 
ipso ezcommnnicirt und als Kleriker fär immer deponirt, so irregulär. 
Diese Bestimmimg des ersten Lyonercondls 1SS45 (c. 1. in 6. 5, 4) 
wird gewöhnlich dahin yerstanden, dass auch schon der Versnch des 
Assassinats dieselben Straifolgen wie der vollbrachte Meuchelmord 
nach sich ziehen solle. Richtig ist, dass hier ausnahmsweise der 
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Eintritt des Todes des Angefallenen nicht als Voranssetrang des 

objectiven Thatbestandes des Verbrechens erklärt wird ; falsch ist 
aber, dass gleichwie die verbrecherische That auch dasjenige, was die 
moderne Crirainalrechtswissenschaft Versuchshandlung nennt oder gar 
die vorbereitenden Massregeln, bestraft würden. Das Verbrechen muss 
an sieh begaBgeD« nur kann es aach misBgiöckt sein, soferne der zu 
Mordende am Leben sich erhielt. 

So einfach die Werthsehfttznng des gewollten wissentlichen Mor- 
des und Todtschlages ist, so verwickelt ist die Frage nach der Wür- 
digung des homicidium casuale. Darunter ist aber ein Todfall zu 
verstehen, bei welchem es gewiss oder wahrscheinlich oder möglich 
ist, dass der Tod weniger eine Folge einer Handlung als des Zu- 
falles ist. In dieser Beziehung scheint das Summarium von c. 8. 
X. 5. 12.' einen für alle Fülle anfflreiohenden Canon aufzustellen: 
Homicidittm casuale imputatnr ei, qui dabat operam rei iHicitae 7el 
etiam lieitae, seenndam alinm intelleetnni , si non adhibuit omnem 
diligent^am, quam debuit. Näher' besehen ist die hier als mass- 
gebend erklärte Einüieilung der OeschiUte in erlaubte und unerlaubte 
nur von sehr untergeordneter Bedeutung. Der Fall d*)s Cupitel 8. 
ist folgender. Ein Diacon kehrte, die Sichel am Gürtel, von der 
Weinlese heim, und begann mit andern Klerikern Stock zu schlagen. 
Der Siegende übte das ihm nach dem Spidbrauche zustehende fiecht 
auf den Besiegten aufisnreiten nicht ans. Ein Laie nahm auch am 
Spiele Theilt wobei es aber nicht klar ist, 'ob er einer Einladung 
znm Spiele Folge leistete oder ohne solche unter die Spielenden sich 
mischte; genug, er siegte und sprang dem besiegten Diacon auf den 
Rücken, dabei verletzte er sich an der Sichel und starb. Alexan- 
der III. entschied : nur dispensative könne der Diacon als Subdiacou 
dienen, damit er als Diacon dienen oder gar die Priesterweihe 
erhalten könne, sei eine besondere päpstliche Erlaubniss nothwendig. 
Sine Begrflndnng dieser Entscheidung wird nicht gegeben, ebenso- 
wenig enthält das Gapitel die ünterscheidnn^ der Handlungen in 
erlaubte und unerlaubte. Anders- die Qlosse, welche aber gerade 
hier ins Gedränge kommt, weil sie nicht bestimmt zu entscheiden 
wagt, ob jenes Spiel erlaubt oder unerlaubt war. Für letzteres 
spräche der Umstand, dass Kleriker mit Laien zusammenspielten. — 
Nach der Summula des c. 7. X. 5, 12. ist disciplinäre Züchtigung 
erlaubt. In Ausübung seines Züchtigungsrechtes schlägt ein Priester 
einen Knaben auf den Kopf, dieser stirbt nach einigen Tagen; der 
Priester ist fflr immer' zu deponiren, so irregulär, wenn der Tod des 
Knaben in Folge des Schlages eingetreten ist. Das Moment der Er«* 
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laubtbeit der Handlang beregt Alexander III. nicht und auch die 
Glosse legt mit Recht den Nachdruck auf die Schuld des Priesters, 
welche in der Ueberschreitung des Masses der Züchtigung gelegen 
ist. — Ein ähnlicher Fall liegt <Jer Entscheidung in c. 12. eod., 
welches unten zu besprechen kommt, zu Grunde, auch hier erwähnt 
nur die Glosse der »res licita.« Dagegen werden ua Texte als opus 
licitum das L&aten der Glocke und die Theilnahme -am Kirchenban 
seitens des Priesters oder Pfarrers genannt, in o. 23 and 25. X. 5, 
12, welche noch später zn erklfiren sind. 

Das vierte Lateranconcil 1215 (c. 9. X. 3, 50.) verbot ans- 
drücklich dem Majoristen die Ausübung der Chirurgie mit Brennen 
und Schneiden. Auf letzterem liegt der Nachdruck, eine Strafe der 
üebertretung des Gesetzes wird nicht ausgesprochen, insbesondere 
von der Irregularität ist nicht die Kede. Entgegen dem klaren Wort- 
laute des Gesetzes nnternahm nnn ein Priester-Mönch, nicht ans 
Habsacht, sondern in der guten Absicht za helfen und mit aller 
Diligenz eine Halsoperation bei einer Frau. Die Operation war ge- 
lungen, die Frau Beobachtete aber die ihr gegebenen Vorsichtsregeln 
nicht und starb. Innocenz III. rescribirte (c. 19. X. 5, 12): nach 
geziemender Satisfaction mag mit dem Mönclie gnädig dispensirt 
werden, so dass er seine priesterlichen Verrichtungen wieder auf- 
nehme. Die Glosse erklärt denselben völlig richtig als irregulär bis 
zur Dispensation. Hier scheint der Grundsatz ausgesprochen ; die 
unerlaubte Beschl^ignng macht irregulär, wenn, selbst der dabei an- 
gewandten Sorgfalt zum Trotz, der Tod eines Menschen eintriti 
Meines Ermessens ist dies nicht der Fall, der allgemeine Satz: der 
•chirurgiscli mit Schneiden und Brennen tliätige Kleriker ist, wenn 
der Tod des Patienten eintritt, immer und uoLhwendig irregulär, 
folgt nicht aus- cap. 19 ; jeder einzelne Fall muss untersucht werden, 
es kann der Tod auch rein zufällig eingetreten sein und dann liegt 
keine Irregularität vor. Im erzählten Falle muss ganz entschieden 
eine Schuld des PriestermOnches angenommen werden. Dass ein 
Noihfail vorlag, in welchem zu handeln christliche Liebe gebot, ist 
nirgends gesagt, vielmehr deuten die Worte des Papstes: »credens se 
curare . . . multura deliquit officium alienum usurpando , quod sibi 
miiiime congruebat,« darauf hin, dass der operativen Thätigkeit mehr 
eitler Vorwitz, wenn auch gut gemeinte Geschäftigkeit zu Grunde 
lag. In einem solchen Falle musste das Gewissen jenem Priester 
Vorwürfe machen, dann war er, wie sogleich gezeigt werden soll, für 
die Ausübung der höheren Weihen nicht qualificirt 

In der Begriffsbestimmung des »opus illicitnmc sind übrigens 



Digitized by Googb 



48 



R. V. Hcherer^ IrreyularUas ex delicto homicidii. 



die Canonisten, welche üherhanpt in der Frage der Irregularität aus 
Tödtung auf die angegebene Unterscheidung Gewicht legen, keines- 
wegs einig. Viele, so Bömiinghmsen, a. a. 0. II, 54 f., erklären als 
res illicita nur eine solche Handlung, welche voraussichtlich uod ihrer 
Natur nach den Tod eines Menschen zur Folge haben kann, so das 
Losschiessen des Gewehres anf offener Strasse, der Auftrag Jemanden 
zn schlagen , wogegen das Jagen des Elerikeis kein, opus illicitum 
in 'Hinsicht auf eine etwaige Irregularität sein soll. Diese Ansicht 
schränkt den Begriff der unerlaubten Handlung zu sehr ein ; gerade 
bei den Handlungen der angegebenen Art kommt auf die Erkmbt- 
heit oder üncrlaubtheit wenig oder nichts an. Andere nehmen den 
Begriff einer unerlaubten Handlung weiter und zählen dvunter alles 
was irgendwie verboten ist. Diese Ansicht wird von OiboMms 
(Tract de irreg. bei Bönninghausen a. 0. 57 f.) Iftcherlich gemacht ; 
es sei absurd bei der rein zufälligen TOdtung darauf Rucksicht zu 
nehmen, ob Jemand im eigenen oder fremden Wald gejagt habe, .ob 
die Glocken während des Interdictes oder sonst geläutet wurden. 
Beispiele zu wählen ist bekanntlich nicht leicht, eifugc liöchst dra- 
stische des genannten Autors sind nun höchst unglücklich gewählt. 
Ist es geistreich zu sagen: dann sei auch der Dieb verantwortlich 
für den durch das aus dem gestohlenen Eisen geschmiedete Schwert 
begangenen Mord, und derjenige, welcher verbotener Weise Karten 
fiibricire für den beim Spiele mit denselben Erschlagenen? Falsch 
aber ist, dass im Falle des Niederreitens eines Menschen es gleich- 
gültig wäre, ob der Reiter aus Gesundheitsrücksichten oder gegen 
ein bestehendes Verbot geritten sei. Zuzugeben ist nur, dass bei 
rein zufälligen Tödtungen jene vielberulene üuterscheiilung nicht 
mehr werth ist als bei einigermassen treiwilligen I^dtungen, in bei- 
den Fällen ist sie ziemlich überflussig. Bei Handlungen, welche 
ihrer Natur nach eine Tödtung zur Folge haben können, kommt es 
auf den Umstand der Erlanbtheit oder Unerlanbtheit, besten Falles 
nur als auf ein Moment an, woraus auf das Vorhandensein einer 
Schuld oder deren Mangel geschlossen werden kann. Ein Recht zu 
schiessen kennt das Recht entweder nicht oder wenn ja , dann läge 
schon keine Irregularität au9 einem. Delict, sondern aus einem De- 
fect vor. 

Aus dem Gesagten ergibt sich , dass clie Rücksichtnahme auf 
das opus licitum oder illicitum von Interesse und Bedeutung ledig- ^ 
lieh in der Richtung ist, als in ersterem Falle das Vorhandensein 
einer Schuld nicht vorweg. zn praesumiren ist; ein Princip^ zur Be- 
urtheilung casueller Tödtungen, eine Bechtsvermuthung darf aus 

* 
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jener Unterscheidung, welche in ihrer Anwendung zudem höchst 
sdivankende und unzuverlässige Resultate ergeben würde, nicht 
gefolgert werden. Als Grondsats ist vielmehr festzuhalten, dass in . 
allen FSllen die Schuld des Tb&ters an der Tddtung gegeben sein 
nrass. Wo keine Scliuld, dort und dort allein liegt ein homicidium 
casuale im wörtlichen Verstände dos Wortes vor. Für den reinen 
Zufall haftet aber Niemand. Es Mint sich der Mühe, darauf bezug- 
habende Entscheidungen der Päpste aus den Decretulen zusammen- 
zustellen. 

Im Spiele wirft ein Kleriker den andern zur Erde, des ersteren 
Messer verletzt rein zni%Uig den Stflrzenden, so dass er stirbt ; bier 
liegt kein Weibebindemiss vor (e. 9. X. 5, 12. Alex. III.). Die 
Glosse zieht auch denselben Grundsatz daraus, glaubt aber zur Unter- 
scheidung des Falles von jenem des c. 8. zugleich den Nachdruck 
darauf legen zu sollen, dass hier Kleriker mit Kleriker spielte. Es 
braucht kaum gesagt zu werden, dass diese Begründung eine un- 
wahre ist — Knaben spielen unter einander, einer wirft nach dem 
Genossen einen Stein, nicht um zu verletzen, sondern nur zu sehrecken, 
der Stein trifft nicht, sondern streift ihn, dabei weicbt der Knabe 
aus und stdsst an einen anderen Stein, wird schlecht behandelt und 
gepflegt, und stirbt. Dessen Vater bezeugt die Unschuld des ersteren, 
seiner W'eihe steht nichts entgegen (c. 22. X. 5, 12, Houor. III.). 
Die Glosse bemerkt, dass die That im Knabenalter, welche vom De- 
licto entschuldige, geschah, femer wird betont, dass das Spiel ein 
erlaubtes war; im Texte ist von all' dem nicht die Rede. — Ein 
Priester d. L der Pfarrer l&utet, die - Glocke föllt herab und t5dtet, 
einen vor ihm stehenden Knaben; der Priester ist nicht irregulär, 
weil ohne Schuld, Honorius III. erklftrt, »er habe etwas Erlaubtes 
gethan und konnte nicht alle möglichen ZufUlle voraussehen« (c. 23. 
X. 5, 12). — Der Pfarrer ruft Jemand, ihm bei einer kirchlichen 
liauherstellung zu helfen, er selbst loste das Getäfel (laquear) und 
der andere stürzte damit herab und blieb todt auf dem Platze, die 
üebrigen liatte der Priester weggeheissen ; Gregor IX. erklärt ihn 
ffir nicht irregulär und weist zur Begrfindung dessen darauf hin, 
dass derselbe etwas Erlaubtes that, die nOthige Diligenz anwandte 
und den ZufetU (casus fortnitus) nicht voraussehen konnte (c. 25. 
X. 5, 12). Die Glosse zu den beiden letzteren Stellen legt mit 
Recht den Nachdruck auf den Zufall, welchen zu diviniren Niemand 
verpflichtet sei. — Ein Priester ladet Heu ab, und wirft die Gabel 
(pertica) herab, nachdem er umgesehen und wahrgenommen, dass 
Niemand in der Nähe sei. Später findet, man daneben einen balb- 
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todteD Eiiaben. Wenn kein gtmdt Scandal ontstandeii oder ein 
Verdacht (gegen die Glaubwürdigkeit der einfachen Auslage ^dea 
Priester» als einzigen Zeugen ^er That) rege geworden' ist, kanri der 

Priester frei seine Weihe verwalten, nachdem der Bischof die Unter- 
suchung gepflogen (c. 14. X. 5, 12, Innoceuz III,). — Ein Mönch 
will eine Glocke vom Thurme nehmen, dabei wirlt er einen Balken 
herab, welcher Jemanden erschlägt ; der Mönch kann znm Priester 
geweiht werden, wdön durch bischöfliche Untersnchnng der Sa^he, 
zwei Momente constatirt worden sind, dass er ein nothwendiges oder 
nützliches Geschäft verrichtete, das» er glaubte und überzeugt sent 
durfte, däss dort und damals Niemand unten vorüberging (c. 15, 
X. 5, 12, Innocenz III.). Die Nothwendigkeit und Nützlichkeit des 
Geschäftes ist hier wie überall nicht nur nach der objectiven, son- 
dern noch mehr nach der subjectiven Seite zu beurtheilen. ' * 

Aus den angezogenen Stellen ergibt sich : nur der reine Zufall, 
wo auch nicht der Schatten einer Schuld, sei es bOsei^ Willens, sei 
es Leichtsinnes, vorliegt, verhindert den Eintritt der Irregularität des 
Thäters. Diese Qualification des Todes als eines solchen Zufalles 
wird geschlossen unter anderem aus der Grundabsicht, welche der 
betreffende Thäter überhaupt hatte, also wohl etwa auch daraus, 
ob er etwas für ihn erlaubtes oder unerlaubtes that. Doch zum 
Princip darf desshalb diese Eintheiluug nicht erhoben werden, sie 
hat nur subsidiäre adminicnlirende Bedeutung in Bezug auf die Con- 
statirnng der Schuld oder ünschnld. äin Beispiel bietet c; 13; X. 5, 
12. Ein Kaplan ritt, um Yerdaunngsbeschwerden zu l&berwinden, 
aus, das Pferd scheut, wirft ihn ab und rennt ein Kind nieder. In- 
nocenz III. erklärte den Geistlichen für nicht irregulär, weil er we- « 
der voluntate noch actu — das Pferd war reiterlos — einen Men- 
schen getödtet habe, auch nichts Unerlaubtes unternommen hatte. — 
Sehr streng ist die folgende Entscheidung. Ein Kleriker reitet, sein 
Pferd wird scheu, und da er dasselbe wegen Hartmäuligkeit nicht bändi- 
gen kann, so wird eine Frau niedergeritten. Der Kleriker muss dair- 
thun, dass er den Fehler des Pferdes nicht kannte, dann ist er zwar 
nicht irregulär, aber ad cautelam wird ihm eine Busse, während 
welcher er natürlich suspendirt ist, auferlegt (c. 16. X. 5, 12, In- 
nocenz III.). Nirgends ist dem Kleriker verboten, zu reiten, oder nur 
das Kelten ausgesuchter Thiere erlaubt. Die Entscheidung lässt sich 
nur erklären, wenn angenommen wird, dass einigermassen eine Schuld 
desjenigen Vorliegt, welcher ein solches Pferd frei zu reiten wagt. 

' Es wnrde soeben gesagt, dass die Schuldbarkeit einer Handlang 
unter anderm aus der Endabsicht des Handelnden geschlossen werden 
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könne. Sölten nicht alle Begriffe auf den Kopf gestellt werden, so 
darf keineswegs ans der Scblechtigkeit des Zieles einer Handlung 
ohne weiters aneh die Schold des 'ftiftters an dner eingetretenen 

Tödtang geschlossen werden. Der Thäter ist nicht für alle that- 
sächlichen Folgen seiner Handlung verantwortlich. Die Frage nach 
der Irregularität desjenigen, welcher auf dem Wege zur Sünde, ohne es 
sa wollen. Jemanden getödtet hat, kann theoretisch weder bejaht 
Boch yeraeint werden. Höchstens darf die Schuld hier angenommen 
werden, wobei es dem Betreffenden {reistehen muss, den , Nachweis zu 
lllbren, dass ihm an der Tödtang durchaus keine Schuld treffe. Hier 
zeigt sich, dass gerade dort, wo ein Zweifel obwaltet, die Unter- 
scheidung zwischen erlaubten und unerlaubten Handlungen wenig 
hilft. Der Miethwagen, welcher die Duellanten fährt, überfährt und 
tödtet eine Person? der Extrazdg des falschen Diplomaten richtet 
Unheil an? Ob sich Jemand wegen einer gerechten oder ungerechten 
Büge tödtet odei^ von anderen getödtet wird, ist für den Bugenden 
irrelevani Wichtiger ist, dass als Voraussetsung der Schuld ein 
Cansalnexus bestehen muss zwischen der tödtlichen Thatsache und 
zwischen der fraglichen eigenen Handlung desjenigen , Über dessen 
Irregularität entschieden werden soll. Für das, was ich nur veran- 
lasste in der Weise, dass mein Thun Jemandem Andern Anlass seiner- 
seits zu handeln gab, ohne dass ich hier sein Thun mit dem meini- 
gen irgendwie in Verbindung setzte, bin ich nicht verantwortlich. 
So ist insbesondere der Kleriker nicht nrregulflr, weil nicht verant- 
wortlich für die Tödtung, welche seine Terwandten verObten,' auch 
wenn sie es thaten, um eine angeblich dem Kleriker zugefügte Un^ 
bill zn r&chen, er kann aber irregulär geworden sein ex infamia (c. 17. 
X. 5, 12, Innocenz III.), das heisst wohl wegen des Gerüchts, dass 
zwischen ihm und den Verwandten -ein Ideenaustausch stattgetunden 
habe. Ausdrücklich ist die Ueberschreitung des Auftrages Jemanden 
zu schlagen seitens des Mandatars nicht als Casqs erklärt; der Tod 
des so Erschlagenen bewirkt Irregularität des Mandanten, wenn der- 
selbe auch ausdr&cklich Tödtung oder Verstümmelung y^boten h&tte; 
denn, erklärt c. 3 in 6. 5, 4, er war schon durch Ertheiluhg des 
Auftrages zu schlagen in culpa und konnte denken, dass solche Dinge 
geschehen. — Daraus geht zur Evidenz klar hervor; ein Zusammen- 
hang, ein Causalnexus zwischen That und Tod, welcher geahnt wer- 
den kann, muss auch beim opus illicitum bestehen. Dass aber dieses 
unerlaubte Geschäft ein solches sein müsse, welches an sich und seiner 
Natur nach schon den Tod eines Menschen zur Folge zu haben pflege, 
ist bereits oben als eine nicht begründete Ansicht hingestellt worden. 
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, Die Glosse ad c. 3 cit. sagt riehtig: inyntanda qaae possnnt seqni 
ez illar^B illieita. Die NaGhabmim(|e diiea.bMn.Beia|Hi8W8 ,to^ 
denjenigefi Y weleher die mte Thaft.tegingt. keine Schidd .im w)i)r 
licfaen S&nf. EbMieowenig- kann- eine reine Unterlassang irregal^ 
tnacben. Der Beisatz »rein« ist wohl zu bead^ten; wer z. 6. ver- 
säutnt, sein Gewehr zu bergen oder vergisst die Weiche zu stellen, 
hat im ersten Falle das Gewehr in gefährlicher Weise hinterlegt, im 
zweiten den Zug auf das falsche Geleise* ifeleiteL Zur BegrunduDg 
dieser These mdge e, 7. X. 5, 38 herangezogen werden. Es war an- % 
gefragt worden,- was mit grieohisehen .?erh6iralheten> Friestem r^eh? 
tens sei, weilebe wegen • BrdrQoknng ikrer Kinder im S«Wafe m 
Busse baten. Clemens III. antwortete, denselben sei,. vQmn. die 7kat 
nicht publik geworden , jedenfalls nur geheime Busse a«feulegen; 
dieselben müssten zeitlebens vom Altardienste sich fern halten, als 
irregulär, wenn die Kinder im Bette erdrückt gefunden worden, mö- 
gen die Eltern yorsätslich oder durch ihre NachUsaigkeiti jlen Tod 
herbeigeführt haben (ipsis procurantibus vel studiose negligeotibusi); 
dfeselben soUiten nnr anf Zeit der iieiHgen jifesse neb enthaljlwai» 
wenn die Sinder in Folge Sergkeigkeit .der fiUern (iftcaria) tQdt..ii) 
der Wiege gefunden worden wftren. Die im . Bette erdrdekten wuTr 
den durch positives Handeln der Eltern getödtet, dagegen sind darcb 
die reine Unterlassungssünde der Eltern, lediglich wegen Versäum- 
niss der nöthigeo Obsorge die Kinder in der Wiege un»^. l^beii ge- 
kommen. 

Die Glossatoren lehrten, wie oben erwähnt, bereits vor 1234, 
dass der i^ll einer nnvermeidUohen Notb anch die wissentlicbe. mi^ 
freiwillige TOdtnng eines Menseben, entsdmldige. Dieeer llU^enin^ 
der alten Strenge wnrde in den offidellen becretalen*S«mmlnBgen der 

Stempel der Rechtsgültigkeit aufgedrückt. In c. 3. X. 5, 12 findet ' 
sich eine Stelle von Augustinus recipirt, welche die Gestattung von 
Exodus 22, 2, 3. den nächtlichen Dieb oder Einbrecher ungestraft 
zu tödten, commeutirt und damit begründet, dass man in der Nacht 
nicht unterscheiden könne, ob der Dieb nicht ein Mörder sei. Wäh- 
rend bier ein Untecsebied swiscben Laien and Kledkern nicht ge- 
maobt wird , sieht einen solohen das ans dem sog; Pdnitentiale ro* 
mannm entnommene e» 2 eod. Wer den Dieb oder Bftnber tOdtet, 
im Falle er auch ohne Tödtung hätte gefangen werden können, mnss 
vierzig Tage Kirchenbusse thun; wer denselben tödtet nicht aus 
Hass, sondern nur um sich und seine Habe (se suaque) zu befreien, 
mag Privatbusse thun. Der Priester aber, welcher derlei that, wird 
zwar nicht deponirt, mmu aber lebenaUUaglich Bosse thun. Die Glosse 
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glaubt (ut credo) hier In-egularität des Priesters annehmen zu dürfen, 
wobei nur soweit dispensirt werde, dass der Priester ein Benefiz er- 
halten könne. Soll keine Antinomie vorliegen, so ist m SAgOO, dass 
fai^ -für den PHedtet dk- N«tb#ehr als Sü^uldjgangsgniad der 
TOdtmig *aii^|id8Chio888n «rsoheint- Diese Amltociag wird bestätiget 
dttiteh c/ lOv 'X &, 12i * Der Fall Ist folgender^ Zwei MGnehe l>e* 
Wachtfen ein Haus, Nachts werden sie im Schlafe von Räubern über- 
fallen lind nackt wie sie sind geschlagen. Endlich gelingt es ihnen 
die Räuber zu bändigen nnd einer entfernt sich, die Anzeige des 
Geschehenen beim Kloster zu erstatten. Inzwischen versuchen die 
Dieto ihre Fesseln zu lOaen und der znrücl^ieblielwB^. Mönch er- 
sebiftgt 'sStt ' l»idi^, um:' Bichl selbst gatodtet za wavdaik Aknnder III. 
«fkUM daft latetel^eii- ür 'irregoUr und 'idB der Sfinda^tbaiiliaft «adi 
den srtiiBr^,' w^leher bei der Fesaelung mitgehoVeo hätte. Die Be- 
gründung ist darin gegeben, dass man wegen weltlicher Dinge nicht 
ge^en einen Mitmenschen rasen dürfe. Damit wird in hervorragender 
Wöise und durchaus dem Kleriker Milde geboten und die Glosse hat 
aiebt das Richtige getroffen, wenn sie die Entscheidung des Papstes 
d^mit begründet, dass der Mönch nicht tödten durfte, 'weil er 
fllftheii koimtä. — Nach andeircfn SteUen seheint freilieh der Gebrauch 
def Notwehr in 'rechten Sehnutkan aaoh dem Kleoriker nicht ver- 
iHthtt aii scfhi; ' So erkiht iBBoaenz Ill.j daa-Mederamen sei einge- 
balten, wen,n der Dieb im Handgemenge geschlagen und zur Flucht 
genöthiget werde. Die Sache ist durchaus plan und kehrt die Ent- " 
Scheidung ihre Spitze dahin, ob der betreffende Kleriker etwa irre- . 
golär sei, weil der Dieb, verrathen und ertappt, die richterliche 
achktitittehe^ Stifafe nur kurze Zeit überlebte (e^ 19. §. 1; X;5,..12). 

lateraasant ist der Fall das o. 18. X. 12. Ein £Vevler««var in 
ille^'EüMhe eiogeliroehah, ranbte die- Bndiaiiatie, Altartficher and 
Büchel Vttd hatte SfHea* bereits ans der Kirche gebracht. Da trifft 
ihft'der Priester der Kirche; der Räuber versetzt ihm einen Schlag, 
der Priester aber schlägt mit einer Haue aut den Kopf des Räubers 
zurück. Inzwischen kommen Leute und erschlagen den üebclthäter. 
Innocenz III. erklärt den Pfarrer für irreguU»« <wann er die Absicht 
hatte zu tödten oder dasn riatfa nnd antiieb; awar ertanbe das Recht 
Gewalt mit Gewalt an vertreibett , aber * nnr inasrbalb gewisser 
8ishfti&kett (ßam madaramine incalpataa tntelae); man müsse streng 
mitersweilenV ob in dar schlechten Absicht an rfiiclMn oder in der Ab- 
sicht abzuwehren gehandelt wurde, endlich erwägen, mit welchem 
Instrumente und wohin geschlagen wurde. Eine Haue sei aber ein 
tödtlicbes Werkzeug und Kopfwunden lethal. Wenn man bedenkt. 
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dass der Katholik in der heiligen Eacharistie den grössten Schatz 
verehrt, ferner dass der Priester zuerst geschlagen wurde, wird man 
nicht umhin können zu sagen, dass das kirchliche Recht dem 
Kleriker, besonders dem Priester Nothwebr nur in sehr bescheidenem 
Masse, nämlich mit Ausschluss der Tddtung des Gegners einräume. 
Dabei glaube ich nochmal betonen sn mfldsen« dass die dem Laien 
geetatlete Nothwehr dne viel umfassendere war; er durfte« selbst- 
Terst&ndlieh nur als Mittel sum Zwecke« auch den Tod des Gegners 
wollen und bewirken und dieser Zweck war nicht nur Sicherheit der 

• 

eigenen Person, sondern auch des Vermögens, siehe c. 2 cit. Die 
Doctrin übersah diesen Unterschied und konnte ebendesshalb zu einer 
sicheren Beantwortung der Frage, inwieweit Nothwehr das Homiddium 
entschuldige und die Inregularität abwende, nicht gelangen. Wie 
die Glosse »etidem« su c» nn. Giern. 4 referirt» erklärte. Hugueeio 
(c. 1190) die T5dtung auch inner der Grenzen der rechten Nothwebr 
zur Vertfaeidigung des angegrilFenen Lebens als Irregularitfttsgrund, • 
Joannes Teutonicus (?or 1215) und GofiPred (vor 1245) nur insoweit, 
dass der Erhalt der Weihe dadurch und zwar nur so lange bis Dis- , 
pensation gewährt würde, unmöglich f^eworden, Bartholomäus (c. 1240) 
endlich und Hostiensis (c. 1260) nahmen in diesem Falle überhaupt 
keine Irregularität an. Die bestehende Gontrorerse wurde im Sinne 
der letztgenannten durch die Clemehtine 5, 4 entschieden. Damach 
ist ganz allgemein derjenige nicht irregulärt welcher anders sein 
Leben nicht retten kann, ab dass er den Angr^fer tödtet oder Ter^ 
.stÜmmelt und darnach das alte Recht in etwas geändert. 

Der Gesichtspunkt, welcher die Kirche bei Aufstellung der Ir- 
regularität wegen Tödtung leitete, lässt sich besonders aus der scharfen 
Betonung der Reinheit und Freiheit des Gewissens des zum heiligen 
Dienste berufenen Klerikers erkennen. Die Kirche will, dass sich 
ibr Diener nicht mit einer mehr oder minder schwankenden Frobabilittt 
begnüge, er soll dessen, soweit überhaupt möglich, gewiss smn, dass 
eine Blutschnld ihn nicht drficke. Waltet hieröber ein vernflnftiger 
Zweifel, so ist das Sicherere zu wählen, das ist aber die Enthaltung 
vom Dienste. Im c. 12. X. 5, 12 findet sich folgender Fall vorge- 
tragen : Ein Priester züchtigt seinen Diener mit dem Cingulum , an 
demselben haftet aber ein Messer, dieses föllt aus der Scheide und 
▼erletzi de^ Diener; letzterer erholt sich zwar in kurzem, fiUltaber 
bald darauf in eine Krankheit, an welcher er stirbt. Clemens IIL 
antwortete : der Priester soll der Ausübung der heiligen Weihen sich 
enthalten, so lange und weil nicht gewiss ist, dass die Todeskrank- 
heit nicht, eine Folge jener Verletzung war. Die Glosse legt den • 
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Nachdruok. auf deo Kangel der DiUgenz bei der Ansfibmig einer 
res li^ita: davon sagt der ' Papst nicbts; was ihm 7or Angen sebwebt, 

ist das strenge tutioristische Princip, demzufolge beim casuellen 
Homicidium die Nichttödtung durch den Verdächtigten, dessen Nicht- 
schuld, bewiesen sein müsse. — Denselben Grundsatz spricht In- 
uoceoz III. im oben angesogenen c. 18. X. 5, 12 aus. Jener Priester 
hat init der Haue dem erschlagenen Uebeltbäter. eine Verwundung 
zogafdgt. .;Nar wenn dnrcb ZwgßA nnd Saebverstftndige Qewissbeit 
darüber erlangt ist, dass die gerade vom Priester herrfibrende Wunde 
keine tödtliche war, ist er nicht irregulär nnd nur ad cantelam mit 
einer Pönitenz für die einmal feststehende, wenn auch .nicht tödt- 
liche, Verwundung zu belegen. 

Der GedaukOy dass das subjective. Gewissen des einzelnen 
Klerikers , besonders des Majoristen frei sein solle von jeder Blut- 
aehnld, ^b&it seinen wiederbolten Ausdruck. Wenn aucb die Schuld 
pbjectiT niebt. durchaus gewiss ist, und gerichtlich nicht zu erweisen 
ist, so ist 08 doch sicherer (oonsultins) in solchem Falle ?om Altar- 
dienste ferne zu bleiben. In diesem Sinne äussert sich Honorius III. 
(c. 25. X. 5, 12) über jene Kleriker, welche im Verein mit Laien 
aus einer von Sarazenen belagerten Stadt einen Ausfall machen, wo- 
bei einige fielen. Es liegt in der Natur der Sache, dass Schuld und 
Kichtscbuld in vielen Fällen gerichtlich schwer constatirt werden ' 
kaiqn. Hier ist. in letzter Linie auf das Urtheil des Gewissens zu 
munbren. Der Arzt soll dann, zn den höheren Weihen sich nicht beför- 
dern lassen, wenn sein Gewissen bezüglich des eingetretenen Todes 
eines oder mehrerer Patienten ihm Vorwürfe macht (si conscientia 
tua te reraordeat, c. 7. X. 1, 14, Clem. III.). Dabei wird vorausge- 
setzt, dass das Gewissen des Klerikers und Priesters ohne unvernünftig 
ängstlich zu sein, doch empfindlich, streng und genau ist; vorzfiglich 
dort wo die ca8uel|A TOdtung in Verbindung steht mit einer recht- 
lieh verbotenen und moralisch unerlaubten Handlung wird das prie- 
sterUche Gewissen kaum ganz mhig sein dürfen und ktonen. 

Dies leitet zu einer anderen das Decretalenrecht betreffenden 
Bemerkung über. Es findet sich nämlich die Praxis vorausgesetzt, • 
ja gutgeheissen , dass der Kleriker, sobald über den Eintritt seiner 
Irregolarität auch nur vernünftig gezweifelt werden könne, von der . 
Ausübung eeiner Weibegewalt Abstand nehme und die zuständige 
Autoritüt, den apostoUscben Stuhl um -die fintscheidung darüber an- 
gehe, ob er in die Irr^laritüt verfallen sei, oder nicUb. Damit 
kann, wann die erstere Alternative sich bewahrheiten sollte, unter Einem 
die Bitte um gnädige Dispensation verbunden werden. Die Irregu- 

V 
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larität braucht nicht richterlich constatirt zu werden; daraus ergibt 
sich, dass der betrelTende Geistliche selbst allsogleich und zwar für 
den Gewissens- wie für den Uechtsbereich verbunden ist, sich als 
irregulär anzusehen, wenn er im Gewisseu von der incurrirten Irre- 
gularität überzeagt ist Eine solche Selbstsuspension wird iu c. 20. 
X. 5, 12 besengt »seipsamduxiiabaLtarisminiBtorioaequestTsndQm 
Sie wird in aU' den zabkeicben FftUen (c 13 n. o. X. 5, 12) vor-« 
ansgesetzt;, woselbst die Enisoheidnng des Papstes darüber eingeholt 
wurde, ob in der That ein homicidium casuale im eigentlichen Sinne 
des Wortes vorliege oder aber wegen einer noch so kleinen Schuld 
die Irregularität eingetreten sei. Es findet sich keine Spur davon, 
dass der Einzelne mit dem geänderten Urtheile seines snbjectiveu 
Gewissens sich zufrieden gestellt habe nnd so $6in eigener Richter 
geworden s^i. Dass der Papst angegangen weiden müsse, ist zwar nir- 
gends gesagt; znnSchst mag der Ordinarius seine rechtiiohe üeber- 
zengnng aussprechen, fUlt diese zu Ungunsten des Klerilcers ans, 
oder glaubt derselbe sich dabei nicht beruhigen zu sollen oder end- 
lich verweigert der Ordinarius eine Entscheidung zu geben, so geht 
die Sache nach der Grundverfassung der Kirche an den apostolischen 
Stuhl. Die Häufigkeit solcher Anfragen wird aus den besprochenen 
Stellen des Corpus Juris dargethan. Aach in jenen Fällen, wo das 
Gewissen den Geistliebea von der Sebald freispricht, ist ein. solcher 
Becurs nicht ftberflfissig, sondern gerathen, ja nothwuidig. Einmal 
mnss festgehalten werden, dass nach der richtigen Anschannng keines- 
wegs Voraussetzung des Eintrittes einer Irregularitas ex delicto ist, 
dass eine Todsünde vorliege; dies kann schon wegen der Schwierig- 
keit, den Thatbestand einer Todsünde objectiv zu constatiren, nicht 
zugegebeu werden. Dann aber gilt nirgends mehr als im Rechte 
der Satz: »ich bin mir zwar nichts bewusst, aber desshalb nicht 
schon gerecbtfertigetc Mag immerhin der Kleriker im Falle einer 
casnellen TOdtnng sich völlig frei von aller Schnid filhlen, so mnss 
doch anch der ftnssere Schein des Verbrechens getilgt worden sein, 
es wird unter Umständen seine einfache Aussage nicht als allein 
ausschlagend erkannt werden dürfen, es wird ein Beweisverfahren 
eröffnet werden über den Mangel jeder Schuld und mag dabei auch 
zum Mittel des Keiniguagseideft gegriffen werden. Es kann endlich 
nnr zn leicht eine Conporrenz von Irregnlaritfttsgrüuden in der Hieb- 
tnng gegeben sein, .dass, wenn, nicht w^n Homiodium, doch wegen 
Schmftlernng der Ehre wegen Infomie oder Aergemiss von dner er- 
lanbten üebnng der Weihmchte nicht die Rede sein kann, vgl. 
c. 14. X. 5, 12 (lunocenz III.). Zur Klai-stellung des gauzeu Sach- 
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Verhaltes wird der Papst den Bischof oder einen andern Dele^raten 
committiren, so z. B. c. 13 cit. »si est ita.« Eine solche Unter- 
sucbuog- und demnach vorausgegangene Selbstsuspension ist auch in 
allen jenen F&Ueu geboten , wo auf den ersten Blick die That dem 
Kleriker wegen mangelnder Zareehnangsfilhigkeit nicht impatirt wer- 
den so können soheint, ao wegen einer gewiseen Trflbang des Geistes 
oder des Bewosstseins, etwa anch nur vorftbergebender Geistesver- 
wirrung in Folge Genusses geistiger Getränke. So ergibt sich durch- 
weg die Nothwendigkeit einer oberrichterlichen Prüfung des einzel- 
nen Falles eines Homicidiuni, nicht nur des horaicidium voluntariiim, 
sondern auch des homicidium casuale und die Enthaltung des Be- 
troffenen ?om Altardienate bis zur günstigen Erledigang der Sache. 

Das neueste Becht bezüglich der Irregalaritftt wegen Tödtnng 
ist die Bestimmung des Concüs von IHent im 7. Oapitel der ' 14. 
Session. Dasselbe zerAUt in zwei Theile. Im ersten ist TOn den 
• Rechtsfolgen der gewollten und 'geplanten Tödtung die Rede ; diese 
sind, mag die That auch durchaus geheim geblieben, nicht publik 
geworden und nicht* gerichtsordnungsmässig bewiesen sein, Unfähig- 
keit die heiligen Weihen jemals zu empfangen oder auch nur ein 
einfaches Benefidnm zu erhalten; der Weihe, der Pfründe, des 
Kirebenamts mnss ein solcher Tbäter bleibend eotrathen. Die zweite 
Httfte des Capitels sdl im laieiniscben Texte wörtlich, folgen: »Si 
»Tero homiddinm non ex proposito, sed casu, vel vim vi repellendo, 
»nt qnis s« a raorte defenderet , fuisse commissum narretur , quam 
»ob causam etiam ad sacrorum ordinum et altaris ministerium, et 
»beneticia quaecumquae ac digiiitates jure quodammodo dispensatio 
»debeatarf commiti^tor loci ordinariOr aat ex causa metropolitano 
»sen Tioimfori episcopo, qui non nisi cansa cognita et probatis pred- 
»bns ac narratis, nec aliter dispensare possit.« 

üeber den Sinn und die Tragweite dieser Bestimmung gehen 
die lleinungen der Oanonisten und Theologen nicht wenig ausein- 
ander. Nach Einigen, als deren Vertreter Majolus (Tract. de irreg. 
bei Bönninghausen a. 0. II, 63) genannt werden möge , hat das 
Tridentinum ein völlig neues Hecht geschaften, die früher mass- 
gebende Unterscheidung von opus licitum uad iUicitom ist beseitiget, 
in ailoi FäUeu muss um Dispefnsation erbeten werden; diese Dispen- 
sation ist nach Anderen, so SMUe, System des K.^B. 1856, 118. 1. 
durchaus erforderlich und zwar in der Form »ad cautelam,c auch 
dann wann nach frfiherem Recht die Nothwendigkeit eine solche 
Dispensation einzuholen nicht vorlag. Nach Andern ist der Aus- 
druck »Dispensationt in einem weiteren, uneigentlichen Sinue zu 
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nelinient. es bapdelß a&ch lu#r, was die Allgemieiiibeit des^.^Gecietaras 
betrifft, weniger um eine DispensaMon deiu aar um eine anthen- 

tische Erklärung, so van Espen ^ J. eccl. Pars III, tit. 10. c. 7. 
n. 30, welche keineswegs nothwendig von der kirchlichen Behörde, 
sondern auch von jedem tüchtigen Juristea eingeholt werden könne, 

' wie Suarez , Tract. de censuris , Disput. 45. sect. 5 i. f. (Qpj^ ffea, 
Yen. XX,..1749y 599) behauptet» demzufolge eine Dispensation aucb 
jetzt nur in jenen Fällen notbwendig wäre,, in welchen das .alte 
Beeht eine solohe vorschrieb. Letzterem Gedanken geben eine ganze 

• Reibe von Canonisten, so Htmdik$8, K.-R., I, 44. und die daselbst 
citirten in der Form Ausdruck: das Tridentinum habe überhaupt am 
bestehenden Rechtszustaude nichts geändert. 

Es ist zu untersuchen ob diese Meinung aus dem Wenigen, 
was uns über die Geschichte des angezogenen Capitels bekannt isti 
eine BestjtUgnng erhAlt. Am 21. November 1551 beechloss die Qon^ 
eils-Depntatien 15. B^nn-Ganonen «an di» Vftter. zn Tertbelle^.CActa 
CSonc. Trid. ed. Theiner I« 594) von denen e. 4 nnd 5. dem späteren 
c. 7. entsprechen. Obwohl die Verschiedenheiten nicht von grosser 
Bedeutung sind, möge der Text des c. 5. hier seine Stelle finden: 
>Quod quando homicidium non ex proposito, vel per industriam sed 
»casu, vel ttt ad soi defenaionem necessanam commissum iuisse a^ 
»seritnri ex qao etiam nd sacffonun (HrdiQum et altaria ministerium, 
»ac benefieia jnre quodammodo diq^ensatio debeatnr, oonwittatnr 
»loci ordinarioi qui non nisi causa cogntta, et probatis. preeibnt dis^ 
»pensare possit« (p. 596). In der Oeneiralcongregation vom 23. No- 
vember (S. 598 f.) erklärte sich der Bischof von üpsala mit den . 
Capiteln einverstanden, behauptete aber zugleich, dieselben wären im 
gemeinen Rechte bereits gegeben. Der Bischof von Calagura bean- 
tragte: der Mörder könne auf seine Beneficien nicht verzichten und • 
sei derselben eo ipso verlusMg. Aneh der Bisobof von Verdup meinte» 
die Capitel wftren in der . vorliegenden Form ziemlieh ftberflössig. 
Qegeft . diesen Vorwurf, dass nichts v<m Bedeutung, niebta neues be- 
schlossen werden sollte, wandte sich in der Generalcongregation des 
folgenden Tages der Cardinal- Legat. Eine Verhandlung über die Re- 
form-Capitel, nun 13 an der Zahl, scheint nicht mehr stattgefunden 
zu haben ; in der 14. SUtsuAg vom 25. November wurden sämmtliche 
Decrete einstimmig angenommen. — Aus diesen mageren Mitthei«- 
langen ergibt sich meines Daföchaltese: ein weeentlieber weitgiei* 
fender üntersehied zwischen dem damaligen ond.dem neuen Rechte 
besteht nicht, trotzdem bezeichnet die tridentinteehe Norm höchst 
wahrscheinlich auch in der in Rede stehenden Frage einen Fort- 
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schritt in der Entwickelung des Rechts. Das Decret spricht in 
seiner ersten Hälfte entschieden nur von den Majoristen und den 
Beneficiaten; die Frage, ob in der zweiten Hälfte durch den Aus- 
druck »altaris mioisterioiiLc aach die aichtbepf rundeten Minoristen ge- 
troffen erscheinen, isfe meines Erachtens nach den Grande&taen der 
strictoB Intorpretatloii za ▼emeifien, fibrigens ffir die Praiis m so 
gilt wie keiner Bedeutung. Etwas anderes ist von nngleiek grosserer 
Wkbiägkeit. 

Soweit ich sehe, ist durchweg übersehen worden, dass der oben 
wörtlich raitgetheilte Satz kein absoluter, sondern ein hypothetischer 
ist. Er enthält eine Verfügung, aber nur für einen bestimmten 
Fall, was in anderen Fällen geschehen solle, ist daselbst nicht ge- 
sagt Der Fall, welifther die Voraussetsattg fttr das Wdtere bildet, 
ist das Vorliegen einer an den apoBtoüschea Stahl gerichteten Bitto 
(precibus) : im eoncreten Falle «n entsoheiden, ob wegen einer casneHen 
oder in der Noth begangenen TOdtnog eine Irregularität vorliege nnd 
nach Ermessen darüber das Weitere zu verfügen. Es heisst: »Si narre- , 
tnr,« im Entwürfe »qnando asseritur,« im folgenden wird nun normirt, 
was mit einer solcher Bittschrift geschehen solle, es solle darüber nicht 
in remotis amts gehandelt werden, sondern es sei von Rom aus der Ordi- 
narins und ans Gründen der Metropolit oder Naohbarbiseliof eu bevell- 
mftchtigen den Sachverhalt sn nnt^rsaehen und nach Lage der Dinge die 
Verfflgnng za treffen, eTMftnell Dispensation zn gewähren. Das 
Capitel schafft daher, wie der Wortlaut klar sagt, in formeller Be- 
ziehung durchaus neues Recht, nur ist andererseits wieder einleuch- 
tend, dass am materiellen Rechte nichts geändert erscheint, da das 
Capitel überhaupt nicht so sehr die von der Inegularität Betroffenen 
als vielmehr den apostolischen Stahl and dessen Verhalten berührt. 
, Dass diese Normirong beschlossen worde anbeschadet des Rechtes und 
der Freiheit des apostolisehen Stahles ist bekumt (Trid. XX7. de 
ref. e. 21). Wann man in dieser Sache sich nach Born wenden 
solle, ist nicht gesagt, die Frage ist nach dem oben Auseinanderge- 
setzten dahin zu beantworten, dass in allen zweifelhaften Fällen die 
Entscheidung der zuständigen kirchlichen Autorität entweder des 
Bischofs oder des Papstes einzuholen kommt. Die Pflicht, derart ge- 
gebenenfolls den apostolischen Stahl am eine fintscheidnng and Ver- 
ISgang anzogehen, wird im c. 7. weder nea geschaffen noch aaoh nor 
eingeschärft, sie wird lediglich voraosgesetzt. Die OrnndsOtse, welche 
bei seiner Entscheidung der committirte Bischof sich gegenwärtig halten 
wird, sind im Capitel nicht angegeben, sie sind die alten im De- 
cretalearechte niedergelegten. In letzterer Beziehung ist die Frage, 
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ob (Iiis Tridentinum eine Neuerung' geschaffen hat, demnach zu ver- 
neinen. Wie aber damit allein der Sinn des Capitels niciit erschöpft 
ist, zeigt u. a. die Erklärung Böuninghuusen's a. 0. S. 66, welche 
in Bezug auf das materielle Recht das Wahre getroffen hat, dabei 
aber der Fragö attsweicht, ab niM ia der That in >fi(HrmeUer Be- 
nshüng eine Aenderatig gesohakv obi -solche* AnfirageH -nBeh 'Rom.'m 
richten ffir den Bioseltfen Pflieht Mi^ well von Bechtswej^en undW« 
gemein Torgeschrieben ; dabei verwickelt sieli der Autor, weieh^lr eliie 
Aenderung des llechts durch das Tridentinum durchaus leugnet, in 
einen doppelten Widerspruch, indem er einmal den Ausdruck »dis- 
pensatio« als im weiteren, uneigentlichen Sinne gebraucht, als gleich- 
bedeutend mit Erklärung und Verfügung nimmt und dieselbe Plats 
greifen lässt, wo m alten Beehte eine Diepeneation im strengen SiAM 
nicht nöUiig war, ferner es idciit Jftr nAthig hftlt 5), danei M 
Betreind» sich nnmittelbair an den apostoliscben Stahl «ende und 
wieder im Texte eine specielle Delegation des Bischofs weitend Rom 
voraussetzt, damit dieser thätig werden könne. Man muss sich 
überhaupt hüten, das Tridentinum für sich und völlig losgelöst vom 
früheren Rechte verstehen und erklären zu wollen. So hat, um ein 
Beispiel anzuführen, die Congregatio Ooncilii 'im 16. und 17. Jabr- 
famideii in stricter Festhaltnng des citirten cap.* 7. als des alleinig 
In Saduin der IrregnlariA&t ex homieidio massgebenden Oetetses äea 
Mandanten wegen üebersdndtnng seines Mandats JemandiB- zr 
schlagen seitens des Mandatarä trotz des eingetretenen T6dctt 'dM 
derart nicht nur geschlagenen, sondern erschlagenen Menschen für 
nicht irregulär erklärt (Trid. l. cit. ed. Galleniart, Aug. 1766, p. 199, 
ed. Richter et Schtdte, p. 94, n. 12); später wurde in Berücksich- 
tigung des c. 3. in 6. 6$ 4 die Praxis ^ne dem Bechtssysteme ent- 
q»reohendeie. ' . ' » ' • ^ 

. Nach dem Gesagten ist cUe Frage, inwi«ircst die TAdtong oder 
Yerstämmelnng im Staide gerechter NöthwefaV'irregnUr maöhe, un- 
schwer beantworten. Das Tridentinum hat am materiellen 
Rechte lediglich nichts geändert. Es wird , wie bereits wiederholt 
angedeutet, Sache des Bischofs sein, den wenig gewissenhaften Kle- 
riker, welcher trotz solcher Tödtung nicht gelbst von der Ausübung 
der Weihe sieh enthält, zn suspendiren und den Fall zu untersuchen 
nnd entweder ans eigener Macht od)»r in Folge päpstlicher Delegation 
zn entscheiden; Das Tridentinum spricht sowie^^dte Olementine (5, 4) 
hnr von der Vertiieidiguug des bedmhten nnd zwar des eqfenen Le- 
bens und unterscheidet hierin nicht zwischen Laien und Kleriker. 
Au und für sich noch so gerechte Nothwehr in Vertheidigung des 

« 
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Lebens anderer fremder oder verwandter Personen, sowie in Ver- 
theidigung angegriffener grosser Güter eatschuldigt das Homicidinra 
nicht derart, dass der Kleriker wenigstens bezüglich der höheren 
Weihen aicht dio inregiilarität incurrire; einfach dessbalb, weil es 
Mher so Mhtms miri-^nd wol daran darcsh daa Tnd«ntiniimnioht8 
ge&odoit wQKd«. 'Einige Bemerkungen vaöfgBä in fieziig.aaf diära 
wafh ffir die .Ffaxie nicht nnerheUiölien Punkt hier Pkttz finden. 
Der Gesichtsimnirt der Sünde ist bei dieser Frage völlig aasser Be« 
tracht zu lassen, es ist möglich, dass der irregulär gewordene durch 
die That, welche ihn irregulär machte, keine Sünde beging, ja viel- 
leicht sogar ein gutes Werk vollbrachte, aber dieser sm subjective 
Maflffltab 'iat. im. Rechte nicht anzulegen, soll nidit daa ganie Recht 
aif -mmgia Begeln' dto fithik und Klugheit sniAmiiBenaohnimiifiBn. 
Desshalb iat ^aoeh das BaifiKmnemeai Sehmakgnu^S' (Jias ecd. L» 
Y,.tit.. la, B. 86 sqq. , ed. BOtti V, 1, 403 sq. v. n. 64 sqq., 

p. 412 sq.) werthlos, nach welchem die rechte NothwehV nie irregu- 
lär mache ; nicht ex delicto, weil keine Sünde begangen wurde, nicht 
ex defectu, weil geradezu eine Forderung der Sittlichkeit erfüllt 
wurde. Letzteres ist. das gerade Gegentheil jener Anadiauuiig , < der 
znfolge die Tödtung in Vertheidigung fremden Lebens oder eigener 
Habeinnter den.Gesiehtaj^ktder Ivregolaritfift ez.defeetE pecfeotae 
lenital38.&llen soUe» wifr.hereits. ui.der Glosse ad c. mu Qlem. 5, 4 
¥. »snöm«. tnsinnirt wtod «nd mit Baäem Bliminghcmen a. a. ,<K lI; 
152 ff. behauptet. Dagegen ist zu bemerken, dass von einem for- 
mellen Rechte Jemanden im Nothfalle zu tödten nicht die Rede sein 
kann. Nach dem Sprichworte »Xoth kennt kein Gebot« ist immer 
eine solche Nothlage vorauszusetzen, welche .die freiwillige und ge- 
wollte .Veri^xung.lremden Beehtes lediglich entschuldigt. Es ist da^ 
her andi T((llig verkehrt und im Beehte der Kirche nicht .begcöndet, 
W6mi.:der Utztgsnannta Antor.^rhttnpt die TMtang in Stande der 
Ncthwehr mit d«r TOdtnof^ in der Pflege des iBiehterainles adcnr Er- 
fiilllung des Soldatenberufes auf eine Linie stellt. In dieser Richtung 
hat Hinschius, K.-R. I, 45 den richtigen Standpunkt eingenommen, 
geht aber zu weit, wenn er allgemein behauptet, dass Verstümmelung 
gegen Verstümmelung auch üi rechter Nothwehr Irregularität ex.de- 
Mcto begründe. Die Lehre von der Mutilation hier daraustelkn war ' 
oi«Jit laeiiie Absieht, ich stehe aber nicht an deaSatsansKnspiaehen, 
dass yerstimmelnng und TOdtnng in Besag, auf die 6t#a inearrirto 
Inegalaritftt dnrchweg als Weehselbegiiffe m beteaehten sind. Und 
zwar aus folgenden Erwägungen. 

Es ist sehr leicht in der Stube die Grenze der erlaubten Noth- 
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wehr zu ziehen, anders in der Praxis. Auf dem Papiere nimmt sich 
gut aus: dass ich nicht irregul&r werde, wenn ich, praecismein an- 
gegriffenes Lebeu zu vertbeidigeo , den Angreifer verstümmele oder 
i041jß, dass ieh iiregiiUr werde, wenn ich auf diese Weise eine Ver« 
stOniBieliiiDg m mir abgewendet habe. £aniB gibt der Angiinfer 
Mher eine glanbwOrdige^ genaue, Aberbanpt eine Erklftmng äbf ob 
und ia wie wat er micb aebftdigen und - Terletsen woUe und kana 
es, etwa gar nicht: andererseits kann ich mir einbilden, dass ein 
mehr minder harmloser Dieb mir nach dem Leben strebe. Die 
casuistische Behandlung dieser Frage, so scharfsinnig und erschöpfend 
sie auch manchen scheinen mag, fährt bei der notorischen Discre^ 
panz der CasuistiiTer zu keinem für die Praxis brauchbaren Re- 
enltate. £e wird einfaeh Sache des Bischöfe, äberhanpi des besteU- 
ten Biehtere sein, an nntenmchen, ob im Falle einer bebanfietea 
Nothlage der Aussage des Thftters Olanben zn schenken sei und 
wenn nicht das eigene Leben als bedroht nachgewiesen werden kann, 
den Eintritt der Irregularität einerseits ebenso zu constatiren, wie 
andererseits etwa von derselben zu dispensiren. Das Tridentinum 
handelt keineswegs nur von den Fällen der überschrittenen Noth- 
wehr, wie irrthümlich nicht wenige, so z. B. Schmier, Jnrisprud. can. 21. 
Nr. 4r. c. 6. n. 807. behaupten, es hat ebensowenig die oft citirte Cle- 
mentine abgeändert, wie SehuUe a. a. 0. lehrt, es kann daraus nur die 
Forderung abgeleitet werden, dass in allen FftÜen die Entscheidung 
des kirchlichen Oberen eingeholt werde. Aus der Natur der Sache 
ergibt sich übrigens , dass von einer Judicatur im processualischen 
Sinne des Wortes hier nicht die Rede sein kann und es daher 
nicht auffallen wird, wenn Bischöfe und Cougregation einmal Irre- 
gularität annehmen und wieder in ähnlichen Fällen nicht und in 
dritten Fällen ad cautelam dispensiren, denn alles kommt hier auf 
die Umstände des einseinen Fi^es an, wozu kommt, dass Dispensa- 
tionsgewährung und Verweigemng an feste Omndsätse nicht ge- 
bunden ist. Ueber Schuld und Nichtschuld ein untrügliches ür- 
theil zu fällen , darauf muss der irdische Richter verzichten. Die 
Grundsätze über die Dispensation von dieser Irregularität sind nicht 
controvers und bedürfen keiner weiteren Darlegung. 

Als Resultat der geführten Untersuchung hat sich. Folgeudes 
ergeben. Die Unterscheidung von opus licitum und üHcitnm darf 
nicht als ausschlaggebend angenommen werden , ' womach der ein- 
zelne Fall einer casuellen TOdtung zu entscheiden wäre, sie kann 
nur von subsidiärer Bedeutung sein bei der Constatirung des Schuld- 
momentes. Darauf kommt allein alles an. Trifft den Einzelnen am 
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Tede des Andern nicht der Schatten einer Schnld, so ist er nicbt 
irregulär, mag auch sein Thun und = Lausen noch so unerlaubt ge* 
weseof sein. Ist aber eme Schuld am Töde enicb imr^ eotfernt vcs- 
hiitidea,^ Bo istM^ Betreffendef tnag er vor VomaKme der Handtdng 
uMh jo legitännirt gewesen sein« irregalftr.- Der Stand dop Nethwehr 
in Vertheidigung des eigenen Lebens entschuldigt, doch ist Niemand 
sein eigener Richter. Es wird vielmehr in allen Fällen der Tödtung 
sowie Verstümmelung eines Menschen durch einen Kleriker eine 
Untersuchung durch die kirchlicHe Autorität Platz greifen , der Be- 
troffene aber jeder Ausübung der Weihe sich entlialten. — Aas 
dem Gesagten eri^bt sich -did Bereehtigatfg des kirchliehea Verbotes, 
dass Elertker Waffen itskgen ntA die Schünlieit ja Kothwendigkät 
pde^ierlieher Hersedsmilde. Wo diese* iehlt , ist das ÜHglftek* bot 
SU nahe. • ' • ' ^ ' ' ' 



1 . 
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IV. - 

Das badische Gesetz vom 15. Mai 1882, die Aufbesserung ge- \ 
ring besoldeter Kirchendiener au^ Staatsmitteln betreffend. 

üeber den Bntwmf dieses Gesetees fend in der Bad. n.^anuneir 

am 3. April 1882 die Generaldebatte und am 4. April die Special- 
debatte statt. Berichterstatter der zur Vorßeratliung des Gesetzent- 
wurf gewählten Commission war der Abg. Kufer; die katb. Mino- , 
rität hatte durch den Abg. Betzinger einen besonderen Bericht er- 
stattet Voft dea Anträgen der kath; Minorität der Commission^ 
wurde der fiber eine andere Yertlieüang der Zuschüsse, wornach die 
Pfrfindeii nnter 1^ Mar1[ Einkommen anf 1600 Mark, diejenigen, 
welche 1200 Mark, aber weniger ald 1800 Mark abwerfen, auf 1800 
Mark, und diejenigen, welche 1800 Mark, aber weniger als 2200 
Mark abwerfen , auf 2200 Mark aufgebessert werden sollen , ange- 
nommen. Vergeblich hatte aber die kath. Minderheit beantragt, 
jede Eleminiscenz an den im §. 6. des Ges. vom 25. August 1876 
(s. den onten folg. Abdr.) gemachten Vorbehalt gasiB au sireiehen'i 
wornach die Qewfthrang der Anfbessenmgen d&?on abhängig s^in 
soU, dass die oberste ^rehenbehOrde des Landes sich dorch schrift- 
liche Erklärung verpflichte, alle Gesetze des Staates und rechtsgültig 
erlassenen Anordnungen der Staatsgewalt zu befolgen und die unter- 
gebenen Kirchendiener zu deren Befolofung anzuhalten. Bekanntlich 
hat die Kirchenbehörde diese Erklärung nicht abgegeben, wesshalb 
während der fünf Jahre der Geltaug des früheren Gesetzes der katho- 
lische Klems •keine Aufbessemng ans Staatsmittebi erhielt, die pro- 
testantischen Ffieirrer dagegen 200,000 Mark erhidten. Der in Be- 
rathang gestandene Qeseta^twnrf hatte den Revers in der Fassang 
beibehalten, dass clie Staatsregierung unter den vorliegenden that- 
sächlichen Verhältnissen ermächtigt sein solle, von jenem Reverse 
abzusehen, aber bei den Coiinnissionsberathungen beantragte Minister 
Nokk, um eine Einstimmigkeit zu erzielen und adopirte die Mehr- 
heit der Commission, die betreffende Bestimmung dahin' zu fassen: 
es ist unter den vorliegenden thatsächlichen Verhältnissen von dem Re- 
verse abzasdien. (Vgl den Art. 1. a. E. des Ges. vom 15. Mai 1888.) 

Der Berichterstatter der Mehrheit der Commission fdhrte 
der Generaldebatte aus, es handele sich nm ünterst&tzung einzelner 
Kirchendiener, nicht um Erhöhung der Dotiruug der Pfrüude selbst. 
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Die Kirchensteuer wäre in gegenwärtigen Zeiten grossen Schwierig- 
keiten unterworfen. Das Pfründe-System der kath. Kirche sei mit 
dem System der Kirchensteuer unvereinbar. Mit der Kirchensteuer 
müsste auch ein Oesetz ftber den Austritt aus der Kirche eingeffihrt 
werden. Die katholisehe Kirche habe keine Volksvertretung/ und 
ohne diese kOnne keine K!rchen9teuer ei nge fährt werden. Darum sei 
die Erneuerung des Gesetzes von 1876 vorgeschlagen worden, dabei 
aber eine Abänderung gewünscht, um alles zu thun, was den kirch- 
lichen Frieden befördern konnte. Der Revers-Paragraph (§. 6. des 
cit. Ges. vom 25. August 1876), sei damals in jener Form noth- 
wendig gewesen, weU die kath. Kirche ihren Geistlichen die Be« 
folgUBig des 'Prflfiings-Gesetses verboten habe, ol^leich dieses Geieta 
keinen Singriff in das Wesen der katholischen Kirche enthalte. Jetst 
aber sei ein Friedensstatid hergestellt. Um diesen Zustand m er* 
halten, solle von der Forderu-iig jenes Reverses abgesehen werden, 
nicht' aber durch einfaches Streichen des Paragraphen. Denn nach 
der gedruckten Begründung des Minoritätsberichtes sei zu besorgen, 
dass auch wieder Zeiten kommen könnten, wo man ihn brauche. 
Wenn aber die Katholiken darauf bestanden , 'den Paragraph zu 
streichen, so werde die ganse Linke Gesetz stamnken. Das 

Gesetzgebungsrecht sei ein Ansflnss der 8oaverainet&t des Staates 
und dflrfe nicht von der Kirche abhängen. Abg. BosshM: Seine 
Hoffnung auf Frieden sei erschüttert durch den Majoritätsbericht. 
Das Einkommen der Geistlichen sei in letzter Zeit fortwährend ver- 
mindert worden, während alle andern Gehälter und Bezüge erhöht 
worden seien. Die Kirchensteuer sei in der katholischen Kirche nicht 
üblicht und unter den jetzigen Verhältnissen nicht wohl einzufahren. 
Das .Vermögen der Kirche stehe unter vollstftndiger MitverwaJtnng. 
des Staates, und die meisten und besten PfHinden seien Staats- 
patronat. Der Staat habe grosse kirchliche Mittel eingezo^n und 
nur geringe Dotation da(ür gegeben. Das Gesetz von 1876 stehe 
auf ganz anderer Grundlage als das heutige ; denn es beruhte haupt- 
sächlich auf dem Revers, das heutige nicht. Jenes Gesetz sei ein 
Kampfgesetz gewesen, jetzt mOge die Begierung auf den Revers ver- 
zichten. Der Beyers stamme ans dem i^eassisehea sogen. Brodkorb- 
geeetae. Die Forderung des Beverses sei eben so verwerflich und er- 
folglos gewesen, wie die Givil-Constiiiition des Klerus in Frankreich 
wfthrend der Bevolution. Er sei nutzlos, er stamme aus der BM» 
kammer einer längstvergangenen Zeit. Kein Bischof werde diesen 
Revers ausstellen, selbst wenn er liberal wäre. 1860 sei der da- 
malige Minister , der jetzige Präsident des Hauses auch seiner An- 

Arohiv fiir Kircbenrecht. XLIX. ■ 5 
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sieht gewesen. Die Ansichten, welche der Majoritätsbßricht aas- 
spreche, hätten früher dahin geführt, dass der greise Erzbischof 
Hermann gefangen genommen wurde. Man solle doch an diesem 
unnützen Kevers nicht festhalten. Das Gesetz sei ja nur für füu^ 
Jahre. Die Staatsre^erun^ stehe im Begriff , der EirQhe^^^adeDS 
wieder e|n Öberhaiipt zu ^eben. In diesefii Aogenblick| w^r$(, fs, si.q^ 
gemessen, den Bevers wegzuwerfen und, Ver^ra^d^n ju^ej^ 
Bischof zu haben. Abg. Bär glaubt nicht,, dass die li^atholiscb^ 
Fraction, wenn der Revers beibehalten werde, gegen das ganze Gre-. 
setz stimmen würde. Die thatsächlichen Verhältnisse verlaugten jetzt 
die Erneuerung des Dotations-Gesetzes, Zwischen Staat und Kirche 
sei jetzt kein Kampf, nur opcf^ zwischen , den ^^rt^^ep. .. So langem 
der Staat Aufbesseraiigen an Jeuiand ansohle, .kdni)e er ^auct\. Ge-. 
hörsam von denselben yerlangen, ebenso , die, y^rsiehejoog des. G(k. 
horsäms. Es wäre doch auch mögltobf ^as? in unterm Liande.wfÜh- 
rend der fW Jahre wieder neue Zwistigkeiten aufkämen. DieReeht^ 
sei Anfangs mit den VorschULgcu der Regierung einverstanden- ger 
wesen, jetzt sei eine veränderte Anschauung eingetreten. Abg. i\ Feder: 
Das Gesetz bringe keinen Frieden, sondern verfeinde die Katholiken 
mit den Protestanten, weil letztere reichlicher. ausgestattet, werden. 
Es widerspreche dem Gesetz von 1860 und sei ein Handel, eine Be-, 
lobnnng Äir die d/emftthige Haltung d^r Katholiken... Da^ Staate- 
Budget mit solchen Saromen zu beUstenf sei. eine Ifeiierung, ^^IpN: 
seinem »consenratiVen« Herzen widerstrebe. (Heiterkeit.) Das sei 
ein Anfang des Staatskirchenthums , welches die Gewissensfreiheit 
beschränke. Er wünsclit Trennung des Staates von der Kirche, wie 
in Holland, wo dieselbe vollständig durchgeführt sei. (Ruf: Nicht 
so arg!) Die Kirchensteuer sei nicht so schwierig. Hier handele 
es isich um Auf besseroog .der Harrgehälter um einige huudert Mark, 
welche die Gemeisdefi aelbei aufbringen fcOnntiBn« Oaltosminister 
Nokk yerwahct die Eegiernng gegen den Vorwurf, als ot maii die 
Zeit nicht gehörig benutzt habe, das Kirehensteuer-Gesetz durchzu- 
führen. Die Localsteuer reiche nicht aus , und es gehe auch nicht 
an, dass die Gemeinde über die Erhöhung des Einkommens ilires 
Pfarrers zu Gericht sitze. Da jetzt die Kirchensteuer nicht möglich 
sei, sei der Staat verpflichtet, diese Dotation weiter au^suj^^^en, 
weil die Protestapten' schon bisher im Genuss derselben waren , und , 
weil diid Parität verlange , dass auch die EathoUkefi die gleiche 
Snmme erhalten. . Nach dem Yoi^schlag der MigoriiAt sei der IKevers 
thatsächlich abgeschafft, nur für den unwahrscheinlichen Fall, dasa 
TQn neuem ein Couflict eintrete, könne der Revers wieder hervo];- 
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geholt oder die Zahlang eiogestellt werden. Die WArde der Krehe 
weMe dadurch nicht verletzt. Wenn nicht der Kampf von 1876 
vorausgegangen wäre, so würde man heute die Sache nicht so auf- 
fassen. 

Der Antrag der Abgeordneten der katholischen Volkspartei auf 
Streichung der an den früheren Revers erinnernden Bestimmung 
(s. den Schluss des Art. des unten folg. Art. I. des Ges. v. 15. Mai 
1882) wurde in der IL Kammer mit 29 gegen 27 Stimmen abge-' 
lehnt. In der Sitzung der Kammer am 4. April wies der Cultus- 
minnter Nokk auf das Entgegenkommen der Regierung und der 
Commissionsraehrheit durch ^daff einstweilige Wegfallen des Reverses 
hin; es sei nur der Vorbehalt im Hinblick der Würde des Staates 
gemacht worden, dass der Znschuss aufhöre, wenn ein Streit zwi- 
schen Staat und Kirche wieder ausbreche, die Regierung hat auch 
sonst Zugeständnisse gemacht [Gewährung des über den Regierungs- 
entworf hinausgebenden Mehrbetrags der Zuschüsse] , die für deren 
W<^1 wollen zeugten, ebenso die Leiter des Hauses, und es möge 
darum auch von der Rechten [d. i. der kath. Seite] dem Gesetze 
zugestimmt werden. Mit Rücksicht auf diese entgegenkommenden 
und wohlwollenden Erklärungen des Ministers, stimmte denn schliess- 
lich auch die Fraktion der kath. Volkspartei dem Gesetze zu, nach- 
dem sie beantragt hatten, die Erklärungen der Regierung zu Pro- 
tocoU zu coustatiren. Bei der Schlussabstimmung stimmten nur sechs 
Abgeordnete, fünf Demokraten und Einer von der kath. Volkspartei 
mit Nein. 

Im Foliirenden nun das im Bad. Gesetz- und* Verordnungsblatt 
(1882 Nr. XIII. S. Höf., ausgegeben am 20. Mai 1882) publicirte 

ChaetMvom X5. Mai 1882^ die Aufbesserung gering heeMeter JEireAe»- 

diener aus ^aafsmUkki betreffend, 

Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, 

Herzog von Zähringen. 

Mit Zustimmung Unserer getreuen Stünde haben Wir be- 
schlossen und verordnen, wie folgt: 

Artikel T. Die §§. 1—5 und 6. mit der im Artikel II. des 

gegenwärtigen Gesetzes ausgedrückten Aenderung, §. 7. — jedoch 
mit Ausnahme der Bestimmungen unter Ziffer 1. daselbst — §§. 8 — 10, 
§. 11. Absatz 1, 2 und 3, §. 12, §. 13. Abs. 1, §. 14. Abs. 1. und 
§. 15. des Gesetzes vom 25. August 1876 betr. die Aufbesserung 
gering besoldeter Kirchendiener .aus Staatsmitteln, bleiben auch - 
wirksam llEur die Dauer der beiden Budgetperioden 1882/83 und 
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1884/85, sowie für das erste Jahr der Budgetperiode 1886/87, so- 
fern nicht schon auf einen Mheren Zeitpunkt durch ein Staatageeets 
den Kirchen, hezw. einer derselben die Bestenerang ihrer Angehöri- 
gen, mit der Befugniss zür zwangsvreisen Erhebung der kirchlichen 

Steuern, eingeräumt wird. 

Von der im dritten Absätze des §. 6. jenes Gesetzes bezeich- 
neten schriftlichen Erklärung ist unter den vorliegenden thataäcb- 
liehen Verhältnissen abzusehen. 

Art ü. Der erste Absatz von §. des Qesetzes TOm 25. Aug. 
1^76 erhftlt folgende geänderte IVissung: 

»Ton den mit selbständiger Seelsorge rerbirodenen Pft'Qnden 
(Pfarreien) der katholischen Kirche werden diejenigen , welche 
unter 1200 M. Einkommen abwerfen auf 1600 M. , diejenigen, 
welche 1200 M. , aber weniger als 1^00 M. abwerfen auf 
1800 M. und diejenigen, welche 1800 M. , aber weniger als 
2200 M. abwerfen auf 2200 M. aufgebessert.« 
Art III. Hinter Abs. 2. Von §. la. des Gesetzes vom 25. Aug. 
1876 ist der nachstehende weitere Satz einzufügen: 

>Bei der kathol. Kirche trifft die Minderung zunächst und zum 
Voraus diejenigen Pfarrer, welche aus ihrer Pfründe ein Ein- 
kommen von 1800 bis 2200 M. beziehen. 
Art. IV. Soweit zum Vollzuge des Gesetzes vom 25. August 
1876 eine Einschätzung der Pfründen (§. 8. des Gesetzes) bereits 
stattgefhnden hat, bleibt deren Ergebniss auch fär die ^uer der* 
verlängerten Wirksamkeit des Gesetzes massgebend. 

Art. V. Das Ministerium der Justiz, des Galtus und Unter- 
richts ist mit dem Vollzuge dieses Gesetzes beauftragt. 

Gegeben zu Karlsruhe, den 15. Mai 1882. 

In Vertretung Seiner Königlichen Hoheit des Grossherzogs: 

(gez.) .FHedncA« Erbgrossherzog. 
Anf Seiner Kdniglichen Hoheit höchsten Befohl: 



Die im obigen Gesetze erwähnten §§. des Gesetzes v. 25. August 
1876 (publicirt im Badischen Gesetz- und Verordn.-Bl. 1876 Nr. XXV. 
ausgeg. am 29.- August 1876) lauten : ' 

»§. 1. Der nach Vorschrift der Gesetze vom 9. October 1860, 
»die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im 
»Staate betreffend und vom 19. Februar 1874, betr. die Abänderung 
»einiger Bestimmungen des ersteren Gesetzes, ernannten Inhaber^ 
»Ton Kirchenämtem der vereinigten evangel.-proi und der katho- 



(gez.) Nokk. 



(gez.) Jost. 
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»lischen Kirche, auf welchen die Obliegenheit einer selbstständigen 
»Seelsorge ruht (Pfarrern), wird eine .Aufbesserung des mit dem 
»^iroheaamt verbaodeqea festen Einkommens (des Pfründeeinkom- 
»mens) am StaatsmiÜeln naeh Massgabe der folgenden Bestimmungen 
»gewürt. 

»§. 2. Qenuss einer Wohnung nebst Hausgarten und znfftllige 
»Einnahmen (Accidenzien, Stolgebühren) kommen bei der Berechnung 
»des Betrages des Einkommens nicht in Berücksichtigung. 

»An dem übrigen Einkommen werden in Abzug gebracht: 
»1. bei Pfarreien, in welchen stäodige Vicarsstellen bereits er- 
»riohtet.sind od^r knnfUg mit Zustimmung der Staatsregiernng wer- 
»den erriehtet w^den, der auf 800 M. jährlich zu veranschlagende 
»Aufwand f&r jede solche Stelle « soweit und so lange diiBser Auf- 
»wand von dem Pfarrer aus dem Pfründeeinkommen zu hestrei- ' 
»ien ist; — 

»2. etwaige mit Zustimmung der Staatsregierung einer Pfarr- 
»pfründe auferlegte Beiträge zur Aufbringung des Buhe- oder Su- 
»stentationsgehaltes eines ausser Dienst getretenen früheren Pfründe- 
»Inhabers. Jedoch darf die Gesammtsnmme der. nach Ziff. 2. zuge> 
»lassenen Abiüge für jede der beiden Kirchen zwei Frocent der 
»Summe deS Ertrags ihrer sämmtlichen Ffarrpfrtlnden nicht über- 
»Bteigen. 

»§. 3. Die Pfarrer der vereinigten evangelisch-protestantischen 
»Kirche sollen an Diensteinkomraen jährlich mindestens beziehen:' 
»bei einem Dienstalter bis zu vollen 7 Jahren 1600 M. 
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»Das Dienstalter wird von dem Tage der Aufnahme als Pfarr- 
»candidat an gerechnet. 

»§. 4. Zur Aufbesserung der Pfarrer, welche aus ihren Pfrün- 
»den weniger als nach §. 3. ihnen zukommt, beziehen, ist zunächst 
»der Ueberschnss vom Ertrag derjenigen Pfirfinden zu verwenden, 
»welche mehr abwerfen, als ihr jeweiliger Inhaber, nach seinem 
»Dienstalter gem&ss §. 3. anzusprechen hai 

»§. 5. Die vereinigte evangelisch-protestantische Kirche wird 
»durch kirchliches, der Staatsgenehmigung unterliegendes Gesetz 
»nähere Bestimmung treffen: 

»1. wegen Herbeifdlirung einer den in g. 3. dieses Gesetzes 
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»aufgestellten Einkommensklassen thnnlicbst entsprechenden Regelung 
»des aus Pfrüademitteln fliessenden festen Einkommens der Pfarrer; 

>2. wegen Regelung der den Inhabern von Pfründen, welche 
»mehr als das nach §. 3. bestimmte Einkommen abwerfen, aufzuer- 
»legeaden Verpflichtung zur Abgab? des üeberschusses für solche 
»Pfanrer, deren PfröDde weniger aU die in §. 3. bestimmte Summe 
»erträgt« sowie der Art und Weise der Verrechnung der hiernach 
»abzugebenden Beträge; 

»3. wegen thunlichster Aufbesserung der Pfarrer mit mehr als 
»30 Dienstjahreu über die iu §. 3. dieses Gesetzes bestimmten Sätze 
»hinaus aus allgemeinen Kirchenmittelu. 

»Ergibt sich ein solcher Stand der letzteren , dass nach Auf- 
»besserung des Einkommens der Pfarrer mit mehr als 30 Dienst- 
»jahren auf 4000 JA, .und Bestreitung der sonstIgeD Zweckslasten 
»noch ein reichhaltiger üeberschuss verbleibt, so ist dieser zur Ent> 
»iastung der Staatskasse hinsichtlich ihres Zuschusses zur Auf- 
»besserung der jüngeren Pfarrer (§. 3.) zu verwenden, solange nicht 
»ein der ständischen Genehmigung unterliegendes anderes Abkommen 
»mit der Kirche getrofi'en ist. 

»§. 6. Von den mit selbstständiger Seelsorge verbundenen 
»Pfründen (Pfarreien) der katholischen Kirche, welche weniger als 
»2000 M. Einkommen abwerfen, wird die eine Hälfte, welche den 
»niedrigsten Ertrag gewährt, auf 1000 M., die andere Hälfte aut 
»2000 M. aufgebessert. 

»Die Aufbesserung wird nur bei besetzter Pfründe an den 
»Pf^findeinhaber — ohne Rücksicht auf dessen Dienstalter — ge- 
»leistet. 

»Diese Aufbesserungen werden nur insofern und insolange ge- 
»wäbrt, als die oberste Kirchenbehörde des Landes (für den altkatho- 
»lischen Theil der ihm vorgesetzte .Bischof) sich durch schriftliche 
»Erklärung verpflichtet, alle Gesetze des Staates Imd rechtsgiltig er- 
»lassene Anordnungen der Staatsgewalt befolgen und die unter- 
»gebenen Kirchendiener zu deren Befolgung anhalten zu wollen. • 

»§. 7. Zur Deckung der Zuschüsse, welche die nach §§. 3 uud 
>6. zu gewährenden Aufbesserungen erfordern, — bei §. 3. nach Ver- 
»wendung der gemäss g§. 4 und 5« Ziff. 2. hiefür verfügbaren Ab- 
»gaben auf Pfränden — mflssen, ehe ein Anspruch an die Staats- 
»kasse erhoben werden kann, verwendet werden: 

»1. der nach Bestreitung der Lasten uud Yerwaltungskosteu 
»übrig bleibende Ertrag der mit der Obliegenheit einer selbstständi- 
»gen Seelsorge nicht verbundenen und auch nicht zur Aushilfe in 
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s 

»der Sefelsorge noth wendigen Nebenpfrfinden ~ Kaplaneibene- 

i^mii\tö: ■ , ■ • ' ' 'V * 

»Die BezeicfantMg'dfiöini' 'fär öntbebrMbh za eirachtidaden PfHiD- 
»a^^olj^'iM' Wege 'd^rV^n^ der G^rdsehVStoatsra^erang 
»ihÄ'Mer' be«rt#eitfdÄfl' 'öbefB!»n''ffir6!*enblÄ!iW«*. '* SÜ lange 6in Ern- 
»verstäiidniss nicht erzielt ist, könueu Zahlungen aus der Staatskasse 
»nicht erfolgeo. "* ' " • 

>2. Die nach Bestreitung der Lasten, Verwaltungskosten und 
ider Vörwesungs-GebührenV sö^e nach Befriedigtmg dtiraigfer An- 
»spxliclnBf 'yöh Hhiterbliebdndtt eiiies Ffrändeiiihabersi odefr Voir staat- 
»lich anerkannten Wittwen- * tind 'WftiiseftTer^i^iigsanetaliett 
»ftl^^ liftetteofden 'Bfhkf^ PfirÜnden jeder 

»Art (Zwiöchetigef&lle). DIq Regelung der Verwesungsgebühren be- 
*darl der Genehmigung der Staatsregierung. ' ' 
• ^Die Staatsregierung kann in einzelnen Fällen ans dringenden 
»iSründen die Verwendung der Zwischengefälle zu anderen, jedoch 
»liür bestiiüinten kirchlichen Zwecken nach Anhörting der bethei- 
»ligiten Üeineinden nnd der obersten Kirchenbehörde zulassen. 

»§. 8. Die Feststellung des Einkomnlens der PfrQnden (§§. 4. 
»und 6.) geschieht durch ünschätznng für die Dauer der im §. 13. 
»festgesetzten Wirksamkeit dieses Gesetzes.' *' • 
' **' »Die Regelung des Verfahrens bei dieser Einschätzung, sowie 
»das Ergebniss derselben unterliegt der Geuehmigung der Staats- 
»regierung. 

»§.9. Die oberste Kirchenbehörde eines jeden Confessionstheils* 
»theilt jährlich der Staatsregiemng ein Verzeichniss mit, welches' die 
»Inhaber von Eirchenämtem (P&rrer), deren Zuschüsse ans der 
»SlaijtsinitiBse zu gewähren sind, und deil Betrag des'' Zuschusses bei 

»jedem einzelnen angibt. ' • '" ' ' ' 

»Dem Verzeichniss ist der Nachweis, dass kirchlicher Seits die 
»Voraussetzungen der §g. 4 und 7. dieses Gesetzes erfüllt sind, bei- 
»zufägen. 

»Im Laufe des Jahres eintretende Aöhdemngen in Thatsachen, 
»welche auf Betrag odjdr Dauer eines Staatszuächnsses Einfluss üben, 
»sind jeweils sofort der Staätsregierung bekannt zu geben. 

»§'. lO. Der Oesammtbetrag der Staatszttschüsse fOr ein Jahr 
»darf die ISnmme von je 200,000 M. für jeden Confessionstheil nicht 
»übersteigen. ' * • ' ' ' 

»Koicht diese Summe nicht aus, um das feste Diensteiukommen 
»aller in Betracht kommenden Pfarrer des betreffenden Confessions- 
»theils auf die in g. 3. und §. 6. dieses Gesetzes bestimmten Be- 
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iMgie so bringen, so verileii die erozeloen SSnsolillese ntch Brocenten 
»der Yorerwfthnten Beträge (des Soll'lüokeiiifmenB) entspreckend-ige- 
»mindert. - 

»Die den einzelnen Pfarrern zukommenden Staatszuschüsse w^r- 
»den diesen unmittelbar aus der Staatskasse ausbezahlt. 

»§. 11. Einem Pfarrer, der wegen Verletzung von Vorschriften 
»des Gesetzes TOm 19. Februar 1874, betreffend die Abänderung 
»einiger BeeUmmongen des Gesetzes Tom 9. October 18d0 Aber die 
»reobtliclie Stellang der Eireben^nnd kireblichen Vereine ini Stf»te» 
»wegen ZoiriderbAadlnng gegen §. 67. des Beichsgesetaes yom 6. Fe- 
»bniar 1875 über die Beurkundung des Personenstandes und die 
»Eheschliessung oder wegen Verletzung der Bestimmungen der §§. 95, 
»97, HO, III, 130, 130a, 131, 132 des Reichsstrafgesetzbuchs 
»während der letzten zwei Jahre zu einer Strafe verurtheilt worden 
»ist, kann eine Zulage ans Staatsmitteln auf Grand disses Ge^tzee 
»Biobt ertheilt ,wefdeii. 

»Erfolgt die geriobtliebe Verartbeilang eines . Pfiunrers wegen 
»dner der im Absatz 1. anfgefubrten, mit Strafe bedrobten Hand- 
»Inngen, so ist demselben durch Yerfägnng der Staatsregierung die 
»bereits bewilligte Zulage zu entziehen. 

»Die gleiche Folge kann auch dann eintreten, wenn der Em- 
»pfänger einer Zulage, abgesehen von den Fällen des Absatz 1, der 
»Yei^flichtang vorsätzlich zuwiderhandelt, die auf sein Amt oder 
' »seine Aniteyerrichtnag bezoglichen Vorschriftea der Staatsgesetze 
. »oder reebtsgiltig erlasseaer Anordnangea der Staatsgewalt za be- 
»folgen. 

»Der Vertreter der obersten Kirchenbehörde, welcher die im 
»§. 6. erwähnte schriftliche Erklärung widerruft oder derselben zu- 
» widerhandelt, ist seines Amtes und Einkommens verlustig zu.er- 
»klaren. 

»Die Entscheidung erfolgt im letzteren Falle durch den im 
»Art 8. Gesetzes vom 19. Febraar 1874 berafenenGe- 

»richtsbof anter Beobacbtong des daselbst geordneten Verfahrens and 
»an diese Entseheidnng knüpfen sich die weitern, nach §. 16 e. jenes 

»Gesetzes eintretenden Wirkungen. 

»§. 12. Die oberste Kirchenbehörde kann mit Zustimmung der 
»Staatsregierung einem Pfarrer wegen dienstwidrigen Verhaltens die 
»nach diesem Gesetz ihm zukommende Zulage ganz oder theüweiae 
»vorenthalten und die bereits bewilligte Zulage darch ein von der 
»Staatsbehörde für vollzagsreü erklärtes dienstpolizeilicbes Brkennt- 
»niss ganz oder tbeilweise wieder entziehen. 
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»§. 13. Privatrech tlich verfolgbsre Ajispruoiie können m 

»diesem Gesetz nicht abgeleitet werden. 

»Dasselbe tritt — mit Ausnahme der Bestimmungen in §. 14. 
»Abs. 2 bis 6. — ausser Wirksamkeit nach Ablauf dreier ßudget- 
3> Perioden (die gegenwärtige eingerechnet), insoferne nicht schon 
»früher durch ein Staatsgesetz den Kirchen oder einer derselben die 
»Besteuerung ihrer Angehörigen mit der Befugniss zur zwangsweisen 
»Erhebung der kirchlichen Stenern eingeräumt wird. 
. . »§. 14. Jeder ol)er8ten Kirchenbehörde steht es frei, für die 
9 von ihr geleitete Kirche £^uf die Gewährangen dieses Gesetzes za 
»yerziehten. in diesem Ffille, eoide naeh fiirldaehen der mbind- 
»liehen' Krttft der Bertimmungen dieses Gesetzes (§. 18. Abs. 2.) 
»gelten fblgtnde Vmehrifken: 

»Die Begelnng d^r Gebühren, der FModeverweser bedarf der 
»Genehmigung der Siaatsregierung. 

»Der Zustimmung der letzteren, welche jeweils nur für einen 
»genau bestimmten Zweck gegeben werden kann, bedarf auch jede 
»Auflage an den Inhaber einer Pfründe zur Abgabe eines des 
»Pfründeertrags und die Verwendung von Zwischengefallen zu an- 
»dfffen Zwecken, als zur Verwesung der erledigten Pfründe. 

»Die zur 13estreitung der Lasten, Verwaltungskosten und Ver- 
»wesungsgebühren nicht erforderlichen Einkünfte einer erledigten 
»Pfründe sind vorzugsweise zur Aulbesserung des Einkommens (§. 3 
»und 6.) solcher Pfarrer zu verwenden, deren bisheriges Verhalten 
»die Annahme rechtfertigt, dass sie die Gesetze des Staats und die 
»rechtsgiltig erlassenen Anordnungen der Staatsgewalt befolgen wer- 
»den. Solcne Bewillignugen sind ävoNsh die Staatsgewalt sofort wie- 
»der einzQstellen, wenn der Empfönger sich.der^nwidef bandlang 
»gegen die Staatsgesetze oder rechtsgiltig erlassene Anordnnngen der 
»Staatsgewalt sebnldig macht. 

»Kommt eine VerstAndigong über die Verwendung der im 
»vorbergehenden Absatz erwähnten Einkünfte nicht zu Stande, so 
»▼erfugt dajräber die Staatsre^ierung, nach Anhörung der betheilig- 
»ten Kirchengemeinde, für kirchliche Zwecke des betreffenden Be- 
»kenntnisses , insbesondere auch zur Aufbesserung des Einkommens 
»einzelner Pfarrer bis zu dem in den §§. 3 und 6. bestimmten Be- 
»trage, nach Massgabe der obigen Bestimmungen. 

»Die Befriedigung nothwendiger kirchlicher Bedürfnisse der 
»betheiligten Gememden gebt in allen Fällen jeder anderweitigen 
»Verwendung vor. 

§. 15. Uebergangshestimmung. 

«Pfarrer der evangelisch-protestantischen Kirche, welche bei 
»Einführung dieses Gesetzes bereits im Bezüge eines höheren festen 
»Diensteinkommens, als gemäss §. 3. nach dem Dienstalter ihnen 
»zukäme, sich befinden, sollen durch das gegeawärtigs Gesetz keine 
»Verkürzung erleiden. 

»§. 16. Das Ministerium des Innern ist mit dem Vollzug 
»dieses Gesetzes beauftragt.« 
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Verordnung des bischöflichen Ordinariats zu Rottenburg^^ ' 

md KaiMtte, , . ,;;,v/ 

Mitgetheilt yon Sta4tpfarreT ifnd Eämmerei: W^her in Xiadwigsbürgf. ; , 

Erscheint es schon an «ich-Als würdig xmd angemessen, dass 
die BinsetBang eines Pfarrers in sein ^mir vor «der ^msAisräielteiii 
Oesieinde Im Hanse Gottsb *^ ebeiliirtKcbstt Attftn^ trbtl^ 
zogen iperde, so bildet diese Feieiiiebkeit attd/ efhen v<orzügli<)l)n''gf^'i 
eigneten Anlass, das heilig« und wichtige VerhAltnisB «Wiseliett ^^t' 
christlichen Pfarrgemeinde und ihrem Seelsorger beiden Theileu vor 
Augen zu halten und für Geist und Gemnth tiefer einzuprägen. 

Zur Erreichung dieses Zweckes haben wir beschlossen , unter 
theiiweiser Abänderung der unter dem 24. 'Deoettübei* 1829 ergangenen 
Verardnnng Ür die kircMiobe Einsetzung und Yot^tellnng derPfttr^ 
rer und Kqilftne Naobsteiienides enr- allgemeinem Kadiaohtung an- 
zuordnen: ' ' ' - • « . .t v 

1) Nach Empfang des bischötiichen 'IndlitöiSonö-Deoreted-' hat 
der Dekan den neuen Pfarrer hiervon ungesäumt in Kenntniss zu 
setzen und einzuberufen, worauf letzterer in thiinlichster Bälde dem 
bischöflichen Ordinariate, sowie auch dem Dekane anzuzeigen hat/ 
bis wann er seine Stelle 2U' beziehen beabsichtigei Ferner wird der* 
Dekan dem Neuernannten, wettn es Aieht echori v^hdr gesObeheil 
ist, alsbald üaob dessen Ai]l:anft ein Etetiiplar des Mreblicben tn^ 
▼estitur-Eides, sowie des staatlichen Dienstreverses, e'benso die Pffükd« 
beschreibang wie auch das nach der Erledigung der Pfarrstelle auf- 
genommene üntersuchungs-Protocoll mit den Ergänzungen und den 
etwa darauf erfolgten Verfügungen zur Einsichtnahme mittheilen. 
Endlich lässt der Dekan Sonntags zuvor die Plarrgemeinde von dem 
für die Investitur ihres neuernan^eh Seelsorgers anberaumten Wochen- 
tage durch den Pfarnrerweser Ton der Kanzel aus in Kenntniss setzen 
und dieselbe dabei zu dieser för sie so wichtigen Feier einladen, auch 
wird er dem Orts-Torsteher und dnrch diesen den bürgerlichen Ool- 
legien die hierauf bezügliche nöthige Mittheilung machen: — Bis 
zum Tage der Investitur hat sich der Pfarrer — ausgenommen den 
Fall, dass der bisherige Pfarrverweser als Pfarrer der Gemeinde er- 
nannt worden ist: pfarramtlicher Handlungen zu enthalten. 
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2) Am Tage der Investitur lässt der Dekan den Pfarrer in 
dessea Wobnangy woselbst ein Tisch mit einem Crucifix zwischen 
swd breanendeii Emen nebst dem E?angelienb!iche zaznbereiten ist, 
im Beisein des Pfiimrerwesers and wenn im Orte keine weiteren 
Geistlichen sind, eines benachbarten Pfhrrers, sowie der zwei ersten 
katholischen Gemeindevorsteher beziehungsweise des Ortsvorstehers 
nod eines Mitgliedes des Gemeinderathes , knieend in der üblichen 
Weise das tridentinische Glauhenshekenntniss ablegen und sodann 
den kirchlichen Investitur- Eid leisten, worauf er ihn ganz nach 
Massgabe des Erlasses des Eönigl. kathol. Kirchenrathes vom 26. März 
lfi58 in iSegenwtft der Obgedaehten miitelst Abnabiiie eines Hand* 
g^Obdes ftr dea ßiaat in Pflicht nehmen wird. Sofort hat der 
Pfiurrer die beiden VerpüichtnngsnrkQnden für die l^rofae und den 
Staat mit dem Datum, mit der vollständigen Namens-Ünterschrift 
und mit dem Privatsiegel zu versehen; bei den kirchlichen Eides-^ 
formularien genügt es nicht, daas blos oberhalb der Name des Pfar- 
rers und der Ort der Pfarrei eingesetzt werde. Der Dekan bat die 
Unterschrift des Pfarrers auf den beiden Urkunden zu beglaubigen; 
Ton . jeder Urkunde verbleibt je ein fizemidar an fianden des Pfarrers. 

3) Hat sich die. Gemeinde aur bettimmten. Stunde in der Kirche 
Yenammelt, so wird der P&rrer von dem Dekan und FfarrFerweser 
— im Talar ond Chorrock unter Voranstragung von Kreuz und 
Chorfahnen — unter dem Geläute der Glocken sowie unter Beglei- 
tung der anderen etwa anwesenden Geistlichen und der obgedachten 
Gemeindevorsteher, oder auch sämmtlicher Mitglieder der bürger- 
lichen Collegien znr Kirche geleitet. — Kann es ohne StOrang ge- 
scbeben, so iriid andi die Sohaljugend, oder, wo mehrere Schulen 
sind, wenigstens je die Obetldasse sieh .bei dem ffinmge des Pfimrers 
in die Eircbe betheiligeD. 

relerlichkett in der Kirebo. 

An den Stufen des Hochaltars angekommen, stimmt der Dekan knieend 
den U/mnos: Veni Creator Spiritus an, welchen der Chor sodann fortsetzt, 
ffiersaf singt der Dekan: 

'^, Eraitte Spiritum tuum et creabuntur (Alleluja). 
B^, £t renovabis iaciem terrae. (Alleluja). 

Oremns. 

Dens, qui corda fidelium sancti Spiritus illustratione docnisti, 

da nobis in eodem Spiritu recta sapere et de ejus Semper consola- 
tione gaudere. Per Christum Dominum nostrum. 
^ Amen, 
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Nachdem sich der Pfarrer in der Sakristei mit Alb« und Stola liekleldet 
hat, begleiten ihn der Dekan nnd Ptorerweser im Chorrodce an den Eingang 
des Chores, woselbst ein Tisch mit den dem P&rrer sa ftbergebenflen Symbolen 
des pfarrlidien Dienstes und der pfkrrlichen Gewalt ^ den Schlfisseln der IQrdie, 
dem Seblftsqel svm Tanfbrannen, dem Erangelienbaebev dem SeUtelel mm Ta^ 
benakel mnd dem Sitnal — «ni^estflOt ist 

Der Dekan beginnt: ' 

Qiü^te tn ökrisio dem Ehrmt • 
Ich stelle euch hier in der Person des N. N. euren neuen 
Seelsorger vor. üeber seine £rnennang, Bestätigung und Einsetzung, 
sowie über den mir gewordenen Auftrag %u der gegenwärtigen Hand- 
hng ennohe ich Sie (dem Plbrrferweser das biseh^ikke InakähUmi»^ 
Deeret tberreiehend), diesen Hirtenbrief lant zn TerleSMi. 

Naeh AUesnag dciselbsii folgt die Anrode des Dekans, in weleber er in 
KDne die gftttUehe Anordnung des seelsoiigerlicben Amtes, die weohaelaeit^eii 
Pflichten des P&rrers nnd der Gemeinde darlegt, oder anch über die beiderseita 
erforderlichen Bedingungen und Yoranssetsongen eines gedeihliehen seelsorger- 
lichen Wirkens sich verbreitet. 

Hieraaf erfolgt die Uebergabe der vorgedachten Symbole durch den 
Dekan an den Pfarrer mit den nachfolgenden BrkUnmgen: 

Empfangen Sie, theurer Mitbruder« 
die Urhmden Ihrer Ekuägmg und BeveUmäcMiguing ■ 
all Pfjumr dieser "QemeiAde. 

Sie haben kurz za?or in Ihrw Wohmmg in Gegenwart ?<m 

Zeugra das katholische Glanbensbekenntniss in der vorgeschriebenen 
Weise abgelegt — auch haben Sie vor Gott, dem Allwissenden, 
feierlich geschworen, dem hoch würdigsten Bischöfe den gesetzlichen 
Gehorsam zu leisten, die kirchlichen Vorschriften und Anordnungen 
mit Ehrfurcht getreu und pünktlich sn vollziehen, Ihrem Amte als 
ein treuer Diener Christi nnd als Ansq^ender der Geheimnisse Gottes 
mit Wort nnd Beispiel nnd ErWlnng aller Obliegenheiten würdig 
Tonnetehen» för die Erhaltung der Pfarrkirche, ihrer Guter nndXife- 
reehtsame pflichtmässig zu sorgen und die Pfründgefälle nach Vor- 
schrift zu verwalten uud zu gebrauchen. Ebenso haben Sie Seiner 
Majestät dem Könige Treue und Gehorsam und bei Ausübung der 
mit Ihrem Amte verbundenen staatlichen Functionen genaue Ein- 
haltung der betreffenden Gesetze und Verordnungen gelobt. Die 
Gewissenhaftigkeit, mit welcher Sie diese eidlichen Gbl<U>ni88e zu er- 
füllen enteohlossen sind, gibt Bürgschaft, -dass Sie das in Sie geseitle 
Vertrauen ehren und rechtfertigen werden, indem Sie Ihr heiliges 
Amt im Angesichte Gottes verwalten. 

Auf Grund Ihrer Einsetzung führe ich Sie nun zuerst ein in 
die rechtmässige Gewalt über Ihre Pfarrkirche, indem ich Ihnen 
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die Schlüssel der Kirche 
übergebe. Wachen Sie über dieselbe als das Haus Gottes, das, wie 
der Herr sagt (Mark. 12, 15), ein Bethaas sein soll, und in dem, 
wie der Ap<»tel lehrt h Cor. 14, 40), alles wohlanständig und der 
Ordnung gemäss geschehen soll. Sie werden dämm Sorg« tragen 
für die Ehre nnd die Zierde dieses Hauses, Sie werden daselbst keine 
Unordnang und kein Aergerniss dulden, sondern mit Wort und Bei- 
spiel dahin wirken, dass der Name Gottes von allen in seinem Hause 
geheiligt werde. — Mit diesen Schlüsseln erhalten Sie die Gewalt, 
dem gläubigen Volke das sichtbare Haus Gottes als die Stätte seiner 
Gnaden and Segnungen zu öffnen; seien Sie bestrebt, auch das nn* 
sichtbare Hans Gottes, d. i. die Henen der Glänbigeii JesQ, ihrem 
Herrn ond Erlöser, sn öffnen, dem Widersacher und all* seineii Wer- 
ken aber m Terscbliessen. 

In der Kirche findet die Wiedergeburt zum ewigen Leben statt 
und das erste und nothwendigste Sacrament, welches der Herr ein- 
gesetzt bat, ist das Sacrament der Wiedergeburt — die keiliga 
Taufe. — Empfanofen Sie darum - 

dm Schlüssel jsum Taiffbrunnen, ' 

Auf Grnnd des göttlichen Wortes : wer nicht wiedergeboren ist 
ans dem Wasser und dem heiliger Geistr kann nicht oingehen in das 
Reich Gottes (Job. 3, 5), w'erden Sie die heilige Tanfls stets als eine 
hochwichtige Handlung verricliten, und Ihre Pfarrkinder oft an das 
Tauf-Gelübde erinnern, damit sie die Gnade, welche sie in der Taufe 
empfangen haben, als das kostbarste Gut sorgfältig bewahren, die ge- 
machten Versprechungen aber unverbrüchlich halten, nach der Mahnung 
des Apostels: wie nen belebt vom Tode weihet euch Gott nnd gebet 
eure Glieder ihm als Werkzeuge der Gerechtigkeit (BOm. 6, 13). 

Ist die Tanfgnade unglücklicher Weise Tcrloren gegangen, so 
hat Ihnen der Herr die Vollmacht gegeben, sn binden nnd zn lösen, 
die Sünden nachzulassen und zu behalten, nach dem Worte: wel- 
cben ihr die Sünden nachlassen werdet, denen sind sie nachgelassen 
und welchen ihr sie behaltet, denen sind sie behalten (Johannes 20, 
22 — ^23). Sie werden darum 

das heilige Sacrament der Busse 
mit jener Gewissenhaftigkeit mid Ansdaner, mit jener Liebe und 
Geduld verwalten, wie sie einem so heiligen Gerichte geziemen und 
wie sie mc Rettung nnsterlilicher Seelen, sowie m deren Brhaltnng 
und Vervollkommnung im christlichen Leben nothwendig sind. Seien 
Sie zu jeder Zeit und in jeder Stunde der Gefahr, ganz besonders 
aber auch — wie dieses eine ausdrückliche Diöcesanvorschriit ist — 
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jeden Sonn- und Feiertag nnd an den Vorabenden dieser Tage Ihren 
Pfarrkindern ein bereitwilliger Beichtvater. Ihr aber, geliebte An- 
gehörige dieser. Pfarrgemeinde, nahet diesem heiligen Gerichte alle- 
zeit im Geiste aufrichtiger Busse, damit es nach den liebevollen Ab- • 
sichten des Heilandes fiir Euch das trMliehe Mittel rettender Gnade 
nnd firbarmung, niemals aber die Unaehe der göttlichen Verwerfhng 
nnd des ewigen Verderbens sein möge. 

Das Wort Gottes, das Sie iu dieser Kirche von beiliger Stätte 
aus verkünden werden, wozu ich Ihnen hiemit 

das EvangeJienhuch 
übergebe — ist, wie der Apostel sagt, eine Kraft Gottes, selig zxi 
machen alle, die daran glauben (Rom. 1, 16). Mit dem heiligen 
Apostel Paalna beschwAie ich Sie vor Gott nnd Jesus Christus, der 
die Lebendigen und Todten richten wird bei seiner Wiederkunft^ ver- 
känden Sie das Wort, halten Sie an, es sei gelegen oder ungelegen, 
weisen Sie znrecbt, bitten nnd strafen Sie in aller Geduld und Lehr- 
weisheit (II. Tim. 4, 1—2). Predigen Sie nicht Menschenweisheit, 
sondern was gemäss ist der gesunden Lehre (Tit. 2, 1), was gemäss 
ist der katholischen Kirche, dieser treuen Bewahrerin der unverfälsch- 
ten Lehrcf des Herrn. Dabei bedenken wir aber wohl, was derselbe 
Apostel dem Timotheus nnd dafmit jedem Verkündiger des göttlichen 
Wortes an das Herz legt: sei ein« Vorbild der Gliiabigen im Wort, 
im Wandel, ^in der Liebe, im Glauben, in der Keuschheit (L Tim. 
4, 12), auf dass wir die Glftnbigen wie belehren so auch erbauen, 
und auf dass wir nicht selbst verworfen werden, während wir anderen 
predigen ([. Cor. 9, 27). — Ihr aber, christliche Pfarrgenossen, lasset 
den Samen des göttlichen Wortes, welchen der Euch verordnete Seel- 
sorger in Euere Herzen ausstreuen, wird, nie fallen auf den Weg, so 
dass die Vögel des Himmels ihn wegnehmen, auch nicht aut Felsen 
oder unter Dornen, so dass er Terkfiimmert und erstickt. Bringet 
Tielmthr zur AnhOnmg des gdttlichen Wortes alhseit empAngliche 
Hensen mit, auf dass der himmlische Same, auf gutes Erdreich fal- 
lend, Frucht bringe zum ewigen Leben. 

Seien Sie in Lehre und Unterweisung, in Erziehung und Um- 
gang insbesondere 

ein liebevoller iVeund der Kinder^ 
die einst die LiebUnge des Herrn waren , nach dem Worte : Lasset 
die Eimen zu mir kommen, denn ihrer ist das Himmelreich. Ab 
einst MAtter ihre Kinder zu dem Herrn brachton, brmtete er seine 
Hände Ober sie aus nnd segnete sie; so ersnehe ich auch Sie^ diesen 
Kindern zum erstenmal Ihren priesterlichen Segen zu ertheilen. 
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''^\ ' IßenedMib De! ömnipoteptis, ^atris -f-ei Filii jot; .äpinti\8 sitnct} 

descendat super vos et maiieo-t Semper. Amen.. • . . , . 

^ bet Dekan fahrt fort: 
' Liebe Kinder! Mit der Gnade von oben und durch den Segen, 
welchen ihr eben empfanden habet, brini^et diesem eurem geistlichen 
Vater Ehrfurcht und Liebe, den guten Lehren aber^ die er euch 
geben wird, allzeit offene und willige Herzen entgegen." Und auch 
ihr, cbristiiclie Eitern,' seid ihm in der gottwohlgef&iligen Heran- 
bildang euerer Kinder bäi'eftwitlige und gewissenhafte Mitarbeiter, 
iddeinihr dieselben auch 'Eurerseits nach der ^Mahnung des Apostels 
iri der Tiehr6' und in der Zlicht des Herrn erziehet (Ephes. 6, 4). 

Wenden Sie nunmehr, hochwürdiger Mitbruder I Ihre Augen 
auf das Heiligste in einem christlichen Gottesh^use, 

auf dm Altar des Herrn, 
wo das eirIiai)Ene Opfergebeimiiiss des nenea Bnndep gefeiert iwird ni^d 

^ ; auf dm Täbe^ahd, 

wo der Herr selbst in dem heiligen Sacraracnte wahrhaft, wirklich 
und wesentlich unter uns Menschenkindern wohnt und weilt, auf den 
Tabernakel, zu welchem Sie hier den Schlüssel empia«gea« Neben 
depi ^i^igen Opter der Messe, das wir .allzeit mit grofser Andacht, 
und nuv mit reineqi .Gewissen darbringen sollen, werden Sie init 
allem Eifer die Ver^hrupg, Anbotung und' den Geups» diesies hoch- 
heiligßn Sacramentes unter Ihren Pfarrkindern pflansen ^nd pflegen, 
aut dass es für dieselben sei eine nährende Speise der Seele, ein 
Band des Friedens und der Liebe und das Unterpfand der . seligen 
Auferstehung. .... • . ' •. 

^^pfangen. Sie ^dlich 

das. Kirehmriiual^ . . ■' 

na/4 dessen Aa^relsungen und Vorschriften Sie mit Wflrde und fiifhr 
die Sacramente und Segnungen der Kirche an Gesunde und Enutke. 
spenden werden. Lassen Sie dabei die Krauken Ihrer besonderen 
Obsorge empfohlen sein, auf dass die himmlischen Tröstungen unserer 
heiligen Religion keinem Ihrer Pfarrkinder weder im Leben, noch im 
Tode entzogen seien« 

In allen Ihren priesterlichen Verrichtungen sei die Ehre Gottes 
ood; das Qeil der Seelen ihr Sadzieli ftuf diws Sie disrelnst am Tage 
dee Gerichtes Ihre Heerde getrost dem obersten Hirten als Biehter 
zuführen können und 7on ihm den* Lohn empfangen mögen, welchen 
er seinen treuen Arbeitern Terheissen hat. . . . . 
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Noch habe ieh Euch, geliebte Pfarrgfenessen! im Namen des 

hochwördigsten Bischofes aufzufordern, dass Ihr mit Euerem neuen 
Seelsorger iu Eiutracht und im Frieden des Herrn wandelt, ihm in 
seiner Sorge für Euer Seeleuheil getreulich mithelfet und ihm dess- 
halb die pflichtmässige Achtung und Folgsamkeit, welche die Kirche 
Qoites für ihre Priester fordert, gelobet, woza die Vertreter der Ge- 
meinde mm vorgehen und sich im Namen dieser dnreh Handschlag 

Terpflichten wollen. 

Die kathoUscheii Vertreter der Gemeinde gehen Tor und Terpfliehten 
eich dueh Handschlng. 

Schliesslich ladet der Dekan den Pfarrer zur Feier der heiligen Messe 

mit den folgenden oder ähnlichen Worten ein : 

Und nun heginnen Sie, hochwürdiger Pfarrer! das Opfer der 
heiligen Messe, bringen Sie es dar für sich und für die Ihnen An- 
vertrauten, damit Sie denselben ein besorgter Hirt«, diese aber Ihnen 
eine gnte Heerde seien. Mit Ihren Qebeten wollen wir anch die 
nnsrigen vereinen, anf dass Sie das Werk, das Sie heute beginnen, 
mit Gottes Hilte gut fortsetzen und gldcklich vollenden mögen — auf 
den Tag des Herrn. — Amen. 

Hierauf celebrirt der Pfarrer das Amt der Tagesraesse. Nach demselboi 
stimmt er das Te Deum (Grossfr Gott wir loben dich) an. 
Znm Schluss singt und betet er : 

Lasset uns preisen den Vater und den Sohn sammt dem 

heiligen (leiste. 
Bf. Lasset ans ihn loben nnd erheben In Ewigkeit 
'Sf, Gepriesen bist da Gott, nnser Herr, in den Höhen des 

Himmels, 

I^. Und gelobt, verherrlicht und erhaben in Ewigkeit. 

Herr! erhöre mein Gebet, 
'Bf. Und lass mein Rufen zu dir kommen. 

Der Herr sei mit euch, 

Und mit deinem Geiste. 

Lasset nns beten: 

0 Gott, dessen Barmherzigkeit ohne Mass und dessen Reich- 
thum an Güte unerschöpflich ist: wir sagen Dank deiner liebreich- 
sten Majestät für die verliehenen Gaben, und flehen ohne ünterlass 
zu deiner Milde, dass du, der dn den Bittenden das Verlangte ge- 
währst, dieselben nicht verlassen, sondern sie za den kftafkigen Gdtern 
bef&higen wollest. 

O' Gott, der da keinen; der anf dleh hoift, allzusehr bedrängt 
werden lassest, sondern den Bittenden geneigtem Gehör schenkest: 
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wir danken dir für die gnadenvolle Aufnahme unserer Bitten und 
Wünsche, nnd flehen zu dir mit kindiicbem Vertrauen, du wolleet 
una in Zukunft vor allen Widerwärtigkeiten bewahren. Durch un- 
seren Herrn Jesus Christus deinen Sohn , welcher mit dir lebt nnd 
regiert in Einigkeit des heiligen Geistes, Gott von Ewigkeit zu 
Ewigkeit. 

I^. Amen. 

Nach der Rückkehr in das Pfarrhaus Iftsst der Dekan das 
bischofliche Installationsdecret, beziehungsweise die gesehehbne In- 
stallation von den anwesenden Geistliehen nnd von den Vorstehern 

der Gemeinde unterzeichnen ; das Decret ist zu den Pfarrakten zu 
legen; hierauf übergibt er dem Pfarrer die Schlüssel des Hauses, die 
Pfarrbücher und Pfarrakten und setzt ihn damit in die ganze Pfründe 
eia, auch lässt er sich von. ihm die Pfründübergabe nach der An- 
weisung in Z. 13 des Erlasses des Königl. kathol. Kirchenrathes vom 
12. December 1826 schriftlich bezeugen und sendet nachher diese 
Bescheinigung nebst der kirchlichen Verpflichtnngs-Ürknnde , sowie . 
mit einem Berichte Aber die geschehene Installation auch an das 
bischöfliche Ordinariat ein. 

Einsetzung der Kapläne. 

Da die Eapläne .nur in untergeordnetem Verhältnisse zu kirch- 
lichen Diensten und zur Aushilfe in der Seelsorge bestimmt sind oder 
beauftragt werden, so will man tür deren Einsetzung eine kirchliche 
Feierlichkeit nicht anordnen. Der Dekan hat ihre Institution in 
seinem eigenen Hause unter Beiziehung eines weiteren ständigen oder 
unständigen Geistlichen vorzunehmen, und es mit der Ablegung des 
Glaubensbekenntnisses^ mit der Mrehliehen Beeidigwngi sowie mit 
der Verpflichtung für den Staate mit der Unterzeichnung der kirch- 
lichen und staatlichen Verpflichtnngs-Urknnde , mit der Bekannt- 
machung der Kaplaneiverhältnisse , mit der üebergabe der Pfründe 
und der Akten und endlich mit dem Anzeigeberichte ähnlich zu 
halten, wie bei der Institution der Pfarrer. Ausserdem ist der be- 
treffende F£arrer von der geschehenen Einsetzung durch ein ver- 
schlossenes und von dem Kaplan selbst zu übergebendes Schreiben 
in Eenntniss zu setzen. 

Gegeben Bottenburg im bischoflichen Ordmariate den 20. Ja- 
nuar 1882. 

t Carl Joseph y Bischof. 
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VI. 

Ein päpstliches Schreiben und die Erlasse der franzilsischen 
Regierung zur Ausfahrung des Gesetzes vom .28. Hirz 1882, 
betr. den obligatorischen Elementar-Unterricht 

(VagL Archiv Bd. 48. 8. Id7 ft) 

1. Schreiben Leo's XIII. vom 24, Ajugust an den Cardmal- 

Erebischof «oft Faris. 

Papst Leo XIII. hatte deu Cardinal Gniberi bei dem feier- 
lichen Tridunm zn Ehren Urban's U. zu Rheims als seinen Ver- 
treter ernannt. Bei dieser Veranlassung sendeten die dort versam- 
melten Bischöfe eine Adresse an den lieiligen Vater. Dieser hat 
dieselbe nun mit folgendem an den Cardinal Giiibert gerichteten 
Schreiben beantwortet, das besonders für die brennend gewordene 
üntenriehtsfrage tod hoher Wichtigkeit ist. Das Schreiben Leo's 
Xm. lautet: ' 

Mit Freuden haben Wir, theurer Sohn, erfahren, dass man es 
überall gut aufgenommen hat, dass Wir Dich* als Legat zu Unserem 
Vertreter gewählt haben bei dem Feste , das zu Kheiras anlässlich 
. der Wiederherstellung des Cultus Urban II. gefeiert wurde. Wir 
haben aus Anlass dessen sogar besondere Dankschreiben erhalten. 

Wir konnten das übrigens erwarten, weil Wir wussten, wel- 
chen würdigen Dolmetsch in Dir die bischofliche Freiheit und Festig- 
heU geftuden hat bei dem iVo/e^ ffegen gnühse ChseUe, .tcwIcÄe 
OaU am den Schulen fferbanne»t und bei dem Bestrebte, den katho- 
lischen Lehrern eine weisheitsroUe Verhaltungsmassregel zu geben 
gegenüber von unheilvollen Instructionen, welche sie erhalten sollen. 
Desshalb hat kein einziger Bischof Frankreichs in dieser Be- 
ziehung sich von Dir getrennt oder auch nur eine leichte Meinungs- 
verschiedenheit an den Tag gelegt. Im Gegentheil, Deine Worte 
sind mit dem einstimmigen Ausdrucke der Billigung aufgenommen 
worden. Die Hirtenschreiben aller Deiner Amtsbrüder haben sie in 
beredten Worten bekr&ftigt und von allen Seiten sind ihre Glück- 
wünsche Uns zugegangen. 

Diese Kundgebungen haben die Folge gehabt, dass die Einige 
heil unter dem französischen Episcopat gegen die perfiden Pläne der 
Gottlosigkeit noch grösser geworden ist , sie haben ferner den Muth 
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jener hervorragenden Laien und jener zahlreichen Familienväter neu 
belebt, welche äber die verbrecherischen Unternehmangen empOrfc sind. 
Man sah sie nnn bereit, allem die JSpitze zn bieten, Mähen, Beküm- 
mernisse, Opfer, ja selbst Gefahren Über sich ergeben zn lassen, nm 
von den Kindern und der Jugend ein Unglück abzuwenden, welches 
in gleicher Weise der Bnin der Religion^ des Vaterlandes, der For 
mUie utid der Gesellschaft wäre. 

Die bewunderungswürdige üebereinstimmuiig der Hirten und 
des christlichen Volkes in einer so wichtigen A^igelegenheit hat eine 
doppelte Folge gehabt : sie setzte einmal die ebenso gläubige wie 
hochherzige Gesinnung des fränkischen Volkes in helles Licht und 
fügte zum Ruhme dieses Volkes noch den besonderen «Glanz, den 
bei grossen Werken die Schwierigkeit des Unternehmens, die Weis- 
heit der Rathschläge und der Math bei der Ausführung verleihen. 
So weiss die güttliche' Vorsehung das Schlimmste zum Guten zu 
wenden. 

Desshalb wundern Wir Uns auch nicht, dass die Mission, welche 
Wir Dir anvertraut haben, nicht nur den ehrwürdigen Erzbischof 
von Rheims mit Freade erfüllt hat, sondern .auch alle Bischüfe 
and Prälaten sowie das ganze zu der Feier erschienene treue Volk. 
Wur begreifen es, dass Alle sich beeilten, durch Deine Hand Unseren 
apostolischen Segen zu empfangen und unter Deinen Augen die 
Zeugnisse der Ergebenheit gegen Uns verdoppelten, weil sie wussten, 
dass Du von Niemand in der Anhänglichkeit an den heiligen Stuhl . 
übertroffen wirst. 

Der Herr gebe, dass diese schönen und pietätsvollen Proteste 
Frankreich zum grössten Heile gereichen und den göttlichen Zorn 
besänftigen, der durch so yiele Ausschreitungen herausgefordert - 
wird 1 Das ist der heisseste Wunsch, den Wir fSr Buer Volk hegen. 
Was Dich, lieber Sohn, betrifft, so ertheilen Wir gern und von 
ganzem Herzen Dir sowie Deiner Diöcese deu apostolischen Segen, 
als Unterpfand der göttlichen Gnaden und Unserer besonderen Liebe 
zu Dir. 

Gegeben zu Rom bei St. Feter am 24. August 1882, im fünften 
Jahre Unseres Pontificates. 

Leo XIII., Papst 

Damit hat auch der Bapst das von dem ganzen franzOpischen 

Bpiscopate (vgl.' Archiv, Bd. 48. S. 142 ff.) getadelte Schulgesetz, 
welches den Religiousuiiterricht ganz aus dem Schulplaue streicht, 
verurtheilt. Dei französische Episcopat hat seinerseits dem Klerus 
und dem Volke praktische Winke gegeben behufü AbwenduQg der 

• 6* 
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religiösen Gefahren, die der Jugend drohen. Das beste Mittel dazu 
ist die GränduDg katholischer Scholen. In grösseren Städten wird 
diese Gründung nicht so schwer sein. Schwieriger dürfte sich die 
Sache in den Dörfern gestalten, doch werden diesen die gemein- 
schaftlichen Diöcesankassen za Hilfe kommen, auch Iftsst sich er- 
warten, das3 die katholischen Gutsherrn den Gemeinden lieispringen. 
Zum Glücke hat die Ortsschulcomraission , wo die Katholiken die 
Majorität in derselben besitzen, Mittel und Wege in der Hand, um 
den Lehrer zu überwackea und einer atheistischen Propaganda sei- 
tens desselben zu steuern. Das Schreiben des Papstes durfte von 
. der atheistischen, freidenkerischen Presse mit einem* Wuthgehenl be- 
antwortet werden. Den Katholiken Frankreichs wird es dagegen ein 
Sporn sein, Alles aufzubieten, um von der jungen Generation die 
Gefahren einer religionslosen Erziehung abzuwenden. 

Auch politischerseits steigern sich die. Ausgaben für die ofö- 
ciellen Schulen, wie die ministerielle Zeitung »Le temps« vom 3. Sep- 
tember meldete, schon blos für das Departement der Seine um 4 — 5 
Millionen, weil dort in Folge des gesetzlich eingeführten Schul- 
zwauges an 12,000 Kinder mehr als bisher in den Schulen unterge* 
bracht werden müssen. Der Seine-Prftfect, M. - Floquet, lud auf den 
5. September die Bürgermeister des Departements zum Zwteke der 
mit 1. October begiimenden Ausführung des neuen Schulgesetzes zu 
sich ein. Zu demselben Zwecke erging 

« 

folgendes 8chreihen des Seine-Frafeeten Jf. Flogwi vom 30, August 

188 2 an die Bürgermeister des Departements, 
(PubL im Journal officiel vom 2. September 1882.) 

Monsieur le maire. 

Les oommissiona municipalea scolaures instituto par la lai da - 
28. mars 1882, pour surreiller et encourager hi iHquentation des 
^coles, sont aujonrd*hui reguli^rement constitu^es dans tous les arron- 
dissements de Paris et dans toutes les commuues du däpartement de * 
la Seine. 

Ces commisssions ont e'td recemraent complätäes par la nomi- 
nation des membres dont la desiguation, aux termes de Partide 5. 
de la loi, appartient ä Tinspecteur d'acadämie. 

La loi da 28. mars, qui ^tablit Pobligation de Pinstmction pri- 
maire, devant dtre r^guli^rement appliqn^e ä dater de la prochaine 
rentrte des classes, 11 importe que les commissions scolaires com- 
mencent, sans retard, Taccomplissement de la mission si delicate et 
si importante que la loi leur a confi^e. 
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La premiere rnesure a prendre est de faire connaitre aux peres 
de famille las devoirs nouveaux qua la loi leur impose et la grave 
respoüsabiliie qu'ils pourraient encourirf sMls ne se soumettaient pas 
seropaleasement aux prescriptions de cette loi. 

Afin de lui donner tonte la pnblicit^ n^eessahne, j^ai fait re- 
'prodnire integt alement ses dispositions dans aoe affiche dont toos 

trouverez ci-joint des exemplaires. 

Je vous laisse le soin, monsienr le maire, de faire proceder k 
l'apposition de cette affiche sur les points ou toos jagerez qu'elle 
peut dtre le plus utilement placke. 

Toatefois, l'affichage da texte integral de la loi poanra ne pas 
¥0Q8 parattre süffisant/ et pent-etre jagerez-vons n^cessaire de don- 
ner une Publicity particuliere anx dispositions qui traitent des de- 
voirs iniposes aux chefs de famille et des penalites aaxquelles les 
exposerait rinaccomplissement de ces devoirs. 

Dans ce cas, c'est sous la forme d^un avis adressä par vous 
h la popnlation, en Totre double qnalit^ 'de magistrat municipal et 
de pr^dent de la commission scolaire, que cette pnblicit6 ap^ale 
ponmit ^tre donn^ anx dispositions dont il s'agit. 

Apr^s avoir reproduit, dans cet avis, la prescription g^nörale 
de Fart. 4. de la loi qui rend Tenseigiieraent primaire obligatoire 
pour tous les enfants ages de 6 a 13 ans, vous appelleriez parti- 
cnlierement Tattention des chefs de famille, peres, tuteurs ou pa- 
trohs, sur la däclaration qu'ils doiTent, aux termes de Tart. 7, faire 
k la mairie, qninze jours an moins avant V^poqae de la rentr^des 
classes. 

Vous leur signaleriez ensuite les prescriptions contennes dans 
les articles 10, 12, 13 et 14, et destinäes ä assurer la fräquentation 
reguliere des ecoles. 

Enfin, vous leur ferlez conuattre les conditions indiquöes ä Tar- 
ticle 15, aniqnelles doit etre sonmise toute demande de dispense de 
fMqnentatioD scolaire. 

A la softe de la reprodnetion de ces dispositions legales, Tavis 
devräit eontenir rindication pr^cise des heures pendant lesquelles les 
bureaux de la mairie seront ouverts pour recevoir les declarations 
prescrites par Farticle 7. 

J'arrive maioteuaut au rdle qu^anront ä remplir les commis- 
Bions scolaires et aux mesnres h prendre pour assnrer et faciliter 
racconoplissement de leur mandat. 

La prdsidence de la eommission scolaire Tons est d^för^ H 
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est bien entenda qa'en cas d'emp^chement, cette prfcidMie^ peut 
etre dälegude par vous ä Tun de vos adjoints. 

C'est ä vous qu'il appartient de convoquer la conimission toutes 
les fois que sa r^union est ndcessaire, et de veiller, en particulier, ä 
ce que rinspecjbeur de reiiseigQement primaire. qui fait pactie de droit 
de toates les commissions scolaires iiistituäes dans son ressort, soit 
toojoiiis averii ea terops utile des räuniöns de la commissioo. ' 

C'est ä voos anssi qa'est confi^, par Tart. 7. de la loi, le soln 
de recevoir les d^clarations des chefs de famille, tatenrs oa patrons, 
declarations qui doivent taire connaitre si Tenfant recevra l'instruc- 
tion dans la famille ou dans une ecole publique ou privee, et qui, 
dans cßs deux derniers cas, doiveat iadiquer Tecole choisie par la 
famille. 

En raison de Timportance qni s'attache ^ ces declarations, doat 
Fabsence peat seale voos antoriser h d^signer d'office T^le qne 
Fenfant dem saivre, j*estime qa'il Importe qn^elles soient consignäes 
Sur an registre, de fa^on ä ^viter sürement les difficnltds et les con- 
testations auxqnelles pourrait donner lieu la perte d'une dädaration 
formul(?e sur une feuille volante. 

L'inscription sur le registre pourra se faire directement toutes 
les fois que le chef de famille, tuteur ou patron, viendra en persoune 
faire la d^cla^ation, et il suffira d'exiger de lui qu'il appose sa 
Signatare en regard de la declaration toite, sons sa dictäe, par 
Temploy^ chargtf du Service. ' 

Ces dispositions ne saaraient toutefois voas. autoriser ä refüser 
les d^larations qa! rovs seraient adress^es, par lettre, par les per- 
sonnes que leurs occupations erapecheraient de so reiidre a la mairie. 
Les declarations faites daus cette forme devront etre transcrites sur 
le registre avec une meution renvoyant au dossier daus lequel Tori- 
ginal sera couservä. 

Dans les deux cas, an r^c^piss^ de la däclaration dem dtre 
d^lirr^ au. d^darant. 

Le deoxidme paragraphe de l'artide 7, accorde aux familles la 
faenlt^ de choisir T^cole publique qu*elles d*dsirent. ?oir fr^quent^ 
par leurs enfauts. 

L'exercice de cette faculte' est, bien entendu, subordonne au 
nombre des places disponibles existant dans chaque 6co\e, et, sous 
aucun pr^texte, TefTectif normal d*uue ^cole, uue fois qu'il aura äte 
atteint, ne ponrra etre d^pass^. 

La loi admet qu'en cas de oontestation snr ce point, le litige 
peat dtie port^ derant le conseil d^partemental. 
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«Tespdre que ce cas se prodaira rarement dans le d^partement 
de la Seine, oü les ^eoles sont, en g^n^ral, assez nombrenses et assez 

rapproch^ les unes des autres pour que les farailles n'aient pas un 

• intöret decisif ä choisir uns ^cole plutot qu'une autre. 

11 est bien entendu, toutefois, qu'au cas oü un conflit de ce 
genre se produirait, les parents ne sauraient y trouver un pr^texte 
pour dispenser leurs enfants de la fr^quentation scplaire, et qa'eii 
attendant la d^cision da conseil. d^partemental , la famille devndt 
envoyer Tenfant ä Tdoole ddsign^e d'of&ce par le maire. 

Le Premier acte poar leqael la cominlssioii acelaire vim 
soit associee est l'etablissement, prescrit par l'article 8. de la loi, 
de k liste des enfants, gar^ons ou filles, äges de six ä treize ans. 
. Cette liste doit etre dress^e chaque annee pendant les vacances. 
qu'elle est terminee, le maire avertit les parents des en- 
fants inscrits de r^poque de la rentr^e des classes et les invite ä 
faire connaltre, par la däclaration preserite ä Tartiele 7. de la loi, 
le mode d'instniction qu'ils auront choisi pdnr lems enfants. 

En cas de non d^laration, quinze joars arant. T^poqne de la 
rentr^e, de la part des parents ou autres personnes responsables , 11 
inscrit d'office Tenfant pour Taue des äcoles publiques et en avertit 
la personne responsable. 

Hütt jours avant la rentree des classes, 11 remet aux directeurs 
d'^coles publiques ou priv^es la liste des enfants qui doivent suivre 
lenrs i^coles. Un donble de ces listes est adress^ ä Tinspeetenr 
primairSk 

Ces diverses Operations erigeront de votre part et de le part 

de la coramission scolaire nne grande rapiditä et une graude pr^- 
cision dans rex^cution. 

II importera, en effet, qu'ä partir de la prochaine ann^e sco- 
laire, la liste des enfants de six ä treize ans soit entiärement stabile 
avant la iin du prämier mois des vacances, afin que Tavis qne vous 
devez adresser aox iamilles des enfants ponr lesquels ancune däda- 
ration spontan^ n'aurait 4M faite, lenr parvienne arant l'ezpira- 
tion da d^lai indiqaö k l'article 7. (15 joars a?ant la rentr^ des 
classes). 

C'est donc, autant que possible, dans la derniere semaine d'Aoüt, 
et au plus tard, dans la premiere semaine de Septembre, que les 
avis devront, en temps normal, etre adressäs aux familles. 

Pour cette ann^e, 11 ne sera pas possible d'observer ces d^lais; 
mais tont au moins conviendra-t-il de faiie en aorte qae les ans 
parviennent aox Emilies avant la rentr^ des classes, sauf 4 donner 
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am parents, apres la rentr^e, le d^lai de qninze jours qua la lol 

leur accorde pour d^terminer le mo<le d'instruction de leurs enfants. 

La forme des avis ä adresser aiix farnilles pourra varier siii^ant 
las convenances locales, et il vous appartiendra de faire imprimer las 
formales qua voos jageriez convonable d'amployer pour ce travail. 

J'ai. cra bon cependant de faire pr^parer deux sp^cimens de 
forroaleB*, Vvoi pour Tavis ä adresser aux parents, Fantre poar la 
d^claratioQ que ceax-ci anront ä faire ahn d'indiqner-le mode d'in- 
stmctioQ cboisi par enx ponr lenrs enfants. 

Vous pourrez, si vous le jugez convenable, faire 4tablir, d'apres 
ces raodeles, les iraprim^s sp^ciaux dont votre inairie aura ä faire usage. 

Quant ä la liste norainative des enfants de 6 a 13 ans qui 
doit etre dressee par les soins de la conimission scdaire, M. le mi- 
nistre de Instruction publique a pense qu'il importait qa*elle fdt 
partout ^blie d*apräs an modele unifonne. - . ^ 

II in*a fait parvenir, dans ce bnt, an modele de cadre d'apr^ 
lequel j'ai fkit pr^parer les tableauz imprim^-qni demnt servir a 
llnscripMon de la liste nominative. • 

Vous recevrez en meme temps que la presente circulaire uiie 
quaniit^ süffisante de ces tableani qui vous seront d^sorraais fournis 
par la pr^fecture de la Seine. 

La liste oominative coutenaut Tiudication du mode d'instruc- 
tion, cboisi Ott ddsign^ d'office ponr cbaqne enfant, une fois ^tablie, 
Yons ne devrez paa oublier qae ?oas aves ä en eztraire, ponr chaqoe 
^cole publique on priy^e, ane liste speciale des enfants qui ddfent 
' suivre cette Mie; que cette liste sp^iale doit dtre adress^ cbaqne 
öcole, huit jours avant la rentr^e des classes, et qae vous avez, en 
meme temps, ä en faire parvenir un duplicut a Tinapecteur de 
renseignement primaire. 

A la suite des dispositious qua je vians d'analyser et qui out 
ponr objet d'obliger les farnilles ä faire choiz d'un mode d'instruc- 
tioQ p6ar leurs enfants, la loi d^termine les moyens k employer pour 
assnrer la fi^aentation r^gnlidre de V^h publique ou privfo par 
les enfants qui ne doivent pas reoevoir Tinstruction dans la familie. 

Elle' impose , dans ce but , des obligations formelles , non sen- 
lement aux parents, mais aussi aux chefs d'etablissemeots publics 
ou privds. 

Aux termes de l'article 9, lorsqu'un enfant quittc T^role, les 
parents ou les personnes responsables doivent en douner imniediate- 
ment avis au maire, et indiqaer de quelle fa9on Tenäint recevra 
rinstrnction ä ravenir. 



Digitized by Google 



über die Auaführung des franzöa. Schulges» vom 28. März 1882, 89 

Aux terines de Tarticle 10, lorsqn'iin enfant manque momen- 
taiiement l'^cole, les parents ou les personnes responsables doivent 
faire connaitre au . directeur ou ä ia directrice les motifs de son 
absence. 

Oes prescriptions risqueraient de rester inelficaces si la loi 
n'avait assar^ an maire et & 1a oomniisüion soolaire le mojen d'^tre 
toujoDrs tenns an conrant de la sitnatioQ de tont enfant inscrit dans* 

une ecole publique ou priv'^e. 

Elle oblige, dans ce but, les djrecteurs et les directrices ä tenir 
un registre d'appel qui constate , ponr chaque classe, Tabsence des 
Cleves iüscrits. A la ün de cbaqae mois, ces directeurs ou ces.di* 
rectrices doivent adresser au maire et ä Vinspectear primaire an ex- 
trait da registre avec riadication du nombre des absences et des mo- 
tifs invoqaäs. 

L'artiele 11. d^termine les p^nalit^ aaxqaelles s'exposeraient 

les directears et directrices d'^coles priv^es s'ils oe se eontormaient 
pas rigoureuseraent ä ces dispositions, 

Pour ce qui concerne les Cooles publiques, la loi n^a prevu 
aucune sanction penale particuliere. 

II ^tait naturel qu^elle s^en reniit aox autoritds municipales et • 
aeolaires dU soin d'obtenir des fohctionnaires de renseignemeDt public 
Fobservation serapulense des obligations qui lear incombent. 

Le registre d'appel dont il est fait mentfon ä Particle 10. est, 
^ k pr^nt, r^priementaire dans tontes les ^coles publiques da 
departement de la Seiae. 

Je compte sur votre vigilance et sur celle de l'inspection pri- 
maire pour que le personnel des ^coles publiques accomplisse r^gu- 
liärement les devoirs que la loi aouvelle lui impose; vous ne man- 
qaeriez pas de me- signaler les membres de ce personnel qni appor- 
ieraient la moindre u^gligence dans Faccomplissement de ces devoirs. 

Qnant anx ^les prirdes, vous demz, en lenr adressant la 
liste des enfonts d^sign^s ponr saivrc leurs classes, lenr rappeler les 
dispositions de Farticle 10. de la loi, ainsi que les p^nalit^s pr^vaes 
ä Tarticle 11. pour reprimer les infractioüs ä ces dispositions. 

Les articles qui suivent (12, 13 et 14) d^terrninent les pouvoirs 
dont la commissioD scolaire sera arm^e ä Tögard des parents qui se 
sonstraient aux prescriptions de la loi. 

Ces articles rendent les parents responsables de la fr^nentation 
r^lidre de Tdcole par lears enfants. 

Snr le va da relev^ des absences, transmis cliaqae mois ä 
la ipairie par le directear de cbaqae ^le, la commission anra 

Digitized by Google 



90 Sehreibtn des SHne-Präfecten Floquet vom 30. August 188t 

ä appr^er la valear des motifs invoqa^ ponr justifier ces ab- 
aences. 

Si ces motifs lui semblent insufüsanis, et si le norabre .des 
absences constatees k la Charge d'un enfaiit s'est eleve' ä quatre 
pendant le roois (les absences doivent etre comptöes par demi- 
journ^e de dasse), la commission citera la personne responsable de 
• Fenfant ä coraparidtre de?%nt eile ponr rece?oir nn preDiier am- 
tissement. 

En eas de non-compamtipif de la personne ainsi cit^ on en 
en eas de r^cidive dans les doase mois qni snivront la premiere in- 

fraction , la coramissiou scolaire prononceia , contre la personne re- 
sponsable, la peine de rinscriptiou ä la porte de la mairie, dans les 
couditions determinees par Tarticle 13. 

En cas de nouvelle recidive, la commission scolaire ou, ä son 
döfant, l'inspectear primaire devra adresser une plainte au jnge de 
paix, qai anra k appliqaer les artides 479, 480 et saivante dja 
Code p^nal, avec fkcnltö de mod^rer, 8*il j a lies« les p^ealit^s 
pr^vnes dans ces articles par Vapplieation des disposMaons de Far- 
ticle 463. 

Dans les divers articles de la loi du 28. inars 1882, que je 
viens d'analyser , le röle de la commission scolaire est nettement 
d^termin^, et il est facile de le resumer.- 

Apres avoir ^tabli la liste des enfants soumis auz prescriptions 
de la loi, c'est-ä-dire äg^ de siz k treize ans, la commission sco^ 
laire est inveetie des poavoirs n^cessaires ponr veiller ä ee qQ'auean 
de ces enfants n*^chappe Ii l'obligation de Tinstraction primaire. 

Tous ceux qui, soit par le choix de leurs parents, soit en vertu 
d'une d^cision prise d'office par le raaire, doivent frequenter une ecole 
publique ou priv^^e, sont soumis d'une fa^oo constante ä ia surveü- 
lance de la commission. 

Si les parents n^gligent d'assurer la fr^uentation r^goli^re de 
F^le par lears enfonts, la commission las oonyoqne devant eile 
ponr lenr adresser nn premier avertissemeni 

Si oet a?ertis8ement ne snffit pa8< eile appliqae La p^nalit^ 
que la loi a mise eotre ses mains, c'est-^dire Finscription ä la porte 
de la mairie. 

Lorsqu*elle a epuisd ces moyens d'aetion, purement moraux, la 
commission se trouve dessaisie. 11 ne Ini reste plus qu'ä d^f^rer 
au juge de simple police les parents qui , par leur rdsistance auz 
preacriptions de la loi, se sont plac^ en 4tat de contraTeati<m. 

Si la commission soolaire n^gligeait d'aooomplir ce devotr ri<» 
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goureux, Tinspecteur de Tenseignement primaire aurait qnalit^ pour 
d^ferer, eii sou lieu et place, les contreveiiants au juge de simple 
police. 

Les moyens d*ezercer.8a surveillaDce sont foarnls ä la com- 
missioD scolaire par les relevds que les directears d'^coles pabliques 
oä privto sont tenos -d'adresser chaqae mois aux mairies. 

Elle n'a donc pas It. ezercer iine snrreillaDce directe dans T^- 

cole oü, ainsi que M. 1e ministre de Pinstraction publique a pris sein 
de le faire remarquer dans une circulaire r^cente, le maire, Tinspec- 
teur priniair et les däl^gues cantonaui ou communaux ont seuls le 
droit de penetrer. 

L'article 15. de la loi autorise, d'aillenrs, 1a commission sco- 
laire k mod^rer Tapplication de la loi dans toutes les ciroonstances 
on-les familles aoraient iL inroqaer des motifs l<6gitimes. 

Elle peut, sar la demande des parents oa tuteoirs, accorder des 
dispenses de frequentation scolaire jusqu^ä eoncnrrence d'im maxfimiiii 
de tiois mois par annee, on dehors des vacances. 

Ces dispenses, si elles excedent quinze jours, doivent etre sou- 
misea ä l'approbation de Tinspecteur primaire. 

La commission peut aussi dispenser les enfants employes dans 
rindustrie et arriv^ ä Täge de l'apprentissage d'une des deoz classes 
de la joamäe; la mdme facaltö doit $tre accordöe ä tons les enfants 
employ^, hors de lenrs familles, dans Pagricnltare. 

II conyient de remarquer, au snjet de ees demidres dispositions, 
que la loi a lait une distinction entre les enfants employes dans Tin- 
dustrie et les enfants employes dans l'agriculture. 

Pour ces derniers, la faculte de ne fräquenter qu'une des deux 
classes de la journee est de droit, poar?u que Tenfant soit plac^ 
hors de sa famille. 

An contraire, pour les enfants employ^ dans rindustrie , la 
dispense de fir^entatlon de Tnne des deux classes de la jcfam^ ne 
peut dtre accord^ par la commission scolaire qa'avec Tappcobation 
dn conseil däpartemental. 

II me parait, toutefois, que cette approbation n'a pas besoin 
d'Stre reclam^e pour chaque demande individuelle, et qu'il suffira 
d'une approbation g6ü6rale ratifiant la d^cision prise par la com- 
mission scolaire de dispenser de la frequentation de Tune des deux 
daisses les . enfants de la commune employäs dans Tiodustrie. 

Vous aurez donc, si la commission scolaire juge utile d'user de 
la faculte que la loi lui accorde, ä m'eu donner avis pour que so 
soumette sa d^cision k Tapprobation du conseil d^partemental. 
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Teiles sont, raonsienr le maire, les dispositions les plus im- 
portantes de l.i loi du 28. mars 1882 sur lesquelles il in'a pani utile 
d'appeler particulierement votre atteation. 

II serait inopportan d'examiner actuellement d'autres dispo- 
sitions de la loi qoi ne sont pas immMiatement applicables, telles 
qne Celles qoi sont relatives anx examens qn'aaront ^ sabir les en- 
hints Tecevant nnstrnction dans leors fiBÜnilles. 

Je me r^serve de yoqs adresser, en temps utile, des instmo- 

* tions speciales au sujet de ces dispositions. 

Pour Celles ra§me que j'ai plus particulierement signal^es ä 
votre attention dans la presente circulaire , je n'ai pas la prdtention 
d'avoir abord^ tontes les qnestions dölicates et compliquäes q'aelies 
penvent soalever. 

La premidre application d'one loi aussi importante ne saarait 
manquer de donner liea ä an certain nombre de diffionlt^ 

Je corapte, ponr les r^ndre, snr votre coneonrs ^lair^ et snr 
le dövouement patriotique des niembres des commissioiis scolaires qui 
se montreront, je n'eu doute pas, ä la bauteur de la tache que le 

• legislateur leur a confi^e. 

Yeaillez recevoir, mousieor le maire, Tassurance de ma consi- 
d^ration la plus distingn^. 

Le prüfet de la Seine, C. Iloquet. 

3. Das Joarnal of&ciol vom 10. September publicirte den nacb- 
stebenden 

Brlasa des ünierriehinninisters vom 30. Antgiut 1882 an die Prä- 
feden mm Zwecke der FesMeUung eines Formulars für die Br^ 

Jdärungen der Familienväter, oh sie ihre Kinder in einer öffentlichen 
oder in einer Frivatschüle oder zu Hause unterriclUen lassen woUen. 

Monsieur le prüfet. 
Au moment oü. va s^ouvrir la nouvelle ann^ scolaire , il im- 
porte de tenir la main ä Tex^nldon de la loi du 28. mars dernier. 

Auz termes de Varticle 7, le pere, le tatenr, la personne qui 
a la garde de l'enfant, le patron cliez qui Teiifant est plac^ doit, 
quinze jours au moins avant la rentr^e des classes, faire savoir au 
maire de la commune ö'ü entend faire donner k Tentant riostruction 
dans la famille ou dans une ecole publique ou priv^, en indiquant 
dans ces denx demiers cas T^le cboisie. 

Cette dddaration, doot k forme n'a pas ^t^ d^rmin^e par la 
loi, pourra se foire verbdlemeni ä la mairie par la personne mdme 
qui y est tenue, ou par hrü, La d^daration ^crite pourra Stre dä- 
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pos<^e par on tiers; mais si le maiie avait des doutes sor la v^ra- 
citä de la ngoatiire, il serait autoris^ k refuser de la recevoir, et ä 
eiiger la oompariition persomiMle da d^larant II n'y a pas lien 
d'admettre les d^darations colleeiives 8*appliqaant h des enfants de 
lamilles diffiSrenies. On entravera ainsi les manoeaTres d^loyales et* 
on ^vitera toutes surpvises possibles. 

Je voas envoie un modele de registre ä souche destin^ ä rece- 
voir les d^claratioos, . et d'oü sera d^tache le rec^pissö delivrä.par 
le maire. 

L'^poque de la rentree des dasses doit, aaz termes de Par- 
ticle 8, dtre notifiäe quinze joara aa moins k ra?aiiqe aaz personnes 
qai out Charge d'eafaats de six & treize ans. 

Oette notifieation. se fera k son de caisse et par affiches auz 

lieux accontam^s. 

L'article 10, impose aiix directeurs et directrices d'ecoles pub- 
liques ou privees, Toblio^atioa de tenir un registre d'appel destinö h. 
constater pour ciiaque olasse Tabsence des eleves inscrits. A la iin 
de chaqne m6is, ils doivent adresser au maire et ä Tinspecteur pri- 
maire an ezferait de ce registre avec Pindication du nombro des ab- 
aences et des motifb invoqn^. 

Vons troaverez ci-Joint an modMe da registre dont il s'agit 

BeeeTez, etc. 

Le miüistre de Tinstruction publique et des beaux-arts, 

J, Buvaux, 

4. Das Joarnal officiel vom 10. September publicirte weiter 

folgenden 

Erla&s vom 7, S^tember 1882^ betr. die Anwendung des neuen 

Mmeiüar-SehiulgeseUes. 
Monsiear le prefet. 

Depuis la Promulgation de la loi du 28. mars 1880, relative 
ä rinstructioii primaire obligatoire, mon administratiou vous a suc- 
cessivement envoy^ les Instructions que comportaient les diverses 
päriodes par lesquelles doit passer l'applicatioa de cette loi. 

DhB le 29. mars, vous a?ez etä invitö k procäder k la consti- 
iation des commissiiins scolaires manicipales. 

Anssitöt apprte lear nomination, la circalair^ da 18. jain voas 
a rappelt les attribations preoises et speciales de ees commisslons. . 

Enfin, le 30. juillet, vous avez re9u les modMes de toos les 
imprimds a faiie pr^parer pour les diverses coustatations prescrites 
par la loi. 
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Aajoard'bni, h Tapproche de la.rentr^e des claases, je dois 
appeler votre attention tonte particali^re sur cellear des'preecriptions 
de la loi dn 28. mars dont il Importe d^asanrer en ce moment Fex^- 
cntion, c'est-ä-dire snr les formalit^3 relatWes ä la d^laration des 

parents en ce qui concerne le raode d'instruction de leurs enfauts. 

Les commissions municipales scolaires, nonimees dans chaque 
commune et completees par la nomination du delegu^ de Tinspecteur 
d'acad^mie, vont avoir ä accomplir le premier acte de leur mandat; 
il lenr apparticnt, d'apres rarticle 8. de ia loi, d'aider le maire k 
»dresser la liste de tpns les enfants dg^ de six ä treize an8.€ 

Les öl^ments essentiels de ce trarail sont fournis par les listes 
mdmes dn dernier recensemeut offidel de la population. Mais des 
cbangeraents de domicile et diverses autres circonstances ont pu mo- 
difier dans quelques comniunes le norabre des enfants h inscrire. 
Pour pre'venir toute chance d'erreur ou d'omission , la loi a remis 
aux commissions locales le soin de reviser annuellement la liste no- 
roiuative des enfants en äge scolaire, et je ?ons ai d^jä adressä, ä 
cet ägard, nn mod^e de cadres.- 

Si,* par impossible, qnelqnes commissions, soit par n^gligence, 
seit par tont antre motif, refüsaient lenr conconrs ponr la confection 
de ces listes, il vous appartiendrait, monsiear le prüfet, de les faire 
dresser d'office et dans le plus bref d^lai par le maire, ou, ä son 
defaut, par le dele'gu^ de Tiuspecteur d'acadämie ou par l'inspecteur 
primaire: on prendrait pour base du relevä, jusqu'ä uouvel ordre, 
les listes m^mes dn recensement qoinqaenal, dont les minntes sont 
d^poB^es dans chaqne mairie. 

Anssltöt ce'traTail fait; il restera ä constater, ainsi qne le veat 
la loi, si et comment il est ponrrn ä Finstmetion de cbacnn des en- 
fants irecens^s. 

La, liberte du pere de famille, vous le savez , est entiere; il 
peut clioisir entre trois raodes d'instruction: ä Tecole publique, k 
l'äcole libre ou ä domicile. La loi exige seulement qu'avant le com- 
mencement de Tano^e scolaire il fasse savoir au maire quel est de 
ces trois moyens d'inatrnction celai qu^il anra adopt^. 

Ponr Fimmense majoritä des Emilies, le choix est däjä faxt 
longtemps avant.Fäpoque de la rentr^e, et il est dds & präsent eonnn 
des autorit^s comp^tentes, ce qui perroet de simplifier consid^rable- 
meut les forraalites de la d^claration exigee par Farticle 7. 

Si la famille euvoie ou continue d'envoyer ses enfants ä F^cole 
publique, Finscription au registre de Fäcole dispense de toutre autre 
forme de däclaration. 
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Si eile Iqs confie ä nne ^cole libre, Tinscription au registre de 
eette ^cole libre, dement commnniqu^ ä la commissiÖQ scolaire 
manicipale, tient ^galement lieo de d^olaratioiL 

Quant aox parents qai veolent instroire oa faire instrafre leara 

enfants ä domicile, i!s n'önt qn*k faire connaitre leur intention, pour 
eviter qua leurs enfauts ne soieDt consider^s comme prives de lüoyen 
d'instruction. 

. Aüa d'dpargoer aux familles qui se trouveraieot daas cette 
troisidme cat^gorie tout embarras oa toat därangemeat inutile, le 
maire, pr^sident de la commission municipale, proc^era de la fa^on 
saivante. Aprds avoir releviS sat la liste g^närale des enfants d'dge 
scolaire les noxns de tons 'ceux qui sont instrnits dans nnd Mie 
quelconque , publique ou privöe , 11 dressera l'ötal norainatif de tons 
ceux qui ne figurent sur aucun registre d'dcole ot il adrossera ä leurs 
parents, conlormement ä l'article 8. de la loi, un avis dont je vous 
euvoie ci-mclus la teneur (Modele de lettre No. 1). Lea parents mis 
en dem eure par cet avis seront tenus de faire savoir comment ils 
entendent poarvoir ^ rinstruction de lears enfants; afiu de leur fa* 
ciliter la i^ponse; le maire aara Joint ä sa lettre an bnlletia^r^par^ 
d'avance et qoe les familles devront lai retoarner (moddle Ho. 2), si 
elles veulent s'^viter an d^placeroent. 

Au re^u de la repoiise faite par les familles de vive voix ou 
par ecrit, si les parents declarent se cliarger eux-memes de l'instruc- 
tioD de leurs enfants, le maire, leur däiivrera raccuse de r^ceptiou 
d-joint (modele No. 3). 

S'ila n^gligeaient de r^pondre et apräs une demi^e lettre de 
rappel (moddle No.. 4), le maire inscrirait d*office dans ane tole 
pabliqne, conform^ment ä Tarticle 8, les enfants dont Vinstruction 
n'est pas assur^e et pour lesquels la commission n'a pas admis de 
motif d'erapechement. 

J'ai ^t^ consult^ sur la question de savoir si une d^claration 
collective des peres de famille d'uue commune ou section de com- 
mune pourrait tenir liea de r^ponse ä la demande adressäe par le 
maire. 11 est Evident qae chaqae d^laration doit a'appliqaer ä an 
enfant individuidllement et faire partie en qaelqne sorte.de son dossier 
personnel. Dds lors, il est impossible de d^gager k la fois, en pr^ 
Vision de tonte ^rentaalit^ ult^rieure, et la responsabilit^ da pdre de ' 
famille et celle du maire et de la commission municipale sans exiger 
qu'il reste h la mairie une trace öcrite de la declaration relative ä 
chaque enfant; 11 sera necessaire, plusieurs aunees de suite, de se 
reporter k cette dädaration initiale; il est donc indispensable qa*eUe 
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sabaiste, soit soas la forme d'une r^ponse ^crite du p^re de farailie 
poar chacuo de ses eafants, soit soas celle d'inscriptioa dans un re- 
gistre k soQche doDt je ?oa8 ai eoToy^ le modMe, iDseriptiOD faite . 
par le maire aprds la d^claration verbale de la famille. 

Tel est, monsienr le prüfet, Teiisemble des Operations, en somme 
assez simples, auxquelles doiinera lieu l'application de la loi du 
28, mars. De cette vaste enquete, qui pour la prämiere fois va iious 
faire counaitre i'exacte verit^ sur notre Situation scolaire, 11 est un . 
point sur lequel j'apelle d'avaDce toute votre attention : c^est la coa- 
statation authentique da nombre des enfants d'äge scolaire qai de- 
menroQt pri?^s d'iostraction par le eeal fiut qu'ils habiteot nne eom- 
mane oa une section d^pourvae d'^cole. 

Je Yous demanderai, aussitOi; qae vons aurez ees renseiguements, 
de m'ea transmettre le relev^ coraplet pour votre d^partement, en rae 
faisant counaitre les points sur lesquels des cre'ations scolaires sont 
urgentes. C'est ma terme intentioii de consacrer, avant tout autre 
objet, les fonds du budget de rinstruction publique ä doter d'etab- 
lissements scolaires les communes ou les hameaux dans lesquels Iil 
loi ne peut ji'n^pliqiier faute de locanx. 

Cet obstocle mai^riel est, vous le saTOz, *le seul qui s^oppose 
k rapplication entiire et imm^diate de la loi; ]e seul« dis-je, car, 
uon plus que personne en France, je n'ai jamais pris au s^rieux Tan- 
nouce d'une insurrection en inasse contre la loi qui veut que tout 
citoyen sache lire et ^crire. Ce qui est serieux, mon predecesseur 
l'a dit, c'est qu'il manque des ^coles k nos enfants et noa des enfants 
k nos dcoles. 

Mais ceite lacune est de celles qui se penvent combler k bre( 
d^lai dans jon pays ou, d'une part, le gouyemement est arm^ par la 
loi contre toutes les r^sistances, et ou, d'autre part, les Ghambres se 
montrent en totfte occadon ^nergiquement r^solaes ä ne reeuler de- 

vant aucun sacriüce pour compl^ter Toeuvre de i'educatiou na- 
tionale. 

Je vous envoie, avec la präsente circulaire et en nombre süf- 
fisant, tous les imprimes que toos avez ä faire distribuer, afin 
qa'aucnn retard ne se produise dans rex^cution des mesnres quo je 
Tiens de prescrire. 

Venillez m'aceuser r^ption de cette d^pScke et recevoir Tas-« 
surance de ma consid^ratien trds distingu^e. 

Le ministre de rinstruction publique et des beaux-arts 

J, Dmam, 
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5. Im Anschlüsse an vorstehendes Circular publicirte das 
Jouroal officiel die iolgeaderi Formulare; 

Mom No.L-^ Lettre da maire m phre de famük, \ 
. M 

La loi dn 28. mara 1882 a renda l'instrnctioii primaire ofbli« 

gatoire pour les enfants des daix sexes ägös de six aus r^volus h 
treize ans r^volus. 

Pour obeir aux prescriptioas de cette loi, j'ai Thouneur de vous 
iDformer qu'aux termes de Tarticle 7, »le pere, le tuteur ou le pa- 
tron d« tout enfaat de aix .ä treise ans est teoa de faire savoir an 
maire de la eomznnne all entend fiure donner ä TenfaDt rinstraction 
' dans la famüle oa dana vne äcole publique ou priv^e ; dans eea 
derniefs eas, 11 indiquera IMeole cbofsie.c 

Je vous prie de me faire connaitre sans retard quel est de ces 
trois moyens d'instruction celui que vous adoptez pour vos enfants. 

Pour ^viter toute cause de confusion et de retard, je vous 
adresse, avec pri^re de les remplir, autaut de bolletins que voüs avez 
d'enfjmts en aoolaire. Vona iK>uyez me retourner ees bulletias, 
reydtns de Totre Signatare, seit par la poste, seit par toute autre 
yoie« k moins que tqus' ne pr^f^riez me faire tenil* votre röpouse 
yerbalement k la inairie, oü vous me trouverez le 

ßecevez, M , Tasäurauce de ma' consideratiou distiagu^e. 

Le noaire, 

President 4e ia commission mupicipale scolaire. 

ModHe No. 2, — RSponse du pere de famüle au maire. 

Le soussign(^ declare que le jeune le , 

ä recevra l'iustructioa ä 

(Le p^roy tuteur ou patron.) 

• 

ModHe No, 3. — Lettre du maire aecHeani rSe^sHan de la^didor 

raiion du pere de fcMuUe, 

M 

J'ai re(,'u la räponse en date du « par laquelle vous 

m^annocez que v . . . . fil le , recevr . . & 

l'inatruction ä domicile. 

£n-T0U8 donnant acte de cette d^claration, je crois doYoir yous 
rappeler qu'anz termes de l'artiele 16. les enfants instruits dans la 
ftmOle doiyent, cbaqoje annn^, ä partir de la fln de la deuzi^me 

1) Mcttre les pr^noms de l'enfant. 

2) Dire si Tinstructioii sera donnee a domicile ou daii» uue ecole, et 
donaer ie nom et l'adresse de cette ecole. ^ 

Arehir für Kiroheor«cjit. XLIX. 7 
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annde d'instruction obligatoire, subir un examen qui portera sur les 
raatieres de Tenseignement correspondaut ä leur äge dans les ecoles 
publiques. Vous serez avise ulterieurement de la date et du lieu de 
cet examen. 

Recevez, M , Tassarance de ma consid^ration disÜDgaäe. 

Le maire, 

Pr^ident de la commission mamcipale scolaire. 

Modele No. 4. — Lettre de rappd du maire. 
M •. 

Far ma lettre en date du j^ai eu rhonneur de vous • 

inviter k me faire saToir» confom^meui ä la loi du 28. mars 1882, 
si Tous entendez faire donner Fiostractioii ä vos enfänls dans la 
famille, dans F^oole publique on priv^e. 

Je n'ai pas re9u de reponse ä cette demande, que je vous 
adressais au nom de la loi. 

Je vous reitere mon invitatioii et je dois vous prevenir qu'aux 
termes de Tarticle 8. de la loi, »eu cas de noa-declaratioa de la 
pari des parents, le maire inscrit d'office dans une des ^les pub- 
liques les enfants ä Tinstraction desquels il n'a pas ^t^ pourvu.« 

Le miord, 

President de la oommission munidpale seolaire. 

G. Das Jourual oificiel vom 3. November publicirte das uach- 
stehende 

TkmA des Unterrichtmmisters vom November 1882 an die Prä" 
fecten, hetr, die Entfernung religiöser AJbeeickm in Gemeindesekiden, 

Monsieur le prüfet. 

bepuls quelques semaines plusieurs de tos eoU^es m'ont sig* 
nal^ rinsistanee avec laqueUe on les presse de se prononcer dans uue 
questipi qui, ä premiäre vue, ne semblait pas comporter.un aussi 
?if int^r§t. Iis s'agit de savoir si l'on 'enldfera imm^diatement les 
emblemes religieux qui se trouvent encore dans un certain nombre 
de locaux scolaires. 

Assurement la loi du 28. mars, prise dans sa rigueur, implique 
la suppressioü de tout ce qui donnerait ou conserferait k l'^cole 
publique un caracterc confessionnel. 

Mais dans rezäontion de cette loi et en particulier dans les 
mesures d'ordre mat^rial qui en doiTent dMTer, ü est natorel de . 
distingner Celles qui 8*appliquent auz ^eoles nou?elles et celles qui 
ont pour objet la modilication d'iustallatious ancieuiies. Dans les 
ecoles qui s'ouvrent ou vont s'ouvrir sous le regime de la ueutralit^, 
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devenu le seul l^gal, duI ne songera ä demander Tintroduction 
d'embl^raea religieux d*aiicuiie nature. Quant ä ceux qui se trou- 
vaient dans les ?coles anciennes, le legislateur u'ea a pas fait l'objet 
d'une prescriptiou expresse et imperative. Le gouvernement, ä qui 
le silence de la loi laisse ä cet egard le choix des voies et moyens 
d'executiou, ferait-il sagement de prooeder d'urgence et par mesure 
d'ordre g^näi^ale ä FeDlävement de ces embldmes? 

8i je croyais que cette mesuilB ftt n^ssaire ou mdme atüe ä ' 
la mise en* vigueur' da regime noaveau, je n'b^iterais pas k la 
preserire, qaelque dificaltä qa*elle püt soulever. Mais je orois pre- 
cistoent le contraire. 

J*estime, en effet, que le principal objet de Tacte Idgislatif qui 
a s^par^ Tecole de VEglise, que son r^sultat k la fois le plus im* 
m^iat et le plus efficace^doit dtre non la traDsformation des leeanz 
scolaires, mais celle des programmes , des le^ons , des exercices, de 
tout ce qui fait l'esprit de renseigneraent et la valeur de Teducation. 
La loi du 28. mars n'est pas un accident , un fait isole dans uotre 
legislatioii : en säcularisant Tecole , eile ne fait qu'^tendre le droit 
commun, et en quelque sorte les principes memes de notre Constitu- 
tion, ä Torganisation de l'iustruction nationale, c'est-ä-dire au seul 
des Services publics qui, jusqu'ici, par uue etrange contradiction, eüt 
conserve' Tattache professionelle. Par consequent, tout ce qui tendrait 
ä rapetisser cette loi, ä la preseuter au pays comme une sorte de 
r^glement de police des locaui scolaires, ä en inaugurer Tapplication 
par OD semblant de croisadeänconoclaste, pourrait bien servir les 
desseins de ses adversaires, mais en alt^rerait la notion m§me et 
risqnerait d'en fatre m^nnaitre par les populations le T^ritäble ca^ 
ractöre et la baute portäe. 

11 n'y a qu'une manifere de la bien appliquer , c*est de Tap- 
pliquer dans Tesprit meme oa eile a M TOt^, dans Tesprit des 
declarations r^itär^es da gouvernement» non comme nne loi de com* 
bat dont 11 faut violemment enlever le succes, mais comme une de 
ces grandes lois organiques qui sont destinees ä vivre avec le pays, 
k entrer dans ses moeurs, ä faire partie de son patrimoine. 

Je vous autorise donc, monsieur le prefet, ä ne prescire l'en- 
lövement des emblemes que quand et comme vous le jugerez ä pro- 
poS; II ne faut pas que la rigueur de la logique, les injouctions 
des' uns, les petitions des autres vous torcent ä prendre des mesnres 
iotempestives et vous exposent ä porter le trouble dans les familles 
ou dans les Cooles pour häter l'ex^cution d^une r^forme tout acces- 
Mire. Je vons donne toute latitude pour tenir compte ä cet ^gard 
da Toen des populations en reoourant poar le eonnaitre ä tous les 
moYens d'information dont voos disposez. J*ajoate, comme Favait 
d^jä dit mon honorable pr^d^cessenr , qae , dans les cas oü vous 
croires devoir ordonuer la suppression des emblemes, il oonviendra, 
ä moins de raison grave, de reporter TezäcntiOD de cette mesure i 
Tune des äpoques r^glementaires de vacances et de ne jamais la 
laisser accomplir d'une ia9on qui pnisse froisser la conscience ou fo- 
TOriser Tagitation factice q'on youdrait cräer. 
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Quant aux instituteurs et aux institutrices, je vous prie de leur 
adresser en mon nom uae seule recommaudatiou , mais absolument 
formelle. Je lear interdis de Ibl manidre la plus expresse nne inter- 
veDtion, uoe initiative qaelconqne en cette matidre. Iis s'abstien- 
dront egalement soit d*^tablir, soit d'enlever des emblhnes proprio 
mßiu, soit de prendre j^rt ä des p^titions -oa manifestatioiis pour oa 
contre le maintien de ces objets. 

A cet ^gard, et en gdn^ral en tont ce qui touche aux questions 
religieuses, c'est an devoir strict pour Tinstituteur de rester scrapu- 
leusemeut ^tranger k toutes les pol^miques et d'attendre les ordres 
de ses chefs. Si — en dehors des heures de classe et des locaux 
scolaires — la loi lui laisse la libre disposition de son temps; s'il 
a meme le droit de donner dans ces conditious telles leyous privees 
qu'il jugera convenable, saus en excepter les r^petitious de catöchisme, 
quelques iiiconvenieiits que puisse avoir cet usage de sa liberte , du 
moius en classe et dans l'exercice de ses fonctions , lui est-il rigou- 
reusement interdit, et par la loi et par les reglements, de se faire 
ou Tagent ou Tadversaire declare de quelque doctrine, de quelque 
croyance confessionnelle que ce soit 

La liffne de eoadaite que je vdos tra'ce, monsieur le prüfet, ä 
Voceasion de cette qaestion des embl^mes, eät ^videmment la in§me 
que TOQS aareE ä suivre, le cas äcb^EUit, pour toutes les difficult^s 
analognes qm pourndent sargir. Vous n'accorderez, sous aucuit pr^ 
texte, ni atermoiement , ni concession qui puisse porter atteinte au 
principe meme de la loi; mais quaot aux mesnres, indiffi^reutes en 
elles-memes, qua&t aux d^iais qui toub seront demandäs, non pour 
eluder la loi, mais pour en mienx assarer le fonetionnement ; vons 
etes seul juge des menagements d garder; et, pour en marquer la 
limite dans chaque espece, vous rapellerez toujours que le gouverne- 
raent, plein de confiance dans le bon sens public, a la pr^tention, 
tout en faisant respecter la loi, de la faire comprendre et de la faire 
aimer. 

Recevez, monsieur le prüfet, l'assurance de ma consideration 
tr^s distinguee. 

Le ministre de Tinstruction publique et des beaux-arts: 

J. Duvaux. 

7. Statt der ReHgion sollen die Kinder in den Schulen Frankreichs jetzt 
Politik lernen. >Ja, die Politik,« sagte Minister Duvaux, Anfangs October 
1882 bei einer Schnleinweihang in Tatonville, »hat ihren gegründeten Platz in 
der Schale, d. h. die Lehre alles dessen, was sich auf unsere Oonstitation ond 
auf die Gesetze bezieht, die uns regieren und denen wir zu gehorchen haben. 
Ist nicht die Politik überall? ist sie z. B. nicht auch in der Geographie? Wenn 
der Lehrer seinen Zöglingen eine Karte von Prankreich zeigt und wenn er den 
Finger des Kindes au den schwarzen Fleck führt, wo vor wenigen Jahm nweie 
östUehen Provinzen gewesen , hat das Kind nicht das fiedit ZQ ikageil, weldto 
Begierang diese Provinzen überliefert hat?« a. s. w. 
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VII. 

Adresse der Seelsorgsgeistlichkeit der Diöcese Mainz 

' an Se. königliche Hoheit den Grossheraog von Hessen: 

»Mit ehrfurchtsvollem Vertrauen naht sicli die allerunterthänigst 
aDterzeichnete Seelsorgsgeistlichkeit der Diöcese Mainz dem Throne 
Ew. königlichen Hoheit, am wegen des gegenwärtigen kirchlicben 
Nothätandes ia der Didcese AUerbdchstderselbeii naohstebeode Vor- 
Stellung allemnterll^gst zn unterbreiten. 

Die vor sieben Jahren erlassenen f&nf Eirehengesetze ftndern ' 
wesentlich das auf Grund staatsrechtlicher Verträge und langjähriger 
üebung zu Recht bestehende Verhältniss der katholischen Kirche 
zur Staatsgewalt und verletzen dift unter dem Schutz der Landes- 
verfassung stehende Verfassung der katholischen Kirche in wichtigen 
Punkten. 

Die katholischen Geistlichen haben vor -wie' nach ührlass dieser 
Gesetsse'in voller Einmfithigkeit mit ihrem nnnmebr seit fänf Jahren 
verewigten Bischöfe die Erklämng abgegeben , dass ihnen Gewissen 

und Priestereid nicht gestatten, zur Durchführung dieser von der 
Staatsgewalt einseitig erlasseneu, auf das innerste Gebiet der Kirche 
übergreifenden Gesetze mitzuwirken. Bis zur Stunde hat die allor- 
nnterthänigste Seelsorgsgeistlichkeit diese ihre Gesinnung nicht %u 
ftndern vermocht, wohl aber hat sie seither stillschweigend und in 
Gednld alle Nachtheile ertragen, welche ihre Gemeinden and sie 
selbst in Folge dieser Gesetze erlitten haben. 

Was zunächst die grossen Nachtheile fär unsere Gemeinden 
anlangt, so bitten wir Ew. königliche Hoheit, allergnädigst zu ge- 
statten, Hochderen Aufmerksamkeit vorzugsweise auf folgende Punkte 
zu lenken. 

Acbtundzwanzig katholische Pfarreien des Grossherzogthums 
sind verwaist und entbehren der ordnungsmässigen Seelsorge. Nur 
ndt grossen Opfern an Geld und Zeit, kennen die Mitglieder sol- 
cher Pforreien kaum ihre nOthigsten religiösen Bedflrfhisse bsitiedi- 
gen, während doch ihre Torfahren zu diesem Zwecke die Pfarrstellen 
dotirt haben. 

Die religiös-sittlichen Zustände in diesen Pfarreien werden von 
Tag zu Tag besorgnisserregender. Die Verwilderung der Jugend 
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nimmt in immer höherem Masse zu, während die Achtung vor 
der Autorität , der elterliche^ als der weltlichen und geistlichpn, 
immer mehr schwindet. Diesen sittlichen Niedergang in manchen 
Gemeinden dürften wohl auch die grossherzoglicbea Staatsbeamten 
auf die Verwaisung dieser Pfarreien znröclczafuhren in der Lage sein. 

Die sefaftdlicheo Folgen dieser Gesetze beschränken sich ühri* 

gens nicht blos auf die verwaisten Pfarreien , sondern dehnen sich 
über das ganze Bisthum aus. Der ganze Körper leidet, wenn ein 
Glied leidet. Den Schmerz, welchen ein Fünftel unserer Pfarreien 
darüber empfindet, dass ihnen durch die Gesetze eine geordnete 
Seelsorge vorenthalten wird, empfinden in gleicher Weise alle Katho- 
liken des ganzen Qrossherzogthnms, nnd die Missstimmnng, welche 
dadurch herTorgerufen wird, kann nnmOglich vom Heile sein. Wenn . 
diese Missstimmnng sich bisher weniger laut bemerklich machte, so 
hat dieses seinen Grund theils darin, dass die Geistlichen bis zur 
Aufreibung ihrer Kräfte Aushilfe leisteten, theils aber auch in der 
Hoffnung, dass die Gross herzogliche Regierung sich zur Anbahnung 
des kirchlichen Friedens ehestens bereit finden würde. . 

^In manchen Oememden, welche kränkliche oder altersschwache 
Seelsorger besitzen, stellt sich die Berufung eines Hilfsgeistlichen als - 

dringendes Bedürfniss dar. 

Ganz besonders schmerzlich wird in der ganzen Diöcese em- 
pfunden, dass der bischöfliehe S6M schon seit fünf Jahren ver- 
waist ist. 

Besorgnisserregend ist auch die Thatsache, dass in den letzten 
sieben Jahren in Folge der Schliessung der Convicte und der theo- 
logischen Lehranstalt zu Mainz die Zahl der Theologiestudirenden in 
ausserordentlicher Weise abgenommen hat. Während nämlich die 
Zahl der neugeweihten Priester früher durchschnittlich im Jahre 
zehn bis zwölf betrug, beträgt sie jetzt nur zwei bis drei und wird 
die Folge davon sein, dass viele Seelsorgsstellen späterhin gar nicht 
besetzt werden können. 

Was dann die Nachtheile dieser Gesetze für die Geistlichkeit 
anlangt, so erlauben wir uns Ew. Königlichen Hoheit nur das Eine 
unterthänigst anzuführen, dass die noch nicht als Pfarrer angestell- 
ten Heistlichen zur • Uebernahme eines P&rramtes nicht gelangen 
können, sondern nothgedmngen weit fiber die Abliebe Zeit hinaus, 
manche jetzt schon in ihrem achtzehnten Priesterjahre in ihrer 
Stellung als Kapläne verbleiben müssen. Ebenso sind Pfarrer, welche 
gering dotirte und mitunter sehr schwierige Pfarreien besitzen , ge- 

m 
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zwangen, in dieser traurigen Lage zu verharren, weil sie eine Be- 
förderung unter dem Drucke der Gesetze nicht erlangen können. 

WeDQ vor einiger Zeit eine £w. KOniglioben Hoheit alleraater- 
thftnigst unterbreitete Vorstellnng dieser Missstftnde Ton dem gross- 
henogUeben lümaterium dea Innern und der Justiz dabin erwidert 
wurde, dass die kirchlicbe Behörde dieselben verscbulde, so balten 
wir uns verpflichtet, vor dem Throne Ew. Königl. Hoheit hervorzu- 
heben, dass nach unserer festen Ueberzeuguug unsere kirchliche Be- 
hör4e keinen Augenblick zögern würde, den verwaisten Gemeinden 
Pfarrer zu geben, wenn Pflicbt und Gewissen es ihr ge^tteten, die 
durch die genannten Kirchengesetze bei Besetzung der geistlichen 
Stellen geforderten Bedingungen zu erfüllen. 

Da nur eine klare und volle Einsicht in unsere kirchlicbe Notb- 
lage zum Heile fahren kann, so wolle es Ew. Königliche Hoheit der 
unterthänigst unterzeichneten Seelsorgsgeistlichkeit nicht verargen, 
in dieser unterthänigsten Vorstellung auf einige schädlichen Folgen 
derrin Bede stehenden Gesetze hingewiesen zu haben. 

Die Liebe zu Kirche und Vaterland , zu Fürst und Volk hat 
sie zu diesem Schritte getrieben. Ebendieselbe Liebe treibt sie an,^ 
vor d(Bm Throne Ew. Königlichen Hoheit die allerunterthänigste 
Bitte auszusprechen, Allerhöchstdieselben möchten geruhen, den 
Nothstand der Katholiken des Bisthnms Mainz allergnädigst in 
Erwägung ziehen und auf die Ew. Könif^dichen Hoheit geeignet 
scheinende Weise für Authebung oder Abänderung der genannten 
Kirchengesetzgebung und damit für Abhilfe des geschilderten Noth- 
standes Fürsorge treffen zu wollen. 

Bereits ist in Preussen ein wirksamer Anfang gemacht worden, 
die unseligen Folgen der dortigen Eircbengesetzgebung zu beseitigen. 

Auch in Baden haben die Verhandlungen zur Regelung der 
kirchlichen Verhältnisse und in letzter Zeit zur Besetzung des erz- 
bischöflichen Stuhles geführt. Gewiss dürfen auch die Katholiken 
des Grossherzogthums Hessen die baldige Wiederherstellung des so 
schwer gestörten religiösen Friedens erhoffen. 

Wir haben darum' das zuversichtliche Vertrauen, dass Ew. König- 
liche Hoheit den Gerechtigkeitssinn and das Wohlwollen, dessen Höchst^ 
ihre katholischen Unterthanen sich auch stets versichert halten, in 
dieser so hochwichtigen Angelegenb^t zu bekunden geruhen wefden.€ ' 

Maine, den 24. Juni 1882. 
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Das preusslsche Sperrgesetz und die Vacaturgehälter. 

Mit Becht mass es anffalleo, dasfii seit Erlaas des Sperrge- 
setzes vom 22. April 1875 yod keiner Seite die für die katholisehen 

Pfarrgemeinden in Preussen in finanzieller Bedeatnng bochbedent- 
same Frage besprochen worden ist: wem nach dein Tode der 
Pfarrer und sonstigen mit Staatsgehalt dotirten Geistlichen die 
^ Staaisleistungen zukommen: ob der Staat berechtigt ist, diese Vaca- 
tnrgehälter, wi^ es factisch seit Juli 1875 geschieht, in seinen Casseo 
znrnckzabebalten, oder ob der Staat nach dem- Ablebeo 4er Inhaber 
gästlicher Stellen diese Gelder, ungeachtet des Sperrgesetses, an die 
Kirchen, Pfarrstellen nnd Beneficien nach wie vor ansznzahlen hat? 
Wir entnehmen darüber der »Köln. Volksztg.« 1882 Nr. 304 I, Bl. 
folgenden beachtenswerthen Artikel : • 

Vacaturgeluilter (Tntercalargefälle) sind jener Antheil des Er- 
trages einer Kirchenpfründe, der während der jedesmaligen Erledigung 
derselben deductis deducendis (unter Berftcksichtigung der erforder- 
lichen Abzüge) berechnet und ordnongsmftssig deijenigen Kirche zn- 
flieset, an welcher das Kirchenamt gestiftet ist. Der Regel aaob 
wttrde also damnter der nach Abzng der 'interimistisohen Verwal- 
tungskosten verbleibende Ertrag der Aratseinkünfte vom Tage der 
Erledigung der Pfründe bis zum Tage der Wiederbesetzung dersel- 
ben begriffen sein. Die Normen, nach welchen die Berechnung und 
Verwendung der Intercalargefälle zu geschehen hat, sowie auch die 
Bestimmungen darüber, wem, dieser Antheil des Pfründeertrages zn- 
WXiy sind in Dentschland dnrch Landesgesetge wid DiöeesanshMen 
festgestellt nnd müssen daher ans dem Particnlarrecbt geschöpft wer- 
den. Was bestimmt mm das P^krticnlarrecht im Königreich Preossen 
in Bezug auf die Vacaturgehälter der geistlichen Stellen? 

In Pretissen ist der nach Abzug der Vicarirungskosten während 
der Vacatur erlaufene Pfründebetrag, welcher, wo nicht eine beson- 
dere Nachfrist gesetzlich oder herkömmlich ist, vom Sterbetage des 
Verstorbenen bis zur Ernennang seines Nachfolgers berechnet wird, 
der hetreffendm Kirche mtffesproehm (Allgemeines Landreeht, Theil 
n. 11, §. 852). Kach dieser gesetzlichen Bestimmung waren also 
in den DiOcesen Posen-Gnesen, Breslau, Galm und Ermland (Iberall 
da, wo seit dem Sperrgeseie Pfarrer und Inhaber sonstiger geistlicher 
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Stellen gestorben sind, vom Todestage derselben ab die Staats- 
leistungen an die betreffenden Kirchen auszuzahlen. In Beziehung 
auf die Vertbeilung der Einkünfte erledigter katholischer Curat- 
stellen im bischöflichen Sprengel Ton Faderborn und in den auf der 
redeten Bheinseite gelegenen Theüen des Srzbisthnms EOln nnd der 
Bisthümer Münster und Trier gelten die Bestimntnngen des Gesetzes 
vom 3. Juli 1843, welches in §. 8. verordnet: tSollte die Wieder- 
besetzung der erledigten Stelle sich über die Zeit hinaus verzögern, 
in welcher die Erben des Beneficiaten das Einkommen der Stelle zu 
gemessen haben, so ist das hieraus entstehende £rsparnis3 nach 
n&herer Bestimmung der bischöflichen Behörde zum Besten des 
Beneficiums zu Terwenden.€ In den auf der linken HheinseitjB ge- 
legenen Theilen des Erzbisthums Köln und der Bisthtlmer Münster 
und Trier gelten die Bestimmungen des kais. französ. Decrets über 
die Erhaltung und Verwaltung der Güter des Klerus vom 6. No- 
vember 1813, welches in Art. 24. feststellt: »Die Einkünfte, welche 
vom Tage des Anfanges der Erledigung einer Pfarrei bis zum Tage 
der Ernennung gelaufen sind, werden in die Kiste mit. drei Schlüs- 
seln zurückgelegt, um zu den Haupt-Beparaturen verwendet zu wer- 
den, welche in Qemässheit des Art. 13. etwa an den zur Dotation 
gehörigen Gebäulichkeiten vorgenommen werden mflssen.c Der Gknst^ 
liebe, welcher die Pfarrei verwaltet, soll nach dem Decret vom 17. 
November 1811 ausser den Casualien, auf welche der Pfarrer ein 
Kecht gehabt hat, auch noch eine Entschädigung erhalten. »Diese 
Verfügung,« heisst es in Art. 27. des Decretes vom 6. November 
1813, »soll auch auf jene Pfarreien und Suecursalen angewendet 
werden, deren Gehalt entweder ganz oder zum Theil durch den 
Staatsschatz bezahlt wird.« Für das Bisthum Limburg besteht ein 
Gäntnü- oder allgemeiner Ekchenfonds , in welchem die von dem 
Sterbemonat bis zur Wiederbesetzting der durch den Tod erledigten 
Pfründen decuctis expensis überscbüssi^^en Intercalarfrüchte fliessen 
(Grossberzoglich Nassauisches Edict vom 9. October 1827, §. 1. 
Nr. 9). 

In allen Bisthümern der preussischen Monarchie ist hiernach 
durch Becht -und Gesbtz über die Vaeaturgehftlter nach den vor- 
stehend angegebenen Normen Bestimmung geitroffen. Die Gehülter, 
auch die Staatsleistungen , müssen fOr die gesetzlich festgestellten 
kirchlichen Zwecke verwendet und ausgezahlt werden, einerlei, ob der 
mit Staatsgehalt dotirte Geistliche lebt oder gestorben ist. Es wur- 
den daher auch die Vacaturstaatsgehälter in der gesetzlich vorge- 
schriebenen Weise stets aasgezahlt bis zum Jahre 1875, wo das 
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Sperrgesetz in Kraft trat. Wenn die königliche Staatsregierang von 
da ab die Vacaturgebälter einhält, so scheint es, dass sie ihr Ver- 
fahren durch Bestimmungen des Sperrgesetzes glaubt rechtfertigen 
za können. Es ist dies indessen ein grosser Irixham. 

Das Sperrgesetz sagt im 1: tin den Brzdi5cesen Köln, 
Qneaen and Posen, ilen DiOcesen Calm, Ermland, Breslan, Hltdes- 
hefm, OsnaMek, Pi^derborn, Mflnster, Trier, Fulda, Limburg, sowie 
in den preossischen Antheilen der EradiOeesen Frag, Olmütz, Frei- 
barg und der Diöcese Mainz werden vom Tage der Verkündigung 
dieses Gesetzes ab säramtliche für die Bistluimer, die zu denselben' 
gehörigen Institute und die Geistlichen bestimmte Leistungen ans 
Staatsmitteln eingestellt.« Auf diese Bestiinmung hin sind gesperrt 
worden die Staatsleistnngen für die Bischöfe , die Doracapitel , die 
Seminare, die Emeriten- und Demeritenfonds und für die Geistlichen 
überhaupt. Das Sperrgesetz redet aber mit keiner Silbe von Einbe- 
haltung der Staatsleistungen an die Kirchen^ Beneficim und sonsti- 
gen Ce)}fra!fonds. Diese Leistungen sind denn auch vor wie nach 
Ei'lass des Sperr^esetzes ausgezahlt worden; letzteres will nur die 
Geistlichen treffeu, und sollen die Geistlichen allein durch die Ein- 
behaltung der Staatsieistungen zur Befolgung der Maigesetze ge- 
zwungen werden. 

Ans Vorstellendem ergibt sich, dass in allen Bisthümern 
Prenssens überall da, wo ein in den Staatsieistungen seit 1875 
sperrter Pfarrer oder sonstiger Geistliche gestorben ist, vom Sterbe- 
tage desselben ab die Vaea&irgehAlter dauernd und fortlaufend aus* 
gezahlt werden mussten, sei es an die betreffenden Kirchen oder 
Beneficien Ojder, wo solche bestehen, an die Centralkirchenfonds. 
Der Schaden, welcher durch die Zurückhaltung dieser Einkünfte 
in den Staatscassen die Kirchen, Beneficien und sonstigen kirch- 
lichen Fonds seit 1875 getroffen bat und noch tnfft, ist ein über- 
aus grosser. 

Da wir der festen üeberzeugung sind, dass die Einbehaltung 
der vorhin gedachten Vacaturgebälter weder rechtlich noch -gesetz- 
lich aufrecht erhalten werden kann, so ist es eirfe Pflicht der Kirchen- 
vorstände, bei jenen Kirchen, welche durch den Tod der Pfarrer oder 
anderer Beneficiaten verwaist sind) yom Fiscus^ die zurückbehaltenen 
Vacaturgebälter vom Tode dtr betreffenden GästUohm ab zu reela- 
miren, und deren Weiterzahlung itlr die Zntainft zu verlangen. Wir 
zweifeln nicht,* dass, wo Becnt und Gesetz mit solcher Klarheit 
reden, und da nach den neuesten Zeitungsmittheilungen fiber 15 Mil- 
lionen Mark gesperrter Staatsieistungen in den Staatscassen sich be- 
ftiden sollen, diese Beelamationen den beaßsichtigten Erfolg haben 
werden. Im entgegengesetzten Falle wdrde der Weg Rechtois zu 
bestreiten sein.c 
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IX. 

Bh iMigasetzliches Urtheil des Berliner Kammergerichts vom 

. 26. OetAtier 1882. 

Der Strafsenat des Berliner Kammergerichts hat am 26. Oc- 
tober 1882 in der Kevisionsinstanz eine in Bezug ^uf die Beurthei- 
long gewkser Theile der > JUaih^reMAwc prineipiell and praktiadi 
wichtige und einaefaneidende Entscbeidang geflUlt, welcher folgender 
Tbatbestand zu Grande liegt: Der Pfarrer Peter Eoperts zu Ahr" 
iveiler hatte von Ehrenfeld aus an einen Kaplan N. daselbst folgen- 
des Schreiben gerichtet: »In.Fol^e Ihres mehrfach Aergerniss geben- 
den Lebenswandels untersage ich Ihnen hiermit nach vorhergehender 
Berathung mit dem Herrn Dechanten Weisshaupt die Ausübung der 
prieeterlichen Functionen in der hiesigen Ptiurre.« Dem N. worden 
sodann anch die Paramente nnd die znr Anefibnng des Qotteedienste« 
nötliigen Idreblichen Gefässe verweigeri Anf Grand dieses Thatbe- 
standes erbob nnn die Staatsanwaltschaft gegen Roperts nnd Weiss- 
haupt die Anklage, gemeinschaftlich als Kirchendiener und auf An- 
ordnung des >aus seinem Amte entlassenen« Erzbischofs von Köln 
eine suspensio ex informata conscientia, also ein bischöfliches Recht 
ausgeübt zu haben, and beantragte gegen beide die im Gesetz vom 
5. Mai 1874 ?orgesehene niedrigste Strafe von je sechs Monaten 
GeAngniss. Die Angescbaldigten bfratritten, dass sie Yom Herrn 
Brzbisobof Melchers den Auftrag znr Massregelung des p. N. er- 
halten, ?ielmehr hätten sie nnr ans eigener InitiatiTe gehandelt; das 
Recht, welches die Pfarrer in Bezug auf Aergerniss gebende Laien 
haben, müssen ihnen noch mehr gegenüber einem ihnen unterstellten 
Geistlichen zukommen. Die I. Strafkammer des Landgerichts zu 
Köln, bei welcher die Sache am 13. Jani c. zur Verhandlang kam, 
sprach die A.ngeklagten frei, indem sie u. A. Folgendes ansföhrte: 
Im §. 4. des Gesetzes rom 5./5. 74 wird mit Strafe bodroht, wer 
vor der eidMchen Yerpflichtiing biscbOfliebe Rechte der im $.'1. be- 
zeichneten Art, demnach auch ein einzelnes Recht aosübt. Als 
Sinn des Gesetzes muss jedoch etwas Anderes angenommen werden. 
Die eidliche Verpflichtung, von welcher im §. 4. die Rede ist, soll 
nach den §§. 2 und 3. des Gesetzes nur Demjenigen abgenommen 
werden, welcher den ihm ertiieilten kirobiiehen Auftrag darthut. 
Solehe Anftrftge aber werden nnr ertheilt, wenn das bisohOffiohe Amt 
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als solches ausgeübt werden soll, sei es seinem ganzen Inhalte nach 
oder nur für einen einzelnen Theil und für eine einzelne Handlang. | 
Da die Strafbestimmnng des §. 4. wegen der Worte >Tor der eid- 
liehen Verpflichtang« im engsten Ziuammenhang steht* noit den | 

2 tiiid'8^ und da angenomiDen weiden mnss, dass bei Hbtoang 
dieser Paragraphen das katholische Kirchenrecht berücksichtigt wer- I 
den sollte, so kann im §. 4. nicht ein blosser Uehergriff m die 
bischöflichen Rechte, sondern nur eine solche Handlung mit Strafe ^ 
bedroht worden sein, aus welcher eine Anmassung des bischöflichen 
Amtes im Ganzen oder einzelner Befugnisse .desselben sich ergibt. ^ 
Dasselbe folgt aus dem angedrohten Strafmasse, welches nicht anter 
seehs Monat Gef&ngni^ betragen soll and bis za zwei Jahren gehen 
darf. Es wdrde mit dem Straf^ystom der Maigesetze in vollem 
Widerspruch stehen, wenn eine so strenge Strafe schon wegen eines 
einzigen Üebergriffs in die bischöflichen Rechte verhängt werden 
könnte. Daher erscheint der Schluss gerechtfertigt, dass dieselbe 
Unterscheidung, welche im §. 5. des Gesetzes vom 14. Juli 1880 
(das sog. Licenzgesetz) bei Beschränkung einer von den Vorschriften , 
der Maigesetze gestatteten Aosnahme zam Aosdrack gekommen ist, * 
zwischen der einzelnen Amtshandlnng und der Absicht, das betref- 
fende Amt za flbemehmen, bei der Anwendang des Gesetzes yom 
20. Mai 1874 Torausgesetzt ist. Eine derartige Absicht ist aber bei 
Ropertz und Weisshaupt nicht erwiesen. — Die Staatsanwaltschaft 
legte gegen die freisprechende Entscheidung beim Kanomergericht, 
als dem höchsten Gerichtshof für die Landesstrafgesetzgebung , Re- | 
Vision ein, Folgendes ausfahrend: Ropertz nad Weissbaupt haben, 
indem sie Aber den Kaplan die Snspension verhftngten, eine nor 
den Bischofen zostehende Befngniss aosgeftbt. Nachdem das Gericht 
die Ansicht gewonnen hatte, dass diese Aasiibang nicht aaf Anord- 
Dung oder im Auftrage des »früheren« Erzbischofs von Köln statt- , 
gefunden, musste es in der Erwägung, dass ein Auftrag irgend einer 
anderen der im §. 5. des cit. Gesetzes bezeichneten Personen nicht 
nachzuweisen und auch nicht anzunehmen war, gegen die beiden 
Angeklagten, weil sie Tor der Torgeschriebenen eidlichen Verpflichtung 
bischöfliche Bechte aasgeflbt hatten, die Strafbestimmang des §. 4. 
des eü Gesetzes anwenden. Die Grftnde, aas denen das Qericht die 
Verorthellnng abgelehnt hat, erBcheinen hinfftllig. Das Brkenntaiss 
nimmt an; der §. 4. beziehe sich nicht auf einzelne Uebergrifife in 
bischöfliche Reclite, sondern auf die Anmassung des ganzen bischöf- 
lichen Amtes oder einzelner Befugnisse desselben. Abgesehen davon, ^ 
dass diese Unterscheidung (Lberhaupt nicht präcise erscheint, findet' 
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sie auch in dem Gesetze keinerlei Bestätigung. Das Gesetz kennt 
diese Unterscheidung nirgends, es verbietet die Ausübung bischöf- 
licher Rechte überhaupt. Das Gesetz kann unmöglich gewollt haben, 
dass derjenige, der im Auftrage eines Anderen ein bischöfliches Recht 
auB^bt , zu einer verhältQissm&asig hohen Strafe verartheilt werde, 
dass Derjenige, aber, der aas eigenem Antriebe genau das Nämliche 
thnti straflos bleibe. Im Uebrigen durfte das teicht niebt ausser 
Angen lassen, dass, falls weder §. 4. noch 5.- des betr. Gesetzes fftr 
anwendbar erachtet wurde, doch immer die Ausübung einzelner 
bischöflicher Rechte seitens der Angeklagten unter die allgemeine 
Strafbestimmung des citirten Art. 2. der Declaration vom 21. Mai 
1874 fiel und event. eine Verurtheilung dieserhalb erfolgen rousste. 
Der Oberstaatsanwalt vertrat im Audienztermin dieselben Ansichten 
and beantragte Vernichtnog der VorentseheidoDg and Venrelsdng 
der Sache behafs anderweiter Feststellnng and Abartheilnng an das 
Landgericht zn Düsseldorf. Der Senat scbloss deh hierauf nach 
langer Berathuug völlig den Ausführungen der Staats- bezw. Ober- 
staatsanwaltschaft an und erkannte dem Antrage der letzteren ge- 
mäss auf Ueberweisunff der Sad^ an das iMiadgericht .Düsseldorf . 
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Kirchenpolitische Entscheidungen des deutschen Reichsgerichts. 

1. UMeU vm $8. MSre 188$ in Saekem des IkiksHtekmchm 

PfarrmtscUegehdUes, 

Der katholische Pfarrer von Neunkirchm bei Ottweiler musste, 
weil in Folge einer VerftlgaDg der Regierung zu Trier die Gemeinde- 
kasse nicht mehr das versprochene Zasatzgehalt zählte, die Gemeinde 
yerklagen. Die Sache warde am Landgericht su Sciarhrüchen am 
10. Febniär 1881 und am OherlandesfferiM eu KSln am 22. Oe- 
tober 1881 zu Gunsten des Klägers entschieden. Die verklagte Ge- 
, meinde ging aber bis an's ICeiclisgtricU zu Leipzig^ und auch dieses 
entschied zu Gunsten des Klägers. 

Das Erkenntniss des Reichsgerichtes lautet: 

In Sachen der Gemeinde Neunkirchen, vertreten durch ihren 
Bürgermeister and Ortsrorsteher Frane Domd Jcngnäl daselbst und 
Genossen, Beklagten and Bevisionskl^er, wider den zn Neankirchen 
wohnenden katholischen Pfarrer AdfUpk Meyer, Kläger and Be- 
- Visionsbeklagten, hat das Reichsgericht, Zweiter Civilsenat, auf die 
mündliche Verhandlung vom 28. März 1882 unter Mitwirkung des 
Präsideuten Er. Bingner und der Reichsgerichtsräthe Dr. Wenu, 
V. Chnelin, Müger, Wfdfert, Dr. Breyer und Rotteis lür Recht er- 
kannt: die gegen das Urtheil des 4. Civilsenats des königlichen 
Oberlandesgenchtes za KOln. vom 22. October 1881 eingelegte Re- 
vision wird gurüdtgewiesä»^ and haben die Bevisionskläger die Kosten 
dieser Instanz za tragen. 

Thatbestand. Zufolge eines von der königlichen Regierung 
zu Trier bestätigten Satnmt-Gemeinde-Rathsbeschlusses vom 3. Ja- 
nuar 1867 ist, dem Antrage des katholischen Kirchenrathes zu Neun- 
kirchen stattgebend, die Erhöhung des Zuschussgehaltes für dea 
Pfarrer der katholischen Pfarrei zu Neunkirchen aus den Kassen der 
Gemeinden Neankirchen, Nieder-Neankirchen, Eahlhof and Welles- 
weilef bis zam Betrage von 250 Thlr. per Jahr vom 1. Januar 1867 
ab bewilligt worden. Der Kläger hat desshalb Festsetzung der Ver- 
pflichtung der Gemeinden zur Zahlung eines Zusatzgehaltes von 
750 M. per Jahr verlangt und gleichzeitig für die Zeit vom 1. April 
1875 bis 1. October 1880 den Betrag vm 4125 M. als rückständiges 
Gehalt nebst Zinsen eingeklagt. Durch ürtheil vom 10. Februar 
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1881, auf dessen Thatbestand und Gründe verwiesen wird, hat das 
königliche Landgericht zu Saarbrücken dem Klage-Petitum gdm&98 
erkannt und den Beklagten die Kosten zur Last gelegt; 

in iSrw&gnng, dass, wenn auch die Civilgemeioden geeetzUch 
nicht Terpflichtet .sind, dem Pfarrer eine Qehäliszalage za sdnem 
Staatsgehalt zu gew&hren, dieselhe eine solche Verpflichtung un- 
zweifelhaft freiwillig und im Wege des Vertrages übernehmen kOnnen; 

dass nun untergebens der durch die königliche Regierung zu 
Trier genehmigte Gemeinderathsbeschluss vom 3. Januar 1867, auf 
welche,n Kläger die VprpHicbtung der Beklagten zur Zahlung der 
Püarrgehaltszulage gründet, nach der demselben vorhergehenden Ver- 
handlang des Kirchenrathes vom 25. NoTember 1866, sowie dem 
Wortlaut nach die freiwillige üebernahme dieser in Qemftssheit des 
Gesetzes vom 14. März 1845 den Gonfessionsgenossen obliegende 
Verbindlichkeit enthält; 

dass die Auslegung des fraglichen Beschlusses um so unbe- 
denklicher erscheint, als einerseits der Gemeinderath in keiner Be- 
ziehung Organ der Kirchengemeiode ist, also auch nur die Civilge- 
meinde verpflichten kann; anderseits aber auch der Beschluss nicht 
ein MiU die Bestimmung enthält, dAss .die Zulage nur von den be- 
treffenden Gonfessionsgenossen aufgebracht werden solle, eine Be- 
stimmung, die übrigens das Bechtsverhältniss zwischen Gemeinde 
und Pfarrer zu tangiren nicht im Stande wäre; 

dass, wenn sonach die Beklagten dem Kläger als Inhaber der 
Pfarrstelle zu Neunkirchen zur Zahlung der Gehaltszulage verpflichtet 
sind, auch der von den Beklagten angezogene §. 1. des Gesetzes vom 
14. März 1880 an dieser Verpflichtung nichts geändert hat, indem 
derselbe in Absatz 3. ausdrücklich bestimmt, dass die ans. privat- 
rechtlichen Titeln entspringenden ^Verpflichtungen der bürgerlichen 
Gemeinden nicht unter die Bestimmung des in Bede stehenden Ge- 
setzes fallen; 

dass zwar die Beklagten aufstellen, die fragliche Verbindlich- 
keit beruhe auf öffentlichem Recht und sei daher aut die Kirchen- 
gemeiode übergegangen, dass aber offenbar der vom Kläger gßltend 
gemachte Anspruch privahrechUicher Natur ist, indem derselbe nicht * 
auf einer allgemeinen gesetzlichen Verbindlichkeit, beziehuagsweise 
einem dem Gebiete des öffentlichen Bachts angehörenden Be- 
steuerungs-Act beruht, vielmehr nur durch Bewilligung seitens der 
Beklagten begründet worden idt, diso auf einen speciellen Bechtstitel 
sich stützt; 

dass insbesondere auch §. 7, Absatz 2, des genannten Gesetzes 
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die Gemeinden snr Ablösung^ der in Zoscbfissen m den Kosten für 

ordentliche kirchliche Bedürfnisse der Kirchengemeinde bestehenden 
Leistungen befugt erklärt, damit also implicite ausspricht, dass der- 
artige Verpflichtungen, zu denen jedenfalls das Gehalt tür den Pfar- 
rer zu rechnea ist, nicht auf die Kirchen gemeinde übergegangen sind; 

dass, wie hiernach den Gerichten die Entscheidung über die 
BechisverbindUchkät einer eolehen einem privatreehtUehen Titel ent- 
springenden Verpfliehtong gebührt, so auch die Civilgemeinden, die 
Beklagten also im vorliegenden Fälle, naeh Erlass des Gesetses vom 
14. März 1880 zur Fortge Währung der diesfallsigeu vertraglicken 
Leistungen verpflichtet sind. 

Die Beklagten legten Berufung ein ; dieselbe ist aber durch 
Urtheil des königlichen Oberlandesgerichts zu Köln vom .22. October 
1881, auf welches Bezug za nehmen, lediglich aus den als zutref- 
fend erachteten Gründen des ersten Richters zurQckgewiesen wotden. 

ßßsMieidungsgifiMe, Die gegen das ürtheil des Oberlandes^» 
gerichts eingelegte Bevision kann einen Erfolg nicht haben. 

Unzutreffend erscheint zunächst die Rüge der Beklagten, weiche 
sich auf die Behauptung stützt, dass es sicli hier um eine auf öf- 
fentlichem Recht beruhende und desshaib nach §. 1. des Gesetzes 
vom 14. März 1880 auf die Kirchengemeinde übergegangene Ver- 
pflichtung handele. , 

Zufolge §. 2. des Gesetzes vom 14. März 1845 big die Auf- 
bringung der ordentlichen kurcblichen Bedflrfteisse , zu welchen auch 
das Pfarrgehalt gehört; lediglich den Confessionsgenossen oh} nur 
waren Zuschüsse zu den Kosten für die Bedürfnisse, welche bei Ver- 
kündigung des genannten Gesetzes bereits auf dem Haushalts-Etat 
der bürgerlichen Gemeinden standen, von diesen bis zum Eintritt 
verftnderter ümstftnde iortzuge währen, §. 1. leg, cit. • 

Ausser diesem Falle konnte seitdem also von einer- auf öffent- 
lichem Bechte bemhenden Verpflichtung der letztern, Beitrüge zu 
den kirohlldien Bedürfnissen zu leisten, nicht mehr die Bede sein. 
Wenn daher unter Herrschaft des bezogenen Gesetzes eine Giyilge- 
meinde, wie hier geschehen, Zuschüsse zu dem von der Kirchenge- 
meinde aufzubringenden Pfarrgehalte bewilligte, so war das lediglich 
die üebernahme einer fremden Verbindlichkeit, und eine solche ist 
auch nach §. 1. al. 2. des Gesetzes ?om 14. März 1880 mit Ge» 
nehmigung des Begierongs-Prftsidenten fernerhin gestattet 

Dass im gegenwirtigen FUie ein privatreohtlicher Titel, wie 
ihn das ai 8. des §. 1. dieses Gesetzes Yoraussetzt,' nm dess willen 
nicht aozunehmen sei, weil es au jeder Feststellung über die Person 
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des Gegen-Contrahenten und dessen Acceptation mangele, ist ein ver- 
fehlter Angriff; der Antrag auf Bewilligung des fr aglicheo Zuschusses 
ist vom Eirchenrathe der katholischen Qemeiade — wie es keiner 
Ansföhrang bedarf — zugleich im Interesse derselbon und des Pfar- 
rers gestellt worden and darauf der zustimmende Beschluss der Be- 
klagten erlblgt. Der Kläger seinerseits hat sodann auch die Bewil- 
ligung dadurch acceptirt, dass er die jährlich geleisteten Zahlungen 
annahm. In dieser Beziehung kann also ein begründeter Zweifel 
nicht obwalten und hat auch in den Vorinstaozen ein Bestreiten 
nicht stattgefunden. 

Wie es ferner für die Revision von Bedeutung sein soll, dass 
die fragliche Bewilligung in Fdrm eines Gemeinderathsbeschlnsses 
erfolgt, ist, erscheint nicht ersichtlich. 

Endlich kann auch nicht mit dem Beklagten anerkannt werden, 
dass hier eine der gesetzlichen Form entbehrende Schenkung vorliege. 
Es handelt sich um einen Zuschuss zum Gebalt des Klägers, wel- 
ches ein Aequivalent für die Ausübung seiner pfarramtlichen Function 
bildet, und an dieser letztern haben auch die Beklagten, wie nicht 
weiter auszuführen, ein naheliegendes Interesse. 

Hiemach wjir die Revision, wie geschehen, unter Kostenfolge 
zarfickzuweisen. 

gez. Dr. Bingner, Dr. TTmur. v, Qmdm, ' Buffer, 
Widfert. Dr. Drewer, Roikis, 

Verkündet in der öffentlichen Sitzung des II. Civilsenats des 
Beichsgerichts vom 28. März 1882. 

J2. Urtheil des Reichsgerichts , II. Ililfssenats , vom 18. September 
1882^ hetr. Recht der Anpflamuiig auf einer Begrähnissstelle. 

Der Erwerber der Begrabnissstelle hat auf einem Kirchhofe 
im Geltungsbereiche des preuss. AUgem. Landrechts ein dingUchee 
Becht an der Yon ihm erworbenen Stelle, welche er zu allen Zwecken 
benutzen kann, die in der allgem. VdkssiUe bei Begräbnissstellen 

hergebracht sind. Er darf also beispielsweise, gleichviel, ob eine 

Beisetzung auf der Stelle bereits stattgefunden hat oder nicht, die 
Stelle nach seinem Geschmacke durch Anpflanzungen schmücken 
und verzieren , und er hat dem Eigenthümer des Kirchhofes gegen- 
über ein Becht anf den Fortbestand dieser Anpflanzungen. 
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XI. 

Die Verträge über die religittse; Erziehung lier Kinder 

nach mner Ewtscheiämg des hayer. VerwalkmgsgeticMshofs vom 

.12, August 1882, 

Der IT. Senat des bayer. Verwaltungsgerichtshofs hat am 12. 
August 1882 folgendes besonders fftr die Eheinpfalz wichtiges Er- 
keniitniss gefällt, welches im scbroflfen Qegensatze zu der seitherigen 
Praxis steht. Wir*berichten darfiber nach dem Pfölz. Joamal: 

Die beiegte Materie hat in der Beilage 2. der Verfiassungs- 
Urkunde Cap. 3. ihre gesetzliche Regelung gefunden : 

§. 12. Wenn in eineni giltigen Ehevertrag zwischen Eltern, 
• die verschiedenen Glaubensbekenntnissen zugethan sind . bostininit 
worden ist, in welcher Keligion die Kinder erzogen werden sollen, so 
hat es hiebei sein Bewenden. 

§. 13. Die Giltigkeit solcher Ebeverträge ist sowohl mit Rück- 
sicht ihrer Form als der Zeit der Errichtmig hdiglieh nach den 
hurgerliehm GeseUen zu benrtheilen. 

§. 14. Sind keine Ehepakten oder sonstige Verträge hierüber 
errichtet, oder ist in jenen über die religiöse Erziehung der Kinder 
nichts bestimmt , so folgen die Söhne der Religion des Vaters , die 
Töchter werden in dem Glaubensbekenntnisse der Mutter erzogen. 

Nach der bisherigen Doktrin und Praxis stand bei gemischten 
Ehen den Eltern das Becht isu, sowohl vor und bei Evngekung der 
Ehe, als auch während der' Dauer ^dersdb&t nach Gutfinden über 
die religiöse Erziehung ihrer Kinder vertragsmässige Bestimmungen 
zu treflfen und die eingegangenen üebereinkünfte im beiderseitigen 
Einverständnisse zu jeder Zeit wieder abzuändern , so lange die 
Kinder nicht durch die Conimunion oder Coufirmation in eine be- 
stimmte Kirche eingetreten waren. 

Durch die oben erwähnte Entscheidung des Verwaltungsge- 
richtshofes ist jetzt aber ausgesprochen, dass die in gemischter Ehe 
erzengten Kinder in jenem Glauben zu erziehen seien, welcher ihnen 
durch die Eheiferfräge oder durch in der Form von Eheverträgen 
abgeschlossenen anderweitigen Verträge bestimmt worden. In Er- 
manglung solcher greifen die Vorschriften jenes §. 14. Platz. Diese 
anderweitigen Verträge müssen also, tvie die Ehevertrüge, vor der 
Trauung abgescldossen werdeu; es muss bei Strafe der NicJUigkeit 
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eine NoUtnatsurhunäe darüber errietet werden;' sie kOnnen durch 

spätere üebereinkommen nicht aufgehoben oder abgeändert werden 
(cf. art. 1394 und 1395 des code civil). Wir bemerken also einen 
tiefgreifenden Gej^ensatz zu dem seitherigen Rechtszustaiide, nach 
welchem Stipulationen, betreffend die religiöse Erziehung der Kinder 
ans gemischten Ehen, vor, hei und nach Ahschluss der Ehe zu 
Stande kommen konnten, nnd an keine besHmnUe Form gebunden 
waren ; derartige üebereinkommen konnten schriftlich, mündlich oder 
stillschweigend getroffen, ans conclndenten Handlangen gefolgert 
werden. 

Die §§. 12 — 14. des dritten (Jap. der zweiten Beilage zur Ver- 
fassnngsurkunde vom 26. Mai 1818 reproduciren wörtlich die Be- 
stimmungen der §§. 14 IG. des Religionsedicts vom 24. März 1809. 
Wenn dieselben, sowie die §§. 15 -20. nur die Reil gions Verhältnisse 
der Kinder aus gemischten Ehen norrairen, so wird dadurch dem 
Rechte der Eltern , über die Erziehung ihrer Kinder beliebige Ver- 
fügungen zu treffen in dem Falle, wenn sie in ungemischter Elie 
leben, nicht präjndicirt. Die am 21. Januar 1830 nnd 2. Jannar 
1837 im entgegengesetzten Sinne' erlassenen Ministerial-Entschlies- 
sungen wurden durch diejenii^e vom 13. Juli 1838 wieder aufgehoben. 
Was nun die mehrfach allegirten §§. 12—14. betrifft, so hat deren 
Interpretation schon manche Wandlung erfahren. Schon im Jahre 
1835 tauchte in der Pfalz die Frage auf, ob es den in gemischter 
Ehe lebenden Eltern zustehe, während der Ehe, also nach der 
Trauung^ Verträge über die religiösTe Erziehung ihrer Kinder za 
schliessen. Das Ministerium Temeinte die Frage und entschied, nur 
vor der Ehe abgeschlossene Verträge hätten Giltigkeit; in Er* 
mangelung solcher wäre §. 14. cit. massgebend. Durch diese Ent- 
scheidung waren alle von den Eheleuten ivährend der Ehe über die 
religiöse Erziehung geschlossenen Verträge für wirkungslos erklärt 
worden und die Kreisregierung setzte diese Entschliessung in 
mehreren angeregten Fällen , stellenweise mit Zwang, in Vollzug. 
Der Bischof von Speyer erhob Beschwerde gegen diese Entschlies- 
snng nicht ohne Erfolg. Mittelst Ausschreiben vom 81. Mai und 
17. Juni 1838 erfolgte weitere Entscliliessung, durch welche aner- 
kannt wurde, dass den in gemischter Elie lebenden Eltern auch wäh- 
rend der Dauer der Ehe das Recht zustehe, über die religiöse Er- 
ziehung der Kinder Verträge zu schliessen. Eine Ministerialent- 
schli^ssung vom 31, März 1838 führte aus: »Nach einer richtigen 
doctrinellen Auslegung der Bestimmungen in §§. 12—23. des Edicts, 
Beilage 2. zur Verfassungsurkunde kann es keinem Zweifel nnter- 

8* 
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liegen, dass bei gomischten Ehen den Eltern das Recht zusteht, 
sowohl vor und bei Eingehung der Ehe, als anch während der Dauer 
derselben über die religiöse Erziehung ihrer Kinder vertragsmftssige 
Bestimmungen zn treiTen und die eingegangenen üebereinkfinfte inrt 
beiderseitigen Einverständnisse zu jeder Zeit wieder abzuändern, so 
lange die Kinder nicht durch Communion oder Confirmation in 
eine bestimmte Kirche eingetreten sind.« Hieran schliesst sicli eine 
lleihe schwerwiegender Gründe. Im Einklang mit dieser Ent- 
schliessung steht eine Verfügung der kgl. Regierung der Pfalz, er- 
lassen auf einen Becurs des kgl. (jonsistoriums vom 5. Februar 1853, 
»Es wird als ein Irrthum bezeichnet, wenn wegen der Artikel 1394 
und 1395 des bürgerlichen Gesetzbuches und wegen §. 13.. der 2: 
Vetfassungsbeiläge angenommen wird, Verträge über die religiöse 
Erziehung der Kinder könnten nach der Heirath nicht errichtet 
werden. Aber die allegirten Artikel haben nur die Eheverträge als 
solche, das heisst die Bestimmungen in Betreft" der Vermöyensrechte 
zum Gegenstande und^ haben, indem sie deren Abfassung und Ab- 
änderung nach der Heirath verbieten, den Schutz dritter Personen, 
insbesondere der Gläubiger im Auge. Festsetzungen übet Erziel^nng 
. der Kinder bilden ihrer Natur nach keinen Bestandtheil eines Heiraths- 
vertrages im Sinne des code civil, wenn sie auch zn^lig in einen 
solchen aufgenommen sind. Der §. 13. des 2. Edicts ist aber au- 
thentisch dahin interpretirt, dass auch nach Abschluss der Ehe Ver- 
träge über Kinderer/iehung errichtet werden können.« Dass Fest- 
setzungen über Erziehung der Kinder ihrer Natur nach keinen Be- 
standtheil eines Heirathsvertrages im Sinne des code civil bilden 
können, dass sie also um mit den französischen Schriftstellern zu 
reden, nicht zu den Conventions matrimoniales gehören, dafür spricht 
noch ein weiteres Argument, das Nichtvorhandensein eines jeden 
Motivs, ihnen den Charakter und die Eigenschaften der Conventions 
matrimoniales zu verleihen. Die eigentliche Eheberedung, welche 
sich nur auf Vermögensrechte erstreckt, ist unabänderlich, wie in 
der allegirten Regierungseutschliessung bemerkt ist, zum Schutze 
der Gläubiger, man wollte Flunctuationen und betrügerische Ver- 
schiebungen im Vermdgensstande der Eheleute verhüten. Aber noch 
ein andere« Motiv spielte eine Holle, dasselbe, welches die freigebi- 
gen Verfügungen unter Eheleuten verbietet. Die Ehegatten, und 
man wird in Sonderheit die Frau im Auge haben müssen, sollten . 
nicht ein Opfer ihrer zärtlichen Gefühle noch der Erpressung werden. 
Keines dieser beiden Motive kann auch nur entfernt bei der Stipulation 
über religiöSQ Erziehung der Kinder aus gemischter Ehe ia Betracht 
kommen. 
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Somit war folgendes seither Rechtens, und ist es jetzt nicht 
mehr: 1. die Ehegatten konnten sowohl vor Eingehunff der Ehe als 
während derselben Verträge über die rolii^iöse Erziehung der Kinder 
abschliessen ; 2. sie konnteu sowohl vor als n[ich der Heirath die 
abgeschlossenen Verträge ganz aufheben oder abändern; 3. sowohl 
die arsprüngliehen als die aufhebenden oder modificirenden Vertrage 
konnten nach Belieben durch Notariats- oder durch iVtvafo&^e be- 
urkundet werden, so dass zum Beispiel ein späterer Privatakt die 
Bestimmungen eines frühem Notariatsaktes aufhob und abänderte. 
Dor Verwaltungsgerichtshof ist in seiner jüngsten Entscheidung zu 
derjenigen Rechtsanschuunng zurückgekehrt, welcher die Ministerial- 
ßutächliessung vom 22. Januar 1837 gehuldigt. 

Wie die Doctrin der weUlichm Behörden in der vorwürfigQD 
Materie eine schwankende war, so waren auch die geisüichen Obern 
^etheilter Ansieht daräber, inwiefern den Eltern das Recht zustehe, 
ftber die relidOse Erziehung der Kinder ?ertragsmässige Bestimmung 
zu treffen. Hauptsächlich war auch der Punkt strittig , ob bei ge- 
mischter Ehe der überlebende Theil &2l3 Recht habe, über die reli- 
giöse Erziehung der Kinder beliebig zu verfügen. Dies veranlasste 
den als Erzbischof zu Köln verstorbenen Cardinal Johannes v. Geissely 
diese oft und tief in die geistliche Verwaltung eingreifende Frage 
in allseitige und reifliche Erwägung zu ziehen und zwar zur Zeit, 
da er noch Bischof in Speyer war. äei den bezftglichen Uerathungen 
wurden wichtige Grflnde gegen und fär die Bejahung dieser Frage 
geltend gemacht. Diejenigen, welche sich gegen die Bejahung dieser 
Frage aussprachen, und die für ihr Votum auch die Ansicht des Vor- 
gängers, des Cardinais auf dem bischöflichen Stuhle in Speyer, des 
Bischofs Richarz hatten, brachten folgendes Verfaliren in Vorschlag; 
Besteht ein Vertrag für die katholische Erziehung und der pro- 
testantische überlebende Ehetbeil will ihn nicht halten, so sollen 
gemäss des §. 23. Cap. 8. der Beilage 2. zur Verfassungsurkunde 
die katholischen Verwcmdien einsehreUen. Kommen diese nicht zum 
Ziele, so hat der Pfarrer sich der Sache anzunehmen. Bedarf dieser 
der Unterstützung, so muss zuletzt das Ordinariat mittels der Staats- 
gewalt schützend eintreten. Im entgegengesetzten Falle aber, wenn 
der protestantische Elietheil, für welchen der Contract spricht, stirbt 
und der überlebende katholische Ehetheil will, nach seinem Gewissen 
wider den Contract die Kinder katholisch erziehen, so ist er zu* be- 
lehren, dass er hiedurch nur seine Pflicht erfüllt. Wird aber der 
Katholik durch den Stellvertreter des verstorbenen protestantischen 
Ehetheils an der katholischen Kindererziehung gehindert, so kann 
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ihn die bischöfliche Stelle nicht ämseHieh ßiüiiea. Wörde jedech 
die Staatsgewalt den Pfarrer oder das Ordinariat auffordern , das 

▼ertragsmässige Recht auf die protestantische Erziehung der Kinder 

vollziehen zu heltou, so mussten der Pfarrer und das Ordinariat 
diese Zumuthung mit der Erklärung zurückweisen, dass dies gegen 
die katholische Gewissenspßicht streite , welche die katholische Er- 
ziehung aller solchen Kinder in der katholischen Religion fordert 

Da nnn aber den Gründen für die Verneinung der Frage nicht 
minder gewichtige fär deren Bejahung entgegengesetzt wurden , so 
fand der kirchliche Oberhirte fübr gut, unterm: 4. November 1889 die 
jenseitigen sieben Ordinariate um ihre diesbezügliche Meinung und 
Verfassungsweise zu befragen. Die meisten derselben erwiderten, 
dass sie sich in der fraglichen Beziehung genau au die Bestim- 
mungen des Religionsedicts halten und sohin nur dann ein Kind vom 
Geschlecbte des protestantischen verstorbenen Ehegatten in die katho- 
lische Kirche aufnehmen würden, wenn protestantischerseits keine 
Einsprache dagegen erhoben wfirde. Nur das Ordinariat zu Eich- 
städt stimmte grundsätzlich ßr das Beeht des, überldmden Ehe- 
theüeSy die Kinder nach seinem ereishen m Icissen^ meinte jedoch, 
dass man dann Recurs an die Staatsbehörde ergreifen müsse , wenn 
der überlebende protestantische Gatte, die durch Vertrag zur katho- 
lischen Religion bestimmten Kinder in der protestantischen Confession 
erziehen wolle. Dieser Ansiebt des Ordinariats von Eichstädt trat 
auch dasjenige der Diöcese Speyer bei und ungeachtet des noch be- 
stehenden Bedenken Aber das fragliche Recht der überlebenden Ehe* 
gatten bezüglich der religiösen Erziehung der Rinder erhielten die 
Pfarrämter entsprechende Weisung. Mit dieser Praxis stand auch 
ein Bescheid der Kreisregiemng vom 26. März 1840 in Einklang. 
Als letzterer aber auf Einsprache der protestantischen Kircheube- 
hörde durch Ministcrialvcrfügung vom 28. August 1840 gemissbil- 
ligt und erklärt worden war, dass nach dem Tode des einen Ehe- 
gatten eine Veränderung der religidsen Erziehung der Kinder nicht 
zulässig sei, erhielt seit dem 4. Januar 1841 bei dem bischdfiichen 
BathscoUegium di& Ansicht die Oberhand, dass durch den abge- 
schlossenen Oontract der verstorbene Ehegatte repräsentirt werde, 
und der Vormund und die Anverwandten die Rechte des V^erstor- 
benen, gemäss dem §. 23.- des Religions-Edictes zu wahren haben. 

* Um den Wirkungen der letzterwähnten Mi nisterial Verfügung 
vorzubeugen, wurde in einem bischöflichen Rundschreiben vom Jalire 
1840 eingeschärft: »Nach den klaren Bestimmungen des Pastoral- 
normatives — des Bischofes Richarz — über die Behandlung ge- 
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mischter Ehen dürfen solche nur dann ohne Anstand kirchlich ein- 
gesegnet werden, wenn die Hrautlente enüoeder durch Ehepakten 
oder durch sonstige schriftliche Vertrii/je den Entschluss, ihre sämmt- 
Uchea Kinder in der katholischen Religion zu erziehen, ghiubwürdig 
nachgewiesen haben; in jenen Fällen aber, in welchen die katho- 
lische JSrziehung der Kinder nicht in den Ehepakten stipulirt oder 
dnrch andere schriftliche Verträge zugesichert ist, jedoch der Seel- 
sorger ans näherer Kenntniss der Personen und Verhältiiisse and 
durch glaubhaftes mündliches Versprechen der Brantpersonen die 
moralische Gewissheit erlangt hat, dass die Verlobten aus eigenem 
Antriebe alle ihre Kinder in der katholischen Religion werden er- 
ziehen lassen, soll die kirchliche Einsegnung nicht eigenmächtig vou 
dem Seelsorger vorgenommen werden, sondern derselbe hat biezu 
durch erstatteten umständlichen Bericht über die obwaltenden Ver- 
hältnisse die oherhirtliehe Erlaubniss oder Weisung über das weitere 
Verfahren zn erholen. 

Was die Doctrin des protestantischen Consistoriums anlangt, 
so war diese seither dieselbe, welche in der neuerlichen Entscheidung 
des kgl. Verwaltungsgerichtshofes ihren Ausdruck gefunden bat (cf. 
Verfügung des kgl. Consistoriums vom 5. Februar 1853). 

Die katholische Kirche hat prindpieU ihren Anspruch auf 
katholische Erziehung aller Kinder aus gemischten Ehen niemals 
aufgegeben. Sie hat niemals der Staatsgewalt das Recht zuge- 
standen, über die religiöse Erisiehung solcher Kinder feste, keiner 
▼ertragsmässigen Abänderung unterworfene Normen aufzustellen. Sie 
rnusste sich jedoch der Staatsgewalt beugen, wenn diese gesetzliche 
Bestimmungen erlassen hatte, sie rausste geschehen lassen, was zu 
äudern sie nicht die Macht besass. Das Corpus Evangelicoruni hielt 
m Allgemeinen an dem Grundsatz fest, dass zunächst der zwischen 
den Eltern abgeschlossene Vertrag und in dessen Ermanglung der 
Wille des Vaters fiber die Erziehung der Kinder entscheide. Auf 
Grund der Praxis des Reiehskammergerichts und des Beichshofi'aths 
wurde in Territorialgesetzgebungen meist die Theüung der Emder 
nach dem Geschlecht als subsidiarische Norm aufgestellt. Noch 
gegenwärtig ist dies in manchen Ländern bestehendes Recht, wie 
z. B. in Bayern. In Oesterreich werden alle Kinder katholisch er- 
zogen, wenn der Vater katholisch ist; ist er protestantisch, so tritt 
Theilung ein, wenn nicht die Erziehung aller Kinder im katholischen 
Glauben ausdrücklich bedungen ist. Andere Gesetzgebungen aber 
haben fär' den fall, dass kein Vertrag vorliegt, die Erziehung der 
Kinder in der Religion des Vaters zur Bogel gemacht; so in Baden, 
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Oldenburg, Hessen, Wflrttemberg , Sachsen n. s.- w. Noch andere 

Gesetzgebungen schliessen jeglichen Vertrag aus uud lassen die Con- 
fession des Vaters schlechthin entscheiden, wie in Preussen; ähnlich 
in Hannover, wo nach Oesetz vom Bl. Juli 1826 das Recht über die 
Erziehung der Kinder zu bestimmen dem Vater zusteht, dessen et- 
waige Verzichtleistung darauf nngiltig ist. Letzterem Grundsatze 
huldig .auch das französische Recht, der code civil, und dies ist für 
den Bechtszustand in der Pfalz, wenn schon in der Beilajfe 2. Cap. 3. 
der VerfBssungsarkande ein anderes Princip aofgestellt wurde, nicht 
ohne Einflnss. 

Nach dem code civil bildet das Recht oder besser die Pflicht 
der Erziehung überhaupt und also auch der religiösen einen Theil 
der puissanoe pateruölie, der elterlichen Gewalt. Steht diese nun 
auch beiden Eltern gemeinschaftlich zu, so wird sie doch wälirend 
der Daner der Ehe Tom Vater allein aosgeöbl. Kdnnen die Eltern 
sich (Iber die religiöse Erziehung der Kinder nicht einigen, sind sie 
hierfiber en desaccord« so ist die Ansicht des Vaters die entschei- 
dende, in Anwendung desselben IVincips, welches der code art. 148. 
zum Ausdruck bringt : Der Vater gibt zu der Heirath eines minder- 
jährigen Kindes seine Einwilligung, die Muttor versagt dieselbe; der 
Wille des Vaters ist massgebend. Wollte man bei divergirender 
Ansicht der Eltern über die Erziehung der Kinder die Entscheidung 
dem Gerichte übertragen, so käme man zu seltsamen Gonsequenzen: 
Dieses hfttte schliesslich darüber zu befinden, ob der Sohn nach dem 
Willen des Vaters Jurisprudenz oder nach dem Wunsche der Mntter 
Medicin zu studiren hfttte; ob^die Tochter den Schleier nehmen 
müsse oder sich verheirathen dürfe. Nach der communis opinio geht 
die Präponderanz des Vaters so weit, dass, wollte er selbst seine 
Kinder im Islam erziehen lassen, die Mutter vergebens die Hilfe des 
Gerichts anrufen würde, so wenig vielleicht der Glaube MohamecJ^ 
nach dem Geschmacke des letztern sein dürfte; es handelt sich eben 
um ein dem Vater zustehendes Recht, and alle andern Rücksichten 
müssten schweigen (cf. Laurent, principes tome XXL pag. 120). 

Da die Vorschriften des code civil über die Erziehung in Gmnd 
und Zweck auf Handhabung der göttlichen Ordnung beruhen, so ist 
auch keine Vertragsbestiramung wirksam, welche jenen Vorschriften 
derogirt. Jede Willenserklärung , welche derartigen im öffentlichen 
Interesse gegebenen Vorschriften zuwiderläuft, ist ungiltig. Hätten 
beispielsweise die Ehegatten das üebereinkommen getroffen, dass die 
Kinder männlichen Geschlechts in dem Glauben des Vaters, die Mäd- 
chen in der Religion der Mutter erzogen werden sollten, so würde 
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jenen wohl das gegebene Wort moralisch, nicht aber das Gesetz 
rechtlich verpflichten, diesen Vertrag einzuhalten. Enthält das Ge- 
setz in diesem Falle nicht eine unbillige Härte gegenüber der Fraa, 
wird nicht ihrem Gewissen und ihrer religiösen üeberzeugung au 
nahe getreten, welche gebieterisch von ihr fordern, ihre Töchter in 
dem Glauben zu erziehen, in dem sie selbst geboren nnd erzogen 
wnrde and der ihr nm desswillen • thener sein mnss? Die französi- 
schen Schriftsteller — wenigstens die herrschende Ansicht — ver- 
neinen die Frage mit guten Gründen : Das Hecht der Erziehung der 
Kinder ausschliesslich zu leiten stehe dem Familienoberhaupte von 
Natur zu, das Gesetz hätte nicht einmal nöthig gehabt, dasselbe zu 
sanctioniren; dasselbe sei nnantastbar; es zu verkürzen oder das- 
selbe fertragsmftssig sich zn begeben sei im höchsten Grade ver- 
werflich and hiesse eine der Gnmdlagen eines gesunden- Familien- 
lebens zerstören. Die Schöpfer der bayerischen Verfossnng huldigten 
allerdings anderen Anschauungen , indem sie vertragsmässige Be- 
stimmungen über die religiöse Erziehum,' der Kinder für zulässig er- 
achteten und ich hätte mich über die Theorie des code civil, die 
durch das Keligiousedict verworfen wurde, und also grossentheils nur 
mehr antiquarisches Interesse hat, nicht so weitläufig verbreitet, wenn 
der Verwaltungsgerichtshof bei seiner nenerlichen fintecheidnng in 
der Begrftndnng nicht die Ansicht vertreten hfttte^ es sei nicht ab- 
zoseheu, wamm die Bitern, wie Uber Vermögensrechte, so Aber die 
religiöse Erziehung der Kinder im Ehevertrag bindende Pacten nicht 
abschliessen könnten. Dort handelt es sich um Privatrechte; aber 

• 

die aus Cap. 3. der IL Beilage zur Verfassungsurkunde abgeleiteten 
Rechte sind keine reinen Privatrechte, sondern als auf jener Ver- 
fassungsorknude fussend zugleich staatsrechtliche, mit der öffentlichen 
Ordnang zusammenhängende Befugnisse. Verträge Über die religiöse 
Eindererziehang nniierliegen daher anch nicht der Gompetenz der* 
ordentlichen Gerichte, Ansprache ans denselben sind nicht wid privat- 
rechtliche gerichtlich erzwingbar, nur kraft des oberhoheitfichen 
'Schutz- und Oberanfsichtsrechtes ist die Staatsgewalt einzuschreiten 
berufen (cf.- Urtheil des kgl. Appellatiousgerichtes zu ^weibrücken 
vom 13. Februar 18^5). 
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XII. 

Die Kinder der Confessionslosen. 

Eim .XrUik des Urteils des ^sterr. VerwdUungsgeriehtshofs vom 

.22, Aprü 1882 Z. 848. . 

Von Prof. Dr. Rudolf H. v. Scherer in Graz. 

Zu den sog^enannten Grundrechten der Staatsbürger zählt die 
liberale Theorie die Glaubens- und Gewissensfreiheit. Sie wird als 
Errungenschaft der Neuzeit gepriesen und Avie als kostbarer Schatz 
gehütet. Ueberau wo mau io uuserem Jahrhunderte daran ging, 
die Grundlagen der Staatctverfassuiig zn codificiren, wurde die feier- 
liche Gtow&hrleistuog der Glaabens* und Gewissendfreiheit in eiaem 
Gmndgesetze verlaogt. So in dem Beweg^nngsjahre 1848,. so spftter. 
Auch in dem österreichischen Staatsgrundgesetze Tom 21. December 
1867 Aber die allgem^nen Rechte • der ' Staatsbürger (R.-G.-B1. 
Nr. 142) findet sich ein betreffender Artikel. Das erste Alinea des 
Art. 14. lautet: >Die volle Glaubens- und Gewissensfreiheit ist Je- 
dermann gewährleistet.c Die Worte sind schön und Niemand wird 
es wagen, Glaubens- uad Gewissenszwang zu vertheidigen. Gleich- 
wohl sieht der Unbefangene allsogleich ein, dass die Worte zu viel 
sageiL, Wftire es wahr, dass einem jeden Staatsbürger die volle Frei- 
heit des Glaubens und des Gewissens gewahrt bleiben müsse, so 
wäre in demselben Augenblicke jede Möglichkeit einer staatlichen 
Ordnung geleugnet. Das Bestimmungswort »volle« beseitiget jede 
Schranke, an Stelle der Objectivität tritt die niasslose Siibjectivität. 
Sogar die Einschränkung des »Glaubens« auf den religiösen Glau- 
• ben fehlt und da mag ein Jeder dalür halten was und wie er wolle, 
er darf darin nicht gestört werden. £s gibt nicht nur religiöse, es 
gibt auch politische und sociale Dogmen. Dergleichen Freiheit er- 
freut sieh das »Gewissen.« Mit demselben Rechte kann der Staats-' 
bflrger mit »Gewissenlosigl^eit,« wie etwa mit seiner »Glaubenslosig- 
keit« sich brüsten. In der That ist freilich dafür gesorgt, dass die 
Bäume nicht an den Himmel wachsen. Von »voller« Glaubens- und 
Gewissensfreiheit kann nicht die Rede sein : die eine wie die andere 
findet ihre Schranke. Freilich nicht im citirten Staatsgrundgesetze, 
aber in anderen Gesetzen, mögen dieselben vor- oder nachher er- 
lassen worden sein. Es ist dies ein Beweis iür die Richtigkeit der 
von besonnenen Rechtslehrem vertheidigten Ansicht, dass den allge- 
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meinen Sätzen der sogenannten Grundrechte ein unmittelbar prakti- 
scher Werth nicht zukommt, sondern dieselben lediglich Sentenzen 
sind, welche den Bestand von ihnen widerstreitenden Einzelgesetzen 
iu keiner Weise beirren. Wäre dem anders, so müsste vor allem 
das ganze Strafgesetz als biaiällig und an sich unmöglich erklärt 
werden. 

Die Frage, ob die in Oesterreich staatsgesetslich anerkannten 
Religionsbekenntnisse ansreicben, die verschiedenen religiösen Be- 
dürfnisse der Einzelnen zu befriedigen , soll* hier nur gestreift wer- 
den. In der That hat sich deren Zahl seither um ein einziges, das • 
altkatholische Bekeuutniss vermehrt. Weniger neue Religionen zu 
schaffen, als die bisherigen aufzulösen, scheint dem Geiste der Neu- 
zeit eigen zu sein. Seltener wird sich auf .die »Glaubensfreiheit« 
berufen, um einem neuen Glauben anhängen, nel.häufigor, um dem 
bisher gehabten Glauben, ja jedem religiösen Glauben offen und frei 
den Laufpass geben zu können. Das Interesse des Staates erheischt 
Religiosität nnd Gewissenhaftigkeit der Bürger. Der ?nlgäre Libe- 
ralismus scheut sich noch immer, dem Gegensatze dieser beiJeu 
Eigenschaften das Wort zu reden , er fühlt sich aber wegen seines 
Kirchenhasses zur Glaubeuslosigkeit hingezogen und erkennt in der 
Confessionslosigkeit sein eigenes Kind. Um Missverständnissen vor- 
zubeugen, sei bemerkt, dass der Mangel eines bestimmten Bekennt- 
nisses aus der Zahl der in einem Staate anwkaunten Confessionen 
dann* nicht Glaubeuslosigkeit bedeutet, wenn das betreffende Indivi- 
duum einem anderen positiven Bekenntnisse sich zugewandt hat. 
Letzteres ist bei den Confessionslosen unserer Tage in der Kegel 
nicht der Fall; es sind Leute, welche aus deu verschiedensten Mo- 
tiven Kirche und Confession, Glaube und Keligiou zumal abgethau 
haben. 

In Oesterreich besteht die Confessionslosigkeit nicht auf dem- 
Grunde einer ausdrücklichen Gesetzesbestimmung. .Sie verdankt ihren 
Bestand lediglich dem Umstände, dass in den yom Beligionswechsel 
handelnden Artikeln des Gesetzes Tom 25. Mai 1868, betreffend die 

interconfessionellen Verhältnisse der Staatsbürger (K.-G.-Bl. Nr. 49) 
die beiden Muiiiente des Üebertrittes von einer Religionsgenossen- 
schaft zur andern ihrer nothwendigen Verbindung entkleidet er- 
scheinen. Es wird vom Austritte aus der bisherigen Kirche gehan- 
delt, es ist von dem Eintritte in die nengewählte Kirche die üede, 
es ist aber nicht gesagt, dass dem Austritt ein Elintriit folgen mfisse 
und durch' diese — offenbar bewusst gelassene — Lücke hielt die 
Confossionsloeigkeit ihren Einzug in Oesterreich. 
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Das geuannte Gesetz enthält, wie gesagt, in seinem Wortlaufe 
nicht die entferiiloste iVndeutung, dass es Leute geben könne, welche 
ohne Confession, glaubenslos und religionslos sind. So kommt es, 
dass in dessen von dem Religionsl)ekenutnisse der Kinder liandehi- 
den Artikeln der Fall nicht vorgesehen erscheint: in welcher Ueli- 
gion die Kinder zu erziehen wären, wenn ein oder beide. Elterntl^eile 
confessionslos sind. 

In dieser Richtung hat der k* k. Verwaltungsgerichtshof in 
Wien am 22. April 1882 eine Entscheidung geföUt, welche die Ver- 
anlassung des vorliegenden Aufsatzes bildet. Die Schnstersleute 
Märkel in Braunau wurden am 3, September 1880 confessionslos; 
am 11 October d. J. wurde ihnen ein Mädchen geboren, dessen 
Taufe die Bezirkshauptmannschaft anbefahl. Die k. k. Statthalterei 
Prag hob diese Verfügung auf, wogegen sich das Königgrätzer Con- 
sistorium beschwerdeführend ans k. k. Ministerium wandte. Letzteres 
gab der Beschwerde Folge und erkannte am 28. August 1881 Z. 
4121: Das Mädchen ist binnen vterzehn Tagen nach dem Ritus der 
von dessen Eltern verlassenen Kirche, d. i. der katholischen, zu 
taufen, widrigenfalls die Zwangstaufe zu veranlassen kommt. Die 
MärkeTschen Eheleute wandten sich an den k. k. Verwaltungsge- 
richtsbof in Wien, ihre Vertretung führte Dr. Kopp; er beklagte, 
vor allem, dass das Ministerium die bischofliche Beschwerde über- 
haupt annahm und niclit wegen mangelnder Legitimation smr&ck- 
wies. Denselben Gedanken traten einige Zeitungsartikel mit grossem 
Behagen breit. Dabei ist völlig übersehen, dass nach Art. 3. des 
citirten Gesetzes vom 25. Mai 1868 ausdrücklich den Oberen der 
Kirchen und Religionsgenossenschaften das Recht zuerkannt ist, • 
wegen Verletzung der über das Religionsbekenntniss der Kinder han- 
delnden Vorschriften die Hilfe dor Behörden anzurufen. Das Mini- 
sterium vertrat Sectionsrath Heinefetter. Der Gerichtshof, bestehend 
aus den Hofräthen Alter, Ehrhardt, Lemayer und Skulski, erkannte 
unter dem Vorsitze Belcredi's die. Beschwerde als begründet und hob 
die Ministerial-Entscheidung auf. Der Grundsatz, dass die Kinder 
der Religion- ihrer ehelichen Eltern folgen, sei auch im vorliegenden 
Falle anwendbar und müsse demnach das Kind als kdner aner- 
kannten Confession augehörig behandelt werden ^). 

1) Bei Hudwimkyt Erkenntnisse des k. k. Yerwaltangsgerichtshofs 
VI. Jahrg. 1882 & 220 f. werden die BnUtheidungit^fiiaiie also angegeben: 
>NAeh der Absicht des Ges. vom 25. Hai 1868 Art. 1. soll soweit sich am 
die eiste Bestimmung des ReUgionsonterriehtes handelt, für eheliche Kinder 
kerne andere Beligion bestimmt werden, als welcher beide Eltern oder wenig- 

« 
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Mit dieser Entscheidung hat der k. k. V^erwaltungsgerichtshof 
wiederholt von ihm ausgesprochene. Bechtsgrundsätze beseitiget uad 
ZV deren <}egentheil sich bekannt 

Dieser Satz wird sich als richtig erweisen, obwohl mir nicht 

bekannt ist , dass der k. k, Verwaltungsgerichtshof in einem dem 
oben erzählten gleichen Falle bereits einmal entschieden hätte. So 
viel ich mich erinnere, wurde der Yerwaltungsgerichtshof zweimal 
von Confessionslosen angegangen, die vom Ministerium ibneu aufge- 
tragene katholische Erziehung ihrer Kinder als im Gesetze nicht 
begründet za erklären, imd beide Maie lehnte der Gerichtshof dieses 
Begehren ab. So am 26. April 1877, so- am 27. September 1879. 
In beiden F&Uen folgte die Gonfessionslos-Erklftrong der Geburt des 
Kindes nach nnd so scheint, da im letztlich entschiedenen Falle die 
Eltern zur Zeit der Geburt bereits confessionslos waren, ein Wider- 
spruch der Judicate des k. k. Verwaltungsgerichtshofes nicht vorzu- 
liegen. Doch bei näherem Zusehen schwindet dieser Schein. 

Die Entscheidangsgründe des Erkenntnisses Tdm 26. April 1877, 
sowie vom 27. September 1879 setzen auseinander, dass die Gon- 
fessionslos-Erklftmng , der Anstritt ans der bisherigen Beligionsge- 

• * ■ 



stciis ein Elternthcil angehören. Nach dieser Absicht des Gesetzes müssen offen- 
bar auch jene Fülle entschieden werden , für welche in diesem Gesetze eine 
directc Bestimmung nicht getroffen ist, nämlich das Religionsbekenntniss jener 
Kinder, deren Eltern zur Zeit der Geburt derselben keinem gesetzlich aner- 
kannten Bekenntnisse angehören. Es muss also auch liier daran festgehalten 
werden, dass das religiöse Bekenntuiss der Eltern, eventuell bei gemischten 
Ehen des betr^ffendfin Elterntheiles fitr das Kind massgebend ist, dass somit, 
wenn die Eltern keinem leligiSsen Bekenntnisse angehöien, aneh das Kind für 
ein solches nicht in Ansprach genommen werken kann. Biese anib- der Ahsiclit 
des Ges. Tom 25. Hai 1868 abgeleiiete Bestimmnng findet dann ihre positive 
BegrOndnng. in dem ttes. vom 9. April 1870, dnrch welches .erst die staatlichen 
Verhältnisse der keiner gesetzlich anerkannten Kirche angehörigen Personen ge- 
setzlich festgestellt worden sind und welch«i ansdrücklich auch die Führung dör 
Geburtsregister für die Kinder solcher Personen bei der politischen Behörde an- 
ordnet. (§. 3.) Hienach hatte die Admlnistrativ-Behörde im vorliegenden Falle 
sich aus Anlass der von Benedict Märkel erstatteten Geburtsanzeige strenge auf 
diese Amtshandlung zu beschränken, welche ihr durch das Gesetz vom 9. April 
1870, R.-G.-B. Nr. 51, vorgeschrieben ist, d. i. sie hatte lediglich den Geburts- 
fall in die von ihr zu führenden Geburtsregister einzutragen. Die darüber 
hinausgehenden Akte der Administrativ-Behörde hingegen , welche darauf hin- 
zielen, dieses Kind der von den Eltern verlassenen katholischen Kirche zuzn- 
fahren» hatten keine gesetzliche Begründang und mosste daher die angefochtene 
Entsehcidnog nach §. 7. des Ges. Tom 22. October 1875, R.-G.-Eez 1876 Nn 86» 
aofgehohen werden.« , 
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nossenschaft nicht ein »Uebertritt von einer Kirche zur anderen« sei 
und demnacb auch nicht ein »Beligionswechsel« im Sinne des citirten 
Gesetzes vom 25. Mai 1868 sei. fis wird ferner unter Hinweisong 
auf §. 189. d. a. b. Q. B. die Pflicht der Eltern betont , ihre ehe- 
lichen Kinder in der Religion zn unterrichten , eine Pflicht , welche 
nicht erfüllt werden könnte, wenn die Kinder ohne jedwede Religion 
belassen werden dürften. Diese Worte lauten so entscliieden, das? 
die Versicherung der Gründe des ersten Erkenntnisses: »Heute ist 
aber nicht zu entscheiden, ob Kinder aach einer gesetzlich nicht an- 
erlcannten Kirche oder Religionsgenossenschaft angehören dürfen,« 
als eine Bemerkung rein formeller Art sich zn erlrennen gab. Sicher 
war die Religionslosigkeit und Oonfessionslosigkeit der Kinder «la 
eiifö Unmöglichkeit erklärt und mit* vollem Rechte. Die einzige nach 
dem Gesetze mögliche Entstehung der Oonfessionslosigkeit ist, wie 
schon gezeigt, der Austritt aus einer Kirche oder Religionsgenossen- 
schaft. Dem Austritt muss der Eintritt notliwendip: vorausgehen. 
Wende nur ja Niemand ein; es läge ein Missbrauch der Religion 
darin, in eine Religionsgenossensch afb präcis desshalb einzutreten, 
am dann ans derselben seinen Austritt erklären zu können. Es ist 
Sache einer jeden Kirche, nach Kräften übel gesinnte Personen sich 
vom Leibe zu halten, es darf aber ein Kind nicht als bösen Willens 
yermnthet werden. Ferner muss jede Kirche so viel Selbstbewnsst- 
sein haben, dass sie ihren Einfluss auf die Gemüther nicht unter- 
schätzt oder gar leugnet, zudem eine Kirche wie die katholische, 
welche von der Wirksamkeit der Sacramente eine so erhabene Vor- 
stellung hat. Der Thätigkeit der kirchlichen Erziehung können auch 
katholisch gebliebene Eltern die grössten Schwierigkeiten bereiten. 
Das Kind auch des C!onfessionsIosen hat ein Recht auf Religion und 
es wäre schlimm, wenn der Staat das gottlose Gebahren pflichtver- 
gessener Eltern rnhig müsste geschehen lassen. Mit besonderer . 
Deutlichkeit sprachen es die Entscheidungsgründe zum Erkenntniss 
vom 27. September 1879 ans: »Daraus, dass das Gesetz vom 25. Mai 
■1868 die Bestimmung des Religionsbekenntnisses der Kinder den 
Eltern keineswegs uberlässt, sowie daraus, dass der Staat die sitt- 
lich-religiöse Erziehung der Kinder als Zweck seiner Schul anstalten 
im Reichs- Vplksschnl-Gesetze vom 14. Mai 1869 (R.-a.-Bl. Nr. 62) 
hinstellt, muss gefolgert werden, dass es in der Absicht des Oe- 
setses gelegen ist: dass Kinder einem Religionsbekehntnisse ange- 
hören und dass, wenn das Religionsbekennt niss eines Kindes in Frage 
steht, der Fall wo die Eltern ihr bisheriges Religionsbekenntniss nur 
mit einem anderen vertauscht haben, keineswegs mit dem Falle 
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identUeb ist, wo sie ihr Beligionsbekenntniss aufgeben, ohne ein 
anderes wieder anzanehnien.€ 

Als Bechtssats durfte die Verwaltang ans diesen fibereinetim- 
xnenden Entscheidungen den Satz herausziehen: Ein Kind darf nicht 

im Zustande der Confessionslosi^keit belassen werden. Die Gon* 
fessionslos-Erklärnnp^ der Eltern erschien als ein bezüglich der Be- 
stimmung des Keligionshekenntnisses der Kinder belangloser Akt und 
folgten daher solcher Leute Kinder jener Religion, welche sie vor 
ihrer Confessionslos- Erklärung bekaimt hatten. Hätte sich der k. k. 
Verwaltnngsgerichtsbof darauf beschränkt, letztere Folgerung, welche 
aach' im Falle der Schustersleute von Braunau gezogen wurde, ab- 
zuweisen, so wäre nieines Ermessens wenig oder nichts dagegen 
einzuwenden gewesen. Denn in der Tbat erscheint es als sehr son- 
derbar, dass Personen, welche aus was immer für Gründen einer 
bestimmten Kirche den Rücken gekehrt haben, mögen sie wollen 
oder nicht wollen, ihre Kinder als Mitglieder gerade der von ihnen 
verlassenen und bestgehassten Kirche zuzuführen gezwungen werden. 
Oben wurde bereits gesagt, dass das Gesetz vom 25. Mai 1868 den 
Fair der Gonfessionslosigkeit der Eltern oder eines Eltemtheiles 
nicht vorgesehen hat. Es liegt demnach eine Lücke ?or, welche zu 
ergänzen kommt. Aus der Rubrik I. und Artikel 2. steht fest, 
dass jedes Kind ein bestimmtes Religionsbekenntniss haben müsse. 
Ferner ist gewiss, dass die »Religion« der Eltern, welcher das 
Kind vor Allem zu folgen hat, nicht eine beliebige, sogenannte 
philosophische (lucus a neu lucendo) Religion ist, sondern mit dem 
bestimmten Religionsbekenntniss des Art. 2. identisch ist. Weiteres 
kann Gonfessionslosigkeit nicht als eine 9Beligion« im Sinne des 
Gesetzes angesehen werden; sind daher Eltern thätsftchlich con- 
fessionslos, so ist der Fall, dass Kinder der Religion der Eltern 
folgen , nicht gegeben , weil die Voraussetzung , eben die »Beligionc 
der Eltern tehlt. Nach meinem Dafürhalten muss zur Entscheidung 
der Frage des Religionsbekenntnisses der Kinder von Confessions- 
losen Alinea 4. des Art. 1. des genannten Gesetzes herangezogen 
werden. Der Absatz lautet: >lm Falle keine der obigen Bestim- 
mungen — a) gleiches Beligionsbekenntniss der verehelichten Eitern, 
b) gemischte Ehe, c) uneheliche Kinder bekannter Mfltter — platz- 
greift, hat Derjenige, welchem das Recht der Erziehung bezüglich 
eines Kindes zusteht, das Religionsbekenntniss fOr* solches zu be- 
stimmen.« 

Wem das Erziehungsrecht zusteht, bestimmt das bürgerliche 
Gesetzbuch. Hier möge nur darauf hingewiesen werden, dass für 
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den Fall, als sich die confessionslosen Eltern weigern sollten, dem 
Kinde ein gesetzlich anerkanntes Religionsbekenntniss zu bestiiDmen, 
dem Kinde ein Vormiiiid zn bestellen kommt und der Vater nach 
§. 177. b. G.-B. der vftterlicheD Gewalt auf immer verliistig sa er* 
klftren wäre. 

Aus dem Gesagten dürfte, hervorgehen, das? das Brkennt- 
nise des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 22. April 1882 weder 

der bisherigen Judicatur dieses Gerichtshofes, noch dem Art. T. 
des Gesetzes vom 25. Mai 1868, B.-Q.>Bl. Nr. 49, gemäss er- 
gangen. 
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Xlll. 

Erlass des österr. Ministeriums des Innern v. 14. October 1882 

im Einvernehmen mit dem Min. für CulL und Vnterr, und dem JusL- 
Min, Z. 10682 ex 4882, betr, die Matrikul. gemiedaer Eken toid der 
, uadUrOgL Hi'dU. Eineegnung einer vor der toeltL Behörde geachloet* Elte. 

Die Berichte der Landesstellen hinsichtlich des Vorganges hei 
der Matriknlirung gemischter Ehen, namentlich io jenen FftUen, in 
welchen die Brautleute gemäss Artikel II, Absatz 3. des Gesetzes 
vom 31. December 1868 (R.-G.-Bl. Nr. 4 ex 1869) die kirchliche 
fiinsegnnng ihrer vor dem Seelsorger des einen der Brautlente ge- 
schlossenen Ehe, bei dem Seelsorger des anderen Theiles erwirkten, 
— haben zu der Wahrnehmung geführt, dass die diesfalls be- 
stehende Uebung nicht überall den geltenden Gesetzen und Vor- 
schriften entspricht, und dass dadurch nicht nur unzulässige 
Doppelmatrikulirungen entstehen , sondern auch die gebotene schon 
im kais. Patente vom 20. Februar 1784 betonte Gleichförmigkeit 
der Matrikenführung gefährdet erscheint. 

Im Einvernehmen mit den Ministerien des Cultus und der 
Justiz findet sich deshalb das k. k. Ministerium des Innern bestimmt, 
anzoordnen ,'da^ nur jener der beiden ordentlichen Seelsorger eines 
gemischten (einer verschiedenen christlichen Confession angehörenden) 
Brautpaares die Eheschliessung desselben im Tranungsbuche mU 
* farüaufender Beihejsahl zu matriknliren hat, welcher guerst die 
feierliche Erklärung der Eheeinwillignng des Paares §. 75. allg. 
bfirgl Gesetzb.) entgegennimmt. 

Der spätere Akt vor dem Seelsorger des anderen Theiles kann 
nur ohne fortlaufende Beihemhl im Traubuche eingetragen werden, 
und ist dabei unter Anführung des bezüglichen Tages und Seel- 
sorgers ersichtlich zu machen, wann und wo bereits zuvor das Paar 
die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe abgegeben hat. 

In analoger Weise ist sich auch bei den im Artikel II, §.11. 
des Gesetzes vom 25. Mai 1868, R.-G.-Bl. Nr. 47 gedachten Fällen 
der nachträglichen kirchlichen Einsegnung einer vor der weltlichen 
Behörde geschlossenen Ehe zu benehmen. 

Wird die vor der weltlichen Behörde geschlossene Ehe yon 
einem Seelsorger nachträglich eingesegnet, in dessen Ehematrik 
dieselbe gemäss der Vorschrift des §. 23. der Ministerial-Verordnung 
vom 1. -Juli 1868, B.-G.-B1. Nr. 80 bereits eingetragen vorkommt, 
80 kann die Thatsache der geschehenen nachtr^lichen Einsegnung 
nur dieser Eintragung beigefügt werden. 

Bescheinigungen über solche Registrirangen mfissen zugleich 
die Ersichtlichmachung des anderen Seelsorgers oder der weltlichen 
Behörde, sowie des Tages, wann vor diesem anderen Seelsorger oder 
vor der weltli<;hen Behörde die feierliche Erklärung der Einwilligung 
zur Ehe abgegeben wurde, enthalten. 
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XIV. 

Am ilem Osterr. 6es. vom 2. Oetober 1882, womit einige §§. 
des Wehrgesetzes vom 5. Dec. 1868 abgeändert werden, nebst 
der VerordiNing[ des Landesvertheidigungs - Ministeriums vom 

1. Nov. 1882, betr. die Candidaten des geistlichen Standes. 

Ffir kirchliche Verhältnisse haben von dem Gesetze vom 

2. Octöber 1882 (R-G.-Bl. Nr., 153) folgende Stacke besondere 
Wichtigkeit : 

Die §§. 4, 14, 15, 21, 25, 27, 31, 32, 33, 34, 36, 39, 40, 
41, 44, 45, 52, 53, 54 und 55 des Wehrgesetzes yom 5. December 
1868 (R.-6.-BI. Nr. 151) treten in ihrer gegenwärtigen Fassang 

ausser Kraft und haben von nun an zu lauten, wie folgt: 
§. 4. Die Dienstpflicht dauert: 

1. im stehenden Heere: a) drei Jahre in der Linie, b) sieben 
Jahre in der Reserve; 

2. in der KriQgsmarine : a) vier Jahre in der Linie, b) fdnt 
Jahre in der Reserve; 

3. in der Ersatzreserve zehn Jahre; 

4. in der Landwehr: a) zwei Jahre fttr Jene, welche, nach voll- 

streckter Dienstpflicht im stehenden Heere oder in der Ersatzresorve, 
in die Landwehr übersetzt werden; b) zwölf Jahre für die unmittel- 
bar (§. 32.) in die Landwehr eingereihten Wehrpflichtigen. Jene, 
welche' ihre Dienstpflicht in der Kriegsmarine vollstreckt haben, sind 
nicht land wehrpflichtig. 

Die Dienstzeit aller innerhalb der regelmässigen Stellangs- 
periode (§. 31.) oder im Wege der Nachstellnng bis zum 1. Oetober 
assentirten Wehrpflichtigen beginnt mit dem 1. Oetober des Stellungs- 
jahres, die Dienstzeit der aasserhalb dieser Periode Assentirten und 
der Freiwilligen — ausschliesslich der im §. 21. bezeichneten Ana- 
nahmsfälle — mit dem Tage der Assentirung. 

Denjenigen bei den Militärmusiken und bei der Kavallerie 
dienenden Soldaten, welche, nach Zurücklegung des ihnen obliegen- 
den Präsenzdienstes, diesen freiwillig fortsetzen oder in denselben 
neuerlich eintreten, ohne im Bezug der Unteroffiziers-Dienstprämle 
zn sein, wird jedei im Präsenzstande freiwillig zugebrachte Jahr in 
die Reservedienstzeit doppelt eingereclmet. 
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§. 25. Die Candidaten des geistlichen Standes jeder gesetzlich 
anerkanuteu Kirche und Keligionsfrenossenschaft werden , wenn sie 
asseotirt worden sind und zur Zeit ihrer Einreihunc^ (1. October) 
bereits die theologischen Studien begonnen haben über ihr Ausuchen 
zur Fortsetzang ihrer theologischen Studien beurlaubt. 

Nach Erhalt der priesterlichen Weihe, beziehungsweise nach 
erfolgter Anstellung in der Seelsorge werden die Betreifenden in die 
Listen der Heeres- oder Landwehrseelsorger aufgenommen und kön- 
nen im Kriegsfalle nach Massgabe ihrer Wehrpflicht entweder im 
Heere (Kriegsmarine) oder in der Landwehr so wie auch in Feld- 
und stabilen Spitälern als Seelsorger verwendet werden. 

Während den Dauer des bestehenden oder eintretenden Priester- 
mangels bei allen gesetzlich anerkannten Gonfessionen ist jenen as- 
sentirten Studirenden der. letzten zwei Jahrg&ng« des Obergymna- 
siums, welche die Verspfttong der Studien nicht selbst verschuldet 
haben , wenn sie vor der Stellungs-Commission erklären , sich den 
theologischen Studien und dem geistlichen Stande widmen zu wollen, 
beziehungsweise sich über die erhaltene Zusicherung der Aufnahme 
iu die theologischen Studien oder in das Noviziat ausweisen, ebenso 
wie jenen bedingt aufgenommenen Einjährig-Freiwilligen, welche bis 
zu dem Zeitpunkte der definitiven Zuerkennong der Einjährig-Frei- 
willigen-Begfinstignng Theologen bereits geworden sind oder mit 
demselben in die theologischen Studien, beziehungsweise in das No- 
viziat eintreten, die obige Begünstigung unter der Bedingung zuzu- 
erkennen, dass sie sowohl die theologischen Studien in Wirklichkeit 
absolviren als auch nach Beendigung dieser Studien die höheren 
Weihen oder eine Anstellung in der Seelsorge erhalten. 

Sie sind jedoch bis zum Eintritte in die theologischen Studien 
im Mobilisirungsfalle zur Dienstleistung im streitbaren Stande ver- 
pflichtet. 

Diejenigen, welche die Gymnasialstudien aufgeben oder deren 
Vollendung durch eigenes Verschulden verzögern, oder welche in die 

theologischen Studien, beziehungsweise in das Noviziat, nicht unmit- 
telbar eintreten oder vor Erhalt der höheren Weihen den geistlichen 
Beruf aufgehen, endlicli Priester- und Pfarramtscandidaten . welche 
in einer von den betheiligten Ministerien einveruehmlich mit dem 
Heichs-Eriegsminister festzusetzenden Zeit eiue Anstellung in der 
Seelsorge nicht erlangen, sind, vorbehaltlich ihrer eventuellen An- 
sprache auf die BegünstiguDg des Einjährig-Freiwilligen-Dienstes,. 
zur sofortigen nachtr&gUchen Ableistung des gesetzlichen Präsenz- 
dienstes verpflichtet. 
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Diejenigen, welche nach vollstreckter Präsenzdienstpflicht in 
die theologischen Studien eintreten, beziehungsweise dieselben tort- 
setzen, dann jene Einjährig-Freiwilligen, welche Theologie studiren, 
naeh diesem Gesetze aber einen Ansprach aui die obigen Begfln- 
stiguugen nicht besitzen und den Prftsenzdienst noch nicht abge- 
leistet haben, sind im Frieden vom Dienste im streitbaren Stande 
überhaupt, die Ersteren insbesondere von den Reserve- (Landwehr-) 
Waffenübungen zu entheben und nach Erbalt der höheren Weihen 
oder einer Anstellung in der. Seelsorge in die Liste der Keserve- 
Militär- .(Landwehr-) Seelsorger aufzunehmen. 

Im Allgemeinen sind die ausgeweihteu Priester oder beziehungs- 
weise Seelsorger, w&hrend ihrer Dienstpflicht, Tom Dienste im streit- 
baren Stande enthoben and in der Liste der Militär- (Landwehr-) 
Seelsorger zu Terzeichnen. 

§. 27. Lehraratscandidaten für Volksschulen (mit Inbegriff der 
Bürgerschulen und Lehrer-Bildungsanstalten) und Lehrer an diesen 
Anstalten sind nach ihrer Einreihung in das stehende Heer (Kriegs- 
marine) oder ip die Landwehr (1. October) zu einer den Yolksunter- 
richt am wenigsten störenden Zeit durch acht Wochen militärisch 
ansznbilden nnd dann zn benrlauben und im Frieden nur noch za 
den periodischen Resenre- (Landwehr-) Walfenflbnngen beizuziehen. 

Während der Daaer des bestehenden oder eintretenden Lehrer- 
mangels an den Volksschulen sind Stellungspflichtige LehramtszOg- 
linge, welche am Tage jener regelmässigen Stellung in ihrem Hei- 
mathsbezirke, zu welcher sie berufen sind, einem der letzten zwei 
Jahrgänge an einer Lehrer- Bildungsanstalt angehören und sich 
darüber ausweisen, dass sie die Verspätung des Studienganges nicht 
Tcrsehnldet haben» im Falle ihrer Assentining zum stehenden Heere 
oder zur Landwehr behufs der Vollendung der Lehramtsstndieii 
Yorbehaltlich ihrer Einberufung im Mobilisirnngsfall^ zn beurlauben. 

Haben sie dann bei regelmässigem Studienfortgange die Lehr- 
amtsstudien mit gutem Erfolge beendet und eine bleibend systemi- 
sirte Lehrerstelle an Volksschulen erhalten, so ist ihnen die obige 
Begünstigung definitiv zuzuerkennen. 

Lehramtszöglinge, welche diese Nachweise nicht rechtzeitig 
liefern, dann Lehramtscandidaten und Volksschullehrer, welche 
während ihrer Wehrpflicht den Lehrerberuf aufgeben, sind zur nach- 
träglichen Ableistung des gesetzlichen Fräsenzdienstes verpflichtet 

Etgenthümer ererbter Landwirthschaften, we'nn sie auf selben 
den ordentlichen Wolmsitz haben, die Bewirthschaftung selbst führen 
und wenn das Grunderträgniss der Wirtbschaft zur selbständigen 
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Erhaltang einer Familie voo fuof Personen ausreicht, ohne das Vier- 
fache eines solchen Ertrages zu fiberschreiten , sind — wenn sie 
nach der Losreihe in das Bekratencontingent entfallen — auf die 
Dauer dieses Verhältnisses in die Ersatzreserve an flberweisen und 
derlei Stellnngspflicbtige auf das Goniingent der letzteren einzu- 
rechnen. 

In jenen Fällen, wo besonders berücksicbtiguiigswürdige Fa- 
milienTerhältnisse obwalten, welche aber den Anspruch auf zeitliche 
Befreiung nach den Bestimmungen des §. 1 7. nicht begründen, kann " 
liach erfolgter Assentirung und Ausbildung die Benrlanbnng für die 
Dauer des Fdedens jedoch unbeschadet der Heranziehung zu den 
Waffenübungen und OotftrolsTersammlungen verfögt werden. 

§. 44. Eine V^erehelichung vor dem Eintritte in das Stellungs- 
pflichtige Alter und vor dem Austritte aus der dritten Altersklasse, 
bezielinogsweise vor der vollständigen Erfallang der Stellungspflicht 
Ist nicht gestattet. 

Fflr die vierte Altersklasse ist dieses Verehelichungsverboi 
nur insofern und insolange wirksam, als die Heranziehang dersel» 
ben in einem bestimmten Verwaltnngsgebiete im Sinne der Bestim- 
mungen des §. 32. ausgesprochen uud öUentlich kundgemacht wor- 
den ist. 

Bei besonders rücksichtswürdigen Umständen kann vom Mini- 
sterium fik Landesvertheidigang oder von der hiezn delegirten Lan- 
daebehörde eine ausnahmsweise Ehebewilligung ertheilt werden; es 
begründet Jedoch diese Bewilligung keine Befreiung von der Erfäl- 
lang der Wehrpflicht. 

XL In Betreff des §. 25. bezüglich der Gandidaten des geist- 
lichen Standes hat das Ministerium für Landesvertheidigung am 
1. November 1882 (B.-G.-B1. Nr. 154) Nachstehendes verordnet: 

>1. Auf die Beurlaubung zur Fortsetzung der theologischen 
Studien und seinerzeitige Einstellung in die Listen des Heeres- oder 
Landwehr-Seelsorger haben nach Alinea 1 und 2. des §. 25. dieses 
Gesetzes Anspruch jene im Wege der regelmässigen Stellung assen- 
tirten Gandidaten, beziehungsweise ZOglinge des geistlichen Standes 
jeder gesetzlich anerkannten Kirche und Religions-Genossenschaft, 
welche entweder schon zur Zeit der Stellung in den theologischen 
Studien stehen oder dieselben zur Zeit ihrer Einreihung (1. Oetober) 
bereits begonnen haben. 

2. Während der Dauer des bestehoiden oder eintretenden 
Friestermangela bei allen gesetzlich anerkannten Gonfessionen liaben 
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auf diese Begünstigaog nach Alinea 3 und 4. des §. 25. dieses Ge- 
setzes bedingaugsweise Anspruch: 
a. jene assentirten Studirenden des yorletzten Jahrganges des 
. Obergymnasiilms, welche die Verspfttuag der Stadien nicht 
' selbst verschnldet haben, dann jene des letzten Jahrganges, 
und zwar die Studirenden beider Jahrgänge, wenn sie vor der 
Stellungs-Commission erklären, sich den theologischen Studien 
und dem geistlichen Stande widmen zu wollen, bezieliungsweise 
sich bei derselben über die erhaltene Zusicherung der Auf- 
nahme in die theologischen Studien oder in das NoYiziat aus-' 
weisen ; 

b) jene bedingungsweise aufgenommenen Einjfthrig-Freiwilligen, 
welche -bis zu dem Zeitpunkte der definitiTcn Znetkennung der 

Binjftlrrig-Freiwilligen-Begünstigung Theologen bereits gewor^ 
den sind oder mit demselben in die theologischen Studien, be- 
ziehungsweise in das Noviziat eintreten; 
in beiden Fällen unter den im Alinea 3 und 4. des §. 25. dieses 
Gesetzes näher bezeichneten Bedingungen und Beschränkungen. 

3. Auf die im Nachstellnngswege Assentirten findet diese Be- 
günstigung in der Wehrpflichterfnllung dann Anwendung/ wenn di^ 
selben in dem Jahre, ftlr welches die Nachstellung erfolgt, die tiieo* 
logischen Studien bis zum 1. Oetober begonnen haben (Punkt 1. des 
Artikels) beziehungsweise zur Zeit der regelmässigen Stellung bereits 
in einem der letzten zwei Jahrgänge des Obergjmnasiuras gestanden 
sind (Punkt 2a diesss Artikels). 

4. Die Entscheidung über derlei bei der regelmässigen Stellung 
oder Nachstellung geltend gemachte Ansprüche steht der Stellnngs- 
Ck>mmission nach Anhandgabe der diesbezüglichen Bestimmungen der 
Instmction zur Ausführung des Wehrgesetzes §§. 40 und 56.) zu. 
In allen andern auf dem behördlichen Wege auszutragenden Füllen, 
einschliesslich der im §. 25. vorletzten Alinea dieses Gesetzes aufge- 
führten, hat über solche erhobene Ansprüche das zuständige Er- 
gänzungsbezirks- , beziehungsweise Landwehr- Bataillous-Coramando 
mit der politischen BezirksbehOrde die Entscheidung zu fällen. 

In nächst höherer Instanz, an welche der Qesuchsfall im Wege 
der politischen Behörde zu leiten ist, fiElllt die Entscheidung die 
Militär-Territorialbehürde (Landwehr-Commando) einrernehmlich mit 
der politischen LandesbehOrde. . 

In höchster Instanz entscheidet das Reichs-Kriegsministeriura 
einvernehmlich mit dem Ministerium für Landesvertheidigung — be- 
zuglich Laudwehr-AugehOriger das letztere allein. 
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Eäae BeroftiQg der Partei gegen die behdrdlicli^ Entscbeidang 
kann binnen 14 Tagen, vom Tage der sofort zn erfolgradan Ziutel- 
luDg des «cfarifblichen Beselieides an gereehnet, eingebracht werden ; 

bei gleich lautender Entscheidung der nächst höheren Instanz findet 
eine weitere Berufung nicht statt. 

In gleicher Weise ist über derlei von Ersatzreservisteu er- 
hobene Ansprüche zu entscheiden, nnd sind auch diese, nach Erbalt 
der höhere Weihen oder einer AnsteUang in der Seelsorge in die 
Liste dar Heeresseeleorger aofzonehmen. 

5. Die in einer der Begünstigungen des §. 25. dieses Gesetzes 
stehenden Wehrpflichtigen haben den Fortbestand ihres Anspniches 
auf dieselbe bis zu dem Zeitpunkte ihrer Ernennung zu Heeres- 
(Landwehr-) Seelsorgern alljährlich dem Eigänzungsbezirks- , bej 
ziehungsweise dem Landwehr-Bataillons-Commando nachzuweisen. 

In den im §. 25, Alinea 5, dieses Gesetzes bezeichneten Fäl* 
len, dann wenn Priester- nnd Pfarramtscandidaten durch ein Zeug- 
ttiss ihrer Eirch^behörde nicht nachzuweisen vermdgen, dass sie 
gemäss des Begulatirs ihres Eirchendistrictes als Priestercandidaten 
dem Verbände der geistlichen Corporation angehAren, oder wenn 
dieselben nicht innerhalb vier Jahren nach Absolvirung der theo- 
logischen Studien eine Anstellung in der Seelsorge erlangen; oder 
endlich, wenn der Nachweis des Anspruches trotz wiederholter Auf- 
forderung des Erg&nzungsbezirks-, beziehungsweise Landwehr-Batail- 
lons-Commando, welches sich diesfalls an die politische Behörde 
wendet, ohne genügende Entschuldigung nicht beigebracht wird, 
erfischt fftr die Betreffenden die ihnen bisher zugestandene Be- 
günstigung , und es sind dieselben , insofern ihnen noch -die Ab- 
leistung des gesetzlichen Präsenzdienstes obHegt, hiezu heran- 
zuziehen. 

Die Aberkennung der Begünstigung erfolgt militärischerseits 
iro Einvernehmen der politisciien Behörde nach Punkt 4. dieses 
Artikels. 

Jenen dieser Wehrpflichtigen, welche nicht schon in der 
Einj&hrig-Freiwilligen- Begünstigung stehen, den Anspruch hierauf 
aber geltend machen, ist derselbe fiber das innerhalb 14 Tagen 

vom Tage der Rechtskrältigkeit des Aberkennungsbescheides beim 
Ergänzungsbezirks - , beziehungsweise Landwehr - Bataillons - Com- 
maodo einzubringende Ansuchen vom Standeskörper (dem Land- 
wehr- Bataillone), nur dann zuzuerkennen, wenn der Betreffende zur 
Zeit seiner Assentirung zur Eiiyährig-Freiwilligen-Begunstigung oder 
zur bedingungsweisen Aufnahme als Eiig&hrig-Freiwilliger berech- 
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tigt war and im letzteren Falle die BediDgungen für die definitive 
Znerkennnng der fiinjäbrig-FreiwiUigen-Beganatigang erföUt 

U^ifmigsbesUmmuHjfen. 6. Den vor dem Beginne der Wirk- 
samkeit dieses Qesetses assentirten Wehrpflichtigen, welche den 
diesfälligen Bestimmungen des §. 25. entsprechen, sind die mit 
demselben festgestellten Begünstigungen in der WehrpflichterfflUung 
über ihr Ansuchen nachträglich von dem Ergänzungsbezirks-, be- 
ziehungsweise Landwehr- Bataillons- Commando zuzuerkennen. Wird 
der Anspruch für nicht berechtigt erachtet , so ist der Qesachsfall 
nach Paukt 4. dieses Artikds in der höheren Instans snr Ent- 
scheidung zn hringen.c . 
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XV. 

Entscheidungen der rtmischen Congregationen. 

1. Decr. s. Gotigregat, I^iscop, et Beffid, d, 30, Jtdii 1881 de regu- 
laribus iiräneogaUieis esgmUia nec noft saecidarUatia. 

Com Begnlares OrdiDes ac pia Institiita tantopere d» re ebri- 

stiana ac civili Societate benemerita, etiam in Gallia baud levia, 
luctuosis bisce temporibus, passa fuerint detrimenta, s. haec Con- 
gregatio Negotiis et Consultationibus Episcoporum et Regularium 
praeposita, de expressa Apostolica Auetori täte, necessariia et oppor- 
tou8 instructionibas Geuerales illorum Moderjitores mnnire haud 
praeterniisit. fitenim ad Beligiosos ejasdem Begni, vi majori e 
claustris ejectos, qaod jam s. Poeoitentiaiia |>ro Begolaribaa Itallae 
constituii, eztendendirai ita esse existimaTit: »Carandniii nempeesse 
>pro viribus ut Reguläres expulsi a propriis conventibus in alios Con- 
»ventus collocentur ac recipiantur. Quatenus vero Reguläres expulsi, 
»praesertim ob defectum doraorum, alibi collocari nequeant, concur- 
»rentibus gravibus justisque causis, super quibus conscientia Supe* 
»rioris Generalis graviter onerata remaneat, ipse Superior Qeneralia 
»Apostolica Anctoritate eisdem indalgere potent, nt manere valeant 
»extra Glanstra snb obedientia Ordinarii Loci, tamquani saecnlarixati 
»ad tempos .et a& nntnm s. Sedis ac ipsius Soperioria, in babita 
»Beligtoso, ae etiam, qaatenns ita ferat necessitas, io babita Pres- 
»byteri saecularis quoad Sacerdotes, et in habitu laicali, modesti 
»coloriy, quoad Laicos seu Conversos, retento tameo interius aliquo 
»signo babitns religiosi, servatis quantam fieri potest substantialibus 
cTotoram, ac relaxatis regulis qaae cnm novo eorum statu minime 
»foerint compatibiles.« Garn vero ex bojasmodi Beligiosis extra 
Glanstra oommorantibiis band pauci inveniantar, qui adjatricem ma- 
nnm Ordinariis atiliter praebere possnnt in animaram salote procn- 
randa, band abs re vimm est, nt ii interim, donec praesentia rerain 
adjuncta perduraverint, in vinea Domini excolenda mandatis Ordina- 
riorum, sub qaorum obedientia vivuut, obtemperent cum quoad ea 
quae sacrum ministerium, tum praecipue quoad ea, quae curam ani-. 
marum respiciunt. Quare SSmmus Dominns Noster Leo divina Pro- 
videntia FF. XIII, cni rektio de hac re facta est ab iiifrascripto 
Seeretario praedietae sacrae Oongregationis in Andientia diei 29. Jnlii 
cnrr, anni 1891« perpensa iiniyersa renim ratlone, declaYantom ac' 
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stataendam esse censnit, proat praesentis Decreti tenore deelaraiar 
ao etätnitar, Be^^lares in Galtia e elaostris ezpaleos ac sab obe* 

dieutia Ordinariornm constittitos tamqnam saecalarizatos ad tramitem 
suprascriptae Instructionis, durantibas praesentibus rerum adjunctis, 
eisdem Locorum OrcHnariis in quorum dioecesi coramorantur, etiam 
in muDehbas sacri ministerii obeuodis, ac praesertim in cura ani- 
marura exercenda obedire omnino teneri, et idipsum Saacütas Sua 
inielligendam esse volnit de Alumnls pionim InsliitttoniiD sea Gon- 
gregationum Totonim simplietum, qoi snppressionis causa in eadem Be- 
gnlarium conditioiie Tersatitar. Constitiitioiilbiis Apostolids ac proprii 
Ördinis Tel Insütati aliisque in contrarinm facientibns-etiaro special! 
ac individua mentione dignis non obstantibas quibuscumque. 

Datum liomae ex Secretaria ejasdem sacrue Congnis die 30. 
Julii 1881. 

Decr, s. EUuum Congregationis d. 23, Marl. 1881 
(de imaginibus votivis iu ecclesiis). 

Vasten. seu Tbeatin. 

Perillvstris et Be?me Domine nti firater! 

Parochus una cum Clero Ecclesiae sub titulo sanctissimi Sal- 
vatoris, loci vulgo Casalbordino istius Dioecesis Vasten., exposuit huic 
8. Rituum Congregationi quod in rurali Ecciesia s. Mariae a mira- 
calis nuncupata, fideles ad eas convenientes in Signum gratiarum, 
qnas a Deipara se accepisse teneat, suspendere oonsueTerunt penes 
ejus altare tabellas votivas, ex eera confectas, partem lUam fanmani 
corporis referentem« enjas sanationem ejusdem Beatae Mariae Vir- 
ginis ope obMniienint. 

Quoniam vero Amplitudo Tua nuper mandavit, ut ab altari 
eae ex hujusraodi votivis tabellis toUerentur, quae partem corporis 
minus honestam (S. Lig. lib. II F. n. 423) exhibent; idem parochus . 
etsi, ati asserit, huic mandato roorem gesserit, voluit tarnen s. Bi» 
taam Congregationi inseqnentia dubia, italico idiomate expreesay de- 
olanmda bamiltime snlijicere, nimimm. 

I. In qnaroplarimis Bcelesiis nednm istins, sed et aliamm 
Dioecesinm snspensa respicinntnr ejusmodi ex Toto in cera; sunt 
ergo habenda ceu ornamenta indeceutia atque inconvenieotia in sacro 
Templo ? 

II. In casu supra exposito, idest ex quo Episcopus jussit ex- 
voto in cera esse respuenda, neque amplius suspendenda in pariete, 
poet altare viirginis, quomodo sese habebit Parocbns et Glems (Hropter 
seandala et reclamationes fideUam P 
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Sacra* porro eadem Gongreg^tk», aodita sententia in soriptis 
alteiias ex ipsliis oonsultor^^, U matare perpensa« sie rescribere 
rata est. ' 

Ad. I. Affirmative. 

Ad U. Ad mentem. Mens est ut Parochus ipse edoceat po~ 
pulum de indecentia expositae consuetiidiniSy morcm ethnicorum re- 
doUntis^ omnique studio adkorktur fidüßSf ui sapienti Amplüttdinis 
Tuae mandaio lihenti animo rd^iosissime pareant. 

Dam aatem^haBC s. Oongregationis resolationem ac meutern 
Amplitadini Tnae signifioe, praefato Paroelio anthentiee significandamy 
ut ipsa dkl Mix et mcolamis vivat ex animo adpreoor 

Amplitudi^i^5 Tuae " * 

Romae die 23. Martii 1881. 

üti frater addictissimus 
D. Card. BartoUniua S. B. C, Praef. 

Itaeidus BaUi S. B. C. Secretarine. 

■' • ■ . • ' 

PerilloBtii et Emo Domino uti Fratri' 
Arehiepiscopo Theatino^ 
Adminiatniorl Dioeceeeos Yatten. 

3* 2>ieisio 8. (X Coneßii eaneemeM emdumenta qme pere^nmi 
quaedam euHae episcopales pro exeendUme dispensoHonum apostoU^ 

Carum in camis matrimonialibus d. d. 28. Jan. 1S82. 

Mense Augnsti anni 1880 ad exitam vergeate, BeTearendissimns 
Öranatensis Episcopoe seqnens postnlatum S. C. C* porrexit: »In 
cnnctis dispensaiionibnSf-qaae ab Apoetoliea sede soper matiimoDti . 
impedimentis concednntnr, Sanctitas Sna Officiali Episcepi haec gra- 
viter imponere solet: Discretioni tnae ... per praesentes committimns 
• et raandaraus, qiiaienus deposita per te omni spe cujnscumque uu- 
meris aut praemii, etiara sponte oblati, a quo te omnino abstinere 
debes, monemus ... de praemiösis te dUigenter informes . . . Volu- 
mas aiitem qnod si spreta monitione nostra hnjasmodi , aliquid nu- 
meria aut praemii oecasione dispensationis praediotae exigere ant 
oblatnm recipere praesarapeeris, excömmnaicationem latae aententiae 
incnrras . , . Haec vero excommanicatio est Samino Pontifici reser* 
vata in dispensationibus in forma pauperura expeditis, et nihilominus 
dispensatio tunc per officialem facienda uullius declaratur roboria vel 
nomenti. 

»Quamvis adeo cLara haec appareat prohibitione afüeialis quid- 
qnam nuraeris vel praemii etiam sponte oblati, pro dispensationum 
Apostoticarnm execntione engere, nec etiam accipere poasit^ iUnd^ae 
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pluries apud Garcia, Oonrado alioSque probatos aactores» istaec S. 
Coiigregatio Oonoilii äeclaraverit, eontrariam etiam immemorabiiem 
coBSiietodmeiii, si qua sii, abnsnm el eomiptelam dedaraodo el re* 
probando, nemo 9ß iUa taeri possit ; nihilominus adeo bis in re- 
gionibos invalait baec oonsnetndö, ot nnlla pene in tota Hlspania 
Curia Eplscopalis inveniatur, in qna ofßcialis ob dispensationum 
Apostolicaruro executionem quaedam muDera, praemia vel stipendia 
nedum accipere, sed et exigere non soleat. 

»Officialw baue exactionem hu rationibos, at arbitror, tuen 
perguit tarn ex vi consDetudinls nniTersal et immemorabilis, tarn ob 
laborem quem in studendo proeessa et testtbns eiaminandis impen» 
dant, tarn quia salarinm ab Epiacopo yoI ab Eceleela asdgnabim, nt 
plarhnnm non babent, nee babere poeennt, reditibns eceleeiasticis 
adeo nunc imminntis, tarn demum quoramdam non infimae notae 
scriptorum auctoritate sufifulti. 

»Cum ergo de re hic agatur sammi moinenti tum ut omnium 
retro Oificialiam couscieutiae consulatar, tarn maxime at tot dispen- 
sationnm in forma panperaiD expeditarnm ad baec nsque tempora, 
enm boc vitio execntiont per Offieiales mandatanimi simnlqne ma- 
trimoniomm inde conseeotomm vaMtati pariter oonsalatnr, Sancti- 
tatem Snam exoro, nt per deeretnm generale deolarare dignetnr, 
ntmm praefata consiietudo ob allatas rationes tolerari possit, Ofß- 
cialesque tuta conscientia aliquid muneris vel praemii pro dispensa- 
tionum Apostolicarum executione recipere, vel exigere possint, non 
obstantibus praefatis claasuUa Litterarum Apostolicarum. Quod qui- 
dem in bie trietissimis reram adjnnctis, in qnibns offieiales nuUa fere 
alia emolnmenta, praeter illa qnae pro diepeneationnm Apoetolicamm 
eseontione reeipinüt, reoipere solent, benigne eoncedentnm videtnr. 

»Qnod si negatiTe bnic ^naesito respondere neeessarinm yidea- . 
tnr, etiam atqne etiam Sanctitatem Saarn deprecor, ut de opportuno 
remedio tautis malis providere dignetnr.« 

Hisce acceptis et omnibus de S. C. C. disciplina absolutis, 
causa acta fuit in plenariis comitiis diel 22. Junii 1871, et propositis 
dnbÜB: ^ An M quomodo tolerari possit consuetudo in casn? — Et 
qnatenns negative, ^ Jn qmmodo eonsaleudnm in casn, — re- 
sponsnm prodiit: — DUata et ad mentem D. secretario panditam. 

Anno 1880 per Epistolam praesnlis Mindonensis qnaestio baec 
iterum excitata fuit, ut tandem aliquando bac super controversia so- 
lutio prodiret. Hoc epistolio recepto, quoniam inoliti Juris potissima 
ratio videbatur rimari posse in allegata consuetudine, abs re band 
esse putatum fait, exquirere vigentem methodum in tribuoali Car* 
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dioalis hujiui almae Urbis Vicarii ; et sima rogatos foit Apostolieos 
Niaatiiis in peninsiila Iberica, ut refenet an asseria eonsiiefciido esset 
reapse nnifenalis: eomdeni inquisltioaeiii fieri euraiam fdt per Of- 
gannm S. CongregatioDiS' de Propaganda Fide in nennoUis Amerieae 
Coriis. 

Erainentissimus Urbis Vicarius retulit, in sua Curia nihil ab 
aevo oranimo lucrari executores dispenaationum super impedimenlis 
inatrimonii. Officiales vero aliquid muneris vel praemü Semper per- 
ceperaot et peroipiant: sed ra^io et titulus hujus perceptionis est 
labor impensQs in oonficiendo proeessa, in testibos examihandis, in 
exarando decreto ezecntoriali. Qnoad Hispaniam vero fere omnes 
iUins regni Praesnled nnanimi eboro amrnemnt eonsnetadinem in 
tberaate universalem et immemorabilem esse, si illnd excipias quod 
Curiae Episcopales discriminantur in tÄxarum calcalo, et in personis 
quae eas percipiunt: aliquibus enim locis etiam Vicarii Generales 
eorum participes fiunt, dam in alüs ezcluduntur. 

Alius contra mos vlgere comperitnr in Amerieae regionibns, 
pronti ex litteris datis S. C. C. per Organum S. G. de Propaganda 
Fide patet Inibi enim Onriae Epiieopales vel nibll omnimo, vel si 
quid percipiunt,. id raro cedit favore Cnriae Cancellarü, sed vel ad 
ezpensas Oaneellariae solvendas, vel tamqaam eleemosyna in pinm 
opus impenditur. 

Hisce itaqae praejactis, enodandum propositum fuit sequeos 
dabium : 

I. An et quomodo tolerari possit oonsnetudo in casa? Etqna^ 
tenns negative. 

n. An et qnomodo eonsnlendnm in casn? 

EegoMio, — Sacra 0. C. re cognita sob die 28. Jaimari 1882 
censait respondere: 

Ad I. Quoad cxectüores negative in omnibus. 

Ad II. Consulendum Sanctissimo pro sanctione in radice 
dispensationum et matrimoniorum quae 7iuUit(Uis vitio laborant^ et 
pra absohtUone ad cautelam et condonatione quoad exeeutores, 

4, LiUerae s. Congr, de Frop. Fide d. d. 20. Oct, 1882 quibus sibi 
mäiQectoB Episcopos etc. ptovocat ad conquirenda docimenta^ ad 
ampliares de iffnoiis pcpuUs natitias faeieniia. 
Illma ac Bssme Domine I 

Quaravis hoc Sacrum Consiliura vel a suis exordiis ad asse- 
qnendum propositum sibi finem Christiani scilicet Nominis per uni- 
versnm orbem propagandi assidna soUicitudine adlaboraverit , band 
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tarnen omisit satagere nt Evangdii praeconm per diversas gentlam 
tenas diapersi, obi opportaniias aese obfealisset, iospecfcia aut oon- 
^Bialtis nionaiiHmtis ^aliisque rebus nedum ad religionis ipsias inore- 

mentnin, sed etiam ad scieutiaruiu artiumque progressum promovea- 
dura iiloneis civilis etiam societatis bono plane utilem navarent ope- 
ram. Atque hujus quidem studiosae voluiitatis argumenta extant 
profecto plarima. Nou semel eitim coUigeadis vetustia icodicibus 
doctissimo8 bomines praesertim * ad Orieatis regiones mittere non 
dabita?it qalbas ad bisioncam popnloram notitiam acqukendaim, ad 
nfataodoa errores, ac libroa litargicos reeensendoa Qteretur. Qaod . 
oGcasione legationia GabrieUa Evae Monaebi Maroaitae Ltbanensia in 
Aegyptum ad Patriareham Coptorum superiori saeculo, auspice sa. 
me. demente XL iiiaxime factum est; quo auctore deinceps iteium 
ad Sectense raouasteriiim alij^que Üiieatia loca missus est Joseph 
Asttemanus vir eraditisaimos, qui peragratis iisdem regionibus Biblio- 
thecam Vaticanam pretiosis codicum thesauris ditavit^ ac dociissima 
BibUoAecae Orienialia voliuuina ejosdem Sacrae Gongregationis typis 
edidit; perillastre aane monaroentam Orientaliom LHerarom atodiia 
maxime accommodatam. Ac ipsa quidem Sacrae Congregationia Ty- 
pographia vel ab anno 1626 ad opera Latina, Graeca, Arabica, Ohal- 
daica, Armena et lllirica tum e tenebris vindicata tum conscripta 
recentius cudenda constituta est: quae deinceps aliis plurimarum 
liaguaram typis ditata per duo ac. dimidia saecula ita delecta ac 
nnmero editioaam floruit ut eam non aemel-ipsi heteredoxi elapso 
saecalo oäines alias Eoropae caractemm peregrinomoi apparatn facile 
aaperare nitro affirniaverint. 

Ad baec addenda, quae Saera Gongregatio assidne a missiona- 
riis expostalare nullo non tempore consaevit^ eam circa geograpbicaa 
et corographicas Chartas ad obscuras barbarorum regiones cognoscen- 
das perutiles, tum circa omnigcna documenta ad eoruui mores, con- 
suetudiaes, praesertim religionem addisceudam, maxime vero Indoram 
ac Sinensium Uteraa et legea intorpretaadas conferre poterant. 

Praecipnnm tarnen ejus atadil monnmentum in ipsa CoUegii 
Urbani sede boc exordiente saecnlo constitnlt , Musaenm inqnam a 
Cardtnale Stepbano Borgia, olim ejusdem Sacrae Gongregationis Se- 
cretario, homine omni scientiarnm genera eruditissimo collectuni Sa- 
craeque Congregationi haereditate relictum ; qnod ipsa curis suis 
insequenti tempore auxit ac plurimis vetustis codicibus et uumisma- 
tibuä nec non variis barbarorum cimeliis locupletavit. 

Dolendara plane recentiori aetate in tanta religionis ac socie- 
tatis pertnrbatione Sacmm Gonsilium gravissimis negotiis diatentum 
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ac difficultatibus praepeditum hactenus baud potuisse, ut profecto 
mens illi erat, studia majorum assidue aemulari, ac memoratum, 
Mosaeum novis iacrementis amplificare. Nihilominus cam ia prae» 
sentiarom ex divina largitate catholicae miasiones longe lateqae per 
univerBum tarraram orbem felieiter floreaceve Tideat, auisqae coeptia 
vel ipsa itineram terra mariqne facQitaa, et comtnerdoraro inter di- 
yersaa gentes freqaentia apprime faveat, niilla ratione Meesse hnic 
officio voluit, ut quantura in se est fidei simul ac scientiae progres- 
sibus adlaboret. Enimvero dum civilia diversarurn Europae regio- 
num gubernia summam in iis rebus conquirendis diligentiam adhi- 
bere solent, maxime couvenit Sacram hoc Consiliam, quod ad gentes 
fide atque hamaoitate informandaa ordinatar ac tanta sabsidiorum 
copia in ?äriiB terraram plagls ope misaioDarioraiD instraitar haie 
operi manam atrenoe admovere. 

Itaqne S. eadem Congregatio nti ad Amplitadinem Taam ita 
ad onones Vicarios Apostolicos, Missionura Praefectos caeterosque lo- 
corum suae jurisdictionis praepositos a me scribi jussit, ut siquae ad 
cujusque regionis geograpbiam adhuc accuratius describendam, popu- 
lorum historiam, artes, mores, cotisuetudines, religionem potissimum 
illustrandam plane aiogalaria deprehenderiat qnaeqne geatiam yel 
infantiam vel progreaamn in societate innnere noverit, ea eonqnirere 
atndeant: addant yero quae ad historiam naturalem regionis oognos- 
cendam, botanioam nimiram, mineralogiam et zoologiam p rodesse vi- 
deantur, et ad Saci^m Congregationem pro opportanitate mittant. 
Haec vero uti accuratius asserventur Sacra eadem Congregatio me- 
moratum Musaeum Borgianum in amplissima conclavia penes ipsum 
Collegium Urbauum nuperrime transferri decrevit. 

Exploratam vero mihi est Amplitadinem Taam pro eo qao 
pollet in sacnim hoe Oonsüiam obsequio et affectu omoia actaram 
nt ad coeptnm hoc perficiendum nitro concnrrat. Qnam tarnen rogo 
ut ubi de tnagni pretii- cimeliis acqairendis sermo sit in anteoessum 
ad me scribat: apad aos vero quid in casibns sfogalis agendnm sit, 
decernetur. 

Ex Aedibus S. Congregatiotiis de Propagaada Fide, die 20. Oc- 
tobris 1882. 

Joannes Card. Simeam Praefectus. 
Dominieus Arphiep.' Tyren. a Secretia.. 
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XVI. 

Quaestiones quaedam de usu matrimonii cum Literis secre- 
tarü s. Congregationis s. Officii d. d. 28. Juli 1878 et decisione 

s. PoeniL 16. Junü 1880. 

In opere praeclaro, quod scripsit Dr. Joh, Ev. Pruner de theo- 
logia morali (Fribarg i. Br. 1877) p. 405 sq. refertur de qaaesiione 
qaadam, quam 8ol?ere stadait presbjter Belgiens , Dr. Ä. Leconäe 
iractatn, eni titulos est: »de Tovacalation spontan^e de l'esp^ce ha- 
maine dans ses rapports a?ec 1a tb^ologie niorale« (Loavain et Paris 
1873). Elim vero sententiani Lecomtii quam breviier refert Dr. Pruaer, 
etiam P. Ballerinii theol. nior. tom. 2. p. 917 ed. 3, Konings theol. 
mor. nr. 1655 aliique auctores seciiti sunt. De eadem seiitentia 
disseruit etiam epbemeris Fraacogallica , cui nomen est >Re- 
Tue des sciences ecclesiastiqaesc tom. 27. p. 586, tom. 29. p. 98. 
205, tom. 45. p. 88 sqq. Com Lecomtio aatem eonsentit libellas 
nuper a medicinae doctore Aqnisgranensi OapeZImann editns, cüi 
titnlus est: »Facaltative Sterilität ohne Verletzung der Sittenge- 
setze.« (Aachen 1833). Qua de causa nostris leotoribus hic com^ 
municare placet: 

• 

1. LUeras Cardinalis PairUfgi seereiarii s, eotigr. $. Officii ad ar^ 
chiepiscopum Mechlinensem de opei-e Lecomtii. 

»Sacenlos A Lecomte, quondam professor in seniinario Torna- 
ceasi, transmisit per medium Reverendissimi Archiepiscopi Meliü- 
nensis saum opus Lovanii ac Parisiis editum, hoc anno, ito iuscrip- 
tam: De rovalatton spontanäe de l'espöce hamaine dans ses rapports 
aTOC la th^ologie morale« enm in finem nt, praevio examine, S. Sedis 
approbtttione donetor. Porro Em. Patres una mecnm Inqnisitores 
generales, quibus bujasmodi negotii cognitio demandata est, quamris 
in operis fronte approbationem ejusdem a virario generali istius dioe- 
cessis editara perlegerint, nihilominus Amplitudini tuae, per prae- 
sentes mihi significandiini inandaruut quod scilicet Apostolica Sedes 
haadquaqnani in more habeat hujusmodi generis opera ad probare, et 
eo minus illud de qua sermo est, cum sepositis tbeorematibos phi- 
siologicis, super quibus sese abstinet a quavis sententia seu opinione 
edenda, band dissimulare possit quod eorumdem thorematum appli- 
catio moralis theologtae priocipiis gravibus diffieultatibus ac periculis 
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obnoxia esse possit. Id igitnr prae ocidis habeat Amplitndo taa, 
nt ea qua praestat sapientia ac prudentia videat quid in praxi sit de 
praefato opere sentiendum. 

Post haec impensos aüimi mei sensus testatos tibi volo dum 
fausta ac felicia omnia precor a Domino. 
Ampi» Tuae 

Addictissimus uti frater 
0. Card. Fa^ei, 

Romae, die 28. joUi 1873. 

De eadem auiem qoaestione bis jam a s. Pbeniteot. Aposi 

tractatum est. Alteram illius congr. decisionem reperies in opere 
Francogallico a saceriiote quodam Berton edito : »Dictionnaire du 
parallele entre les doctrines philosopbiques et la foi catholique.« 
• Alteram vero priori conformem decisioiiem s. Poenit. publicavit lau- 
data ephemeris Revue des sc. eccl. tora. 45. p. 90 et postea Dr. Koh<n4 
inephemari Linciensi »Theol. prakt. Quartalscbrift« tom. 85. p. 1008 sq. 
S. enim Poenitentiariae bae qtiaesfciones propositae .faerant: 

I. Estne praeter reatum gravem conjagibus permissam, at ad 
. vitaudam nimiam prolein sese abstineant ab nsu matrimonii eo tempore, 
quod aptius est coneeptioni, petarit vero eo tantum tempore, quo 
mulieres concipere non solent? An leviter saltem peccant suo fine, 
ue quidem coocipiatur proles, hac ratione agentes? 

II. Quem agendi modum licetne confessario suggerere sive 
feminae, quae detestatur onanistam maritam frastrato tarnen eventn, 
sive conjttglbus onanismo sponte adhaerentibos, ne sustineant onus 
familiae nimis freqaentis? 

III. Nuni quid periculi afFerat banc agendi rationem sugge- 
rere, quao niinuat prolom tutiori modo, quam onanismus, quem re- 
probat honestas? An periculum, quod forte adfuerit, aequat emolu- 
mentum, vitandi nempe peccatum grave atque trauquillas reddendi 
plarimas uxores chriatianas, qnas Vitium märiti vel saos ipsarum 
metns a freqaeutia sacramentornm alienent? ^ 

Momentum hornm non est in qnaestione, nam liceat nti ma- 
trimonio tempore minus apto, quod jam S. Alphonsus, si menstraam 
seu tempus cataraeniarum , uti vocatur, intelligatur , cum plurimis 
a pcccati lethalis reatu liberum duxit; nec tandem quaeritur, quid 
de proposita ratione judicaudum, si tempus revera extaret quoddara 
conceptui omuino iueptum, sed agitur de iis, qui e consilio tempus 
plenimqiie ineptum eligant usni matrimonii. Tempns enim, quod 
natara actas impediat conceptum, revera extajre, cnm antiqnis recen- 
tiores qnoqae medici negandom verios dixerunt ideoque pro certo 
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haberi potest, substantiam, ui ajimt, legis conjugii fieri ab illis, qai 
stante libero matrimonü nsa tempas minus favens conceptioDi, BtA 
dieto fine ac Semper, elegant. Qai vero sabstantiam legis praestl- 
terit, licet fini non optimo, quo debaii, oonsilio et nec modo respon- 
derit si non a levi, tarnen, a lethal! delicto alienns censetnr, qaibns 
quaestiones priores sunt dilucidandae. Quod veio copfessarium slve 
uxorem attinet, quid proliibet, quoraiiius utantur recepta sententia, 
liceie alicui ingerere minus maluni , qui jam aggreditur raajus , eo 
fortiori, quum levis, quae in his appareat, iinis tarbatio alüs ratio- 
nibns accedentibas omnino evanescere facile possit, qnarum rationam 
in quaestione tertia mentio ?idetar. 

Qaibns tarnen nön nrgentibus, praecipne, si onanismi pericalam 
alia ratione dimoveri possit, hnjnsmodi consiliam injicere «non Heere, 
izno, si incaute üat, periculiim onanismi tali consilio augeri ani- 
mumque sopiri, bene est advertendum. ünde manavit, quae Se- 
quilar, d«cisio S. Foeniteatiariae, quae diligenter perpensis expositis 
respondit : 

»Conjnges praedicto modo matrimonio utentes inqnietandos non 
esse, posseque confessarinm sententiam, de qna agitnr, illis coujngt- 
btts, cante tamen, i&sinnare, qnos alia ratione a detestabili onanismi 
crimine abdncere frustra tentaverit.« 

Datum ßomae iu s. Poenitent. d. 16. Jun. 1880. 

A. Card. Bllio P. M. 
Hip. Cancas Fcdomhi S. P. Secrius. 

Ad primam uti patet quaestionem mere doctrinalem s. Poenit. 
nihil respondit Adjicit antem Dr. IMotU 1. c, eandem intereedere 
Tideri rationem, si qaaeratar, liceat nxori frigidatti se habere vel 
aeimom ad alia divertere, nt impediat conceptionem evitando seminis 
muliebris effusionem. Esto, quod non sit concessum, in praxi nti 
sententia minus tuta, ubi agatur de damno tertii vel de veritate rei, 
ut ait S. Alplionsus (VI. n. 918), ambigentibus medicorura sententiis, 
num istbaec effusio necessaria sit nec ne, labente tarnen tempore 
sententia asserens necessitatem fundamento ita destituta esse vide- 
tnr, nt Sanchez aliisqne assentiri relimns, potiori, qno ipsi nsi sunt, 
jure pbysiologica opitnlante disciplina, affirmantes, Heere eo modo 
matnmonio nti, qui per se generationem nec impedit nee valde 
laedit, quum finis legis hac quoque ratione per accidens tantum, ut 
ajunt, frustrari videatur. Ceterum qaaestio haec nondum ea, qua 
praecedens, diremta est auctoritate. 
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XVII. 

Die Sohulfrage in der Schweiz^ 

Der Art. 27. der Schweiz. Bundesverfassung vom 29. Mai 1874 
bestimmte: »Die Cantone sorgen für genügenden Primarunterricht, 
welcher ausscliliesslich unter staatlicher Leitung stebeu soll. Der- 
selbe ist obligatorisch und ia den Offentlichea Scholen nnentgeltUcb. 
Die dffentlißhen Schulen sollen yon den Angehörigen aller Bekennt- 
nisse ohne Beeinträchtigung ihrer Glanbens- und (Gewissensfreiheit 
besucht werden dürfen. Gegen Cantone, welche diesen Verpflichtungen 
nicht nachkommen, trifft der Bund die nöthigen Verfügungen.« 

Schon 1881 wurde vom Nationalrath und am 14. Juni 1882 
mit 21 gegen 19 Stimmen auch vom Ständerath der von Schenk be- ■ 
antragte Beschluss gefasst, den Bundesrath zu beanftragen, unver- 
zfiglich durch das DepartemOnt des Innern die zur yollständigen 
Vollziehung des Art. 27. der Bundesverfassung und zum Erlass be- 
züglicher QesetzesTorlagen nOthigen Erhebungen über das Sehulwesen 
der Cantone zu machen. Zu diesem Zwecke sollte dem Departement 
ein eigener Secretär, ein »Erziehungssecretär« mit einer Besoldung 
bis auf 6000 Francs beigegeben werden, dessen Obliegenheiten durch 
ein besonderes Eegulajbiv des Bundesrathes geordnet werden. Dieser 
ßnndtfBbeschluss bezweckte daher nichts anderes als eine Scbulunter- 
suchung far die ganze Schweiz und Sammlung von Materialien, be- 
hufs Au&teUuDg eines eidgenössischen confessions- hezw. religions- 
losen Schulgesetzes. Aber die Genehmigung dieses Bnndesbeschlusses 
vom 14. Juni 1882 betr. die staatliche Leitung des Elementar- 
unterrichtes und Austeilung eines eidgenössischen Schulinspectors 
wurde am 26. November 1882 vom Schweizer Volke mit 301,352 
gegen 167,221 Stimmen abgelehnt. 
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XVill. 

Die Lage des belgischen Klerus nach dem Berichte des Justiz- 
ministers Bara vom November 1882. 

Aus dem Berichte, welchen der Abg. Justizminister Bara der 
Deputirtenkammer über »die Lage des Klerus« zugehen liess, theilte 
eine Brüsseler Corr.. vom 23. November 1882 iu der Germania -1882 
Nr. 542 Folgendes mit: 

»Der Staat, sagt Br. Bara, ist berechtigt zu prfifeo,, ob die 
Zahl der den Pfarreien beigegebenen Hälfepriester im Yerbftltniss za 
den Bedürfnissen des Oaltns steht, nnd ihre Zahl zn erhohen oder 
zu vermindern. Der Staat zahlt ihnen ja das Gehalt. Dazu kom- 
men dann Stolgebühren, welche die Betreffenden zahlen. Der Staat 
zahlt an Wohnungsmiethe ferner 200 Frcs. Die Summe des Ge- 
halts and der Wohnungs-Entschädigung betrug 1881 genau 4,632,430 
' Francs. Mit dem fünfundsechszigsten Jahre hat der Geistliche An- 
spruch anf die ganze Pension. Die Pensionen betrugen 1880 bei 
429 Pensionirten 418,812 Frcs. An Kranke werden jährlich 30,000 
Francs verabfolgt. Gesetzlich ernennt der Bisehof zwei nnd der Er^- 
bischof drei vom Staate zu besoldende Geueral-Vicare. Zweifelhaft 
ist, ob der Staat den Canonikern das Gebalt zu zahlen hat; jeden- 
falls ist ihre Zahl nicht l)estiramt. Das Gesetz autorisirt die Bischöfe 
zur Errichtung von Priesterseminarien, denen die Regierung nach 
dem Gesetz von 1807 Freistellen und das Professorengehalt zahlt, 
mit Ausnahme des Seminars von L&ttich, das seit 1842 keine Unter- 
stützung erhielt/ weil der Staat dessen Fo^nds fär hinlänglich be- 
trachtete. »Anf Grund des Princips,« heisst es wörtlich weiter, 
>dass der Klerus nur besoldet wird aus Rücksicht und nach dem 
• Verhältniss der der Gemeinschaft der Gläubigen geleisteten Dienste, 
ist die Regierung berechtigt zu verlangen , dass die Cultusdiener 
ausschMcsslich ihren Seelsorgpflichten sich widmen.« Bara rühmt 
sich, rerschiedenen Geistlichen, welche Nebenbeschättigung hatten, 
. das (Jtehalt bereits gesperrt zu haben. Nur gegen schriftlichen Ver- 
zicht auf die Nebenbeschäftigung will Bara es wiedergeben. Im 
Weitern kommt der Bericht auf die in Belgien angestellten aus- 
ländischen Priester zu sprechen, deren Zahl auf 162 angegeben wird. 
Wer von diesen katholischen Priestern gegen die religionslosen 
Schulen sich ausgesprochen, dem bat der Logenminister sofort das 



Digitizod by Google 



Bel^. Ju9ii$mln. Bora, Nov. 2882, Über die Lage des belg, Klerue, 149 

(Qehalt gesperrt. Sonst zahlt er es nur den 70 Priestern, die länger 

als zehn Jahre schon in Belgien angestellt sind. Unter zehn Jahren 
weilen dort 30. Bara will ferner den Coadjutoren in der Seelsorge 
nur dann zahlen, wenn er die Nothwendigkeit ihrer Anstellung con- 
statirt hat. Das scheint fast nirgends der Fall zu sein; denn seit 
Antang 1880 bis jetzt ist die Zahl der Coadjutoren von 97 auf. 2 
gesanken. Die 32 Militibr-Seelsorger mit einer Entschädigong von 
29,575 Eres, hat Bara dem Bessort des Eriegsministers entzogen 
und sieh selbst' unterstellt. Das sind die bisherigen Leistungen des 
Ministers bei Beschneidung des Caltns- Budgets. Aber es soll noch 
besser kommen! Bara lobt es, dass unter holländischer Herrschaft 
von 1801 bis 1830 kein einziger neuer Geistlicher ani,^estellt wurde. 
Wie 1801, so gab es auch 1830 nur 227 Curös. Succursalkirchen 
gab es 1807 im Ganzen 2416, im Jahre 1830 nur 2015, jetzt 2804. 
Eapl&oe and Vicare gab es 1830: - 1645, jetzt 2182. Bara bestreitet, 
dass die Bedfirfaisse des Coltns so gestiegen, nm diese vermehrte 
Zahl zn rechtfertigen. Ein Dom im Ange sind ihm besonders die 
Vicare. Er beruft sich darauf, dass die »administrative Jurispru- 
denz« 1849 einen Vicar zuliess bei 1200 — 3000 Seelen, zwei bei 
3 — COOO und fiir je 2000 Seelen einen mehr. Doch man hatte dabei 
nicht zwischen Stadt- und Laadpfarreien unterschieden, und so be- 
stimmte man denn vom grünen Tisch 1866 in der Stadt einen Vicar 
für BOOO Seelen, zwei bei 5, drei bei 10, vier bei 15 Tausend Seelen 
n. s. w.; in Landpifarreien einen Vicar bei 1500, zwei bei 8, drei 
bei 6, vier bei 10, fanf bei 15 Tausend Seelen. Diese Regeln ge- 
fallen Bara; er rechnet heraus, dass danach 442 Vicare über- 
flüssig sind. 

Mit dürren Worten wird in dem Bericht also erklärt, das Mi- 
nisterium und die Volksvertretung hätten das ßecht, zu bestimmen, 
wie viele Kräfte zur Ausübung der Seelsorge genügten. Was würde 
es fiOr ein Geschrei absetzen, wenn Bischöfe und Priester bestimmen 
wollten, wie viele Beamte das Ministerium zur Wahrnehmung der 
Staatsgesch&fte nöthig habe?« 
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XIX. 

Die rumin.-or. Kirche und der Patriarch von Constantinopei. 

Die »Deutsche Zeitung« Nr. 391 berichtete aus BuhuresdU, 
17. November 1882: Der MeiropoUtan-Erzbischof ßamäniens nahm 
im Laufe dieses Jahres, einige Wochen vor der Krönung, die Weihe 
des hier zuhereiteten heiligen Salböls vor, eine religiöse Handlung, 
gegen welche das Patriarchat in Constantinopei schon damals Pro- 
test einlegte, weil es darin einen Akt der vollständigen Emanoipa- 
tion der orthodoxen Kirche von den Syuodalsatzungen des Patriar- 
chats erblickte. Der eben tagenden Synode wurde nun folgendes 
Schreiben zur officiellen Beantwortnng vorgelegt, welches nicht nur 
die Frage des Salböls, sondern auch noch andere Punkte berührt, 
die aber, wie das officielle Schriftstück selbst darlegt, nur gerftcht- 
weise dem Patriarchate zur Kenntniss gelangten. Der Wortlaut 
dieses Hirtenbriefes ist folgender: 

»Joachim, von Gottes Gnaden Erzbischof von Constantinopei 
und öcumenischer Patriarch. — AUerheiligster Metropolit der üngro- 
Walachei, allverehrtester Exarch und Stellvertreter der Kirche Gottes, 
sowie ehrenwerthe Erzpriester des von Gott geschützten Rumäniens, 
geüebte Bruder des heiligen Geistes! Unser Segen und der Friede 
Gottes sei mit euch. 

Aus den Mitthdlnngen der Blätter haben vrir mit grossem 
Schmerze nnd Bedauern rechtzeitig die Information geschöpft, dass 
Eure Heiligkeit am 25. März d. J. in der heiligen Metropolitan- 
kirche zu Bukurescht die Procedur der Weihe des heiligen Salböls 
vornahm, ohne Kenntniss und Verständigang unserer geistlichen 
Autorität, das ist unseres allerheiligsten apostolischen öcumenischen 
Fatriarchenstuhles. Ganz entgegen den kirchlichen Vorschriften habt 
Ihr das Beispiel einer Unzukömmlichkeit gegeben, welches muner 
den verdienten Verweis nach sich zieht. 

Da allgemein die Einhaltung der Vorschriften nicht nur als vor- 
theilhaft, sondern auch als nothwendig und universell anerkannt wird, 
und nichts in der Welt geeignet ist, ohne Beobachtung der üblichen 
Regeln und Voraussicht zu bestehen, sondern unter solchen Um- 
ständen zu Grunde gehen muss, wie dies schon die Heilige Schrift 
darlegt, so ist um so nothwendiger, besonders aber in geistlichen 
Dingen vor Allem die bestehenden Gepflogenhdten nicht ausser Acht 
4-tt lassen. 



Digitized by Google 



Rumän.'iMHent Kirche und Patriarch von ConsianHnopel (1882)» 



Daher darf auch Eure Heiligkeit in Earer Didcese weder die 
Absicht tolerlren, eine Vorschrift zn umgehen, noch selbst sich dieses 

Fehlers schuldig machen, womit Ihr einen der ältesten unserer kirch- 
lichen Gebrauche mit Füssen tretet. (Folgen mclircre darauf bezüg- 
liche Citate aus der Heiligen Schrift und der Wortlaut des XXXIV. 
apostolischen Canons.) Die Bischöfe aller Nationen haben die Ver- 
pHiolitnng, vor Allem ihr religiöses Oberhaupt als diejenige Autorität 
anzuerkennen, ohne dessen Wissen nichts geschehen darf Eurer 
Heiligkeit obliegt somit auch die Verpflichtung, sich diesen heiligen 
Satzunijen zu fügen, nicht aber vom Geiste der Neuerungen irrege- 
leitet, Euch zu erlauben, diesen Weg zu verlassen und einen Ge- 
brauch zu umgehen, der seit Jahrhunderten in Kraft und darin be- 
steht, dass das heilige Salböl nur von unserm apostolischen Patriar- 
chenstnhl ausgefolgt wird , d^nn schon in der Kindheit wurde Euch 
gelehrt, keine der bestehenden Kegeln ausser Acht zu lassen. Wir 
verweisen Euch femer darauf, dass unserer Jurisdiction jene 680 
heiligen Väter unterstehen, welche die IV. öcunienische Synode bil- 
den und zu welefator die Bischöfe der Fontusländer, Asiens - und 
Thraciens gehören. 

Desshalb befolgen auch wir die apostolische Stimme, welche 
verordnet: »Wacht über euch selbst und über die gesammte Heerde, 
über welche der heilige Geist euch als Bischof einsetzte, damit ihr 
die Kirche Gottes aufrecht erhaltet, die er mit seinem eigenen Blute 
erbaute.« Wir konnten die willkürliche Handlung, die in Eurem 
Lande gegen jeden besondern Wunsch niul entgegen allen früheru 
Gebräuchen begangen wurde, nicht übergeben und haben in Folge 
dessen, sowie mit Bezug auf gewisse andere Gerüchte, wie das Be- 
sprengen und Begiessen des Kopfes bei der Taufe, statt der vorge- 
schriebenen heiligen Handlung, die Beerdigung der Selbstmörder in 
geweihter Erde, die beabsichtigte Aenderung bezuglich des Gregoria- 
niselien Kalenders, die Verletzung der patriarchalischen Wflrde, so- 
wie vielem Andern ups vorbehalten, einen Beschluss zu fas^n. Was 
jedoch die Weihe des heiligen Salböles betrifft, eine Handlung, die 
als bereits vollzogen bekannt ist, beschlossen wir, Eurer Heiligkeit 
zu schreiben "und Euch den verdienten Verweis zu ertheilen, da Ihr • 
in der Euch anvertrauten Heerde nicht das Beispiel des Gehorsams 
und der Unterwerfung unter die Gesetze, sondern im Gegentheile 
gegen die apostolischen und synocialen Verordnungen das Exempel 
der Unregelmässigkeit und des Ungehorsams gabt. Was jedoch die 
übrigen oben citirten Facta betrifft, so betrachten wir dieselben vor- 
läufig nur als einfache Gerüchte , laden Euch aber ein , uns über 
deren Wahrheit bestimmte Informationen zu geben. Wir erwarten . 
somit über diesen Punkt Eure Antwort. 

Der Segen und die Gnade Gottes sei mit Euch. 

Joachim.« 

(Folgen elf ünterschrifteu der orientalischen Bischöfe, welche 
derz. Mitglieder der h. Synode sind.) 

Es sind bereits Schritte getroffen, um die rumänische Kirche 
von dem Patriarchate in Stambul unabhängig zu machen. 
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XX. 

Zur Organisation der griech.-or. Kirche in Oesterreich-Ungarn. 

Vom Herausgeber, 

/. In Hermamistadt wurde in der zweiten Hälfte April 1882 
, eine romänische Archidiöcemnsynode abgehalten. Von den betr. Be- 
richten des Sieb.-Deutsch. Tagbl. liegen uns leider nur einige vor. 
ü. A. verhandelte und beschloss man Gründung eines Pensionsfondes 
fihr die Geistlichkeit, Begelang der Ffärrdotationen, Stipendienbe- 
seliaffaDg für gr.-or.. LenramtscandidateD , die Art der Vertheiluug 
der für die hilfsbedürftige Qeistüchkeit a. b. bestimmten aUjährlicbeQ 
Staatssabirenlnoii von 25,000 Fl., definitive Besetzung . blos provi- 
sorisch administrirter Erzpriestereien , die Zustimmung zu der vom 
Metropolitan Miron Roman gegen den Mittelschulgesetz-Entwurf er- 
hobenen Vorstellung (s. Archiv, Bd. 48. S. 342 ff.), Verbesserung 
der inneren Gescbättsordnung des Consistoriums, Betreibung der Be- 
stellung eines erzbisch. Vicar-Weihbischofs, Befähigungserfordernisse 
der Bewerber um Erzpriesterämter, über die Verwaltung der Kirchen- 
und Schulstiftungen des weil. Erzb. v. Schaguna, über die Zurück- 
weisung der Behauptungen des »Pesther Lloyd« Nr. 294, 303, 332 
und 346, dass wieder eine hierarchische Organisation an Stelle der 
auf üeberwiegen des Laienelements beruhenden Autonomie der röni.-or. 
Metropolie zu setzen sei, die Organe der letzteren unter der Ma^ke 
• der Autonomie staatsfeindliche Zwecke verfolgten, und von oben bis 
nach unten immer mehr Ausschreitungen und ebenso wie auch die Consi- 
storialbeamten grosse Amtsmissbrftncbe sich zu Schulden kommen liessen. 

IT. Ein grieek,*arie$ii. Kirekeneongress der Bukowina tagte snm 
ersten Male zu Czernowitz vom 26. Juli bis 10. August 1882 (VgL 
. Czernowitz. Ztg. 1882 Nr. 170, 172, 181—183). Der Oongress war 
schon d. a. h. Entschl. vom 9. August 1871 genehmigt worden hnd 
ebenso seine im Wesentlichen der Landtagswahlordnung für die 
Bukowina nachgebildete provis. Wahlordnung schon unter dem 10./22. 
Mai 1874. Die Verhandlungen desselben fanden theils in rumäni- 
scher, tlicils in deutscher Sprache statt. Der Congress' bestand aus 
48 Mitgliedern und zwar 24 des geistlichen Standes , gewählt von 
dem Säculur- und Kegularklerus und 24 Laien, von welch Letzteren 
der Kaiser als Patron auf den Staats- und Fondsgütern drei Mit- 
•.glieder ernannt hatte, während die übrigen 21 von den Kirchen- 
patronep und den gr.-orient. Glaubensgenossen der Städte, der Märkte 
und Dörfer gewählt waren. Vorsitzeuder war der Erzbischof, An- 
« driewicz Morariu. Zu Vicepräsidenten wurden einstimmig gewählt 
Baron Alex. Wassilko aus dem Laienstande und Archimandrit Gzn- 
perkowicz. Als landesfOrstlicher Commissftr fungirte der Landesprä- 
sident Baron Alesani. Das Verfahren bd Einberufung des Gongresses 
war ganz jenem bezflglich der in üngarn als politisch kirch- 
liche Einrichtung bereits bestehenden serbischen und romanischen 
Kirchenoongresse nachgebildet, ebenso auch die Instruction von Sr. 
Majestät. Der Congress war ein constituirender und hatte seinö 
»Wünsche« hinsichtlich des Wirlcnngskreises und der Zusammensetzung 
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der künftigen ordenüichen Gongresse in Statutenform auszusprechen 

und der Allerh. Genehmigung zu unterbreiten. Dies that der Con- 
grcss durch die Ausarbeitung eines Congressstatutes und einer (defini- 
tiven) Congresswablordnung. Mit nicht gerade wesentlichen Aende- 
rungen nahm der Congi-ess die vom Metropoliten Morar fertig vor- 
gelegten Entwürfe nn. Nach dem Entwürfe des »Statntß für den 
Kirchencongress der ortc.odox-orientalischen Erzdiöcese der Bukowina« 
§. 1. ist »der Kircheucoiigress als Vertretung.sorgan der Geaammtheit der 
Glaubensgenossen des geistlichen und weltliehen Standes der orthod.- 
orient. Erzdiöcese der B»ikowina zur Mitwirkung innerhalb des ihm 
durch dieses Statut zugewiesenen Wirkungskreises bei /Vusübung des 
jeder gesetzlich anerkannten Kirche durch den Art. XV. des Staats- 
grundgesetzes vom 21. Dec. 1867 gewährleisteten Kechtes der selbst- 
ständigen Ordnung und Verwaltung ihrer inneren Angelegenheiten be- 
rufen.« Nach §. 8. soll der Kirch encongress mit a. h. Genehmigung 
des Kaisers durch den Metropoliten in der Regel einmal einhemfen 
werden. (Gegen die beantragte Streichung der Worte »in der Regel« 
erklärte sich der kais. Commissär). €ap. IV. »von dem Wirkungs- 
kreise des Kirchencongresses« bestimmt »§. 14. Mit Ausschluss der- 
jenigen Gegenstände, welche sich auf die evangelische Lehre, den 
religiösen Cultus und die christliche Sitte beziehen, und die durch 
die Satzungen des orthod. -Orient. Kirchenrechtes der bischöflichen 
Synode oder der geistlichen Erzdiöcesanhehörde vorbehalten sind, so- 
wie mit Ausschluss ie^dicher vollziehenden Gewalt erstreckt sich der 
Wirkungskreis des Kirchencongresses im Allgemeinen auf alle jene 
inneren Angelegenheiten, welche die speciellen und i^enerellen In- 
teressen der Kirchengemeinden und überhaupt der ortliodox-orient. 
Kirche der Bukowina betreflen und die nach Inhalt des Art. 15. des 
Staatsgrundgesetzes vom 21. December 18(37 zur selbstständigen Ver- 
waltung jeder gesetzlich anerkannten Kirche und Religionsgeuossen- 
8c]iah gehören.« 

»§. 15. Insbesondere ist der Kirchencongress berufen zn be- 
rathen und Antrftge zn stellen: 

1. Üeber die Errichtung- nener, die Abänderung und Aufhebung 
bestehender Kirchenämter und Institute im Rahmen der Satzungen 
des allgemeinen orthodox-orientalischen Kirchenrechtes; 

2. über Pfarrregullrnngen, d. i. über die Errichtung neuer 
Pfarren sowie die Vereinigung oder Trennung hestehender Pfarrge- 
meinden und über die Dotation der Seelsorger, Cantoren oder Diener 
der Pfarr- und Filialkirchen; 

3. über die Anzahl und die Abgrenzung der Protopresbyteriats- 
Bezirke ; 

4. über die Ucgelung des Patronates bei den Pfarr- und Filial- 
kirchen nach Massgabe der durch die Staatsgesetzgebung vorgezeich- 
neten Normen; 

5. über die Regelung der Kirchen- und Pfarrbauconcurrenz in 
den Grenzen der allgemeinen Gesetze; 

6. über die Einführung einmaliger oder wiederkehrender Ab- 
gaben von den Pfarrgenossen für Cultus-, Unterrichts- und sonstige 
kirchliche Zwecke; 
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7. über die Bagelnpg der Gebübren fOr Venrlebtimg geistlieber 
Fanctionen (Stolagebühren); 

8. über die Errichtang und Erhaltnng eonfessioneller Volks- 
und Mittelschulen, dann der kirchlichen Eniebnnge- nnd Wohltbätig'- 

keitsanstalten.« 

>§. 16. Der Kirchencongress kann über die Gebahrung und 
Verwendubg des Bukowinaer gr.-or. Beligionsfondes Discussionea 
pflegen und Wünsche formuliren.« 

»§. 17. I. üeberdies ist dem Kirchencongrosse nicht benommen: 

1. auch in solchen kirchlichen Angelegenheiten, welche nach 
§. 14. nicht in seinen Wirkungskreis fallen, sondern zur Competenz 
der geistliehen Oberhehörden gehören, an diese letztere Anfragen zu 
richten und innerhalb der Dogmen und Satzungen der ortliodox- 
orientalisöhen Kirche kundzugeben; 

2. bei der kaiserl. Regierung die ErlASsnng von Gesetzen nnd 
Anordnuugeu in denjenigen, die orthod.-orient Kirche derBnkowina 
betreffenden Angel^enheiten anzuregen, welche gemftss der Sti^ts- 
gesetze nnd der alfgemeinen Normen der gesetzgebenden oder yoll- 
ziebenden Gewalt des Staates nnterliegen. 

Ii. Auch hat er Gutachten abzugeben über all^ Gegenstände, 
worfiber er von den geistlichen Oberbehörden oder von der kais. Be- 
giemng zu Rathe gezogen wird.« 

Es fehlt uns für jetzt Zeit und Raum zur näheren Prüfung dieser 
einzelnen Bestinimungen, aber ob und inwieweit eine solche Einfluss- 
iiahme eines Kircheucongresses mit einem so mächtigen (durchweg 
übrigens nicht eigentlich klerikal gesinnten) Laienelemente zum Heile 
der Kirche selbst wie des Staates sei, darüber liegen in der serb. und 
rumän. Metropolie Ungarns seit 1868, wo dort eine solche Art von 
Congressen vorbereitet und eingerührt wurden (vgl. darüber Vering, 
Kirchenr., 2 Aufl. §. 03. S. 380 ff.), Erfahrungen vor: Conflicte des 
Congresses mit der Regierung (s. Archiv, Bd. 48. 8. 308 ff.) und nenesteos 
Anträge der serb. Bischöfe anf Wiederzarfickffthrang der Kircbenver- 
fassnng zn den dogmatischen Gmndsfttzen der bierarcbiscben Ord- 
nung der Kirche. Die nns noch nicht näher bekannten von der 
Karlowitzer Synode erhobenen Bedenken wfirien auch bei PriLhing 
der projectirten Neuordnung der Bnkowiner gr.-or. Klrc1ien?ertassnng 
in Erwägung zu* ziehen sein, zumal es , sich bei der ganzen Congress- 
frage lediglich um eine iK)lit.-kirch]. Zweckmässigkeitsfrage handelt. 
Denn den Satzungen der Orient. Kirche selbst sind solche Kirchen- 
congresse mit so wesentlicher Einflussnahme des Laienelementes fremd, 
wenn nicht gar entgegen (vgl. darüber Ver in g, Kirchenr., 2. Anfl. §. 173. 
Nr. VIIl. S. 664 ff.). Wenn auch in der Bukowina, wenngleich in be- 
pcheiden gehaltenen Anfängen, die neue demokratische Kirchenver- 
las.sung nach dem Muster der in neuerer Zeit in Ungarn bei den Orien- 
talen eingeführten in's Leben tritt, so wird ähnlich, wie die Einführung 
einer constitutione] len Staatsverfassung in dem einen Lande vordem auf 
Einfllbrung einer gleichartigen Staatsverfassung in andern lAndeni ein- 
wirkte, das auch in andern Orient Metropolien nnd Ländern den An- 
stoss zu ähnlichen auf kirchL-poHt. Verfassungsänderung hinzielenden 
Bewegungen geben« 
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Was den Bakowiner Eircbencongress betrifft, so war mit Bück- 
sicht auf die bereits torliegenden a. b. Entscbeiduogea aber die Wahl 

der Bischöfe und Yerwaltong des gr.-or. Religfionsfondes die Discussion 
durch a. h. Anordnung ansgescblossen. Der Erzbiscbof brachte jedoch 
gegen diese a. Ii. ßatscheidangen in der £r6ffnangsrede eiaige Anter» 
tbänigste Bemerkungen yor. 

Der Bukow.Kirchencongress beschloss auch ein Gesuch an Se. Ma- 
jestät, »danii! in der gr.-or. Kirche in den öffentliehen Akten, Urkunden 
und Ausfertigungen der ihr gebührende und canon. zukommende Name 
orthod.- Orient. Kirche beigelegt werde.« Bis I8t54 war die politische 
Bezeichnung »nicht unirte Griechen« etc., indem man davon ausging, 
dass die kath. Kirche in Oesterreich die herrschende sei. Eine a, h. 
Entschl. V. 26. Nov. 18f34 schrieb für den polit. amtlichen Verkehr 
die Bezeichnung »grieeh. -orientalisch« vor. Es entstünde jetzt die 
Frage, ob die Uebertragung ddr kircbl.-rejig. Bezeichnung »orthodoxe 
Kirche« in die politische Oeschftftssprache, nicht so aufgefasst werden 
könnte» als job in Oesterreich jetzt die orientalische Kirche gleichsam von 
Staatswegen ffir die herrschende ursprflngliche erklärt werden soUte. 

///. Eine am 1. Oct. 1882 zusammengetretene serh. Bischof ssynode in 
Karlowitz wurde am Donnerstafif 18. Oct. geschlossen , nachdem sie den vom 
Patriarchen Angyelic ausgearheiteteu Entwurf einer ntuen KircMtnverfassuny 
einstfanmig angenommen natte. Danach noll der Congreis ans zwanzig geiff^ 
Üchen tfitgliedem, die der Klerus selbst wählt, und aus zwanzig Weltlichen be* 
stehen; die Bischofssynode hat eine Controle über die Congressbe^chlüsse zu 
übeu, und die Gemeiude-Seelsorger sind durch das von den Bischoien ernanute, 
au sechs Geistlichen und iwei Weltlichen bestehende bischöfliche Condstorinm 
^n wählen. Das Elaborat der Synode geht nun an die ungarische Regierung 
nnd wird von dieser dem Reichstage vorgelegt worden. Wird sie von Letzterem 
angenommeii , so wird der jetsige Congress nur noch die Wahlbezirke bestim- 
men nnd darüber entschdden, ob die Deputirten Diäten zu bedehen' haben. 
Hierauf wird derselbe aufgelöst. 

/V. Das Bosnische Amtsblatt »Serajewski List« v. 10, Nov. 1882 mel- 
dete, dass Se. Maj. der Kaiser die Errichtung eines yr.-or. Stminara zur Heran- 
bildung von Pfiester-Candidaten för die Diöcesen von Sarajewo, Hostaf nnd Doinja* 
Tnsla genehmigte. Die erste Glasse dieses Seminars sollte am 1. Dec. 1882 in 
Serajewo eröffnet, und in dieselbe zwölf Jünglinge aufgenommen werden, welche 
das 15. Jahr überschritten und die Elementarschuien absolvirt haben. Die Leitung 
des Seminars ist einem gr.-or. Creistlidien ak Bector anvertrant. Die Priester- 
Candidaten werden aus Landesmitteln erhalten. — Im bosnischen Budget ist für die 
Erhaltung dieser Anstalt der Betrag" von 12525 Fl, eingostellt. Ebenso brachte das 
Amtsblatt die Ernennungen zur (Juns/.ituiruny des yr.-or. MelropolUan-Con- 
Hsioriunut dessen Bätne mit Ausnahme eines Pfarrers In Syrmien, durchaus 
eingebome Geistliche sind. Es wurden nämlich ernannt der Protopresbyter und 
Consistorialrath in Zara, Gjorge Nikolajewicz, zum Archiniandriten, die Pfarrer 
Georg Magarasevic in Öurcin, Peter Petrovic iu Blazuj uud bteuhau Prokopic 
in, Bosnisen-Gradisca zu besoldeten Consistorialr&then nnd der Piarrer und Pro- 
tobresbyter iu Serajewo, Stephan ßakovic, der Protosyngl Benjamin Nikolinovio 
in Serajewo und der Pfarrer Popovic-Stauic in Serajevskopolje zu Ehrenconsiato- 
rialräthen. — Erst am 12. Dec. 1882 Vorm. wurde in Serajewo das orthod. Seminar 
feierlich er&ffhet. Bs waren bei diesem Anlasse im Seminargebande erschienen 
FZM. Appel, die Generalität, Ziviladtetns Baron Nikoliö, die Directoren der 
Landesregierung, Offiziere, Vertreter des Stadtmagistrates von Serajewo, die 
orthod. Geistlichkeit und zahlreiches sonstiges Publikum. Nachdem die öster- 
reichisehe Volkshymne gesungen worden war, hieüen FZJf. Appel nnd Metro- 

Solit Nikolajeviö Ansprachen. Der Verlauf der Feier machte ani «Ue Anwesen* 
en einen sehr erhebenden Bindruck. 
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XXI. 
Literatur. 

1, Geschichte des Kirchenstaates von Moritz Brosche II. Band 
Die Jahre 1700—1870, Gotha, I riedrieh Andreas Ferthes, 
1882. XI u 469 Seiten. (8 Mark). 
Den ersten Band dieses Werkes haben wir im 44. Bande dieser 
Zeitschrift (S. 336 ff.) besprochen. Wie wir schon dort heryorge-' 
hoben haben, besteht das Hanptverdienst des Verfassers in einer reich- 
licheren Ausbeutung des venetianischen Staats- Arcbiv's. Diese Quelle 
versiegt jedoch mit dem ruhmlosen Ende der Repuhlik, nachdem sie 
auch für diesen Band his S. 192 ausgiebigen Stoff geliefert. Für 
die spätere Zeit fliessen andere Quellen in solcher Menge, dass man 
eben nur eine Auswahl davon benützen kann. Eine strenge Kritik 
der Qnellen ist daher dringend nothwendig. Aber weil die Zeit der 
nnsrigen so nahe ist , so üben bei dieser Auswahl nnd Kritik der 
Quellen politische nnd religiöse Stimmungen der Gegenwart einen 
grossen Binfluss aus, welcher sich mittelbar auf die ganze Darstel- 
lung erstrecken muss. Dass eine Darstellung des Revolutions-Zeit- 
alters, welche zum grossen Theile auf der Correspondenz Napoleons 
und auf Thiers' Augaben fusst, mehrfach der Correctur bedürftig 
ist, wird jeder Unbefangene zugeben. Seit dem Jahre 1815 ist 
Farini sein Hauptfähirer, »dem wir,€ wie es S. 390 heisst, »die Öfter 
erwähnte von 1815 bis 1850 reichende Geschichte des Kirchen» 
Staates, ein auf eigener LebeDserfohrung , wie auf unsweifelhaften 
Documenten beruhendes Buch zu verdanken haben. c Und S. 348 
Anmerk. 1 : »üeber den Werth und die Verlässlichkeit Farini's, auf 
den ich für die Zeit Gregors XVI. und Pius IX. verweise, siehe die 
Aeusserungen von Ranke, Päpste, III, 164, und DÖllinger, Kirche 
und Kirchen, S. 384.« -- Wir verweisen dagegen auf die von Rer^ 
genrother (»Der Kirchenstaat seit der hranaOsischen Berolution,« 
Freiburg 1860, S. 2 iL) mitgetheilten Qrtheile yon Katholiken aber 
den personlichen uud den literarisi^en Wertfc und über die VerUtos- 
lichkeit dieses Revolutionärs, der als päpstlicher Beamter und im Be- 
züge eines Gehaltes von ebeu dieser Regierung nicht aufhörte, gegen 

1) Es hat deh dort Bd. 44. 8. 889 Zeile 7 v. o. der mdiebetme Dmek- 
fehler Cbur«gati ftatt Chieregati ebgesdilieheB. 
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sie in zwei Zeitschriften Artikel zu schreiben , der in alle Geheim- 
nisse dieser Regierung eingeweiht (wie er selbst sagt), schnöde dieses 
grosse Vertrauen missbrauchte und gegen sie eine Schmähschrift — 
68 ist eben BroBch*» Qaelle, »der rOmieche Staat Ton 1815— 1850c 
— verdffentlicbie. HergenrSiheir^s eigenes ürtheil lautet: »das Bach 
über den rOmiscben Staat ist nicbt ohne Schein von Missigung ge- 
schrieben, aber an hundert Stellen zeigt sich fanatischer Sectenhass 
und parteiische Entstellung der Thatsachen, die ihm bereits in Italien 
mehrfach nachgewiesen worden ist, freilich grösstentheils nur von 
»ultramontunen« Organen, aber doch so, dass der revolutionäre 
Historiker, der allenthalben seine Ehrlichkeit betheuert, nicht darauf 
zn replidren Termooht hat. Das £inseitige nnd som Theil Lfigen- 
hafte dieser »Geschiebte« bat ibrer Benfitsnng nicbt geschadet, da 
sie sieb ja dnrcb einen nur schlecht verdeckten grimmigen Hass 
gegen die »Priesterkaste,« gegen das »unerträgliche Joch der geist- 
lichen Aristokratie« als gesinnutigstächtig legitimirt hat, und um 
so lieber wird ihr in England und Deutschland nachgebetet, wo das 
Vorurtheil und die weitläufige AfUhipathie gegen das FapsUhm .... 
nicht blos bei Touristen und Zeitungscorrespondenten, sondern muh 
bei vielm T^berükmte» HiskMrihernt die Kraft eines unbestreitbaren 
Axioms nnd einer rechtskräftigen Senteaz erlangt baic Hergen- 
rOtbcor bat im genannten Werke Oelegenbeit gefbnden, in vieleo ein- 
zelnen Punkten, wenn auch nur den bedeutenderen (wie er selbst 
sagt), die Unwahrheiten Farini's und die Irrthümer seiner Nachbeter 
nachzuweisen. Leider scheint unser Autor auf diese Schrift Hergen- 
röther's keine Rucksicht genommen zu haben, was zur Wiederholung > 
vieler längst widerlegter Vorwürfe gegen die päpstliche Regiemug 
Anlass gegeben hat. Nor einmal in einer gar nijsht zur Sache ge- 
bogen gehässigen Arabeske wird auf ein anderes Werk Hergen- 
röiber's angespielt, nämlich S. 18: »Sagt doch in unserer Zeit ein 
begabter, nachmals zum Cardinal erhobener Apologet der vaticani- 
scben Lehre eben mit Bezug auf die Anwendung körperlicher Strafen 
und Zwangsmittel zu kirchlichen Zwecken : die Kirche verzichte nicht 
principiell auf Rechte^ die sie einmal geübt hat.« Da der Verfasser 
ans seiner papstfeindlichen Gesinnung durchaus kein Hehl macht, so 
kann man schon im vorhinein ahnen , dass die Lectnre des Buches 
ffir Katholiken eben keine angenehme sein kami. Erzählt doch die 
objective Geschichte des hier bebandelten Zeitraumes eine Beihe von 
peinlichen Verwickelungen, eine Menge den Päpsten von den welt- 
lichen Mächten , von Verschwörern und den aufgehetzten ünter- 
thanen zugefügten Unbilden und Verlegenheiten. Um 1700 stehen 
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wir ja schon inmitten jener Zeit, von welcher Louis Blanc sagen 
konnte: >die Monarchen begannen den Papst mit eisernen Hand- 
schuhen zu ohrfeigen. Die Autorität war in ihrer Wurzel ange- 
griffea imd die Democratie zog den Nutzen daraus. c ^uch der Ver- 
fasser sagt: »S« 80, dem Papste Cleinens XIL gegeBobar habe der 
KOttig m Neapel »zum Schaden noch den Hehn geffigt, völker- 
rechtswidrige Selbsthilfe als reine Qrossmuth verkfLadigt.€ Und 
S. 120 über das Verhalten der bodrbonisehen HOfe gegendber Cle- 
mens XIIT. : »Man begreift da, dass Clemens ob solcher Zumuthung 
und der gewaltsamen Art, wie man sie ihm aufdrang, in die Worte 
ausgebrochen ist: Christi Statthalter wird gleich dem niedrigsten 
der Menschen behandelt.« Vgl. S. 174 über die ersten Regierun g3- 
jahre Pius' VI. : »Sa schritt das Papstthum in den ersten f&ofsehn 
Jahren der ttegiening Pins' VI. von dner Bntsagnng zur andern. 
Wenn es sich fögte, ward ihm für mm Nachgiebigkeit, die man 
fftr eine erzwungene nahm, kein Dank ; wenn es Widerstand leistete 
ward derselbe zu einem Gegenstande des Spottes oder Mitleids oder 
auch wohlfeiler Entrüstung für Viele« n. s. w. Vgl. ferner S. 252 
über die Lage Pius VII. gegenüber den Anraassungen des eben auf 
den BLaiserthroQ gelangten und überdies mit der lombardischen Königs- 
krone geschmfickten Napoleon t »Bus VII. hat den Widerstand gegen 
die Zomnthnngen, so an ihn gestellt wurden, nicht ans Eigensinn 
nntemommen: aber die Nothweiidigkeit liess ihnen keine Wahl. 
Der AUeinbeherrseher Uber ItaKen konnte den Papstkönig in Rom, 
der es mit seinem geistlichen und weltlichen Herrscherberuf ernst 
nehmen wollte, neben sich nicht dulden.« S. 260 nach Anführung 
einer Klage Napoleon's, dass der Papst »alles Mass des Erträglichen 
überschreite, urtheilt der Verfasser ganz richtig : »Hierbei wäre nur 
schwer zn sagen, worin die Masslosigkeit des Papstes eigentlich be- 
standen habe, und gar nicht schwer herauszufinden, von welcher 
Seite Mass. und Ziel in dem Falle überschritten worden.« — An 
den eitirten und noeh manchen anderen Stellen anerkennt der Ver- 
fasser, dass das Papstthum in dem von ihm hier behandelten Zeit- 
räume häufig ohne die Schuld seiner Träger viel Schlimmes zu er- 
leiden hatte. Aber an . vielen anderen Stellen wird er nicht müde, 
der »Piesterherrschaft« im Kirchenstaate Ungeschicklichkeit, Un- 
fähigkeit und dergleichen nachzusagen und dem katholischen Leser 
die ah sich schon häufig genug peinliche Leetüre dieser Geschichte 
durch eingestreute bittere Bemerkungen, Vergleiche, Anecdoten n. s. w. * 
noch peinlicher zu machen. Mitunter muss er gar weit ausholen, um 
dieses fertig zu bringen, wie z. B. S. 307. Nachdem hier der Ver- 
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fasser einer Intervention Pius VII. bei dem Prinz-Regenten Ton Eng- 
land für die Milderung des dem entthronten Napoleon auf St. Helena 
beschiedenen Loses Erwähnung gethan , fährt er fort: »*Wenn man 
dieses edel gehaltene Papstscbreiben mit dem Jubelruf vergleicht, 
in den Innocenz IV. anf die Nachricht vom Tode Kaiser Friedrichs IL 
. aasgebroehen ist, so wird man zngeattohen, dass unser vielgelftstertes 
Jahrhondert dem Mittelalter an Hamanitftt und religiösem Sinne 
doch yorans und Pins VII., als Christ wie als Menseh, dem macht- 
vollen Papste, der dem grössten der Staufen ins Grab nachgeflucht 
hat, weit überlegen ist.c Natürlich ermangelt er nicht, die in pro- 
testantischeu und freimaurerischen Blättern so oft aufgewärmten 

Fabeln von der Gunst, in welcher Pius IX. vor seinem Eintritte in 

• 

den geistlichen Stand bei den Franen sollte gestanden sein, S. 369 f. 
sich anzneign^. Dagegen hat er ebendort S. 370 ganz fibersehen, 
dass Pius IX. nicht nor Yon Gr^or XVI. im Jahre 1832 zum Erz* 
bischof Yon Imola, sondern bereits 1827 von Leo XII. znm Erzbischof 

von Spoleto ernannt worden ist. Ueberaus gehässig ist das S. 392 
über »den unbeugsamen priesterlichen Stolz« Pius' IX. Gesagte, und 
nicht minder die , gar nicht zum Thema des Verfassers gehörigen 
Tiraden über die lehramtliche Unfehlbarkeit des Papstes auf S. 425: 
9tfirwahr, diese theils schon* verwirklichten , theils nach aller Bogel 
Yorbereiteten, mit aller Zuversicht erwarteten grossen Brfolge waren 
ganz geeignet, den streitsfichtigstCn und geistreichen Verfechter des 
Papstthums in die Täuscbang za wiegen , als sei nun die Zeit ge- 
kommen, die Maske abzuwerfen und der Welt zu verkünden: »dass 
der Nachfolger des hl. Petrus der Stellvertreter Christi und sein 
Aussprach unfehlbar, seine Entscheidungen irreformabel seien, dass 
Er in der Kirche und in der Welt alle Rechte habe, die er sich 
selbst zoschreibtc Hier ist, nebenbei bemerkt,. Wahres und Halb* 
wahres, Missverstandenes und Falsches in buntem Gemenge durch- 
einander geworfen, wie es denn überhaupt eine der grOssten Schwä- 
chen des Buches ist, dass der Verfasser von der katholischen Glau- 
benslehre und Kirchenverfassung nur mangelhafte, schiefe und mehr- 
fach ganz unrichtige Vorstellungen hat. So heisst es S. 252 : »Unter 
einem ersachte Napoleon den Papst um Nichtigkeitserklärung der 
Ehe, die sein Bruder Jerome in Baltimore mit einer amerikanischen 
Kaufmannstochter geschlossen, zumal die dem Prinzen angetraute 
Frau eine Protestantin sei. Aber ... der Papst brachte seine Vor- 
eingenommenheit gegen Mischehen, nur um dem Kaiser keinen Ge- 
lallen erweisen zu müssen, lieber zum Schweigen.« Als ob es im 
Belieben, oder auch nur in der Macht des Papstes stünde, eine ein- 
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mal giltig geschlossene Kfae, mag* sie auch eine Mischehe sein, wenn 
ihr nur kein irennemles Ehehinderiiiss eiitj^pgensteht, für nichtig zu 
erklären. Die Nichtigkeit der von Napoleuii versuchten Begründung 
seines Ansuchens ist ohnehin schon oft dargethan worden und wurde 
ihm auch gleich danials vom Papste mit aller Geduld auseiuander- 
gesetzt. Da der Verfasser aach an mehreren Stellen des Werkes Ton . 
Concordaten reden rouss, so tritt anch hie und da bei solchen Ge- 
legenheiten seine mangelhafte Eenntniss der kirchlichen Rechte and 
Anschauungen zu Tage. Was soll man aber eM über folgenden 
Passus denken: »Beiiedict XIII. hielt überhaupt an dem ihomisti- 
sehen (?!) Grnndsaize, dass mau für ein frommes Werk auch durch 
Mittel, die nicht zu den anständigen zählen, sich Geld verschaffen 
dürfe. <^ (S. 65). Man möge alle 84 Quartbände der Werke des 
hL Thomas durcbsucben, man wird doch gar nichts linden, was nur 
irgend wie in 'diesem Sinne gedeutet werden konnte! Wohl aber 
das Oegentheil, z. B. Gomment. in epist. ad Kom. cp. 3. lect. 1. ad 
fin. : Non est perveniendum ad bonum finem per mala. Man könnte 
nur neugiepg sein, wie der Verfasser zu so unqualiticirbaren Be- 
schuldigungen des Thoniismus kummt. Ganz einfach ! Sein Haschen 
nach Bonmots und Anecdoten lässt ihn aus venetianischen Kelaticuen 
auch Unverstandenes , wie auch mancherlei Klatsch abschreiben, 
z. B. 8. 148 Ton 18,000 Scudi, die vom päpstlichen Getreideliete- 
ranten Bischi für Seelenmessen sollten verausgabt worden sein, um 
eine reiche Ernte zu erflehen ; S. 123 von der »Knauserei des Je- 
suitengenerals,« wo in der Note die venetianische Depesche von im- 
mense ricliezze des Jesuitenortlens faselt. Ueberhaupt hat der Ver- 
fasser gar schlimme BegriiVe von den Jesuiten und findet öfter Ge- 
legenheit, dieses Schreckbild für grosse und kleine Kinder mit der 
Kohle auf die Wand zu zeichnen. Interessant sind seine Wort^^ ül)er 
die Unterdrückung der Gesellschaft S. 113: »Bei dieser Unter- 
drdckung wurde selbst grausame Härte nicht immer vermieden r 
auch ist ein guter Theil von dem, was den Jesuiten damals zur 
Last gelegt wurde, nicht zu erweisen. Die Höfe gingeu wider sie 
mit grosser Willkühr vor und in die politisehen Beweggründe, 
welche die Entfernung des Ordens geboten haben , mischten sich 
Motive schmutziger Art. Offen ist dies seli)st von Männern ausge- 
sagt worden, die den Kampf wider den Jesuitismus mit den schärf- 
sten Waffen des Geistes geführt, aber die Gerechtigkeit doch über 
Parteirucksichten gestellt haben: von Voltaire, welcher gegen Pom- * 
bal deisshalb den Vorwurf der Heuchelei erhebt, und Diderot, der es 
ausspricht, dass in Frankreich der Fanatismus, in Portugal die Hab- 
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sacht snr Aasweisnng der Jesuiten getrieben haben. Allein nnyer- 
dient war darum ihr Schicksal nicht: sie tndgen nicht alle die Misse* 

thaten, deren sie von Porabal und den bourboniscben Regierungen 
geziehen wurden, begangen haben; doch ihre wirklichen Vergehen 
waren um Vieles scliwerer, als selbst ihre Geo^ner es Wort haben 
wollten. Der Orden hat den Stand der geistigen Entwickelung und 
der Moral bei den romanischen Völkern gewaltsam, frevelhaft herab- 
gedruckt Ihn von sich auszustossen, war ein Akt der Selbster» 
haltnng, bei dem auch eine minder gewissenhafte Wahl der Mittel 
zn entschuldigen oder doch zu begreifen ist.« S. 143 sagt er: »die 
Jesuiten haben die Fabel verbreitet, dass er (Clemens XIV.) zur 
Strafe für die Unterdrückung der Gesellschaft in Geisteszerrüttung 
gefallen und in solclieni Zustand bis zu seinem Tode geblieben sei. 
Von Augastin Theiner ist die Grundlosigkeit dieser läppischen Je- 
suitenlegende erwiesen worden. Völlig unerweislich dagegen ist die 
Wahrheit oder FakchkeU (oho!) des Gerächtes, welches den Tod des 
Papstes auf ihm gegebenes jesuitisches Gift znrückführt.c Wir 
würden dem Verfasser rathen, seine Darstellnng der auf die 
Jesuiten bezüglichen Parthien seines Werkes nicht lediglich auf 
Huber, Theiner und protestantische Autoren zu stützen, sondern auch 
die analogen Werke von Cretineau-Joly, Bnss, Riffel, Ravignan und 
besonders das anonyme aber die Parteilichkeit Tlieiners trefflich be- 
leuchtende Werk: »Clemens XIV. und die Aufhebung der Gesell- 
schaft Jesu. Bine kritische Beleuchtung von Dr. Aug. Thewer's 
Geschichte des Pontificats Clemens XIF. Augsburg, Kollmann, 1854.c 
351 SS. 8. zu Bathe ziehen. 

Ein zweites Schreckbild « welches die Phantasie und dem- 
gemäss auch die Feder des Verfassers wiederholt sich ausmalt, ist 
die römische Inquisition. Vgl. S. 17 ff. Im Jahre 1848 habe man 
nach Vertreibung der betreifenden päpstlichen Beamten im Gebäude 
der Inquisition »Spuren frischer und ganz eigenthümlich anstössiger 
Benützung entdeckt ,c erzählt der Verfasser S. 418 unter Berufung 
auf La Farinä. üeber dieses Spectakelstück, welches die Bevoln- 
tiottäre ersonnen hatten, um dem »befreitenc römischen Volke die 
Wohlthat dieser Befreiung recht augenscheinlich zu machen, ver- 
gleiche man Maguire^ Rom und sein Beherrscher, in deutscher 
Ueberseizung , Köln, Bachem, 1859. II, 35 f. Dieses Werk und 
MargoUi's »Rom und London« bietet für so manche vom Verfasser 
' auf Treu und Glauben arglos hingenommene Verlästerungen der 
päpstlichen Regierung ganz noth wendige Aufkl&rnngen und Ver- 
besserungen. 

ArohW fdr Kireheiireehh XLIX. 11 
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Dagegen machte eine Reihe von Stellen dieses Baches, worin 
der Verfosser von der Friedfertigkeit und den loyalen Absiehfcen 
Piemonis, von de^ ihm aafgedmngeaen Nothvehr, von der M&ssigong 
nnd TersOhnliebkeit der Berointionäre von 1848, von der Volksthüm- 

lichkt'it ihrer Pläne n. dorl. redet, auf den besser Unterrichteten nur 
den Eindruclc des Naiven. Wir wollen nur die eine oder die andere 
derartige Aensserung ausheben. Sclion S. 412 ist von »wobloaeinen- 
den Bathschlägen Piemont's« die Rede, welches eine Besatzung für 
Born anbot, soirohl zur Sicherung der Person des Papstes, als aoch 
nm 9 dem Parlamenjbe und dem Volke wider die Ünternebmungen der 
retrograden Partei« Sicherheit zu gewähren. Noch naiver S. 414: 
»Es lag völlig in der Hand des päpstlichen Hofes (in Ga€ta), der 
gemässigten Partei unter den Römern die Oberhand zu verschatlen 
und die friedliche Unterwerfung der Stadt auf Bedingungen zu er- 
langen, welche für erlittene Unbill Genugthung, für die Zukunft 
Sicherheit gebracht hätten; aber za. Gaeta hüllte man sich in Schwei- 
gen; der Sinn war auf Höheres, auf Wiederherstellung der priester- 
lichen Alleinherrschaft gerichtet.« S. 415 : »Je mehr sich die Re- 
volution befestigte, desto sicherer konnte der Hof von Gadta a^f 
auswärtigen Beistand rechnen, desto klarer die Nothwendigkeit eines 
solchen zur Geltung bringen. Dass ihm dies gelungen ist, lässt sich, 
nach dem Erfolg zu urtheilen , nicht in Abrede stellen; misslungeu 
dagegen ist diesem Hofe die Erbringung des Beweises, dass in Korn 
und im Kirchenstaate nur eine waghalsige republikanische Minder- 
heit gegen den Papst gehetzt und den andern loyal gesinnten Theil 
der Bevölkerung, welcher die Mehrheit sei, tyrannisirt habe. Denn 
die Wahled zur constitnireuden Versammlang gingen unter starker 
' Betheiligung des Volkes und in grösster Ordnung vor sich, trotz des 
Kirchenbannes, den Pius im voraus über alle Wähler verhängt hatte. 
Und als diese Constituante ... die Aufiiehung der weltlichen Pupst- 
gewalt beschloss ... da haben die alten, noch unter Pius' Herrschaft 
gewählten Communal -Vertretungen sammtlich dem- Votum beige- 
pflichtet; von mehr als 160 Gemeinden des Staates sind Zustim- 
mungsadressen an ' die Constituante abgegangen. Dem gegenüber 
Iftsst sich immer noch behaupten , dass es einen loyal zum Papste 
haltenden Theil der Bevölkerung gei^eben habe ; aber unmöglich be- 
streiten, dass er entschieden in der Minderheit gewesen ist.« Aehn- 
lich S. 419, 421 f. — Allein wie es bei den Wahlen zugeht, nnil 
wie man Zustirnmungsadressen zu Stande bringt, sollte iu unserer 
constitutionellen Zeit doch Jedermann wissen, der offene Augen hat. 
Zufällig kommt uns, während wir dieses schreiben, ein Referat der 
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»Historisch-politischen Blätter« (Bd. 90. S. 382 ff.) über Jervis Gal- 
licau Church aml the Revolution unter die Augen. Wir lesen da: 
»Schon laine betont in seiner »Conqu§te Jacobiüidc die scheinbar 
QDglanbliche Thatsache, dass wAbreod der langen Pein jener schreck* 
lieben Jaibre (der französischen Bevolution 1789 ff.) das ganze Land 
▼oh einer kleihen Minoritftt beherrscht ward , die ausschliesslich ans . 
Personen des niedersten Standes und schlimmsten Charakters bestand 
und niemals 300,000 ülierstieg. Diese Minderheit hat es mittels 
einer geschickt eingerichteten Maschinerie von Clubs und Aus- 
schüssen 'SU Stande gebracht , die grosse Masse der Bevölkerung zu 
tororisiren und zn de^noralisiren. Von 7. Millionen Urwählern ver- 
nachlässigten es aber 6 fifillionen, ihr Wahlrecht anszntlben, sei es 
ans Furcht oder ans Gleichgültigkeit. Von den 745 Mitgliedern der 
legislativen Versammlung . . . waren 400 Ädvocaten und 19 Zwan- 
zigstel besassen »keine Equipage , sondern nur einen Regenschirm 

• und ein paar Ueberschulie ,« so dass das Gesammteigenthum der 
Körperschaft den Werth von 400,000 Francs nicht überstieg. Sie 
war thatsächlich durch die Jucohinerclubs gewählt. Der Convent 
stand noch vi^iliger nnter der Gontrole der Jacobiner. In Avignon 
z. B. hielt eine Bande von 350 Meuchelmördern unter ihren jacobini- 

. sehen Ffihrern eine Stadt ^on 30,000 Einwohnern, von denen im 
Laute weniger Tage einige Hundert abgeschlachtet wurden, in wahn- 
sinnigen Schrecken. Nur durch die gewissenlose Manipulation des 
in der Theorie allgemeinen Sliramreclits, das aber in der Praxis von 
einer Cliq^neu- Regierung dirigirt ivar^ kann die Schreckensherrschaft 
•erklärt werden.« — Ja der Verfasser versteht dieses selbst, wenn es 
sich um Wahlen handelt, welche unter der geordneten päpstlichen 
Regierung stattgefunden haben. Vgl. S. 290: »Von diesen nnter 
solche Vormundschaft gestellten Körperschaften war ein Ternar-Vor- 
schlag nach Gunst, nicht nach Verdienst zu erwarten !c — Noch 
ein paar Zugeständnisse des Verfassers wollen wir registriren. 
S. 453: »Ja, es ist grossentheils aus Cavour's Einwirkung herzu- 
leiten, wenn das Verlangen nach dem Besitze Bom's, trotz aller noch 
80 schroffen Abweisaug seitens ^ Frankreich's, ein lehendiges geblieben 
ist.€^ Jä, das glauben wir auch: wie man es treibt, so geht es. 

^ Ferner S. 335: »Im dritten und Anfangs des vierten Decenninms 
unseres Jahrhunderts hat diejenige Idee, welche als die rettende und ' 
befreiende sich erweisin sollte, für ein gar schönes, aber praktisch 
genommen werthloses Hirngespinst gegolten.« Die Anmerkung hiezu 
sagt: »Sehr kleinmüthige, um nicht zu sagen, abfällige Meinungen 
selbst hervorragender Italiener über die Einheitsidee verzeichnet Grer- 

11* 
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vinus . . . Als Mazzini 1831 nach Paris kam, fand er dort alle ita- 
lienische Flücbtliüge als Föderalisten, kein einziger von ihnen war 
ünitarier.« 

Wir glaaben, dass die bisherige Geschichte des znsammenge*' 
raubten Einheitsstaates diesen Föderalisten Recht gegeben hat und 
trOsten ans damit, dass noch nicht aller Tage Abenil ist ' 

Graz. Prof. Dr. J?V*. Simomk, 

2. Ä ]cathoUcu.<i cgyMz hirtohjoga (Das Besitzrecht der hatholi^ 
sehen Kirche). Budapefit 1882. 

Die Schrift behandelt das kirchliche Besitzreclit mit besonderer 
Berücksichtigung der neueren staatsrechtlichen Theorien und des 
Patronatsrechtes. Veranlassung dazu gaben die Angrifte, denen die 
angarischen katholischen Stifbnngen and Fonde aasgesetzt sind. Der 
Verfasser leitet das Besitzrecht der Kirche in streng logischer Form 
and Consequenz von der Idee der »Soeietas perfectac and den naiar- 
rechtlichen Principien des Besitz- und Eigenthumsrechtes ab, oline 
des göttlichen und historischen Rechtes der Kirclie zu verges?!en; 
das sogenannte »dominium eminens« des Staates, insofern man unter 
demselben ein eigentliches Eigenthumsrecht versteht, wird gründlich 
widerlegt. Die von ihm eingehend behandelte Frage über das Bechts- 
snbject der Eirchengüter entscheidet der Verfasser dahin, dass die 
Gesaromtkirche, vertreten darch ihr Oberhaapt das Obereigeatham, 
die einzelnen kirchtich'en Institute hingegen Kntzniessangsrecht be- 
sitzen ; zur Begründung seiner Those be'ruft er sich nicht blos auf 
kirchenrechtliche und historische Gründe, sondern auch auf das 
Rechtsverhältuiss, das zwischen einer vollkommenen Gesellschaft und 
4en ihrem Zwecke dienenden öffentlichen Gesellschaften obwaltet; letz- 
teres Argument scheint uns indessen nicht ganz condudent zn sein, 
denn sonst mösste auch ein Oboreigentham des Staates auf alle, 
aach nicht vom Staate gegründeten öffentliche Anstalten, die dem 
Staatszweck dienstbar sind, anerkannt werden, was wir nicht f&r 
waln st beinlich halten. Die Frage über das Rechtssubject der Kirchen- 
güter hat besonders für Ungarn praktiselie Wichtigkeit gegenüber 
der sogenannten autononiischen Bestrebungen, indem das Statut des 
Autonomie-Congresses vom Jahre 1871 als Rechtssubject der kirch- 
lichen Güter and Stiftungen die katholische ungarische Kirche be- 
stimmte. Da nicht angenommen werden kann, dass die Mehrheit 
.des Congresses die ankirchliche Theorie Sarpe's von dem Bechts- 
eigenthnra der Kirchengemeinde zn der seinigen machen wollte; so 
ist wohl die katholische ungarische Kirche als R'^cht>;8ubject der 
Kirchengüter in dem Siune zu verstehen: insofern und weil dieselbe 
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ein Glied der durch den römischen Papst vertretonen Ge.sammtkirche 
ist. Trotzdem theileii wir mit dem Verfasser die ßesorgniss , dass 
derlei Rechtsbestim inuiigen zu natioualkirchlichen Velleitiiten Veran- 
lassung geben können; den Artikel XXXI. des Concordates vom 
Jahre 1855 hält der Verfasser ala geeignetste Lösung der Schwierig-^ 
keitoo bezüglich der Yerwaltong nnd der in demselben Artikel in 
Aussicht gestellten Dismembrirang des Beligions- ünd Stndientondes* 
Die Autonomie erscheint dem Verfasser auch darum im bedenklichen 
Lichte, weil sie auf dem Repräsentativ-System beruht. Interessant 
ist eine warnende Stelle aus Minghettis Werk: »State e chiesa,« 
die in der Broschüre niitgetheilt wird. Minghetti gibt nämlich 
S. 240 der Ueberzeugung Ausdruck, dass wenn einmal bezüglich der 
kirchlichen Guterverwaltung das Repräsentativ-System zugestanden 
wird, d. h. d^m weltlichen Element und dem niedern Klerus ist dann 
der [Weg geöffnet zur Durchführung -aller jener Veränderungen, die 
den Bedürfnissen ihrer Gewissen (?) nnd den Erfordemngen des Zeit- 
geistes entsprechen, und zwar nicht nur bezüglich der in den Be- 
reich der Kirche fallenden weltlichen Dinge, sondern auch hinsicht- 
lich der geistlichen Dinge. Die letzte These der Broschüre be- 
schäftigt sich mit dem Patronatsrechte, insbesondere mit dem könig- 
lichen Patronat, das der Verfasser bezüglich der ungarischen kirclien- 
poUtischen Praxis bezeichnend ein »mare magnum« nennt, mit dem 
man allerlei Eingriflfe in kirchliche Angelegenheiten zn rechtfertigen 
pflegt; in Folge dessen wird bewiesen, dass auch das Patronatsreeht 
keinerlei Eigenthum begründet. Bei der Besprechung des könig- 
lichen-Patronats wird auch die Concordatsfrage berührt; der Ver- 
fasser ist der Ansicht, dass dasselbe auch jetzt noch für Ungarn' 
Geltung habe. Sollte auch Jemand der Meinung des Vertassei« be- 
züglich der formellen Giltigkeit nicht vollständig beipflichten, soviel 
Iftsst sich mit aller Bestimmtheit behaupten, dass eben das €k>ncordat 
die sicherste Gewährleistung der königlichen Privilegien ist. Gerade 
in neuester Zeit wurd ja selbst das vom Papst Sylvester II. König 
Stephan dem Heiligen verliehene Ernennnngsrecht als ein Privilegium 
personale dargestellt, wie dies Domherr Knaur im Üj-Magyar Sion 
versucht hat (Jahrg. 1880, S. 157—690). Aus dieser Inhaltsangabe 
ist ersichtlich, dass der Broschüre eben darum, weil sie die brennen- 
den Tagesfragen der Katholiken Ungarns gründlich und im kirch- , 
liehen Geiste behandelt, die weiteste Verbreitung nnd volle Beachtung 
zu wünschen ist. 

Dr. Böredy. 
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3. Katholisches Eherecht mit IHnblich auf die CiviJgcsci.z(j(Mingen 
in Oesterreich^ Prcussen und (Fussisch) PoIeHj von Dr. Josef 
Felcjsar^ o. ö. Prof. der Theologie an der 7c. Je. Jagellonißchen 
Unwersm. — Krakau 1882. 1. Tkeä. 128 S. 8. 

w Auftiyi, w Prusach i Erölestwie Polsidem). 

■ 

Der gelehrte* Terfasser des Werkes »Pias IX. and seia Zeit- 
alter« (Pius IX. i je<.{0 wiek), Prof. Dr. Fdcmr hat trotz seiner 

vielfachen sonstigen Thütigkeit als derzeitiger Rector, Landtagsab- 
geordneter und gefeierter Kanzelreduer noeh Zeit und Müsse ge- 
fanden, ein vorzügliches katholisches Eherecht fertig zu stellen, 
dessen I. Abtheilung schon im Druck vorliegt. Während der auch 
in der deutschen Literatur rühmlich bekannte Canonist Prof. Dr. 
HeyMnumn sein im Jahre 1857 in Krakau erschienenes Lehrbuch des 
hathdischm Ehereehts in Oesterreich (Wiklad prawa o malzeüstwie 
katoliköw w paüstwie Austryackiem) auf überwiegend reincanonischer 
Grundlage aufl)aute, hingegen Prof. Dr. Rittner sein Oesterreichi- 
sches Eherecht (Leipzig 1876) auf dem allgem. bürgerl. Gesetzbucbe 
basirte, hat Dr. Pelczar sich die Aufgabe gesetzt bei der Behand- 
lang der christlichen Ehenormen auch die Bestimmungen des öster- 
reichischen, prenssischen und polnischen Civilgesetzes gelegentlich 
heranzuziehen. Pelczar's W^k verdient in seinen gründlichen Ans- 
föhrungen auch auf juristischer Seite alle Beachtung, obgleich es 
. zunächst für die Pfarrer und überhaupt die geistlichen Kreise zu 
dienen bestimmt ist. Mit Rücksicht auf die seelsorgerlicheu Bedürf- 
nisse ist auch eine reiche Casuistik gegeben. 

In funt Hauptstücken dieser ersten Abtheilung bespricht der 
Verfasser den Ehebegriff im Allgemeinen , die EheTerlöhnisse , das 
Brautezamen, das Aufgebot und beginnt er die Lehre ?on den Ehe- 
hindernissen. Dem Gkmzen wird eine Uebersicht über die in la- 
teinischer, deutscher, französischer und polnischer Sprache vorhan- 
dene eherechtliche Literatur vorausgeschickt. Was den Ehebegriff 
anlangt, wären wie uns dünkt vielmelir die zwischen der civilrecht- 
lichen und kirchenrechtlichen Auffassung obwaltenden Differenzen 
nachdrücklich zu betonen. Der Autor üxirt die canouische Delini- 
tion dahin, »die Ehe sei eine gesetzmässige Verbindung zweier Per- 
sonen verschiedenen Geschlechtes, die von Christus unserem Heilande 
zur saeramentalen Würde erhohen, und dazu ausersehen ist, um 
zwischen ihnen eine vollständige und ungetheilte Gemeinschaft zu 
begründen« . . . Hier wäre es wohl angedeutet gewesen, das in der 
körperlichen und geistigen Vereinigung liegende Endziel stärker her- 
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zuheben, damit die yoq der naturgemässeD Beiriedigung des Ge- 
schlechtstriebes abhängige Erhaltung der Menschheit nicht ganz im 
Hintergrande bleibe. Treffend ist hier aber die Geschichte der ehe-, 
liehen Institution in Kürze dargestellt. Was die Fragen über den 

Ausspen<ler, die Forni niid Materie des Sacranientes der Ehe betrifft, 
adoptirt der Autor die lieute allgemein im Gegensatze zu Melchior 
Canus geltende Ansicht, die Spender des Sacramentes seien die Con- 
traheuten selbst, die Materie liege in der wechselseitigen Hingabe 
(weiters also sind es die Contrahenten) ; die Form endlich bilde die 
ausdrückliche oder symbolische Willenserklärung. Hier wiederlegt 
Dr. Pelczar in einer sehr gelungenen Ausführung die yom hoch- 
seligen Papste Pius IX. mehrfach rcprobirten Ansichten des Marcus 
Antonius de Dominis und Johann Launov sammt ihren Nachbetern, 
wie sich diesellien in der febroniauischen, gallicanischen und janseni- 
süschen Eicbtung uameuUich durch diese These inanifestirt haben, 
Ehevertrag und Sacrameni der Ehe seien scharf zu unterscheiden, 
saehgemftssig nnterüege der bürgerlich-politische £hevertrag ganz 
und gar den rechtlichen Gesetzen, und nur das vom Ehebegriffe 
spitzfindig abgeäste Saerament unterstehe der Kirche. Es hiesse 
Eulen nach Athen tragen, wollte man alle aus dieser sofistischeu 
Dinstinction in Frankreich, Deutschland, Italien, Spanien und insbe- 
sondere bei uns in Oesterreich unter Kai.ser Josef IL von dienstwil- 
ligen Kirchenrechtsdocenten und die staatliche Omifipotenz befürwor- 
tenden Pseudo-Staatsmännern hergeleiteten Folgerungen und das aus ^ 
dem Sophisma geschöpfte Füllhorn von Coercitivmitteln und unwür- 
digen Massregelungen der legitimen Kirchengewalt ganz nach Ge- 
bühr darstellen und mit einer odiosen Beispielsammlung illnstriren. 
In dem Institut der Ehe sind allerdings ethische, religiöse und recht- 
liche Momente mit einander verwebt, dies aber so innig, dass Eines 
von dem Anderen nicht getrennt werden kann; wie aber jede That- 
sacbe nach aussenhin wirksam ist, so manifestirt sich dies auch in 
dem Ehebündnisse durch das wechselseitige Einverständniss und die 
wechselweise Einwilligung, welche allerdings Analogien mit einem 
Vertrage hat, dennoch aber keineswegs ein gewühnlicher , von dem 
Willen der Parteien abhangiger Contract ist, sondern eine im ange- 
borenen und im göttlichen Rechte begründete Erscheinung darstellt, 
die keiner Wandelbarkeit des mensehlichen Willens unterliegt und 
von Christus dem Herrn mit sacramentalischer Eigenschaft ausge- 
stattet als ein ijeiligthum unter die Obhut und Verwaltung geist- 
licher Behörden gestellt wurde.« 

Etwa? nur obenhin begründet dünkt uns die Anschauung des 
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Aators, wornach die Gewalt, auflösende Uiuderiiisse zu statuiren, und 
bezüglich derselben zu dispensiren, sowie die Gerichtsbarkeit ia 
Beditestreiteii wegen GiltigMt eiaiar £he, dann Verl^iosa- oder 
Sclieidnngs-ADgelegenbeUen in die Competonz der Kirche »fiillen, in- 
dem die Worte des Erldseis: »was du auf Erden binden wirst, soll 
auch im Himmel gebunden seiD,€ nicht vollständig den Fragepunkt 
erschöpfen. Wir sind vielmehr der Ansicht, der rechtsfönnliche Be- 
weis liege eigentlich iu der Thatsache einer ursprünglich göttlichen 
Einsetzung der Ehe, einer Eestituirung und Erhöhung derselben zutn 
Sacramente durch Christus. — Baraus erst lässt sich grundhältig 
folgm* die £he sei <mie dorobaus kircblidie Institation nnd in den 
Bereieh der Staatsgewalt gehöre nnr die Regnlimng der ans der Ehe 
entspringenden civilreohtlichen Wirkungen. 

Im Verfolge seiner Anfgabe entrollt der Verfasser in Gmnd- 
zügen eine Geschichte der s. g. Civilehe in Holland, Frankreich, 
Polen, Deutschland, Italien, Schweiz, Spanien, Oesterreicli, und ge- 
langt im unmittelbaren Gegensatze zu Luthers Doctrinen ^), zu dem 
woblbegreiflichen Schlusssatze, dass jede Ehescbliessung von der welt- 
lichen Obrigkeit in Ländern, wo dm Txidentiniscke Decret »TametsU 
gehörig rerlautbart wurde, null nnd nichtig s^ 

Anderer Ansicht sind wir in Bezug auf die s. g. Nothcivilehc^ 
indem wir keinen Grund dafür aasfindig machen können, warum 
diese Art der Civilehe in noch höherem Grade für die Kirche wieder- 
wärtig wäre, was damit zu niotiviren versucht wird: »von der bür- 
gerlichen Gesetzgebung werde einerseits nur die kirchliche Ehe- 
schliessung als allein verbindlich und rechtsgiltig erklärt, anderer- 
seits gestatte aber dieselbe Legislation in manchen fällen davon 
abzuweichen und yon der Civilehe Gebrauch zu machen , was schon 
an sich, ein flagranter Widerspruch ist.c 

Wir aber vermeinen, es präjudizire caeteris parihus angesichts 
der nivellirenden Tendenzen des Liberalismus die Nothcivilehe viel 
weniger dem Ansehen und der Autorität der Kirche, als es eiu 
gänzlicher Zwiespalt zwischen Staat und Kirche thun würde. Ein 
einziger Blick auf Prankreich und Oesterreich dürfte unsere Ansicht 
nachhaltig bestätigen; in Frankreich hat nur die Oivilebe einzig - 
und allein gesetzmässige Giltigkeit, hingegen besteht in Oesterreich 
die kirchliche Ehesehliessnngsform als Begel, während die Civilehe 
»hlos eine Staatsnothwendigkeitc war (wie das damalige Bürger- 

1) >E8 kann Niemand leugnen, dass die Ehe ein weltlich äusserlich 
Ding ist, wie Kleider und vSpeise, Haus und Hof, weltlicher Obrigkeit mitOT- 
worfen.« Luthor's linuniliche Werke, bemoag. T<m Walch» X, S. 892. 
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miiikterium dedbdrte), und notorisch als exceptiooeUe filiesohliessang 
zu bei HUB siemlich seltenen £reigiii«8ea zfthlt^). 

• Nack dieser Darstellang der. Wesenheit, des Oharakters, deir 
Endziele und der Güter der Khe beginnt eine Schilderung der ver- 
schiedenen GestaltiinjSfen derselben, wobei die betreffenden kirchlichen 
und weltlichen Vorschriften angelührt sind. Es ist dies ejn löb- 
licher und praktischer Vorgang, die kirchlichen uud weltlichen 
Normen vergleieheod neben einander zu stellen, was Torzngsweise 
den Stndirenden aagen^UgeD Nutzen leistet. 

Der IL Abschnitt (ß, 55 — 93) handelt von EhererlObnissen. 
Hier wird die nicht nninteressante Frage aufgeworfen, ob ein Ehe- 
▼erlftbnissP absolut ungiltig sei, wofern zwischen den Verlobten irgend 
ein canouisches P^hehiiiderniss obwaltet, l^edeutende canonistische 
Schriftsteller, wie Jjc Luca , Schulte, Kuisclikcr, Verimj, Riitner^ 
Phillips, gehen von der strengen Ansicht der römischen Juristen 
ans, dass eine nugiltige Reclitshandlung auch in Hinknnft nicht 
gWüf werden könne durch Beseitigung des üngUtigkeitsgrundes*), 
und behaupten gestützt auf mehrfkche Entscheidungen der Congre- 
gatio O&neüU und der Bota romana, mit Entschiedenheit die Rechts- 
nnwirksamkeit eines derartigen Verlöbnisses selbst dann, wenn das- 
selbe unter der Bedingung der einzuholenden Dispensation abge- 
sclilossen worden; im besten Falle geben sie nur Ausnahmen zu für 
Unmündige und unter gewissen Restrictionen für Verlöbnisse zwi- 
schen Katholiken und Akatholiken. Dr. Pelczar schlägt einen ra- 
tionellen Mittelweg ein, indem er die Ansieht aufstellt, das Yerlöb- 
nisa sei in diesem FaUe, wo die Coptral^enten bedingungslos vor- 
gehen, gftnzlioh kraftlos, was auch dann eintrügt, wenn das vorkom- 
mende Hinderniss entweder gar nicht, oder äusserst selten nur be- 
hoben werden kann*). Anders gestalte sich die Sache, wenn das 
Hinderniss behebbar ist und von Seiner Heiligkeit in derlei Fällen 
gewöimlich die Dispens ertheilt zu werden pflegt, weil ja diese Be- 
dingung w papa dispensav$irU* im gegebenen Falle (d. h. si im' 
pedimenkm est dispensabüe e6 8mt eaiusae suffieietites) eine red- 

1) Es gibt viele Gegner der Nolhcivilche; s. z. B. das ausgezeichnete 
Werk von Prof. Dr. Franz K<t.sp(trek u. d. T. AlUitmeinea Staatsrecht 
(Prawo politycznc ogölne). Krakau 1877 — 1881, I, S. 284. 

2) Kulkol. KircUtnreciU (Prawo koscieluo), Lemberg 1878 uud 1879, 
n. Bd^ S. 352. 

3) >— Nnllum enim paetnm, mill&in oonventionem, ntdlnm contractam 
inter eot videri Tolonras snlweciitaiD, qnicontrahontlegeeontiahereprohibonte.« 
L. 5. a L 14 

4) Z. B. impe4imentum ortHniß, voH tolcmnU^ 
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liehe und radglicke ist, folglieh mit Wirksamkeit dem Verlübnisse 
beigefügt werden kann, welches hernach, wenn die Dispens einlangt, 
ohne neverliebe Oontrahimng volle Giltigkeit erlangt (S. 60). ' 

Weiters ist hier die Rede von den Formen und verschiedenen 
Gestaltungen des Eheve^lüblliss^■s. S. 68 behauptet unser Autor: 
»das bedingungslos dem ersten bedingten nachfolgende spätere Ver- 
Idbnifls, ohne den Eintritt der* Bedingung abzuwarten, sei wirkungs- 
los nnd es kdnne der Terscbmfthete Theil die Hilfe der JBhegerichte 
nm Sistirnng des angebahnten anderen Ehebundnisses ansnchenf oder 
mindestens eine Schadloshaltnng in Anspmeh nehmen, ausser es 
frfirde die znrQektretende Partei einen hinreichenden Gmnd znm 
Rücktritte liaben.« Wir unsererseits halten das nachgefolgte Ver- 
löbniss für gültig; denn in demselben Augenblicke, als das andere. 
Verlöbniss zu Stande kam, zeigt sich ja offenbar, dass die verein- 
barte, Bedingung als beseitigt anzusehen ist, oder mit anderen Wor- 
ten, es ist eine Zeit gekommen, wo die Bedingnng hinfällig wurde 
(tmjnta quo canditio deficit), folglich verliert derjenige, welcher 
unter einer aufschiebenden Bedingung Etwas erworben, jegliche Aus- 
sicht auf Erlangung des intendirten Rechtes, sobald dieses ander- 
weitig begeben wurde; aucii spricht für uiisere Ansicht die Analogie 
mit dem Hindernisse dcficimtis conditionis appositae, wo jemand 
pendenie conditionc eine andere Ehe eingeht, wodurch die frühere 
gänzlich gelöst wird ; endlich spricht für uns die Rücksicht . . . auf 
diesem Wege ungl&cklichen Ehen vorzubeugen. (Gf. Instruct. für 
geistl. Eheger. in Oesterr., §§. 10 und 112). 

Auch handelt hier der Verfasser noch von den Nebenbestim- 
mungen bei Abschliessnng von Verlobnissen, von den pforrlichen 
Obliegenheiten, von der gerichtlichen Procedur in derlei Rechts- 
tällen, endlich von der Schadloshaltung im Falle des Rücktrittes von 
demselben. — Im Allgemeinen bietet dieser Abschnitt dem Leser 
und Forscher durch seine grundhältige Behandlung und Reichlich- 
keit des Stoffes ein ergiebiges und dankbares Material, sei es auch 
nur desswegen, nm den Contrast zwischen den Festsetzungen des 
Eirchenrechtes und der modernen bürgerlichen Gesetzgebungen in 
Betreff der Verlöbnisse zu würdigen, da bekanntlich die letzteren 
das Eheverlöbniss trotz seiner eminent wichtigen Bedeutsamkeit als 
vorbereitender Vertrag mit unberechtigter Nonchalance behandeln 
und meist in wenigen Worten abzufertigen ptlegen ^). 

Das dritte Hauptstuck (S. 94 — 102) bringst die Yorsehriften 

1) Aim dem partieal&ren canon. Eheroehte in Oesterreich (welches noch 
Immer pro foro intemo Geltimg hat) iit xn entnehmen y welche Hodiflcationen 
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über da9 s. g. Brantexamen mit seiner generellen und speciellea 
Tendenz nach Mass^abe des pfemeinen und partricniftren Kirchen- 
rechtes, sowie der staatlichen politisch-kirchlichen Verordnungen. 
Hier fänden wir es wünschenswerth , das Institut des Brautexaniens 
aus den hiscliöflichen Attributionen der altchristlichen Kirchenver- 
fassung herzuleiten, und den üeborgang dieses Befugnisses in den 
Bereich der pfarrlicheu Jariedietieii aus den Postulaten einer Welt- 
rellgion zn rechtfertigen. 

Der vierte Abschnitt (S. 103 -128) bespricht die Lehre vott 

Aufgebote. Nach einleitenden Anmerkungen über Tragweite und die 
historische Grundlage der Verkümiigiingen erörtert der Autor alle 
' diesbezüglichen Fragepuukte nach Weisung des zwar scholastischen - 
aber für mündliche und schriftliche Rede nberaos nutzbaren Ge- 
denkreimes: qui^f qnid, nbi, qnibus äuxiliis, cur, quomodo^ qoando, 
in erschöpfendem Masse unter Zosammenhaltnng der kirchenrecbt- 
lieben und staatsgesetzliehen Vorschriften. Zu den ausführlichen 
Bemerkungen hierüber fügen wir hinzu, dass vor dem Aufgebote die 
voreheliche Prüfung stattfinden soll, und ausserdem machen wir auf 
die Mahnung des Conciliums von Trient aufmerksani, die Verlobten 
sollen entweder bevor es zur Abschliessung der Ehe kommt, oder 
wenigstens drei Tage vor deren CoiDsumation, die Sacramente der 
Busse und der Eucharistie empfangen^). 

Auf den Schlussseiten der ersten Abtheilung des Werkes be- 
gegnen wir der Einleitung zu dem so überaus wichtigen Lehrstoffe 
von den Hindernissen der P]he. Wir erlauben uns angesichts der 
löblichen Redaction des Archivs den Vorbehalt, darüber des Zusam- 
menhanges wegen erst nach dem Erscheinen des zweiten Tbeiles 
relationiren zu dürfen.' ' , 

Wir beschliessen unser Referat mit der willigen Anerkennung 

der allseitigen Verdienstlichkeit des mit grosser Sachken ntniss und 
wahrem Bienenfleisse ausgearbeiteten Handbuches. Heichhaltigkeit 
des Materials, systematische Gliederung, correcter und flicsscnder 
Styl sind darin dankend zu begrüssen und das hiich selbst als eine 
werkliche Bereicherung der polnischen^ fachlicben Literatur zu ver-r 
zeichnen. 

Krakau. Dr. Mfred E, SchlichUng. 

das gemeine Kirchciirccht in dieser Hinsieht zu Cüncordatszeiteu bei uns er- 
fahren hat. (Cf. Hcijzmaun, 1. c. S. 7 — 13). 

1) Conc. Trid. S^.ss. 24. d. Kel'. niatr, cap. 1. v. Postreino. 
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4^ Die eanofiischm Ehekindemisse nach dm geUenaeiii gmethen 
KtrehenreciUe, Für den KuraOHtenie in DMsehhnä^ Oester' 
* reich und der Schweiz praktisch dargestellt von J. Weher^ 
Stadtpfarrcr und Kämmerer in Luda igshurg. Dritte verh. und 
verm. Aufl. Freihurg i. Br., Herder, 188S. VIII u. 527 S. gr. 8. 
Dieses zum praktischen Gebrauche für Seelsorger besonders ge- 
eignete Eherecbli lässt rein theoretische ErjSrterungen und historische 
Eutwickelangen ganz bei Seite, stellt dagegen eingeheod ua4 klar 
und verständiic!! dais geltende katholiscbe Bhereeht dar, li&ufig unter 
wörtlic&er Mittbeflnng der Meinnogen dieser nnd Jener neueren 
Schriftsteller und unter Beifügung eiuer ausgewählten Casuistik nnd 
zahlreicher Formulare. Auch die einschlägigen Bestimmungen der 
bürgerlichen Gesetzbücher werden meistens als Anhang zu den ein- 
zelnen Abschnitten angegeben. Gegen die erste 1872 und zweite 
1875 erschienene Ausgabe ist diese dritte um vier Bogen vermehrt 
und fadt überall siebt man nicht nur die ergänzende , sondern auch 
verbessenuie iHand des Verfassers. Für die der ziveiten Ausgabe 
mit separater Paginiruug beigefugte Ebescheidnngslehre yerweist 
der Verfasser auf die Separatausgabe, die davon erschienen. Ein 
eingehendes Sachregister erhöht den Werth des gediegenen Werkes. 
ö. Joder (bischöfl. Secretär), Uinamovibilife des desservaiüs^ au 
point de vue du droit. (Strasshourg^ Le RouXy 1882), 40 S. 8, 
Die Frage der Versetzbarkeit der s. g. Succursalpfarrer (des- 
servants), der mit voller ptarrlicher Jurisdiction ausgestatteten In- 
hUber von officia curata wurde wissenschaftlich, sowie vbn den . 
EirchenbehO^en ihsbesotodere seit* dem Bescript Oregorii P. 
vom 1. Mai 1845 ernst ventilirt. Seitdem der grösste Theil der 
Bistliümer Strassburg und Metz wieder zu Deutschland gehört, hier 
aber weitaus die amotio der Pfarrer nur auf Grund eines rechts- 
kräftigen canon. ürtheils erfolgte, ist die Untersuchung der Rechts- 
verhältnisse jener in Frankreich und den linksrheinischen Theileu 
Deutscblsmds vorkommenden desservants um so dringender geworden. 
Der durch seine Eenntniss des Eitcbenreehts, der firanzOsischeil Ju- 
risprudenz und kirchlichen (disciplm&ren) Praxis zur Behandlung 
dieser interessanten Präge competente Verfasser der vorliegenden 
Schrift über die Amovibilität der desservants hat in grundlicher 
Weise den statiis causae in den ersten fünf §§. erörtert, in den drei 
folgenden den rechtlichen Weg zur Abhülfe der abnormen Stellung ' 
dieser Pfbrrer bezeichnet und begründet. 

Wie in Deutschland, so sind nach gemeinem Eircbentecht die 
Ptarrer nicht versetzbar. Die. ordentlichen Inhaber der Pfarrolficien 
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können gegen ihren Willen von ihrer Pfarrei nur auf canonischen 
Grund und nach voraus gegangener Untersuchung auf richterliches 
ürtheil hin entfernt werden. Die Amovibilität der ^Pfarrer beein- 
trächtigt nicht blos die Seelsorge, welche durch enge und dauernde 
Yerbui4aDg dea Pfarrers mit der .Pflftrr^i gepflegt wir4i sondern aaoh 
die ZOT erspriesslichen ,A.asäbahg des Pfarramts erforderliclijB Selb« 
stftndigkeit der Priester. (Conc. Trid. sess. 24. c. 10, 13 de ref., 
Liugen et Reuss causae selectae in S. Congr. Conc, Ratisbon., Pustet 
1871 S. 826 fF.). Nach kirclienrechtlicher Bestimmung können »ad 
nutum« nur die Vicarii temporapi, diejenic^en Curatpriester versetzt 
wenden, welche nicht in titulum auf eine Pfarrei investirt sind, son- 
dern solche als Mandatare oder als parochi actualesz. ß. einer kirch- 
lichen Corporation verwalten. Es steht diesen kein Rechtsmittel ' 
gegen eine Versetzung, wohl aber, eine (adnünistiative). Beschwerde 
an den höheren Obern zu, falls sie beweisen, dass die »remotio dolo 
aut ex otlio« erfolgte (Bened. XIV. de syn. dioec. 1. 12. c. 1. u. 2). 
Joder weist an der Hand der für die Rechtsverhältnisse der desser- 
vants massgebenden Bestimmungen nach, dass diese zwar quoad of- 
ficium durchaus selbständige, vollberechtigte Pfarrer, aber nicht in 
titolam (beneficium) instituirt uad desshalb, wie die Viearü tempo- 
rarü rechtlich amovibel seien. 

Wie wir aus §. 2 flf. dieser französisch geschriebenen Abhand- 
lung ersehen, ermöglichte Art. 60. der Organ. Artikel Napoleons I. 
den Bischöfen nur in den Cantonsoiteu wirkliche Pfarrpfründen 
(beneficia) zu errichten. Für weitaus die paeisten Pfarrbezirke, welche 
Art 31. der Organ. Artikel durch Vicare unter Leitung der Can« 
tonspfarrer pastorirt haben wollte, errichteten die IranaOsischen 
Bisäti^fe gemäss Art. 9« 10 uod 14 des französischen OonQord^ vpn 
1801 officia curata, jedoch mit selbständiger piarriichjer Jurisdiction. 
Sie besetzten diese Pfarreien, welchen die Congrua zu einem bene- 
ficium fehlte, mit wirklichen Pfarrern, die weil nicht in' titulum 
(beneficium) instituirt, wie die Vicarii temporarii amovibel sind. 
Die über die ßechtsstellung der Vicarii temporarii und resp. der • 
Manualbeneficien (die desservants stehen rechtlieh den Inhabern der 
letzterh allerdings nicht gleich, weil diese in titulum verUehen wer* 
den) bestehenden canonUchen Bestimmungen^) wurden indessen aha« 
log auf die Versetzbarkelt der s. g. Succursalpfarrer oder desservants 
angewendet. Sie können von ihrer Pfarrei ohne causa canotiica^ d. b. 
ohne förmlichen cauonischeu. Process und Urtheil versetzt resp. 



1} Schmalzgrueber, tit de praebeud. L III. T. V. d. 37. 
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entfernt werden. Die Inamovibilität der desservants ist aber — adr- 
ministrative Regel. Es steht den ad nutum Episcopi versetzten «les- 
servants kein jus in re, kein i?c6'A^5iuittel, wohl aber eine Beschwerde 
zur Seite, wenn sie nach weisen t dass ihre remotio oder Versetzung 
nicht im Interesse der Seelsorge, sondern ans Leidenschaft (ex odia). 
Bim Schaden der priestorliohen Ehre oder der Pfarroi »aine c&usa va- 
:tioitabili« Torgenommen varde. In der Regel erfolgt deasbalb öae 
fN>lefae Versetzuns^ nnr anf Torher gegangenes administrativies (In- 
formativ-) Verfahren und wie das dem Rescript Gregors XVI. vor- 
her gegangenen Schreiben des Bischofs von Lüttich vom 1. Mai 
1845 und das päpstliche Rescript von 1805 an den Bischof von Keims 
erMärt: »haud frequenter et non uisi prudenter ac paterne . . . ut 
sacri miuiäterii stabilitati ... consttlatur.4 Daraus nnd da die Ver- 
setZQOg eine administrative Maasnahme ist» folgt, dass derselben keine 
Gründe beigefügt za werden brauchen (Acta S* Sedia XI. p. 392). 

Dieae AmovibilHät der dessüervants widerspricht dem allge- 
meinen Kirchenrecht nicht, da Concil. Trid. sess. 21. c. 13. de ref. 
den Bischöfen es überlässt »prout loci qualitas exegerit« an Stelle 
der curuti titulati od. Vicarii perpetui die Pfarreien durch amovible 
Curaten verwalten zu lassen. Es ist desshalb auch die berührte con- 
aaetndo rationabüia (cler Amovibilität der desservants) canonisoh zs- 
Iftaaig (c. 8. de conaangn«« c. 24. de aent. excomm. ia VL Acta- S. 
Sedia T. IV. p. 26). Dieae Anaovibüitftt ifurde vom heiligen Stahk, 
wie wir gesehen, nicht reprobirt, naeh den wiederholten Aoasprflcheii 
desselben, den liesoll. der S. Congr. Ooncilii und Episcop., den päpst- 
lieh bestätiiiten Concilien der fraiizösischon Biscliöfe soll vieiraehr 
das provisorische Institut der Amovibilität der desservants (ex »ra- 
tionabili causa« so lange aufrecht erhalten werden, bis der Fupst 
dassObe ändert (Archiv XXI. S. 426, Acta S. Sedis lV«.p. 26, XI 
p. 391, XIV p. 185, Goncil. Oalliae Collect Laoena. p. 265, 349 ff., 
Bouiz de paroeho p. 233 fl.). Zu demselben Resultat kommt die Re- 
lation des (späteren Oardinalstaatssecr. Nina) Secretar. S. Gongr. 
Coac, welche im Archiv XXII. S. 54 ff. abgedruckt ist. 

Joder bespricht in §. 6—8. den legalen Weg zur Aufhebung 
der Amovibilität. Die Umwandlung dieser olficia non titulata in 
beneficia scheint ihm zur Erreichung dieses Zieles nicht geeignet. 
Abgesehen davon, daaa es an der hieza erforderlichen Dotation fehlt, 
würde die Herstellung der* gleichen BechtaateHnng der desservants 
mit den (titul.) Cantonsp&rrern die bei der Ernennung der letztern' 
erforderliche staatliche Bestätigung auch anf erstere ausdehnen. 
Es würde dadurch das freie kiioli liehe Aemterbesötzung.srecht weiter 
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eingeschränkt, die ungehemmte Ausübung der kirchlichen Diaciplin 
erschwert. Der Beschluss des Concils von Reims, die curi titulaires 
zu vermehren, erhielt denn auch die päpstliche Bestätigung nicht. 
Joder weist sehr wohl begründet nach , dass die staatsgesetzliche 
Abftndenmg des eiDseitigen Staatsgeseizes (Art. 31. der Org. Art.) 
bezüglich der AmoTibilität der desservanis diesen die allein reehts- 
genügende caaomsche InamoTibilität niciit gew&breti kOone. Dieser 
Art. 31. wflrde die Einführung der canon. InamovibilitAt auch staats- 
gesetzlich nicht hindern, da vom Staatsgesetz nicht als Rechts- 
pflicht, sondern als Bofugniss des Bischofs die Amovibilität der des- 
servants aaerkatint ist.- Ein Staatsgesetz, welches letztere den Cau- 
tonspfarrern durchaus gleichstellen würde, könnte deren hier einzig 
nassgebende eanaimehe Beelitssteliang inaoiange nicht aiteriren, • bis 
dieses Staatsgesetz durch ein Kirchengesetz (durch eine pftpstliche 
Sanction) canonisirt wäre (c. 7. 10 X. de coDstit ). Wir können der in 
der Joder'schen Schrift S. 34 enthaltenen Behauptang, dass die mit 
Genehrahaltung der Regierung gemäss (Art. 10. des franzos. Con- 
cordats : »ad paroecias episcopi nominabuiit personds (ruhermo accep- 
ias) vom Bischof ernannten Cantonspfarrer nur mit staatlicher Ge- 
nehmigung (durch kirchliches ürtheil) von ihrer Pfarrei entfernt 
werden können, nicht beipflichten. Die InamovibilitSkt der Pfarrer 
ist ein Ausfluss des jus in re auf das bene&cium, dieses kann nur 
durch die freie bischöfliche ImHiuHon erworben und mw durch die 
kirchliche Autorität entzogen werden (c. 31. X. de jurepatr. , Conc. 
Trid. sess. 23. can. 7, Archiv XXXI. p. 186, XXXIlt. p. 375). 
Hiernach verfällt Jeder, welcher gegen ein rechtskräftiges, kirch- 
liches, die priratio bcneticii aussprechendes ürtheil an die Staatsge- 
walt recurrirt, ipso facto der Ezcomnmnication (Constit. Pii IX. 
Apost. Sed. c. VI). Ein Staatsgesetz kann die Inamovibilitftt also 
nicht begründen. Dagegen macht Joder den canonisch begrflndet^ 
Vorschlag, die staatsrechtliche Stellung der desservants zu belassen, 
die päpstliche Genehmigung aber dafür zu erwirken, dass sie (wie die 
Vicarii perpetui) nur auf canonischen Grund, also auf kirchenrichter- 
liches ürtheil hin versetzt werden köimen , die desservants also 
canonisch inamovütel werden. Wie aus quaestio 13. der an die 
Bischöfe von der S. Congreg. Coucil. gestellten Anfragen vom 6. Juni 
1867 (abgedr. im Archiv XIX. S. 332) hervorgeht, h&lt der heilige 
Stuhl die bestehenden canonischen Gründe zur privatio oder amotio 
den jetzigen Yethftltnissen gegenüber nicht mehr för ausreichend» 
Wenn demgemäss das canonische Strafrecht ergänzt und neben der 
Selbständigkeit der Pfarrer eine für die Leitung der erspriesslichen 
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Seelsorge ausreichende, bischötliche Disciplin ermöglicht würde; 
dürfte der Vorschlag der vorliegenden treftlichen Abhandlung (wie 
diese) alUeilige Empfehlung verdienen. 

Dr. Maas. 

6. In rei mfimorifim Aktnistückc zur Gtschichte der ]circhcni)6lir 
tiscJien und ki/ cJilichcn Kämpfe der 70er Jahre^ gesammelt und 
mit Bemerhutigm begleUd von Dr, Äugustin Keller. Aaratu, 
M. K SauerUinder, 188$. VUI u. 492 8. 8. (3 M. 20 Ff.) 

Als Sammlung der kircbenpolitischen Aktenstöeke za obtoU- 
st&ndig, und da deren genug vorliegen, flberflfissig. Die mit starken 
Ausdrücken gegen Pap^ und Kirehe eifernden da und dort eingefügten 
Vorbemerkungen haben keinen wissenschaftlichen Werth. 

7. Kir^engeschiehUiehea in ehrondlogiseher Reihenfolge tfon der 
^ Zeit des Vatieanischen Concüs bis auf unsere Tage» Mit he^ 

aonderer Berücksichtigung der kircheupolif lachen Wirren. Zn^' 

sammengestelU von Dr. Herrn. Rolfuss. Fortges. von G Conr. 

Sickinger. Bd. 3. Lief. 2 und 3. Die Jahre 1875 — 77. 

Mainz, Fl. Kupferberg, 1882. XII u. S. 257—043. 8. 
In den drei Bänden des \vie«lerholt unseren Lesern empfohlenen 
Werkes ist jetzt die chronologische Mittheilung der Aktenstücke 
und wichtigem kirchenpolitischen Vorgänge vom Vaticanischen Concil 
bis zum Abschluss der Culturkamptsgesetze abgeschlossen. Ein 
alphal)etisches Sachregister zu jedem Bande erleichtert den Gebrauch 
des Werkes. Werthvoll sind auch manche statistische Mittheilungen 
über die Zahl der im Culturkampf verwaisten Pfarreien, bezüglich 
des sog. Alt- und Staatskatliolicismus und das Verzeichniss der im 
Gnltarkampf mit Gefftngniss oder Geldstrafen, Internirung oder Aas- 
weisung gestrafter Bischöfe und Geistlichen, soweit sich solches aus 
den Berichten der Ztg. Germania entnehmen liess. üebrigens ist das 
Ganze allmälig mehr zu einer blossen, nicht weiter verarbeiteten 
Keproduction der Mittheilungen der Germania geworden. Bei den 
einzelnen Aktenstücken ist nicht die Nr. des amtlichen Blattes an- 
gegeben, worin dieselben publicirt wurden, and ebenso wenig sind 
weitere orientirende literarische Hinweise beigefügt, in welcher Hin- 
sicht etwa V. Kretner's Aktenst. über das Verhältn. von Kirche und 
Staat hätten zum Muster dienen können. Audi sind manche aus- 
führliche Mittheilungen über Vereinsversammlungcn u. dgl. aufge- 
nommen, über deren bleihimden Werth sich streiten lässt und öfters 
hätten näher orientirende AnmcrkuuLfeu beigefüs^t werden müssen, 
z. B. beim Abdruck einer Uebersetzung die Statuten eines sog. 
St. Peter- Vereins der Advocaten für Wahrheit und Keciit, unter 
dessen Firma in Boni eine äusserst' dürftige und überüüssige kleine 
Zeitschrift erscheint und der ftberbaupt nür fitür die Unternehmer 
und Diplomaussteller von Werth zu sein scheint. . 
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XXIL 

Die rechtliche Natur der Pönitenzen der Itatholischen Kirche 

in historischer Entwicidung. 

Von Chrüiian Meurery Doctor der Fhiloeophie und beider Bechte. 

Heber die rechtliche Natur der kirchlichen Pönitenzen besteht 
eine keineswegs einheitliche Auffassung. Sie kommen im katholi- 
schen wie protestantischen Kircbenrecht vor; dass zwischen beiden 
eia üaterschied bestehe,, ist, 'Soweit wir flehea, noch Biemals be- 
haaptet worden* Spedell anch die latbolischen Ptaitenzen ei&bren 
die widersprechendste Beurtheilung. Als commanis opiuio darf wohl 
diejenige Ansicht gelten, welche der POnitenz den Charakter der 
Strafe bestreitet^). Als Grund finden wir gewöhnlich die Er- 
thedung pro foro interno angegeben. Dabei hebt jedoch schon 
Wasser schieben : »Es scheint mir doch unzweifelhaft, dass 

auch die Bischöfe und ihre Stellvertreter in den Sendgerichten die 
BDSsb&cber benutzt, und nach Anleitnng derselben die Bossen oder 
die entsprechenden Bedemtionen bestimmten ').€ Als weiteren Gmnd 
ffthri man die NiMermm§lMrk^ an, so Insbesondere Mmcken ; 
V, HdUeendorIf aber erblickt im Bann das »Zwangsmittel znr Basse, 
wirksamer als die Machtmittel, über welche der Staat seinerseits 
verfügen konnte«**); S. 4G können die »poenitentiae, Bussen . . . nur 
durch Yersagung der Absolution Nachdruck erhalten.« Bimtr hin- 
wiederum vindicirt der Kirche die Befugniss, »wegen kirchlicher 
Qttd bürgerlicher Vergehen den Laien Bassen anfznlegen, ond dies 
darch harte kirchliehe Gensuren zu erzwingen Anf diesem Stand- 
punkt steht anch EiehSmn , obsehon er besonders den Charakter 
der Freiwilligkeit der Pönitenzen betonte "^) und dadurch für Mejer, 

1) FAchhorji, Grundsätze des Kirchenrechts, II. 90. Rosshirt, Geschichte 
und System des deutscheu Strafrechta, 1. 17G. MuiUor, Ueber canon. öerichts- 
verfahreD gegen Kleriker, 105, 170, 179. Veringt Lehrbuch dra Kirchenrechts, 
2. Aufl., 43, 45, 618. 

2) Beebt^esehichtUche Einldtong sa den »Baasordnnngen der abend* 
lindischen Kirehe»« 8. 84. 

8) Daa canonisehe Geriehtsrerblmn nnd Stfafreeht, H. 8 f. 

4) Handbvick das deniedua Stiafreebts, 48. 

5) Beiträge zu der Qesehiehta des Inq.-ProceaseSi 10. 

6) a. a. 0. II. 75. - 7) a. a. 0. II. 68, 90. 

Arehiv fiir Ki/cbeareeht XLIX. 12 
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Möhl und Andere Vorbild ward. Pernianeder ferner führt die »öt- 
ientlichen Büssungen« neben dea Censoren als »ZuchtmiiieU auf % 
während Katz^) in den Pönitenxen »das hervorragendste iS^ra/mittel 
der kirchlichen Strafgesetzgebangc erblickt« Ireilich um sie schon 
S. 44 »gleichwohl nicht als Strafe anznsehen.« IStwas diplomatiseh 
drückt sich Amönau ans, wenn er sagt: »Nach der Yerfessnng der 
alten Kirche ist von Busse der Begriff von Strafe nicht ganz zu 
trennen^).« Wiestner dagegen und Andere sehen in den Pönitenzen 
eine poena medicinalis*), während Mejer^ fussend auf Böhmer ^ dies 
zwar für die spätere Zeit annimmt, iür die ersten drei Jahrhunderte 
aber den Zweck der Pönitenz in einem »pro evitanda excommuni'* 
catione sife pro reeoncilianda ecclesiac findet^), was MM hinwie* 
demm schlechthin als Zweck der Pönitenz bezeichnet^). Mischungen 
von fttrwahr wundersamer Art, und doppelt interessant dadurch, dass 
diesen Behauptungen nicht einmal der Versuch eines Quellenbe- 
weises vorausgeht. 

Ist die Pönitenz eine kirchliche Rechtsstrafe ? Das ist die 
Frage, welche wir zu beantworten haben. Sie ist in dieser allge- 
meinen Fassung nach dem £ndergebniss unserer Untersuchung weder 
zn bejahen noch zu verneinen, vielmehr ist die Antwort f&r das 
kathol. nnd protest. Eirchenrecht eine andere nnd auch für das 
kathol. Eirchenrecht nach den Zelten verschieden. 

Für das protestantische Kirchenrecht - haben wir die Unter- 
suchung bereits gefuhrt (in der sub Not. 7. citirten Abhandlung). 
S. 26 fassten wir das Resultat unserer Untersuchung allgemein da- 
bin: »die Kirchonbusse ist hier (d. h. im protestantischen Kirchen- 
recht) seltener ein blosses Zucbtmittel oder häufiger eine kirchliche 
Bechtsstrafe, tertinm non datur.c Für den einzelnen Fall ist die 
PrAFung S. 91^99 vollzogen. Was die katholischen Pönitenzen be- 
trifft, so schrieben wir damals (S. 26): »die Benrtheilong des recht- 



1) Lehrbuch des Kirchenrechts, 577. 

2) Ein Gruiidriss des canonischen Strftfrechts, 42. 
3} Denkwürdigkeiten aus der christlichen Archäologie, IX. 39. 

4) Vgl. J. H, Böhmer, Jas eccl. ^rötest, lib. V. tit. XXXVII, §. 6 aqq. 
tit. XXXVIIL §. 1 sqq. 

5) De diT«nit»te Bnmmonim poenee prindpioniiii, SO sq. 

6) Ueber den Zweck der Stnfe, 51 ft 

7) Üeber den Begriff der kizehL BeditaetrafiB, epedell aiuh der Geanifeo 
und Aber den Gegenanti von fiiero/- und Ztiefcftnitteln haben wir gehandelt w 
der vor Kanem enchieoenen Abhandlung^ »der Begriff des kirchlichen Stiaf- 
▼ergebens nach den Bechtaqnellea des Augsbnrgiachen Bekenntnisses in Dentsch- 
land inr Beformaiionsieityc Leipsig, Verlag von Veit k Comp. 1883« 8. 6^26. 



Digitized by Google 



Mewrer, VU teehUiehe Nahtr der Pönitemet^ 



179 



liehen Charakters der alten Kirchenbusse machti was man bis jetzt 
dorchgehends abersieht, vielfache Schwierigkeit^ , und wir hoffen 
demnftchst in einem besondern Artikel dieser Frage näher sn treten.c 
Dieses Versprechen wollen wir mit Yorliegeader Abhandlung er- 
füllen. 

1. Die Auffassung der alten Kirche. 

lieber die alte Bussdisciplin haben wir zwar umfassende und 
gründliche Arbeiten ^), aber sie dienen vorwiegend theologischen 
Zwecken. Bezeichnend för die Sxdnsivität des theologischen In- 
teresses ist «me Aenssenmg IHnks S. 275. Wir billigen diese 
IfasshaltODg und* versprechen uns nnr dnrch die bestimmteste 
Wahrung des Faeultätsstandpunkts eine befriedigende Lösung. Wenn 
uns nun auch die genannten Arbeiten über das Thatsächliche der 
alten Bussdisciplin genügend unterrichten — die Nachrichten aus 
dem Altevthum Üiessen für kein anderes Institut so reichlich — so 
findet der Jurist für die LOsnng der ihn interessirenden Fragen doch 
keine w^teren Vorarbeiten, als dass er das historische Material als 
bekannt voraussetzen darf: eine jnristische Analyse ist noch nicht 
vennctat. 

Vor Allem müssen wir uns nun klar werden über den Begriff 
der hier zu behandelnden poeiiitentia, und da ist in erster Linie auf 
die Verschiedenheit, des biblischen und des kirchlichen Begriffes hin- 
zuweisen, wie bereits Augustinus gethan: »Quod autem dicitur, 
Petmm egisse poenitentiam , cavendam eet, ne ita patetor egisse, 
qaemodo agant in eech»ia, qui proprio Poenitentes vocantur^). 



1) Vor aHem das nnsterUiche Werk des fruisSs. Oratorianen ÜfoWntM* 
»Comnieiitaiiitt histor. de diadplina in admiabtratioae Saerameoti poesitentiae 
1651. Zar Geschichte and Kritik dieses gnmdlegenden Werkes vergl. Spitt' 
ler, »Fh^ment aas einem iweiten Theile der Geschichte des canon. Rechts,« in 
seinen sämmtlichen Werken (heransgeg. von Wächter) L Bd. S. 275. Ferner 
gehören hierher Augusti, Denkwürdigkeiten aus der christl. Archäologie Bd. IX. 
Binterim, »Die vorzüglichsten Denkwürdigkeiten der christ-katholischen Kirchö,< 
Y. Bd., 2. and 3. Th. Frank, »Die Bussdisciplin der Xirdie,« and viele ältere 
Arbeiten (vgl. Augusti, IX. 3 f.). 

2) Augusti IX. 51 sagt: »So viel ist gewis-s, dass wir übor keinen Theil 
der religiösen und kirchlichen Handlungen und Gebräuche in den ersten drei 
Jahrhunderten so viele Abhandlungen und Nachrichten finden, als gerade über 
dio öffentliche Busse. Selbst über Taufe und Abendmahl .sind die Nachrichten 
weit sparsamer; ja man kann ohne Uebcrtreibang behaupten, dass wir über den 
Gettnüiit-Güttesdienst der alten Christen tberhaupt nidit so oft und aasfthf- 
lidi belehrt weiden, als aber den einen Bnss-Artikel.« 

$) Ep. 106. 

12 ♦ 
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Uns beschäftigt hier blos die Pönitenz als kirchliches Institut ^), 
d. h. die Busse, welche dem Sünder vom kirchlichen Richter (beisse 
er nun Bischof, Presbyterium oder Priester) auferlegt wurde. 

Was die Etymologie anlangt, so leitet man poenitentia, wofür 
anch poenitado*) vorkommt, (a poenitendo)') ab von poena (pnnire)^: 
»Qoosdam a societate removemas altaris, ni poenUendo placare pos- 
sint, quem peccando eontenipsemnt , seqne Ipsos pumendo, Nam 
nihil aliud agit, quem veraciter poenitet, nisi ut id, quod mali fe- 
cerit, impunitum esse non sinat.c 

Gemäss ihres etymolog. Inhaltes erhält die poenitentia in den 
Quellen der verschiedensten Perioden stets in Uebereiustimmnngmit den 
Kirchensfrafen^) das Prädicat vindicta : »Tria in anoqnoque conside- 
randa sunt reraeiier poeniteniOf videlicet convenio mentia confessto 
orifl, vindicta peccati ^),€ Diese vindicta heisst aber techniscb ancb 

1) »Poenitentia . . . ut non sola conscientia proferatar, aed aliqao etiam 
acta adniinistretur.« Tertull. de poenit. c. 8. 

2) Poenit. Martenianum, c. 21 {Wasser schieben, die Bussorduungon der 
abendländ. Kirche , [wir citiren W.] 287), Poenit, Pseudo-Romanum (W. 370). 
Seadrecht der Mainwenden, vgl. Dove io der Zeitschrift für Kircbenrecht, V, 

(Beiträge zur Gesehidite des deatMb. Kirchenreehts). 

8) PoeEitent. Paeudo^regorii UL (W.585): »Poenitentia «ntem dieta 
eat a poenitendo, quod eeiUoet aliquis corde poeniteat et se peeasie coratn Deo 
erabeMat. 

4) Avtguilln, da ven et fUaa poenit. e. 8. (e. 4. Diet IH. de poenit.): 
»Poenitere enim est poennm tencre . . . nie igitnr poenara tenet, qni Semper 
pmiit, quod commisisse dolet.« Scotus vertrat ebenfalls diese Ansieht, welcher 
auch Melanckthon beipflichtet: »Sit sane belle dictum a Scoto, poenitentiara 
adpellari quasi poenae tenentiam.c (Apolog. Aug. conf. de conf. et satisf. 
{Walch, S. 188). Erasmus leitet poenitentia merkwürdiger Weise ab von 
pone tenere, d. h. »posterius consilium teuere sive intellegero post factum, unde 
et Graecis dicta est Metanoea.« Darüber vgl. jedoch Ausonius, epigr. 11: 
Nempe ut poeniteat, sie Metanoea vocar.« Erasmus, Luther und andere Bibel- 
Übersetzer tadeln dalier mit Unrecht die Vulgata, dass sie txs-cavoia durch poeni- 
tentia übersetzt hat. (Vgl. Augusti^ IX. 39. Franko 7). — F^nen Zusammen« 
hang freilich mit tenere nehmen wir niehi an, sehen in tentia vielmehr niir eine 
BildeBilbe. 

h) Vgl ÜMere lbhanfflnng: Be(fi4ff dei Utehl. atraftniifehens, 8. .8 A 
6) Qregar Uh. VI. In I* reg* o. 2^ h^m^ XIII. p. ^9l. VfL t^r-^ 4. 
Bist. Iii d« jfOf^» CAugmtin): »Poenitentia est quaedam doleiitifl vindicta, 
pnniens in qnod dolet. commisisse.« Regina It. c. 208: »Si enim In Ug^ 
tarpitndinem incestus mortis sentententiavindicore jossit, quomodo in «Tangelio, 
nbl snmma jnstitia est, incestuosus poenitentiam peccati eradet: Regino II. 
app. I. c. 48. Q. app. IL c. 29: »Si nupseriut, aliquante tempore his agenda 
poenitentia est, quia sponsio earuin a Domino tonebatur, Si onim inter homines 
solet bonae fidei coutractus nulla ratione dissolvi, quanto iiiagis ista poUicitatioT^ 
quam cum Deo pepigit, solvi aiue vindicta non poterit? (^Inuocenz). 
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satisfactio, wie ans der Tridentinischen Terminologie hervorgeht ^). 

Bei den Kirchenvätern, in den Concilschlüssen, den Fönitentialien und 
der Reginoniscben Sararalung ist die Bezeichnung satisfactio für die 
Pöuitenz geradezu Regel, so dass es eine massige Spielerei wäre, 
Belegstellen anzuführen. Wenn wir uns nun diese Stellen — und 
zwair zunächst nur diejenigen der altkirchlichen Quellen — etwas 
g^an^r ansehen, sp machen wir folgende Beohachtnng: das vindi- 
Gaiive üfoment tritt klarer denn sonst herror, aber dieses coincidirt 
ypllstftndig mit dem medidnalen oder besser moralischen Endzweck: 
Genugthuung , um durch sie rein und gebessert zu erscheinen. 
Poenitentia, satisfactio vindicta, emendatio, correctio, sanatio, resur- 
rectio laufen in den Quellen nebeneinander her. Die Pönitentia ist 
das.Mi)»teI der emendatio, wie aus einer Stelle des hl. Paulus, das 
seitdem in den Pönitentialquellen als geflügeltes Wort auftritt, deut- 
lich hervorgeht: »Qni peccat, i»er poenitentiam emendet').« Ja 
4ff!9pi^i»fMf. bezeichnet sie als einziges Mittel : »Neminem putes ab 
ervore^ad veritatem , vel a quocunqne seu magno seu parvo peccato 
ad correctionem sine poenitentia posse transire^).! Waren wir bis 
dahin geneigt, die poenitentia als eine poena medicinalis aufzufassen, 
so muss die letzterwähnte Stelle bedenklich machen. Denn nirgends 
tritt uns die poena med. sonst als nothwendiges Mittel der Besserung 
entgegen. Folgende ebenfalls dem grossen Augus^fma*) entnommene 
StelU aelieint dagegen sogar «die Aanabme- einer poena vindi^tiva 
ZQ reehtft^giBa: »Nbn mifftcit mores in melius eommntare et a 
{iraeteiitis malis riBcede^e, nisi eifani de hiö' qtiae facta Sunt, satis* 
faciat (Deo, per poeultentiae dolorepi ... cooperantibns eleemosjnis 
et ieiuniis). 

Die Pöniteuz der alten Kirche ist jedoch keine Uechtsstrafe, 
weder eine poena medicinalis noch eine p. vindicativa. Sie ist zwar, wie 
die Strafe, eine satisfactio laesi, aber, wie die eben citirte Stelle 
deutlich besagt; der.Iafdirte ist Q<fU} »Poenitentia mitigatarB).c 
Die Bnsswerke, mögen sie nun vom Sünder freiwillig übernommen, 
oder in der geheimen Beichte auferlegt:. oder schlieealich vom Bischof 
(dem Buäsgencht oder Busspriester) verfügt worden sein, sollten in 
der alten Kirche vor Allem dazu dienen, der göttlichen Gerechtig- 
keit die gebührende Genug;thuung zu leisten , (satisfaciat Deo). Die- 

1) c. 3. Trid. sess. XIV. de poeoit. . . 

2) 2. Corinth. c. 12. v. 21. . 

3) c. 43. i)ist. I. de poenit. 

4) c. 63. Dist. 1. de poenit. . 

5) TertulHan, de poeaü vgL Binterim, Y. 2. Th. S. 244. 
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jenigen Bosswerke, welche vor dem Empdemg der sacramentalen Loff- 
sprecbang übernommen worden, dienten, wie Ihnnh^) he^vorbeliii, 

zur Besänftigung des göttlicben Zornes nnd zur Erflebung der 
Bussgnade. Und die Busswerke, welche der Bflsser nach erhaltener 
sacraraentaler Lossprechung verrichtete, bezweckten die Tilgung der 
zeitlichen Sundenstrafen , die Gott nach der Erlassang der Sünden- 
schuld und ewigen Strafen, wie die Kirche lehrt, in Folge sdner 
Gerechtigkeit noch über die Sünder verhängt. 

Zur Bezeichnung dieser satisfactio Dei als Tilgung der Sünden 
(pro expiandis criminibus) nnd der Sündenstrafen ist daher der 
Ausdruck diluere (abluere), welcher in den Quellen vielfach wieder- 
kehrt, feinsinnig gewählt. Als Mittel dienen Reue, Bussthränen, 
öffentliches Sündenbekenntniss , öffentliche Bassübungen in den vier 
Bassstationen, Almosen, Opfer nnd Kasteiangen jeglicher Art. 

Ans dem Gesagten geht hervor, dass die Pönitenz keine Rechts- 
strafe ist. Wir stehen zn Gott in keinem Bechtsverhftltniss, nnd die 
Vorschriflen , welche anser Verhältniss zu ihm regeln , sind nie nnd 
nimmer Rechtsvorschriften. Zwar lieben es die Kirchenväter, die 
Sünde als einen Vertragsbruch zu bezeichnen ^); dies ist aber juri- 
stisch felsch und war sicherlich auch nie juristisch gemeint. Die 
Genugthnang, welche Gott fordert, ist nie eine Rechts- sondern 
nnr eine moralische Strafe, nnd soweit man die Kirchenstrafe als 
eine Genngthnang gegenüber der göttliciien Gerechtigkeit bezeichnet 
— was gemdnhin geschieht^) — haben wir es mit einer kirchlichen 
Rechtsstrafe Überhaupt nicht zn thnn. 

Die Strafe, insbesondere auch die Kircheustrafe, erfordert ferner 
zur begrifflichen Natur, dass sie ein malum passiouis sei^). Auch 
diese Probe hält die alte Kirchenbusse nicht aus. Niemals war vor 
Allem eine Beohtsatrafe die poeniteatia per sacramentmn. Das 
Bnsssacrament' tritt ans von jeh^ entgegen als hüchste Wohlthat, 
als moralische Heil- nie als rechtliche Straßmstalt. Ein Theil dieser 
poenitratia, eine sog. qnasi niateria dieses Mysteriants, ist die poeni- 
tontia im engeren Sinn, welche technisch als satisfactio bezeichnet 



1) S. 919. — 2) Concil. Arelat. VI. c. 25. 

3) z. B. Gregor v. Nazianz orat. 40, cf. Morinus p. 148, Frank. 4(t7. 

4) Vprl. unsern »Bot^Tiff Jos kirchlichen Ötrafvcrgchens,« 7. Dass frei- 
lich die mit den Bussübungoii gemeinhin vcrhundcnc privatio bonorum spiri- 
tualium: Vorenthaltun>,' der eucharistischen Commnniou und der Ausübung der 
ehelichen Rechte, eine kirchliche Bechtsstrafc war, ist selbstverständlich. YerffL 
unsern »Begriflf« S. 14, 20 f. 

5) Vgl. umem »Begiiff das UicUielMii Stnifrergeheiw,« 24 £ 
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wird ^). — Sie ward inr Busssacrament — sei es in geheimer oder 
Öffentlicher Beiehte — auferlegt, and wir wollen sie desshalh saora- 
mentale FOnitenz nennen, gleichgültig ob sie Bine poenitentia prirata 
oder publica ist. Weder das Basssaerament noch die sacramentale 

Pönitenz können Gegenstand rechtlicher Norminmg, sondern nur 
dogmatischer resp. moralischer Definition sein : ihre Wirkungen sind 
nicht rechtlich, sondern greifen ins Jenseits. 

Ist aber nicht wenigstens die poenitentia publica eine kirch- 
liche Bechtsstrafe ? Aach diese Frage ist zu veraeineo. Sie erscheint 
Tor Allem — darüber herrscht unter den Archäologen kein Streit') 
— nie als malum, vielmehr trotz ihrer oft entsetzliche Hftrte und 
Dauer als unschätzbares Gut; ubi poenitendum est, desinit misenim, 
quia factum est salutare. Cum provolvit hominem, magis relevat, 
cum squalidum facit, magis mundatum reddit^). Sie wurde sogar 
vom Bischof erfleht, wesshalb die Büsser im ersten Zeitraum vor der 
Eirchenthüre erschienen und die eintretenden Gl&ubigen um Ver^ 
wendang bei Gott und dem Bischof ersuchten^), woraus sich dann 
später die statio prima flentium entwickelte. Nie ward sie femer 
zum zweiten Mal gewähri Wer sie vollständig und im Oeiste der 
Kirche durchgemacht, der erhielt nach der Ansicht der alten Kirche 
in der Reconciliation oder canonischen Absolution — welche zeitlich 
von der sacramentalen entfernt und inhaltlich verschieden war — 
die Reinheit des Neugetaufteu : »Sicut unum baptismus,« sagt 
Ambrosius^ ita una poenitentia, quae tarnen publice agitur^).« 
Dass bei dieser Auffassung die poenitentia publica keine Bechtsstrafe 
sein konnte, ist Uar. 

Ein wesentliches Bequisit des Bechts überhaupt, also auch der 

1) e. S. Trid. sesa. XIV. de poeidt.: »Sunt antem quasi mateiia h^jus 
MMamenti ipsins poeniteutis actna» nempe coniritio, confessio, et sati^actio* 

2) Vgl. JfoHniM, 124. Binterim, V. 2. S. 272, Frank, 407. 

3) Tertullian vgl. Morinus 124, Binterim V. 3. S. 327. 

4) Frank, 580. Der Tertullianische Eigoriaraus schliesst wgK gewisse 
Sünder, z. B. die mocchi et fornicatores (de pudicitia c 2—6) gani aus. Aehn- 
Ucb Hermas, p. III. sira. 6. 

5) Lib. II. de poenit. c. 10. Ebenso Ilermas (p. II. mand. 4: »unam 
pocnitentiara habet.« Tertullian, de poeuit. c. 7. »Sed jam serael, qnia jam 
secnndo (die Taufe war das erste Mal). Sed amplius nunquara , quia proxiine 
frustra. Non eniui et hoc semel satis est?« Ueber diesen interessanten Punkt 
vergl. Binterim, V. 2. S. 258-273. Augusti, IX. 54 iL Frank, 279 f. 412, 
S68'-^75. JlCan denke sich aber die Lage der Rückfälligen nicht günstiger 
ivie Pela» (Ket ad haeresin, 59) and ndt ihm Hat, Alexander angenommen 
bat Sie waren vielmehr seitlebens in der ezeommnnieatia minor: nk, noa 
ethnids, sbam «abjidic {T^MUan de podic^i Sinierkn Y. % S. 278). 
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mgVl^hi^tlißfm^ ^9^ 9m»j W«** »qch iüi|..»lte.;iK>9pir 

eher sie den Namen hat. Wie dieie ist sie «aenwliigto: mi kann 

nur froiwillig übernommen werden. Hier haben wir den schärfsten 
Unterschied von Bosse nnd Strafe: die Unerzwingbarkeit der alten 
JCirchenbusee i^tj das^,l};fjtrfigMjßi)«i^^ 

(^rakters. ^vx'i's t 

\u, yeö^«piiei.öer J^sfeuri^^ Yer- 

l^^lj^iss^^ijweni^^maa eine Ei;zwingjbarKeit der ^Iten SircVenbosse durch 

Zwangsmittel derart, dass sie im Fall der Kichtüberoabme der Bu^ 
erfolgte und bei nachträglicher Ueberuahme der letzteren wieder auf- 
gehoben wurde. Nichts ist unwahrer als dies! Mit der alten Kirchen- 
Jbijiffise.i^if^Yieil^ehrbegrifiiich und nothwendig eine excomn^nicjatio ma- 
jor oder minor verbunden. Ich habe zwar Efcornnp^picationen ohne die 
|ijp^b\^eodi^kf|iJi,- öf^ei^i^c^ei: gj^f^j^den», nn^ am beseiG^ütiiendsteii 
In i4i^3e|r, i^Uisi^^,«rQh)ic .4er - Canon XIV. der für , ^ie. Ke^ntni9^ 
.d^j^ .^^ussw^^QS ' hpcl^wiphti^ep Sypo^e ,yo|i jlSlyir^: f^ps, dem Ja^ 
^Q6>): ;iYirg[|i^es , quae yirginitatem suain non cnstodierint, si eosdem, 
qui eas violaverint, duxerint et tenuerint niaritos, eo qnod solas nup- 
tias violaverint, post annum sine poenitentia recouciliari debebunt^).« 
Aber eine canonische Busse ohne die kleine oder grosse Exoom- 
miwueation existirte .jin..der alten Kirche niemals, v Im ^dritten Grade, 
der statio sabstratomm, ward gewöhnlich schon die canon. Ahaolntion 

- ^ • 4^ ■ Bereit« In Hmaerep Sohiifüv der Begriff de« kircUfohen Stralf vergehen«, 
ypraieheii ^r ttns datün' M« , dita »die Fltaitenz der alteti Kh-che ihrer 
ganzen Natur nach äussere * ZviOlj^lMIMVt aoifeehliM«^ md deesfaalb nie 
eina Bechtsstrafe sei» kann.«! 

2) lieber die chronol. Frage verg!. t>. Hefde im Kirchcnlcxikon voh 
Wttzer und V/elie, VIIL 83r tUmi Geil^Ur, histoire, tom. HL hat 
sicli für 301 entschieden. * • 

8) Einige Handschriften haben fieilicli : »post poenitentiam unius anni 
reconcilientur.« {v. Hefele, Conciliengeschichte , I. 101). — Hierher gehören 
alle vindicativen Excommunicationen, welche von vornherein auf eine bestimmte 
Zeit verhängt waren. Vgl. can. Apostol. 5, 12, 12, 14, 16, 23, 40, 44, 4G, 54. 
55, 59, 61, G4, 69, 70, 72, 73, 74, 76. Epist. Baailii ad AmphitöCh. c 8, 
11, la Qynode ▼<» EMn, c 40, 46, 61, 74, Oom. ügtXk e. 36. {Regino, II. 
c 26) e. 62 (W. 480: Toemt Cnmaieftii^. Gond Weraukt t: 9. {Hegino, U- 
«( 879. und e. 26. H it, 9. 5), FMttit OapitolotAm (W. 509), Peeeit. Fteado- 
GregorU HL (W. 541). Die altkinsUichen nnd Bpäftenii QteUen sind deh 
bierin gleich. 
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'«tthdll^ naclid^m ddr CfefalleM die aatiramentale LoBspr^bmii; viel- 
Mlk^'8<Ä(m eAipfing^n hattet; aber die ieaeblirisiisebe OetBrniimion 

empfing der Büsser erst am Schlüsse der Bttssübungen, nacli deiri»- 

conciliatio absolutissima *). — Jetzt erst ist er wieder eingetreten in 
seine vollwirksame Mitgliedschaft. 

' Eine ai)d6i:e Frage jedocb ist es, ob wii' Deben den oben be- 
'ftäUrtebenen iB^i^nmieDtalen imd moralisebeii'>) FOiritenzen niebt einie 
Btosäcr 'analog der weltHcben Rechtsbnsse habeo', die wir mit' dein 
Ansdmclc JuäidalpSmtene bezefcbnen könnten*). Es fst nnn frei» 

lieh nicht zu leugnen, dass wir schon iu der frühesten Zeit in der 
Kirche ein Judicialorgan (pro foro externo) finden. Massgebend 
wurde dabei die bekannte Stelle in Matth. XVIII, 15—18, wozu 
Tfevoti richtig bemerkt: »Habes bic omnia, quae sunt exterioris ju- 
didi pröpria» accnsatorem, reiini, judicein, causae cognitionem, sen- 
tentiafb; coerdtionetn'^.« — Eine weitere wicbtigö Stelle findet sich 
in i: TInk. V. 19, wo von dem Vorbandensein von zwei oder drei 
%6ugen die Annahme einer Priesteranklage abhängig gemacht ist"*). 
Das kirchliche Gerichtswesen musste einen um so kräftigeren Auf- 
schwung nehmen als Paulus ja auch in weltlichen Sachen die Corinther 
abhält, vor heidnischen Gerichten ihr Recht zu suchen — Dieses 
Wort musste vollends zur Wahrheit werden unter Diokletian^ der 
hiu^ dem Bericht des Laktantios den Christen den ürtheils* 

1) Vgl. Frank 804 it Damit widerlegt sich die SpUtUr^a^e Ansicht 
(1. »Ehemals hatten sie mit deif 'Absohtti<m gewartet, Ms die PSnitenz 
^tkistefc-var;« ' • 

2) IHeser Tenninns ist dem Coneil yonVaisonne, c.2. (ans dem Jahr 442) 
tjuXUhnt, Die alte Eirche nntevsehied nämlich eine doppelte BeeoBcyiatio, von 

welchen die eine die Anfnahmo unter die Gonsisteutes (die 4. Bnssstation) mit 
sich brachte, die zwar vom stoengen Bnss^d mit poeitiven Pönitenzwerkeu 
frei waren, aber die heilige Commnnion noch nicht empjbngen durften, während 
die andere das Recht zum Empfang der heiligen Commnnion gewährte. (Vgl. 
Frank, 733). Die Synode von Ancjrra. ans dem Jahr 814 bezeichnet dies mit 
^lelv iz\ TO tAs'.ov. (z. B. can. IV). 

3) Diesen Terminus gebrauchten wir scliou in iiunerer Abhandlung über 
den lit-'griff des kirchlichen Strafvergehens S. 29, 44. Wir verstehen darunter 
die ausserhalb des Buassacranieuts pro expiandis criminibus freiwillig übernom- 
menen Pönitenzen, mögen sie nach eigenem Eiiuessen oder durch ein kirch- 
Uches Organ bestimmt sein. 

4) YgL die eitirte Ahhaadlung, S. 46. 

5) iMstii oanoiL m HL tit I. §. 7. 

. 0) YgL aoeh o. 75 (74) der can. Apest: n6)urro( ^ ^ tfttw» 

7) 1 Ooiinth, VI. 1^, 
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s^proßh vefnigtei »ipst maa' 4ü nfor^» not d6 adnlleria, aoq de 
rebnt abifttis ager» poneiit 0-'« Daas die UahnMg des Apoetels ernel 
gemeiBt war, zeigen eni .beeftett-'dfe apostolisolteD Coimtitiitioiien 

Im c. 87. 4e8 Couc. Cartbeg. (398) heisst ea sogar: Catholicus, qui 
causam suam sive justara sive iniustam ad Judicium alterius fidei 
judicis provocat, excoramunicetur. In den leider noch viel zu wenig 
ausgebeutetem apostoliseben Constitotionen finden sich schea detaü- 
lirte Bestimmdngea aber- das JP!roeedere'). • Der fiiobier war entwe- 
der der BMfibof.(Ne]k äa-SMlwiretar) oder-der Biaebof mit dem 
PrcBl^ytarillll^'daa4ie.»eorel»m^^ Synedriam 
et seaatnsHBoelestae^) genaant #ird. Vor diMm Gericht erschien 
nicht blos der Reumutfaig6f um sich der canouischen Vergehen an- 
zuklagen und die verwirkte (Sacraraental-) Pönitenz zu übernehmen 
— Straf- und Heilanstalt, rechtliche nnd sittliche Aburtheilong, 
fonun loteramu ood extenmai' sind hier noch nicht getrennt — son- 
dern bier ampfing; ancb- der angeklagte Söoder, wenn er gestand oder 
fiberl&brt: wurde», mim aententia condemnatoiia. . Sind diese. Jndtdal- 
pOnitenzeo nun nioikt reoltUieber Natar? Aaeb dieee Frage tat in 
verneinen. Denn bel> diesen Pattensen war der eigentliche Inhalt 
immer die Reue*) — einen Zwang zur Reue gibt es aber nicht, und 
damit tritt die Judicial pönitenz aus dem Rahmen eines Recbtsinsti- 
tuts heraus. Zwar ist die Grundlage schon gelegt in der POnitenz- 
verhängung noch gerichtlicher üeberfahrung. Man höre nur fol- 
geada Stalle ans ebßm Brief des Banlim^): »Qai faratna est, at 
eof -se ^iMm pmtitenih aei ipaom aeoliaaverit» anno a sola 

SaeraineBtQmni ootanittniotte ambitnif. 8m tktiem emmkkia fuerii^ 
dnobns annis tempus illi ad sabstrationem dividetur et consistentiam.« 

Wir müssen uns dieselben aber nichtsdestoweniger noch als 
freiwillig übernommen vorstellen, wie ja die im Busssacrament ver- 
hängte Pönitenz l^eute aoeh als eine freiwillige gilt, wenn sie der 
Pönitent auch nur ungern empfängt.- Pro foro externe freilich konnte 
sieb auf die Dauer diese Auffassung nicht halten : die sittliche Höbe 
der ersten Cbrf steil Terlifitete den Oonfliki 

1) De morte pcrsccut. c. 13. — 2) üb. H. c. 45. und 16. 

3) Vgl. Molitor, das cauon. Gerichts Vfirialiren gegen Kleriker, lö ff. 

4) Const, Apostol. lib. II. c. 28. 

5) Aufjuniinuö beaiitwortet die Frage: qualis sit Tera poenitoutia, fol- 
gcudennasst^n. >p<)enitentiara certain noii faclt iiisi odium pcccati et amor Dci. 
Quaudü sie poenites, ut tibi amaruin sapiat in animo, quod antea dulce fuit in 
vita, et qaod te prius oblcctabat iu corpore, ipsom te craciet in oorde, tone 
vere poeiiite8.€ Aufgenommen bei ReginOt I* ^ 

e) Ad AmpUloeh. e. Ol. 
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• 

I. .A180 «wA far die indicialp^nitemien gü6 der Sais der Freiwittig- 

Mft ndd^-üiienwingbarkeit; ffiieh^sie nnd keine Re^kieslnfen, aneb 

keine Ersatzstrafen, die der Sünder pro evitanda excoramnnicatione über- 
nehmen darf, wie es später etwa Bussredemtionen dnrcb Geld gab; 
vielmehr laufen beide, Excommunication und Pönitenz, nebenher. Die 
Uebtf nähme, der letzteren hat das Aufboren der erstereo nicht vu 
£blge^ i6i ^uii^ lorte haben' oxovem'Semel füeriili^^sasv placnit eoni 
jpgjgiHMiilNWi'iiiil^iddMre fomlßB^xtäk 

eeeeitaatinftniiitWs ooesedt cäik impni'4xti' cQimniiiiüMMHi " 
c '-bWir lrälfl«e1^•8llllli-^slI' deui!^^^ 

noch moralischen, neehi jndieialen Pönitenzen der alten Kirche sind 
ein strafrechtliches Institut ; sie gehören ferner wegen ihres vindica- 
tiven Charakters') auch nicht zu deu^c/i^mitteln^): s^eeiod ihrem 
Wesen nach movaltscher Natur. 

< Der >Aii8g9ng8{rankt, yoo welchem ans wir za diesem üesaltat 
geliiigi«nv Bitemtiiisa' der Pimtei» 

Maa-Hllbde- aberiiehr imn^ wenn man snnftlMM, dmniEt ad' der 
ganlei Iniftlt^ der^ Pöniteiiz ersehOpft^ die Ponitenz, zmn* Wenigsten 
die poenitentia publica, ist auch eine satisfactio ecclesiae. 
' ' ' Dieser Gesichtspunkt tritt bereits bei der alten Kirche erkenn- 
bar hervor, ja Böhmer^) und Attgusti erhhcken in der satisfactio 
ecdesiae den einzigen Zweck der öffentlichen Kirchenbusse. Diese 
AnfiOEUttanf ist jedoch, darobaua falsch und den thatsacbüefaen ?er- 
Mtnissen" sowie dem llarep A^nssj^ch der Quellen derart- wider- 
sprechend'; dasi'uns kavm begreiticb erscheint, wie sidi diese An- 
sieht MMen- konnte. Die von den genannten Gelehrten angezogenen 
Beweisstellen aus Tertullian, Cyprian,' Optatns und Augustin beweisen 
keineswegs das was sie sollen, und Binterim bat bereits das Nöthige 
darauf geantwortet^). 

^ if^Dodevon Slviia c. 09.' vgl. aneh e. 8, 5, ^ 91, 59, 64, 72, 7(9, 78; 
SJjnade von Ämsfltk, 0^ *80, 21/2% Die Belege «uid saÜlot. 
'2) Vgt 8. 180 f. 

3) Vgl. unsere Abhandlung, der fi«grifF des kirchl. Strafvergehens, S. 24 £ 

4) Dissert. III. ad Plinium secundum, §. 48 ; jus eosL protest Y. tit. d8. 

5) IX. 60. »Da die öffentliche Busse sich nur auf diejenigen bezog, 
tvelche aus der Kirchengemeinschaft ausgeschl«>ssen waren, und rfa die Busse 
keine Sündenvergebung hei Gott, sondern nur Aussöhnung mit der ge- 
ärgerten Gemeine und Wieder aufhehung der auferlegten Kirchenstrafe 
zur Absicht hatte, so konnte sie auch nur bei olfenbaren Vergehen stattfinden. 
Dies sollte durch die alte Sentenz: de occultis non judicat ecclesia ausge- 
drückt werden.« Auch das letztere ist falsch. Vgl. unaeren BegriÖ des kirch« 
liehen Strafvergebcus, S. 60 f. . 

6} V. 2. 8. 242-248. 
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Aber wenn auch die Böbmer'scbe Anndit fakcb ist, so steht 
Ml a^^' festr'd^ 'di« altklNfaUebe eanoiriMe Busse'n^iAi dem 
eftten Zweck, di« göttliche' CJerechtigkoit zu versöhnen, atieb eineitf 

zweiten diente, der beleidij^ten Kirche Genn^haung zu verschaffen. 
Diesen Gesichtspunkt hebt schon Au^iistinus hervor: >Recte . . . coö- 
stitnautur ab üb, qui eeclesiae praesiuit, i>oenitentiae , at üat eiiam 
nUm mksknei in -qliii'reniittiiiitiir-pecestia ^),* Und Cyprkt^ spricht 
VM Mklbä mlboca« wMcb« si^ 4d %rsi^ Ltitie >nieh« Jgc^ii;Gbtt 
rleht^n (qda4 ^tton'fn- Dtodiii *eomm!tlttiitdi>: ' Die I^mi' 'g«lbt;iiil9r 
nar gegen die äussere Rechtsordnung '^fei' Kirebfe lttnd wiW' dktfarA' 
nur eine mittelbare Gottesbeleidiguug. Auch die Unterscheidung dei* 
pax divina und humaua des Teriullian^ von welchen die erstere die 
Aussöhnung mit Gott, die «weite diejenige mit der Kirche bedeutet, 
getoit^ieiber'). Fisrner verweis wir auf Or^nef / welisbc^r- die 
esomdogesis fo MgfMde)" Welse t^m fläHi des BeMtvät^ abbtSn^^ 
naobts »Si 'iiiteneieefit et t>»ev!deift'>ti^etti'esii« 'laiigttOtent'f^ 
qai in conventu totius ecclesiae eiponi debeat et curari, ei quo for- 
tÄSsis et ceteri aedificari poterant et tu ipse facile sanari *). Dabei 
wollen wir uns freilich nicht verhehlen, dass durch das beigefügte 
fortassis der bezeichnete Nebenzweck eine etwas problematiäehe Natur 
gewinnt, anderntbeils aber aneh die firbaaung Gl&abtj^etf ^ dl^titf 
etifaa>Andem-wkd aeillfeare bier web! fdebtWenteir ^-wie aach 
die* sonst irf^lluib erwabnte^ WledergntniaebbDg dies gegebenerf 
geruisses von einer rechtlichen satisfactio laesi noch sehr verschiedeir 
ist. Am nächsten kommt ihr der iu den Quellen ebenfalls betonte 
Zweck, das gesebädigte kirciiUche Anseheu wiederherzustellen, in 
Folge dessen scbon frübaeitig der Grundsatz Geltung gewinnt: itir 
(^eoltliobe 6«adea geboren dffentU^e Strafen. ; ^ ^ - • • ' - ^ 
-Der Krtea der"An4bild!aiig'dei< Kircbeabisde W efheni ''Reebls« 
in^kitat ist somit gelegt, und- wir Wei^itar ^^ätef sebcfn;- wie'die stöh 
vollzieht. In der ersten Periode aber, wie sie bis jetzt vor unser 
Auge trat, ist die Busse, ja selbst die härteste canonische Pönitenz, 
noch keine llechtsstrafe. Und wenn selbst der Gesichtspunkt der 
sutistaotio eeclesiae noch bestimmter und reiner hervorträte, müssten 
wir dbeb so latige Bedenken tragen, der oaiioniscben Kircbenbusse teinen 
reolitllcben Obarakter biai^nmenen , als Ibf eigettstbs inneres Wesen db 
contritio cordis ist. Von hier gelangen wir nie «nr Ewwingbarkeit 
und damit nicht zur Kechtsstrafe. ' ' 

1) Encbir. c. 65. — 2) ep. 17. e. 2.' 

8) Vgl. dar&ber Binterim, V, 2. S. 1^5 and Frank, 707, 73$. 

4) !• Honifl» in psi 57. Aebnlicb Augustin in der homU. 50 ez. 50. ' 
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^ ^ , ^ . JS, Die Äu^fass^ng der J^ömi&^Ufi^^ 

in vollstäi^diger, Alit^onderimg- ond bewuestem iGegeusai?/ mm Wdl* 

getömmel entwickelt; nun kam die Oeffentlichkeit der kircblichea 
Wirksamkeit im Constau^iuischen Zeitalter, und damit eine Ver- 
fiacbung des kirchlichen Bussgeistes ; die Blüthezeit der occiden-» 
t^U^hea Kirche, wo die Busse ihr« eigenste Entwicklung erfahren» 

ropas yerftndeitqrilM^ .WUdh«tt: pod B»|ielt!ir»r 

die Signaiur d^r- Zeit, und« 4ia Q^anen, an 46r: Spit^ dar «nm- 

paischen Völker, bringen sie deutlich zum Aa8drtiek..vDas ist das 
Bi^d der veränderten Weltlage. 

^,;ist bis jetet üblich gewesen» in .apscbeinend getstreiehem 
Streben der AafTassung Bahn stu brechen, als 86i> die am Endedieiter 
P«i;i^e ; vorhaj^de^aa ,]}erfif[idern9g i» dsr . AolGtmiie^ der Plliitteoae«« 
mit 4ei^.grQ9i|m .irollbisloi^ Breignissen b^im &U9gang der «ItM 
Geaehiebt« in .Yerbindang- zn setzen ^). Wir Mfcan die» Ar 4llel> 
tantisches Spiel, und sind nach einem eingehenden Quellenstudium 
der üeberzeugung, dass die in Rede stehenden Ereignisse an der 
v«4ivder^ii^ :l;«iage unsoJj^oldig.sin^, diese. vielo9«!)tf.<att£. da3 l^uitat 
elpar ganz natfiirliche;» Inneren Entwicklung ist. 

. 8a.]«t Yon.YfmlierejN b#danUi«h,- für UoigestaHuiigaii/Brei^ 
Utas» TtruptirorUifili zu pni^heil^ dsa zflltUcli waH: anrdokliegen; wir 
werden nämlich za zeigen haben, dass die Auffassung der Busse ala 
eine8 lieclitsiustituts sich erst spät Bahn bricht und zwar in keines- 
wegs bemerklicher üeberstürzung. Weiterhin scheint mir auch die 
typische Wildheit unserer Vorfahren :mit Unrecht 2ur Begründung 
der Nothwendigkoit eines Umschlags ausgespielt au - Wi0|!deil.;::Daa8 
gerade daa dentischa Yelk fdr.die .tie|8il;tli0hj»;Bed9utaiig' dev Busse 
ein f^nes. Yerständnisa l^atte, und ^esshfill) d^ aUm&lige Sehwvnden 
der Verinnerlich ung beim Bussinstitut niohi durch den Natienal- 
Charakter gerechtfertigt werden kann, dürfte seit, Wilda's geistreichen 
üjjtersuchungea genügend bekannt sein^). 

Die Pönitentialien (altbritischen, irischen, angelsächsischen wie 
fic^kis^^fioi). liefenji ^d^ll deilUioliatßQ Beweis jq^; 4or .(^ptijuijM^b>der 
Bqnatiseaga und ctor Identitftt der aUkireUiobea iUtd lMQem Praxis. 
Arbgeaeben von den vieLon Coneileebltaeii der oneataUacben^fittd 
römischen Kirche, welche in den Bussbücben^.ni4 i|i;dBm;BeginQnir 

1) Binterim, V. 3. S. 3 fF. AugusÜ, 113 ff. 

2) Vgl. das kirchliche ßusswesen im Abendland, allgeoi. MoBatascbrift 
1853,. 8. 121; Strafrecht der Germanen, 314, 340, 530 etc. 
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scheo Sammelwerk znm Theil wörtlich aufgenommen sind; lef^'W 
den Pdnitentialien die zahlreichen Benifangen aut die alten Canones 
Mii;Aii88ptfielMi dev KkplieBvfttertj^i '4|»6cieii des ^hl; «AogtitBhi^ Bä- 
iffinsH Gtegor V. Nuiani und' Hletoilyiini^ Mvie di« ibiilci^iliMi^ 
piHkte, welche die- BmMeber mil der griedhieftfaeft mBä 't9m\nmA 
Kirche suchen*), ein beredtes Zeugnis« dafür ab, dass man in dei* 
britischen, angelsächsischen und fränkischen Kirche die alte Lehre 
aor weiterbilden wollte. Die späteren Pduitentialbücher sind aus 
den firfthefen ausgeschrieben, und- die ersten sind verfasst iäl 'UnmiiM 
teffaana.' wid . beirafleten i Angehlnn m- die ftltkirdiliehe Bua^riontü 

• V/ DeiBeemias 'iieteft vka im Abbndladh dto fOiUteiiMd'itoiiWeM' 
entgegen^ Hit mämlisiksB IneliM? ele eoHeti ^defi M(ttieoliift ^rttifgeb 
von seiner Sündenschuld. So gibt Gildas als Zweck der Pönitenz an: 
»deleat €ulpani^< >diluat ctdpam^).< Bei Vinniaus wird derselbe 
Gedanke ausgedrückt durch : peccatum redimUur;*) auch das Poeniß. 
FKud&r^Bom. gibt als Zweck der Pönitenz das ^redimere peecaia*} 
9iti mnßi€oliumbm m\i den Werten beaeielwet: ^ i<{ar'<i: j^oeä!^ 
tttiita) 'yfi 'daMjtfiiAir esja «mlpaf«* eder »ei c^ni iUkis^ si»^ 
eerdifiem absterffotur^), Ikx ikfmflbT Bunä^^ um -aacli ein^ 

. . •{.•; 

1) Angels. Buss-O.: Theodorus (W. 197, 198, 199,200, 209,210), Beda 
(W. 221), Egbert (W. 233, 236), Pseudo-Beda (W. 250, 270, 280) Poenit. 
Marten, (W. 285), Confession. Pseudo-Egberii (W. 303). — Frank. Buss-O.: 
Coltimban (W. 858), Poenit. Pseudo-Romanum (W. 366), Poenit. Vindobon,- 
(W. 419). Poenit. SangalL (W. 426), Poenit. BigoHan. (W. 441), Poeqit. 
Cummeani (W. 464, 473, 482, 488), Poenit. XXXV. Capit. (W. 500, 51G). — 
Boss-O. des 9. Jahrb.: Poenit. Pseudo-Greg. III. (W. 535), Poenit. ValicelU 
(W. 560), Poenit. Pseudo-Theodori (W. 568, 584). " " ' * ' 

2) Ange^. Buss-O.: Theodorus (W. 205, 206, 208, 209, 210, ^14) 
Confess. Pseudo-Egberti (W. 314, 315). — Fränk Buaa-O. : Poenit. Merseburg, 
(W. 403), Poenit. Cummeani (W. 492), Poenit. XXXV. Capitul. (W. 526). ~ 
Bus3-0. des 9. Jahrb.: Poenit. Pseudo-Theod. (W. 607, 612j. V^ie abhängig 
man sich insbesondere Ton der r&roischen Kirche fohlte, geht am besten ans 
dem Poenit. Theodari I. e. 5. §. 1. henror, wo iiiaii es iQr nOthig hielt, sieh 
Bülinlieh einer' Abwekhung von der rdmiieheit DisdpUn In folgender Weisesa 
entschnldigen: »Ergo d hoe Theodoms eil, pro nagna tantnnir neeessitete, nl 
dieitar. consullnii pennisit» qal nnnquam BonMmenim deereta iiratari a se teepi» 
jam dioebat TolQi88e.€ 

4' W. rgL vieh Cölwmban (W. 960) tuA PttudO'E&ni (W.d70). 
> 4) W. 40v 11& Bm kl etefai der Inhalt der Im dflh mMen ^aitentia- 
IMn wiedeffkehfendeD und fast wörtlich übevednetimmendetl Artikel i »QnbmodO 
poeoitentes sint sascipiendi, judicandi sive reconciliandi.« 

5) W. 361. S. 362 keen wir: >Et sie date mandaturo his, qui poeul« 
tenUam agoat, quia si jejnnaTerit et oomplererit, qaod Uii mandatam est a 
saeerdote, purifieabitur a peeeaHi,* 

6) W. 357. 
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spätere Quelle anziifuhr^n, sagt : »Si caim egerit ea, quae illi sacer- 
dos praecepit, illa peccata tantuoii ^uae conkHaixs esii^ temittenütr ^);« 
iip4 JSm4^JSsß^ Jfif^^ ^ ;i(|^QiimjM:qii^t«[ii pitaBii, -sifxa^ 
IM«^ v^vMoiiW :)^ .whdu.dio Bon» 

di&er aneli . ew mtpdi^mentum i oiiR iMeÜum geriliimi:^)v " Dki 
raliscbe Natur der Pönitenzen geht daraus am besten hervor, dass 
sich die Pönitentialien als Confesßionalien offenbaren, welcher Name 
ja auch für das Bussbuch des Fseudo- Sigbert, einer angelsächsischen 
Bfisusorduung , gewäWristiw Sie sind für die Beichtstahlpraxis ge^ 

c^r dag Procedere in eiocnr .iiiiserem heQtigtB^^MiUUMliiNi 

nau entsprechenden Auffassung schildert: »Quaudo volueris contes- 
sionem facere , viriliter age et noli te erubescere , quia inde venit 
ii^^lMg^ntia , quia sine ^oiifi^aaMme no^u. est indalgentia. Imprimis 
pc^teroe t6, l^qmUt^; ia (»mspecttt I>ei .ia t^rra ad oraUoMni; .«i 

apostoli^ (e|»;iDarjbinbii9^^tp fioiifas8orit>ii8» ipn inlMiMitotfn) jxv iiI; 
Dominns omtiipotens digoetur tibi 4are sapientiam perfectam et in-^ 

telligentiain veram ad confitendum peccata tua. Et postea surge 
cum fidutia et vera credulitate die iUi servo Dei, cui coufessus es: 
Domino Deo omnipotenjbi. e^ufe^^^ua si^ia pe«6AUi auea et sanctis suis 

tibi^ Dei . inis^ qiM fed^. «iM^ii».M]^ei» iae^i in 
oogiitttione et In aniili jnraiiHSiiUs et pei^^ 
et detraetionibns. 6tc. P<iDfiin6 Deo ooMiipöteütt confessps soni ' et 
tibi, Dei amico et sacerdoti, et rogo te cum humilitate, ut digneris 
orare pro me infelice et indigno, ut mihi digaetur per suam mi- 
sericordiam Dominus dare indulgentiam peccatorum meorum Der 
Priester legt nach dem Sündenbekenntniss^) nach. Massgabe der 
BuBSordnongen«) und unter Berücksichtigiing dfer jfr^^ 

1) W. 676. — 2) W. 323. ' : '■ * ' v, i 

9) Beda (W. 229), Egbert {W. 231, 245), Pseudo-Beda iW. fl48» 249. 
278), Columban (W. 2S^), Poeaili. Bigot. (Wi 445), PoMiit; eummiätH (W. 
460,. 461), VonAt PieudoSreffHiHi iU. (W. 58^)» ' PMBit; .FaHudi^^me&d, 
CW. 569), Corr. Burckardi (W. 674). - ^ 

4) Ans .Cod. SangaU* 916 (saei. IX.) 166<^ie9. .TgL W. m 
. 5) Oonc^ V* Chaloa (iirUdinr .644 nad m> e. S: »De pöenilbiiüa pee- 
«atmiD, qua« eil niad«Ia aniniae, atflenrt Iniiinlbiw ^nö tmMmm, Wut 
poenitentibiis a aaeerdotiViM data eonibsnoiie jodieaür -pteiiltenti*, vniretvltas 
meetdotum uoscitur conscntire.« . '■' ' ' 

6) Poenit. Mediolancnsc ( W. 705 f.) : »Palres docuernnV quam neoMMtla 
admodam sit sacerdotibas , qui in aadiendk poeniteotian confasu^ntbiiB Ter* 
santnr eanonnm poeoitentialium 8cientia.c 
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hältüuise und Charaktereigenthümlichkeiten des Sünders die Basse 
auf und ertbeilt die Absolation. Von höchstem Interesse sind in 
dieser Beziehung das Poenit. Pseudo-Romanum sowie das fast wört- 
lich IkbeniiistiiDmeiide Poenit MerseHmtrffenie^ Poenit Bobiemsc^)^ 
Poenit Floriacense^t Foenit SemgaUaise^^ Poenit Reuäo-Ore- 
gofU ni, % Poenit VaUeeUmmm IL nnd der Gomctor Bttrchardi *). 
Zum Beweis der moralischea Natur der Pönitenzen verweisen wir so- 
dann auf den bestimmten und klaren Ausspruch des Poenit. Vaticel- 
lanum IL ^^): »Nullnm peccatum inultum dimittit Dens, hoc est 
sine vindicta(m), Qoodsi non jndicaremur hic per poenitentiani, ja- 
dicat ttbun Dens per Teritatem in judieio. Nam ei de sati^foetione ' 
didt : »Qnacnnqne hom eonversns foerit pecestor ad poemtentiam, , 
onmia peccata ejos in oblirlono tradnntnr.c 

Auch was den Inhalt der Pönitenzen anlangt, so stimmt die 
Auffassung der Bussbächer mit derjenigen der alten Kirche ühereia. 
Sie ial eine »contriüo cordis^c ein »Ingere paasiones anas,« ein 
deflere"). Dass hier die Erzwingbarkmt nnd damit die Annahme 
eines Kechtrinatitnia ansg68ohlo88e& ist, leuchtet ein. Die satiafiieftii^ 
Dei geschieht »jejuniis et vigiliis et orationibns ad dominum *^).c 
Als ürund wird an den angezogenen wie auch unzähligen anderen 
Stellen die homöopathische üeberlegung angeführt: >Qui per corpus 
peccat, per corpus emendet.c Selbstverständlich ist mit den ange- 
gebenen Bussmitteln keine abgeschlossoie Beihe beabsichtigt« .wie 
dies in dem Poemt des Paeudo*Beda deutlich ansgesprochen ist. 
Nachdem hier das cibis ahstlnere, eleemosynas dare , geniro ffectere 
und in cmce stare empfohlen ist, wird überhaupt alles für zulässig 
erklärt »quod ad purgationem peccatorum pertiueat ^^).* Noch allge- 
meiner spricht das Poenit. Egherti: »Clerici vel laici ebrietatom et 



1) Ammoneata doctam qfnemqn« saeerdotem Christi, nt nnireraSa qae hie 
notato T0pperit senui, aetatem, condicianein, statnni, 'penonam cajmqae poeoi- 
tentiam agere Yolentb, ipsam qnoqae cor penitentis coriose discernat et haee 
prout sibi visum est, singula qaeqtie judicet.« Beda c. 1. (W. 220). Diesem 

Qedanken haben die meisten Pönitentialien Ausdruck verliehen. 

2) W. 360 flF. — 3) W. 388 ff. — 4) W. 411 f. ~ 5) W. 422 ff. — 0) W. 
425 f. — 7) W. 535 if. — 8) W. 551 ff. - 9) W. 666 ff., 676 f. - lü) W. 559. 

11) Pseudo-Iieda (W. 249), Columban (W. 353). 

12) Effbert (W. 245), Psnido-BMa (W. 278), Ueuino, II. c. 453; das 
Poenit. Marten, zählt: »oblatio et oratio et eleemosyna et jejunium,« (W. 286), 
das Poenit. Cummenni (W. 464) »jejunium, vigilia, obsecrationes et ora- 
tiones« auf. Aehnlich der Corrector Burchardi (W. 673} und Poenit. Mediol. 
(W. 715). 

13) W. 248 f. 
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▼eotris distentionem in om^ibas. jcamn^ ;^ qua^^l^QC^tjOliis, 
dixit : Sive manducabitis sive bihitis vel quicq^uid Ifacitis , omola i^ . 
gloriara Dei facite; tunc ergo digna poeniteotia est si hoc iraplea- 
tur^). Was bedeutet ferner das typisclje »poeniteat,« welches ^lino 
erkläreaden Beisatz aa^ anzähligea Stellen wiederkebjrt ? Zweifellps 

tot dUtt^jW^ JdfBfipc^ 

WßB 'wu; freilich dänipter zu yersieh(3|a Mbeo,, i3i; m<mt 30 mnflBuü^ 
za sagen. Eine, grosse ttoile fpielt qas »in pa^|e^,^t aqua poemteaMj.^.v 
Dass dies aber uhter iem' stereotypen »poenileat« nicht schlechthio-, 
verstanden werden darf, ersieht mau am |)^sten diU'.au<a, dass daS;, 
»poeniteat« dem »in pane et . aqua poeniteat« gegenüber als daS:. 
Leichtere bezeichnet wird, S6. »si qoi^j^ gyi|i^lphruni vid^ Y]^^, 
aimos peniteat, III in ^ne'ei aqüa ^).« Oer i^enusis des Fleijßehes 
war wbU'&teti aosgiteciifesi^^ di^ Bniteb^^.fem^^^ den, 
Qaadragesiittittä^^ allf 'jäto')3äi^0 g^jÜt Wir4 ^\ ' weHer ^ 

'*'■ 1) Die ventriö''^H^entio, das vomere ex satietate vel ebrietato, 8owie An- 
stifkang zum übermässigen Essen und Trinken sind in den Bussbüchern viel- 
fach Gegenstand der Poeaalisirong. CultotliUtorideh intere^ifit ist däbci, dasi^^ 
die dnrßb dc^ JE^^f angestiftet^. VIlUml.Btiafloe \>ln])ti% .i»S| ^ms inw\ . «pi»* A 
«opi bibwit/niliiifei nocebi<v quamqu^m ea^oTue^it. 

addtt.* t. '24).* Si' episcopos JUV'jtibet,' nön nooet, nisi' ipse similiter fi^ciat 
(d.lL-idliit'1a]ktft0t}. f<^iL 'ne\)äöfi L c: i' 9; '4. AeWuäi 'PoeMt.' - 

bei P8«ndo-E^rt Ql^ d€m:ftjfcj^jyj|liffl fftdy^,^, 

wir jejonet^ und poenSbeät fast gleich oft. V^l. msii Pueij^OrBe^a 

*ätkfRi poenitentiam statfm, quantum debeat jejUnare et redimcre pcccata sua.i 

4) FdeudO'Beda (W. 254, 266, 275, 277, 280), Columban (^f. "i^ry?,, 
355. 356, 357, 358. 359), Poenit. Birjot. (W. 44G ff.), Paeudo Theod. (W. 
572 ff.), Poenit. Medial. (W. 708 ff.).' Das Poe^njitn,i^«»,.itW. «»dert 
einmal eine poeniterc »iu pane, sale et aqua.c . - 

5) Pseudo-Beda (W. 274). Ebenso das Pseudo-Romanum (W. 364), 
Poenit. Hubert. (W. 380 ff.), Poenit Merseburg. (W. 391 ff.), Poenit. ßo-.-< 
hiense (W. 408 ff.), Poenit. Parisieme (W. 412 ff.), Poenit. Vindob. (W. • 
4118 ff.), Poenit. Floriac (W. 424 f.), Poenit. Merseb. b. (W. 429 ff.), Judic. 
Clement is (W. 432 f. )j, Poenit Merseburg, :e, (\V,4a5ff.), )^9Qixit. Cummemi t 
(W. 471 ff.) etc. 

6) Poenit Pseudo-Egberii (W. 335): »dimidiaro anni jejuuet diebus 
Mercari et Veneris in pane et aqua, et aliis diebus fruatur cibo suo, excepta 
came sola . • . annom vnnm jejuuet, IL diebiiq.j^er./hebdomadam in pane et 
aqna, et alüa diebna abstineat ae • oame ato. .Aehnlieh W. 89(3) i3^7, 333, 34Q, - 
844, 846; Columban (W. 858), Poenit. Merieb. a. (W. 406). 

7) Neben der Beatimmong naeb Jabren, Xonaten, Wocban uid Vagen 
wild die LSnge der Ptoitenz sehr oft naeh Qnadragesimae beidobnet Wie 

AnUt flir Kirehonrecht. ZLIZ. |3 
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das poeniteafc jedenfalls nach den Anfordernngen der letzter^, rip- 
küreii mtaan mid maa Abbroeh ao der Quanüftit der Speim>) 
eewie die AbstineM ?oii Fleieebepeiaeii') als deweii Matt beieiebiMB 
iM&a, Im AllgeneiMW war ttefa der Gernss des Weines fer- 

boten'), während sich das Verhot des Gere visia- Genusses seltener 
findet*). Eine vereinzelte Härte ist das ganz allgemeine .Tri^v^r- 
bot^). Ebenfalls vereinzelt sind folgende Bestiaiaittagea : . v. . // 

»abetioens ee a eibis 5uceuZen/ion&iie<^)c * 

>a «ine, eam^ pi$ce ab8tiaebit*)c 

»absftuieat a eame, el vim el meAm^ 

et meäanem, et meüitam et eermsiam nnaquam bibas f)€ 

»a tnwo, mcdone et meUita cerevisia et amoraceo et a camCy 
segimine et caseo et ab omni pingue pisce abstinere debes 

Haben wir bis jetzt geseheo, daaa die Baeseor der FöAitentmiBfl 
keine Becbtsstrafe sind, so ist miDmebr so seigeoi dass sie insbeson- 
dere aaeh nidit den Charakter einer Eraatntrafe Ittbeii« Sfie fixes«- 
mnnicatio (meistens minor) wird nftmlieb nicht ohne Weiisiss dnich 
Uebernahme der Pönitenz gehoben, vielmehr ist mit denPOnitenzen 

hier, so sind auch bei den Pönitenien die Sonntage vom tasten sntgenoanseB 

(Poenit. Marten. W. 289). 

1) Desshalb in e. 10. des Poenit. CoiiNnfrani (W. 356) die iiiiifehiiiilnsg; 
»peeniteat, si aetas neu defenditc 

2) In den 40tSgigen Fasten durfte auch kein Fleisch gegessen wer((^: 
Poenit Vindob. c. 101 (W. 422), Poenit. Viqilnnum, c. 77 (W. 533). 

3) Columhan (W. 355, 356, 357, 358, 359), Pseudo-Rom. (W. 365), 
Poenit. Merseb. a. (W. 397, 399), Poonit Paris. (W. 415), Poenit. Vindob. 
(W. 420), Poenit. Biyot. (W. 449, 450, 451), Poenit. Cummeani (W. 465), 
Poenit. Remense (W. 501), Poenit. XXXV. Gapit. (W. 52^» Poeuit Vigilafkum 
(W. 529). 

4) Poenit. Pseudo-Egberti, Additam. (W. 345, 347). Man verstand es 
ja auch schon, sich an Bier zu betrinken: Poenit Paeudo-Rom. (W. 370), 
Poenit. Remense (W. 501), Poenit Paeudo-Theod. (W. 595). 

5} A poto le abstineat: Poenit. Pseudo-Theod. (W.587, 603, 609); die 
Annahme» als wSrde hier mir der -Genna ¥on geUUgen GefaÄnkm Tetbeteo, 
soheint mbr in BerSetsiehtigung des anf S. eil nad 6dl eingseefaSiftai G«* 
bete: »mandneet de sicco eyboc nicht geboten. Ob ferner in dem »poenüeat 
in pane et aqna« lad »poeniteat In pane,« welehei im Poenit. BahUnßc (W. 
408 f.) ftbwediselt, ein Vereehiedener Bn«gnid anflgedrftdEt weiden «oll, lana 
nfoht mit Sleherheit eiaehloMen weiden. 

6) Coluimkm (W. 857). 

7) Poenit IMIol. (W. 71Q. S. 721 : »carne et wino et aieem noa ntetnr.« 

Poenit PaeudO'Theod, (W. 611, 621). 
9) Poenit. MedM, (W. 716). — 10) Corrector Burch, CW. 031)}.«. 26 
(W. 636) sind Mildernngren zagelassen, e. 184 (W. 670) dagegen aqcii noch 
die Eier an den »dbi interdieti« geifihlt 
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immer auch die Exconiinunicatio gegeben, die erst nach vollständi- 
ger consiimmatio poenitentiae gehoben wird : »III. ann. poenit. iner- 
• toia, exul i. p. a. (i. e. in pane et aqua) et duos abstineat a c^^ne 
'«t Tino qI dimittat pro se servum aut AAeillam iog^^am ei , pro 
'lAiiB n M»; '^jiDoahim iuiafc «tot /M^rpotf^ l^Ai. j[Qd^iQ..i|a- 

W. 587) i8t «oi M»iMiM fl c atf» iihd |>9eniti9ttti& '€lftheV! sogar gleiohge- 

stellt: »si quis servum proprium, sine conscientia judicis, occiderit 
excommunicatione(m) vel poenitentia(m) biennii reatum sanguinis 
emundabit.« Nach den anffefukrtm^ BelegsteUei^ .'^i also auch in 
idtütört Fi»iMe >die:Föiiit6Dz.<'iikb^ mogerichto^oyipvo.'evttiuulüst excom- 

' :>ftt'«» »iMi abtr «nk wirUbbj.iitftlirf. duiK ^.«ttieror Periode 

■ 4ie Pdnitenz des'-Beelitseharakters ftHgemein Qnd immer entbehrt? 

'Diese Frage ist nach dem Quellenbefund zu verneinen, und wir 

müssen eingestebeD, dasa bis jetst unsere D^r^toLlimg ^twa^ einseitig 
' verlaufen ist. 

' ' Den Strafcbaiabter bevübrt nahe der :ßegri£[ der .O^ffeoHi^h- 
Jfx^t, 4ugufim8^ wie es soheint*), hatte eich der Gmndsatas ein- 
gebfirgert, dass die crimina publica diirch pnblica poenitefttiä ge- 

, büsst werden; hiermit war aber immer eine in die Augen springende 
Rechtsstrafe verbunden (excommunicatio). Beeinflusst war diese 
'Praxis durch eine strafrechtliche Ueberlegung: das öffentlich ge- 
,.9ehädigte Bechtsleben sollte wieder hergestellt werden. Die irisch- 
.. jBboltisehe ^e epät^ die angelsä(^8ieche Kirc^ie « ip w^her wir 
ftberhailpi iNiff .hOohst nnbedeateiide Anelktze wax kirehlicben, Sbr'af- 
)rMitldbilduDg finden V setsst sich /zu ^esem Prindp in bewaseten 
Gegensatz: »Reconciliatio ideo in hac provincia publice statuta non 
est, qui^ et publica poenitentia nou est ^).« Wenn hiermit auch in 

1) Poenit. XXXV. Oapit. (W. 515). Aebnlich S. 506^ 508; qnd .C^tom* 
hon (W'.d55>: »8i qai» raina taiaxima crederit et flUiiin gennerit, septem annis 
peregrinus in pane eft «qia.poemteat; tnnc primum sacerdotis judicio jangailbar 
altario.« Wir verweisen noch anf S. 356, 357, 358, das Poenit. Pseudo-Rom. 

' (W. 367, 375), c. 1. Poenit. Hubertense (W. 377), c. 5. CW. 378), Poenit. 
Cummeani (W. 478, c. 6. §. 1), Poenit. Pseudo-Gregorii III. (W. 538, 541, 
545), Poenit. VaticeU. (W. 549), Pseudo-Theod. (W. 587, 596), Corr. ßurch. 
(W. 678, 680), Poenit. VaticeU. III. (W. 683 ff.), Poenit. Civitatense W. 691, 
698), Poenit. Medial. (W. 706, 708, 715, 720). Reylnn, II. c. 9, 272, 330. 

2) Vgl. unseren »Begriff des kirchlichen Strafvergehen»,« S. 58. 

3) Theodor. I. 13. §. 4. (W. 197). In seiner vortrefflichen Einleitung 
hebt Wasser schltihen hervor, »dass wir weder in den vortheodor'schen, noch 
iu den spütern Rechtsqaellen bis zum zehnten Jahrhundert in England eine 
Spur der öffentlichen Busse finden.« (S. 30). Die hiergegen gerichtete Polemik 
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rücksichtsvoller Schonung, welche die Kirche gegenüber dem mäch? 
tigen ünabhän^gkeitstriehe der freien Briten und Sachsen sowie 
der Nationalsitte zu gewähren sich gedrungen sah ^) , in der Enfc- 
wicldang der PODitenz ztrr Beehtsstrale aiebadiGli aift.v86linUi».ji9r 
rfickgemaclit ist, so "verdient dodh dtmf Jiwgftwi«Miti«ai verl^iiy 
dass in Folge oi\ger BMÜmnrang dem OeiiMitiieiilaBitipriBcipftiiieW 
jeder Boden entzogen ist*). Im I%eoäor* sehen Poenitentiale werden, 
worauf schon Wasserschieben ^} aufmerksam macht, Verbrechen mit 
einer härteren Bosse belegt, weil sie »in conscientia populi« be- 
gangen sind^). In den fränkischen Poemteotialien weiterhin ist die 
pablica j^oenitentia in Aafnahme gekamtiMH und sie hai cieh auch 
von da an' erhfdten i diseretio servanda est iater pmritfsitftff pnWtfm 
et'absoonsd; nkni qui pahRee 'peeeüt, oportet piibitee/ol. nmltetor 
penitentia, et secundum ordinem canonum pro merito «lo Ofeoi»- 
municetur et reconcilietnr<^).« In der fränkischen Kirche hat sich 
denn auch die Entwicklang der Pdmtens zur ileciitaskafe eigepUißb 
vollzogen. 

Es ist bemerkdnsinrth, daHs die Tkltigiuit des POi^ntiars 
mit derjenigen der' »JndSoes saeeatarhum eaaBanutt* .in disbelbe.O«- 
sichtsweite tritt ^). Die FaBitei» emlieiiit hier als das im kirefa- 

liehen Strafrecht, was die weltliche Strafe im Strafrecht des Staates 
ist! Sind beide Rechtsordnungen verletzt, so wird nach beiden ge- 
straft, und zwar iunktionirt im kirchlichm Strafrecht die Pömtepa: 

Secnndam legem (naeh dem weltlichen Recht) punianitor, aat pec- 
dant mannin, ant redimant, 'aat grave damnom-anstuieantf «t peatsa 
ab episcopo de perinrio pnUicam poMtentiam acdpiant^); oder- 

Si quis clericnm verberavefil vd dttbifitaverit, mt in aliquo 

Kü^äMs iJMmg, AWuHidliuigea» II, 189, 151) ist nicht stichhaltig. TergL 
Jiominit GMchiobte dos deutschen Kiicheniechts, H. 471. 
1). Was9er$Meben, BbiieitqDg, S. 81. 

2> Vinniaus, §. 10. in Yeililttdang mit §. 11. (W. 110): tSi «oten In 
eonsaetadine mnlto tempore pecoati ftierat et in noceotiam hominnm penreneimt 
(ßo bt sicher zu lesen statt Hon yenerat) , tribus annis penitcat cum panc et 
aqna et oüdnni etoricatne anittat, efc aliU tribus abstineat se a Tino et carni- 
bos» quia non minns peccare ennun Deo, qnam ]ioniinibn8.c 
> 3) EinleitoDg S. 81 Anm. • 

4) I. c. 9. §. 4 nnd 5. 

5) VgL Poenit. Bobiense c. 47. (W. 412). 

G) Corrector Burchardi c. 203. (W. 074), Regina I. c. 296. Poenit. 
Medial, praec. I. (W. 707). Vgl, auch die bei Binlerim (V. 3. S. 5 ff.) an- 
geführten Qucllcustellen. 

7) PseudO'Beda (W. 249). 
' 8) Regino iL c. 435 (Gapit. Karoli II. ad Fiata^. a. 864. c. 20\ 
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• Die vreltliche Strafe erscheint vielfach nur als die härtere : bei 
minder schweren Vergeben stratt die Kirche in mütterlicher Liebe 
liiit P<}nitenzen f bei grösseren tritt die Vaterstrenge des mit der 



lo'.Jadkio .^iinMipi^' .QiBi a^t6^9 \^piscppupl; j7eV presbyteruni 
<H6tideriti, regis judiehim -Mt epc^); odm* ^si qius epyscopus ant 
presbiter vel diaconus aliquid hocciderit, regis Judicium est de eo^).« 

Dass der Pönitenz neben der virtuellen Eigenschaft einer sa- 
tisfactio Dei auch die Fähigkeit beigemessen wurde, dem Priyatver- 
letzten g^nupufchun, ersieht man bereits aus dem Poenit. Vinniai: 
'ISi ^iAb foaiii ifamit: «lAäoip.aait uMpuatna Peit . ebdoiiiadaii) diernm 



proximo suo*). 

Es ist dies zugleich eiu Beweis von der tiefsittlichen Auffassung 
unserer Vorfahren* Der Schritt von hier zujr j^tisfactio ecclesiae und 
Wiederherstelliiiig der verletzten RechtsQrdnuoj^ ist nicht sehr weit^ 
lUi^eif iraird<4keii80 8iQlMr-.iFi«<allgBm«ii»^«tl^in, W^die.fi|te l)p(öteui 
-fi^iittlriVtluvtte,; tritt jßUk beatlmipt und bestimmend hOT4»r,. fräIibh 
isl'damit, wie'wir safa^n, der Gedanke eloer satisfactio Dei nicht ge- 
opfert: »Semel et bis atque tertio si necesse fuerit, vocabit illum sua 
admonitioue per suum presbyterum canouice ad emendationem sive 
coqspositionem et ad poeniteutiani:!, ut Deo et ecclesiae saiisfaeiatt 
fimn 2aest^^).c .Der ^ediuike .^iner gatiafactio J>ei tritt, .dami' m^hr 
und. mehr zarfick, und es bleibt ein rein strafrechtliciieis residnnm: 
»Bxtorres nämqne a limlnibiis saocHiae Dei leeelesiaef tale» persona« ueque 
ad saHsfactionem ecclesiae^ quam laeserunt^ sunt habendae atque 
firmiter denotandae^) < Dieser Gedanke komoit besonders in den 

1) Hegino II. c. 35. (Conc. Tribur. a. 895). - . 

2) Tkeodor. 1. Tb. IV. §. 5. (W. 188). Diese Bestimmnng. findet sich 
aacb in den canon. Gregor, c. 108. (W. 172). Capit. Dacherianat. c, 81, (.W. 
152), Poenit. Cummearii VI. c. 4. (W. 478), Poenit Marten, c. 51. §. 2- 
Poenit. XXXV. Capit. c. 1. §. 2. (W. 506) , Poenit. Paeudo^Gxegorii IIL 
c 3. (W.'538), P(»enit. Pseudo-Theod. c./6. §. 10. (W. 687). . . 

'S) Poenit. Vaticell. II. c. 7. (W. 557). 

4) §. 5. fW. 109). Ebenso Beda V. §. 8. (W. 226): »vSi quis vixam 
fecerit clericorum aut monaehoram, reconcilietur eis, quos iesit et .ebdontadam 
diernm peniteat.« .... 

5) Ref/bw II. c. 28, 42, 133, 294, 435 etc. 

6) Heyino IL c 281. (Capit Karoli iL apud Carisiacum a^ 857). 
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Excommunicationsformularen des Regino^) znm Ausdruck, wobei m<« 
der ersten Allocutio in der Verletzung der Kirche sogar eine solcke > 
jedes einzelnen erblickt wird: »In unoquoque nostrum peccat, qui in 
sanctam ecclesiam peccat. Si enim sancta ecclasia iioiim ^oorpns est^ : 
onjus corpoiiB eapnt Christus es^, singiiU' aiitem^sinnus^top-aMntnip-. 
m^tinbra; et cttth i^aHltnr nimm m^nibnim, ^iMapeHBete^oimiki menteig . - 
proÜul dubfio'iu'iios -peccat, qui tneuibiw ifosim laeSH^tNt D8iffihdi«r 
war beleidigt, ihr gebührte daher auch eine Erstattung ^). Die » 
Kftchenbussen, speciell die späteren Geldrederationen, dienten diesem ^ 
Zweck ^), wie ja auch im weltlichen Strafrecht der Verletzte seine ' 
Compositionen bezog. • . • . < lAr'. 

In der irtokischen Kirche begrfindei iRcb annner iii0h»«lie>Ab#''* 
sidht; dass diB '^itöDKeo aelbsi Staraien «ind, danÜ ^dlche daatVet^r 
gehen gesAhnt werdet): qui in talibus excesslbnsüdeatiirileprelu^iHli^:.. 

., 1) II. c. 413, 415, 416, 417. ' ' " * =' 

2) n. c. 412. — 3) Spitller I. 284. 

4) Pseudo-Beda, c 5. §. 2. (W. 262): »I anntmi peniteat, aut preciara 
suuni, videlicet XXVI. solidoe ad ecclesiam reddat aat in pauperes dividat.c 
Aehnlich c. 39. §. 3. CW. 275;. Doch auch diese Frage hat, wie das ganze 
Pöüitenmstitut , ihre Entwicklung. Die Bassredemtionen durch Geld, in wel- 
chen der leichtere Zeitgeist das bequeme und von der Kirche geduldete Mittel 
erblickte, die personlich drückenden Pdnitenzen in Geldoyfer imrawandelii, 
waren in errtcnr IMi im WM dar Anofa imd.LMkanf der Gialiiigette» k^- 
stfattAit: FoenÜ JBemcMe «. iL (W» 499) qnl . . . . jejnnare non potß^t, 
nnoquoqoe .die de.prede Talente 4enariani in pauperibas eroget;« ebenso 
CoUrnbatiM c, 19. (W. 858) das Poenit. VaHcell. IL e. 40 (W. 562) nnd Cor- 
redipr Burch, c. 195. (W. 672); der Prolog des PoenÜ p8äudO'Btm. ''(^. '99^ 
J^estimmt die Biuegelder »pro redemptione eaptiToratt, sife enper eanetaniialw: 
tare, sire pattpeiibos ehrieliaiiie;« §y 6. (W. 378)(dage9«i beni^net an enslef' 
Stelle bereits das »sanctam aliiire« and iaatt die Armen nnerwähnt , wahrend 
c. 3. des foenit. Merath^rg, c. (als Basszosatz) eine Armenunterst utzung und' 
Anfertigung von Kirchengewändern vorschlägt. Der Corrector Burchardi be- 
stimmt im c. 1971 (W. 673) nicht ganz im Einklang mit dem oben citirten 
Canon die Bussredemtion »pro redemtione captivorura, sive super sanctum al- 
t:irn. sive Dei servis , sive pauperibus.« Wie die Priester dazu kommen, ist 
nicht recht einzusehen (vgl, übrigens bereits das Poenit. Vi/mj'ai c. 35. W. 116) 
und bringt die Klage des Poenit. Pseudu (ire<)orli III. (W. 536) in Erin- 
nornnj:^: »Sunt nonnulli, qui aarcinam aacerdotalera non propter Deura, sed 
(quod nefas est dicere) niagi.s propter tenenum ambiunt hierum. In dem Poenit. 
Columbani (c. 19. W. 358) überrascht uns dann auch thatsächlich ein »data 

. . . sacerdoti poenitentiam judicanti epula.« Uebrigens soll rühmend die mehr- 
fach wiederkehrende Bestimmung hervorgehoben werden: »Clericus habeus su- 
pefflua, donet ea pauperibus, sin autem, excommunicetur.c Poenit. Bujot. III. 
c 6. §. 2. (W. 453), Poenit. Cummeani 8. §. 5. (W. 483), Poenit XXXV. 
Cbpitnl. e. 20. (W. 518), Poenit Faeudo-Theodori c. 10. §. 6. (W. 594). 

5) Vgl. Loening, GMiidite des deatscih. Svolieiireeliti, IL 471. 
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noD soliiBi eieommanicatioD», Tmm etiam poemt&diae satiffoji^üm 
d^kttttd aaereeri i).€ • 

-Die Pönitenz gilt als die leichtere, die Exeommunicatioii als 
die schwerere Strafe. Die^e Auffassung finden wir schon in der 
aogelsächsischen Kirche vertreten*) und in der fränkischen Kirche 
vollständig eingebürgert. Mit Recht hebt daher Loenitig^) hervor: 
»Die Bnssiiäcber (erklAreB) 'mebrlMh die Privatbusse für unzareicbend 
und Terlttngen för besdnders »6hw«$ and OffeDtUche Sfindea die Ex- 
oomsmiestion»« Es i$i öberhanpt iateressant, in verfolgen, wie die 
Exeommnnicationen in den Pönitentialien in zuerst fast nnmerklicber 
Zahl auftauchen und dann in immer steigendem Uajfang die Buss- 
bücher beschäftigen •*) , ein deutlicher Fingerzeig dafür , wie die 
Btobtaog der Pönitenüaliea sieb der Beebtsstrafe. immer mebr und 
mßhr gdMiig «rweiH. 

Wie die Pdnitenz als mildere Strafe der Excommnnication 
vorausgebt (pro evitanda excommnnieatione) , so dient sie nunmehr 
aiieh dem Excommunicirten als Ersatzstrafe (pro avertenda excom- 
municatione) , in der Weise, dass die Excoramunication aufgehoben 
wird unter der Voraussetzung, dass der Excommunicirte — nicht, 
wie iiober» die canonlschen Bussübungen wirklich durchgemacht hat, 
sondern «rhon verqpirieht, sich der POnitenz überhaupt zu unter- 
ziehen. Freilich hat auch dieee Firage eine mühsame Entwicklung 
hinter sich. Ein Reginonisches Beeeptionsfornralar gibt den Ab« 
schlnss derselben : »Deinde inteiTOget episcopus , si poeni- 
tentiam juxta quod canoiies praecipiunt, pro perpetratis sceleribus 
suscipere velit, et si illd» terrae prostratus veaiam postulat, culpam 
confitetor, poeuitentiam implorat, de futuris cautelam spondet, tunc 
episcopus, apprehensa manu ejus dextra, enm in ecdesiam introdncat 
et* ei oommunionem et societatem Ghristianam reddai Poet haec 
secandum modum cnipae poenitentiam ei injungat, et litteras per 
parochiam dirigat, ut omues noverint, cum in societate Christiana 

1) Gregor Tur. IX, c. 41. 

2j Poenit. Theud. 1. c. 11. §. 4, 5. (W. 195 f.): »8i aatem coutempserit 
iiidietiini j^nntam in ecoleua et contra decreta seoioram fecerit sine XLma, XL 
die» poeuiteil 8i aeten In XL, uinom poenitent 8i frequenUr fecerit et 
in eontnetidlne erit ti, erterroinaMtar ab oedeiia.« YgL aaeb Can. Greg* 
e. eo. (W. 107 t), Marten. 59. §. 5. vnd Poenit. Pseudo-EgberH, additam. 
538. (W. 847). 

8) Gesch. ta dentMh. Kircbearecbta, IL 488. YgL Poenit. Bigot,, VIL 
c 2. -Oumm. XL c 5. §. 21. Merseburg, Anbang, e, 169. 

4) In den angel«. Bnwbüobem nodi TerfaSltnimMg sdten» aind liehi 
den fr&nk. F9niteiitialiiB «ine gowObnliche Bnofa«innng. 
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nMp^im^)*%', ln*äM iAten KiretM-war, wie vk sahen, dem FOnitaiiMi 
bia!snp.<»ii8iiiiittattQ'feemteiB^ die reopKoiliatio abaobitiidiiit-iiiid 
iamib die eii$liari8ti9cW €<mii]nMmm^ Terisagt. > 'Swiaehen dlieMii-*M- 

(AuiangB' und Eud-) Punkten bewegen sich die britischen, 
angelsächsischen und auch fränkischen Pönitentialbestimmungen, bald 
mehr nach dieser, bald mehr nach jener Seite hinneigend. Man 
kftpol«. ffftU die.Tiieqrie<ddc:i«lUiLJ[uieii6: >Foeiiiixnii4es non jMeot 
tflioeiftidptt'Mioiiet .'eomvmiicami'aiite <M6miiuiialioiiem' poeaitat^ 
Theodors mftchtige Aatorität hit Jadeehx^ieseavBfiQeij^iti bewmteai 
Gegensatz geändert t •ekoe 8ioh>rftellidi' diiniii zti •do-aadiira voll- 
atändig zu bekennen^). Aber der Eiitwickhmg' war hiermit ihre 
Bichtang gewiesen und sie hat sich, wenn auch nach manuigtacheu 
iuad.eellist noob aabr a^t wiederJcehrenden SohwafOkoBgeu^)^ in 
4ei9eB)ei) wUaigwi. . :: -'-"t • m.i • .'i X . . • f . * 

: n>;>.DM<a!e iF(Ni^ eto *eMflleditliid(hM Instttni geworden; tAtH 

man schliesslich am deatliebsten an ihrer ErzwingbarMt. In der 
alten Kirche musste der Gefallene unter heissen Thränen um die 
Gnade der öffentlichen Busse flehen, nunmehr wird er durch die 
verschiedensten Machtmittel dazu genöthigt. Der Sünder wird zur 
4iMli«h^' BQMe i&r ^ae ediwoMtf Veh^gehie^ iitt^order<$ Hi^' 

• .. 

* ; 1) Reglno, H. 418. Aehnlich Reoino, Tl. c. 93 (c. 81. des Conc. v. Tribnr). 

2) »Poenitentcs iion dcbent secuudum canoues comnninicare ante cousuni- 
uiationem poenitentiae, Theodoras autem pro misericordia post annnm vel post 
sex nienses licentiam dare jassit.« Anch die Briten kennen dieses Princip mit 
einer nebensächlichen Abweichung: »post annum et dimidiam eucharistiain 
suraat et ad pacem veniat.« Gildae Poenit. §. 1. (W. 105). Fiir die augels. 
Kirche vgl. Theodoras , Capitul. Dacherinna, c. 26. (W. 147), Canon. Crre- 
ijorii, c. 123. (W. 174), llieod. Poenit. I. 12, §. 4. (W. 196), Poenit. Marten. 
c. 9. (W. 285). PräJik. B.^.: Poenft. Httfter<. c.''5 Ii. 18, Foenü Ueriehurg, 
49. (W. .886) ttdceullf. <W.'408X^BMIiül Mereeburg. o. im o. 11. (W. 
484): post annnm L ant post YII. menribns;« Poenit Cummeani 14. g. 6. 
(W. 492), Poeoit XXXV. C^it. c. 85. §. 2, (W. 526). Betr. die späteren 
B.-0. Tgl^ das Poenit. Pseudo-Thepd, c- a 4. .(W. 568). Regino, IL g.27. 
JSinen .^dei^ Ai^weg fand P9eait. Sang<iUen$e c. 1, §, l..(W, 426): >Si 
q^Qpns piftb^jke^ )ipmicidiiua looerit, «unos relieto giadn mo in 
per^^änattonerpeaMieat. 81 diaeonrafi) f^t Bumaobiu, X. annos, si hifim «tU 
femina, YIL annos ab Tino et a carne alstlneftt, ei in anno temel ad oUare 
accedai** • ' . ^ 

8) Die. Sfl9Mrece des Yedneebcns war IdeAei nidit selten ton Aassehlag 
g^btoäet Bedentang; aovbedrolk daa Poenit Hubert (c 4, W. ^ die ^ 
doDi^'iait'lO Jahten Pünitenr der eoftsenstis sodomiae (e. 5.) wird iwar in 
derselben Weise gebüsst, doch empfangt der FOdtent nach flUiQihiifer Bosse 
bereits die heilige Commnni<m. • 
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*«ttg«ri er so wkd ate erjnbimgen, und swar in ertter Linie 
läarck, den Bann: »episoopns ad saam ^podam illw malelaetoes 
r»tet^Sga^ eraendet ^). £K eönieoMerint ?«nire, eicomniiinioentor >).c 

Von Interesse ist auch folgende Instruction des Hincmar von Rheims 
an die Pfarrer seiner Diöcese : >Si forte quis ad poeiütentiam venire 
nolucrit, iufra quiudeeim dies post perpetrationem peccati et exhor- 
iationem Presbyter! . . . deceraator qualiter qni peocatnm perpetra- 
•veiit et ad {KMiiitenMani .redire oonieniDü, a coetn eoeleeiae, dooec 
fsd-i^MBstentiam aredeat, 8egiieg«tor*).t 

A«eh flpeciell die Pl^nifontHilien — MMch nur die spfttorea 
berichten von der Erzwingbarkeit der Busse. So lesen wir z. B. im 
Poenit. Farisiense: >Si quis clericus, postquara se Deo vovit, iterum 
ad alterum babitum, sicut canes ad vomitum reversus foerit vel 
nxorem dazerit, X. annos ambo poeniteant, III. ex bis i. p. e. a et 
nl^Bqll$^nl pioetea in oonjogio copnleiitnr. Qaodn nolnerH, sancta 
ajpqdtts Tel sedea apostoliea seimrabit eos a eoeunQnioae eti connvio 
omniam calbolieornm^).« Ein lilittel, die üebeniabme der Pönltete 
zu erzwingen, ist auch die Bcdiohuug mit der Entziehung des kirch- 
lichen Begräbnisses: »Qui blasphemaverit Deum et sanetos suos et 
preseriim virginapi Manaiu, yiL «eptimanas penitaat et XIL diebus 
dominicis extra ecdesiam exnens palium et caldamenta non babeat 
et .VI. diebus in pane et aqua jejonet et HL panperes reficiat et V. 
solides soivat, ei si hoc faeere noUterit^ careat sepuKura^), In der^ 
selben Sacbe trifft das Poenit. Meäidhnenae folgende Bestimmung: 
>Si quis Deum, vel beatam Mariam virginem vel aliqueru sanctuin 
publice blasphemaverit, pro foribns ecclesiae diebns doininicis septera 
in mauifesto, dum missarum soicmuia aguntur, stet, oltimoque ex 
iilis die sine pallio et calceamentis , ligatus corriga circa coIIum, 
aeptemqne praecedentibns ieriis sextis in pane et aqua jejnneti ecele- 
fliam nnllo modo tsno ingressnrns; singnlis iiem Septem iilis diebns 

1) Bmendatio u. poemtentia werden in den Quellen protniscue gebnnebt} 
Tgl. besonders das Poenit. Pseudo^EyberO, 

2) Cone. Tribnr. {^lieißnoy IL c. 34*. Vgl. aneb Capii Karolomanni 
(a. 884) e. 5: »Vocabit iltiim sua admonitlone per sanm presbyteram canoidee 
ad emendAtlonem titfe eompoeitionem et ad poenHentiam , nt Deo et ecclesiae 
eatisfadat, qoam laeslt.« {Regino, JL 289). 

8) Vgl. BinieHm^ Y. 8. S. 25. 

4) c. 22. (W.4U). Diese Bestinmnmg findet sich fast wörtlich im Poenit. 
PuvidtfRom. IL §. 7. (W. 365), Poenit. Merseburg, a. c. 28. (W. 394). 
PoenÜ. BoHense c. 28. (W. 109f.X Poeoit. Vindob. a. e.14. (W.4ie), Poenit. 
Cummeanh c. 3. §. 4. (W. 472). 

5) Poenit. CMtatenee c. 80. (W. 6d8). 
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dovnnims^ iresi aiife da«, aiii ubmii ipsop^em pmat». » potest, adi«**- 
quin tiRdi f(Mäddaii'M6aint igoebiaiM ingre^M&fM^'. 

Mlor;' •mvoMMt eiMikamsHm-^sqniMwfd <mrMk' * Biwi» mrmagistiydm . 

muictetHr poma solidorum quadraginta, alioqui triginta seu viginti ^).€ 

Aber auch der Staat bot seinen Arm, um die üebernabme der . 
FäDitenzen za erzwingen. Das sMb^ angefülurte Poeniientiale Me^ . 
didkmeftse ist Beweis daför und bereits in den Capital. Wotmuiit, 
(a4-.$2d>^fiiiM ödb 'MgsDdft fiMtoc >ALliDiai4epoaitiB pttbMoam tfgai 
poeotteikittiii , -^Bti .al «mtanaX' fytenk , ' eominrelNnilatiir )a «ftnaitoi * Iii • 
fem vvSnciatit; eil iB.:eiMMiam* m donee tes ad;aofferaiDrM»- ! 
titiam deducatur ^).« Auch eine Bestimmung des Concil. Suession. ' 
gehört hierher: »Miasi nostri .... ad poenitentiam vel ratiooem 
atqae satisföctionem addacant . « Es ist ja bekanni;, daas 4er Bischof 
bei seinen Visitationsreis^n: j;nwnhnlirh t^m immniniTfiflian nir Seite 
habtoj QBd.dani'die 3faieii>a«i Biebtar angeiitoet war^» vuhmkkr» 
witt%er>i&it?nMtaang der.-nfchO&'dl^igen, welafae die 'Kireheor^- 
boan- nicht oberiiehiBeil wollden; imt Gewalt dazu zu briagen.' 

• • So sehen wir also, wie sich bis zum Schluss dieser Periode die 
Pönitenz zum Strafrechtsinstitut ausgebildet hat, nicht durch grosse 
Weltereigßisse geschoben oder, in bewasst1oser>UeberstärzaDg, viel«- . 
mahfiiin natärlÜQhar fiatwiekloog aad iniilaAgsaiDeA Sdineokengai^y 
niobt ftn 'jfth6K.Abbtadi obit -der Vergaagenbait, sondamMn evaialti-' ^ 
licfaar Zähigkeit'dievim AMeiiliiutt gegebaneii Clhindlagto 'beniiliMid 
and erweiternd. 

Nach den Pöuitentialien also ist die Pöuitenz bereits ein Straf- 
rechtsinstitut; sie ist aber auch, daran müssen wir jetzt wieder er- 

Lnnem,. aach unserer ifraberaa Darstellung ein tuoralisehes Institut, 

eder inraim wie dio: Oaiiaeqa^^ Vardergnmd acbiabw: die 

Fdnitenb iertbideri att ibrem WiBsaa die Enwioi^aiMi 

nnd scfafiesst ' sk änderiithelbf begrilflieh- atts: (Brwabr ein nnver^ 
ständliches Verh&ltniss! So stehen wir vor einer höchst räthsel- 
liaften Construction , und wir wollen den Versuch wagen, sie zu er- 
klären* Die Schwierigkeit der Materie mag es entschuldigeo, weim 
wir '-uns dabei einer halbbildlioheo Darstellung bedienen. 

^ Die- POniiena lat «naeli abver altkurcbliobea SteUaug ctn-niMall* 
scbea IinitiM:^ änd als aolebea aneh tod der attbriiiiadieii, asgel» 
säebBiscfaaa und Makiscben Eiircbe recipirt Nirgends liegt aber 

— » ' ... ' ' . . 

1) W. 709. — 2) e. 8. {BLeglno I). c. 75). Vgl aoeb Psrfo, Moiinment 
biit Genn. III. p. d58. not, ö. 

8} c. 10. {BinCerim, V. 3. S. 26). Vgl. ferner Cone. NaoaelenN^ e. la. 
{ReginOf II. 441) und Regino^ U. SMO. 

t 
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Moräl vM- Beefat^io-^Mbrnebeodmante- ob im JBndieiirecIlit^.» fit : 
lieUiigelte «efara^im lytertiiom* Reoktsdiäfaklep mii^iev FOm«^ . 

tenz; aber der tiefe Abscheu der letzteren vor dem Zwang verhin- 
derte eine Verbindnng: es blieb bei einem freundschaftlichen Ver- 
hältnisse und die sittliche Höhe der ersten Christen fand sich mit 
dieser Thatsaolia jiEirecbti Die Oecidentalen , speciell die Franken^ . 
thäüi»» Ieleiii0ilr9gfei| diesen .feHeoes QnMl sittikb« VoUendnngv aber ^ 
hite liafkto Moh' beMts «iiM^ Wiitfim . 
'BMmMlmä* MM\mg\t€^ikm bot , *' ^te < fMirerkstelligte indk • «ü 
Leichtigkeit in der Fremde, um so mehr, als die Kirche an dieser 
Verbindung nunmehr ein regeres Interesse zeigte : man verhoffte sich 
von dkser einen veredelnden EinHuss auf den Rechtsbegriff. Doch 
eher 'Wild d^acht 2nm Tag als Zwang zur Freiheit. Die beiden' 
leblMr^nwr^iiiiir in- J"^^ ^aber- (bb >erfi»igte -ttne .Treiinnig der 
kjatgßkmj llMb - Aotsen MiMi' Mer Mer einbotticbeD niii : 
2warH:iiv§ir>i9ev<*-H)liiDlieb be^^brfteii alüen Firma ifMfy aber^M 
Inneren waren zwei verschiedene selbständige Kessorts mit geschie- • 
dener Verantwortlichkeit : das moralische wid rechtliche Institut der 
Pönitens sind zwei wesentlich verschiedene Institute, die nur denr 
sd^' Nammi iraffen y und bei der im JkHiielailtet eigenturii^ 
gtiMM^ -ifoiiifJtflfitAf tMii-iKM^^a inHireramMrm. 
StMmgi vetsUutäe» wmämi sieh MdMuhwM9iri oberem -fßeiar 
hefomdmii* 'Baber erkliren' «ntb ancb die widersprechenden B^tim- 
raungen (nicht selten in denselben Pönitentialieu) über den Zeitpunkt der . 
Reconciliatio absolutissima. Das moralische Pönitenzinstitut verschob 
sie^zum Scblass, das judiciale aber liebte sie früher; je nachdem man das 
eine^ odev andere Institut vor Augen hattev gestalteteK sieh; die Be*« 
ethomimgeb. Die^VemMedeaheii-der beldeai Inetitni» ist awar sdion. 
rorhaaden, aber tioeh niolit genug zom BiBwonteein gelangt : in dienm ' 
lanfen vielmehr noch beide durcheinander. So erklärt sieh der tosi 
Wasserschlehen (Einleitung, S. 33) noch nicht erkannte Widerspruch 
der Quellen nach unserem Darfürhalten ziemlich einfach. Im Alter- 
thmn wollte man mit der Pöniteuz neben dem moralischen auch 
einen balbrechtlichen Zveek mitverfi^en. Im Abendland^ und spen 
eieft in LMide ier FrankiBn , welebe von der eibieehea Volkndnng 
der errten Obrteten bimmeiwdt ent&rat waven^ fand- diese Neben- 
richtung einen günstigen Boden und erstarkte um so schneller , als 
abgesehen davon, dass das forum internura und externum noch nicht 
geschieden war, sittliche und rechtliche Schuld noch vor demselben 



1) Vgl. i»iwere bereits dtirte Abbamlliiiig, & ^\\U 
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IWum gMfihnt wurde*^ ta «Meimisolw liMbtBiiifliiiut'4«riiml|^ 
WkiHL BiBM skh ^iittr alt dtt ^FarallelmbftlftRiwiviilMii' JMSk 

uach altgentjanischeiii llecht »nicht blos das Hingeben einer Sache, 
ein Zahlen, um sich sicher zu stellen, den Zorn des anderen zu be- 
schwichtigen, die Bache zu Wehden und den Frieden (den Reclltg^ 
«ehutz) wieder m erlangen, oder dar Friedloslegung Kuvorzukonuntm^ 
flontoa Bi88Mi-Mt 4as Hingebtti' ittit oder im' BdBeMitoiii 'idtr 
MkMt' Aes' üiMelrtsr iti' deoi BossuilileiN MM mw^viA' ^Mmadm 
freiwillig dazu yerstand, sprach sieb nicht nur dh VwiMff'f&ri*^ 
gerechten Riuhe des beleidigten Gegners aus; es war darrin zugleich 
eine versöhneudo Anerkennung der Rechtmässigkeit des Zorns des 
Verletzten euthaUeo, wie denn auch. 4er Sacbaeospiegel (II» StQ) 99^: 
Busse gibt man zo «0081 Bflkttifltiiias, dasfl.'der, der sie gibt« Qttr- 
mhtf.g^tliaii- habe aii^.dem^ d«DiMer.die.Bii88«:.gibi: Uil^fhjahVit^ 
gfhen ^ii»ai4. d«r Qenaane aoeb die Ym^tmgf Ifitter Mbst- 
demfitbigung , eines Bengens and ünierwecfens des sioiz troizigen 
Sinnes unter die Gemeindeordnung, unter das Recht des Andern. 
Weltliche Bu^ise, wodurch die Menschen (der Verletzte und das Ge- 
lAelQwed^n) und kirchlicb^^BiMse« wodarßh^ Gott versöhnt werdep 
9oHU^ togan A9)m uicht gar so iireit.melnao4^r'^)iC,. So dienl^e die 
Sdniteia;TQi; «Rie jiia^:al(i.viriPi]aJi8diM Instiiftt «fiiid .Cüid kMrnM^ 
ibf0 ;9tejl« Torwifgeiid im BaiebMobl, zagWkb aber« wiirdd fll^:««^)! 
dem klaren Beriefat des zweiten Bnobes des Regioo anch im bisoli^ 
liehen Sendgericht als Rechtsstrafe verhängt. Je nach Bedürfniss 
heben die Pönitentialbücher bald die eine bald die andere Seite be- 
sonders hervor. Das ist nach unserem Dafürhalten die einfache Lö- 
sung der Frag» der. ifttheeUiaften Miacbnalor der mütelalter- 
liohen Pddteiizeii. 

Bei dem geschilderten Verhältniss war von vornherein folgende 
Alternative vorauszuselien : entweder musste das moralische Institut 
durch seine engen Beziehungen zum Rechtsinstitut seine tiefste sitt- 
liche Bedeutung eiubässenj so dass es mehr und mehr in das Eeebts- 
insiitut aualief , welches seinerseits nach der Anfbessening seiner 
KrlAe dnitb die ans dem Mcnralin^iNit tmfgenemmenen Mittel eine 
verschwommene Doppelaufgabe weiterfOhrte, oder aber das iRecbts* 
inbtitut musste sich bei seiner von dem moralischen Ponitenzinstut 
verschiedene Autgabe auch nach den seiner Aufgabe mehr ent- 

1) Wilda, das kiichl. BasaweBeii ira Abendland, allgem. Monatsschrift, 
1353. S. 121. Vgl. aach sem Strafreeht der Germanea, S. 314 340 a. 530 £ 
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ifmhanden Mitteln umsehen^)« D«r sacramentale Charakter« t dfli: 
Biwle ?jiijNM6rt«iA9iii!fiHM^ EventuiiUttt^ 4i# BW4ito 

iMiilwH alberen»: so 4hBt wAt*EMmz gelangett, ato db ikfa mmftt 
iMBtimmteF Tolteiebende Scbeidung des fmm intemmmid atteBtnim 

eine dem Kechtscharakter mehr entsprechende Umbildung der Buss- 
mittel nahelegte, die man dem Bildungsstand entsprechend mehr oder 
wanigier joh au9wäihlte. Bintei-im sagt einmal sehr trefißend: »das 
Micke Wtaehs läsat sich dureh eine küostliobe Haed zom Gel^ilde 
»idBelMdfett,^id4ii^%bftite..8(em kim dttn^b das nocdi »bift^r» £ifiieir<bd^ 

;.:>i"*' Die örundznge dieser Richtung treten uns bereits in den Pöni*- 
4«*itialien — zumal in den späteren, die wir in chronologischer Hin- 
sicht zum Theil besser der nächsten Periode einreihen kQnnteH' "-^ 
Mfcimttl^ efttgcilen.^ -Ab beliebte Strafe^enMlieinl? bim' vdlp «ü«n ^ 
eügMftnokl detroilo in moiiatttidiiQi; ' So beetittiiiit dae 
Miftit. XI^KW' OipiM. 'c. 16. §.1; »Si laietM pe? capidliaiiem 
perjurat, totas res suos vendat et det pauperibus et conversus in 
rhonasterio usque ad mortem serviat DeoS).« Diese im Poenit. Me- 
diolammse (ans dem 16. Jahrb.) öfter vorkommende Pönitenz wird 
41» Mgei^r Weise empfohlen: »Istud consilium, nt certisdime eck», 
1iEifiib-«e saiatoitia-eBtr iit -Mbialteiitta e^ kigeils defl«äd« ^ee- 
iDüe aber die detrosid In 'mouifterhim edMm «ffMielf den 
GiNmi1e(;ei»-lri«(n'' wkblM^ Bi^btsetruft* angene«M«fr tat, 
mau am besten aus dem auch als c. 4. X. 5. 31. aufgenommenen 
c. 11. des im Jahr 1179 abgehaltenen 3. Lateran. Concils: >Qui- 
oiHiqae autem III» in continentiot qoae contra nataram ^i, pro|»ter 

1) Es wäre freilich auch denkbar gewesen, dass das Mdl>iucht befestigte 
strafrechtliche Institut wieder venehwand : doch hatte dieses wegeii.fji^ar Aehn- 
I^chkeit mit der weltlichen Busse zu sehr die nationale ZuRtiminnng. Aller- 
dings hinderte dies nicht , dass die öffentliche Busse eine Zeit lang in Abgang 
kam: »Poenitentiam agere juxta antiquam canonum Constitutionen! in plerisque 
locia ab usu necessit et neque cxcommunicaucli ncque reconciliaudi , aatiqai 
iQQris ordo servatiu.« (Syn. von Chalon, BuUecim, V» 3. S. ?)» ..> " 

2) üenkwOrdigkeiten» V. 3. S. 4 

3) W. 515. YgL ftQch Columhan 13. c 20. (W. 358) . Merseburg, «. 
47. (W.396), Cummean. 5. §. 4. (W. 477), 14. §. 1. (W. 492) Mer»ehurg, 

c. in c. 5. (W. 436), PseudwGregorii III. c. 3. (W. 538), Vaticellanum II. 
*c. 40. (W. 502), PäeudO'Theodori c. 4. (W.570), Burchard. VI. 39, 40, XTT. 
8 und Corrector Burchardi c. 23. (W. C35). Ferner auch die im Decret be- 
findlichen Beatimmungen des Poenit. Civilatense c. 123, 130, 132, 138; Poenit. 
Mediolanense pnec IL (W. 708, 709, 716, 722). 

4) W, 715. { ' \'' 
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•coBBumpsit, depnlieM laami tebonra^^ri clMri^lfiifliiBt^ dfi/iiiamhir 
a elero tfd ad agenäam paenitenHam in tmmastems äthrnSaniiinp.ri ^ 

; laici excommunicationi suhdantur^ et a coeiu fidelium fiunt pcnitm 
alieni.< Noch deutlicher, spricht sich dies in der Fassung des Poenit. 
Civitatenße aus;. »Si qo^ contra natarum peccavcirit,/^ .i|^^Ql§r^s, 
debat d^ni et si iimifigibi^ estf debet recludi in monasteri^tei 

• ibjflKd. mensd integro panem cum aqna inandttceBt^.« r.'.:.. ■,. i ff 

Auch die Exilirung ist bereits ein beliebtes Strafmittel ; so be- 
stimmt z. B. das Voei^^..Fmubf€h'ßgimi:\III,i »Si j^nis clericas 
IwinicidiaDL ftMRtt -teeoi anns •l^iM^^eiHdirJk»8qpA^l «miI 

-Poenlj XXX?. Gii]iSt. besümmi» iH« wir sdieii, Üie ertBerrfW 'ito 

Meineid »per cupiditatem;c »si autem non per cupiditatem, sed 
mortis periculum inciirrit, UI. ann. poenit. inerrais, exul i. p. e. a.c 
eio. ^). Im Poenit. Pseudo-Theodori hat sie geradezu den Charakter 
einer Ersatzstrafe: »Si autem .ia>4D0fmt6rii aemtiam intraie «o- 
lumk duite, w iaice hdiulia^ eml .iiM|«e td:!0niMi litei tN^ii- 
taaftl).«« -r» Biebep die aadi mmt fielfiwli.iarwftliiiiie^) kifchliidv/var- 
bftfl^ Bülirung mrlMtt Lmmnffr iiEa ist < nicht •nimRMlmieiiv'dta 
dem Bischof eine rechtliche Befugniss hierzu zugestanden habe, der 
Ausgewiesene hatte nur dem tbatsächlichen Einfluss des Bischots zu 
weiehen^).« Dem ist entgegenzuhalten, dass, wie .der .Staat die 
poenae g^tiiaii0a:rdet Bisdiofs duch iBedrohung mit weltlichen 
Stnte mwang' nii4. ergiiisto, '80 ameh -nach «der älaatmekttidißn 
AiÜMsaBg deliMitteialtBte dem Bnohotgetaelpiliia diu Eeoht, poewae 

1) c 6. (W. 689). • • 

2) 41. Iii Famer .OoDcii v. Mafiia^ e. S, YgU texan Loenin^ a. a. O. 

3) c. 3. (W. 538). Diese Bestimmung komint auch im Poenit. Cum* 
meani vor (VI. 12. W. 479), und sind hier sogar volle zehn Jahre Etil ge- 
setzt. — Vgl. ferner roenit. VaticeU. I. c. 1 , 10, 13 (W. 548 f.), Corrector 
Burchardi (W. 678), Poenit, Mediol. (W. 712, 718. 722). 

. . . 4) c. 15. (W. 515). Ebenso der Poenit Qimmfiani V. c. 4. (W. 477), 
Poenit. ValicelL II. c. 40. (W. ö62). 

. 5) c. 4. (W. 570). * ; 

C) IV. Conc. V. Orleans, c. 29, 638. Gregor. Tor. IX. c. 6. ViU B%ii 
L e. 35. (Vgl. Loening^ Geschichte des deotopbeii Eifchdarechts, IL 467 f.). 
7) a. a. 0. 467 f. 
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ilieMi!€r»: IMcrrettJWd^ -iV«^ ••20? 

* t:mdl9 tiQ/ TerHf «girii, nmijikiiräiiiger bestrttteft.irardet« 'alrmr jajaach 
' il»ifol0lb seiiiev Bbpjpibtfliliiiiiig 4ni Siuiflti^itta'ai««^ <k0^1t»hfliir 

Yfie die Verbannung zur Klosterverweisung, so ?erhält sich 
2ttT erstereu das gewöhnlich auf homicidium gesetzte Verbot, Waffen 
X %a tragen, zu reiten und weltliehe G^ehälto^zir'treä^ ; ds !ti7olvirt 
'^e l^ehkre-Strafö: si lff^id> vir soairia'^itici^ cütidtf o^efrMv^V. 

''•limit/; ei'ettekätifirläaA^^ liM «d'^!rHll>i!]f*4<»rfl» tiOti perd^ 
Daher gibt das Poenit. Mediolanense noch den oben angeführten 
- Rath, die Sünden im Kloster zu verbussen, als secundum consilium : 
' :>4rina depooe et eancta saecularia negotia i dimittä , . caroem et 

V-Bangninem omnibus diabaui Titaie tuae non eimedu eüi^^hl ^mdd 

: MiwM 4ie' Aart der BtailieiailMs >iiia}]$]Mn8tie^ l^ 
''•Utakeacirfar-fefii itttlidies^^Aitedetoi 4alfr;'-dBair-4te:'>fonM4NlM!t 

. des moralischen Standpunktes zurü<5kge treten ist, sich dagegen das 
? Bestreben fühlbar macht, analog der weltlichen Strafgesetzgebuug 
dem Vergehen sein g6Qattes^ ätra^maa3 zazasreisenii.juSi quis Deum, 
ivel. beiiaiiii iMariani;;iriK^nem vel aliqaeni sabätma paUlott* l^laspbe- 
nMvttrili, .pM fbiä»ii8;«<el6iMbdidiebB8 donimcDi sepl^ » nii^u(i«ato, 
dnii^ ]idaBarom< 8(dAmiiitf ägolifciir« iiitiiitteqa^r:BX«iifflB dieijaiiae 
■ pallio et calceamentis^), ligaUis eorriga ciroa- eollum , septemqne 
■ praecedentibus feriis sextis in paue et aqua jejunet, ecclesiam nullo 
modo tunc ingressums; singiüis item Septem illis diebus dominicis, 
i tres aat duos aut uoilm ;pattpaiem paseati, Bi.ipotest^ alioqain ajia 
• pioenilentia aficiatarV ncnssiSt . ecoleatae ^ ingneesi^. «nterdioatu^ 
alnt« edotaefiastica sepoltitm' oMäi^)(« Atteli to^BaMack kit> be- 
reits seine Yenrendong: »Sacco iadatus hami cobabitf dia noctnque 
misericordiam Dei implorans^).« 

Aualog der weltlichen F^äg^lstrate kennt das . kirchliche Straf- 
recht auch bereits eine Zachtigoiig mit Buthen. Das Jadic. demeiUis 

1) Poepit. VaÜeelL it. c. 14. (W. 549). " V ... ' ' V * . " 

2) Vgl fern« das Poenit fitfeudUhGr^jf^i fh,,t,Z, (f%sSS)t Poenit. 
Pseudo-Theodori e. 3. §. 4. (W. 569),' Poeni|k. Öiviiat^e <v 91. iSÖ6), 
e. 97. (W.699)'; du Verbot, WaiFen sa ixt^gen^ (n^en wir Wi^ ^ der briti- 
schen Kivebew Vgl. Vinniaus c 86. (W. fl6). ' 

3) Aehnlieh das Poeott. Civitatenae c. 86: »ioxtra e<kslesiani eznens 
psHiitn et ealeiamettfa non habeat.« (W. 698). -''^ 

4) Poenit. Mediol. (W. 709). ' 

5) Poenit. Mediol. (W. 722). 
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kirnnt di«6e Strafe xwar nar fflr Kinder % und man dftrfte sie daiuM^ 
vUJlcIcht nur als Zachtmitfol ansehen, aber das PoeuH. IMJM. 
empfiehlt sie aneh f3r Sclaven'), und bereits das Peenit. dAum 

hani sowie das Poenit. Remense *) machen überhaupt keine Unter- 
scheidung. Bei Begino findet sich die Frage (N. 76), ob Jemand 
dem Bischof das Becht bestreite, die Baaem oder Knechte für ihre 
Verbreeben nackt mit Rathen za züchtigen. Dass der körperliche 
ZQehtigang besonders die Geistliehen nnterwerfen waren, ersiebt man 
am deatHehsten aas dem Canon 19. des 2. Cone. ?. Tonrs nnd dem 
e« 8. des 1. Oeoe. y. Ma9on^). 

Von besonderem Interesse sind die Bassredemtionen durch Geld, 
welche bereits in der britischen Kirche bekannt sind. Sie kommen 
schon im 6., nicht erst^ wie ilfmnttö meint, im 8. Jahrhundert vor^). 
Diflse Bossmnwandlnngen, anfangs selten und begranzt, worden bald 
Regel nnd braohten in das kirchliche Strafreeht ein wirkliches Com* 
liositionensystem. Die Anh&nge znm Beda'sehea Beichtboche gestatten 
bereits, worauf schon Wasserschlehen hinweist, die Verrichtung der 
Busswerke durch bezahlte Stellvertreter^). Das also ist nach so 

1) c. e. CW. 4S4): »Si qois m&ndiicat, et postmodam oommiimcat, YIL 
di«t poodteat in paae et a^na, iMunmU de hoe ntpnlentc 

2) Si ooatra nataiam coierit, ti aemu ett, eeo]^ eastigabitur et poeni- 
tebit aniioe dnos.c (W. 722). 

3) Si quia vero lavans licito coram fratribus stando hoc fecerit, si non 
neeessitate lati Iargiu3 abstergendi, XXIV. plagis emendetur." e. 27. (W. 359). 

4) c. S. §.19: »Qai non mann idonea tangit limphatieaiD ftUmentam^ C. 
emendetur mann plagis.« (W. 502). 

5) Vgl. auch c. 38, 41 des Cone. von Agde, c. 15. des Conc. von £pao. 
Pomer Gregor Tur. IV. 36. u. V. 50. 

6) Vgl. darüber Binterim V. 3. S. 169. Wasaerschleben hat darge- 
than, da88 die Hinweisang Theodors v. Canterbury auf die Bussredemtioneo 
bereits auf altbritischen oder irischen Ursprung hindeutet, daas sie Theodor 
nicht schuf, sondern vorfand Vgl. seine rechtsgeschiclitliche Vorrede, S. 29 f. 
Ferner DovCt Zeitschr. für Kirchenrecht, IV. 11, Loening, Geschichte des 
deatschen Eirchenrechts, II. 484. 

7) S. 50; ferner Dove^ a. a. 0. IV. 8. 11. Im Beda'seheu B^htboch 
(e. 10. §. 8. (W. SSe) heiast es nämlich: »Et qiri de psalmis hoe quod snpeiiitt 
diiimns» implere non potest, elegat juatum, qui pro iUo impleai etdesuo 
predo ae labare hoc redemai,* Diese Bestünmong ist ivdrtlieh aufgenom- 
men von Oummean (W. 468). Die Synode Ton Cleveehoe vom Jahre 747 
(e. 26 n. 27) eiferte iwar gegen diesen Missbnmch (?gL WaaterselUebm, 60), 
aber dne Bnssordnang Mmg Eadgan beweist, wie wenig dadnreh der be- 
danemswerthe Unfug abgestellt wurde. Sie ist in beideknead, desshalb soll 
ilir Inhalt angegeben werden : Mit vielen Sen&ern mnss der SOnder die Basse 
antreten , Waffen und Kleiderschmuck ablegen , mit einem Stab in der Hand 
fleissig baarfoss .gehen, sich in Wolle kleiden, sich in kein Bett legen nnd in 

Digitized by GO' 



2M 



DikMit zjQ gevionen, üner^^i^fbarkttt Bhd; innere !¥0rtieftin)^ preii^ * 
geg^9«. Letztere ging mehr und mehr V^rldpen/ 'und entsprechend 

dem Wer^eld der germaijischen Völker tindon wir nach dem Mass d#- 
einzelaeii Sünde Ai't und Dauer genau iiormirt. Die Pöuitentialien 
gf^fkU^Qt..^!^' nunmehr in 4|ir Anfertigung von Venrandiongstabellbfr/ 
w^cbeig^ruL da/i Au^^^i^/i^^-SiimiflHB^ Iiäb6n9t>ifiiqlai)|iiijiilita»'^ 
BO^ poiiiest A% .{paifpoB .iiescil, ^pro .die <dQi denaafQBviiinahvi'etf^ift^^tioi*- 
habet pretmm, de cibo, qnantum somit, .'taflrttfm porrigat. ) Pro dtio'' 
anno iu pane et aqua det solides XXVI i).« In dieser Hinsicht ^erregen 
besonderes Interesse die längeren Verwandiungstafeln des Poenit. ' 
Psew«fo-i^ow*««tf»* i(W.,3iöä), Poenit. Vindobonense a. im c. 43. (W. 
420), Poenit Florißmsei,.^ 50. (W. 425), Poenit. Vinäöb. b. (W;^ 

c. 35 (W. 691 ßQxrwi^ Su»tik0rdi (W.*.66l.'Ci, .6?d ff;); <^'i^ 
Das Ende dieser Entwicklung bletei ff^ilieb* lek'lhOehflt «li^isi^^^ 

quickliches Bild, und zwar besonders dessbalb, weil bei 'der in dieser 'i 
Periode noch vielfach vorhandenen Vorquickung von sittlicher und 
rechtlicher Schuld die genannteji ßussiuittel auch eiiieu..inpf:alisch€|ja, f 
£fiect erzielen solltea. Doch . mag der. MoraUist vor diesem Ender- 
gebniss einer längeren Bildungsgeschichte imnfterhin bedeokltoli den' * 
Eopi schütteln, der • Jnitei wird sich t>ereitWillig m!t '■ Ihm abfinden ; 
denn gerade die VerÄnsserlichnng" der Pönitenzeri war das wirk- 
samste Mittel, die Ausbildung derselben zum Kechtsiustitut zu tie- • 
scbleunigßii uad ihre r^chtlicha äßlijDst^digkeit zu befestigen/ ^ 

einer Hütte bleiben. Eine solche aiebenjähYigis Bnsse kann der Reiche aber 
schon in 8 Tagen dadurch leisten, dass et zQerst 12 Männer zn Hilfe nimmt, , 
welche 8 Tage bei Waaser, Brod und grünen Kräutern fasten , and dann noch 
7 Mal 120 Männer, welche in «fleichor Weise für ihn 3 Tage fasten; i^af. diese . 
Weise würden Roviel Tag«' gefastet, als Tage in 7 Jahren sind. Diese Jammer- ' 
volle Beatimrami? hat den noch hedauemswerthercn Scliluss; »Hacc est potentis . 
viri et amicornm divitis poenitentiae allevatio. Sed non datur pauperibus sie 
proccdere, sed debet in so ipso illud requirero deligentius. Et hoc est etiam 
aequissimmn . nt quilibei ]tropria sna delicta diligenti correctioue ulciscatur in . 
86 ipso. Scriptum enim est: Quia unusquisque onus suum portabit.« Vergl. 
jShtnsi, t. XVIII. col, .525 und Hardtiin. toni. III. p. ()74; vgl. darüber auch 
Binlcriui V. 3. S. 173 f. und Wa.i.serschh hf■f^, Einleitung. S. 50. 

1) Poenit. Menst fjiirf/. a. c. 42. (W. 395 f.) Ferner c. 148. (W. 405); . 
»Quodei neu potaerit omnino XLII. ebdoni. jejunare et habuerit pecuuiam, tribuat 
ez Iftboribiu suis ad redhnendam aniroam siutm. Si dives faerit, det pro se solides 
XX., qnodsi nolaerit tantnm dare, det solid. III. et si perilraltiim panper fiierit, det 
lolid. iu. et jejnnet ebdom. XXn; et neminem boc contnrbetj quia juasiians solid. 
XX. dave ant miana aot amplins.« Tgl. in dieser Frage auch Loeningt a. a. 0. 484 f. 

iarehiv lOr KMennefat. ZLDL. 14 ^ , 
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3. Die spätere Auffassung. 

Wir haben <s veiniieden, Anfang und Ahsobluas d^ Wie^^^r 
laug der Pöniteoz »im BechUiBstitttt cbronologiaeh zu* hestliaiDeiu 
Bs-i^t dies auch unmöglich. Wenn es im Allgemeinen achon ^fie 

laienhafte Auffassung veriätli, das Entstellen von rechtlichen Insti- 
tuten stetshin an ein bestimmtes Datum ktiüpfen zu wollen — <la?> 
\Verdeu im AUgenieinen und die Kechtsbildun^' insbesondere pÜegt 
sich im lau^amen vielfach kaum bemerklichen Fortschritt zu voUr* 
ziebeQ — so wäre die chronologiaehe Zwangstjaek» in unserer Fcag« 
erst recht von üebel ^). Der Anfang der Eatwiokliug ist bereits hk 
der alten Kirche ersichtlich, und das Ende entzieht sieh erst reiolit 
einer genau<Mi Bestimmung. So viel gl iiiljeii wir allerdings an^hen 
zu können, dass zur Zeit Kegino's — also Anfangs des 10. Jahr- 
bnuderts — der Strafcharakter dov Judicialpönitenz bereits vollendete 
Tiiatsache ist. Mag das Rechtsiiistitut in bald giöaserer, bald gat* 
ringerer Deutlichkeit auch immer wieder moralisch ajagehau^ öder 
selbst mit den moralischen POnitenzen vermischt erscheinen, es bleibt 
doch seinem innersten Wesen nach rechtlicher Natur, und wie daa 
forum internum und externum trotz ihrer vielfachen Beziehungen zu 
einander nunmehr immer schärfer auseinandergehalten werden, so 
hebt sich auch die sacramentale und moralisclie Busse von dem 
rephtlicheu Pöaitenziostitat immer klarer nnd bestimmter ab. 

. . Wir können, uns nnnmeht kurz fassen. Vor allem ist daaaf 
hinzuweisein, dass w&hrend die Pönitentialien vermöge ihrer Doppel- 
Stellung auch die kleinsten Vergehen, ja sogar blosse Gedanken- 
sünden, in ihren Kreis gezogen, die Sendgeriehtsordnungen — denn 
diese werden von nun an bauptdächlich in Betracht kommen — 

1) Eine namhafte Ersehwemng liegt besondera darin, dass in Folge, 
des starken Antorit&tsglaabens die Quellen ungern von der Ueberliefernng ab- 
gehen, wenn auch das üeberlieferte f&r die fragliche Zeit nicht mehr paast. 
So schfirfen zum Beispiel Burchard nnd Begino die Bnthaltong vom Blute der 
Erstickten ein und fuhren Verbote von Haus- und Wieselfennk an, obschon. 
doch bereits am Ende des 9. Jahrhunderts diese den altkircshltchen Canonee 
entnommenen Bestimmungen kraftlos waren (vgl. BinUrim, Denkwardigkeiten, 
II. Th. 2 S. 623 u. V. Th. 3, S. 88). Ganz so verhält os sich mit der in der 
letzten Frage des Regino erwähnten Darbringung von Wein und Brod durch 
Itfann und Frau bei der Messe, denn diese fand am Ende des 10. Jahthunderts 
bereits gar nicht mehr statt. {Binterim, V. 3. 8. 38). 

2) Die in Folge des Laxismus «lor Bussbücher gegen letztere sich rich- 
tenden Synoden des 9. Jaiirhunderts (vgl. Veriiuj, Aiobiv für kath. Kirchen- 
recht, Bd. 30. S. 217 f.) verhinderten im 10. Jahrhundert dus Entstehen von 
neuen Pönitentialien. Es kommen zwar vom 11—13. Jahrhunilert noch einige 
neue zum Vorschein ( Veringy a. a. 0. >S. 220 Doch die Zeit der Busaurdaungeu 
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nur schwere Verbrechen und g^ewisse Idrchenpolizelliche üeber- 

tretungen mit der Senristrate bedrohen ^). Man liat jetzt einen ana- 
log dem weltlichen Verfahren ausgebildeten »processus judicii« oder 
»Fortgongh des gastelike riuehtes*).« So sprechen die Emsiger 
Gesetze tod libellu», litis contestatio, juramentum columniae, instru- 
nneiita probaticmis, ioterlocutoria, sententia, appellatio, wfthrend jicb 
dw mitteldeatflchen Stämme mehr dem altgermanischen Verfahren 
angeschlossen haben. Die Sendg^richte werden sogar für die Ent- 
wickeliing des weltlichen Strafrechts bedeutsam, weil in ihnen die 
Idee der Verfolgung von Verl)recheii durch öffentliche Ankläger 
praktische Gestaltung gewinnt^), und die sog. purgaiio canonica für 
die Ansbildnng des Beweismittel von Einfluss warde. Die Sendge- 
riehte fthneln vielfiftch den weltlichen Gerichten ansserordentlich, so^ 
wohl nach dem Procedere, als Aufgabe, als Strafmittel. In den 
friesischen Rechtsqnellen des Mittelalters, deren Sendgerichte den 
weltlichen Gerichten überhaupt am nächsten stehen , figuriren sie 
vielfach als Theile des Landrechts*), wie diese auch ferner bezeugen, 
dass vor ihnen in einer gewissen Beschränkung selbst causae civiles 
zur Abhandlang kommen*). 

Sdir bezeichnend ist anch der für den Schuldigen and ün- 
sohnldigen in gleicher Weise bestehende Zwang, vor dem Sendge* 
rieht zu erscheinen: »Ad priorera vero sinodum oranes venire tene- 
bantur treagati, sab poena excommuaicatioais, ad secuudam vero 

ist im Grande genommen voräber. Die letzten sind das Poenlt OivUaietue 
(▼erfimt von Andreait Hiapantut, Bischof von Civita, 1496) nnd das Poenit. 
Mediolanemt (des h. Karl Borrotnäus^ Enbischoft von Mailand, t 1584). 
Da wir diese schon oben, wo wir von dem Abschlnss der Bechtsentwicklnng 
der Jadicialpdnitens gesprochen, genttgend berfleksichtigt habeui können wir sie 
nunmehr übergehen. 

1) Dies beweisen s&mmtliche Sendordnnngen , Am deutlichsteu aber der 
Elenchus Vicariomm in spiritaalibus Generalinm Sanctae Moguntinae Sedis 
{OuJen's Codex Diplomaticus , II. p. 417 sqq.), wo 3 Visitationsprotocolle des 
Propstes von Aschatfenburg initg«)tbeüt sind, welcher im Jahr 1502 Muntad, 
Tabercau und Rothgau bereiste. 

2) Gesetze der Emsiger (u. Richlhofen, Fries. Kechtsquellen, S, 218). 

3) Brunner, Schwurgerichte, S. 458 flf. Dovt^ Zeitschrift für Kirchen- 
recht, IV. 1 ff. 157 ff. V. 1 ff 

4) Im wcsterlanwersehen Friesland z. Ii. bildet das Sendrecht {Ulcht- 
Hofen, a. a. 0. 401 ff.) den 7. und 8. Theil des Landrechtes. Die Vorrede zum 
westerl. Landr. bemerkt: »Dat saunde deel is fan dat sindriucht int generael 
. . . Dat achtende deel is fan dat siudriacht int speciael.« 

5) So bestimmt ein Sendbrief der Brokmer Tom Jahr 1258 {v, Hlchi- 
tiofen, S. 189): »Ssoerdotes Brocroannie non adTOTabnnt in cansis d^ilibus, 
nUi <iuätenwi i:oncediiur a Jure,* YgL anch S. 149. 
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solum citati, maniti treugis supra dictis; et si aliqui dyabolico in^ 
stincta treugas violabant, in pesam triom Ubraram GronieDsitim ip* 
cidenut, nolus solvendarum , salva peoa . judicibas secalaribns et 
o1>teiitai).€ 

Die interessanteste Perspective eröffnen schliesslich die Straf- 
mittel : wir haben nämlich iiier ein Corapositionensystem, welchem 
sieb vom weltlichen kaum unterscheidet. Der bereits citirte Brok.- 
mer Sendbrief führt sich geradezu ein mit den Worten: »Hec est 
forma eompositumis facte inter nos et gentem nostram Brocmanno- 
rttm*).€ Bereits im vorigen Abschnitt wurde dargethan, wie man 
die Kirchenbusse durch Geld abkaufte. Jetzt ist die Geldbnsse be- 
reits primären Charakters ^). Der Drenther Sendbrief erklärt kurz- 
hin: »Omnes baniii nostri fuerunt tres libre Gronienses (§.6.); das- 
selbe wiederholt er am Schluss (g. 14.): »Breviter omnes banne, sive 
de dandestinis, sive de quibuscunque alüs, tres libre Gronienses no- 
l^vsi, solvebantor, exceptis casibus supra scnptis^).€ Ebenso bestimniti 



1) Drentber Sendbrief Tom Jahr 1382 (v. Richthofent 51^). Ueber die 
letsterwShikte Verletzong dee Sendfriedens Tgl. aneh den Sendbrief der Brokmer 
(v. RMUhi^en, 8. 148), femer das Sendreeht dee weeterl. FrieshmdB {v, JÜeU« 
Hofen, 402). Betr. die entere Bestimmimg Tgl. die JülichrBtr^seht Seid* 
Ordnung (ans dem 14. Jahrhnndert, beetfitigt doreh Alexander VI. im Jahr 1501) 
bei Bin^ierim, Y. 3. S. 47. 

2) V. Richthofen, a. a. 0. 138. 

8) Die erstoi Ansätze daza dürfen wir vielleicht schon in den fränk. Pöni- 
tentialien suchen, wo die Geldbasse, wie wir sahen, vielfach als compleroentam 
poenitentiae auftritt. Im Poenit. Vaticellanum II. c. 51. (W. 566) heisst es 
aber schon ganz nach Art der weltl. Compositionen : »üt nuUus audeat epysco- 
pos, presbyteros, diaconos accusare et qui hoc facere voluerit, I. pondera auri 
vel argenti inferatur . . . üt qui percusserit sacerdotein, id est presbyter sive 
diaconns, decretiim est ut pcna auribus (auri libr.) X, id est sol. II. CXX; qui 
percusserit diacoaes et defensores ecclesiae , det penam auri libras V, hoc est 
solid. CCCL; qui lectores ecclesie percusserit, det pcuam auri libras III, hoc 
est solid. III. CXVIU.« Die Bussgelder, welche früher der Priester per abusum 
erhielt, bekommt jetzt der ri'chtsprcchende Bischof rosp. der Archidiacon nach 
Becht und Sitte: »Pro occisiono sacerdotis solventur episcopo pro bannia XL. 
mnress, pro diacono XXX, pro subdjacono XX, pro acolito XV.« (Sendbrief 
der Brokm«, v. Rick^fen, S. 148). Intereesant ist in dieser Beiiehmig die 
oben dtirte JlUich-Berg'sehe Bnssordnnng {BiiUerim, T. 3. S. 51): »dieBrtehi 
der Send werde dareh den Qeriohtsbotte in den ersten rierzehn Tagen per 
wudliiim jndicis saecnlaris eolUgirt» and daranase werde angawendt die nnkwte 
off der Send, als nemblieh Ton den weltlichen Biehter, Pastore, Sendseheffm 
and Geiiehtobotto die Malseit and jeder ein Kann weins, dat ftbematiige aber 
Ton den Brachte wirdt den KirchmeiBtem pro &brica gelebert« 

4) V. Richthof ent ^ 0. 519 f. Man vgl. femer den Farmsumer Send- 
brief Tom Jahre 1825 (v. HUththofen, 292 C), den Loppersnmer Sendbrief Ton 
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iltD atieh eine sfiddentaclie Beehtsqaelle anzQfShren, das Sellgetisiftdter 
Sendwelstnm yom Jahre 1390: »Wo zwei ledige lede gern git' wer- 
den für onkuszheit, die sin schuldig ir igliche eyrne ertzpriester fünf 
Schillinge und nit me. Wurden sie aber ober eyn jähr gerügt unib 
dieselben sache, so wer aber ir yegliches schuldig eyme ertzpriester 
fünf Schillinge und nit me^).» Also Geld und imnner wieder Geld! 
Wirkliche Busstlbiingen oder dem Geist der Kirche entsprecbendd 
Strafen waren mehr oder weniger unbekannt. Mit Becht klagt di^ 
her die Synode Ton Köln vom Jahre 1536; »Qnodque pro manifestis 
criminibus non canonicae poeuitentiae sed pecuniariae potissimum 
raulctae a delinquentibus fuerint exactae, permissio interim delin- 
quentibus, haad praeter grave populi oftendiculum, in publica scele- 
rum infamia perseverare Bei den frühern Sendgerichten war 
Sitte, dass Tor dem Bischof ein Evangelienbnch lag, nm an! das- 
selbe den Eid zn leisten, eine Bntbe, nm nöthigen Falls die Ver- 
brecher damit zn züchtigen, und eine Scheere, nm dem POnitenten 
die Haare abzuschneiden. Sogar der ernste Binterim nun kann nicht 
umhin, die spöttige Bemerkung zu machen: »Ob man später, als die 
Geldstrafen eingeführt waien, statt der Ruthe und Scheere eine ge- 
fällte Börse anf den Tisch legte, wissen wir nickt ^).€ 

Also die Geldbnsse, Irfiher eine Bedemtion der moralisclien 
Pönitenz, ist nnnmehr eine poena vindicativa. Das ist das jnristiscb 
relevante Facit der vorgeführten Entwicklung. In den deutschen 
Synoden des 12. und 13. Jahrhunderts (nicht erst, wie Morinus 
meint, des 14.) ündet man keine Redemtionen mehr, wohl aber 
gi'osse Geldtaxen ^). Nun herrscht Klarheit. Die Jndicialpdnitenzen 
sind ans der Moral nnd Dogmatik herausgetreten nnd ansschliesB- 
licb Gegenstand des Strafrecbts geworden; aber merkwfirdiger Weise 
ist jetzt, wo endlich die Identitftt 7on poena nnd poenitentia nichir 
mehr bloss für den Philologen , sondern auch für den Juristen 
besteht, für die Geldbusse der terminus Poenitenz aus den 
Bechtsquellen verschwunden — wie es uns scheint, ein nicht ganz 
undeutliches Anzeichen dafür, dass man sich mit der Pdnitenz den 
totalen Mangel eines moraüschen NebMizweclns als unTereinbar 
dachte. 



1^ (v. JZlGft<Aofefi«818iE), das Sendrecht d« w«8terL Friestandes (v. HfeM- 
hofent 402 IT.), das Leeawardner Sendrecht Tom Jahr 1419 («. IK<Alhofefi| 459 f.). 

1) We^ümer, gesanunelt von J, Grirnfn^ I. 604. 

8) Cono. German, tom. IT. p. 909. 

8) V. 8. 8. 46. 

4) Milerlfii, y. U S. 178^ft 
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Dass die modernen Pöniteiizeii uicht des höchsten aller Ree 
criterien« des Zwangs, ermangelten, bedarf kaum eines Nachweis««: 
interesnuit ist nur die Art desselben. Wir fanden ibn merkwardiger 
Weise ia der Verdoppelang der miilcta selbst realisirt. Im Hinter- ' 
grand befindet sich stets der mächtige A.rm des Staates: »die Bracht 
der Send werde durch den Gerichtsbotte in den ersten vierzehn Tagen 
per auxilium jiidicis saecularis colligirti) ;« das war wohl das Gewöhn- 
liche. Man scheute sich aber auch niclit, die Geldbussen durch den 
Kirchenbann zu erzwingen: »Item in judiciis spiritualibas sie grada* 
tim procedatur, nt convictas legitime de banuis soWendis ammoneatarf 
ut intra sex ebdomadas aniiciftbiliter satis faciat «t componat. Si rero 
in satis faciendo negligens inventus fnerit, post spaciom dicti tem- 
poris exconiniunicetur 2).« Die Exconununication hinwiederum fand 
ihren Nachdruck im brachium saeculare: post tres aniios invocaba- 
tur brachium saeculare^),« ja der eben citirte Sendbrief der Brok- 
mer droht mit dem Tnterdict: »Si autera in excommunicatione con- 
tamaciter perstiterit, post alias sex ebdomadas procedatur ad inter- 
dictnm illias ecciesie, nbi excommunicatus roorator^).« Diese schaa- 
derhafte Härte nimmt in Folgendem eine gewisse Raffinirtheit an : »Si 
vero idem oxcommunicatus, tamquani profn^^us , de una ecclesia ad 
aliam transierit eommorando, sequatur eum Semper et in omiiis pa- 
rocbias sententia excummunicationis et interdicti.« Der Loppersumer 
Sendbrief vom Jahre 1424 ist interessant durch seine Allseitigkeit in 
dieser Beziehung: »Wel syne broeke nyet betaelt bynnen der tyt, 
dat em geset is yan den provest, de sali daer voer toe broke ghe?en 
enen haWen engelschen Schilling, daer nae mach hem de probest 
selten by den ban; ende kernet hie dan in den bau, soe macl) em 
de provest ot' nemen dubhelde broeke ; onde ist dat hie den ban lyt 
eyn iaer, daer nae sal dat weriike re- ht den provest helpen; ende 
wolden sie em dan nyt helpen, so mach de provest legghen interdict*).« 

Wir haben uns znm Schiasse noch die Frage vorzulegen, ob es 
ia dieser Periode denn fiberhanpt keine Jadicialpönitenzen in dem 
Sinn der früheren Jahrhunderte mehr gibt. Wie ans bereits das 
Poenit. Civitatense und Mediolanense belehrt haben, ist diese Frage 
bejahend zu beantworten. Insbesondere sind dip Bemühungen 
Imocenss HL, die öffentliche Bussdisciplin wieder herzustellen, be- 



1) Die SendordnuDg von Jülich and Berg (/ünferim, V. 3* S. 51). 

2) Sendbrief der Brokmer (r. Richthnfen, a. a. 0. 146). 

3) Sendbrief der Drenther [v. Hichihufen, S. 519). 

4) V. Richthofen, a. a. 0. 146.' 

5) V, Richihofen, a. a. 0. 314. 
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kanut. Thomassin^), welcher diesem Punkte besondere AoHnerksam- 
keit geschenkt hfati stellt folgende Bestimmuiigen xnsattime»^ ' ' 

•T. :. f - Poemtentes non pösse militiae se fnsiBrere. 

2. Non posse spectaculis iuteresse, coiiviviis, volaptatibusque 

publicis. • ' * • ' ■ • 

"-'-' 3. Continentiae perpetuae fibula constringi. ' ' ' 

4. Pluribus anno quolibet quadragesimis jejnnia iterate. ' • 

* * 5. ' Mbnadteriis incindi, nbi pinres adessent explorato)^8. 

6. nageWa et vir^e. . . •} 

' • 7, Orationes Dominicae centies die quolibet iterandae. * " * 

Wie Tliomassiii weiter darthut, befolgten mehrere Päpste und 
fCopcllien des 13. und 14. Jahrhunderts dieselbe Praxis, doch ohne 
'Wesonclern ßrfolg: die öffentliche Busse war nicht mehr popnl&r. 
jtinq\k das 'rridentinische Concil beschäftigte sich mit dieser Frage 
nnd eriiese folgende Verordnung: »Apostolns monet, publice peccantes 
pulcim esse corripiendos. Quando igitur ab aliqiio publice et in 
multorum couspectu crimen commissnm fuerit, iindo alios scandalo 
offensos commotos^ fuisse non sit dubitaudum, huic condignam 
pro inodo ctilbae' poenitentiam publice injungi oportet, ut quös 
ezetnplo sno ad malos mores provocavit, suae emendationis testimpnio 
-ad rectam revocet vitam. Epfscöpns tarnen pnblicae hoc penitentiae 
geuus in aliud secretnm poterit commntare, quandö ita j.udicaverit 
expedire ^j.« 

Manche Particular-Synoden und Bischöfe drangen in Folge 
.dessen auf Wiedereinführung der öffentlichen Kirchenboseep), .am 
eifrigsten der Erzbischof Carl Bwroimms von Mailand« d^en 
Poenitentiale (Mediolanense) wir bereits kennen, und der auf der 

3. Mailänder Synode aufs Ernstlichste die Bischöfe ermahnte, die 
öffentliche Biissdisciplin wieder zu erwecken, mit der Aufforderung 
an die Pfarrer, vor Beginn der vierzigtägigen Fasten die Baader dem 
Bischof kenntlich zu machen^). Alle diese Bestiramiingen waren 
Jedoch ephemerer Natur: das Institut der öffentlichen Busse fasste 
nicht mehr Wurzel, und heute beschäftigt es nurmebr noch d«i 
Archäologen. * 

1) Vetus et nova eccl. disciplina, P. I. Hb. II. c. 16. (p. U.3), Vergl. 
ferner liinfeHm, V. 3. S. 300, Augusti, IX. 128 f. 

2) Sess. XXIV. c. 8. de reform. 

3) Vgl. Opstraet, pastoi bonos, sea Idaea» ofticinm iSpiritoi} et praxis 
pastorura. P. IV. §. 7. 

4) Vgl. Harduin, ConcU. tom. X. p. 776. 
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Betheiligung der Geistlichen an Spar- und Leib- und sonstigen 

Vereinskassen. ' 



, ; Von Domc^ipitular Prof. Dr. Hirftthel zn Maine. 

Die Noth und Bedrängniss , in welcher ein grosser Theil d«s 
MitMftaadag und der iledem Klasiseii Bentscblaiids in den StäUtea, 
besondere a1)er Hof ' d«m Lande nicht 2«m Geringsten in Folge d«e 
duvcb die ndttefe Geset^ebang* nicht bbs-eriaubten« aoadetn 'a0(^ 

sogar begünstigten, unter allen Formen (,'eübten Wnchers und schmäh- 
licher Ausbeutung gestürzt worden war, riefen Angesichts fies drolien- 
den Unterganges eines so bedeutenden und tüchtij^en Theiles der Ge- 
satamtbcvOlkeroog den Trieb der 8eli>sterbaltung wach, welcher zor 
-EvgMlfdag von Mitteln ^dr&ngte/ um das gänzliche Verderben abso- 
trenden. ^ SrreichieiBg dieses Zweckes- war man iu'den betr^fott- 
den Kreisewnör aef die eigene Einsicht und Tbatkraft augewieeea, 
da Gesetzg(?l)ang und Kogierungen in Verblendung und Kurzsichtig"- 
keit nicht helfend und schützend zur Seite standen, vielmehr eher 
noch dem Kapitale auf seinen tausenderlei Autsaucbungswegen ihre 
^sfnDSt zuwandten. 

In W^ikge dieses Standes der Dinge irnrden an sehr vielen Orten 
^r» and Leih«- ..oder Vorschasskassen gegründet, wetehe einerseits 
iKDV iSparsamkelt^vM^allmäligen Atisammlfing ^dner Barsebafli aif- 
halten und dadurch der Verschwerrduug, Lüderlichkeit und Ver- 
gnügungssucht entgegenarbeiten, andererseits aber auch Solchen, 
welche sich augenblicklich ia Geldverlegenheit befanden , gegen bil- 
ligen Zinsfuss und anf angemessene Zeitdauer Vorschüsse machen 
soUten')'^ vm ii«f' diese Weise die Geldsuchenden den Klauen der 
Wv^iMrep und Aussanger tä entreissen* oder zn verhfiten, dass di6 
Bedrängten die ^u ihrem' Ünterhalte nothwendigen Gegens^nde ödetr 
andere Dinge tief unter ihrem wahren Werthe zu veräussern ge- 
nötliigt und auf dem einen oder andern We^e ihrem sichern Unter- 
gange zugeführt würden. Zu gleichem Ende wurden auch Vereine 
manigfacbiv Artgesti^t, hm zu billigem Preise, unabhängig räi 
den (%roes^ und Zwuehenhäiidlern deh Ankauf ven Arbeitsstoffen 
und Handirerksgeräthschftifteii fttr ^e Gewerbe oder von Lebeaamit* 
t^ zu be^MTgen und dadurch den Speculanten den Gewinn zu ent- 
sieben und sich selbst zuzuwenden. 

Wenn auch diese und ähnliche Mittel bei Weitem nicht aus- 
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Birathelt Betheiligung ro» Oeisüiehen an Spar-, Leih- eic* Kassen. ^Id 

reichten, die wirthschaftliche Lage und Selbstständigkeit namentlich 
des Mitteitstandes ToUkommen sicher zu stellen, so trugen and trägen 
sie doch einigermassdn nnd insbesoifdere in kleineren Kreisen nnd 
unter der ländlichen Bevölkerung , namentlich was die Spar- und 

Leihkassen betrifft, dazu bei, die Uebelstiiiirle, welche jene Klassen 
bedrücken, weniger empfindlich zu machen. 

So verstand es sich von selbst, dass die Geistlichen und vor 
Allem die Fßrrer^ welche fnr das geistige Wohl and* mit Bficksicht 
aaf dasselbe auch Ar das leibliehe Wohl ihrer F€amnph5rig0n tn 
sorgen haben, die Errichtung solcher Kassen ine Leben riefen, be- 
günstigtmi und dabei sowie an ihrer Verwaltung sich mehr oder 
weniger betheiligten. Die erspriessliche Fülii ung solclier Kassen er- 
fordert aber nicht blos voUkommne Gewissenhaftigkeit, sondern auch 
Geschäftskenntniss, Umsicht und grosse Genauigkeit, daher sind dk 
Gefahren bei einer solchen Verwaltung keineswegs gering, fieliBebr 
können, abgesehen von jeglicher ünredlicbkelt, gar leicht ane^Ge* 
seh&ftsunkenntniss , Mangel an Brfahmng, Leichtsinn oder aus son- 
stiger Arbeitsbelastung schwere Ungelegenheiten und Beschädigungen 
entstehen. Treten aber derartige missliche Verhältnisseein, so wer- 
den die Geistlichen in dem Masse, in welcbem sie an der Gründung 
und Verwaltung dieser Anstalten Theil genommen hatten, mit in die 
Folgen aller jener Uebelst&nde hereingesogen und sphidigen.datoreh 
niofat nur ihr eigenes Ansehea, sondern auch die Achtung ?or dem 
gastlichen Stande überhaupt in höherem oder in geringerem Grad^. 
Es ist bekannt, dass gerade in neuerer Zeit einzelne Geistliche durch 
ihre Betheiligung an der Verwaltung von Spar- und Leih- und son- 
stigen Vereinskassen sowohl sich seihst in das gröaste Unglück stuii^ 
ten als auch in der Welt dadurch ein schweres A^rgismiss gaben. 
Es erscheint daher wohl gerechtfertigt, zu intennchen und. festni» 
etellen, ob, in welcher Weise und in wieweit der Qeistlielie nacb der 
Oesetsgebung und Auffassung der Kirche sieb mit der^ Gröndutiff, 
Leitung und Geschäftsführung bei dergleichen Kassen befassen dürfe 
und könne. Es versteht sich von selbst, dass es bei einer derartigen 
ßetheiligung wesentlich aut die Ortlichen Verhältnisse, die persöur 
liebe Befähigung, den Charakter nnd die Stellung des betreffenden 
Geistlichen ftberhaupt, sowie auf die Theünehnier an soloben An^ 
stalten, auf deren Zweck und besondere Yerwaltungs weise ankommt 
Ebenso ist es klar, dass die Theilnahme an dergleichen Unter- 
nehmungen der Geistlichen schon von vornherein nicht zusteht, wenn 
dadurch ihre eigentlichen Amtspflichten nicht in ihrem vollen ümr 
fange ediillt werden könnten (Acta. 6, 2). 

Digitized by Google 



220 HiracKel, BetheUiffung'vo» GeUtHchen an Spar-, Leih- etc KdäHtt. 

Aach leuchtet ein,' dass ausdrückliche Befttlmmungen des'gfK 
teeiüen Etrchenrechtes, welche sich Aher die vorliegende Fra^ 
anssprSchto, nicht vorhanden sind, weil die Gr&ndang der hier in 
Rede stehenden Unternehninngen der neneren nnd nenesten Zelt an- 
gehört. Dennoch scheinen die «feltenden Vorschriften des allge- 
meinen Kirchenrechtes wohl hinreichende Anhaltspunkte zu bieten, 
um bezüglich des berührten Gegenstandes ein sicheres und umfassea- 
des kirchliches ürtheil zu fallen. 

Der neunzehnte Titel des ersten Baches der Decretalen Gre- 
gorys IX. hat die Ueherschrift: De obligatis ad ratiociniä ordinandis 
vel nön und seine einzige Decretale ist entnommen aus dem Canon Öl 
des ersten Coriciles von Carthago vom Jahre 348 oder 349^). In 
dieser Stelle wird angeordnet, dass procuratores , Personen, welche 
von Privaten zur Führung ihrer Rechtsgeschäfte vor Gericht und 
ansserbalb desselben beanitragt werden, femer actores d. b. Solche, 
die Ton Körperschaften zn demselben Zweclre anfgestellt werden, 
execntores, znr Vollziehung der Befehle nnd Entscheidungen des Ge- 
ri^tes bestellte Beamte, curatores pupillorura, Vormüuder von Un- 
mündigen und Beistände von Minderjährigen und zur Vornahme von 
rechtlichen Handlungen unfähigen Personen (Glosse ad hunc locura : 
Reiff enstuel : jus can. univ. üb. I, tit. XTX, Nr. 3) nicht in den 
geistlicben Stand aufgenommen werden sollen, ausser wenn sie diese 
verschiedenen Geschftftsfflhmngen nnd Aemter nieder gelegt (post 
deposita onera), Rechnung über ihre gesehftftliche Thfttigtceit abge- 
legt (reddita ratiociniä actus vitae eorum) und von allen Kechtsan- 
sprüchen aus der Verwaltung dieser Geschäfte an sie befreit sind 
(ante libertatem negotiorum vel ofüciomm). Bekanntlich begründet 
diese kirchenrechtliche Bestimmnng eine Art der irregnlaritas ex de- 
iectn libertatis. 

^Wenn nnn aber Diejenigen, welche die bezeichneten Ver- 
pflicbtnngen tbemahmen, nicht in den geistliehen Stand eintreten 

dürfen, bevor sie von diesen Verbindlichkeiten völlig gelöst sind, so 
folgt daraus schon von selbst, dass bereits Ordinirte noch weit 
weniger in die berührten Geschäfte sich einlassen können, aus wel- 

1) Hagni» episopoQS Angaitenns dizit: Quid dilectioiii vesteae videtni; 
proeuiatorM, aetores, ezecator€s sen cmtoreB pnpUlonini bI debeant ordinaiiV 
Ontm iepiioepii6 dizit: 8i poit deposita oneia et veddlta ratioeiiiia aetu vttae 
eoram fnarint oempiobati in oomibiMi, dehent enn lande Dei, ai pertalati ftWEiaty 
honoie maaerari. Si eoim ante libertatem nes^tiomm vel of&oiomm ftieiint 
ordinati, ecclesia infamator. Universi dixerant: Eecte statuit sanctitas ve^tra 
ideoque ita est noatra aentenUa. Dieselbe Stelle findet aieh auch als Paiea in 
e. a. Bist 54. 
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clien manigfache Rechtsansprüche an sie entstehen möchten. Es ist 
aber auch den Geistliche^ gesetzlich ausdrücklich untersagt, diese 
und ähnliche Geschäfte, welche üherhatqpft eiae weseotilicbe welUioh9 
Beschaffenheit an sich tri^en, zo betrdbeiiy wenn auch ans solohen 
Betheiligungen eine Pflicht znr Bechnnngsabiage und somit ein 
Rechtsanspruch auf Ersatz und Entdchädigung nicht erwachsen würde 
c. 2—7. C. 21, q. 3, c. 26. Dist. 86, c. 1 und 2. X. 3, 50. (o.^ 
derlei vel mouachi). 

Der Grand f auf welchem das Verbot der Ordination von zu 
einer Bechnnngsablage Verpflichteter beruht , wird in der Decretale 
selbst dahin angegeben^ dass die Kirche durch eine solche Ordination 
iii Übeln Ruf gebracht wfirde (ecclesia infatnatur). So lange nicht 
feststeht, dass diejenige Person, welche Geschäftsführungen der be- 
zeichneten Art übernommen hatte, alle hieraus erwachseneu Ver- 
pflichtungen vollständig erfüllte, ist es nicht gewiss, ob nicht die- 
selbe absichtlich (dolo) oder aus Naclilässigkeit, Geschäftsunkennt« 
niss und Mangel an der gehörigen Vorsicht (culpa) Dei^eoigeo,, m 
deren Gunsten die Geschäftsföhrnng stattfand, Nachtheil angefügt 
habe, also von dem betreffenden Gesehäftsfährer Venintreunngen ver- 
übt worden oder von ihm durch sein, wenn auch uicht beabsichtigtes, 
so doch ihm zuzurechnendes Verhalten Schäden entstanden seien. 
Darüber, dass ein Solcher, welcher sich absichtlicher Beschäcligiuigen 
oder Veruntreuungen schuldig machte, gegen welchen nachgewiesenec- 
massen also dolus Torliegt» nicht zum geistliche^ Stande zugelassen 
werden dürfe, besteht bei den Oaponisten kein Zweifel Dagegen 
gehen die Ansichten bezüglich der Frage, ob dies auch dann 
einträte, wenn der Geschäitsführer blos aus Unkeuntniss, Versäum- 
niss, Leichtsinn oder Nachlässigkeit Schaden verursacht, demnach 
culpose gehandelt habe, auseinander. Schon Innocenz IV. führt iu 
seinem Commentare zu der angegebenen Stelle der Decre^len Nr. 3 
di^se beiden Meinungen an und entscheidet sich für die Awcbt» 
dass nämlich ein. solcher Geschftftsföhrer, wenn ihn auch mipr schuld* 
bare Vernachlässigung, culpa treffe, von der Ordination auszuschli essen 
sei, dagegen spricht sich der Cardinal Hostiensis (ad hunc loc. Nr. 5) 
für die Zulassung Desjenigen aus, welcher culposer Weise die Ge- 
schäfte in Nachtheil brachte. Diese letztere Ansicht stützt sich 
darauf, dass es in der angeführten Decretale heisse^ ecdesia in£mv 
tnr, eine In&mie trete aber f&r die Kirche nur ein, wenn beobsieh* 
tigte Beschädigung oder Veruntreuung, dolus, vorhanden wA (c. 17, 
C. 6, 9. 1), da Derjenige, welcher ordinirt werden solle, von aller 
Makel der Infamie frei sein müsse, ut opinio eorum in nullo vacillet, 
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c. 6. Dist. 33; der Flecken der Infamie hafte aber nicht auf DetiSf 
wisleher sieh Mos eine calpa zu Sehaldea kommen lies«, nimal da et 
dlffoh LeislnDg einer Entschftdigung den dnreh seine maogelhafke 
Oesehäftsführung entstandenen Verlost aufheben kOnne. Allein diese 

Ansicht nimmt das Wort iiifamatur in der angeführten Decretale in 
dem Sinne, als ob durch dasselbe die Infamie in der eigentlichen, 
engern, rechtlichen Bedeutnng dieses Ausdruckes bezeichnet werde. 
Diese Anffassnng ist aber offenbar nnricfatig, denn die Infornie in 
dem ^nfgern ; hervorgehobenen Sinne bezieht sich nnr anf einzelne 
Personen , welche dnrch ihre in b9ser Absicht begangenen Hand- 
Inngen oder Ünterlassnngen ihre Ehre und ihren guten Ruf bei Ihrer 
Mitmenschen befleckten und daher Ansehen und Vertrauen einbüss- 
ten. Eine derartige Infamie kann selbstverständlich nicht die Kirche, 
die makellcse Braut des Herrn treffen, wohl aber würde es der Kirche 
Kür Unehre gereichen and Anlass znr Vernnglimpfnng nnd zu man* 
eherlei' Verlegenheiten bieten, wenn nach der Ordination einer Per- 
son, welche Geschftften der bezeichneten Art sich unterzogen hatte, 
sich ergäbe, dass dieselbe hierbei selbst nur durch sträflichen Leichtsinn 
Andern grösseren oder geringeren Schaden zugefügt hätte. Auch be- 
merkt cap. unic. X. 1, 19 cit., dass die Handlungsweise der zur Rechen- 
schaftsablage Verpflichteten vor ihrer Ordination in allen Stucken 
and nach allen Seiten geprüft werden solle, also eine an! Alles sich 
eratreekende üntersuchnng Torgenommen (actus yitae ipsornm tiierini 
comprohati in omnibns), folglich nicht bloe festgestellt werde, ob 
dolus, sondern auch ob culpa vorhanden sei, weil die aus Versäunj- 
niss herrührende Verschuldung ebenso gut die Haftpflicht begründet, 
wie die aas absichtlicher Beschädigung (dolus) hervorgegangene. 
Aach sagt cap. unic. cit. ganz allgemein, dass Niemand ordinirt 
werden solle »ante libertatero negotiomm,€ d. h, nicht eher, alsbia 
er bezflglich der bezeichneten Geschäfte frei dastehe, also nicht bloe 
dieselben aufgegeben, sondern aller ans denselben für ihn entspringen- 
den Verpflichtungen, welche in gleicher Weise durch dolus wie durch 
culpa begründet werden, sich entledigt habe. Da die gesetzliche Be- 
stimmung im Allgemeinen vom Freisein von solchen Haftverbindlich- 
keiten spricht nnd zwischen absichtlicher nnd fahrlässiger BeschA- 
digung nicht nnterscheidet, so ist auch mit Innocenz IV. nnd den andern 
Canonisten anznnefamen, dass es in Yorliegender Frage nicht daranf 
ankomme, ob dolus oder culpa vorhanden sei. Fnr die entgegenge- 
setzte Ansicht stützt sich Cardinal Hostiensis, wie schon berührt 
wurde, auf den in dem cap. unic. cit. gehrauchten Ausdruck ecclesia 
infamatur, indem er hieraus, aber mit Unrecht, ableitet, dass hier- 



Digitized by Google 



durch die Infamie ira eigentlichen Sinne 4, h. eine ..joit Absicht,, 
(dolus) verübte Beschädigung bezeic^Q^et sei, . w^he an sich QjtjbOa. 
4^,{i|toiDi^,.nacb sich., aii^iie. Wemi.., sich 4.er «ngofohrte C!$nfliH«A; 
iKK)k:iW«it?)r dar(^Df.:b0r.plli,.d«3s ßpih cß^-m*/ff*. h 19 immMnk* 
in ordine fnciendo und c. Id. X. 2, 23 de pmsQwt. M der Ordi< 
iiation Jeder so lange und insoweit als tauglich und würdig ange*. 
sehen werde, als nicht das Gegentheil dargethan sei, so ist bei dieser, 
^{^w^sführung ausser. Acht gelassen, dass bßi'iß ^älle .aicht einand0r: 
gleich,, sondern sohr verschieden .sind, indem in den zwei fvfiefiii ftiM- 
g^brten .Stellet) Yorausgesetat wird^ dm vQr der Qrdinatioq .gegen 
dpn BeiwSm^n keineriei jjMhgiisfunkt. vorliege,: oaeb^ ifel«4>W «ü. 
als anfähig oder unwürdig betraehtet werden kltnnte,' während in der 
in cap. unic. fit. behandelten Frage gerade darin, dass der zur Or- 
dinirende Geschiiite besorgte, aus welchen für ihn ßechtsverbindlich- 
keiten entstehen konnten t -Q^M^ Willem Grunde- oin Aalass.g^&Qdea, 
wisd, Vorsicht waltea zu .lassen und zuerst KU pr9isiQ;> ob .avs^ein^ 
sd^beu .Qescbäftafabrong gegen den. fifetreffei^fn .imcU ß\% Enk'-:. 
seM^igungsauspruch, gleipbv|el ^b ans ^olu^ od«r av» culpa, geiiepi^ 
gemacht und daher, der Kirche eine Verlegenheit bereit^ti^^wQrfjlQQ^ 
könnte. 

Aus den Bestimmungen der hier massgebenden Decretale folgt 
aber nicht nur schon im Allgemeinen, dass, wenn ziir Iie<^Qi}jig^. 
8teilang yer{>flicbtete nicbt in den g^atUo^p £)(aii4' an^gpmoint!^ 
Vierden aoUeiif noch weniger Geistlicbe selbst sich in Ge^cbftCte ^iii^ 
lassen dürfen t and welcheD gegen sie ßrsatzansprnche erwachsen 
kennen, sondern in dem angeführten cap. unic. ist dies auch min- 
destens indireci deutlich ausgesprochen. Denn wenn vor der Ordi- 
nation die Geschäftstühruugen niedergelegt (post deposita onera),<\ 
Rechnung gestellt (reddita ratiocinia) und Freiheit- YOn allen Ver-^ 
bifl^Uchkeit^ (ante libertatem) earlaogt jBein mdssea, alsc patib der . 
Orfilnation solche Geschäfte niclit fortgesetzt werden .dürfen, , so. ist 
e» noch weniger den schon im geistlichen Stande befindlieben Per- 
sonen gesetzlich erlaubt, jetzt erst Geschäfte der gedachten Art zu 
übernehmen. Die Kirchengesetze verbieten aber auch, wie schon be- 
merkt wurde, in den augelührten Stellen mit steter Berufung aut. 
das Wort des Apostels (2 Timoth. 2, 4): Nemo militans Deo imr 
plicat.se negotiis saecolaribas, nt ca place^t, oui.se pfo)>a?itv ,.da^r 
Geisüiche d^ Gewinnes wegen sich in irgeqd welche ^nternehoHUBi^^ 
einlassen oder mit dem geistlichen • Stande unverträgliche und das. 
Ansehen desselben herabsetzende Beschältigungen treiben und führen.. 
dabei auch, wie das cap. unic. X. 1, 19 die Uebernahme von Voi:- ; 
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mundschaften, Pflegschaften und Vermögensverwaltungen an. Als 
Grund für dieses Verbot wird angegeben, dass aus solchen von Geist- 
lichen überaommenea Geschäftsführungen Aergeraiss fdr die Kircbe 
entstüD^, wenn bei solchen Geldangelegenheiten Verontrenongen 
Yorkommen würden'). Offenbar soll hiermit ganz dasselbe aosge- 
drfickt werden, was dnrch ecclesia infamatur in cap. unia ausge- 
sprochen wird, indem durch die aus ungehöriger Geschäftsführung 
der Geistlichen gegen sie begründeten Reclitsforderungeii dem geist- 
lichen Stande und somit der Kirche eine Verunehrung, ein Schimpf, 
ein Aergerniss erwachse. Ebenso wird hervorgehoben, dass die Geist- 
lichen ans früheren geschäftlichen Verhältnissen 'schwere Verlegen- 
heiten (kgens molestia c. 3. Dist. 51) zn erdulden haben können, 
was nm so mehr eintritt, wenn es sich ntn Angelegenheiten handelt, 
in welche sich die Geistlichen nach ihrer Ordination einliesseu. 

Wenn übrigens der Apostel (Köm. 12, 2) allen Gläubigen .ein- 
schärft: nolite couformari huic saeculo und dies immerhin in höherem 
oder geringerem Masse geschieht, wenn man sich in weltliche Händel 
einmischt, so mfissen die Geistlichen, welche aus der Welt wegge- 
nommen sind (Johan. 15, 19) sich noch weit mehr der Theilnabme 
an weltlichen Angelegenheiten, besonders wenn sie Geklsaclien wesent- 
lich betreffen, euih allen, weil in solchen Dingen der Geist der Welt 
am Schärfsten hervortritt. 

Von diesem allgemeinen Verbote gibt es aber AMsnahmm^ so 
dass der Geistliche eine vor seiner Ordination flbernommene Ge- 
schäftsführung auch nach derselben fortsetzen oder einer solchen 
nach Eintritt in den geistlichen Stand sich erst unterziehen kann. 

Dieses tritt ein, wenn es sich um die Verwaltung von Kirche»- 
vermöge» im weitesten Sinne des Wortes dnrch Geistliche handelt 
c 26, Dist. 86, c. 5, Dist 89, o. 22, C. 16, q. 7, weil, wenn eine 
solche durch Laien besorgt wird, dieselben bei vorgekommenen Un- 
regelmässigkeiten und Willkürlichkeiten der Untersuchung und Zu- 
rechtweisung durch die Bischöfe Schwierigkeiten in den Weg legen 
oder einem gegen sie eingeleiteten Verfahren sich entziehen (c. 5. cit.) 
and weil es unziemlich erseheint, dass ein Laie Vertreter des Bischofes 
ist und an der Ausflbung der Eirchengewalt Antheil hat, was einen 



1) Sacerdotibns et clericis tuis denunties publice, ne rainiatri lafcomm 
fiant nec in rebus eorum procuratores existant. Quod si postmodum facere 
praesumsetint et occasione ipsius administrationis propter pecanariam causam 
dapMheaduitar in flMMide, indignam est eis ab ecclesia subreniri, per quos 
eeaatat In eeoleaia scaadaliim genowri e. 2. X. 8, 50. 

» 
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Widereprach in sich enthält c. 22. cit. ^). Desgleichen kann ein 
Geistlicher die Führung weltlicher Geschäfte fortsetzen oder auch 
erst übernehmen, wenn er auch aus derselben verpflichtet wird und 
demgemäss eine üaftverbindlichkeit für ihn begründet werden kann, 
sofern es sich um eine ihm gesetzlich auferlegte Vormnndschaft oder 
Pflege handelt nnd ein rechtlicher fintschuldigangsgmnd ihm nicht 
zur Seite steht^ c. 26. Dist. 86 Endlich wird fiberhanpt eine Aus- 
nahme von dem Verbote, dass Geistliche sich nicht in weltliche 
Dinge einmischen sollen in dem Falle gestattet, wenn es sich um 
die Geschäftsführung zu Gunsten von personae raiserabiles, d. h. von 
Solchen handelt, welche wegen Alters, Fehler und Gebrechen, wegen 
Krankheit, Armuth, ünkenntniss und Verlassenheit weder selbst im 
Stande sind, die sie berfihrenden zeitlichen Angelegeiiheitan in er- 
spriessUeher Weise m besorgen noch Jemanden ans dem Laienstande 
haben, der sich ihrer mit Eifer und Nutzen annehmen wurde. Weil 
eine derartige Theiinahme an der Besorgung weltlicher Angelegen- 
heiten zum Besten solcher hilfsbedürftigen Personen ein Werk der 
Barmherzigkeit und ein geistliches Almosen, der Kirche aber und in 
erster Linie ihren Dienern vom Heilande zur Pflicht gemacht ist, 
die Werke der leiblichen und geistlichen Barmherzigkeit zn äben 
(Matth. 25, 34 flf.), so nahm sich die Kirche aus Gottesfurcht, um 
die Gebote des Herrn zu erfüllen und nicht gegen dieselben zu Ver- 
stössen, von jeher der in irgend welcher Noth und Bedrängniss be- 
findlichen Persouen an und gestattete ans diesem Grunde selbst eine 
Ausnahme von dem durch den hl. Paulus aufgestellten Grundsätze: 
Nemo miUtans Deo implicat se negotiis saecnlaribus') e. 26. IKst. 86, 
c. 1. X. 4, 50 ne cleric y. mott^ c. 4, X. 8, d9'decenrib., c. 11. 
X. 2, 2 de foro compet. 

Allein alle diese Ausnahmen sind solche eigentlich nicht, indem 
sie Verhältnisse umfassen, welche kirchlicher Natur sind und zum 



1) Indecornm est ooim laioam vicarinm esse episcopi et saecnlares in ce« 
clesia jadicare. In uno eodemque officio non debet dispar esse professio. 

2) nisi forte qui legibas ad minonim aetatum tatelas. sive «niationoi 
inexcQflabiles attrahuntur. 

3) Decrevit ergo sancta et magna synodus, neminem horum deinceps, hoc 
est opiscopura , sive clericnm aut monachum conducere possessiones aut misceri 
saecularibus procurationibus, nisi . . . cui civitatis ipsius episcopus ecclesiasti- 
caruni rerura commiserit guberuacula vel orphanorum ac viduarum , quae inde- 
fensae sunt, et earuiu personarura, quae maxime ecclesiastico iiidi^^ont admini- 
culo propter timorem Dei c. 26 cit. — Multa sunt negotia saecularia, de quibus 
pauca pcrstringamus ... in placitiä saecularibus disputare, excepta defeosioDe 
orphauoram aut vidaarum c. 1 cit. 

AfohiT tSbt Kli^WBiwkt. XUX. 15 
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Q$mc]i9 ufid zur Th&tigkeit 4er Eirober ud niohi der Welt . ift. den 
gms^j^ Simicu iosofiftnie es sieh fon BesclfilftiguDgea bandelt^ 
welche wmgBwmae eieh auf die Emfelrnng eines irdiaeboD Shreokee 

beziehen, gehören, also keine negotia saecularia und folglich den 
Geistlichen nicht entzogen sind. Denn die Kirchengüter sind ein zur 
Wirksamkeit der Kirche unentbehrliches Mittel und bilden einen 
BQUiwaadigeii Tbeil ihres Bestandes» bedrängte, schuts- und hUflose 
Pear^nea Bind ihr aber besonders anempfahlen «nd macfasiL so xd 
sagen einen Gmndstoek ihrer Mit^liederaeluitt ans: paupeEes evange- 
' lisantar Matth. 11, 5, beati pauperes, Matth. 5, 3, Semper pauperes 
^^etis vobiscum Matth. 26, 11. 

Wenn nun die Beurtheilung des Thatbestandes, ob wirklich 
eine Irregularität, sei es vor oder nach der Ordination z. B. ein die* 
aeU^ beg^r^ndendes kibJiches Qehreeben vorhanden seit gesetzlich den 
Bischofo und weaa nach der Entsoheidnng des lettteipen. die Inregn? 
laritat thaisftchlich vorliegt, als dann die etwaige ifrtheäiing einer 
Dispensation, als der Entbindung von einem allgemeinen Eirchenge- 
setze dem Papste zusteht c. 1 , 2 , 5 und 7 X. 1 , 20 de corpore 
vitialis ordin. vel non , so ist auch aus dem gleichen Grunde zn- 
n&chst durch den Bischof festzustellen, ob in dem betreifenden ein- 
zelnen Falle eine gesetzliche Ausnahme von dem kirchenreehiliohen 
^runeka^äe: ne denci vel monachi saecnlaribna negotüs se im- 
misceant, eingetreten, also einem Geistlichen erlaubt sei, in den ge- 
setzlich bestimmten Grenzen der Besorgung von an sich weltlichen 
Geschäften sich zu unterziehen. Denn dem Geistlichen selbst kann 
diese Beurtheilung und Entscheidung nicht überlassen sein, weil 
sonst derselbe Richter und Partei in einer Person wäre und dadurch 
die. Wirksamkeit des kirchlichen Grundsatzes , lediglich Toa dem 
Wüleh Desjenigen, welcher ibm unterworfen sein soll, abhängen und 
daher anfgehoben würde. Was aas den angeführten Stellen der 
Analogie gemäss wegen des nämlichen Grundes und Zweckes, sowie 
aus allgemeinen Rechtsgrundsätzen folgt, bestimmt auch bezüglich 
der hier in Frage stehenden Angelegenheit c. 26. Dist. 86 noch 
ausdrücklich, indem er bemerkt, dass sowohl die Verwaltang des 
Kirchenvermdgens als auch die Führung der Geschäfte von Wittwen 
und Waisen durch Geistliche auf der Anordnung des Bischofes be- 
ruhen müsse ^). Dass die Erlanbniss des Bischofes zur Besorgung 

1) Qnoiiam Igitnv cmiom» Beoetemm Fatnmi huie a iMn alteris wSbb^ 
atcatione neu. piohibent, mandtniiis, qnAteoni H est Üa mamoiatos IL crt 
alias idonetis, nt sni mlaisteni offidnm eieqnatiir, e. 5 dt. 

2) Niai cai aiYitafcb ipnm epiieopiu eedMiaatkanim leram oommisarit 
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der geda<^ten. Angelegenlieiteii • ^YFoPdMrlleb sei , erMHf lllicSi ' UiiMt^ 
cenz IV. loc. cit. ^). Nur wenn augenscheinlich einer der gesetzlich 
bestimmten Ausnahnfisfälle nicht vorhanden wäre, sondern es sich bei 
^nem GeistlickMo ^um die BetbeiligUDg an weltlichen Geschäften im 
eigentUohw Siiiiie ans besondem erheblkshen,' in' dön- betreffendeir 
VtdiftlMiim :li8ge&d«ti' GiMm wlbde; Msste jM^M^ 

I>i£^pentfatfian eingehoH<'irMdeii, w^ ehM derartige Gestottaag der 
Theilnahme an wfltlieheo' Angelegenheiten als eine wirklichtf Ati8-> 
nähme vom gemeinen Kirchenrechte zu betrachten wäre. • 

Aus dem Gesagten folgt aber auch, dass der Bischof als 
Wächter über die Beobachtung der Kirehengesetze von Seiten det 
Um nntergebeiMn Gisisllkfckeit von> Amtswegen berechtigt und ?er- 
pitofaftel ist, ineh auch' dairftk^ fxt Terlteigen, ob' niebt Kleriker 
deiner 'DtOcese sieh unbefttgt in irgend einer Weiäe an der Besorgung 
weltlicher, den Geistlichen verbotener oder nur ausnahmsweise mit 
bischöflicher Genehmigung gesetzlich erlaubter Geschäfte betheiligen 
lud entweder Solches zu gestatten oder za verbieten und die ünge-* 
koRttmen zur Becheneebaft^'zu ziehen. * * 

Es bleibt IHffe zn beantworten, wie veibSilt es sich 

naeb detf ' entwiekelten kirchenrechtßchen Grnndsfttzeii mit der Be^ 
theiligung von Geistlichen an der Errichtung und Verwaltung der in 
gegenwärtiger Zeit sehr vielfach eingeführten Spar- und Leih- und 
anderen Kassen zur Erreiekung mmigfacher^ wohiOuUiger oder 
ä&nst heäsamet Zwecke? 

Tor allem unterliegt es wohl keinem Zweifel, dass tJnter- 
debtonngeh der bezeichneten Art zu den gesetzlichen Äiisnahmen 
von dem kirchenrechtlichen Grundsatze, dass Geistliche sich von der 
Verwaltung des Vermögens anderer Personen fernhalten sollen , ge- 
hören, weil Kassen der angeführten Gattung eigentlich Wohlthätig- 
keitsanstalten sind, indem sie Personen, welche, wie Wittwen and 
Waisen gegeb BenaehtheUigangeii schntzlod dastehen, der üebervor- 
tbeilmig, dem Wucher, dht Ansbentnng nnd dem materielldü Unter- 
gänge durch Diejenigen überliefert würden, welchen sie ohne ander- 
weitige Hilfe sich Preis geben müssten, vor diesen schweren üebeln 

gabemacala vel orphauorom ac viduamm. quae indefensae sunt et earum per- 
sonaram, quae maxime ecclesiastico indigent adminicalo, propter timorera Dei. 

1) Nam si tutelam vel curam egerit vel quae necessaria sunt a legibus 
imposita aliquis gerat, non credo, quod impfdiatur ejus promotio , cum etiam 
promotus poaeit eam suscipere 8Ü Dist. c. pervenit, sed et si aliarum personarum 
miserabiliuro procarationeH et adininistrationes suseeperit, tamen aactoritBte * 
episcopi, ejus promotio non impeditor, quam etiam promotas sosoipit. 

15* ' 
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and Gefahren zu bewahren suchen. Es sind demnach die Leute, 

welche aus solchen Anstalten Vorschüsse erhalten, vollkommen unter 
den Begriff der personae miserabiles, d. h. derjenigen Personen zu 
fassen, welclie eine Hilfeleistung und Unterstützung bedürfen und 
sich nicht aus eigner Kratt vor grosser Beschädigung und vielfiich 
vor schliesslichem Verderben zu schützen im Stande sind. Auch 
werden die hier gemeinten Kassen nicht gegrflndet zu dem Zwecke, 
dass VermOgensverhältnisse durch dieselben erworben werden sollen 
(propter turpi lucri gratiam c. 2G. Dist. 86), sondern dass Personen, 
welche in verniögeusrecbtlicher Beziehung hilfsbedürftig sind, indeni 
sie sich entweder in Geldverlegenheit befinden oder ihre kleinen Er- 
sparungen, wie Dienstboten, Gesellen, Arbeiter u. s. w. nicht wohl 
nutzbringend aolegen kOnnen, auf diese Weise Schutz und Unter- 
stützung finden, so dass in diesem Falle geradezu eintritt, was can. 26 
cit. bemerkt, dass solche Leute aus Gottesfurcht (propter tiraorem 
Dei) und Menschenliebe ganz besonders auf die Beiliilfe der Kirche, 
also vor Allem der Geistlichen angewiesen seien (maxinie ecclesiastico 
indigent admiaiculo). Es steht daher fest, dass Gründung und Ver- 
waltung von Spar- und Leih- und sonstigen Kassen zur Erreichung 
guter oder wohlthätiger Zwecke unter die gesetzlichen Ausnahmen 
von dem allgemeinen Verbote der Ffihrung wdtlicher Qesch&fte durch 
Geistliche fallen. 

Wenn diese zur Errichtung solcher Kassen nur die Anregung 
geben, an der Gründung selbst aber keinen Antheil nehmen oder 
wenn Geistliche zur Stiftung solcher Anstalten Gelder etwa als 
Actien einschiessen oder Einlagen in dergleichen Kassen machen, 
so kann in diesen Fällen von einer Geschftftsföhiang in dem hier 
massgebenden kirchenrechtlfchen Sinne nicht die Rede sein, weil bei 
einer blosen Anregung zur Errichtung derartiger Kassen eine Ge- 
schüftsfülirung nicht stattfinden kann, da die Anstalt noch gar nicht 
besteht und weil bei der Betheiiigung an den Actien und Einlagen 
in die Kasse nur ein passives, nicht ein actives Verhalten, welches 
mit der Verwaltung der Anstalt durchaus nichts zu schaffen hat, 
eintritt In diesen Fällen ist daher unserer Ansicht nach der Geist- 
liche nicht verpflichtet, die Erlaubniss des Bischofes einzuholen, ob- 
wohl es rathsam erscheint, dass er der vorgesetzten Kirchenbeliörde 
davon Kenntniss gibt, dass er beabsiehtige, eine Kasse der gedachten 
Art ins Leben zu rufen, weil ein solches Unternehmen nach der Be- 
schaffenheit und Stellung des Geistlichen selbst und nach den in der 
Gemeinde obwaltenden Verhältnissen Veranlassung zu mancherlei 
Schwierigkeiten und Missständen werden kann. 
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Wemi aber ein Geistlicher an der Verwaltung solcher Kassen 
und an der Führung der sie betreffenden Geschäfte z. B. Betreibung 
von Bechtsstreitigkeiten thäügen Antheil nehmen soll und ans dieser 

Betheiligung Rechtsansprüche gegen ihn geltend gemacht werden 
können, in dem ein solcher Geistlicher Vorsitzender oder Mitglied 
des Verwaltungsrathes der Kasse oder gar deren Rechner, oder 
Controleur oder Mitglied des Aufsichtsrathes werden soll ; ist für ihn 
zur Uehernahme eines solchen Postens die Erklärung des Bischofes 
Döthig, dass in dem vorliegenden Falle eine kirchenrecbtlich be- 
gründete Ausnahme von dem allgemeinen Grundsatze: ne clerici yel 
monachi se immisceant saecularibus negotiis vorhanden sei und erst 
nach dieser Erklärung ist dem Geistlichen die Theilnahme an den 
Geschäften der erwähnten Art gestattet. Denn die Verwaltung jener 
Kassen, welche durch die gedachten Personen geführt wird, ist zwar 
eine Betheilignng an weltlichen, VermOgensyerhältnisse betreffenden 
Geschäften, aus welcher Verwaltung auch vermögensrechtliche Ver« 
pflichtungen fSr die Betheiligten eni»tehen können, allein diese Ver- 
waltung selbst wird nicht zum Zwecke des Vermögenserwerbes und 
des Gewinnes, sondern lediglich in der Absicht besorgt, Personen, 
deren Verlegenheiten zu ihrem grossen materiellen Nachtheile und 
achliesslicben Untergänge von Andern benutzt werden, gegen solche 
Ausbeutungen sicher zu stellen, oder sie zur Sparsamkeit, Nüchtern- 
heit und Arbeitsamkeit anzuhalten, also Werke christUcher Nächsten- 
liebe und Barmherzigkeit zu üben, so dass hier in der That von 
Geschäften, welche nach c. 26. Dist. 86. propter timorem Dei und 
nicht von solchen, welche »propter pecuniariam causam« c. 2. X. 3, 
50 ne cleric. v. mon. übernommen und desshalb den Geistlichen 
untersagt werden, die. Bede sein kann. 

Bei Gewährung der Genehmigung der Betheiligang an der Ver- 
waltung derartiger Kassen wird der Bischof hauptsächlich auf die 
Befähigung und die sonstigen hierzu erforderlichen Eigenschaften des 
Geistlichen, auf dessen eigene Vermögensverhältnisse, dessen Stellung 
in der Gemeinde and den Umfang seiner Amtspflichten zu achten 
haben. Im Allgemeinen wird es, von ganz besondern Umständen 
abgesehen, nicht gestattet werden können, dass ein Geistlicher die 
Stelle eines Rechners oder auch nur eines Controleures bei der glei- 
chen Kassen übernehme, weil die Führung solcher Geschäfte nicht 
blos dem geistlichen Stande an sich schon widerstrebt, sondern auch 
in der Kegel zu viele Zeit erfordert, zu Unannehmlichkeiten mit den 
Gläahigen führen und selbst grosse Gefahren veranlassen kann. 

Eben weil die Betheilignng der Geistlichen an der Verwaltung 
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solcher Anstalten eine Ausnahme ist und eigentlich ihrem Berufe 
and ihrer Beschäftigung an sich nicht zukommt, wird es sehr ge« 
rechtfertigt sein, wenn der Bischof über den Stand der Geschäfts- 
fftbning bei diesen Kassen und besonders über die Art und Weise, 
in welsher 418 TbeOna^m» der .Qaist^ichAn -an -derselbea :4)«e^]piiffeii 
ist, sich verlässigt, damit rechtzeitig etwaigen, für die letztern aus 
dieser Betheiligong erwacbseuden Uebelständen vorgebeugt werden 
könne. 

Wenn ein Geistlicher mm EbrenprAsidenten oder znm Ehren- 
mitgliede des Verwaltungsralhes öder su einem sonstigmi Bhvenpestte 
bei Sassen der beMichneten Gattung ernannt wftrde, so dass er Mdi 
weder an der'FfiKrung der C^schftfte zu betbeiligen hätte, nO(A 

irgend welche Haftverbindlichkeit für ihn entstünde; so wäre eine 
Erlaubniss zur Annahme solcher Ehrenämter von Seiten des Bischofes« 
nicht geboten, da es sich in diesen Fällen nicht um eine eigentliche, 
wirkliebe Term5gensrechtliehe Verwaltung im kirchenteohtUcben Sinie 
bändelte: 

ffltte aber Jemand, welebear an der GescbltlBfftbnmg bei diesen 

Kassen betheiligt ist, die Absicht, in den geistlichen Stand zu treten, 
so wäre es lur ihn erforderlich, entweder vorher seine bisher in dieser 
• Beziehung ausgeübte Thätigkeit ganz und für immer aufzugeben und 
sich aller etwa aus dersdben für ihn entstandenen Verbindlichkeiten 
iröUig zn entledigen eder, wenn er seine seitherige Betbeüigiing u 
der Ffibmn^ de)r Geschäfte der Kasse totsetsen wollte, hiersa Tor- 
'lier die ISrlaubnlss des Biscbofes eionibolen. 

Aus der bisherigen Darstellung ergibt sich , dass die seit 
Gnlndung der Kirche bestehenden gesetzlichen Bestimmungen sowohl 
über Eigenschaften und Beschaffenheit Solcher, welche in den geist- 
lichen Stand aufgenommen werden sollen , als auch über das Ver- 
halten Deijenigen, welche sich bereits in demselben befinden, auch 
atif neue, nach idekn Xabrhmiderteii entstandene Verhältnisse itee 
Tdle Anwendung finden — wiederum ein Zeichen und Beweis IBr 
die umfassende Einsicht und tiefe Weisheit, auf welchen die Gesetz- 
gebung der Kirche beruht. 
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: XXIV« . « 

Betrachtungen Uber die Quellen des bayerischen Staats: ; 

KircbenrechteSi ^ ;• 

Von MasBiviMian Frhrn. v, Freiberg-Bisenberg mt Jeinendarfi 

Erörterungen über die gesetzlichen Grundlagen des bayerischen 
. Staata-Kircbenrechtaa aind seit dem SrscheineA 4^ Vesrfassungsiif- 
.kond« ZQ TeESchiddenen Zeiten gepflogen woidoif . Inmeiv. wjol)l ?pr- 
.übergejiend zur. Buhe, tamehtea sber in al)g8me98en<;n Zm» 
aelieniftiimen stets wieder aaf, um mit mehr oder weniger Lebhaftig- 
keit fortgeführt zu werden. In den Jahren 1852 bis 1870 hatte 
dieser Gegenstand weniger Beachtung gefunden; allein mit der 
-Dogmatisirung der päpstlichen Unfehlbarkeit, dem daran sich knüpfen» 
den Auftreten des sogen. Altkatholicismus und der eigenth]|m)icj2|in 
. Strang, wekhe nnser CaltoBministeriom in dieeer .Qi»iehinig anzn- 
nehmen fOr gnt tod, trat derselbe .wieder mehr in 4^ Yoifdergni^d. 
VerschiedeDO seither getroffene Massnahmen ihrer Begiemng wie 
mancher andern mussten nothwendig alle glaubenstreuen Katholiken 
Bayerns darauf hinweisen, die staatsrechtliche Stellung ihrer Kirche 
wieder einmal näher in'a Auge zu fassen, und einige der in- 
. teressantesten Verhandlungen in den Landtagssitznngen der letzten 
Jahre bewegten sich wirklich anf diesem Qebiei Jedf hier ein- 
schlägige Frage föhrt aber natflriich unmittelbar smrM apf- die ba- 
den gesetzlichen Hauptquellen des Staats-Kirchenrechtes in Bayern: 
das Goncordat vom Jahre 1817 und die II. Verfass.- Beilage oder das 
sogenannte Beligionsedict , sowie auf das vielbestrittene Verhältniss 
• Beider zu einander. Es dürfte sich desshalhy so oft und vielseitig 
auch fragliches Verhältniss bereits erOrtert worden, ist, gleli^hwolil 
,micb im gegenwfirtigen Angenbliek immerhin der Ymncb- IntmeD« 
eher dasselbe eine möglichst khire Ansehannog zu gewinnen. 

Nachdem nun die gegenwärtig massgebenden Verhältnisse von 
Kirche und Staat in Bayern (der Zeitfolge nach jedenfalls unbe- 
stritten) zuerst durch das von König Maiimilian Joseph L mit dem 
Bdmischen Stuhl abgeschlossene Concoräat geordnet wurden, wird 
man ror Allem Aber die rechtliche Natur eines solchen Goncordates 
mit sich in^s Beine kommen mfissen. In dieser Benehnng wfissten 
wir aber in der That keine andere Begriffsbestimmung aufzustellen, 
als dass ein Goncordat eben ein vertragsmässiges Uebereinkommen 
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ist, abgeseblossen «wisehen der Landesherrschi^ mid deren katho- 
lischen, von dem Papst als ihrem durch göttliche Einsetzung? be- 
rufenen Oberhaupt vertretenen ünterthanen, zu dem Endzweck, die 
Befugnisse der geistlichen und weltlichen Autoritäten bezuglich der- 
jenigfla Entwicklung des kirchlichen Lebens abzugränzeo, wekbe auf 
aUgemein etaatsbfirgerliche Zustände oder £inricbtnngen Einfloss 
äussert. Insoleme ist denn auch das Goneordat ein Unienm, wel- 
cheiD k^n anderer staatsrechtlieber Akt ▼oHkomnen gleichartig zur 
Seite steht. Am wenigstens lässt es sich offenbar mit sonstigen 
völkerrechtlichen Staatsverträgen auf gleiche Linie stellen , denn 
weder wird es zwischen zwei Staatsoberhäuptern abgeschlossen, indem 
hier die Eigenschaft des Papstes als weltlicher Souverän ganz uih 
wesenilich ersobeint, nooh aueb betrifft es gegenseitige Verhältniaae 
sweier Nationen, sondern vielmefar innere Landesangelegenbeiten des 
Einen der contrahirenden Theile. Eber noch ergeben sich Analogieen 
mit der freiwilligen Gewährung einer Verfassung durch einen unum- 
schränkten Regenten, oder mit der in älterer Zeit wohl vorgekom- 
menen vertragsmässigen Unterwerfung gewisser Landestheile unter 
die Qeiwalt eines Fürsten — obgleich es auch hier an Verschioden- 
bdten fehlt. 

Ifui: wird natfirlich einer soleben Auffassung sofort mit den 
heut zu Tage gebräuchlichen Schlagwörtern von absoluter ünbe- 
Bchränktheit der Staatsgewalt, von unveräusserlichen Majestätsrechten, 
zwingenden Begentenpflichten u. dgl. m. begegnen, wonach kein Staat 
gegenüber seinen ünterthanen und noch viel weniger gegenüber einem 
auswärtigen Kurebenoberbaupt sieh binden kOnne und dürfe. Allein 
diese Argumentationen, so geeignet sie auch sein mi^en, beliebige 
Willkührmassregeln mit einem Nimbus äusseren Glanzes su umgeben, 
haben im Grunde sehr wenig inneren Werth. Es geht doch nicht 
wohl an, gewisse Begriffe ohne weitere Begründung als sozusagen 
selbstverständlich hinzustellen und dann beliebige Folgerungen daraus 
zu ziehen. Nun beweiat aber die Geschichte unwiderleglich , dass 
jene so oft geltend gamadhte Omnipotenz der Staat^walt eine in 
der cbristlMben Weltordnnng yerbältnissmässig sehr neue Erfindung 
ist; dass im Gegentheil in verschiedenen Zeiten und Ländern die 
Staatsgewalt aut die allermannigfaltigste und eingreifendste Weise 
beschränkt war. Sie lehrt insbesondere, dass gerade auch gegenüber 
der katholischen Kirche und dem Papste als deren sichtbaren Ober- 
hanpt solobe Beschränkungen oftmals im Vertsagswege anerkannt 
wurden, wie dies {a an eich ganz natfirlich erscheint, wenn man 
niebi Zinstände und lüinricbtungen, welche seit 1800 Jähren im An- 
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gesichte der ganzen Welt sich ansbUdeteDf einflach ignoriren will. 
Am wenigsten aber lässt sich läugnen, dass ein Staat, der den ' 
Grundsatz seiner uneingeschränkten Allmaclit wirldich aufrecht er- 
halten wollte, überhaupt niemals auf den Abschluss eines Concordate« 
mit dem Rdmisohen Stahle eingehen konnte; denn thnt er diese, so 
hat er ja damit von selbst anerkannt, dass allerdings ein Qeblet 
bestehe, über welches' seine Maoht sich nicht nabedingt erstreckt. 

Aus dem oben aufgestellten Begriff eines Concordates ergeben 
sich nun einige unmittelbare Folgeruugeo, welche wir zunächst her- 
vorheben müssen. 

Für^s Erste kann das Concordat als zweiseitiger Vertrag na* 
törüch mir mit gegenseitiger Einwülignng beider contrahirenden 
Thdle aofgehobea oder modificirt werden; es mfisste denn Biner- 
derselben die Erfüllung übernommener wesentlieher Verpfliehtungen 
nachträglich beharrlich verweigern, wo dann, da hier die Klage nach 
Privatrecht nicht stattfindef, nach allgemein rechtlichen Grundsätzen 
auch dem Andern der Rücktritt freistünde. 

ZweUens wird dem Staat in Bezug auf die concordatmftssigen 
Fragen kein Recht der einseitigen Gesetsgebmig, sei es in was inmier 
fnr einer Form, mehr zustehen, da er sich ja desselben, avek in so 
weit er es ausserdem vielleicht anzusprechen gehabt hätte, durch den 
Vertragsabschluss begeben hat. 

Brittens erwachsen durch den Concordatsabschluss an sich den 
katholischen Landeseinwohnern bestimmte Rechte, indem sie ja selbst - 
in ihrer Gesammtheit den Einen der contrahirenden Theile bilden. 
Dabei mag es zwar in Besag auf die Erfordernisse formeller Becht^ 
sprechang nothwendig sein, dass das Concordat besonders promnlgurt 
werde, es kann sich aber natürlich die Regierung einer solchen Pro- 
mulgation bona fide auf keine Weise entschlagen, selbst wenn sie 
nicht besonders bedungen worden wäre. 

Nach diesen wenigen einleitenden Bemerkangen, wenden wir 
uns non dem dermal geltenden bajerisehen Concordat insbesondere ^ 
za, wobei ein Bflckblick auf dessen Geschichte nicht w<^ umgaagen 
wcmlen kann. • In dieser Beziehung wird fortan das Werk yoa Dr. 
U. V. Sicherer^ »Staat und Kirche in Bayern,« die massgebende 
Quelle bilden, da die bayerische Regierung sich veranlasst gefunden 
hat, in demselben die gesammte aktenmässige Geschichte der Con- 
cordatsverhandlangen allerdings aus ihrem Standpunkt und in 
ihrem Interesse — veröffentlichen zu lassen. Der Hanpt-Gedankcn^ 
gang des Buches, weiches sich wesentlich referirend verhUt und 
durch die Masse des gebotenen aktenmftssigen Materiales nmr einen . 
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b ioD Zetenw tm 1799 Ms iS17 MMe ädi 4ie bayerische 
BogiftrMg^ Unb «rf 6niii fiüwwif ute fus «anekMeneo Yer- 
hlMiiiw ■niWliltiiir ZMifaae, IMb iril BeilMnirg güostigar 
fiAiiiKher 0»B8tellaiäooeii< bclisch io den Bedtz eloes nob^hrftak- 
ten Vwfugungsrecntes bezüglich alkr irg-eniwie äusserlich hervor- 
tretendeo Ersebeiiiiuigen de? i^ligri^jisen Lebeoa der Katholiken. Diesen 
thatsäc'bhcbeo Zustand betitelte sie fortan als baymscbes Kicclie4H 
itaataMtt wtuk Ifig^ dtMelbta die ^Sigr^tf*»^^ ciota Anaflassos 9^ 
ytarnifcHT m? artageriiciwt M^eolltorechto bw. ZagWcb w Baym, 
■oteglieh m^T dmb fime Biatiniwag 4er Befieniag, spiterdiHiefa 
den Zuwachs eanz oder theilweiae protestuntisoher Landestheile, aus 
einem rein katholischen ein confesionell gemischter Staat ireworden. 
Das, was die Begierong besonders wönsebte, aber ans eigener Macht- 
follkommeDheit ohne liitwirknng des Römischen Stuhles nicht an 
adiaiaa y ct— e hta, «ar eine bajeriaelie Hieraidiie^ also die Bildung 
mi* den LndaigiioaeB «neUoeaener DiBceacB, daaii das BeeH i^r 
Bmennang der LaadeebiadiQfe, der 1nre¥1idMa Oigmiarieii and tber- 
iiaupt ein mög"lichst ausgedehnter Einfluss auf die Besetzung der 
geistlichen Aemter und Pfründen. Daher die schon 1802 begonnenen, 
mehrmals unieibiochenen, aber bis 1817 immer wieder fortgesetzten 
DnterhandlQDgeii arit Born über dea Abaehlusa eiaea Geaoordata. 
Dandi alle dieae ünterbaadloagea aebl eich daa coaaeQaente .Be- 
afciefaea.dar bajer. Regierung, die Vertheile eiaer iMde^HieraieMe 
m erlaogen, ohne einerseits von dem Ohmndsatze der Parität der 
Confessionen abzugehen, andererseits von ihrem sogenannten Kirchen- 
staatsrecht etwas zu opfern ; dagegen auch ein ebenso consequenter 
Widantand der Römischen Curie. Ala daau eodiich die Verwirrung 
der Urokbebeii Zoattiide ia Baijera imaiar irger and für die fit- 
gieniBg.aelbat oalddllfilier geworden war, erfolgte darcb den bayevi- 
sebeo Oesandtea Häfdin m Born der Abaehlnaa des (ursprünglichen) 
Concordates vom 5. Juni 1877, allerdings mit Ueberschreitung seiner 
Instructionen und keineswegs nach den Wünschen der leitenden bayeri- 
schen Staatsmänner. Von da an gewann nun auf Seite Dieser die 
Absicht das üebergewicht, bezüglich derjenigen Punkte« welche nickt 
in ihrem Sinne erledigt weiden kAaatea, im Coneordat aeUiei aiOg* 
Ikhat allgemeine and «abeatimmte Aoadrüeke an gebraaohen, ala- 
dann aber diese Fragen im Wege der Slaalsgeaetagebang bei der 
Publication der neuen Verfassung nach ihrer Ansicht zu ent- 
scheiden. 
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Hier gibt sich nun der Verfasser viele Mühe, Kwei Bdbaaptangen 
zu Gunstea der bayer. Regierung geltend zu machen. 

Eretens soll auf diese bedenkliche Metbode etiUeekveigender 
Vorbehalte gelegentlkli der 1806 »i' Begenimrg' geitiogeiieo. üiitot- 
'hRddtoQgeüi duroh den- damaligen '^wiAaB> dMi Genga selbab hinge- . 
wietiton worden sein, welcher in einer Unterredung mit den bayer. Be- 
vollmächtigten Rechberg und Frauenhcrg sich geäussert habe, »dass 
raan Dieses (es handelte sich um die Aufsicht auf die Seminarien 
nnd die Ordination der Geistlichen) thnn, aber nicht vorhersagen und 
nii^t rerlaagen solle, daes der Papst selbst die Freihaü der Bisehdfe 
lmiclir&nlGe.€ Allein liegi wohl auf flacher Hand, dass hiemit 
isiner gelegentliehen GOimrsationelleB Aensserttng des Nantins, welche 
in Keinem der zahlreich mitgetheilten officiellen Aktenstücke irgend 
eine Bestätigung findet — selbst deren vollkommen richtige Auf- 
fassung durch die bayer. Bevollmächtigten voraasgesetzt — eine ganz 
'^b^riebene Bedeutung beigelegt wird. 

FdY% Zweite nacht der VerfMser mit besonderem Nachdniek 
geltend, dass durch art. XVIIL des Oonoovdates die bayer«' Regiening 
'%f ihre gesatnmte Btaatskirchenrechtliche Gesetzgebung die Aner- 
kennung Rom's erlangt und damit einen entscheidenden Sieg er- 
fochten habe. Darin- dürfte aber schwerlich irgend Jemand, der den 
"fraglichen Artikel vorurtheilsfrei durchliest, mit ihm übereinstimmen. 
Der mnfache gesnnde Verstand einas Jeden wird darin lediglieh die 
nrtragsmilssige Bestimmung erblicken, dass die tmnsgegangeBen 
Yofschriflen f3r Bayern staatsgesetsliche Qeitnng haben sollen, wosn 
ja schon mit Rücksicht auf die zur Entscheidung einzelner Streit- 
fälle berufenen Behörden deren förmliche Publikation nothwendig 
gehMe. Es ergibt sich daraus weiter die selbstverständliche Folge- 
mtig, dass durch diese zu einem Gesetz gevocdene Uebereinkunft alle 
'frfiheren ihr widerstreitenden AnordnnngeB beseitigt worden (was 

- indem der ari UTL noch • ansdrficküch hervoihebt) , und : wegen 
' nkflnftiger Oesetee ist überdies im zweiten Absatz dea art. XVIII. 

noch besondere Vorsehung getroffen. Nicht dem germgsten Zweifel 
kann es wohl unterliegen, dass an und für sich und wenn nicht 
hinterher die seltsame Verquickung mit dem Keligionsedict stattge- 

- fanden hätte, gar nie Jemanden beigefallen wAre^ dietem art. XVILL. 
^ Andere als die hier beaeichnete Deutnng« su .geben. 

Die geheimen Absichten der leitsiiden bayer. Staatsmtoner 
waren freilich ganz anderer Art nnd gingen nun dahin, das Con- 
cordat lediglich als Anhang eines Vertassungsedictes über die Reli- 
gionsverhältnisse zu publiciren, durch welches, im Widerspruche mit 
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deraselben, das ganze sogenannte bayerische Staatskirchenrecht auf- 
recht erhalten würde. Solches geschah denn auch wirklich, nachdem 
der Text des Concordates inzwischen noch eipige Modificatioaea er- 
fahren hatte, Im Juiii und Juli 1818. 

Der l7[erfk8ser rächt dahei mehr zn insinuiren, als er es aas* 
drücklich ausspricht, es sei dieser Torbehalt der R<}miBchen Onn^ 
eigentlich wohl bekannt gewesen und von ihr gleichsam tolerirt wor- 
den. Allein obwohl die gewandte Aneinanderreihung sehr verschie- 
denartiger Documente allerdings bei flüchtiger Durchsicht einen sol- 
chen Eindruck henrorznrafen geeignet ist , fehlt doch für diese Be- 
hauptung jeder eigentliche Nachweis. Vielmehr ergibt sich das 
Gegentheil zur Evidenz schon aus den entschiedenen Beolamationen, 
welche das Bekanntwerden des Religionsedictes sofort von Seite 
Rom's hervorrief, und welche augenscheinlich unterblieben wären, 
wenn man beiderseits die unwürdige Absicht gehabt hätte, gewisser- 
inassen nur zum Schein ein Concordat abzuschliessen. 

Es folgten nnn die bekannten Anstände wegen Ableistung des 
Verfassnngseides, die bayerischerseits nachträglich widerrufene Er- 
klärung Häffelin*8 vom 27. September 1818, dann die weiteren sehr 
lebhaften Erörterungen zwischen dem Minister Grafen Rechberg und 
Cardinal Consalvi, welche sich bis gegen Ende des Jahres 1820 hin- 
zogen und wobei die bayer. Regierung, die von ihr selbst geschaffene 
Lage wohl benutzend, sich fortwährend mit ihrer nunmehrigen ver- 
fassungsmässigen Verantwortlichkeit zu decken suchte. Das Ender- 
gebniss war die oftbesprochene Tegemseeer Erklärung vom 15. Sep- 
tember 18S1 , allerdings ein nach der damaligen Lage der Dinge 
unvermeidliches Corapromiss, bei welchem Jeder der beiden Con- 
trahenten seine Hechte und Ansprüche iormell zu wahren be- 
strebt blieb. 

Auch diese Erklärung sucht der Verfasser als eine Niederlage 
des BOmischen Stuhles darzustellen; allein seine Argumentatioii ist 
offenbar mehr erkünstelt als fiberzeugend. Eine ?orurtheilsfreie Be* 

trachtung wird in dem Schlusssatze der Erklärung nicht wohl etwas 
Anderes, als die einfache Bestätigung der vollkommenen Rechtsgül- 
tigkeit des Concordates erblicken können. Dass der von Seite Rom's 
gewünschte Ausspruch über den Vorrang desselben vor dem Religions- 
edicte in Collisionsfällen schliesslich hinwegblieb, war unter den be- 
stehenden Verhältnissen kaum zu yermeiden, bezweckte aber sicher« 
lieh keinen Verzicht auf irgend ein sonst begrfindetes Recht der 
Kirche, weder nach den Grundsätzen juristischer Interpretation noch 
nach der Absicht des päpstlichen Bevollmächtigten. 
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, Diess die knrsse |g[eschichtliche Darstellung der fiber daa bayer. 
CoDCordat gepflogenen ünterbandlangen, und zwar au^hliesslicli 
nach einem mehr als halb offiziellen, dnrchans im Sinne der bayer. 

Regierung verfassten Werke: das allgemeine Urtlieil darüber, ob und 
in wie weit bei diesen Unterhandlungen bona fide verfahren wurde, 
mag dem Leser anheimgestellt bleiben. Wir wollen uns nunmehr 
dem materiellen Inhalte des Concordates selbst , in seiner Wechsel- 
beziehnng zn Demjenigen des Beligionsedictes zuwenden; müssen es 
dabei aber freilich vielfach bei blossen Andentungen bewenden lassen, 
da gar manche einschlägige Fragen reichen StofiT für besondere Ab- 
handlungen liefern würden. ' / 

Hier ist nun vor Allem anzuerkennen, dass Bayern zur Zeit 
des Coucordatsabschlusses ein paritätischer Staat war. Theilweise 
datirte dieser Zustand schon vom Jahre 1799 her, wo die neue 
Landesregierung die Gleichberechtigung der Gonfessionen alsbald dn- 
leitete; viel mehr noch wurde er durch den späteren Zuwachs einer 
bedeutenden Anzahl Protestanten in den erworbenen üäukischen, . 
schwäbischen und pfälzischen Provinzen ausgebildet. So erklärlich 
und wohlbegründet es also auch erscheint, dass der römische Stuhl 
ernste Einwendungen erhob, als zuerst (schon 1800) in dem bisher 
ausschliesslich katholischen Altbayern die Gleichberechtigung der 
Protestanten anerkannt wurde, so wenig Hess sich dagegen im Jahre 
1817 mehr etwas erinnern, besonders nachdem inzwischen die bUr- 
gerliche und politische Gleichberechtigung aller christlichen Reli- 
gionsbekenntnisse durch art. XVI. der deutschen Bundesakte gewähr- 
leistet worden war. Bs war eben ein Zustand eingetreten, welcher 
sich zwar theoretisch nicht als ein Idealer bezeichnen lässt, aber in 
den meisten enrop&ischen Staaten als das Ergebniss geschichtlichet 
Vorgänge feststand. Daraus folgt nun aber von selbst, dass di« ßr- 
lassung eines Beligionsedictes oder flberhaupt einer verfassungsmäs- 
sigen Anordnung kirchenrechtlichen Inhaltes neben dem Concordat 
der bayerischen Regierung im Allgemeinen allerdings zustand, inso- 
ferne ja für die rechtlichen Beziehungen der verschiedenen Gonfes- 
sionen zu einander Vorsehung getroffen werden musste. Zwar kannten 
sich auch hierbei Folgerungen ergeben, welche mit dem Lehrbe^friff 
der katholischen Kirche schwer oder gar nicht in üebereinstimmung 
zu bringen waren (wobei wir nur an die Verhältnisse der gemischten 
Ehen, an das für einen Confessionswechsel erforderliche Lebensalter 
u. dgl. m. erinnern wollen); allein es waren diess eben nothwendige 
Folgen eines nicht zu beseitigenden thatsächlichen Zustandes, und 
hätte unser fieligionsedict diesen Standpunkt in der richtigen Weise 



Digitized by Google 



238. mbr.««. JMder^, Verhi^v, baffer* Conemrdf. nnA' BeUg^^EdDeCt 

festgahallMi; 80 wftre an demselben iuchl8»i8zii£8taeHgawenBf.<D»^\ 
gttgen fcomite. es ebeoeo. unzireifeibaft nnc wmdg«. «iaer »rnkmc 
quafiMrendeiK mala fides gesohehei, dasi Aber GegandOiidei walolibr 
« ftiisBcMiesslkh . katholische Ititensseff betfafen üiid deren <¥eitrag8«n 

mässige Regelung gerade durch das nach langwierigen Unterband-* 
langen zu Stande gekommene Concordat erfolgt war, nachträglich* 
von der Staatsregierung einseitige and vielfach eben diesem Con-^ 
eoonlat -widevrtEttiteiide Terfftgangea 'getroffian ' wniden. . Gleiabimhl' 
isfe'dieBe wirklkb gesobehen, and es frigt sieb noa, waldbe Erg«^. 
niase fftr die jetzb lebende Oeoeratioa aas dieser Tbattache ker»- 
Torgeheo. ' 

Ausgehend von dem höheren sittlichen Rechtsbegriff hat man 
vielfach geltend gemacht, dass den Bestimmungen des Concordates 
vor Denen des Religionsedictes, da wo Beide im Widerspruch stehen, 
unbedingt der Vorzag gebühre, fie Iftaist sieh uftnilich a^geoschttii-- 
lieb intt gutem Grunde, wie Mgtt trgamentiren. Ihxdb. dea- AIh- 
. sobluss des Coiieordaies hatte König Mai Joseph von Bayern der ihn 
bis dahin unbestritten zustehenden unumschränkten Regierungsgewalt, 
gegenüber seinen katholischen von ihrem kirchlichen Oberhaupte ver- 
tretenen Unterthanen, gewisse vertragsmässige Beschränkungen auf- 
erlegt; er hatte ast einzelner bis dahin mit Grund oder Ungrnnd 
geabter Begienmgsreobte • in kirebiicheu Angelegenheitda h»ii^Uig 
begeben, dagegen 'aadece u^d awar sefaör werthvoUe Bedite dieser Aart^ 
nein erworben. Bs konnte Ihm daher nnmöglicb mehr die Befugnisse 
zustehen — auf welche überdiess ausdrücklich verzichtet worden 
war — ebendiese Rechte durch irgendwelchen einseitigen Akt der 
Gesetzgebung sich hinterher wieder beizulegen. Diese Argumentation 
ist 'an sich und abstrakt aufgefasst gewiss ebenso einleuobtend 
unwiderkglioh;: die Schwierigkeiten abm: beginnen erst dann« mm 
mau ao8 derselben weitere praklnobe Folgerungen zu aehen OBter**.- 
nimmt. 

Consequent müsste aus dem Vorhergehenden geschlossen wer- 
den: es sind demnach alle jene Bestimmungen des Religionsedictes, 
welche sieh mit dem Concordat sclüechterdings nicht in Ueberein- 
sthnmnng briagen' laaseii^ wagen mangelnder Oompetenz des Geseta-. 
gobecB als nicht Torhanden zu mchten. Hieran kafipflf sich jedaoh 
sofort die weitere Trag», wer denn^ in dieser Beziehung eigentUeh <a * 
entscheiden habe? Es darf nftmlioh nicht vergessen werden, dass 
das Concordat und beziehungsweise Religionsedict mitunter Verhält- 
nisse begründen, bei denen bestimmte Persönlichkeiten im entgegen- 
gesetzten Interesse betheiligt sein können und welche desahalb im 
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gegebenMi^ . EäiiBelMle doreb den Ciri]r< oder Administratiy^^fc&^ 
onteGkied«! werdei^ mtaem. . .Es kaate^dlcs mehi bot bonglick.tei 
Wkobselhemehiiiigen ?WBßhieden^ Oiniifesiioiiraii. volteniDMi, BMuiem 
aneli inserlialb der besmidereit Spbftre der -katbDlitnbent JQv^^ ^ wo* 

bei wir nur beispielsweise an Beschwerden wegen vorgeblichen Miss- 
brauches geistlicher Strafgewalt, an Streitigkeiten über das Recht 
zum Genoss. bestimmter Kiccbeap&üiiden , an die geset^chen üe^v 
sohrinkaogen des Yermflgeoserwerbes darch StiftangMi iO. dgL >erf 
iaim wolleii. Nno kann aber der Riobtcr dea. iba: mliegiuldea 
MBBsliMii Fall nur aaf QnaA iregelmftssig pioaiaigurter geseilalichar 
Vorschriften entscheiden , und für ihn werden Concordat und* Relif- 
gionsedict nur insoweit und in solcher Weise Geltung haben, wie sie 
eben als Gesetze veröffentlicht wurden. Gerade hierin hat aber die 
bayerische Regierung, durch die (um keinen treffenderen Ausdruck 
m gebrancben) höchst seltsame Art, in welcher sie die feierliob* 
zogiesicberte gesetzliobe Pnblication des Goncordates ala ^^aisgesetz 
seinerzeit wirklich vollzog, abdchtlifib die grtaten Schwierigsten 
geschaffen. 

Bekanntlich erfolgte diese Pnblication, nach langer Zögerung, 
erst mit dem Religionsedict , und zwar durch den Schlusssatz des- 
selben in der Eigenschaft eines Anhangs zu dem EdictO/ seihst» 
Dieser mit Eeebt berfiehtigte Schlnsssatz lantet: »dieseB ftllgemeiaie 
StaAtsgmiidges^ bestimmt, in Ansehnng der 'Bdigimwraärbäitilii^sei 
dor Tersehiedenen Kirchengesellschaften, ihre Rechte nnd Verbimk 
liebkeiten gegen den Staat, die unveräusserlichen Majestätsrechte des 
Regenten, und die jedem Uuterthan zugesicherte Gewissensfreiheit 
und Religionsausobung. In Ansehung der iüwigen inneren Kirchen-, 
angelegenheiten sind die weiteren Bestimmungen, in Beziehung aqi 
die katholische Kirche f in dem müdem- pl^liobea Stuhle abge-; 
seblossenen Concordat Tom 5^ Junius lSlT*. . ; . edtbalten»«. Die • 
hlkihst nnglückliche und man darf sagen abentheuerliche Gestaltung 
dieser Bestimmung würde mit Recht Verwunderung erregen, wenn 
man nicht wüsste, wie sich die Verfasser in der schlimmen Zwangs- 
lage befanden, äusserlich eine Uebereinstimmung zweier Documente 
kundgeben zu sollen, deren innerer Oegensatziihaen selbst wohl be^ 
wnsst war. Unter ioinem Schwall pomphafter W^ istidaa.eigiQab- 
lleb Temtlnllige und angemessene Ziel des Beligtoiisedicites , nftmüch 
die Regelung der gegenseitigen Beziehungen der verschiedenen Oon* 
fessionen, gar nicht erwähnt. Was unter den y> übrigen innern Kirchen- 
angelegenheiten welche bezüglich der Katholiken das Concordat 
regeln soll, eigentlich gemeint, sei, bleibt völlig im Unklaren« Ständen 
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hier wirklich nur die übrige)}, d. h. die im Religioiisedict nicht be- 
rührten Punkte in Frage, so blieben von dem ganzen Concordat nur 
die Bestimmungen wegen der Neugestaltung der Bisthümer und 
Damcapitel dtum der landesherrlicben Präsentationsret^hte (also die 
art. Il--iy, IX—XL und XV, sowie allenfalls noch art. VI. und 
VIT.) in Kraft. Die anderen 9 Artikel betreffen eben keine derarti- 
gen übrigen Angelegenheiten, sondern regeln vertragsniässig gerade 
jene >liechte und Verbindlichkeiten gegen den Staat« und soge- 
nannten »un?eräusserlichen Majestätsrechte des Begenten,« iüx welciie 
nach dem oben ciürten Schlosssatze das Beligionsedict massgebend 
sein soU. 

Da nun aus dem Standpunkte juristischer Gesetzesauslegung 
betrachtet die Sache genau so steht, als ob das Concordat mit fort- 
iaofender Paragraphirung dem Beligionsedict unmittelbar eingefügt 
wäre; da ferner unmöglich angenommen werden kann, es habe der 
Gesetzgeber selbst eine eben promulgirte Rechtsnorm sofort als un- 
gültig und unanwendbar erklären wollen — so erübrigt für die Ent- 
scheidung eines gegebenen einzelnen Falles durcli den hiezu berufenen 
Bichter allerdings nichts Anderes, als den Inhalt beider Bechts- 
qnellen, so gut es eben geht, in Uebereinstimmung zu bringen. Diese 
Aufgabe wird allerdings um so undankbarer und die Anwendung der 
gewohnlichen juristischen Interpretationsregeln um so schwieriger, 
als es sich einerseits um zwei gleichzeitig publicirte Gesetze (eigent- 
lich um ein und dasselbe Gesetz) handelt, andererseits jede einheit- 
liche ratio legis fehlt, vielmehr im Gegentheil zwei solche rationes 
in schwer versöhnlichem Gegensatze nebeneinander laufen. Gleich- 
wohl wird sich nach den Bechtsanschauungen deutscher Juristen 
schwerlich irgend Einer von ihnen dazu verstehen können, einen 
Tbeil der hier fraglichen gesetzlichen Vorschriften, gemäss der oben 
erwähnten an sich wohl vertretbaren historisch-staatsrechtlichen Ar- 
gumentation, ganz zu iguoriren. Er würde dadurch auch in der That 
aus der Bolle eines Qeaeti-Volleiehers in die eines Gesetz- Verbesserers 
verlallen. 

Wir haben das Vorhergehende nur berührt, um zu zeigen, dass 
es oft nicht so leicht ist, allgemeine wenn auch an sich begründete 
S&tze sofort praktisch anzuwenden. Nunmehr soll zu einer speciel- 
leren Gegenüberstellung der hauptsächlichen Bestimmungen des Con- 
cordates und Beligionsedietes übergegangen werden, da zuletzt doch 
am Meisten daran liegt, sich die Wechselbeziehungen Beider genauer 
zu vergegenwärtigen. Es sind dieselben auch in der That so ver- 
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scbiedenartiger Natur, dass sie sich keineswegs nach ganz gleich- 
artigen Grandsätzen beortheilen lassen. 

Znnftcbst werden die vaUständig gesonderten G^dnäe beider 

Docuniente auszuscheiden sein , auf denen sie sich nicht berühren, 
weil Jedes speciell ihm zugehörige Gegenstände behandelt. Es sind 
dieses beim Concordat die art. II — IV, IX, X und XV, welche von 
der Bildung und Dotation der künftigen Diöcesen, dann der Sr- 
nennnng der Bischöfe und anderer Würdenträger handeln; femer 
art XL aber die Normimng der Prftsentationsrechte ; endlich noch 
art. VI und YII, mit singulftren Znsicherungen wegen Gründling 
einer Emeritenanstalt und einiger Klöster. In gleicher Weise sind 
in dem Religionsedict eigenthümlicher Natur und ohne Bezug auf 
das Concordat die §§. 5—11. über die Wahl des Glaubensbekennt- 
nisses und den Wechsel der Confession, dann 12—23 über die reli- 
giöse Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen, endlich 90 — 103, 
Aber den Simultangebrauch von Kirchen und Kirchhöfen — lauter 
Bestimmungen, welche gegenseitige Rechtsverhältnisse der verschie- 
denen christliehen Glaubensbekenntnisse betreifen. Ferner gehören 
hieher die §§.3,4, 25—27, 32-37, 45 und 89, über die Auf- 
nahme nicht anerkannter Religionsgenossenschaften und deren Rechte, 
80 - 83 über den äusseren Anstandsverkehr der yerschiedenen Kirchen- 
gesellschaften und 84—87 über die Verhältnisse Ton Beligionsrer- 
wandten die keine eigene Gemeinde bilden. Dabei ist nun allerdings, 
wie schon oben bemerkt, nicht ausgeschlossen, dass diese Bestim- 
mungen, obwohl in der Hauptsache ein dem Concordat fremdes Ge- 
biet berührend, doch in ihrer Anwendung mitunter zu Consequenzen 
fuhren können, welche die katholische Kirche nicht anzuerkennen 
vermag. Man denke z. B. nur an die Festsetzung eines bestimmten 
Alters für den Confessionswechsel, durch welche sich der zur Ab- 
nahme des katholischen Glaubensbekenntnisses berufene Priester Je 
nach Umständen unmöglich binden lassen kann. Allein grundsätz- 
lich lässt sich doch nicht in Abrede stellen, dass ■ — das Dasein 
eines paritätischen Staates einmal vorausgesetzt — derselbe auch 
zur Gesetzgebung auf dem hier fraglichen Gebiete sowohl berechtigt 
als verpflichtet war. Seine Bichtschnur konnte dabei nur sein, so- 
viel irgend möglich jeden Gewissenszwang zu vermeiden ,» also Nie- 
manden zu einer Handlung oder Unterlassung direkt zu nOthigen, 
welche seiner Glaubensüberzeugung widerstreiten würde, und es iäüüt 
sich im Allgemeinen nicht behaupten, dass die oben allegirten Be- 
stimmungen des Religionsed ictes diesen Grundsatz ausser Acht ge- 
gelassen hätten. Im Uebrigen musste es der katholischen Kirche 
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selbrt «berlassen bleiben , ihre Aogehörigen darch moralische Süh 
wirkniig ?on Demjenigen zarMczahalten, was allenfalls Collisionen 
mit ihren (^ewissenspflichten za veranlassen geeignet war. 

Fabren wir in unserer Betrachtung fort, so begegnen uns so- 
wohl in dem Concordat als im Religionsedict gewisse allgemeine 
Sätse^ welche weniger eine unmittelbare Anwendung auf specielle 
Jßälle gestatten, als Yielmebr die ratio legis zur Interpretation der ein- 
zelnen . Yofscbriften an die Hand geben sollten. Solche entbalien 
im Concordat namentlich die art I. and XIV, über die Anerkennung 
der katholischen Kirche mit ihren altherkömmlichen Bechten und 
Prärogativen, dann den derselben zu gewährenden besonderen landes- 
herlichen Schutz. Allgemeiner Natur, insoweit sie die gesammte ab- 
geschlossene üebereiukunft betretfen , sind auch noch die art. XVI 
bis XVIII, welche mit grösster Bestimmtheit die volle Anerkennung 
dieser Uebereinknafb wie . die UnznlAssigkeit jedes einseitigen Ah- 
gehens von dersdben anssprechen. Wir haben schon weiter oben 
Gelegenheit gehabt, insbesondere von dem art. XVTII. im Znsammen- 
halte mit art. XVI. Erwähnung zu thuu. Das Religionsedict ent- 
hält gleichfalls eine Anzahl allgemeiner Sätze, und zwar von dop- 
pelter Art, nämlich Solche, welche die Rechte der Kirchengesell- 
schaften gewährleisten, dagegen auch Solche, welche sie der Staats- 
gewalt gegenüber einzuschränken bezwecken« Zn den ßrsteren ge- 
hören ?or Allem die §§. 1 und 2 über die allgemeine Gewissens- 
freiheit, dann §. 24 mit der Anerkennung der drei christliefaai 
Glaubens-Confessionen, ferner die §§. 28 — 31 und 67, welche den- 
selben corporative Rechte sowie besoudern Schutz für ihr Eigenthum, 
ihre Kirchengebäude und ihre Geistlichkeit zusichern, die §§. 39, 50 
und 51 betreffend die kirchlichen Behörden und das denselben zo* 
stehende Aofsichtsrechtf endlich §. 88. über die Befugniss zur Bil- 
dung neuer Gemeinden. Beschränkender Art dagegen sind: der Vor- 
behalt eines »königlichen innersten Schutz oder (?) Anikichtsrechtesc 
im §. 50 und der Kenntnissnahrae von Allem was in den kirch- 
lichen Versammlungen gelehrt und verhandelt wird im §. 57 ; die 
sehr unbestimmten und willkürlich auszulegenden Sätze der §§. G2 
und 63 über die allgemeine Unterwerfung unter die Staatsgesetze; 
dessgleichen die ebenfalls wenig prftcisirte Vorschrift des §. 71, wel- 
cher khrchlichen Zwangsmitteln jeden Einflnss auf das bürgerliche 
Leben abspricht. Einzelne andere Bestimmungen mehr umfassenden 
Inhaltes, wie insbesondere Jene über das vielbesproch(Mie Placet, 
werden wir weiter unten berühren, insoferne sie bestimmten Artikeln 
des Goncordates gegenüberstehen. 
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• »• ' Wenn schon liier , in Dem was man den allgemeinen Theil 
nennen könnte, ein gewisser Gegensatz des Religionsedictes zum 
Concordat hervortritt, so ist derselbe doch an sich noch nicht ein 
akuter zu ueanen. Alles kömmt auf die Auslegung an, welche man 
idiiier Anzahl an sieh unbestimmter and vieldeutiger AusdrAcke zu 
g^en versucht. Für die Yerfosser des Edictes« denen ja der Tezt 
des Ootioordates bereits vorlag, wäre es auch tlberflüssige Mühe ge- 
wesen , den absichtlich so allgemein als möglich gehaltenen Ein- 
räumungen desselben wieder nur allgemeine Vorbehalte gegenüber- 
zustellen; sie fanden es viel zweckmässiger, in zahlreichen Einzel- 
bestimmungen ihre Ansichten zur Geltung zu bringen, unbekümmert 
um die Widersprüche, weiche sich in der also geschaffenen doppelten 
Beehtsquelle ergaben. Desshalb wollen wir auch hier nicht länger 
bei weitläufigen Argumentationen darfiber verweilen, was allenfalls 
aus dem landesherrlichen Aufsichtsrechte, der Beschränkung »kirch- 
licher Zwangsmittel u. s. w. für missliche Folgerungen gezogen wer- 
den könnten, sondern sofort zur weiteren Betrachtung der mehr spe- 
ciellen Bestimmungen übergehen , wobei am fnglichsten das minder 
nmfengreiche Concordat als Anhaltspunkt diesen wird. Es kommen 
dabei, nach dem bish^ Gesagten, nur mehr dessen Artikel V, YIU, 
XII und Xm. hier in Betracht. 

Der Art. V. enthält zunächst zwei nicht unmittelbar zusam- 
menhängende Verfügungen. In den ersten drei Absätzen wird vou 
Seite der bayer. Regierung die Herstellung und hinreichende Dotirung 
von Seminarien zur Heranbildung des Klerus zugesichert , und zu- 
gleich den Bischöfen vollkommen freie Verfögung Aber dieselben 
bezuglich ihrer inneren Einrichtung, Leitung und Verwaltung, des 
Unterrichts in denselben, der Annahme wie Entlassung der Vor- 
steher und Lehrer zuerkannt. Diöcesan-Seminarien sind nun zwar 
hergestellt worden, wenn auch ohne die zugesicherte Dotation in 
Gütern und ständigen Fonds; dagegen führt das Religionsedict im 
§. 76, lit. d, organische Bestimmungen über geistliche Bildungs- 
(Verpflegs- und Straf-) Anstalten unter den Gegenständen gemischter 
Katur auf, bei denen also die Eirchengewalt keine einseitigen An* 
Ordnungen trelfen, die Regierung dagegen berechtigt sein soll, alles 
ihr bedenklich Scheinende durch selbstständige Verfügungen zu be- 
seitigen. Selbst streng auf Organisationsfragen eingeschränkt und 
ohne die ihr zu Zeiten gegebene willkürliche Ausdehnung, passt 
diese Bestimmung offenbar sehr wenig zu dem entsprechenden Con- 
c^rdatsartikel und kann leicht zu einer bedenklichen Einwirkung des 
Staates auf einem Gebiet führen, welches jede Kirche nothwendig 
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als ihr Eigenstes behaupten muss — n&mlicli. die Irtte Auswahl Uli 
tflobtige Heraabildaog ihrer Priestor. 

Der leiste Absatz des srI. ¥. des OoMordabM s^rieht ams, dasi 
die Biseh9fe in Ansftbnng ihrer Amtepfllcbt, über die G)aubefts> ^vA 

Sittenlehre zu wachen, auch in Beziehung auf die öffentlichen Schulen 
nicht gehindert sein sollen. Damit stünde der §. 38. mit 39. des 
fieligioosedictes, welcher auter lit. d) den religiösen Volksuaterdtdüt 
als zu den inneren Kirchenangelegeoheiten gehörig bezeicbaet, wen^?- 
sietis nicht im Widersprach. Zwar figarirt hier wieder die »(kessle 
Staal»-Aiif8iohty< aneh ist die BegrifiGibestimmiing eine engi^re^ sAm* 
Heb aaf den religiösen Unterrieht and zwar Volksunterrioht eilige^ 
schränkt; allein es wäre damit die concordatmässige weitere Ein- 
räumung jedenfalls nicht ausgeschlossen. Thatsächlich jedocli be- 
hauptete der Staat so ziemlich sein Tollstäudiges Verfügungsrecht 
über gesammte üaterrichtswesen , and die zugestandene üeber- 
waohangsbefagniss der BiscfaAfiB blieb (bis zn den seither leider wie- 
der zarftokgenomnienen Zagestindnissen der Allerh. Veroidn, ran 
8. April 1852) in Bezug aof die üniyersitäten und Mittelsehulen 
kaum bemerkbar. Bei den deutscheu Volksschulen waren die Ver- 
hältnisse, auf Grund von Anordnunsfen, welche die Regierung schon 
früher zu treffen sich veranlasst gesehen hatte, viel mehr dem Coii- 
cordat entspirechend, bis in nenester Zeit anch laer auf eine Art ein* 
gegriffen wotde« weiche sa den bekannten noch nnerledigtoii Be- 
Schwaden Anlass gab. Nan läset sich allerdings nicht ?erkeniifltt, 
dass eine wirksame kirchliche Aufsicht über die Glaubens* nnd Sit- 
tenlehre an den höheren Lehranstalten manchen Schwierigkeiten 
unterliegt, zudem minder unbedingt nöthig ist, als an den Volks- 
schulen, zu deren Besuch allgemeiner Zwang besteht. Das gehört 
aber jedenfalls zu dm gerechtesten nnd nnerlässlichsten Anforderangea, 
welche «hoben werden müssen, dass bezüglich aller LebranstalieB« 
an welchen Kleriker herangebildet werden, also andi bezüglich der 
theologischen Facultäten der Universitäten, soferne deren Besuch ob- 
ligatorisch ist, das concordatmässige Autsichtsrecht der Bischöfe ge- 
wahrt bleibe. £s iolgt dieses mit solcher Naturuoth wendigkeit aus 
der Stellung des priesterlichen Amtes in der katholischen Kirche, 
dass man kaum begreift, mit welchen auch nur scheinbAien Gr&nden 
dtf fknagliche Ansprach bestritten werden konnte. 

Gehen wir mm zu art. VIII. des Ooncordates über, so enthält 
derselbe, neben der Garantie der bestehenden Stiftungsgüter jeder 
Art nnd der Zusicherung ihrer Unantastbarkeit, auch die Anerken- 
nnog des Rechtes der Kirche zu künftigem Vermögeoserwerb. Die 

Digitized by GoOgl 



IW.-v. Freiherg, Verh* v, Aofer. Go^ßowL imd Mig.-liiHci, 

eittöohlägigen Bestimmaiigen des Beligionsedictes m46ft §§» 44, dann 
46 und 47. Schemen auf den ersten Anblkk gani von im i^eiobei 
Geist In (M OberstrOmender Weise besedi; war es -Ja doeb natflr» 

lieb, dass man gegenüber so naneben nnangeoebnen Erinnertfngehi 
an den grossen Säcularisationsraub das gesunkene Vertrauen wieder 
zu heben suchte. Gleichwohl fehlt es keineswegs an mannigfachen 
beigefügten Beschränkungen der kirchlichen Kigenthomsrechte ba- 
«$g^ioh des firwerbes^ wie der Verwaltung nnd Verwendung. Scbon 
dem §. 44« wurde der Zusatz »ntcb den bierfiber beatoheoden Ge- 
setzen« beigefügt, bekanntUeb um das Eortbeateben der Amerüsa» 
Mimsgesetze zu sichern, über deren ursprfingHebes Entstehen sidi 
Mancherlei sagen Hesse, welche aber zweifellos, als ein Privilegium 
adiosum einzelner Rechtssubjecte , dem Geiste jeder modernen Ge- 
setzgebung direct widerstreiten. Weiter sind durch §. 64. iit. b) in 
einer bis zttr völligen Sinnlosigkeit nnbaatimmten Weise »alle Be^ 
Stimmungen fiber liegende Güter etc. febrende Habe, Nutzung, Beuten, 
Rechte der Eircben und kireblicbeb PerB6nen« als Gegenstände ausw 
schliesslich weltlicher Natur erklärt, eine Aoordnung, welche schon 
der Stylistik des Gesetzgebers wenig Ehre macht, und neben der die 
im §. 76. noch besonders vorbehaltene oberste Aufsicht über das 
Kirchenvermögen ziemlich überflüssig erscheint Gleichfalls hieher 
gebort die in den §. 73 nnd 74. aosgesproebene Anfiiebuig. aller 
Biemtionen von der Landesbebeit und den jtfentlicbeD Lasten, gegen 
welobe an sieb nicbt wohl etwas anzuwenden ist. Insbesondere aber 
haben die bekannten §§. 48 und 49. den Beweis geliefert , wie an 
sich ganz annehmbar lautende Anordnungen, wenn einseitig und rück- 
sichtslos augewendet, zu wahren Bedrückungen führen können. Im 
Ganzen genommen werden aber die hier in Frage stehenden vermO- 
geasrecbtii<^en Bestimmungen immer am wenigsten zn akuten Gonr 
ffikten fahren, indem die katboHscbe Sirdie zu ihrer iusseran Ge- 
staltung und Wirksamkeit zwar zeitlicber Mittel lAehi entbehren 
kann, doch aber eigentliche Gewissens- Verletzungen Einzelner auf 
diesem Gebiet weniger leicht denkbar sind. So haben denn auch 
nicbt nur die gesammten Säcularisationen in dem Concordat die stiU- 
Bcbweigende Anerkennung des Römischen Stuhles gefanden^ sondern 
derselbe benibigte sieb aueb dabei, dass die feierlkb zugesicberte 
Dotation der Bistbflmer and Domcapitel mit laimelnllar-Gfiteni voll- 
ständig nnterblieb. Wir bemerken dies natürlich nicbt, um eine 
schreiende Vertragsverletzung zu beschönigen , sondern nur um zu 
zeigen , wie auf dem vermögensrechtlicheu Gebiet die Kirche dem 
Staat immerhin die meisten Einräumungen machen kann und wirk- 
lich gemacht hat. 
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Der* art XII. des GoDOordates ist iiater des hier in FMi0i 
SteheBden Deijeiuge, wslohsr am meisten in's EiBzeliie gehende Be- 
stlnittaBgen enthftlt, indem er, abgesehen ?on der mehr die DiOoesan- 

OrgaDisation betreffeDden lit. a), die wichtigsten Gegeustaude des 
änsseren Kirchenregimentes behandelt. 

Zunächst wird unter lit. b) die ßefugniss der Bischöfe aner- 
kannt, alle Diejenigen in den geistlichen Stand durch die böherea 
Weihen anftnnefamen, welohe sie im Interesse ihrer DiAeesen dam 
geeignet befinden, dagegen anwürdig Befundene hievon ausmseblijBSsen* 
Da nnn aneh der §. 88. lit. f) des Religionsedictes die Approbation 
und Ordination der Kirchendiener den inneren Kircheaangelegen- 
heiten beizählt , zudem die Staatsgewalt ohnehin nicht im Stande 
wäre, eine geistliche Weihe direct zu erzwingen oder zu verhindern, 
besteht hier eigentlich Uebereinstimmung. Es ist zwar bekannt, dass 
die bayer. Regierung durch die Einführung des gegenwartig noch 
bestehenden Pfarrooncurses, wenn auch nicht die Ordination, doch 
die Verwendung der Gelstliehen an gewisse ?on ihr einseitig festge- 
setzte Bedingungen knüpfte; allein bei der ohnedies übergrossen Aus- 
dehnung des Feldes unserer Betrachtungen müssen wir diesen nicht 
unmittelbar mit dem Keligionsedicte zusammenhängenden Gegenstand 
hier bei Seite lassen. Nicht ganz nnerwähnt kann dagegen die Yer- 
leihung des landeshmlicbon Tiscbtitels bleiben, weil diese oiiie 
kirchenreohtliche Vorbedingung der höheren Weihen bildet» also 
durch beliebig festgestellte Voraussetzungen der Erlangung desselben 
(namentlich bezüglich des Indigenates, der Art der genossenen Vor- 
bildung u. s. w.) allerdings das bischöfliche Ordinationsrecht weseut- 
lioh beeinträchtigt werden kann. Insbesondere muss der Ansicht ent- 
gegongetreten weiden, als sei diese Tisohtitel- Verleihung ein rein 
willktthrlicher Gnadenakt der Regierui]|[; denn gerade so, wie die- 
selbe nicbt nur beredlitigt, sondern auch verpflichtet ist, öffentliche 
Beamte für die Rechtspflege, den Sicherheitsdienst, den öfientliehen 
Verkehr u. dgl. aufzustellen, hat in noch viel höherem Masse die 
katholische Bevölkerung darauf Anspruch, dass an der ihren reli- 
giösen Bedürfnissen gewidmeten Geistlichkeit kein Mangel direci 
oder ittdirect Tcranlasst werde. 

Die Bestimmung lit. c) des XIL Concordatsartikels ist offmbar 
nicht glücklieh stylisirt: sie schreibt den Bischöfen die Jnrisdictieii 
in >geistlichen Sachen (causac Ecclesiasticae)« zu, ohne dieselben 
(mit Ausnahme der speciell hervorgehobenen Ehesachen) näher zu 
beieichnen, und nimmt hievon wieder einzelne, auch nur beispiels* 
weise angefährte Gegenstände, n&mlich Verträge, Schuld- und Erb- 
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« 

Bchaftssachen der Gelstliehen aas. Nim hatte aber bekanntlich die * 

geistliche Jorisdiction, auch in Bayern wie überall, zu verschiedenen 
Zeiten eine sehr verschiedene, zum Theil von zubilligen äusserlichen 
Verhältnissen abhängige Ausdehnung; es fehlt desshalb auch dem 
fraglichen Satz, von den wenigen besonders erwähnten Punkten ab- 
gesehen, an einem prftoiseD Inhalt Dem gegentber sind durch das 
Religionsedict §. 88. Ut. a--€, e, g nnd h als innere Eirchenange- 
legenheiten anerkannt: Gegenstände der Glanbenslehre, der Form 
und Feier des Gottesdienstes, der geistlichen Amtsführung, Kirchen» 
disciplin, Einweihung gottesdienstlicher Localitäten, endlich der Ge- ' 
richtsbarkeit in Bezug auf religiöse Pflichten. Ehesachen sind gleich- 
lalls stillschweigend hieher gezählt, indem der §. 64. lit. d) nur 
Ehegesetze, insofern sie den bürgerlichen Vertrag nnd dessen Wirk* 
nngen betreffen, unter den weltlichen Gegenständen aufführt, wie 
denn auch praktisch bis in die neuere Zeit über Schliessung und 
Auflösung der Ehebüudnisse bischöfliche Gerichte erkannten. Da- 
gegen erklärt der eben allegirte §. 64 unter lit. a, b, e, f, g weiter 
als rein weltliche Gegenstände : die Verträge und letztwilligen Dispo- 
sitionen der Geistlichen, Verfügungen über VermGgensbestandtbeile 
der Kirchen und kiichlichen Personen, alle geistlichen Immuntitäten 
Ton bürgerlicher Wirksamkeit, die Verpflichtung zu kirchlichen 
Bauten, endlich die Bestimmungen über die Znlassnng zn Kirchen- 
Pfründen. Bezüglich aller dieser Gegenstände war aber in früherer 
Zeit auch in Bayern die kirchliche Jurisdiction, theils ausschliess- 
lieh theils concurrirend mit der Landesherrlichen, geübt worden und 
die älteren Goncordate hatten sich insbesondere mit Abgränzung der 
gegenseitigen Befugnisse hierin beschäftigt. Nun lässt sich zwar im 
Hinblick auf den Wortlaut der gegenüberstehenden Bestimmungen 
des Concordates und Religionsedictes nicht gerade ein Widerspruch 
Beider behaupten; gewiss ist aber, dass durch Letztere die welt- 
liche Gerichtsbarkeit eine sehr bedeutende, in manchen Punkten wohl 
auch berechtigte, in Andern nicht unbedenkliche AusdehnuDg erfuhr. 

Art. Xn. lit. d) des Concordates handelt insbesondere von der 
Stnifgewalt der Bischüfe, sowohl gegen die Gläubigen überhaupt 
durch Verhängung kirchlicher Censnren wegen Uebertretung You 
Kirchensatzungen, als insbesondere gegen Geistliche wegen aller 
9trafl)aren Verfehlungen, mit Vorbehalt des caiionischen Recurses. 
Das Religionsedict dagegen trifft in dieser Beziehung Verfügungen, 
welche hiemit schwer und zum Theil gar nicht vereinbar erscheinen. 
Als durch das Concordat stillschweigend eingeräumt darf man zwar 
annehmen, die in den S§. 60, 70 und 72 beanspruchte weltBdie 



Digitized by Google 



248 Frht. v, FreHb&tg^ V4rh. v. bayer, Conoard. und Relig^MiM, 

Criminal-Gericlitsbarkeit über Qeistliche; aach die in den §§. 60, Gl 
getoderle königUobe Besttiigang aller geistlichen Oeriehte and die 
daitk §• 76. d) TerbebaUeoe Mitwirkang bei der ELonehtoiig- gnial- 
U<^er Sbrafanetelienn kann wobl sn inisslichenf Differenzen fahren, hat 

jedoch, soferne es sich dabei in gewissem Masse auch um eine Unter- 
stützung durch den weltlichen Arm handelt, immerhin einige Be- 
rechtigung. Dagegen geben die Bestimmungen in den §§. 52—54, 
die in Wechselbexiehnng. za den §§. 40 — 48. stehen und das be- 
kannte Becht der äppallatio tamqaam ab abnan för den Sliaat wahren 
soUen» dessgleicken lit c) des §. 64, bei der höchst nnbeatimnMi 
Faasung der betrefi^den Sätze za den erheblichsten Bedenken An- 
lass. Es liegt, wohl auf der Hand, dass wenn jede Klage eines von 
kirchlichen Censuren betroffenen Laien oder Geistlichen (zwischen 
Beiden ist kein Unterschied gemacht), als ob er damit »gegen die 
festgesetzte Ordnung beschwert« worden sei, dasa hinreicht, die Be- 
nrtheilnng des Falles der weltiiehen Begiemng anheimznatelleiii da- 
mit jedes- geistliche Gorrectionsiecht illnsoriseh gemacht werden kamt 
Ebenso hat uns die neuere Zeit belehrt, dass soferne unter den im 
§. 64. c) bezeichneten »bürgerlichen Rechten« z. B. auch der Pfründe- 
besitz verstanden werden will, daraus die allerabnormsten, unerträg- 
lichen . und andererseits fast an's Lächerliche streitenden Zustände 
hervergehen können. Auf diesen schwingen Punkt, bei dem nach 
ümsiftiiclen audi Privatrechte Einzehier in*8 Spiel kommen« werdn 
wir weiter unten nochmals snrflckgreifen mfissen. 

Durch lit. e) des XIL Concordats-Artikels wird ein doppeltes 
Becht gewährleistet, nämlich Erstens für die Bischöfe, ihre Be- 
lehrangen und Anordnungen in kirchlichen Gregenständen den Diö- 
cesanen frei kund zu geben; dann zweitens für sie, den Klerus und 
das Volk, in geistlichen Angelegenheiten mit dem heiligen Stuhle 
vftUig. frei zu verkehren. Gerade über diese beiden , so pifteis aas- 
gedrttekten Sfttse aber ist das Verfiihren der bayer. Regiemng be- 
kanntlich in den schärfsten Widerspruch zum Concordate getreten. 
Allen Verkehr mit Rom durch die mitunter etwas verdächtigen Canäle 
der Gesandtschaft zu leiten, wurde, ohne darüber eine gesetzliche 
Vorschrift su erlassen, mittels Fortsetzung der einmal angenommenen 
Frans versnoht, so WMt and so lange es eben noch thunlich war. 
Dagegen iaxA das vielberüchtigte Placet sowohl in Titel IV. f. 9. 
Abs. 5. der Verfossangsurkunde selbst als in den §§. 58, 59 und 61. 
des Religionsedictes seine ganz unverholene Bekräftigung. Der Wi- 
derspruch mit dem Concordate ist hier ein augenscheinlicher und im 
Frincip unlösbarer, da die eine RecbtsqueUe dieses Placet mit eben. 



Digitized by Google 



« V* Fteibergt Verh, v, baiyer, Coneard. umd- Reli§.'Mä49i, • 249 

'ao graser Beatimmtheii beseitigt, als es die Andere anfreelit eriiilt. 
flngleieh ist aber diese Frage von bdehster Wichtigkeit nod war es 
gleicbfinlls der Neaseit vorbebalten tios darftber m belehren , bis m 

welchen ^eradozu widersinnigen Folgerungen die Ausübung dieses 
von dem Staate so inniggeliebten Rechtes fähren kann. Wir werden 
dessbulb auch hierauf noch einnoal zurückkommen. 

Kein entschiedener Widerspruch besteht zwischen art. XU. 
«IH. f) des Gonoordates und §. 76. lit e) des BeUgkmsedicteB, be- 
treifeDd die EniebtQBg, Tbeilang und Vereinlgoi^f der PtoeM. 
Nach beiden Rechtsquellen liegt hier ein Gegenstand gemischter 
Natur vor, welcher an sich nicht wohl zu einschneidenden Differenzen 
fähren kann. 

Ebenso ist- von verhältnissmässig untergeordneter Bedeutung 
die Bestimmong snb lit. g) des eben erwähnten Concordats- Artikels 
fiber das Bedit der Bischdfe, OflenÜiobe AndachtsAbungen zn ver- 
ordnen QBd den Gebrauch der latetaisehen Kirebenspraobe an Aber- 
wachen, wiewohl es aneh hier nicht ohne Anstftnde (man denke 
z. B. an die Missionen) abgegangen ist. Die einschlägigen Vor- 
schriften des Religionsedictes — §. 55, 76 a) b) und 79 — sind 
aaeh hier sehr weitgreifend in der Beschränkung: einerseits wird 
dem Kteig das an sieb unbedenkliche Recht cugesprechen , ans be- 
sonderen Anlftssen Kirchenfeste direet zu veranlassen; aadererseüs 
sind alle Anordnungen fiber den äussern Gottesdienst, dann die »Be- 
schränkung oder Aufhebung (man sollte eher glauben die Binfährung) 
der nicht zu den wesentlichen Theilen des Cultus gehörigen Feier- 
lichkeiten, Processionen, Nebenandachten, Ceremonien (!), Kreuzgüuge 
und Bruderschaften« (eine wohl ihres Gleichen suchende Stylisinmg) 
als Gegenstände gemischter Natur erklärt; endlich soll noch m aus- 
serordenilichen kirchliehen Feierlichkeiten k^igliche Bewilligung er- 
holt werden. Glücklicher hat sich in diesen Bedekmigen der 
Feuereifer des Staates zu Anfang des Jahrhunderts grösstentheils 
schon ausgetobt, und die mitunter noch vorkommenden Anstände, 
welchen Missionen, Processionen u. dgl. zu Zeiten begegnen, dürfen 
im Ganzen wohl als verhäUHissmäasig unerheblich angesehen werden. 

Der Vollständigkeit wegen sei endUoh noch der art. XIII. des 
Coneordates hier erwähnt, welcher eigentlich schon bei seiner Ab- 
fassung durch die seit 1808 gmndsätslieh anerkannte f ressMheit 
antiquirt war, und in Folge der seither eingetretenen zahlreichen 
Wandlungen der Gesetzgebung über die Presse ziemlich alle Be- 
deutung verloren hat. 

Haben wir nun in dem Bisherigen einen UeberbUck beider 
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Hauptqnelleii des bayer. StaatBkirchenrechteB und dw wesentludMi 
fnhftlträ ihrer eorrespoitdirenden Haoptbestimmiiiig^eii zu gewinneti 

gesucht, so wird es sich jetzt darum handeln, aus dieser Betrachtung 
das Ergebniss zu ziehen , insbesomlere darüber klar zu werden , ob 
und inwieferne, nachdem Concordat und Religionsedict nun einmal 
gesetzlich nebeneinander zu Recht bestehen, ein friedlich geordnetes 
Verhältniss zwischen Staat and Kirche gleichvohl ermöglicht «ei 
oder nicht. Wir 'seheo dabei fernerhin ganz ab, vor der oben zor 
Genfige berfihrten schlimroen Entstehnngsgeschichte beider Gesetse, 
ausser insoferne etwa gewisse moralische Verptiichtnngen aus dersel- 
ben abgeleitet werden können und müssen. Ebenso wollen wir uns 
mit dem bereits früher Bemerkten hiosicbtlich jener Conflicte 
gnügen, welche aus den edictmässigen Vorschriften über das pari- 
tätische Verhältniss der verschiedenen Religionsbekenntnisse hervor- 
gehen können. Hingegen wird es darauf ankommen, scharf in's 
Auge zn fassen, welcher Art denn eigentlich die sonstigen EHshttr« 
monieen und Widersprüche zwischen dem Concordat und Keligions- 
edicte sind, insbesondere auch, für tven durch Letzteres, im Geg^eu- 
satze zu dem Ersteren, bestimmte Rechte erworben wurden. Zuvor 
aber sei noch kurz auf Dasjenige hingewiesen, was der Kdnig oder 
die Landesregierung von Bayern (nm einen für die Gegenwirt mehr 
geeigneten Ausdruck. zn gebrauchen) durch das Concordat f&r sich 
erworben hat 

Es war nämlich Dieses nicht nur insoferne ein zweiseitiger 
Veitrag, als er zwischen zwei Rechtssubjecten abgeschlossen wurde, 
sondern auch darin , dass dabei der Staat keineswegs blos Ein- 
^"^ rftumungen gemacht, vielmehr auch sehr wesentliche Zugeständnisae 
erlangt hat. Es wnrde die lang angestrebte Bildung geschlossener 
Landes-Di^cesen in der Hauptsache nach seinen Absichten erwirkt, 
das höchst wichtige Recht der Besetzung aller bischöflichen Stühle 
ihm frei eingeräumt, wesentlicher Einfluss auf die Bildung der seinen 
Wünschen gemäss organisirten Domcapitel zugestanden, eine grosse 
Zahl sehr zweifelhafter Besetzungsrechte bezüglich geistlicher Pfrün- 
den und fiberdies ein allgemeines Veto in dieser Hinsicht anerkannt, 
endlkh der Besitz massenhaft annexirten Eirchengotes stillsehwei- 
gend gutgeheissen. Es waren diese Zugeständnisse zudem gerade 
für Bayern um so bedeutsamer, als hier, wo innerhalb der älteren 
Landesgränzen kein einziger Bischofssitz sich befand, auch von keinerlei 
historischen Rechten gegenüber den Bisthümern und Capiteln die 
Rede sein konnte. Was Bayern seinerseits ganz speciell in dieser 
Beziehung zusicherte, nftmlich die Dotation mit Immobilien, ist be» 
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kftniitUch bis auf den beutigen Tag unerfüllt geblieben, und wenn 
es aneh nieht geeignet scheint, hier weiter auf einen Gegenstand 

einzugehen, welchen die berechtigten Vertreter der Kirche bisher un- 
erörtert Hessen, so kann es doch nicht schaden, daran zu erinnern» 
daas mit dem Concordat nicht etwa blos den Katholiken des Landes 
ein allerhöchstes Gnadengeschenk gereicht, sondern augleich auch 
Vieles und Wichtiges «rlangt wurde, in dessen Besitz man sieb noch 
zur Stunde gütlich thnt Soviel zur' aUgemeinen Charakteristik des 
ganzen Yerfaftltnisses und insbesondere an die Adresse eifriger Con- 
cqrdats-Kündiger der Neuzeit; wir wenden uns nun zur zusammen- 
fassenden Betrachtung der liechtszustände , welche aus den concor- 
dats- und edictmäsaigeu Bestimmungen für die Gegenwart sich er- 
geben und werden dieselben hauptsächlich nach zweierlei Bichtungen 
zu nnterseheiden haben. 

Ffir's Erste sind hier jene Fälle in's Auge zu fassen, wo aus 
den genannten beiden Bechtiiquenen indiyidnelle Rechtsansprüche Bin« 
zelner abgeleitet und geltend gemacht werden, was — wie oben schon 
gelegentlich erwähnt — auch innerhalb der besonderen Sphäre des 
katholischen Kircbenverbandes recht wohl möglich ist. Alle hier 
denkbaren Fälle mit einiger Vollständigkeit zu construiren, wäre 
wohl ziemlich schwer; allein Manche derselben bieten sich fast von 
selbst der Betrachtung dar. So können augenscheinlieh die gesetz- 
lichen Vorschriften über die Bescliränkang des Vermögenserwerbes 
kirchlicher Institute oder ihrer Verwaltungsbefugnisse zu Rechts- 
streitigkeiten Anlass geben; es können auf Grund mangelnder Vor- 
bedijiguDgen , wie sie das Edict vorschreibt, über persönliche An- 
sprüche auf ein geistliches Amt sich Anstände ergeben; es kann ein 
Einzelner auf Qrund des §. 52. des Beligionsedictes gegen angeb- 
liche Beschwerungen durch die geistliche Gewalt den staatlichen 
Schutz anrufen. Die hier bezeichneten und weitere allenfalls denk- 
bare Vorgänge gleicher Natur haben das Gemeinsame, dass hier ein 
Richter, sei er der Justiz oder Administration zugehörig, über be- 
stimmte Ansprüche eines Rechtssubjectes zu erkennen hat. In dieser 
seiner Thätigkeit ist er aber an den Inhalt der rite promulgirten 
Landesgesetze so lange gebunden, bis etwa eine Terfossungsmässige 
Abänderung derselben erwirkt werden kann, und es wird lediglich 
seiner pflichtmässigen üeberzeugung anheimgestellt bleiben müssen, 
dieselben auf den vorliegenden Fall anzuwenden: für die Staats- 
regierimg als Ganzes aufgefasst ist hiebei kein Feld der Thätigkeit 
mehr eröfinet. Charakteristisch hervorragend unter den F^ÜleUt 
welche wir hier im Auge haben, ist offenbar die vielbesprodiette 
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ip^llatio tamquam ab abasn, welche bekaBDtlieh, seit die Idee "iOk 
wmmsehrftnkteii Staaies Bloh mebr apasbil^te, weltliobeneite «b^BSe 
belnirrlich Tertbeidigt , als toq der Kirche bestritlen irarde^ Ifaeh 

theoretischer Auffassung ist dies auch wohl erklärlich, da hier ge- 
wissermassen ein Schlagwort vorliegt, geeignet die allgemeine An- 
sicht über gegenseitige Machtbegränzung zum Ausdruck zu bhugea. 
Einerseits konate die katholische Kirche unmöglich dazu eiawilMgeii 
Ihre gesaimmte Jarisdictie» , aaeb in reio geistlicben Dingen, eibor 
discretioaireli Beric^tagung durch weltliche Behörden sn nnterstelleii ; 
andererseits wollte (und Mr zu einem gewissen Grad konnte) aixcft 
der Staat nicht darauf eingehen, alleafallsige Beschwerden seiner 
Angehörigen wegen angeblich ungeeigneter, namentlich bürgerliche 
Verhältnisse berührender Bedrückungen durch die geistliche Obrig- 
keit sofort a limine abzuweisen. Bezüglich jener Fälle, welche man 
1818 wohl Torzugsweise im Auge hatte, ist die ganze Frage etgettt- 
üch von sehr geringer Bedeutung, und wenn auch ?on gewisser Seite 
in woblbewttsster Absfdit die alten Schreckbilder der InqnisitkMi 
fortwährend dem Publikum vorgeführt werden, so weiss doch jeder 
Vernünftige sehr wohl, dass heut zu Tage weder von Inquisitions- 
noch Klosterkerkern mehr die Rede ist, dass auch die Benitenz gegen 
die geistlichen Obrigkeiten eher Belobungen und Ordensausseichnnngen 
ato irgendwelche zeitliche Ungemächlichkeiten mit sich bringt Bs 
ist übrigens hier ganz vorzugsweise ein Gegenstand gegeben, welober 
der vertragsmässigen Regelung bedürfte, um einerseits die wesent- 
lich nothwendige Kircheudisciplin sicher zu stellen, andererseits jede 
Besorgniss vor möglichen Bedrückungen eines Einzelnen, wenn Solche 
nun einmal besteht oder wenigstens vorgeschützt wird, zu beschwich- 
tigen. Die bayerische Regierung hat es auch hier vorgezogen, die 
Sache einseitig zu behandeln; dann h&tte man aber doch mindestens 
erwarten dürfen, dass dieses in einer klareren und präciseren Fassung 
geschehe, als der juristisch betrachtet geradezu erbärmlich stylisirte 
§. 52. des Religionsedictes aufweist. Der gebrauchte Ausdruck : 
»gegen die festgesetzte Ordnung« sagt soviel wie gar nichts, denn 
was soll damit für eine Ordnung gemeint sein ? und wo ist sie fest- 
gesetzt? Sucht man sich die Sache vernünftig und mit Beachtung 
der Übrigen hier einschlägigen Gesetzesbestimmungen zu construireD, 
so kann eigentlich dem erwähnten §. nnr der Sinn zukommen : wenn 
eine Kirchenbehörde (abgesehen von der anerkannten Disciplinarge- 
walt über Cleriker) auf Grund geistlicher Vergehungen ein Indivi- 
duum an seinen allgemein bürgerlichen Rechten schädigen wollte, so 
würde die weltliche Begieruug auf erhobene Beschwerde dasselbe in 
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Schatz nehmen f wozu ja in der Regel ohnehin die Versagung ihrer 
jtliiwirkong genOgi In aoloher AnflasBiiag (welcbe im WesentUobea 
aaeb die von ^1610 wohlwoUendeb und Sucht staatsntoiisohea Oe» 
rechtigkeitasinn Zengniss gehende A. V. v. 8. April 1858 adopürt 

hatte) würde der fragliche §. des Religionsedictes kaum zu beson- 
deren Bedenken Anlass geben. Allein es könnte den Organen der 
Staatsgewalt auch beifallen (in der That ist es ihnen ja schon bei- 
gef^en), auf Grund der Bestimmungen des Edictes einen vom Amle 
flospeadirten Geirtlioben im Besitz seiner Ffrftndo achntzeQ m wol- 
kn» wozu deren nnklare Fassung immerbin Anlass. bieM* Wir 
hielten nun zwar ein solches Verfahren, selbst nach den Bestim- 
mungen des Religionsedictes (§. 38. c, e, h, §. 40 und 41,) ftr 
gänzlich ungerechtfertigt; allein soviel bleibt doch gewiss, dass all- 
gemeine Sätze, die eine derartige Auslegung nicht absolut aus- 
achliessen, katholischerseits durchaus unannehmbar erscheinen. 

Haben wir nns soeben mit denjenigen Bestimmungen onserw 
Becbtsqnellen beschäftigt, welche in gewissem Sinn Privatreebte be- 
gründen können, im Ganzen genommen jedoch von raindorer Be- 
deutung sind, so müssen wir jetzt zu den weit zahlreicheren und 
umfassenderen übergehen, welche der Refjicrung als Solchen ein Mit- 
wirkuDgs-, Zustimmungs- oder Beschränkungsrecht in kirchlichen 
Angelegenheiten einräumen. Diesem Zwecke ist ein grosser Theil 
des fieiigionsedictes gewidmet, wie in der Natur der Sache liegt, da 
ja die Hanptabsicbt sdner Urheber gerade dabin ging, Rechte dieser 
Art, deren Anerkennung im Concordat nicht zu erwirken gewesen 
war, gleichwohl festzuhalten. Das Geraeinsame aller hier einschlä- 
gigen Vorschriften besteht darin, dass die concordatmässig garantirte 
freie Bewegung der kirchlichen Auctoritäten an die Mitwirkung der 
weltlichen Gewalt gebunden wird. So bezeichnend nun für die im 
vorausgegangenen Abschnitt ber&hrten Gegenstftnde die appellatio ab 
abnsu war, ebenso cbarakteristiscb tritt fftr die hier zn Beband^^ 
den das Placet hervor. 

Diese später so oft als ein unveräusserliches landesherrliches 
Rocht geltend geraachte Befugniss, eigentlich der Willkür französi- 
sober Könige entsprungen, musste allenthalben um so \Voblgefalliger 
mcbeinen, je mehr sie der Selbstgenügsamkeit der Bureaokratie 
gobmacbelte und überhaupt der Idee der StaatscMonipotenz entspiacb. 
So wurde denn auch in Bayern schon im vorigen Jahrhundert der 
Grundsatz, dass keine geistliche Verordnung ohne vorgängige Ein- 
sicht und Genehmigung des Landesherrn in Wirksamkeit treten dürfe, 
tbatsächlich und scheinbar als etwas Selbstverständliches zur Geltung 
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gebracht. Uebrigens geschab dieses unter Verhältnisseu, weldie vtm 
den dermal Bestehenden in jeder Hinsicht völlig verschieden waren'. 
Kinetseite war Bayern zn jener Zeit ein rein katholischer Staat, 
dessen Begierung sich die aoaschliessliche Avfirechtei^ltiuig dee 

katholischen Bekenntnisses znr Äntgabe machte; andererseits hatte 
es innerhalb seiner G ranzen keinen Bischof, der an den Regenten 
durch irgendwelche Verpflichtnng gebunden gewesen wäre. Es Hess 
sich desshalb wohl Einiges dafür sagen, wenn die Eundgebangen der 
geistlichen Jurisdiction unabhängiger Beiohsfarsten, welche mit ikrer 
Weltücken doch auf mannigfache Art vermischt nnd Yorknftpft war, 
genauer fiberwacht werden wollten. Mit der erhingten yollständigen 
Souveränität des bayerischen Staates nnd der Bildung von Kirchen- 
sprengein innerhalb seiner Gränzen, deren Bischöfe dem König durch 
einen ganz besonderen Eid der Treue verpflichtet wurden, waren diese 
Rucksichten beseitigt; es lag jedoch nicht in der Natur der leitenden 
Staatsmänner jener Zeit, von der angeroassten Allmacht der Begiemng 
irgend etwas und am wenigsten gerade das Placet opfern zu wotten. 
Gleichwohl konnte es anmOglich gelingen, dessen Anerkennung im 
Concordate zu erwirken, vielmehr war — wie die von Sicherer mit- 
getheilten Aktenstücke beweisen — der art. XII. lit. e) desselben ge- 
radezu gegen dasselbe gerichtet. So wurde denn beliebt, neben dieser 
vertragsmässigen Bestimmung, im Tit IV. §. 9. der Verfassungsor- 
künde dann den §§. 59 und 61 des Beligionsedictes eine sehr 
nachdmcksame Behanptang des Placet erscheinen za lassen, und da- 
mit beide Kechtsqnellen in einen scbroften Widersprach zu setzen. 
.So entschieden und theoretisch unlösbar dieser Widerspruch nun an 
sich auch ist, und so sehr uns gerade die neueste Zeit belehrt hat, 
welche wahrhaft abentheuerlichen Consequenzen aus dem erhobenen 
Ansprüche sich ableiten lassen, wollen wir doch nicht behaupten, dass 
das Flacet notkwendig za Gonflieten fähren müsse, wenn es anders 
in Temfinfkiger nnd allgemeine höhere Bechtsgmndsätze nicht ausser 
Acht lassender Weise gehandhabt wird. Dazu gehört natfirlich vor 
Allem, duss kirchliche Erlasse dogmatischen Inhaltes von demselben 
unberührt bleiben, was nach unserer üeberzeuguug nicht nur der 
Natur der Sache, sondern auch der geschichtlichen Entwicklung des 
ganzen Institutes — soweit von einer Solchen bei einer selbstherr- 
lich an sich genommenen Befiigniss überhaiq»t die Rede sein kann — 
nnd nicht minder den dgenen Vorschriften des Beligionsedictes ent- 
spricht , welches im §. 38 Gegenstände der Glanbenslehre unter dra 
inneren Kirchenangelegenheiten an erster Stelle aufführt. Da über- 
diess eine dogmatische Definition au sich nichts weiter bezweckt, als 
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die Gewissensuberzeugung der Katholiken in einer gewissen Richtung 
üestzostelien , so könnte sie ohnehin den Organen der Staatsgewalt 
niir 2am Zweck der Beurtheilung ibrei* inneren Wahrheit unterbreitet 
werden, was so offenbar ausser dem Beruf und der Befähigung der- 
selben liegt , daiss der Gedanke selbst an's Lfteherliehe. streift. In 
Being anf Kundgebungen der eigentlicb geistigen Juriadietion da* 
gegen, welche insbesondere die katholische Bevölkerung zu bestimmten 
Handlungen oder Unterlassungen verpflichten, steht das Erforderniss 
einer yorgängigen Genehmigung der weltlichen Gewalt zwar gleich- 
falls mit dem Concordate im Widerspruch; es werden sich jedoch 
daraus mehr Unbeqnemlichkeiten als Anlässe an schroffen Gei^leten 
ergeboi. Dabei muss freilich ein wohlwollendes Entgegenkommea 
der Regierung vorausgesetzt werden , wie Solches in der That in 
zahlreichen Erlassen verschiedenen Datum's wiederholt zugesichert 
wurde, welche als Grund des erhobenen Anspruches den Wunsch einer 
gedeihlichen Mitwirkung zu den Massregeln der kirchlichen Behörden 
angeben. Fehlt dagegen diese Gesinnung, so kann das Plaeet offen- 
bar zur empfindlicbsten und yerderblichsten Beeintrlcbtigong jeder 
Entwicklung des äusseren kirchliehen Lebens tähren. Schon ans 
diesem Grande wird ein Recht auf dasselbe, insbesondere in der Aus- 
dehnung wie CS die bayerische Verfassung statuirt, theoretisch nie- 
mals anerkannt werden können. 

Ganz in ähnlicher Weise, wie mit dem Placet, verhält es sich 
aach mit den übrigen hier einschlägigen Bestimmungen, des Beli- 
gioosedictes. Es geboren dahin: das (übrigens im Ooncordat selbst 
anerkannte) Genehmigungsrecht bei allen bischöflichen PIrftndebe» 
Setzungen; die vorbehaltene Mitwirkung bei der Organisation geist- 
licher Bildungs-, Verpflegungs- und Straf-Anstalten ; die Bestätigung 
der für die Ausübung der kirchlichen Jurisdiction bestimmten Be- 
hörden; die nach dem ßeligionsedict gemischte Natur der Anord- 
nongen über den äussern Gottesdienst und erlorderte Genehmigung 
ansserordentlicher kirchlicher Feierlichkeiten; die besonders in früheren 
Zeiten aufs schlimmste ausgebeutete Staatscuratel über das Kirchen* 
vermögen. Bezüglich aller dieser Gegenstände, wo im Grunde nur 
der allgemeine Grundsatz des Placet auf specielle Fälle angewendet 
ist, gilt naturgemäss das vorhin schon Bemerkte. Werden von Seite 
der weltlichen Regierung die allerdings eigenmächtig angesprochenen 
Befugnisse im Sinne aufrichtigen Wohlwollens und einer weisen Selbst- 
beschrftnkung geübt, so mag sich daraus ein ganz annehmbares Ver- 
hältniss zwischen Kirche und Staat gestalten. Greift dagegen eine 
entgegengesetzte Strömung Platz, so bietet der Buchstabe des Ge- 
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setzes freilich Anhaltspunkte genug für ein kircbenfeindliches Ein- 
schreiten: je weiter ein Solches getrieben wird, desto energischer 
nnd nnbesieglicber nrass natürlich auch der Widerstand dagegen sich 
gestalten. 

Bei der Iffannigfaliigkeit der Beziehungen, in denen die staat- 
liche Allgeschäftigkeit sich Einsicht und Genehmigung vorbehalten 
hat, tritt wohl auch die Frage nahe, was denn eigentlich die Folge 
davon sei, wenn man kirchlicherseits sich genöthigt glaubt, von Einer 
dieser vielen Genehmigungen in einem bestimmten Falle Umgang zu 
nehmen Strafbestimmnngen eoth&lt bekanntlich das Aeligionsedict 
nicht, nnd anch die sonstigen Strafgesetze werden hier in der Regel 
nnanwendbar sein. Es ist dieser Mangel einer lex imperfecta von 
gewissen Staats-Canonisten schon seufzend betrauert worden; allein 
nach unserer üeberzeugung ganz mit Unrecht. Wäre die gewünschte 
lex perfecta wirklich gegeben, so stünden wir in Bayern schon längst 
mitten im offenen Culturkaropf, mit höchst zweifelhaftem Ergebniss 
fär die Kirche, aber ganz gewiss znm grössten Schaden des Staates 
selbst. Wie <fie Dinge jetzt liegen , wird in dem voransgesetzten 
F^ll die welttiche Gewalt sich ignorirend nnd , soweit ihre Mittel 
reichen, abwehrend verhalten, was freilich oft schon genügt, um 
allenfallsige kirchliche Anordnungen ihrer äusseren Wirksamkeit zu 
berauben. 

Suchen wir nun zum Schiasse noch das Ergeboiss der ge- 
sammten bisherigen Erörterung übersichtlich zusammenzufassen, so 
idrd sich uns Folgendes ergeben. Goncordat und Beligionsedict sind 
fn Bayern zu gemeinschaftlicher gesetzlicher Geltung in Folge eines 

Verfahrens gelangt, welches näher zu qualiticiren wir unterlassen ; 
wie aber die Sache nun einmal liegt, bilden Beide zur Zeit formelles 
Hecht. Das Keligionsedict hat, wie überhaupt nach den gegebenen 
Verh&ltoissen nicht wohl zu umgehen war, eine Reihe von Bestim- 
mungen Ober gegenseitige Bechtsbeziehungen zwischen den Katho- 
liken und den Anhängern anderer Religionsbekenntnisse getroffen, 
worin, sofern sich daraus einzelne Gonflicte ergeben, nur die unter- 
meidliche Consequenz paritätischer Zustände liegt. Es können sich 
ferner auf dem speciellen Gebiet des katholischen Kirchenrechtes aus- 
nahmsweise Fälle ergeben, wo so zu sagen ein Privatrecht vor den 
Staatsbehörden geltend gemacht wird, nnd hier kann es nur dem be- 
rufenen Richter Aberlassen bleiben, deo massgebenden Sinn der vor- 
liegenden Rechtsquellen nach seiner gewissenhaften üeberzeugung zu 
ermitteln. In den an Zahl weitaus fiberwiegenden Fällen dagegen, 
wo ein Widerstreit zwischen Coucordat und Keligionsedict gegeben 
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Erscheint, bernht derselbe darin, dass Letzteres der weltlieben Re- 
gierung gewisse Rechte der Genehmigung oder des Einspruches vor- 
behält, deren Ausübung immerhin eine facultative ist. Es wird sich 
dessbalb aucb in den alleriueisten Beziehungea die JB^hauptung als 
tmirahr erweisen , dass ein bayerischer Cultusminister durch Verfa»> 
sangsgesetze zu einem der katholiseben Kircbe feindseligen sie be^ 
engenden nnd beeintrftcbtigenden Verfabren verpfliehiet sei* Gesetze 
besteben leider allerdings nnd Hessen sieb znr Zeit nnr anf Terffas- 
sungsmässigem Wege abändern, welche ihm dazu reichliche Mittel 
bieten; allein eine Verpflichtung in solchem Sinne begründen sie 
keineswegs und könnten — wenige Ausnahmsfälle abgerechnet — 
völlig nnangewendet bleiben, ohne dass dessbalb eine Ministeranklage 
irgend zu befürebten w&re. 

Den einzigen Weg, um anf diesem Gebiet, nnter den nnn ein* 
mal gegebenen Verhältnissen, einigermassen befriedigende Zustände 
herzustellen, hatte seiner Zeit schon die Tegernseeer Erklärung vom 
15. September 1821 eingeschlagen, die denn auch zur Zeit ihres Er- 
scheiilens keineswegs als eine »räthselbafte Phrase« angesehen wurde, 
wie man oie nenerlicb wobl zu bezeichnen beliebt. Wahr ist frei- 
licb, dass K5nig Max Joseph 1. im Jahr 1821 fOx seine Person weder 
das Religionsediet zn beseitigen, noch dasselbe authentisch zn inter- 
pretiren, noch im Allgemeinen rechtsverbindlich einen Vorrang des 
Concordates vor demselben auszusprechen vermochte. Was er aber 
allerdings thun konnte und unter Verpfändung seines Königswortes 
auch wirklich gethan hat, das war feierlich auszusprechen, dass seine 
Begiemng von den im Religionsediet mala fide usorpirten, die.katho« 
lische Kirche beschränkenden facnltativen Befhgnissen keinen dem 
Concordat widerstreitenden Gebrauch machen solle und werde. 
Dass diese Erklärung auch dazumal in solchem Sinn aufgefasst 
wurde, zeigt zur Evidenz die durch sie erfolgte Beschwichtigung 
sehr erheblicher Confiicte. Etwas über 30 Jahre später hat aber- 
mals ein bayerischer Regent, welcher seinen katholischen Unter- 
thanen nnd ihrer Kirche gerecht zn werden wQnschte, mit der 
Allerhöchsten Verordnung vom 8. April 1852 den gleichen Weg 
betreten. Es wurde in dieser Verordnung kein einziges sogenanntes 
Majestätsrecht principiell aufgegeben, wie dies auch der Buchstabe 
des Gesetzes nicht gestattete; allein sie strebte danach, die Aus- 
übung derselben in einer weisen, gemässigten und den durch das 
Concordat feierlich eingegangenen Verpflichtungen entsprechenden 
Weise zn regeln, damit auch soviel möglich das Unrecht zn sfihnen, 
welches in früheren Zeiten durch die willkürliche Zurücknahme ver- 
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tragsmftssiger Znsichenrngeii gefibt worden war. Leider hatr sicli^H 
für die Fortdauer eolclier GesinnmigeD das Wort zweier Könige nicht ^ 

als genügende Bürgschaft erwiesen; andere Persönlichkeiten sind 
seither an's Staatsruder gelangt, denen die Begierde nach einem 
bayerischen Culturkampf nicht Ruhe noch Rast gönnte, und doch 
sind die anderwärts in diesem Kampf errungenen Lorbeeren wahr- i 
lieh nicht so frisch und gl&nzend, dass ein absonderliches Geldsten 
nach ^em Zweiglein derselben erklftrlich schiene. Anf dem Boden 
der Verfassang, d. h. des Religionsedictes, steht das bayerische Cnl- 
tasministerium allerdings auch jetzt noch, ob aber anf dem Boden 
des Rechtos im höheren Sinne aufgefasst? das ist eine Frage, die 
jedenfalls eine sehr verschiedeDe Beurtheilung findet and finden muss. 
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. 7. SS, D. N. PP. Leonis XI II. Litter ac apostolkup de missae sacrificio 
in sinffulos. dies festos pro populo ab omnibt*s catholici orbis episcc^ 

LEO EPISCÖPÜS 
« ' . 8ervu8 Servorum Bei ad Perpetuam rei Memoriam. 

In suprema rei christianae procaratione , beato Petro Aposto- 
lorum principi ejusque successoribos divinitus data, iilud Bomanos 
Pontifices samma YigiUntia providere necesse est, at omnes sacroram 
ministri CQrann animarom gerentes sui muneris offieia , ex qnibus 
commiioe Eeclesiae bonum magnopere pendet, studiose et accnraie 
exerceant. — In iis autem erainet sacrosaiictum Missae sacrificium, 
pro Salute populi cui quisque praeest, nominatim faciendum: cujus 
vim officii Patres Tridentini ex praecepto diviuo proficisci tradide- 
rant (Sess, XXIV, cap. 1. de Reform), Quapropter ne quis in ea 
re delinqueret, Benedictas XIV. Decessor Nester, editis ApostoUcis 
Litteris »Cwm Semper oblaias* die 19. Augnsti anno 1744, edixit 
omnes et singulos, qui in aliqua Paroehialf Ecclesia qnocnmque 
titulo animarum curam gererent, in singulis Dominicis aliisque die- 
bus festis »non modo sacrificium Missae celebrare, sed etiam illius 
»fructum medium pro populo sibi commisso applicare debere: uec 
»illud pro alüs applicare, ant pro hnjosmodi applicatione eleemosy- 
»nam perdpere posscc — Qnibns qoidem in litteris aperta Episco- 
pomm mentio nuUa est: mhilomimis dnbitari non potest, quin Pon- 
tifex sapientissimus quod de Parocbis tarn graviter praecipiebat, idem 
de majoribus animarum pastoribus intelligi tacite saltem et oblique 
voluerit. Idque multo veri similius apparet ex eo , quod proximus 
ejus successor Clemens XIIL in hoc eodem genere exposuit et decla- 
ravit. Is enim in Litteris Encyclicis » J. quo die« post. Id. Septemb. 
an. 1748 datis, cum multa de episcopaliam mnnenim perfonctione 
dixisset, illnd etiam adjecit, sacram pro populo peragere er^ro 
Bpiscopos oportere, de se deque Venerabiiibus Fratribus suis in hanc 
sententiara locutus : »Cum non nostras tanturamodo curare debeamus 
»infirmitätes, sed etiam putare aliorum mala ad nos pertinere et ea 
»aeque habere ac nostra, vehementius diutiusque intendenda nobis ad 
»Dominnm nostra est oratio, qua, tamqoam Eeclesiae fideliom inter- 
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üpretes, omnimii fiden , spem et earitatem ante oeulos Domini 
»toentes qnoä ommbiis in nniYersam qaodqne coiqae ^etiam opus 
liest, a Domino impetrenras. Dei antem eiorandi Viatii nobia mairicl, 

»et quidvis adipiscendi etiam aperiet augustissimum Eucharistiae 
>sacrificmm. Idcirco vel maximis nostri hiuneris occupalionibua 
»etiam implicati, sacrosauctam Jesu Christi Corpus et Saogaifiem 
»non recnsabimtis quominua fteqnenter Deo ofieramast nnüiimqiie 
»majiis patennia oebis datimi esse negotiam , quam crebro pla- 
»catioiils hostiam pro üoetris populique pecoatis Deo Patti ins- 
»molare.« 

Haec Decessor ille Noster oon minus sapienter quam pie. — 
Verum quibus Episcopi diebus perlitare pro populo debeaut, nihil 
ille constituit; ex quo factum est, ut inter doctores catholicos atque 
etiam inter ipsos ^iseopos de officio eonveniret, de diebus diaor«- 
paret. Obmque banc opinionom varietstem Bomanae Congregationea 
Hostrae ad bime diem minime snstaleriot, non eadem nbiqne extiüi 
disciplina, sed varia in locis variis consuetudo. Nunc vero Episcopi 
plures, omnem haesitationis caussam sibi penitus eximi cupientes, 
significarunt avere se et orare, ut de ipsia diebus Sedis Apostolioae 
anctoritate decernatar, lata lege, cui omnes in reliquam tempas ob- 
tempersni <r- Igitar cum nihil NoMs tarn cnrae sit, qaam publiea 
christianomm ntilitas et reram sacramm aequabiKs in omniboa lom 
dMplina, simnlqne veHmns Yenerabilibus Frätribns Nostris Bpisco- 
pis, praesertim tarn aequa postulautibus, satis facere, nihil differen- 
dum ducimus, quin de ea re pro potestate Nostra statuamus ac 
jadicemus. 

Oeneratim vero et univene officium istud episeopale, de qm 
loquimuTi non est düficUe cognoseere quam sit saeris litteria c<n»- 
aentaneom, et praeteritonim tempomm memoria testatnm. Qnae 
enim loca cansas rationesque snppeditant, cur generatim quotquot 

sunt animarum pastores fundere preces sacrumque facere debeant pro 
populo quem regunt, ex iisdem locis efficitur, idem plane esse offi- 
cium Episcoporum : sunt enim Episcopi in munere pastorali principea. 
Sie a primo Ecclesiae orta remm externamm administrationem de- 
ponere Apeatoli properaTerant, quo sibi eommodins oraHtmi et mM^ 
aferio va%i inststm liceret (Act. VI. 4 et seq.). fit Panlns ad Co* 
ICflSenses de se ipse Non cessamus^ inquit, pro vobis orantes et pth 
stulantes ut impleatnini agnitione voluntatis ejus in omni sapietüia 
et intellectu spirUali (Ad Coloss. I, 9). Et ad Philippeuses ; Gratias 
ago Deo meo in otnni memoria vestri semper tu amcHs oraUon^ms 
mei» pro mmihHs vobis am ga%iäio depreeationem faekns (Ad 
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fJIriHp^-l, <3— ^.ad hafic depmationem^ JjB^ qpa,, Paulus cam 
p^^i^ M graliiaf agm Tho Semper liaer^b«tii..lM>l^.^t ^nbijfjo^ 
(piin eaerifioium Eneharisiicam adhil>eret, qaqd. est prae^t^otisnmam 
precationis genus, et cujus ille potissimum caussa pontifices christia- 
uos teatabatur esse constitutos. Omnis pontifex ex hominihus as- 
$w)^tus pro hominihus constüuUur in Hs quae &4ni a4 P^Wf^^ 
titi, off erat dona et samfieia pro peccatis (Ad Heb. .YrJ).. . . . ^ 

.. (^laemaflmodam. rcso ex his lopis piHspieiiiUA e^., oipnino 
SfilMM^ debero rem djvinam pro salnte j^poU 8«.^e fiuser^« ^9 
faeile iutelligitur quam deceat, immo quam oporteat in diebus festis 
singulis facere. — Etenim festi dies singulari quadam ratione reli- 
gioüi addicti et consecrati sunt: per eosque, assiieti intermissioDe 
laboris, chiiatiams praecipitor plus operae Iis rebu/a tribuexe.i quae 
ad ezoolendum expiandamque animum pertinent; maxime verp avgmitia-. 
9imo saerifieio Interesse, qoo createri et gabenia(K)ri .lenun ommiUA 
T>^ debitnm latriae .cnltam adbibeant. Quamobrem. ipsa Tidetqr 
diemm festornm sanctitas postulare, ut Episcopi, Ecclesiae sIM com- 
missae custodes et principes, sanctissiraura Missae sacrificium pro 
popalo offerant Deo, »quo tamquam Ecclesiae fidelium interpretes, 
»ommum üdem, spem et castitatem ante ocolos Domini statnentds, 
»qnod Omnibus in nniTersom, qnodqne eniqoe fidelium opns est .a 
»Domino impetrent.c 

Hnjns disciplinae probe opportnnitatem ntilitaternque viderant 
Episcopi veteres, qui summa cum religione sacrificandi munus per 
dies festos semper usurpaverunt. Quod sane complura christianarum 
antiquitatum monumenta confirmaut: et in iis commemorandum vi* 
-detnr S. Justinl M. testimonium ex ApokgiaL adAatoninum Pium 
(In edii Manrin. pag« 83, n. 61): in qua posteaqaam aitide d^^ 
fasset, eonsecratam in Enebaristieo Sacarifido paiiem'et Tinnin. »ooa 
»nt eommnnm cibnm et potnm sumit a obnstianis, sed ut ^in^ 
»camaM Jesu cainera et sanguiaem,« quemadmodum »Apostoli in 
»commentariis suis, quae vocantur Evangelia, tradiderunt mox 
graphice describit rationem totam unde ab initio ßcolesia catbolica, 
per oblationem hujus Euebaristici Saorificii, scdenmem önltnm .Beo 
q[»timo mazimo exbibere oonsnefit Domioioo qnoque die, quem 
fciles diem soHs appellabant, ethnicnm Imperatorem bis verlns allo-^ 
ontns: »Ae solis, ut dicitur, die omnium sive nrbes 8i?e agros in- 
»colentium in eumdem locum fit conventus, et commentaria Aposto- 
»lorum aut scripta Prophetarura leguntur, quoad licet per tempus, 
»Deiüde ubi lector desiit, is qui praeest admonitionem verbis elf. 
MKihortationem ad res tarn praedaras imitandas snscipit Postea 
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»oinnes rimul consnrgimas et preces emittimus; atqae, ot jam 
»mos, abi desüinus precari, panis affertar et Tnmm et a^: et qni 
»praeest preces et gratiarnm actiones totis viribtis emittH, et popn- 
>lus acclamat, Ämen^ et eoram, in quibus gratiae actae sunt, distri- 
»butio fit et communicatio unicuique praesentiom, et absentibus per 
»Diacouos mittitur.« Quod vcro S. Justiaas per ea ?erba qui prixeest 
non semel proiata designet hoc loco praesertim Bpiacopos, iü ambigno 
esse non sinnnt tot Ulae qnae sapersnnt sanctoram Eeclesiae Patrum 
orationes sen Homfliae, qaas hiier Missarum solenmkt constat ease 
pro concione recitatas. Sic S. Gregorius M. (Horn. VIII. inEvang.) 
>quia, inqnit, Missarum solemnia ter hodie celebraturi sumus, loqui 
»diu de evangelica lectione non possumus.« Imrao in hac re tarn 
ooDstans disciplina tenuerat, ot si forte diebas testis a christianoriim 
OonTontn abfuisset Episeopns; item si concionem habere aatdiYiiiam 
hofitiam litare piaetermisisset, novitatem et insolentiam rei band 
secns mirarentnr omnes (8. Jo; Chrysostomns Horn. \. äe i/Mom» 
prensihili Dei natura), quam si diebus juri dicundo statutis vacuum 
tribunal, vacua judicura subsellia cernerentur. Sacris autem in dies 
festos operante Episcopo, communis sacrißcii oblatio fieri dicebatur 
(Concil. I. Prov. Mecblinien. Tit. de J^ns.): cujus appellationis ea 
profecto vis estf nt satis significet, praesente popalo et pro popalo 
Saerifidnm fieri consueyisse. — Hae alind etiam speetot, qnod erat 
in more positum Pontfficnm Bomanomm : Ii quippe Dominiels diebus, 
peracto Sacrificio, quidpiam consecratorum mimerum mittere ad siii- 
gulos Urbis Titulos, seu curialia templa solebant, quibus in locis una 
cum inferioribos animaram pastoribus multitudo adesset, qnae adesae 
Pontifici maximo saerificanti non potnisset. Qnae qnidem conseora- 
tomm mnnernm pars commnni sermone fermeniim appellata ob haoe 
cansam censetnr, quod sicnt modicnm fermentnm totam, cni i^jiei- 
tnr, farinae massam conglutinat atque attollit; ita raystico illo qnasi 
fermento populus ürbanus universus in unum veluti corpus coalesce- 
ret, ut singuli se cum Pontifice maximo fide et caritate conjunctos 
et sacrificii, quod ille faceret, participes esse sentirent (Cfir. B. Joe, 
M. Thomasü Card. Opnse. VI. in edit. Rom. Omninm Opp, ToBk 
Vn, pag, 51 seqq. Gfr. etiam Angnstini Orsi Card., Huäi. EoeL 
Lib. XXXI, n. 58). 

Quod si mutata hodie consuetudine, nequaquam singulis diebus 
festis coram multitudine Episcopi sacrum faciunt, facerne tarnen pro 
populo necesse est. Revera Patres Tridentini, qui hoc officium ex 
praecepto divino repetnnt (Sess. XXIII, De Eefarm. c. 1.)» cum 
deinoeps (Ead. Sess. c. 14) jnbent Bpiscopos cnrare nt <Mnne8 Pres» 
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hyUd >8altem diebus Dominicis et festis solemnibas, si antem 
»warn b»buerint animaram, tarn firequenter nt sno muneri satisfo- 
»ciaat Missas eelebront,« eos profecto tacite monndrant, ne officio 
josto ac debito, quod ab inferioribiis animaram pastoribas exigerent, 

ipsi deessent. Quapropter in Concilio Provinciali Mediolanensi I, 
cni maxime proposita erat decretorum Tridentinorum promulgatio, 
pxaeseotibus et suffragia £erenUbus iis ipsis £piscopis, qai paulo aute 
ad. Bedes saas Tridento revarterant (Cfr. Orationem a S. Carole Bor- 
vomeo babitam), conatitotam est: >Cam Pontifieea, ut inqiiit Apo- 
»atolns, ex bominibafl assumpti pro bominibus constitaaiitiir in iis 
»quae sunt ad Deum, nt olTerant dona et sacrificia pro peccatis, 
>Episcopus Dominicis et aliis festis diebus, nisi jure impediatur, 
»Missam celebret« (Tit. de frequenti divini Sacrificii ohlcUione). 

Quapropter mirum videri neu debet, si Theologiae moralis et 
juris pontifiisii doctoram nna fere sententia est officiam eelebrand^ 
Missam pro pc^lo majore ratione ad Episcopos , quam ad Pärocbos 
pwtiiiero. Omniam loeo sit S. Alpbonsi De Ligorio, ESocIesiae 
Doctoris, auctoritas: >Si autem Parochi, et omnes quibus cura ani- 
»marum commissa est, tenentur in Dominicis et festis de praecepto 
»Missam celebrare et applicare pro populo, tando magis ad id te< 
»neotur Episcopi tamqaam principaliores animarum pastoresc (Tbeol. 
Moral. Lib. VI, nom. 326). Gajns doctnnae ratio in eo maximie 
oonsistit, quod cum Parocbi anctoritate eodesiastioa institnti smt, 
eomm officium ex jnre ditino , qaod meätakm et h^po^eücum v6- 
cant, proficiscitur. Contra vero ad Episcopos pastorale munus im- 
fnediate pertinet, quippe quos Spiritus Sanctus posuit regere Eccle- 
siam Dei: pertinet etiam principcdüer, quia inest in eis perfecta et 
plena cura pastoralis, cnjus partem dumtaxat Parocbi exercent, £c- 
desiae anctoritate sibi demandatam. Quod sane praedare 8. Tbomas 
bis vorbis complectitnr: »Episcopi principaliter habent cnram ovinm 
»snae dioecesis : presbyteri autem curati habent aliquas subministra- 
»tiones sub Episcopis,« id est »secundum quod eis ab Kpiscopo com- 
»inittiturt (2. 2. q. 184, art. 6. ad 2 et 3. Yide etiam opusc. 
XIX. cap. 4). 

His itaqne onmibns diu mnltnmqne oonsideratis, anditisqne 
Venerabilinm Fratrnm Nostromm S. B. E. Cardinalinm Concilii 
Tridonünl Interpretnm sentenüis, decemimns et declaramns, omnes 

et singulos Episcopos, quacumque dignitate, etiam Gardinalitia, 
auetos, item Abbates jurisdictionem quasi episcopalem in Clerum et 
populum cum territorio separate habentes, in Dominicis aliisque 
Mäs diebus, qui ex praecepto adbnc senrantur, et qui ex dierum de 
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pmoei^ta fesiorum numero sablaü snnt, omni exigutkitis radiiaum 
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sibi oommutso oMtrmäam ei appKcattdam teoeri« 

Bt ne eni dabitatioBi adüos pateat, deolaramua, eosdeni' Epis- 

copos et Abbates haic officio saiis esse facturos per celebrationem et 
applicationera uuius Missae pro uuiverso populo sibi commisso, etiarasi 
daas rel plares Dioeceses et Abbatias aeque principaliter unitas r^ant. 
^ Norimus qaidem Romauas Congregationes Nostras aliud decrevisse 
de FarodiiB dm plares paiechiales Ecdeuaa aeqae priaetpalüer 
nnitas gerentflma: in qnibus aingiilia aingulae per dies festes Miasaa 
oeleibrantiir et pro popalo applioentar neeesse est. Sed alia est Pa- 
rochorum, alia Episcoporuni ratio. Etenim cum cuique Parocho spe- 
cialis in unaquaque Paroecia ac definita populi cura commissa sit, 
festis diebufl Parocbus noo modo celebrare pro populo debet, sed 
etiam in parochiale tenoplam populum admittere, at saorosaneto Mii" 
sae sacrifieio i&tersit, et andiat verbam Dei» et saerameota pro 
portonitate recipiat, et iis omnibus officiis ezeolatnr, qtiae diebiui 
praesertim DominicSs aliisque festis praestanda sunt. At non haec 
valere possunt pro Episcopis, qni dissimili in conditione et caussa 
versäntur, cum nuUa lege hodie jubeantur omnibus diebus festis 
sanctum Sacrifioiniu in Gatbedxali templo peragere. 

Qaamqnam yero minime necessarinm, opportoniun tarnen dnci* 
HI1I8 deetonrst ea ^piae sapra oeostitnta sunt, ad Episeopos non 
speolare, qui TUtiatei dionntnr, quiqne ad dignitatem episcopalem 
promotif ideo a Romano Pontifice titulo decorantur Ecclesiarum 
Catbedralium , quae olim florentes, nunc Clero populoque catholico 
}stituuntur, ne scilicet antiqua earum dignitas et memoria penitus 
deleator. Cum enim ipsi sediom soarom possessionem non capiant, 
qoa dnmtaiat soscepta mnnas, de quo diximus, Episoopt implere 
tenentur (S. 0. Bit. in Masar» 12. Nor. 183t), camqae nnllus neqne 
Glems neque populns eomm regimini tradatar, satis constat, eos nti 
carent usu atque exercitio potestatis ex episcopali consecratione ac- 
ceptae, ita etiam haud esse officiis atque oneribus curae episcopalis 
obnoxios. Sed tarnen si aequitatis caritatisque episcopalis ratio ha- 
beatur, non potest non consentaneum videri, eos etiam interdum 
saorifieinm offerre, ut respiciat Dens miseram Ecclesiamm iUamm 
eonditlonem, qnaram tttnlo et nomine ipse honestantnr. Hnic lei 
optima congraant qnae a Pio VI. Deoessore Nostro in consecratione 
Episcopi Cyrenensis die 4. Octobris an. 1778 in Basilica Ostieusi 
dicta sunt : cum scilicet enumeraus caussas ob quaa Apostolica Sedes 
Eeolesias etiam ab iafidelibus occupatas conferre seiet, »oportere, 
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»inquit, aliquem existere cui singulariter incombat, si nou xeg/m 
»oiptiTam illam migeri gregis portionem, preces ndtein ae korjaun 
»pro eadem ad miserioordiaram Patrem aisidne effinider&« • :t. 

Volumiis autom praesentea Littaias, oamiaqiift ei singula in iis 
oootetita inviolabiliter obserrari, et de subreptionis, t9l)r«ptioMS< ant ' 
ciijuscumque iuvaliditatis vitio iiitentionisque Nostrae et quocumque 
alio defectu a quoquam notari, impugnari, vel iu controversiam vo- 
cari Dullo unquam tempore posse; sublata cuilibet aliter de bis ju- 
dieaodi et definioBdi potestate: et qmdquid seeuB sapev his eontigerit 
ftttentari, irrltnm et inane decerDiinas. Noi» obsttntilras Oonatitn- 
tionibiis et Ordinationibus ApostoKeie, etiam in geoeralibiiB Gbadli» 
editis, nec non Caacellariae Apostolicae regulis, statutis quoque etiam 
juratis, consuetudinibus etiam immemorabilibus, atque iudultis etiara 
Apostolicis quomodolibet bactenus concessie, ceterisque contrariis 
qaibuscumque. Atque hae Litterae Romae poblicatae perinde ha- 
beantnr ao si unioaiqae eoram, qoos coneenmat, perionaliter if^iaatae 
et netififiatae fnissetii 

Nvlli ergo homloniii liceat banc paginara Neetraron Ordinär 
tlonam et Constitutionum infringere, seu eidem ausu temerario con- 
traire. Si quis autem hoc attentare praesumpserit, indignationem 
omnipotentis Dei , et beatorum Fetri et Pauli Apostolorum ejus se 
fiorerit incnrsnram. 

Datum IU>mae apnd Sanctam Petrum, aano IneafsatioDis D»* 
miiiicae millesimo ootingenteBimo octuagesmio secoado, IV. Id» Juati, 
Pontificatne Noetri Anno V. 

C. Card. Sacconi, Pro-Datarius. — Th, Card. Mertd. 

Visa 

De Curia L De Aquila e Vicecomitibus. 

Loeo t Plumbi 

Reff, in Secret* BreviunL 

L ^ngiioiiiiu. , 

2, lAUerae ad Episcopos Hiberniae. 

DüOo Mia Nasiro 8, B. E, F^eslnfterio CardinaU Mac Gäbe Ar- 
eki^mcopoIhAUneim d Veneräbüibus IVatribus ffihermae EpiscopU, 

LEO PP. XIII. 

JHlecie Füi Noster Venerab. Fratres Salut, et Apostol, Benedictionm. 

BeneTolentiae Caritas, qua Hibernos cemplectirnnr, et e^jus 
angere vim baec ipsa terapomm difflcnltas yidetur, Noe add«eit; ot 

rerum vestiaruua cursum singulari cura paternoque animo sequamur. 
^ Ex qua tarnen cogitatioue plus aollicitudinis, quam solatii capimus, 
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qQod noudimi apud voa rem publicam videre liceat eo, quo veUemiu^ 
slato pacatam.atque florentem. Nain ex an» parte^ gravia premuDt 
adlm iMonunoda: fst aitoa, ane^ aniaioram moliis ad tnrbuleiita 
oonsyia complures tenere rapit : aee defnere, qai atroci se hominam 

caede poUuerent, quasi fieri possit ut spes felkitatis publicae in de* 
decore flag^itioque reperiatur. 

Harain rerurn causa, Vos, Dileete Fili Noster, Venerabiles 
FratreS) aoa inioore quam Nos «oiiicitadioe affeotos et autea cogoo- 
veramiM, et nnper etiam peispeoimtis ex iis, qaae a Vobia iu poetremo 
oonventa DnUineini decreta eani Cromnranis eaim salatis trepidi 
probe doGVietis, quid quemque in tarn aeri momento, in medioqn« 
certamine vitare oporteat. — In quo sane et convenienter maneri 
episcopali et rei publicae fecistis. Honiiiies enim tunc maxime anti- 
stitutn suorum indigeut coosilio, cum, vehementiore aliqua cupiditate 
aeü, em^lnmeoU rerum fallacibus judiciis videut: ac si qoaada a4 
idiaquendam hoaeeUtem velnt impeto qeodam feruntur, Epiaooporan 
est, incitates miltünidiBie aiiimos tempenire, et ad jvstitiam nece»* 
flayiaraque iB (numbw rebus moderationem tempeetifie hortaluonibiis 
revocare. lUud vero optima opportunitate commemoratum a Vobis 
est divinum praeceptura, quaeri primum oportere regnum Dei ctju- 
stäiam ejus: quo jubeutur christiaui iu omni vitae aetioae atque 
adeo k civicis etiam rebus salutem suam sempiternam reepioerey el 
prae religione offieii mortalia omnia minoris ducere. Haec qnideni 
praeaoripfta aervantes, Hb est Hibemos fortaoae snae afüetae leva- 
tienem qoaerere: fts est et pro jure sno contendere: neque enim 
eiistiraandum, quod singulis gentibus licet, Hiberniae non licere. — 
Verumtamen bonestate dirigenda utilitas est, ac serio considerandum 
causam qnantomvis justam torpe esse toeri uon justc. Abest vero 
jnstitia eam ab omni Ti, tarn maxime a soeietatibus claodestiiiis, 
qaae per apedem vindieandi joris illnc ferme evadant, nt remm 
pnblieannn permoreant statnm. Hlae qntdem qnaata animi provi- 
sione honesto eniqtie vivo fugiendae sint, sicut non semel Decessores 
Nostri, Nosque ipsi, ita Vos in conventu Dublinensi opportune rao- 
nuistis. Nihilomiuus, bis maneutibus periculis, erit vigilautiae vestrae 
idem saepe praedpere Hiberaos universos per sanctitatem catbolid 
nomiais, perqoe ipsam patriae earitatem hortaodo, nibü at sibi oem- 
rnane esse vdint cnm hajiis generis sodetatibns: qnae et ad eai 
qnae populus jure petit, nihil prodesse possont, et nimls saepe ad 
delinquendum impellunt quos illecebris suis incenderunt. Cum Hi- 
berni homines gestiant, neque id iramerito, ctUholicos appellari, quod 
est, Qti Augustinus iaterpretatur, inieffrUaiis custodes et recta sectanks 
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(Lib. De vera Bdigume n. 9), impleaot memmpam nominis, et in 
ipsa reram snaram defefirioD« studeant dm qaod diowiar* Memi- 
nevint primmn esse liberMem isarere enmlnüm (8. Augnsliiiiig tract. 
XLI. fn Joan, n. 10), seque in omni vita sie gerant, «t statutas le« 

gibus poenas nemo ipsoriim luat hotnicida, aut für, atU maledicuSt 
aut alicnortm appetitar (l. Petr. IV, 15). 

Par est autem, vestras in populo regendo episcopales curas 
Oleri totius adjavari virtate, labore, indnslria. — Quam ^d rtni' 
quae de sacerdotibas* pneeertiiD jooioribiia conrtltiwiida eenwiteHa, 
recta et eonvenientia temporibne jadieamvs. Btenim saeerdotea , si 
miqiiam alias, certe in istis procellis popularibus solertes et operosos 
conservandi ordinis adjutores esse necesse est. Et quia ut optima 
quisque opinione floret, ita in aliorum animos maxime potest, eniti 
debeiit ut approbationem hominum moveant gravitate, constautia, 
moderatione factornm atque dietomm; nee vem agere qnldquam« 
qood a pradenUaant a studio plaeandontm animonun alienniirTidea'* 
tnr. Faefle autena intelligitur, talem fore Clernm, qualem tenporam. 
ratio postulat, si sapienti disciplina optiraisque praeceptis fuerit ma- 
ture institutus. Nam, ut Patres Trideiitini monuenint, adolescentium 
<ieta$, nisi a teneris amis ad pieUUm et reUgianem injormeLur mm^ 
guam perfecte ac sine maximo ae singtdaH prüpemodum Dei omni- 
pokfntM mmho in äiacipiiim eoelena^iMi permtent (Seaa. XXUL 
De Eefarm. cap. 18). 

Hae yia et ratione fatnrnm arbitramnr, nt Hibernia proapeFam 
rerum conditionem, quam expetit, nemine violando, consequatur. 
Etenira, sicut alias Vobis significavimus, Hibemis aequa postulanti- 
bus satis facturos, qui rerum publicarum administrationi praesunt, 
eonfidimus. Quod non solam veritaa suad^, aed spectata etiam 
ipaonim pradentia ei?ili8, cum dabitari non poaait Eiberoiae iiwo- 
lamitatem com tranquillitate totina imperii eeae conjunetam. ^ Nos 
interim hao ape addncti minime interroittemns Hibemam gentem 
consiliorum Nostrornm auctoritate juvare, et incensas studio et cari- 
tate preces ad Deura fundere, ut populuni tot jam virtutum et no- 
bilitatom laude propitius respiciat, compoaiüaque fluctibos, optata 
tandem paoe. et pvoaperitate mnneretnr. Horum antmn eaeleatium 
mmienim anapicem et praedpnae benevolentiaeNoatrae teatemyobia, 
Dileote Fili Noeter, Venerabilea Fratrea, Olero ac populo nniverao 
Apoatolicam Benedictionem peramanter in Domino impertimns. 

Datum Romae apud S. Petrum die 1. Augusti An. 1882 Poa^ 
tificatoa Noatri anuo quiuto. 

Leo FR XUL 
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Leo PP. XIIL Ad Perpeiuam rei Mmwriam. 

Decretutn pro inscrihendis nonnuUis Officns in Kaiendario ccdesiae 
Üntversalis necnon pro Corrigenda Ruhrica Generali Breutarii JBo- 
maihi tu. X. de Trandatione Festorüm. 

Nullo unquam tempore Romani Pontifices Antecessores Nostri 
praetermiserunt Sanctonim viroium, qui doctrina, virtute, rerura 
gestarum praQ9taiitia Catholicam Ecclesiam , dum iu terris agereaU 
iUastrarunti memoriam in aaimis Chmiifidelium, eoram praesertim, 
quorimi est caeterps ezemplo aateire, quo altius possent imprimere. 
Id aa^iD hac inter alias ratione conseqaaü sunt, eoramdam scilicefe 
Sauctorum festa sive in Universali, sive in Particularibns Eeelesiis 
indulgendo, ac vitae et rerum gestarum historiam Breviariis inse- 
reiido, ut qui divirias preces recitare tenentur, ab iis virtutum illo- 
rum factorumque memoria cum laude quotannis repetaiur. Hinc 
nosiris etiam temporibus sa. me. Pias Papa IX. Praeeessor Noster 
▼ota excipieos et preces nraltoram Sacroram Antistitnm, qoi Bomam 
oonveneratit OeenmeDici Goncilii VaMcani causa, peculiarem constitnit 
Anno 1874 Sacrorum Rituum Congregationem , cui niunus detulit 
expendeiidi utrum opportunum esstt in Kaiendario Ecclesiae Officia 
inserere nonnuUorum Saoctorum, qui Apostolorum opus prae caeteris 
proseqauti Ecclesiae univeraae aedificandae ac tuendae, et inter di- 
versas gentes dilatandae impensins adlaboramnt: Officia haec erant 
Saoctomm Bonifacii Episcopi et Martyris, Justini Philosopbi Mar- 
tyris, Cyrilli et Metbodii Pontifienm et Confessorum, Cyrilli Episcopi 
Alexandrini, Cyrilli Episcopi Hierosolymitani et Augustini Episcopi 
Cuntuarieusis. Haec autem peculiaris Congregatio Sacrorum Rituum» 
Omnibus quae ad rem pertinerent accurate perpensis, expedire ceusuit 
Officium S. Bonifadi ritu duplici ad universam Ecclesiam exteudi, 
indnlgendnmqne esse illis, qn! S. Jnstini Officinm peterent eodem 
ritn: de äliis rem differre placnit. Quam sententiam idem Prae- 
eessor Noster ratam habuit et confirmavit. Haec tum quidera acta 
sunt. Anno autera 1880 visum est Nobis, Sanctis Fratribus Cyrillo 
et Methodio Slavouiae gentis Apostolis ejusdem cultus honorem tri- 
buere, S. Bonifacio, ut diximus, a Praecessore Nostro delatum. 
Porro cnm Sacroram Antisütes ac Fideles rogare pergerent, ut pari 
honore condecorarentnr tnm S. Justinus, tum alii inclyti Gaielites, de 
quibns prolata res fuerat, tum etiam S. Josaphat Episcopus Polo* 
censis Martyr, praeclarura Polonae ac Ruthenae geutis lumea: 
cumque habenda esse tandem ratio videretur postulationum , quae a 
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Bomano Clero Apoätolicae Sedi porrigebantur pro inscribendis in 
Xalendario ürbis festis qttonundain Sanefconiui, qüi üii>ein ipsam 

suis illustraruut exeraplis et finera laborum suorum ibi assequuti 
eam propriis nobilitarunt exuviis ; idcirco Nos particularem Sacroruni 
Bitnum Cougregationem a Praecedsore Nostro jam pridem deputatam 
ite^ram constituere duximas, dqae mandavlmas ut opportane expen- 
deret, qaa ratione in Ealendario Ave üniTersali slve Cleri Bomani 
Qificia praedicta et alia in posternm, si opus esset, inseri posseni 
Ttaqae approbantes, et confirmantes, quae a Venerabiiibus Pratribus 
Nostris Sanctae RomanaB Ecclesiae Cardinalibus aliisque dictam Con- 
gregationem componentibus docreta, et per Veuerabilem Fratrem 
Nostrum Dominicum Sanctae Romanae Ecclesiae Cardinalem Barto- 
lininm Sacrorum Bitanm Congregationi Praeiectnm relata Nobis 
fueruni. Auctoritate Nostra Apostolica volamos et praecipimns, ut 
in Ealendario Üniversali Ecclesiae snb ritn doplici Vninori inscribantnr 
Officia; die 9. Februarii S. Cyrilli Alexandriui Episcopi Coiifessoris; 
die 18. Martii S. Cyrilli Hierosolj^mitani Episcopi Coiifessoris; die 
14. Aprilis S. Justini Philosophi Martyris ; die 28. Maii S. Augustini 
Episcopi Gantnariensis Confessoris; die 14. Novembris S. Josaphat 
Episcopi polocensis Martyris; deinde ut in Kaiendario Cleri Bomani 
sab rita item duplici minori inscribantor Officia: die 16. Apiilis 
S. Benedicti Josephi Labre Confessoris; die 23. Maii S. Joannis 
Baptistae De Uossi Confessoris; die 19. Augusti B. ürbaiii II. Papae 
et Confessoris; die 11. Octobris B. Joannis Leonard! Confessoris; 
die 17. Decembris S. Leonardi a Portu Mauritio Confessoris: afd- 
gantnr antem in eodem Ealendario Cleri Romani festa S. Cyrilli 
Alexandrini diei 20. Febrnarii, S. Cyrilli Hierosolymitani diei 20., 
Martii, S. Augastini Cantnariensis diei 7. Junii et S. Josaphat Po- 
locensis diei 14. Decembris. Quo vero in utroque Ealendario tum 
üüiversali tuna Cleri Romani habeantur sedes liberae ad nova Officia 
introducenda, eadem Auctoritate Nostra volumus ac praecipimns, ut 
Babrica Generalis Breviarii Romani tit. X. de Translatione Festorum 
hac ratione matetur; videlicet: »Festa duplica minora (exceptis iUis 
Sanetoram Ecclesiae Doctoram) et Festa semidnplicia, si oocnrsa 
Dominicae vel Majoris Festi sen Officii qnomodocumqae impediantur, 
non trasferuntur, sed ipso die quo cadunt, de eis fit in utrisque Ve- 
speris et Laudibus commemoratio, cum nona lectione historica, sive 
una ex duabus aut tribus, si tarnen haec eo die fieri possint; secus 
hujnsmodi festa duplicia et semiduplicia eo anno pcnitns omittuntur, 
at de simplici eautum est in rubric. tit IX. nam. X, tit. X. num. 
VIII:« postremo ut praesentes litterae Apostolicae in novis editionibns 
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Bve^aiü ad calcem Bnbricae intedm apponantur, douec «cqueiU 
Rnbrieae kgsm oomeü* per ^romm. Biiaam Googregalkiieiii pm- 
Mttnn Hsee praecipiim» ei maBdanniSt oon ^»batantibns Aposto- 
licis ac in uniyersalibns pro^viudalibusqae et aynodalibiie CaB€U& 

editis generalibus vel specialibus Constitutionibus et Ordinationibus, 
ceterisque contrariis quibuscumque. Volumos autem ut praeaen- 
itnm Litterarum kansamptis seu exemplis etiam irapresais, manu 
«llottjus Notarii poblid snbscriptis et sigillo Personae in eccle- 
BiMim digmttfce oenalibitae mniiitis eaden prorans adbibeatnr 
fides, qaae Adhlberefcur ipfts praeeentibiis ai forent exbibilae 
ostensae. 

Datum Koraae apud Sanctura Petrum sub Annulö Piscatoris 
die 28. Julii I882| Pontificatus Nostri Aano quinto. 

Th. Cacd. MerteL . 

4. Leo FB. XIIL de S, Francisco Ässieiensi et de Tertio Frm- 

tieeeAum ordme Fropagando. 

Sanctisaimi Domini Noatri Leonis divina Providentia F*apae XIII. Epiatola 
EncycUca ad Patriarchas Primates Archiepiscopos et Episcopos universo catho- 
lici Orbis Gratiam et Communionem cum apostolica sede habentes. 

Venerabiles Fratres Salutem et Apostolicam Benedictionem. 

' Aupieato eoncesaum eet» pc^o ohriaiiana dnorom vironiv 
memonam bren tempoiis intemUo reeolere, qoi ad aempiteiaa 

sanetitatis praemia in eaelnm evocati, praeclaram alamnenim oopian, 

tamquam virtutum suarura perpetuo renascentem propaginem , iu 
terris reliquerimt. — Siquidem post saecularia sollemnia ob memo- 
nam. Beaedicti, monachorum in Occidente patns iegiferi, proximaest 
oeeasio oon diepar babendornm pabliise honoram Francisco Assinemi, 
a^timo poat qaam natiia est exeante eaeeolo. Qood sane oonftiDgefe 
beiiigno qiiodam divinae providentiae coiurilio, aon immerito arbitn- 
mur. Nam oblaio ad oelebrandnm tantoram patrum natali die, 
bomines admonere Deus volle videtur, ut summa illorum merita re- 
coi'deiitur, simulque iutelligant, conditos ab iis virorum religiosorum 
ordines tarn iudigne violari inimme debuisse, in iis praesertim ci?ita- 
tibue, qaiboe inereinenta hamanitatis et gloriae labore, ingeoio ee- 
dnlitate pepererant. — lata qaidem aollemiiia eonfidimiu band vacna 
firnola fatnra popalo ebriatiaiio , qoi hob sioe causa aodales religioaes 
amicorum loco Semper habere consaevit: proptereaque slcut Benedicti 
nomen magna pietate gratoque animo honoravit, ita nunc Francisci 
memoriam festo cultu et multiplici significutione voluntatis est cer- 
tatim reuoYatoraa. Atqoe istud pietatis revereatiaeque boaestaiB 
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'TSUVtamen Bon regione circnmseribltQr, in qua vir saiictiiBiiiiii»4i4ibi8 

in l«€tai, 1160 finiifliiiis a ^inMseiiiia^jvs nobitittttia-^pa^^ 
-Ittto eftt ad cQnetas tevraram oms, qfoaouqoe iPnrnenei'aiit..imiai 
pererebmt, aot Instntilia'TigBni, pTopagatiHD. '* " ■ 

Hnnc animorura in re optima ardorem Nos certe sie probarnus, 
ut nemo ma^is; praesertim quia Franciscum Ässisienaem admirari 
pcaecipoaqae.ieligioiid colere ab- addeacentia asauejrimtts; et ia.la- 
miliani FnmoiBcaiiain adscitos esse gloiiaimiT, Bt.imbtk Akerniae 
jaga libentes a^iie aiileves, pietaAis ixnn, aon smd ascendittiili: 
•qao loeo iaiti Tili imago, abicomqne pmieraasas^Testigium, objick- 
batnr animo, mentemque tacita cogitatione saspensam memor ilia 
solitudo tenebat. — Sed quantnmvis sit istud studiura laudabile, 
tarnen nequaquani in isto omnia. Ita enim de houoribus ; qui beato 
Francisco properantur, statuendum, tunc maxime futnros ei, cui de- 
fernntor, gratos, si fuerint iis ipsis, qui deferant, tractuon. In boc 
antem positns est fractos soUdns miaimeqne cadnoaaf nt '^i^itt «k- 
cellentem ?irtatem ItomiBes admirantnr^ siroHitadinem ejns aliqnam 
adripiant, fierique studeant ipsius imitatione meliores. Quod, opita- 
lante Deo, si studiose effecerint, profecto quaesita erit praesentiura 
maloram opportuna et valde efficax medicina. ~ Vos itaque volu- 
mns, Venerabiles Fratres, per bas Litteras alloqni, noA »Odo pieta- 
tem Olga Fcandaenm ^ostcam pnblice toatätorif .Tanna etiam 
▼ertram exdtatori caritatem, at in hominmn aalnta eoi qoftdixtinns, 
curanda remedro Nobtsenm pariter elaboretia. 

Liberator generis humaoi Jesus Christus fons est perennis, 
atque perpetuus omnium bonorum quae ab infinita Dei benignitate 
ad no6 proficiscantaTf ita plane at qui semel mundum servant idom 
nt in omnes saecnlornm aetatea semfcnms: 2ike emm älmd nomm 
e$i 8ub eado daium hammbust m quo aporteai tm mhea fieri 
(Act. IV, 12). Si quando igitar natuae vitb ant hoadunm cnlpa 
oontingat, ut in deteriorem partem delabatur genus humanum, et 
singulari quadam ope indigere ad evadendum videatur, omnino reci- 
pere se ad Jesam Christum necesse est, atque istud patare maximum 
certissimaniqae perfuginm. Divina OBim iUius virtus tarn magna est 
tentamqne pollet, ut omninm in ea yel p^rienloniitt dopalsio, • ?6l 
malom posita saoatio dt. Fatnra est antem certa moalüOr si 
modo ad professionenn christianae sapientiae, et ad e?angeiioa virenli 
praecepta genus humanum redncatur. Iis autem, quae diximus, forte 
insidentibus, malis, simul ac solatii venit divinitus provisa maturitas, 
fore jubet Dens, continno virum aliqoem in tenis existere non unum 
do nraltis sed smnmnm et aiiq^niami, qnom resfeitnondae aalntia 
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publicae praeficiat muneri. Atqui istud plane usuveniebat sub 
tum saeculi duodecimi aliqaandoque seriiu; fiiit autem ejus ZBAKiiBi 
operis peifeetor FranciBciu. 

SÄtis illa nota est aetas enm sna iodole ytrtatem ac Yttumni. 
Insita altiaa io animis vigebat fidw eathcliea: pvlmmqiifr eni j 
complures pietatis fervore incensos in Palaestinam transmittere qai 
vincere aut emori destinavisseut. Sed tarnen valde populäres mores 
licentia mutayerat: uihilque erat tarn hominibus necessariun), quam 
ut cbristianos Spiritus revocarent. — JamTero cbristianae virtatis 
Caput est generosa animi aflßaetio, TeruD ardnamm ac difieiluuB 
patiens: cujus {[Hniia quaedam in eruce adumbrainr, quam qai 
Cbristura sequi malunt, onusto feraut bnnero necesse est llUns 
autem partes affectionis sunt, abstinentem rerum mortalium aninium 
gerere, sibimet acriter iraperare: casus adversos facile moderateque 
ferre. Deuique Caritas in Deum, in proxiraoa aua omuium est dd* 
mina et regina Tirtutum; cujus tanta vis est« ut molestias, q«ae 
officium comitantur, onuies abstergeat, laboresque quantomyis magm 
non tolerabiles solnro effidat, yerum etiain jucundos. 

Harum Tirtutum saeculo duodeeimo magna apparebat inopia, 
cum nimis raulti, penitus mancipati rebus bumanis, aut appetentia 
bonorum ac divitiarum insanirent, aut per luxum et libidines aetatem 
agereut. Plurimum valebant pauci; quorum opus fere in oppressio- 
Dem miserae et contemptae multitudinis e?aserant: atque hiyosmo^i 
Titiorum tnacnlas ne ii qaidem eifogerant, qui discipliaae ceteris esse 
ex institttto debuissent. Bt restincta passtm caritate, variae quo- 
tidianaeque pestes consecutae erant, invidere, aemulari, odisse; di- 
stractis adeo infestisque animis, ut ad minimara quamque caussam 
et civitates finitimae sese invicem praeliando conficerent, et eives 
cum civibas ferro inhumane decernerent. 

In id saecttlum Fraucisci ceddit aetas. Qui tarnen mira ooa- 
stantia, simpUcitate pari aggressus est dtotis et ^tis genmnam 
cbristianae perfectionis imaginem senescenti mundo ad speetandvm 
proponere. — Beapse, quemadmodura Dominicus Gusraanus pater 
integritatera caelestium doctrinarum per eadera tempora tuebatar, 
pravosque haereticoram errores luce cbristianae sapientiae depellebat». 
ita Franciscus ad grandia ducente Deo, illud impetravit ut ad vir» 
tudem enutaret cbristianos bomiues, et diu multumqaa deviet ad 
imitationem Gbristi traduceret. Non certe fortmto factum est» nt ai 
aures aodderent adolescentis illae ex Evangelio sententiae: NdüB 
poasiäere aurum , neqiie argentum , neque pecuniam in zonis vestris^ 
non peram in via neque duas tunicas, neque cdUeamenUi^ neque tw** 
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fam. (Matüb X, d-*-10). ßt, jSt «t» perfeekts «sse, wn^e i^enäi? ^{»ae 
Aule» ei da peuupsrUme , , > ei vmi^ seguere (Mfttth. XTX, Sl). 

Quae tamquara sibi nominatim dicta interpretatus , continuo abdicat 
se rebus omnibus; vestimenta rautat; paupertatera sibi sociani et 
oomitem coiistitait in omni vita futuram : et maxima illa virtutiim 
praeeepta, qnae celso erectoque animo amplezas erat, Ordinia sni 
wlnt tedamdiita im deceffuit Ei eo tempore, inter tastam meuß 
BK^Utiam faatidtfimqiie delicatissiinnai, ille horrido ealtu atque aspero 
ineedere: vietam ostiatim quaerere: et quao aiemtissinia pntantnr, 
insanae plebis ludibria non tarn perferre, quam vorare alacritate mi- 
rabili. Videlicet stultitiam Crucis Cbristi adsumpserat et probabat 
absdatam sapientiam: cumque in ejus angosta mysteria intelU- 
gendo penetravisset, yidit judieavitqae nusqnam posse gloriam suam 
vatüM colloeari. — Una enm amore Ornds, pmasitFrandecipectiEB 
earitas vehemens, qaae iropoHi homioem , nt propagaadnm noineii 
christianum animose sasciperet, ob eamque eaussam obviam sese vel 
manifesto capitis periculo ultro offerret Hac ille caritate homines 
complectebatur universos: multo tarnen cariores habuit egenos et 
sofdidos, ita prorsns ut quos ceteri refugere aut superbius iastidire 
immmMentf iis potisaiiiiiiiD ille deleetari yideretar; Qua ratione 
egregie de ea germanitate memit qua restitata perfectaqne ez totö 
bominiim genere anam vekt famiiiain Christas Dondnos eoitflant, 
in potestate unius omnium parentis Dei constitutam. 

Tot igitur ?irtutum praesidio atque hac praesertim asperitate 
vitae, stadnit vir innocentissimus tormam Jesu Cliristi, quoad poteratf 
in se ipsum transferre. Sed dinoae providentiae numen in hoc etiain 
dmiase videtur, quod remm eztemarom singolares quaädam cum 
difino Bedemptore nmilitndines assecutus est. — Sic^ ad exemplar 
Jesu, Francisco contigit, nt in hioem snsdperetnr in stübnlo, ac tale 
Stratum haberet puer infans, quäle olim ipse Christus, tectam stra- 
mentis terram. Quo tempore, ut fertur, leves per sublime Angelo- 
ruin chori, et muleentes aera concentus similitudinem compleverunt. 
ttem leetos qnesdam, nti Christas Apostolos, sibi discipulos adjunxit, 
qnoa peragraie terrae juberet, christianae pads ac setnpitemae sä^ 
littts nimtios. Pauperrimas, contämeüose Hlnsas, repudiatas a Suis, 
vel in hoc speciem Jesu Christi retnlit, quod nee tantulum voluit 
habere proprium, quo caput reclinaret. Postrema similitudinis nota 
accessit, cum in Alvern! montis vertice velut in Calvario suo, novo 
ad ülam aetatem exemplo, sacris stigmatibos corpori ejus dinnitos 
impMsais, propemodiim actos est in cnicem. ~ Bern hoc loco com- 
menoramas non minus miracalo nobilem, qnam saecnlomm pratodi- 
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calaone iikistrem. Oam Miiin esset oUm in erociatnani ChriBÜ fd^ 
bementi eegitalione d^xas, eoramqm nm aoerbissfaiiaiii ad e» tm- 
dneeret, et tamqamii sHaens havriret, delapsus a efteky repente An- 
gelas se ostendit: unde arcana quaedam virtas cum subito emicuisset, 
palmas pedesque quasi trausfixos clavis, itemque velut acuta cuspide 
valneratum latus Franciscos sensit. Quo facto, ingentem caritatis 
ardoreni concepit ammo: corpore yifam expreasamqoe Tolaeriim Jesu 
Christi ia reUqtntm tempns inugiiiem gessit 

bta remm miraeola, angelioo poUos quam huiiMDO eelebittid« 
praeoonio, eatie demonstrtni qaaotns ille yir, quamqtte dignus, fiaerit, 
quem aequalibus suis ad mores christianos revocandis Deus destina- 
ret. Profecto ad Damiaui aedem exaudita Fraucisco est major hu- 
maoa vox, 1, lahantem tuere domum meam. Neque minus admira- 
im» habet oblata dinnitas Innocentio III. species, cum sibi videre 
TisoB est Basilioae Lateraneneis inclinata moeuia hnmeris suis Frau- 
eiMam sustineiiteiD. Quomm vis ratioque portentonun peispiciiaest: 
nimirum siguificabatur, ehristianae reipublicae non leve per ea ten- 
pord praesidiura et columen Franciscum futurum. Revera nihil cunc- 
tattts est quin accingeretur. Duodeni illi, qui se iu ejus discipliuam 
primi contulerant, exigui instar seminis extiterunt, quod secundo Dei 
Dumlne, auspiciisqae Foutificis maximi, celeriter Visum est iu uber- 
rimam segetem adoLesceie. Bis igitur ad Christi exempla sanete 
iustitntis varias Italiae Bnropaeque regiones , EvangeKi eanssa , des- 
criblt: dato certis inter eos negotio, ut in Africam usqne trajiciant 
Nec mora: inopes, indocti, rüdes, committunt tamen populo sese: in 
triviis plateisque, nullo loci apparatu nec pompa verborum, ad cou- 
temptum rerum humauarum, cogitationemqae faturi saeculi homines 
adhortari iucipiuut. Mirum tarn ineptis, ut videbantur, operartis 
quautua respoodit operae frnetus. Ad eos euim confluers catermtim 
cnpida audiendi muMtudo: tum dolenter admtssa deflere, «Mivisei 
injuriarum, compositisque dissidiis ad pacis consilia redire. Incredi- 
bile dictu est, quanta inclinatione animorum ac prope impetu ad 
EraAciseum turba raperetur. . Assectabantur maximo concursu , qua- 
eumque ille ingrederetur: nec raro ex oppidis, ex urbibus ftequen- 
tiioribus uoiTeisi promisoue dm homim eraut supplices, ut ae TeUet 
iu discipliuam rite aecipere. — Qualaobrem causa aata est fko 
sauctiseimo, cur sodalitatem Terin Oräinm institneret, quae omnem 
horainura conditioneni , omnem aetatem , utrumque sexum reciperet, 
nec farailiae rerumque domesticarum vincula abrumperet. Eam qaippe 
prudenter temperavit non tarn legibus proprüs, quam ipais legum 
evaagelicarum partibus: quae saue nemini chrisUano graviorea fi^ 
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^eantiir. : Tidelieet praeceplii Dei EodyBiiae^ obteiiiperotarr absuit 
flBKsliones «I ntmi nihil deh^balar d0 aUeiia re^r nitf pro TttHgiotte, 

patriaque, ue arma sumantur: modestia in victu cultuque servetur: 
facessat luxus periculosa chorearum artisqae ludicrae lenociaia tI- 
iteatur. 

Facile est iaielüi^re permagnas raanaFe atilitaies 6x hnjasmodi 
.wütato debaisse cihb. palatei <per tun ad aam tempasiatem mi- 
rabiliter opportone. — Qoam oppartmiifcateni eisalis : indicaat eoa- 
llter ejusdem generia «x Dominieana &nitlia alüsqw ordlnilms soda- 

litates, et eventus ipae conftnnat Sane illi Franciscalium ordini 
nomen dare inflammato studio suraraaque voluntatum propensione ab 

.iaümis ad summos vulgo properabant. Optaruat ante.alios banc 

ilandem Lttdoviciia IX. Oalliarum rex, at EUsabatha Haogarornm 
Mgtna: snoeeasere aetatam deooisu pbiucaa ex PanMfieibtia maixiinis, 
•item ex CardinaUbas, ex Episcopis, ex regibnst ex dyaaelia: qui om- 
nes insignia Franciscalia non aliena esse a digiritate sna daxerunt. 
— Sodales tertii ordinis aniraum suum in tuenda religione catholica 
pium aequo ac fortem probavere: quarum virtutum si magnam ab 

.improbis subjerant invidiam, ea tarnen ^ qaae honestiasima est atque 
uniee expetenda, sapientiam et bonoram approbatione nnm^am ca- 
mnuit. Imme Gregoriva ipae IX. Deoeasor Neater fidam ipaoram 
86 fortitadinem publice gratnlataa, minime dabitant et aackoritate 
saa defendere, et müiies Christi^ Maehabaeoa älteros, honoris causa, 
appellare. — Neque carebat veritate laus. Magnum enim salutis 
publicae praesidium erat in illo hominnm ordine: qui propositis sibi 
auctoris sui virtutibus et legibus, perficiebant, quoad facultas ferret, 
«t ehriatianae honeatatia decora in eivitate revivisoeient. . Corte ip- 
aonuB opera exempliaqao extinetae aaepe aat delinitae aont üaotioäam 
partea: erepta ab efferatomm dextm arma: litlam et jurgioram 
caussae sublatae: parta inopiae et solitudini solatia: castigata, for- 
tunarum gurges et corruptelarum instrunientum, luxuria. Quare pax 
domestica et tranquillitas publica, integritas raorum et manauetudo, 
rei familiaris rectus usus et tutela, quae sunt (^tima bamaiiitatia 
iaeolamitatiaqne firmamenta, ex tertio Franeiacalinm oidine« tamqaam 

' ex Stirpe qnadam, gigaantnr: eonimque boooram oonaervationem 
magna ex parte Frandaeo debet Earopa. 

Plus tarnen , quam uUa ex gentibus ceteris , Francisco debet 
Italia ; quae sicut ejus virtutibus princeps theatrura fuit, ita maxime 
beneficia sensit. — Et sane quo tempore multa multi pro injuria 
cotttenderent, ille afiflücto et jacenti constanter porrexit dexteram: in 
aamma of^tate direa, nanqaam destitit alieaam aablerare iaoptam, 
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immemor avae. Vagiit snavUer in ejas ore patrivB sermo reoeiias 
Tha eftritatis siunl et poetieae eipresalt cantkis, qnae valgaa edis- 
oeret qvaeqtie , admirattom fisa siiiit n<m indigna eniditae yioiteri* 

tatis. Ad Francisci cogitationem, anra qnaedam alfiatnsque hnmano 
augustior ingenia nostrorum concitavit, ita quidem ut in ejus rebus 
gestis pingendis, fingendis, caelandis, summorum artiücum iadustria 
certarit. Nactos est in Francuoo Aligbierus, qaod graodüoquo par 
lifat molUinnioqtie eanerefc fertn: Ciinait»iia et QMttns, qiiod Pat^ 
rbasüs luminibna ad immoTtalitatem illoatiaraiit: dari aitifiMs aedi- 
fleandi, qnod magnifieif operibas perfieennt, rei ad sepaldram h<>- 
rainis pauperculi, vel ad aedem Mariae Angelorum, tot tantornmque 
miraculorum testera. Ad liaec autem templa homines nndique coiii- 
meare frequentes solent, veneraturi Assisiensem patrem pauperiuD, 
eni, at se rebus bomanis despoliaverat tanditos, Ha diyiaaa bonitatis 
lavge eoplMeqne bona attuxerant 

Igitni^ perspioanm est, in ehrietiapam dvilemqiie rempvblioam 
ab nno boc bonrine nm benefiolormn inflimsse. Sed qaooism iUe 
ejus Spiritus, omnino excellenterque christianus mirifice est ad omnia 
et loca et tempora accomodatus, nemo dubitaverit, quin Franciscalia , 
iostituta magnopere sint aetate hac nostra pro fotora. £o vel ma- 
gis, quod hontm temponim ratio ad ilkomm rationem ploribua ^ 
oaiMds videtar acoedere. — Qaemadnodnm saeenk) doodaoimot ittk 
nnnc non pamm deferbnit dinna Caritas: noc leffis est offieioram 
ehrisliaDonmi , partim ignoratione, partim negligentia, pertarbatlo. 
Simili animorum cursu similibusque studiis, in aucupandis vitae 
commodis, in consectandis avide voluptatibus plerique aetatem con- 
sumaot. Difflnentes luxuria, saa profundunt, aliena appetunt: fra- 
temitatis bnmanae nomen extoUentea« pfaira tatnen (raterne cßcmt 
.qinm fiMinnt: ferantnr anim anunre aai, et illa erga tenniorae atfM 
inopes gennina earitaa qnoindie minnitor. — Per eatn aetetem,niid^ 
tiplex Albigensium error, concitandis adversns Ecclesiae potestatem 
turbis, una simul civitatem perturbarat, et ad quoddam Socialismi 
genus munierat iter. Hodieque similiter Natur alismi fautores pro- 
pagatoresque creverunt: qui subesae Ecclesiae opportere et pertina- 
eiter n^puity et loBgine, quo cotiaentaneam est, gradatim procedantee j 
ne oiyili quidem potestati parcont: vim et seditiones in popnlo pi»- 1 
baut : agiaciam rem tentant ; proleburiomm cnpitidatibiis blaadiwitttr : 
domestiei pnbbliciqne ordinis fnndamenta debilitant. 

In bis igitur tot tantisque incommodis, probe intelligitis, Vene- 
rabiles Fratres, spem sublevationis non exiguam collocari in institutis 
If ranciscalibns, medto posse, si modo in pristinum statum restitiiaik- 
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tnr. ^ Iis e&in ftorentibus^ facile floreret et Ildes et pietaflseb 4»m- 
ufa' ehrisliiana laasj finuigerfitor eilex . ca4iieaniin rermn: apfH^Utio, 
neo pertaaderet, quod manmiini atqoe odiodsininuB pteriaqae putar 

tur onus, domitas habere virtute cupiditates. Coiicordiae vere fra» 
ternae vindis colligati diligerent homines inter se, egeiiisque et ca- 
lamitosis, qnippe imagiuem Christi gerentibus, eam, quam par est, 
reverentiam adhiberent. — Praeterea qui religione christiaua penitus 
imbati «mit, sa&tiant judieio certo, legHüse impenuitibiisoeiMcieat» 
dffloii obtempeiari, imUaqae in re Tiokri qoemqaaia oportare: q«a 
gnimr affectkme nihil est effieaoins ad ^ioguendam radieitns omnem 
in hoc genere vitiositatcm , vim , injuras uovarum rerura libidinem, 
inyidiam inter varios civitatis ordines: in quibus omnibus initia 
simul atque armu Socialismi consistunt. — Deoique illud etiam, in 
quo pnideiiies rernm oiviliiiiii tauto opere laborant, de looapletuim 
et egenornm rationibns erit optime eoDatitatum, hoo £eo et persnaeo, 
neu vaeave digaiftate panpertatem: divitem miserieordem ei miunfienin, 
pauperem sna sorte indnstriaqae conteatQui esse . operiere: cnmque 
ueuter sit ad hacc commutabilia bona natus, alteri patiei^tia, alten 
liberalitate in caelura esse veniendura. 

Eis de caussis Nobis est diu et magnopere in votis, ut qantum 
qiiieqae potest in imiiationem Francisci Assiaieneis se intendai. — 
Iddreo siont eemper aniea ierüo Franciscalinm ordioi singnlarem 
mnaa adhibiimns, üa nunc summa Dei benigniiate ad gerendam 
Pontificatura maximum vocati, cum inciderit ut id peropportune fieri 
possit christianos homines hortamur, ut nomen dare sanctae huic 
Jesu Christi militiae ne recusent. Piurimi numerantur passim ex 
utroque sexu, qui Patris Seraphici vestigiis alacri animo jam ingre- 
dinninr. Qvoram laudamos tale siadinm T^menterqne probamu, 
ila tarnen ni illod angeri ei ad plores propagari, Yobia praesetfcim 
adniienübus, Vmerabiles Fraires, yeSknas. Bi capai est eommen- 
dationis Nostrae, ut qui insignia Poenitentiae induerint, imaginem 
spectent sanctissimi auctoris sui, ad eamque contendant: sine qua, 
quod inde eipectaretur boui, nihil esset. Itaque date operam» ut 
Tertium Oräinem vulgo noscani aiqoe ex veritate aestiment: pro- 
videie, ut qni ouram gereni ammaram, doceani eedulo qoalis ille ait^ 
qmro fedle nnieaique pateai, quam magnis in animonun saiutem 
priTilegiis abundent, quaatntn ntQitatis, private el publice polli- 
ceantur. In quo eo magis est elaborandum, quod sodales Francis- 
cales ordiüis primi et alterius gravi in praesens perculsi piaga in- 
digae laborant. Hi quidem utinam, pareniis aoi patrocinio defensi, 
e^eriier ex tot fluetibua vegeti et fiorentea emergaat! Utinam etiam 
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chnsiianae gentes ad disciplinam teitii ordinis confluant, ita alaenü 
itaque frequeDies, ati oüm nndiqno ad Franciseiuii i^m aeae oer- 

tatim eifandebant! — Hoc aotem majore oontonüone posdnum et 

potiore jure ab Italis speramus, quos unius patriae necessitudo et 
uberior acceptorum beneficioram copia propensiore jubet esse in 
Franciscum animo, et majores eidem gratias habere. Ita saue Sep- 
tem post saecnlis Italicae genti et omni christiano orbi contingeret, 
nt 80 a pertnrbalioiie reTOcatam ad tranqmlUtatem, ab enitio ad aa«- 
lotem homiois 'Assisiensls benefido sentiiet. Id qnidem oommani 
prece, per hos dies maxime, ab ipso Francisco flagitemna: Item eoti- 
tendaraus a Maria Virgine matre Dei, quae famuli sui pietatem 
ac fidem caelesti tutela donisque singularibus perpetuo remuneravit. ^ 

Interea caelestium muneram auspicem, et praecipua Nostrae 
bene?olentiae testem, Apoetolicam benedictiooem Vobis, VeDerabilea 
Fratres, amTeraoqae dero et popnlo Bingalia concredito, peramanter 
in Domino impertimns. 

Datum Romae, apud S. Petrum, die 17. Septembris a. 1882, 
Pontificatus Nostri Anno Qainto. 

Leo FP. XIIL 

5. Leo XIIL d. 8. Dec. 1882 ad episcopos Uispanos. 

Venerctbüibus fratribm et düectis ßiis archi^^copis ^iscopia alüsgm 
loeorum mUnariis in regiane hUpam 

LEO PP. XIII. 

Venerabiles Fratres et Dilecti Filii salntem et apost. benedictionem. 

Cum mnlta sint, in quibos excellit generosa ac nobiiis Hispa- 
nomm natio, tnm iUud est in prima commendatione ponendum, 
qnodf post varios reram et bominnm interitus, pristinnm illad ac 
prope hereditarifim retineat fidel catbolicae etadinm, qnocam aemper 
ylsa est Hispani generls salns et magnitodo conjancta. — Qnod 
quidem Studium plura argumenta declarant: praecipue vero eximia 
in hanc Sedem Apostolicam pietas, quam omni significationum genere, 
litteris, liberalitate, susceptis religionis causa peregrinationibns 
Hispani homines saepe et praeclare testantnr. Neqne interitara est 
panlo snperioris temporis memoria, qno tempore ipsomm animiim 
fortem aequo ac piiim Europa speetavit, cum Sedem Apostolieam 
adversorum eventuum calaraitas attigisset. — In bis rebus omnibns, 
praeter singulare quoddara Dei beneficium, agnosciraus, Dilecti Filii 
Nostri, Venerabiles Fratres, vigilantiae vestrae fructum: itemque 
laudabile ipsius populi propositum, qui per haec tam infensa catbo- 
Uco nomini tempora religioni ayitae stndiose adhaeresoit, neque 
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dabitat magnitudini periculornm parem constantiae .magnitadinem 
opponere. Profecto nihil est, qoin de Hispania speraii jiure qiieat, 
si modo talem aalaM»rum affectionem Caritas, alaerit» .et stabiHs vo- 
laQtatuiB eoneordia roboraTerit. — Yeram qtiod ad hanc partem, 

non eiiim dissimulabimus id quod est, cum cogitamus agendi ratio- 
iiein, quam aliquot ex Hispania catholici homines ineuudam putant, 
dolor quidam objicitur aDimo cum nonnulla similitudine anxiae üol- 
licitadinis, quam Paalua Apostolus olim, Connthionun caussa, snsee- 
perat Tjita et traoqailla eatboUooram cmn inter se tom maxime 
cum ilpiscc^is suis istic eoneordia pennansenit: eoqae nomine Gre- 
gorius XVI. Decessor Noster jure landavit Hispanam gentem, quod 
ejus pars Imige maxima in veteri sua erga Episcopos et inferiores 
pastores canonice constitutos revere^itia perseveraiet (Alloc. Afflictas 
Kai. Mart. 1841). Nunc tameu, interjectis partiom studiis, vestigia 
apparent dissensionum, qnae in yarias velut acies distrabant animos, 
Ipsasqne societates, reli^onis gratia constitntas, non parnm pertnr- 
baot. Inddit saepe, nt apnd disqnirentes, qua potissimum ratione 
expediat rem catholicam tueri, miuus quam aequum est, Episcopo- 
rum valeat auctoritas. Quin immo interdum si quid Episcopus sua- 
serit, si quid etiara pro potestate decreverit, non desunt qui moleste 
ferant, aut aperte reprehendant, sie accipientes, at voloisse illum 
«datiment alteris gratificari, alteros offendere. — Jamvero plan^ 
perspidtnr qnanti referat» incolnmen esse aaimomm conjanctionero, 
eo vel inagis qnod in tanta nbique pravartim opinionnm licentia, in 
tarn acri insidiosaque Ecclesiae catholicae oppugnatione, omnino ne^ 
cesse est, christianos universos collatis in unum viribus maximaque 
volantatam conspiratione resistere, ne calliditate atqae impetu ad- 
versarioram separatim oppressi saccumbant. Igitur hujusmodi in- 
eommodornm eogitatione permoti, Vos, bis litteris, Dileoti Filii Nostri, 
Venerabiles Fratres, appellamos, vehementerque petimus, nt saluta- 
rinm monitoram Nostronim interpretes in firmanda eoneordia pru- 
dentiam auctoritatemque vestram adhibeatis. 

Erit autem opportunum primo loco rei sacrae reique civilis 
raeminisse rationes mutuas, quia molti contrario errore faUuntur. 
Solent enim nonnnlli rem poUticam a religione non distingnere so- 
lam, sed penitos sejmigere ae separare, nihil nt^ esse ntriqne com- 
raone Teliot, nee qaicqnam ad alteram ab altera inflnere pntent 
oportere. Hi profecto nou multum ab iis distant, qui civitatem con- 
stitui administrarique malunt, amoto cunctarum procreatore domi- 
uoque rerum Deo: ac tanto deterius erant, quod rempublicam über- 
ximo utilitatam foute temere prohibeot. Nam abi religio tollatur, 
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Y84}|llai:e necesse est illorum stabilitatem principioram , iu quibus 
wdon publica laaxime nititnr qua6<|ua.vim a religioae capiunt pkin- 
ipiWi .Pnjiuiniodli potmaam . stiiii, ja^te ipoderate^ imperm, 
propter coiwcieiitlaiii offioü subease, domitas habere nriote copidi- 
^tee, suuiii eiiiqae reddere, aliena noB tangeve. 

; Verum sicut iste tarn impius decliiiaadus est error, sie etiara 
fugienda illorum opinio praepostera, qui religionem curo aliqua parte 
ftivüi permiaceQt.a« velut ia onum coofiiaduu^, usque adeo, ut eos, 
qili.Ani.i» .altem parte, prope dwivisse a catbolico nomine de€€r- 
..naai ]Soc qnideyi eet, fadMoas politicaa in augnatttm religionis 
campum pauperam compellere: fraiecnam eoncordiam ?elle dirimefe, 
fonestaeque incoimnodoram moltitcidini aditnm jannarnque patefo- 
cere. — Igitur oportet rem sacram remque civilera, quae sunt geuere 
naturaqiie distincta, etiam opiuione judicioque seceraere. Nam hoc 
gamie de rebua civilibuB,. qaamtumvis honestum et grave, ai spetüte- 
issx in . Tiit^ hnjag, qipM in terria degitoMr, fines neqnaqnam piae- 
tUM^adiini:« Contra vero religio » nata Deo et ad Deom reftmis 
^onnia, allios se pandit caelnmqne oontingit. Hoc enitn illa vaU, 
hoc petit, animum, qnae pars est hominis praestantissima, notitia et 
araore Dei imbuere, totumque genus humanum ad futuram civitatera, 
quam inquirimus, tuto perducere. Quapropter religionem, et quidquid 
^efit* singulari quodam vin^alo com religioae colligatom« rectum est 
anporioipft prdinis ease duom. Ex quo oonaequitur, eun, ut eat aiim* 
pnm* bonninri v^riotate rorum humanarum atque in ipsie <^m- 
.matationibus civitatom debere integram permanere: omnta entm et 
temporum et locorum iutervalla complectitur. Fautoresque contra- 
trariarum partium, cetera dissentientes, in hoc oportet universi con- 
veniant, rem catholicam ia civitate salvam esse oportere. Et ad 
,i^ud nobile necessariumque propositum, quotquot amant. catbolicnm 
nom^ 'debent ?9lat foe^efe ieto studiose incumbere, sUeio pauliaper 
jijUMda diverria de oauasa politica sententiis, quas tarnen suo loeo ko- 
Beste l^itimeque tuerl licet. Hajos enim generis stadia, modo ne 
religioni vel justitiae repugnent, Ecclesia minime damnat; sed procul 
omni concertationum strepitu , pergit operam suam im communem 
affierre utilitatemi bominesque cunctos materna caritate düigere, eos 
tarnen praeeipna, quomm fidea pietasqne oonatitorit nsajor. 

Concordiae vero qnam dizimna, idem est in re chriatiana, atqne 
in omni.beae constituta repnblica fundamentum: nimimm oblempe- 
ratio legitimae potestati, quae jnbendo, vetando, regende« varioe he- 
minum animos concordos et congruentes efficit. Quam ad rem nota 
omi^ibus atque explorata commemoramus: veramtamen talia, at non 
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> oogitatioae solum teoeuda, sed moribus et nsn qaotidiaiio, tansquam 
ofl&di regnla, »lr?anda sini. — Sdlieet sieat Ponttfex llomainis toüiis 
est licclesiae magister et princeps , !ta Episcopi reetoM et capita 

sunt Ecclesiarum, quas rite singuli ad gerenduin acceperunt. Eos in 
sua quemque ditione jus est praeesse, praecipere, corrigere, genera- 
timque de üsk quae e re christiana esse ?ideantur, decernere. Par- 
tiei^ enim sunt sacrae potestatis« quam CbriBtns Dominus a Patre 
aeeeptam Eeekaiae me reliquit: eamqi» eb eauBsam Ongcvias IX. 
Decessor Noster Episcopos inquit »m partem soßleiimkiiiiis vooakfs 
' ffiees Bei gerere rnmime ävMamm* (Epist. 1^ üb. 19). Atqae 
hnjusmodi potesias Episcopis est summa cum utilitate eorum, in 
quos exercetur, data : spectat enim natura sua aedificationem corix)rx8 
Christi^ perficitque ut Episcopus quisque, cajasdam instar vinculi, 
chrietiakioe, qtiibns praoest, et inter se et cam Foatiice' mattmö, 
tämqaam cam capite membra, fidei earitatisqne oonimimioiie eooso- 
eiet In qno genere gravis est ea sancti Cyprian! sententia: »IK» 
sunt Ecclesia^ pUbs saeerdoH adunatay et Pastori suo grex adhae- 
renst (Epist. 69. ad Pupianum): et gravior altera: *8cire deheSy 
Episcopum in Ecclesia esse^ et Ecclesiam in Episcopo^ et siquxß 
cum Episcopo non sü, in Ecclcsiae non esse (Epist. 69. ad Fupiamm),€ 
Talis est christianae reipablieae censtitntio, eaqne immutabilis ac 
perpetaa: qnae nisi sanete semtar, snmma jarinm ei dfidoram 
perturbatio oonseqnatnr oeeesse est, discissa eompositieiie tnembröf am 
apte cohaereDiiam in corpore Ecclesiae, *quod per nexus et con- 
Junctiones suhministratum et constructum crescit in augmenttm Dein 
(Colos. Tl. 19). Ex qiiibus apparet, adhibendam esse adversus 
fipiseopos reverentiam praestantiae mnneris consentaneam, in iisque 
rebus, qnae ipsorum potestatis sunt, omnino obtemperari op<nrtere. 

Perspectis aatem stadiis, quibus multomm animi istie hoc 
tempore permoventmr, Hispanos omnes non bortamur solnm, sed 
plane obsecramus, ut sese hujus tauti officii memores impertiant. 
— Ac nominatim vehementer studeant raodestiam atque obedientiam 
teuere qui sunt ex ordine Oleri, quorum dicta factaque utique ad 
exemplum in omnes partes valent plurimum. Qaod in muneribus 
suis insomunt operare, tum sciant mazime fruetuosum sibi, proxi- 
misqne salnhre fbtnmm, si se ad imperimn ejus nutumque finssrint, 
qui Dioeeeris gnbernacula tenet. Profeeto sacerdotes tradere se 
penitus partium studiis, ut plus huraana, quam caelestia curare 
videantur, non est secundum officium. Cavendum igitur sibi esse 
inteliigant, ne prodeant extra gravitatem et modum. Hac adhibita 
Tigilantia, pro eerto habemus, Olerum Hispanum non minus animo- 
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nm saluti qnam rei publicae incremeoto Tirtute, doetrioa, laboribo«,- | 
m$tp» nmguqpi« ia dies prtfotaniin. 

. .Ad ijiiB. a4iav>lttdafli opeoiin eas aooiektes.tBOo faram ja<ifr- 
CAiiras opiMMrfemias, qnae snnt tamquaoi amdliariae «ehortM eaiho* 

lico nomini provehendo. Itaque illarum probamus institutum et lo- 
dustriam, ac valde capimus, ut aucto et numero et ^udio majorem 
edaat quotidie fructus. — Venuu cum sibi propiisita sit m oalh^ 
Ikae tui^ amiüfieatia« mqae eaibolica in Dioeceabna nag^idia 
ab Episcopo geratar, spoiite eonsequitur, eas Episeopis rabeaae «I 
ipaonun aoetoiitafti an^cüaqae tribaere plorimiim oportore. — Ne- 
qoe miDns elaborafidani ipsis est in conjunctione animonim retinenda: 
primo enini hoc est cuivis hominum coetui commune, ut omnis 
eorum vis et efficientia a voluutatum conspiratione proficiacatur : 
deiade maxime decet in hujasmodi sodalitatibu» elucere cbahiaiem- 
mutoam., qaae debei eaae ad omnia rectoiaota coaMs« discq^linaeq^e 
ebristiaBae alviiiaoB jünt aigniim et nota diBiingaera. Qaapropier 
ciun sadalea fiMsile possint de re pabliea diverai diferaa aaaüre, 14» 
Circo ne coocordia animorum cootrariis partium stadiis dirimatur, 
raeminisse oportet, quorsum spectent societates, quae a re catholica 
Dominantur, et iu cODsiliis capiendis ita habere aoimos in uuo illo 
poposito defixoB, ut nallioa partis essa fideantur, memores divinae 
Pauli Apoaloli aantoatiae: TtQmemmiue in CObrnto baptiMod este, 
Ohristum mimtHs. Nm est Jmäama ne^m QraMm% nndneitservm 
neque Vhet . . . cmneß emm im umm esHs m Christo {GaUd. IIL 
27. 28). — Qua ratione illud capietur coramodi, ut uon modo soeii 
singuli, sed variae etiam ejusdem generis societates, quod est dili- 
gentisaime provideodum, amice ac beuevole cousentiant. Sepositis 
quippe, at diiinraa, partiam stadiis, iafeBsamm aemolatioiinm prae» 
dpaae enrot eceaaioiies aaMatae; erilqae eonseqQaaaf al ad aa «oa 
manaa eaaaa eon?ertat, eadetnqae maxima et aobiliasiiiia, da qua 
inter oatboHees hoc nomine dignos nnllns potest esse dissensas. 

Denique magm refert, sese ad hanc ipsam disciplinara acco- 
modare, qui scriptis, praesertim quotidianis, pro religionis iiicolu- 
mitate dimicant. — Compertum quidem Nobis est, quid studeant, 
qua voltmlate eoDtandant; neqae facere poeanmus, qoia de catholioo 
nomine naerite jaafta Umde proseqoanmr. Yeram aascepta ipna 
caossa tarn exeellena est tamqne praeatans, ut mnlta reqniiat, in 
qnibns labi justitiae veritatisque patronos minime decet: neque enim 
debent, dum unam partem officii curaot, reliquas deserere. Quo<5i ^ 
igitur societates raonuimus, idem scriptores monemus, ut amotis 
leoitate et mansaetudine disaidüa, coiguactioaem animorum cum 
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ipgi interse, tarn in moliitadiae iaeaDtar: qaia •mtiitoiii poUeli 
scriptonim opera in utramqae partem. Oomeordiae vor» oom aibil 
tarn Sit ooatrarinni , qutfm diGtqrom acerliita»« mpioionnm ieme- 

ritaä, insimalationura iniquitas, quidquid est hujusmodi suroma 
anirai provisione fogere et odisse nece8se est. Pro sacris Ec- 
clesiae juribus, pro catholicis doctrinis non litigiosa disputatio sit, 
sed moderata et temperans, qua« potius rationum pondere, qaiHSi 
stiio nimis vefaementi et aspeto fietoram eartamints «eriptorem 
eftdat 

Istas igitnr agendi normas plarimam att^itranrar posse ad m 

cansas, quae perfectam aniraorum concordiara inipediunt, prohi- 
bendas. Vestrum erit, Dilecti Filii Nostri, Venerabiles Fratves, 
mentem Nostram popalo iaterpretari , et quantum poteetis oon- 
tendere, ut ad ea, quae diximuSf vitam quetidianam niiimsi exi* 
gant. — Qaod saue Hispanoa honüneB nitro effeetaroa ooDfidlmiur 
caiD ob epectatam erga bano Apostolieam Sedem Tolimtateni, tarn 
ob speraDda coneordiae beneficia. Domesticorum exemplorum me- 
moriam renovent: cogitent, majores saos, si multa fortiter raulta 
praeclare domi forisque gesserunt, plane non dissipatis dissentiendo 
viribns, sed una velat mente, unoque animo gerere potuisse. Eteniin 
fraterna caritate animati et id ipsum imdem seniienteB de praepo« 
tenti Maaronim dominatii, de haereri, de cbismate triampBannii'. 
Igitnr quonmi aeoepere fidem et gloriam, eorum Testigiis indstant, 
imitandoque perficiant, ut Uli non solam nominis, sed etiam Tirtntam 
saarum superstites reliqnisse videantnr. 

Ceterum expedire vobis, Dilecti Filii Nostri, Venerabiles Fratres, 
ad conjunctionem animorum similitudiRemqtte disciplinae ezistimamus, 
qai ia eadem estis provineia et inter res et cum Arohiepisoopo oea-* 
sDia identidem oonforre, de rebas 4M)miiiiinibo8 nna ooasiiltttreB: nbi 
vere res postalaverit banc adire iSedem Äpostolicam, aade fidsi 
integritas et disciplinae virtus cum veritatis lumine proficiscitnr. — 
Cujus rei percoratnodam allaturae sunt opportunitatem peregrinationes, 
quae passim ex Hispania suscipiuntur. Nam ad componenda dissidia 
dirimendasque controversias nihil est aptios, quam Ejus vox, quem 
Christus Dominos princeps paeis vicarinm eonätitait potestatis stiae: 
itemqae caelestimn charismatam copia, qaae ex Apostdomm sepolcris 
large dimanat. 

Vemmtameii quoniam omnts sttfficientia nostra ex Deo est^ 
Deum enixe Nobiscum una adprecamini, ut monitis Nostris virtutera 
efficiendi impertiat, animosque populoruiun promptes ad parenduin 
^ficiat. — • Commahibos adnuat coeptis angnsta Dei pareas Maria 
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iiioi|iiatMcoindMft amr, patripi carittt)« i eMMia^elulBlteHi* 

biliter in eiemplum eluxere. , -i ! 

• . laierim caelestium rauoerum auspicem et pateruae beuevolentiae 
Nostrae testem vobis omnibos, Düecti Fifö Nostri, Veneraliito 
Figl9raf9s:/cii99t9Aq«ft.g^ .HiwpMMftfnm Apeetolieam beoedietioiiein 
peramanter in Domiiia imperHrnns. ' '\ ' 

Datum Bomae apad. s. Petrum die 8. Decembris a. 1882. 
Pontificatus Nostri Anno Quiulo. 

Leo F. F. XUI. 

6. Motu Ftoprio 88. D. N, Leonis XUL 

Quo in Palatio Äpostolico Vaticam instituitur judictm Coüegium 
ad dirimmdas coniroversias, qiiae, ratione contractuwm^ am admir 
nisiraüone itjuedem Faiatii exutgere poseen^. . 

In perdifßcili aeramnisque plena, qnae facta est Apostolicae 
Sedi conditioue, capta Roma ejusque principatu civili, oportere ar- 
bitrati sumus, ut recto Administrationum Nostrarum ordini, peculiari 
Moia praprio consuleremus, nonnalla extra ordinem decementoa, quae 
tempomin adjimetis aptiora visa sunt. 

Quam praeter oeconomicas , et diseipHnaTes relationes, qnae 
Domus Nostrae Pontificalis Administrationes raoderantur, enasci, 
relate ad easdera, queant, contractuura aliarurave rerum causa, cou- 
troversiae et contestationes , justitiae titulo innixae; et quoDiam ce- 
^roqam in hojiumodi quaestionibus ordinis interloris, admittere ne- 
quinras extraneanim aaotoritatam interpositionem, neque nllimode 
eamndem eontro^ersiamin et coniestationiiin examen jvridicum pra»- 
pedire volamus, sie opus esse censemus recto justitiae carsni prospi- 
cere pro mensura et forma, quas conditionis Nostrae difficultates 
permittunt. 

De plenitadine ergo aiietoritatia Nostrae per praesentem Motam 
proprium duplex institaiinns Jadicam oolleginm tribns coostans Prae- 
latis nomhiaiidis ; penes qnod omnibas recnrsus pateat, in prima et 
secunda instantia, qui actiones et jura ad versus praefatas Admini- 
strationes vindicanda habere putent. 

Quam duo baec collegia ratioimm momenta, per partes exhi- 
biia, mature perpenderint, relativaa proferent sentenl^aa. Caaa aatem 
quo hae sententiae baad fderint conformes in suis eoncliisionüms, 
tnnc altera reddetur aententia in tertia inatantitf per atramqoe ool- 
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Ißginm in ubhio. ^sonrenieQB, Pra^de Audtioft Qemdü '.B/bY. Ga^ 
rom^ Apoetolieae»:' ; : * 

Dispositiones faae implebuntar^ pleaomqatt coMdqaeHttir effec- 
tniD| donec per Nos aliter disponatur. . • • - ,^\"' 

Cardiaali Nosko a Secretia StaiuB, cofflmuRsau est praciicas 
e^iikiiQ4iidi nmm pM 'tammdtfln eiecNitime.' ^ ' 
" Dümm ie üdsto-PiOaUo ApOitottco Vatteas«» MaJf>llB62 

V. Pontificatus nostri. • • • — • ''' ' •••• " 

Leo XIlLy Papa. 



• • • 
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XXVI. 

Die Unabhängigkeit des Papstes und die Entscheidungen der 
iWieiiiaoim GerieMe ai Rom vom 16. Aog. md 10. Nov. 1882 
und die betreffenden Noten des Cardtnal-Staatssecretärs. 

I Der rOmiselid Architekt MarHnußei brachte bei dem .Oivil- 
geriohte zu Bora gegen den päpstlichen Majerdoiniis eine Klage ein 

auf Zahlung von 15,280 Lire, welche er för Bauherstelluogen irr 
Vatikan anlässlich des Conclave bei der Wahl Leo XIII. noih zu 
fprdera habe. Der Beklagte leistete der in der Gazetta officiale an 
iha ergangenea Vorladnng keioe Folge. Das Qericbt erklärte sieh in 
der Sache far competent, wies jedoch den Slftger ab, well aeiae 
Forderung unbegrfindet sei. In Folge dieser Einndachong des its- 
lienischen Gerichtes in Sachen des Vatikans erliess der Cardinal- 
Staatssecretär Jacobini an die bei den weltlichen Mächten beglau- 
bigten Nuntien des heiligen Stuhles folgende Note: 

In dem Processe gegen den Majordoraus Sr^Heiligkeit und Pr&- 
fecten der apostolischen Palftste, aof welchen öcb das Bnndschreiben 
des Slaatsaecretaiiates Nr. 49^780 bezieht, hat das Oi?il* nnd Cor- 
rectioDsgericht von Rom am 16. Angnst d. J. das hier beigefügte 
Urtheil gefällt, worin das Gericht, entgegen der von der Vertheidigung 
erhobenen Competenzbestreitung , seine eigene Competenz behauptet, 
die Klage jedoch aus wichtigen Gründen und wegen mangelnden 
Beweisen xnrftckweist. 

Es ist hier nicht der Ort, die Orllnde za prOfen, anf 
welche das Tribanal seine eigene Competenz basirt. Diese begehen 
sich wesentlich nur auf die Anwendung des sogenannten Garantiege- 
setzes, welches vom heiligen Stuhl wiederholt verurtheilt und ver- 
worfen worden ist. Doch muss darauf verwiesen werden , dass der 
Urtheilsspmch selbst in glänzender Weise den Tadel bestätigt, den 
zwei päpstliche Docamente gegen dasselbe ansge^prochea habea, in- 
dem sie dasselbe einen Spott des Staates nad einen jedes Ernstes 
entbehrenden Akt nannten. 

In der That, wenn das Garantiegesetz im Sinne des Gesetz- 
gebers nichts anderes ist, als ein »Complex von Privilegien,« und 
wenn diese nach den in dem Urtheil aufgestellten Grundsätzen nicht 
die Kraft haben, Toa dem gemeinen Rechte eine Ausnahme sa sta- 
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taireDy so wird das Gesetz selbst zu eioem Spiele mit Worten, za 
einem Iftcherlichen Widerspraclie. 

Doeh die gegenwärtige Streitfrage ist von höherer Bedeatnng; es 

handelt sich hier um keinen blossen juridischen Streit, sondern um eine 
wesentlich politische und internationale Frage. Es handelt sich nicht 
'ittoi die B>age, ob die Gesetze von den fUcbtern Born» nehtig inter- 
SBH^tirt worden sind, sondern .darnip, ob sol^.flMilze im InoeiMps 
Yatiei^ia 0e}tiing haben^ oder. ?i6lm»hv dajnuRi.^Q^.^eE |^a||4:der 
Autorität unterworfen ist, welche in fiom regiert, ob seine Minister 
ffir die in Ausübung ihres Amtes vollzogenen Akte einem Anderen , 
als dem Papste verantwortlich sind, und ob das vaticaniache Gebiet 
• ein Theil des Territoriums Jungitaliens ist. 

Zunächst würde man einen grossen Irrthum begeben, wenn 
man die politische Lage des Papstee mit derjenigen irgend eines de- 
.possedirten ffirsten Tergliehe. Der helKge^Tater ist auf Gnmd^iier 
^Ottliehen Mission und seines apostoliseben Amtes, da» er, kraft der 
höchsten Autorität, in der ganzen Welt ausübt, auch nach Verlust 
der weltlichen Herrschaft, nicht nur von Rechtswegen, sondern auch 
de toto Souverain geblieben und dieser Charakter der thatsächlichen 
Souverainetät ist ihm ton allen Mächten zuerkannt worden, welche 
bei ihm' ausserordentliche Gesandtschaften und ständige, mit diplo- 
matischen Privilegien ausgestattete Botschaften beglaubigt hnh^\ die 
ihm öffentlich solche Akte der Ergebenheit und Ehre erweisen, die 
lediglich regierenden Fürsten gebühren. Nun ist die absolute Im- 
mouität der Residenz das wesentliche Attribut der Souverainetät, 
denn ohne diese locale Prärogative würde der Begriff der absoluten 
Unabhängigkeit der Person nicht Torhanden sein; und ini der That 
spricht das öffentliche Recht diese Immunität alle» Seuvei^inen zu, 
mögen auch die Gesetze und Sitten der Völker noch so verschieden 
sein. Verhielte sich das anders, so ergäbe sich daraus der schlimme 
Widerspruch, dass der Papst schlechter gestellt wäre, als der bei 
seiner Person accreditirte Diplomat, welchem die Unabhängigkeit 
von den Localgerichten und die Immunität der Wohnuhg aner- 
kknnt sind» 

Diese Prärogative des Papstes muss sich nothwendiger Weise 
auf seine Minister erstrecken, welche, wie die Minister anderer Fürsten, 
lediglich Ihm für ihre Akte verantwortlich sind. Sie können in der 
That, wenn es sich um in dem immunen Bereich ausgeübte Akte 
handelt, nicht dem Urthdl einer auswärtigen Autorität unterworfen 
werden ohne Verletzung der localen Immunität Da dieae Akte im 
Namen des Souverains geschehen, so wflrd^ jegliche fremde Ihi- 
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misch ung auf die Person des Fürsten selbst zurückfallen und seiiie 
Unabb&Dgigkeit Temichtea. Weon das (ür jeden SoateraiB gittt ^ 
giU e0 Qoeh mehr Jför den Paptt, denn bei dem «beolnteii Obarakter 
meiner Sbaveraineiftt bdimb die Verantwortlickkeit fl&r die kkbd acner 

Minister seiner Person selbst zufallen. 

Diese Arguraentation ist so zwingend, dass selbst der Anwalt 
des Klägers die ganze Schwierigkeit erkannte, und die Eichter sat..^. 
sieb, um ihre eigene Ck>mpeUn2 zn begründen, gezwungen, in oebel- 
h|tfter Abstraolion und anfiieabarer Form aicb zu dem nbsarden nad 
scandaUteen Gnmdsatze vbl Tersteigen, dass der Papet den TritMHMdea 
des Königreichs unterworfen sei. Denn eine andere Bedeutung iSisst 
sich dem wichtigen Passus nicht beilegen, worin es heisst, dass »auf 
Grund der Verfassung die unverletzlichen Rechtstitel über das »Meine 
und »Deine in gleicher Weise durfib das amilksbe Urtbeil der vom 
Kön^ eingesetzten Siebter Allen garantirt werden mütseii, ohae 
Bftcksicbt auf die besonderen EigentbfimliebkeiteB des Ortes, der 
Zeit und der Person. 

Nachdem so der Begriff der souverainen Immunität festgestellt 
ist, sind zwei Einwürfe zu widerlegen. Der erste ist einem Ver- 
gleiche mit dem königlichen Hause entnommen, welches ohne Be- 
leidigoog des Forsten den gewöhnlichen Tribonalea onterworfen «et 
Der fmdere stellt den Lauf der Gerechtigkeit durch die ImmiiiiHflt 
der Besidenz des Papstes als gehemmt hio. 

Es hat jedoch zunächst die moderne Theorie von der Theilung 
der Verantwortlichkeit auf die Palastverwaltung niemals Anwendung^ 
gefunden, denn dort besteht bei dem absoluten Charakter der Sou- 
^ yerainetät nur eine politische Verantwortlichkeit, die des Sonverains. 
Abgesehen. daTon, dass iu eimgen Reichen besondere priTüegiite 
Tribunale zur Aburtheilung solcher Streitsachen bestehen, bdeidigt 
auch die Abhängigkeit des königlichen Hauses von den gewöhnlichen 
Tribunalen nicht die Würde und Immunität des Fürsten, denn diese 
Tribunale werden von ihm eingesetzt und fällen in seinem Namen 
das Urtheil. 

Was femer die Verhinderung des Laufee der Gerechtigkeit ut- 
betrift, so iet dieser Einwurf för den Msgr. Migordonus sicher ebenso 
beleidigend, wie rechtlich der Passus sehlecht begründet ist, worin 

die Richter wieder auf den Begriff des Ausnahmerechts zurückkom- 
men, indem sie den Vorwand als absurd bezeichnen, »dass der Voll- 
zug des Rechts in irgend einem Falle wegen eines localen Prifir 
leginms in Italien thatsächlich paralysirt werden kftniie oder gar 
müsse.« Denn hier handelt es sich nicht um den YoUnig des 
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Becbtfs, mdern m die Frage; in wessen Namen es gesprbcbe^ l^^** 
den soll. Der heilige Stuhl wünscht mehr als die italienische Re- 
gierung, dass die Gerechtigkeit ihren vollen und freien Lauf habe, 
und desshalb wurden Commissionen und Prälaturen eingesetzt, um 
die Rechtsfragen des Palastes dem Rechte gemäss zu prüfen und za 
:e^aeheiden» Von weleher ^rechtigkeit nnd BiUigkeit ferner die 
Leiter des p&pstlidlMn Hanses bemit siM, das zeigt MülftngÜc& flie 
vorliegende Sireitfrage: seii der Oecnpation Roms sind zwölf jähre 
verflossen und trotz grosser Aufreizungen zum Abfalle und zur An- 
strengung von Klagen wurde gegen die Verwaltung ein einziger Pro- 
cess angestrengt und auch in diesem wurde von den Localgericbten 
der Klftger mit seinen Ansprfiehen abgewiesen. ' ' 

Das bislier Gesagte wird dorcli die bistorisclie Gestaltnng^ der 
gegenwärtigen Lage des Papstes yotlanf bestätigt. Al^ fiöm ain 
20. September 1870 von den Angreifern occupirt wurde, wurde der 
ganze Bereich des Vaticans respectirt. Dort fuhr der mit seinen 
Garden und Ministem eingeschlossene und von der Liebe, and Treue 
seiner ünterthanen umgebene Papst in der Aasabang der gan^ 
FiHle der Beehte fort, in deren Besitz er vor dem 20. Sej^teitiber 
war. Wie er also von Rechtswegen nie aufgebort bat, der Sonverain 
Borns und aller Staaten der Kirche zu sein, so ist er das sowohl von 
Rechtswegen wie auch factisch in dem Bereich des Vaticans ge- 
blieben , welcher zwölf Jahre lang stets unverletzt gelassen wurde. . 
In der That hat Dicht nur kein Agent der Regierung dort einzn- 
dringen gewagt, sondern die Anftechthaltnng der Ordnnng, die Lei* 
tnng nnd der Gang der Yerwaltang, die hierarchische Abhängigkeit 
nnd die hauptsächlichsten Akte des bürgerlichen Lebens wurden, 
unter vollem Ausschluss jeder fremden Einmischung, stets von den 
Palastbehörden wahrgenommen. Das System der Auslieferung, wel- 
ches zwischen den Staaten üblich ist, wurde stets friedlich prakticirti 
und falls im Innern gemeine Vergeben vorkamen^ wnrde der Process 
bei dem Palasttribnnal angestrengt, dem das Becht resertirt ist, 
dein Schnldigen abznurtheilen und seine Verhaftung, seine Ausweisung 
oder Auslieferung anzuordnen. - . 

Um also die befremdliche Behauptung der römischen Richter 
aufrecht zu erhalten, muss man eine ganze Reihe öffentlicher und 
feierlicher Thatsaohen leugnen, welche ein Theil der politischen Ge:^ 
schichte unserer Zeit sind , und auch die elementallsten Qitindsätze 
des intematioHalen Rechts verkennen, welches vorschreibt, dass keHie 
jurisdictionellen Rechte ausgeübt werden können, wenn diesen nicht 
die Occupation des Territoriums vorhergegangen ist. Nuu ist unbe- 
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«tvottbaTf das» der apostoUadie Palast das VaÜeaos memala ocoi^iit 
«ardeii kl und das» an aeioen Thoren die eindringenden Waffen Halt 

machten, was allerdings nicht dem guten Willen der Regierung zn- 
zuschreibeu iät, sondern augesichts des bewaffneten Widerstandes, 
der Macht des legitimen Herrschers, des Vetos von ganz Europa und 
namentlich in Folge der Beförehiang, der Papst kOnne mit seiner 
Abreise drohen« nioiit gesehah. Diese Abrm» bitte aber die Enstonz 
der jungen Regierung selbst compromittirt, wie sie dieselbe auch jetzt 
conipromittiren würde. 

Alle wissen, welche grosse Entrüstung der Gemütlier der Katho- 
liken wegen der gewaltsamen Occupation Kon)s sich bemächtigte. 
Ohne der vielen Tausende von Adressen, Protesten nnd Pilgeriahrten 
sni gedenken» braneht man nnr das am 19. Deoember 1870 von der 
Regierung der Kammer vorgelegte »GrrÜnboch« au lesen, um nn 
sehen, wie die weit um sich greifende Bewegung selbst die Gross- 
mächte Europas zu beschäftigen begann. Welchen Eindruck aber 
würde es auf die Bevölkerung gemacht haben , wenn der Paj^ als 
Verbannter nnd als ein gegen alle Rechte und alle Verträge seiner 
Staaten Beraubter in dem vom Blute des hl Ludwig getrftnktsn 
Lande ersehienen wftre, oder inmitten seiner katholischen Söhne in 
siegreichen Deutschland? Gerade desshalb wurde von dem Minister 
der auswärtigen Angelegenheiten in einem diplomatischen Documente 
der vom heiligen Vater gefasste Beschloss, in Rom zu bleiben, >eiue 
gute £ingebung€ genannt, und um das beunruhigte Gewissen der 
Völker mid die Besorgnisse der Fürsten su beruhigen, beeilte er si^ 
"durch seine Agenten und in feierlichen Brklftrungen ftr die Unab- 
hängigkeit, die Sicherheit und Würde des Papstes die uuitassenJ- 
steu Versicherungen zu geben. Wenige Tage nach dem sogenannten 
Piebiscit der römischen Bevölkerung erklärt der Minister selbst in 
dem Rundschreiben vom 18. October 1870 an die im Auslande be- 
glaubigten Vertreter, die Aulgabe' des neuen Staates sei, »appliqaer 
Pidte du drdt dans son acoeption la plus large et la plus dlevd anz 
rapports de TEglise et de PEtat,« die Idee des Rechts auf die Be- 
ziehungen zwischen Kirche und Staat in ihrem umfassendsten und 
höchsten Sinne anzuwenden). Sodann übernahm er angesichts der 
Katholiken und der ganzen civilisirton Welt die feierliche Verpflich- 
tung, dem Papste seine grosse religiöse, politische nnd sociale Po- 
sition zu bewahren. »Notre premier devoir en foisant de Borne la 
capitale politique de Fltalie est donc de d^clarer, quo le monde ca- 
tholique ne sera pas menace dans ses organes par l'ach^vement de 
uoätre uuite. Et d'abord, la grande Situation qui appartient person- 
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nelletnent au Saint Pfere ne sera nullement amoindrie, son caract^re 
de Souverain, sa preeminence sur les autres princes catholiques, les 
immunit^s et la liste civile qoi liü appartienaent en cette qualitä 
liii seront arnj^lennHit gtnmtis. Ses pälais et ses MdwM mumi 
k ^rM^ de FeKteriitoriallU. (indem wir Ro» «or poUttBelMn 
Hauptstadt Italiens macbeo, emoliteti wir es Ißr ünien eist» Pflicht, 
die Erklärung abzugeben, dass die katholische Welt in Folge unserer 
Einheit in ihren Organen nicht bedroht werden wird. Zuförderst 
wird die der Person des hl. Vaters gebührende hervorragende Stel- 
ittog in- keiner Weise verschlechtert werden. Sein Charakter als 
SoQverain, sein Vortritt ?or allen anderen katholiacbeii Fftraten, seine 
IfliHHinitlften und die ihm in dieser lügens^ait giehQhrende Oivil- 
liete werden ihm in nmfhssendem Masse garantirt sein. Seine Pa- 
läste und seine Residenzen werden das Pivilegium der Exterritorität 
besitzen). 

Wie diese Versprechen gehalten wurden, zeigen indirect die 
gepriesenen Garantieen, welche nnier dem erlegenen Ansehein der 
SenTeralnetftt die ünterdrflitang vnd Erniedrigung verbergen. In 
der Tbat, selbst wenn man von den eebr schweren Midigungen, 

welche Religion und Kirche iu Italien erlitt, schweigen will, gibt es 
doch k<'ine Schmach und Schande, die man nicht in diesen zwölf 
Jahren ungestraft gegen die erhabene Person des hl. Vaters ge- 
eohleodert h&tte, welche beetftndig dem Hass des Volkes als Feind 
des Vaterlandes bezeichnet wnrde. Selbst die üeberreste des mbm«- 
reieben Pins IX. blieben nicht nnverletst, nnd die ürbeber jener 
wüsten Scenen, welche die Indignation der Laienwelt erregten, er- 
hielten in einem diplomatischen Document das Lob eines edel- 
fniUhigen Patriotismus! (elogi di generoso patriotismo). 

Aber selbst bei diesem Sturme von Gewaltthätigkeiten nnd 
Beleidignngen wnrde die päpstliche Residenz bis jetzt respeckirt, nnd 
wagte es die Regierung nicht, die absurde Prätension von der Ans- 
ehung der Jurisdiction über ein Territorium aufzustellen, das immer 
im ungestörten Be^jitx seines legitimen Pursten gewesen und dem 
' diese selbe Regierung feierlich die Exterritorialität zuerkannt hatte. 
Hente dagegen massen sich die römischen Tribunale zum ersten Mal 
das Recht an, die Minister des heiligen Vaters über Handhmgen znr 
Bechenschaft zu ziehen, welche sie in seinem Namen im Umkreis des 
Vatieans vernahmen, und es ist enm ersten Mal, dass sich die ge- 
richtliche Autorität nicht scheut, in einer Sache, welche die Immunität 
des heiligen Stuhles betrifft, den Grundsatz auszusprechen, dass es An- 
gesichts der Vertassung keine Ausnahme von 2!eU^ Ort oder Person gibt. 

19* 
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Daraus ergibt sich eine schwere Beleidigung nicht nur für die 
Minister, sondern auch für die geheiligte Person des heiligen 7aters 
selbst t da sich die Absicht zeigt, Denjenigen als Unterthan des 
Königs nnd den gewöhnlichen Gerichten unterworfen tu betmcliteti, 
welefaer gemiss gOHIiehea A^aftrages der oberste Leiter derOeHmi», 
der allgemeine Geset^^er in Sachen des Glaiibems nnd der SitMi 
nnd der authentische Ausleger des natürlichen und bürgerlichen 
Rechtes ist, und den alle Gesetze als über jede Gerichtsbarkeit er- 
haben und darum unverletzlich anerkennen. Die Lage des heilig-en 
Vaters gestaltet sich also sogar innerhalb seioer Besidenz ftusserst 
schwierig, da die Hindemisse sich immer mehr mebreD, ebne die 
nothwendige Selbststftndigkeit för den guten Fortgang der Verwais- 
tuDg ZU sorgen und Angesichts der Einmischung der von einer feind- 
lichen Regierung eingesetzten auswärtigen Gerichte die hierarchische 
Ordnung unter den Abhängigen und die strenge Disciplin unter den 
Soldaten aufrecht zu erhalten. — Endlich wurde durch die Ver- 
letzung der Immunität der päpstlichen Paläste auf Grund der Fer- 
kflndeten Ausdehnung des gemeinen Beehtss eine moraliscbe Bre«^ 
in die Mauern des Talleaiis erdffiiet, welehe nur die Invadim wr* 
bereitet. 

Angesichts solcher Folgen, welche sich logisch aus dem Rich- 
terspruch vom lü, August ergeben, bringt der Endesunterschriebeae 
Cardinal'Staatssecretär auf ausdrücklichen Befehl Sr. Heiligkeit diese 
neue Art der Beleidigung zur Eenntoiss und Anklage, welehe die 
ohnehin so traurige und schwierige Lage noch verschlimmert, pnv 
testirt gegen die Verletzung seiner Immunitäten und seiner sou- 
verainen Rechte, und macht die Regierung für alle Consequenzen 
verantwortlich, welche sich aus einem Zustand der Dinge ergeben 
könnten, der täglich unerträglicher wird. 

Was dann den Btchterspruch anlangt , soweit er den ende»- 
unterschrl^enen Cardinal besonders betriflft, so ist derselbe eiiir 
sclilossen, keinen Vertheidiger bei denn Tribunal zu stellen, nicht als 
wenn er einer gerichtlichen Entscheidung entgehen wollte, sondern 
weil ihm dies weder die von den Richtern hinsichtlich ihrer Com- 
petenz anfgestellt-en Grundsätze gestatten, noch das Ansehen einer 
hohen R^rSsentanz. 

Der Endesuttterschriebene selbst bittet endlich dies Alles zur 
Kenntniss Ihrer Regierung zu bringen und benutzt diese Gelegenheit, 
von neuem seinen Gefühlen Ausdruck zu geben etc. 

Im Vaticau. II, September 1882. 
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. » IL Mmtinucoi ^^feX^i^ gegen du ürtlieil der ersten ItistaDz, 
welche ihn abge^sen^ ftW ven den ProeeeulrosteQ eiitbmiden HUe, 

an den italienisclion Appellhof zu Rom. Jedoch auch dieser erklärte 
sich ia dem ürth vom 10., registr. am 17. Nov. 1882 nicht etwa 
i^Qompetent, sonderu wies zwiu: . ebenCallfi diß^^'ordleruitg Martiuuccrs 
fils an sich unbegründj»t ab, ging aber in seiner Competenz-Erklärung 
^oweiifci den Papefc gerftdessii.,al8 einen Dnterfelian dee itaUenieGh^m Ein- 
heitsstaates ^Iftm, indem anf Grnnd des yorausgegangenen 
Plebiscites das kOnigl. Decret vom 9. Oktober 1870 bestimmt habe, 
I^m bilde einen integrirenden Theil des Königreiches Italien. Dass 
die italienische Regierung selbst durch das Circular des Ministers 
Visconti Vmosta vom 18. October 1870 an die auswärtigen Mächte 
(Üe.Skmreraim^t des dpstes nnd die Exterritorialität des Vaticanes 
nnmletat asn lassen und aofre^t zu halten sich verpflichtete« dass 
das sog. Garantiegesetz vom 18. Mai 1872 dem Papste alle Beehte 
eines Sonverains zuerkennt, dass auf Grund desselben Gesetzes der 
Vatican ein von Italien unaliliängiges Gebiet ist, darüber setzte sich 
auch de|: italienische Appellhof hinaus. Artikel 8. des genannten 
Gesetzes verhietot aneh jedem kdnigl. Beunten das Betreten des 
Vaticuies; würde also auch Execntion des ürtheils eines italienischen 
bürgerlichen Gerichtes dort anssehliessen , ebensowenig wie ein ita- 
lienisches Gericht demgeraäss nicht die Macht bat, Zeugen von dort- 
her zu citiren; lauter Bestimmungen, welche die Competenz der 
itaUenischen Gerichte in Dingen, welche innerhalb des Vaticans vor- 
gehen,, anssehliessen. Zndem sprechen die italienischen Gerichte im 
{iTamen ihres Königs und wenn sie. hier im Processe Martinncd sich 
über eine Angelegenheit des Papstes für competent erklärten , so 
wurde damit im Namen des einen Souveraines über eine Sache des 
andern Souverainös Recht gesprochen. Der Appellhof suchte dieser 
Einwendang durch die Ausrede zu begegnen, er habe ja nicht den 
Papst, der allerdings als Souverain für ihn unerreichbar sei, sondern 
dessen Hansmeister ror seine Schranken geladen. Aber die päpst- 
lichen Beamten sind eben nur Werkzeuge und Vollstrecker des sou- 
verainen Willens des heiligen Stuhles und sie sind auch keine Hof- 
beamten des Kölligs , über welche dieser durch seine Gerichte ur- 
theilen lassen kann, sondern die Beamten eines fremden Souveraines. 
Wenn der Appellhof weiter bemerkt, es lägen Fälle vor, wo der 
Yatiean sieh an die italienische Gerichte gewandt habe, so ist das 
allerdings richtig; aber das waren lauter Fälle, in welchen die In- 
teressen von Bewohnern des Königreichs Italien mitberührt wnrden, 
wie z. B. bei der Erbschaftsfrage des Card. Antonelli und des Papstes 
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Pias EL, deren Verwandten eben nicht im Vatican wohnten. Das 
Garantiegesetz selbst sachte der Appellhof aach dadarch in seinem 
Sinne auszulegen, dass er sich auf die gegen dasselbe gerichteten 
Auslassungen einzelner radicalen Deputirteu berief, die bei der Be- 
rathang des betreffenden Gesetzentwurfes erfolgt waren. Endlich 
wies der Appellhof darauf hin, dass der Papst erst in Folge des 
Processes Afortinncci durch sein moda proprb (s. o. S. 284 f.) ein 
eigenes Tribnnl im Yaiican errichtet hiibe; w&hrend der forher- 
gehenden zwölf Jahre müsse daher der heilige Stahl die itaHeBtsehea 
Gerichte als zuständig angesehen haben. Aber in Wirklichkeit be- 
stand schon im Vatican ein eigenes Gericht, das sog. Palatin-Tribun^ 
and wenn jetzt noch ein neues Gericht im Vatican errichtet wurde, 
so hatte dines seinen Grand mar darin, dass bis dahin unter den 
Beamten des Vatican noch kdn Bechtsstrdt an entscheideB 
wesen iror. 

Von dem vorstehenden Processe und der Werth losigkeit des 
sog. Garantiegesetzes handelt auch eine in Rom 1882 auf 46 S. quart. 
erschienene Schrift von Ed. Soderini: »La sovranitä del Faj^ presa 
ad* eaame in oecaslone delhi yertenza Theodoli'-Martiuacci.« 

IV. In Folge des ürtheils des Appellgerichtes wandte sich der 
Cardinal-Staatssecretär in der zweiten Hälfte December 1882 in einer 
zweiten Note an die Mächte. In dieser zweiten Note hob der Car- 
dinal-Staatssecretär besonders den Widersprach hervor, welcher zwi- 
schen den ISrklSmügen der italienischen Regierung znr Zeit der Vo- 
tirung des sog. Garautiegeaetzes und deren jetzigen Haltung bestehe. 
An der Hand der Erklärungen des Ministers Venosta wird nachge- 
wiesen, wie die Handlungsweise des jetzigen Oabiuets mit den früher 
von Europa eingegangenen Verpflichtungen direct im Widerspruche 
stebi 
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XXVII. 

. . Zu c. 36. X. de jurejur. 2. 24. 

YoA üttgo Laemmer in BraslAiL . 

Dass nach «anonlseliein Recht «in JurAmentm jtidiciale ne^ 

tessariuni nicht de ignorantia auferlegt werden darf, ist unanfecht- 
bar und als Grundsatz in der Praxis zu befolgen. Selbst H. Böhmer^ 
J. E. Pr. üb. II. tit. 24. §. 72, nimmt dies an and spiieht aleh 
gegeto einen £id über Nichtwissen ans. Das Jnraininitam de igno* 
ratitia widerspricht der naeh den Eirdiengesetaen dem Eide inwohnen* 
den Heiligkeit geradem nnd ist daher in cansis spirünaliiNM und 
mere ecciesiasticis , also in Ehe- und denjenigen Sponsalien-Sacheu, 
in welchen es sich um Giltigkeit oder Ungiltigkeit und um die Voll- 
ziehung der Spoosalien durch Eheschliessung handelt , einer Partei 
Diehi ansuvertranen. 

Es fingt sieb aber, ob aas der F^MSong des o. 86. X. de joiejttr; 
2. 24. nnd ans dem fovor matrimonii, ans der Abneigung des oano- 
nischen Rechts geg^n die Ehesonderungen unzweifelhaft hervorgeht, 
dass in Fällen, in welchen der klagende Theil eine praesumtio mo- 
lenta für seine Behauptungen zu begründen nicht vermocht hat 
(p. 27. X. de testib. 2, 20 und c. 12. X. de praesompt 2, 28) in 
der Begd dem beklagten Theil ein Beinignngseid wird zuerkannt 
werden müssen, wenn nicht der klageude Theil ans eigener Wissen- 
schaft schwören kann und der Richter ausnahmsweise ihm den Er- 
füllungseid, jedoch stets nur de veritate, niemals de ignorantia auf- 
zuerlegen befindet? 

Anlangend die den vollen juristischen Beweis erübrigende prae- 
snmptio ?iolenta, so ist sie nicht in allen Eheseparationen dem vollen 
Beweis gleich zu achten. Auch in den allegirten Stellen c. 27. X. 
(2. 20) und c. 12. X. (2. 23) wird jene Präsumption nur für den 
Erweis der copula carualis, wofür Ursache und Grund nicht fern 
liegen, zugelassen. In ersterer Decretale (carnalis copula probatur 
per conveniens testimoniam de visu; idem in testimonio anditus, 
qnod adminicaU et fama coadjurant) ertheilt nämlich Cölestin III. 
auf die Anfrage: »Quam qnis accnsatur aliquam cognovisse, an dnt 
testes interrogandi de visn , aut sola viciniae fama sufficiat , vel si 
juratis testibus sit credendum, qui se carnalis copulae conscios esse 
fatentur, sed de visu nihil afQrmautc das Kesponsum : »Quodsi testi- 
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motuum Gonveniens de visa reddaiar vel etiam de aa^ita, et prae- 
siAnptionem violentam fama eonsenUens submüiistreti ac aiia 
tima saffirageotar eidem, standaia est tctttootdo jiiiatoviim« mit der 
MotiviruDg: »Olrenfiispectns Jadet al<|fi« diseretos jtftta illad, qnod 

in jure civili cautam existit, raotum animi sui ex arguraentis et 
testimoniis, quae rei aptiora esse compererit, confirmabit;« während 
io c. 12. X. de praesumpt. 2, 23 (Per violentam praesnmptionem 
probaii^ carnis copula) Alexander III. zu dem Silase gsUuigt: »Tun 
ex eotifeissioiitf, tum ex tiolenta et eörta stupiciooe fortiieations um 
immcnrito potest sententla divortii promnlgari, ita quidera, at vir Ii«* 
centiam habeat raortua illa ducendi aliam, muliere sine spe conjugii 
remaneute.« Eine weitere Ausdehnung der praesumptio violenta 
ausser" in Beweisfällen der oepula caraalis auf alle Ehesachen m** 
scheiht bedenklich. 

. Ißclit minder erhebeti sich dagegen Bedenken, den Belnigoai^ 
eid als Begel, den BrfQllangseid ab Aoanahme dUgemem wdva^ 
fassen. Denn 

1) der Wortlaut des c. ult. (36). X. (II. 24); »Jaranaentum a 
te paiti delatmn, nisi justa de causa, oon potait recusari, quamfis, 
qtio.d in jndicio *a parte parti defertar, recnsari possit licite ac referri; 
iie^ liceat conmto famoea actione referre hnjnnnodi jnsjnnuidinD. 

1'. Sanei ei äcter omnino in probatione det^cerit, rena debety eftsi 
idbil praestiterit, obtinere; praesumptione yero faciente pro illo, reo 
deferri potest ad ostendendam suam innocentiara juramentum, nisi 
judex inspectis personarum et causae circumstantiis illud actori yi- 
deat [viderit] deferendum« scheint dem Beinigungseid als Kegel vor 
dein Erfuillungseid als Ausnahme die Anwendung durcbane nicht zu- 
sueprecben. Vielmehr iSset Gregor IX. a. a. 0. dem Riclhter ftmt 
Wahl, sofern letzterer nach gewissenhafter Erwftgnng auf eines 
Reinigungs- oder Erfüllungseid erkennen darf, ohne an ein gesetz- 
liches Moment einer Regel oder einer Ausnahme gebunden zu sein. 
Es stützt sich dies Verstäodniss der citirten Stelle zugleich auf die 
alte Praxis 9 wie sie im Snmmarium des Textes bezeugt ist: »Jurar 
mentum litis decisorium a judice delatum« sine justa causa recusari 
non potest; delatum yero a parte licite recusatnr et refertur; in 
actione tarnen famosa non licet reo referre. Hoc dicit, usque ad §. 
Sane. — §.1. Actore nihil probante reus est absque omni onere 
absolfendas; si vero praesumptio est pro eo^ defertur reo juramen- 
tum, vd ipsi adori, consideratis peroonarum et causae drcnm8tantÜ8.€ 

2) In den vielen Streitfilllen, wo hMe Theüe gern Ton ein* 
ander wollen, würd gerade durch den Beinigungseid der im zweifei- 
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haften Falle gerechtfertigte favor matriiuonii des RiQbtera nicht er* 
racht, wie ans der Praxis bekannt ist. Dieser favor spricht dess- 
halb nicht Tonngaweise für einan RdaigQDgseid» ?i^mehr wird. die 
genaue Erwägung der eireamsiantiae personaram, wer nämlich vofi 

den streiteuden Thailen gewissenhafter und wahrhaftiger erscheint, 
oft zuletzt darüber entscheiden, wem der Eid richterlich eintretenden 
Falls anzuerkennen sei. Nur wenn jeae consideratio kein üeberge- 
wicht der Glaubwürdigkeit für einen der streitenden Theile bietiet«. 
g^bt im Zweifel .der fa?or niairinM>nii an Qiuistw des Beimgnnga- 
• eidea den Anaseblag. . . 

Im Einklang mit c. 36. X. de jurejnr. 2. 24 steht §. 233. der 
Instructio pro Judiciis Ecclesiasticis Imperii Austriaci quoad caussas 
matrimoniales. Darnach hat das Ehegericht zu entscheiden, ob ein 
ErfuUungseid von Seite der Gatten za erlauben, ob der ßaupteid 
Binem derselben aafieatragen oder za verstaiten sei (M juramentura 
snppletorinm ex parte oonjugam eoncedendam, an jnramentnm litis 
decisivum nni eomm imponendnm vel permittendnm sit, a tribunaU 
decerni debet). Das Gericht muss sich dabei gegenwärtig halten, 
dass man überhaupt einem Eide der Parteien nur dann Raum geben 
solle, wenn kein anderes Mittel, die Wahrheit ausser Frage zu stel- 
leo, mehr übrig sei, nnd dass die leidenschaftlieha Aafregnng, welche 
bei Bhestreitigkeiien einzatreten pflegt, die Gefahr des Meineides 
irilher rücke (qno in negotio ante ocnlos habendnm est, in genere 
jnsjurandum partium tunc tantum admitti posse, si omne aliud veri- 
tatem eruendi medium defecerit, et auimorum exacerbationem, qualis 
in conjugum litibus obtinere solet, perjuril augere pericolum). 

Selbstverständlich handelt es sich hier nnr am Ehese|Mirationen 
und nicht nm Ehenullitfttssaehen, da in letzteren weder ein jnra- 
mentam volnntarinm (Parteieneid) noch ein joramentnin necessariom 
(richterlich auferlegter Eid) zulässig ist und voller Beweis auf andere 
Weise nach Maassgabe der Benedictinischeu Constitution Dei misera- 
tione erfordert wird. 
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XXVIII. 

De Coemeteriis in Gallia, 

6eh{«ij} /1, Af* liamriaton, «upo* hoDOC eccL MdtropoL Taroaeiuis. 

' Nova lex", seu potius abrogatio unias ex articulis legis civilis 
circa Coemeteria, quae a priinis aimis hujus saeculi in Oallia viget, 
receiiter die 15. Mensis Novembris anni 1881 promulgata fuit; cujus, * 
sicttt iofra videbitur, scopas erat, neglectis votis omnium Gatholi- 
coram, inimicis Ecclesiae satisfacere. 

Inter varias disposiüoDes illius legis, cognitae nomine Decreü 
diei 28. Mensis pramaJ anni Xn. ReipnbÜeae gallicae (12. Janii 
1804) circa Coemeteria, articulus decimus quiiitus sie se liabebat: 

»In Cominunitatibus seu Munieipiis ubi plures habentur cultus, 
siugalis assiguaii debet locus proprius 'sepultarar um ; et, posito quod 
nnnm tantam eonstitutam est coemeteriam, tot in partibos dividator 
pet moros, septa vel elfossiones, qoot sunt divers! caltns, quomm 
nnicniqne accessns proprins et spatinm terrae pro nnmero incolarum 
profitentium illos cultas tribui debent. 

Hujusmodi dispositio sat consentanea erat cum lege ecclesias- 
tica, qua cadavera inüdelium in coemeteriis Christianorum sepelire 
expresse prohibetur; nam coemeteria snnt loca sancta, seu »auctori* 
täte Episcopi benedicta in qnibus cadavera Oatholicomm pie dece- 
dentinm sepeliuntur^),« ac proinde, juxta mentem legislatoris, non- 
tantam Acatholicorum cadavera, sed et illa Catholicorum quibus 
tanquani indignis ex disciplina Ecclesiae sepultura ecclesiastica iuter- 
dicitar, in loco speciali, a terra sancta sejuncto, ponebautur. 

Articulus vero proxime sequens ejusdem legis civilis principüs 
juris Ganonid omnino adversabator ; nam, ex eo quod Ooemeteriam 
anctoritate Episcopi benedictnm inerat ant pars qnaedam iUius hu- 
jusmodi benedictione locm sanctus facta fiierat, sub auctoritate ec- 
clesiae remanere sane debuisset; articulus tarnen decimus sextus hoc 
jus ab ecclesia indebite tollebat. Etenim sequentia expresse sancivit: 

»Loca sepulturis assignata, sive municipiorum, sive privatorum 
res sint, anctoritati, politice et costodiae administrationam munici- 
palinm snbjidentor.« 

Hino« postkabita mente artienli praecedentis disoiplinae Ecele- 

1) CL Reifftmtuel, Ub. 8, tit 2^ Mr. & 
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siasticae congrueuti, omnia coemeteria bodierna, etiam antiqaa illa 
quae poat magnam perturbationem gallicam reaUtaia faermit, non 
atnplius pertinent ad f&bricas ecclesiamm, sed ad numid^ dvilia; 
qninimo, ex jnrispradentia CoaaQü Status, fabrieae ipsae propria 

coemeteria acquirere aut possidere prorsus prohibentnr 

Nemo non videt quam libertati Catliolicorura repugnat fabricas 
occksiaram hoc jure acqaireodi et possidendi fraudairi. Cur igitur 
fabrica, quae personam eccleaiae paiöduauae gerit, anmplibiis fide- 
llam istibs oßclesiae eoemeterium coustitiiere qod posnet et. t^qo^m 
«bonum proprium servare, saltem sub custodia muaicipii eivilts? 
Denegatio hujus juris eo magis mira et iniqua esse videtur, quam 
privatis in terra propria scpeliri mioime abnoitur, accedeuti dumtaxat 
Majoris municipii approbatione. 

De facto, bodiedam Ecclesia catholica in Gallia, /vi articuU 
15. supradieti, jure ^llebat prohibendi, ne in parte ooemeterU beii^ 
dieta, corpora pnerorum absque baptisma defunctornnif excommnni» 
catomm, duellistarum et illorum qui se ipsi interemerant, juxta re-. 
gulas canonicas ponerentur. Sed illi pauci, qui inhumatioues civiles 
(enfouissemenis civils) fovent, erubescebaat quod in parte minore et 
indecora Coemeteriorum corpora amiconun suorura jacerent, parte, 
autem majore et nobiliore CathoUcis reservata: iade ira contra istom 
artienlum 15. 

At nunc post abrogationem' hujus articuli, assignatio sepnitn* 

rarum in coemeteriis arbitrio municipiorura plene remanet; porro, 
cum sint hodie tere omnia Ecclesia e inimica ad favores Gubernii fa- 
cilius obtinendos, sequitur coemeteria civitatum. plerumque violata et 
poUuta esse; ac, proptecea, qnotiescumque cadaver Catholici in eis 
tumulatur, fossa praevie spedaliter benedidtar. 

Haec lex , qua abrogatus Mt articulus XV, proposita füit a 
tribus membris^) Coetus natioaalis (assemblee nationale) yerbis se- 
quentibus : 

Vu les articles 15 et 16 du D^cret du 23. prairial au Xil, 
concemant les s^pultnres, les dits articles ainsi confus: 

»Art. 15. Dans les communes oü Von professe plnsieurs cultee, 
chaqne culte doit avoir un lieu d^inhumation particulier ; et, dans le 

cas oü il n'y aurait qu'un seul cimetiere, on le partagera par des 
murs, haies ou fossäs, eo autaat de parties qu'il y a de cultes diffe- 

1) D^cision da Ministre des Caltes des 11. Avril 1825 et 17. Juillet 1854. 
— AtIs du Görnitz de rinUrieor da 26. Octobre 1825 — da 15. Mars 1833 et 
27. Septemb. 1838. — CirGOlaiie da Ministre des Caltes da 10. Aoüt 1862. 

2) UM. JoumoMdt, Rameem et BarthiUmi 5. Hüaire, 
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renis, avec uiie entr^ particuliere pour chacnue, et eu proportioanast 
oefc eipaee au nombre d'habitants de cbaqae eoHe. 

»Äri 16. Leg Ueiix de s^ltaie, soH qn'Ue appariienneiit anx 
ComiBiines, soft qa^ls appartienMnl; aox paiticallers, eeio&t soomls k 

Tautorite, police et sarveillance des administrations municipales ;€ 

Consid^rant que Tarticle 15. dudit deeret, proiiiulgue ä une 
^poque dejä bien aneienne, ii*est plus en rapport avec les idees de 
iibeii^-ieligieuse passes dans les moeürs de la natioo; 

Qu»» robaemtum airiole dudit 9xM» 15, m ertot dea cafe6* 
gorifa «atre lea diffi^mta cnttea, a aooveat arnen^ 4e8 pfaiesftstknia 
et dea aeandales regrettables ; 

Que ledit article n'est pas moins en contravention a?ec leü 
yoem des familles quavec les besoins de Tordre public; 

Que la plapart dea graodes villea« et notammeat la ville de 
Paria, n'ont jansaia tewi compte dea preneriptieiia dadil artiala 14, 
leqvel deit d^ Ion dtre eonaidär^ ooBuiie tadtement abfegt; 

Que d'ailleiin Tartiele 16. place ka cimetüne daia la ddpen» 
daace des autorit^s municipales; 

Que ces autorites sont ea eflfet compötentes pour d^termioer, 
en ^ebors des c^ämonies des diffi^eats cultes, tout ce qui concerne 
lea cimetidres et que, en dHU^aence, Mit artiele 16. eät Miüssaut 
pour xdglemeiiter la mati^re, ont Tboiinefir de d^poeer, aar le b«rMMi 
de raaaeiabl^ naÜODale, la propoellioii atuvaiite: 

L*article 15. du decret du 23. prairial au XII. est abrog6. 

Qua propositione accepta, lata fuit lex quam ex Bulletin des 
lois de la üöpubUque fraii9ai8e, Nr. 667, 2. ^id. 1881, litterate 
referimus : 

XfOi du 15. NoFembre 1881 ajant pour olget rabrogatioii de 
Farticle 15. du ddcret da 23. prairial an XU, relatif aox eimttibieB. 

Le S^nat et la chambre des D^putes ont adopte. 
Le President de la Rt^publique promulgue la loi dont la teneursttit: 
Article uoique. — L'^rticle 15. du decret du 23. praihal aa XII. 
eat expreasto^Dt abrog^. 

• Ia pr^aMite loi, dätib^to et adopte par le S^nat et la Ghambre 
dea D^pat^ aera exdeat^ eomme loi de TEtai . 
Fait k Paria, le 15. Noyembre 1881. 

(signö) Jtdes Grevy, 
Par le President de la R^publique. 
Le Mimstre de llnt^rieur et dea Ciütea; 
(aignä) dmskm^ 
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XXIX. 

Die allgemeine Begräbniss-Ordnung fOr den Regierungsbezirk 

Dasseldorf vom L August 18S2« 

Unterem 1. August 188t^ hat, irie wir derEOIn.Taft»Kli^. 1982 

Nr. 239 III. Bl. entnehmen, die königliche Regierung zu Düsseldorf 
eine »Allgemeine Begräbniss-Ordnung für den Regierungsbezirk Düs- 
seldorfc erlassen, welche in so fern Beachtung und nähere Be- 
sprechung mdieiit, als darin Bestimmungen getreten werden, die 
nicht etwa in eanit&tspolizeiUcher Hinsitdit ergangen aiad, sondern 
w^eit darüber hinaiieg^n and in die VerwaltangslielDgmne betreife 
der Beerdigungsplätze eingreifen. Gewiss werden die Civilgemeinden, 
da, wo diese die Verwaltung haben, sowie die zur Vermögensver- 
waltung in ' den evangelischen Kircheugemeinden berufenen Organen, 
SU der in Bede stehenden Verordnung Stellung nehmen. Wir he^ 
9ddftig(Ai uns hier nnr mit der Frage, wie die Bestimmtttigin ge« 
nasiiter Begrftbniss-Ordnttng sieh yerhalten sa dem Gesete vom 
20. Juni 1875 über die katholi«ch-ldTchUche Vermögenarenmltnii^: 
Mit um so mehr Grund dürfte übrigens die Verordnung einer öffent- 
lichen Erörterung unterzogen werden, als es wünschenswerth ist, dass 
die durch das angezogene Gesetz zur katholisch-kirchlichen Vermd- 
gsosverwaltnng berafenen Organe sich reehtaeitig daräber klar wer- 
den« wie sie sich der jedenfalls in nftchster Znkimft an fde erj^hen* 
den Anifordernng gegenüber zn yerhalten haben, unter Beobachtung 
der Vorschriften der allgemeinen Bestimmungen eine Local-Begräb- 
niss-Ordnung zur Genehmigung einzureichen. 

Im §. 15. schreibt die allgemeine Begräbniss-Ordnung vor: 
§. 15. Für alle Begräbnisspl&tze ist die dnrch die mit deren 
YerwaltOBg betrantmi Organe eine LocaUB^ftbnissordnnng zn er- 
lassen, welche der Genehmigung des Landrathes bedarf. Diö 
nehmigung erfolgt — ausser bei jüdischen Begräbnissplätzen — nach 
Anhörung des Landdechanteu oder Superintendenten, wo keine Con- 
fessionen betheiligt sind, nach Anbdraug beider gedachter geistlicher 
Behörden. Die Local-Begri&bniss-Ordnnng hat unter Berücksichtigung 
der allgemeinen Bestimmongen über alle bezüglich des Begr&bniss- 
wesens zn beachtenden localen GesichtEq[Minkte nähere Bestimmnngen 
zu treffen, und zwar insbesondere auch über folgende Punkte: 1. über 
den confessionellen oder paritätischen Charakter des Begräbnissplatzes 
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and ji^war» warn dmalbe iülr mehrere BeHgionspiartewii dfenea mA, 
darfther, ob eine Beerdigang in der Beibe erfblge» seil oder ob eine 

Abtheilung des Platzes nach den verscliiedenen Parteien und event. 
welche Eintheilung stattzufinden hat; 2. über den Erwerb voq Grab- 
stätten, Familiengräbern, Grüften u. dgL, sowie deren Instandhaltung; 
3. ober die Anlag» der Gräber, Grabhügel, Gr6f^ GewOlbe a. 
aMrte über die Qr'taie und Tiefe der Grflber ffir die Leichen Er- 
wachsener me der Ebider; 4. über die Dauer des Begriftnisstiinnis 
(Wiederbenutzung der Grabstellen), welche aber auch bei den gün- 
stigen Bodenverhältnissen für Gräber Erwachsener nicht unter zwölf 
Jahren, für Kindergräber nicht anter uean Jahren bemessen werden 
darf; 5. über die Bq>flanzang and Verzierang der Grabstft^n, An* 
läge von Denkmälern n. dgL; 6. fiber die Handhabung der Ordnung 
anf dem Begräbnissplate. Kommt iraierhalb sechs Monaten nach er- 
folgter Einrichtang eines Begräbnissplatzes keine Local- Begräbniss- 
Ordnung zu Stande , so hat der Landrath , in Stadtkreisen die Be- 
gierong, die Local-Begräbniss-Ordnung zu erlassen. 

Der Erlass dieser Vorsohriften, sagen wir, geht über die Com- 
pekm der Regiemng hinans; es werden darin dem Landrath resp. 
der Begierung Befugnisse beigelegt, die sie naeh dem Gesets vom 
20. Jnoi 1875 nicht haben. Wir bestreiten der Begierung keines- 
wegs das Recht, über das ßegräbnissweseu Verordnungen rein poli- 
aeüicher Natur, wie sie, abgesehen von Einer Ausnahme, in den 
1—15. getreten werden, zu erlassen; aber das Hecht, die Yer- 
waltungsorgane anfsofordern, in Bezog anf die Art nnd Weue der 
BemU0Uitg der KirehhOfe gewisse Verwattungsnoimen avfznstellen, 
die dann der Genehmigung des Landrathes resp. der Regierung 
unterbreitet werden sollen, kann letztere uiclit für sich in Anspruch 
nehmen. Die katholischen Fried- oder Kirchhöfe unterliegen, wo die 
Verwaltung in den Händen der nach dem Gesetz vom 20. Juni 1875 
beratenen Organe sich befindet, in Bneksioht anf die Handhabniqr 
derselben nnr der hfrekHehmt nidit aber der staatlichen Au&icbts- 
bebOrde, nnd nnr von Soten der Idreldichen AnfnchtsbeliOrde kann 
gesetzlich eine derartige Aufforderung, wie sie im §. 15. ergeht, au 
die Verwaltungsorgane erlassen werden, eine Local-Begräbniss -Ord- 
nung nicht etwa polizeilicher Natur, wozu nur die Polizeibehörden 
das Recht haben, sondern verwaltender Natur zu treffen. Die Fälle, 
wo die BeaeblOsse des Kircbenvmtandes nnd der Gemeindevertretuttg 
zu ihrer Gfillagkeit der Genehmigung der staatliehen Anftlebtsbe- 
bdrden bedflrfen, sind in dem §. 50. des Gesetaes vom 20. Jnoi 
1875 genau fixirt; hiernach aber ist eine solche rüoksichtlicb des 
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.p^flutzuDg Yon Begräbuissplätzeii.€ • . • * ' 

Was das Eigenthumsrecht an den den katholiscli-kirchlichen 
Gemeindeorgauen hinsichtlich der Verwaltung unterstellten Kirch- 
höfen anbelangt, so kommt dasselbe bei der Beartbeiknig d«r^m^ 
Ik^ndea Fragen giWB und gar nicht in Betrseht 

Bekanirflich bestobl bemlglk^ der IMmi JUMweiiA^ die <Jeii- 
troverse, ob die alten, d. i. die sar Zeit der FiemdherrBcbill'^'äsbaQiii 
vorhandenen Kirchhöfe Eigenthum der Civil- oder Kirchengemeinden 
seien. Die Einen sagen, die alten Kirchhöfe seien durch die franzö- 
sischen Bevolutionsgeaetze confiscirt and sodann den Civilgemeinden 
oberwieaen wofden^ und eo bat aueb d^>frftbere ObertiÜNmal in bch 
stiiiiniteii iWen- entacjfaitedeii{ die Andern aber bettreiüni'llote dlMer 
Ober-Tribnnals^Entsobeidttng, welcbe eelbstmeHodliefa , wiBil nnr in 
bestimmten Fällen getroffen, für künftige gleichartige Fälle keinen 
Richter bindet, die angebliche Coufiscatiou und behaupten, die Kirch- 
höfe seien im Eigenthum der Kirchen gebliel)en, und nur da, wo in 
Gemässheit des Decretes vom 23. Prairial Xü. d. i. 12. Juni 1804 
die Civilgemeinden auaeerbalb der Ortsdiaften nete Kfrcbböle an<>> 
gelegt bfttien, seien diese, weil von den bürgerliebeo Genehiden be- 
schafft, selbstverständlich auch jetzt noch deren Eigenthum. Anders 
liegt natürlich der Rechtsstandpunkt bei den später und in den 
neuem Zeiten lediglich aus Kirchenmitteln angelegten Kirchhöfea: 
hier kann das Eigenthumsrecht der Kirchengemeinden an den vou 
ihnen erworbenen KirebbOfen in kmner Weise bestritten wepden. Die 
Stellung des Staates zn den alten^ ang^blieh conflseirten, den Civil- 
gemeinden überwiesenen Kirchhöfen ist übrigens auch dureb das 
Oesetz vom 14. März 1880 betr. die Bestreitung der Kosten für die 
Bedürfnisse der Kirchengeroeinden in den Landestheilen des linken 
Rheinufers nicht alterirt worden. Der §. 8. desselben besagt: »Un- 
berührt von den Bestimmungen diese3 Gesetses bleiben die Reebls*- 
Terbftitnisse in Betreff der die Sjrcbengebftade umgebenden imm 
Plfttze und der Beerdigungsplätze, c Hternaeh besteht älsio dl^Ooiu- 
troverse über das Eigenthum an diesen Plätzen noch heute. Der 
Staat vindicirt dasselbe noch immer den Civilgemeinden, und hat 
demgemass auch der »königliche Commissar für die bischöfliche Ver* 
mftgensverwaltung in der Didoese Triert in ^ner Cireularverfil^ttog' 
an die Sircheovorstfinde unterem 14. Sej^tBttber 1880 iu % 3. ded 
bezogenen Gesetzes die Bemerkung gemaeht, dass jene Plfttse 
»mangels specieller privatrechtlicher Titel auch fenerhin den bür* 
gerlicheu Gemeinden dem Eigenthum nach gehören.« 
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im Bigenthurn der CiWlgemekideii diejenigen Kirchhöfe, welche von 
Jenen in GemUssheit der Yerorduung vom 8. Jaii 1803 au&serfaalb 
der Ortscäalten neu angelegt worden idttd» jWo dagegen die frühem 
rec^Utdittti VerhAltaitse besteheoi UMtelf :«id:.die alten KarchiiMB 
MlklttltlNij «iiltftnwi ImktäM wordui;, üMum dieie .ebeM ien 
KftwUia^iHltiiBn - * als •Bit;Mliiiiii> ^ wi«^ diejenigen , wddnf^.spftlM^ 
hin von deu Kirchengeneioden lu» eigenep Mitteln erworben moih 
den siad. ' ^ ' ' ' ' " • .»•■■« 

Die EigentbnmsTerbältnisse sind iodeBsen^ wie gesagt, bei der 
BfllUrtib«ä«Bg dieser Frage, ob die Regierung zons^ firlaej ihrer nicht 
ebMft-iDAir>i]^iilMäl^ loisebidflien • «uüialleiidai, fsoadm .anoh MiJdi* 
ViWPMaif ^.*i0iigroifbii^ B(;gfU»d8»4)fdbmiigc befugt 

ist, von keiBem Belang. Es kontuiit yieliiiebr dtir darauf an,. w-riiAen 
Organen die Verwaltung der Kirchhöfe zustebt, und ob die Regierang 
gesetzlich berechtigt idt, diesen Instructionen in Bezug auf die Führung 
d^r VerwaltQQg'^a ertheilen. Die Sache liegt nun aber so, dass so- 
wi^ lililD»*'«der^]MMMa0l|^^ Vevifaitang.idaK.KttehhAfe (ahf 

Ri^rial 9Clt.( resp. wa» <da8''iecfatHarheiiii8ehe* GeMdi ' aabelangt , is 
Ausführung der Municipal-Verwaltuogs-Ordnung von den Civilge- 
meind^n beschafften Beerdigungsplätze) immer durch die Organe der 
kipdhlicben Vermögeosverwaltang gefuhrt worden ist. Der jetzige 
§« 4 itor^GmiM^ «nä^ijani :187& laatete. anfattgiB nach der E»> 
giebttgetiiifllgtt: ^i^Cfilter kkobliehem Vstmög/m m 9imi/b ^ieaes^Ge» 
sMüeavIrti'tejeiilgb aMrt^ begriffen, weichet awar kifcUelMB 
Zwecken bestimäst-ist, aber im Eigenthum der bürgerlichen Ge- 
meinde sich befindet, insbesondere die den bürgerlichen (jemeiuden 
gehörigen KirckMß.^ Diese Faeeang wofde indessen reprobirt, und 
d)iir< §1^*4. ia seiner jetsigen Fassang aatlgfeaemoien, damit darsfcatüs 
gittir'ibiile^Jbellg^aUflih «enl0«>. E»:iraTde aamesOiöh gelteiid genMhi» 
dass hei der Fassung der Regierangsvorlage die PlarrliiiMer, Eirekeii* 
gebSlndä and alten Kirchhöfe im linksrheinischen Gebiete, welche 
freilich (nach staatlicher Auffassung) Eigenthum der bürgerlichen 
Gemeinden, aber bisher doch als Kirch enfabrikgut durch kirchliche 
Organe verwaltet wordeu seien, in der Folge auch der VertodUwfig 
doreh die hCurgerlichen Geneiode antentellt werdflo wArden. fiae 
aolohe Aeaderung eher weede au lief in die heetehMdeii YerhÜftnian 
eihgreifiti «ad den kkcfalkliea QigaiMn ein sehr weeeniUelMe QebM 
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der Thätigkeit und Lebensfähigkeit entgehen; Kivck^vefitftiide 
müssten die Verwaltung wie bisher behalten; die Civilgemeinden ; 
hiUten diese weder jemals gehabt noch beansprucht etc. 

Diese Ausfübningen sprechen eia Mal daas. die Kirchh^^fe • 
auf 4er linken BheuuMitife InebeiMimaw cttB'weilRf^ 
der VenraHttDg .diirdh kif^hlifihe .Ofgaie wtervtoUi^imiii^jllid ifti^tJ. 
andere^ das» an dieeen! Verhftlittieein aldtte^ geiii i lef t 
Noch weniger kann übrigens auf der rechten Rheinseite das Recht 
auf Verwaltung der Kirchhöfe den kirchlichen Organen bestritten 
werden. Verhältnissmässig nur wenige Kivchhä^» mi^on hier 8eia# 
welche von den OiTilgemeinden ia Aufililhning der mehrbeüigiNi9li>. 
VervalittDgfeOrdnviiy nra «ao^legfc wuetei. Da. die atteii ftb^iigaius 
gewiss memakv mi^ aageblieh die auf der.aiid«m BMnsril^i '^iH: 
fiscirt worden, sondern immer unbestrittenes Eigenthum der Kirchen- 
gemeindeu geblieben sind, so sind sie selbstverständlich auch immer 
der Jurehlichen Verwaltung onterstellt geblieben^ ebenso wie dies bei 
den «pAterhin durch die Kirchengemeinden nea.aogeleglen der Fall 
gewssen ist. Blne fiestfttigang, daas die KiifcheogeMiaABa fasi dhueb-. 
gebende thmXk und immer die VerwalinUig .>4er Kirehblfe sowolil. 
links- als rechtsrheinisch gehabt haben , liegt übrigeDS auch in der ; 
Thatsache, dass gegenwärtig noch fast überall die Verwaltung durch 
die kirchlichen Organe gefuhrt wird. £s sollte eben bei Erlass des i 
Gesetzes vom 20. Juni 1875 der statns quo ante erhalten . bMbeau 
Staad dein Staat oder den. btirgerliekea QemeiiMlett hlshma nm im 
Eigenthumsreeht an -r- wie es s. B. aof der tiaken Bhdaseüe tMe- 
sidiHieh der alten Kirchhöfe den Civilgemeinden viadieirt' wird — , 
während die Verwaltung von einem kirchlichen Organ geführt wurde, 
so sollte das Eigenthumsrecht dem Staate, resp. der Gemeinde, die 
Verwaltimg aber den Kirchengemeinden, vertreten durch die neuen 
Oi;gane, verbleibea; hatte aber der Stasi oder die CifilgeiBelBde.MK 
heran ansser dem Sigentham auch die Verwaltaag, so ttdlla aaeh 
hieran ilichts geändert werden and die Verwallnng nieht etwa aaf 
die neuen Organe übergehen, sondern vielmehr dem bisherigen Ver- 
walter auch ferner verbleiben. 

Bei dieser Sachlage, in Verbindmig mit den die Aufsicht3r 
rechte der staatUehen Behörden fiiirenden §§. 47.-t55. des GesetaMjis 
vem 20. Joni 1875, mag der königliehea Begierang fieUeiehfe «ohl: 
selbst ein Zweifd Qber ihre Berechtigung, den kirchUshea Orgaaea^ 
Verwaltungsvorschriften bezüglich der Begräbnissplätze zu ertheilen, 
resp. sie zur Aufstellung einer localen Begräbniss-Ordnung aufzu- 
fordern, vorgeschwebt haben; denn sonst begreittsich kaum die Fest- 
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Setzung, dass, wofern ionerbalb mcbs KonateD-Mne LoealrBegvSÜlfiiif«- 
Ordnung zu Stande gekommen sei, eine solche vom Landrath, in 
Stadtkreisen von der Regierung erlassen werden soll. Betremdiich 
jHrikxeft-^^acUoQ mmr so maudiid .in die Vorwaltüog eingreifende f 41- 
rcagiraplien ^er : Begpftbaiisa-OnliifBg vom April 1833^^, Mali iwm 
Siaiu nttji di» :Vi>fi».U. Angiut a* c. j^treteniiati Wir j^h»» aber 
4^iHi9bme&- sii clllrfeD.,t,daBs, abgeaeben voE 4en BeetimmuDgeii poU- 
zeilicber Natur, die übrigens zum grossen Theil nur wiedergaben, 
was schon unter französischer Herrschaft gesetzlich normirt war, 
Jene. Verordnung nur desshalb nirgendwo l^efolgt wurde, ja sogar vM- 
ifi^ch g^z^ UDbeküiDolt war, weil die Regierang damit über ihresfiiMl- 
.petenz Mn^uegeige^gea war und Vec8obrif(ieii;.i]i ARgelegeabeit^j«»- 
lassen baiitf,. die geseizlldb oaeb den bestebeiidearkirebenreelitlÄelM 
Bestimmungen zu verwalten waren. Nacb unserer Ansicht konnten 
allerdings Begräbniss-Ordnungeu , wie die vom 8. April 1838 und 
jilie jetzige, mut^ia rautandis, allgemein erlassen werden, w«im,(iie 
.Kil'C^böfet igi iBegierangsbezirk Dusseldorf sämmtlich einea. com- 
vB^^1ß^93ßB CtbaraUer ' bättea und der VerwaltiRog 4er Civilgemmden 
imjnrstelli .w&ren. So aber, wie die Yerbftltiiiaee 'nim einmal liegn, 
sollte man in Anbetracbt des Inhaltes versucbt sein, die beiden 
Ordnungen speciell als Begräbniss- Ordnungen für die wenigen com- 
munalen Kirchhöfe anzusehen, wenn nicht einzelne Beatimmuugen 
.Hod die Ueberscbrift dieselben als »aUgemeiue Begräbnis8<*0rdiuuigeii« 
«rkenneii lieeseii» 

Iii so fem gebm wir flbrigens der Yerotdnang ?Qm Jiihre 1898 
vor der jetzigen den Vorzug , als jene mebr anf ein j^liobes Hin' 
vernehmen und bereitwilliges Entgegenkommen seitens der kirchlichen 
und weltlichen Behörden rechnete, als sich auf den Rechtsstandpunkt 
etellte, und trotz ihrer manchtachen Eingriffe in die Verwaltung doch 
anderseits wieder in einzelnen Fonkten äoh mebr dem kirehlieben 
Staiidpnnkt nftherte. So eoftspriebt es z. B. voUstftadig dem BLircheip 
recht nnd den staatlieben Gesetzen, wenn'§. 34. der Verordnnng vom 
Jahre 1838 ausspricht, dass dem Pfarrer und der Ürts-Poiizeibehörde 
das Aufsichtsrecht über die Kirchhöfe zukomme. Dem Pfarrer kommt 
die Handhabung der Ordnung auf dem Kirchhofe, sowie die Leitung 
in der zweokniftesigen, dem Kirehenrecbt antspreobenden fiinhcbin^ 
des .Gotjiiesackers nnd aberbanpt die Antsicbt Qber den Znstaad dm 
Begräbnissplatz'es und die Beerdigungsweise ebenso za, wie die Auf- 
siebt und die Handhabung der Ordnung in der Kirche. Er hat in 
der Kirche wie aut dem Kirchhofe gleichsam die Rechte eines Haus- 
vaters, so dass z. 6. derjenige» welcher seinen. Anordnungen, die w 
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fm Interesse der Ordnung trifft , nicht folgen will , event. wegen 
Hausfriedensbrach zu bestrafen ist. Dessgleichen ist er selbstTer- 
ständlich 4er VoTges^tste des Todtengräbers , den er aneb, wie al- 
leathalben geBcbiebt, anzostelleii Qüd auf sein Amt sm vei^ftiehteii 

Weltliche BehMen haben niebt das Recht, kraft der ihnen 
•isonst Enstehenden Polizeigewalt sich in die dessfälsigen Angelegen- 
heiten einzumischen, nnd ist darum auch das Aufsichtsrecht der 
Orts-Polizeibehörde lediglich auf die Aufsicht über die genaue Be- 
.obachtnng der sanitätspolizeilichen Vorschriften beschränkt. tDie 
Ptorer nnd Orts-Verwaltungsbebördenft biess es femer in derselben 
Verordnung vom Jahre 1898, »sind bei der Festsiellnng einer der 
-Ortssitte nnd der Localität angemessenen Begräbniss-Ordnnng gleich 
betheiligt, und müssen desslialb gemeinsam diese Angelegenheit zu 
fordern streben.« Jetzt dagegen ist von dem Pfarrer wenigstens aus- 
drücklich nicht die Rede mehr, sondern es scheinen an dessen Stelle 
Kirchen-Vorstand und Gemeinde-Vertretung treten zu sollen. Nur 
ein Mal ist von dem Pforrer die Bede, nftmüch im §. 18, wo es 
beisst, dass derselbe zu der Bemum der EirchbOfe, die alle drei 
Jahre durch die Orts-Polizeibehörde unter Zuziehung der Sänitäts- 
Commission oder event. eines Arztes stattfinden soll, einzuladen sei. 
Nach der Verordnung Tom Jahre 1838 sollte hingegen die Kirchhoi- 
•Oommission bestehen aus -dem Pfarrer, dem Bürgermeister und einem 
Mitglied des Kirchen-Vorstandes, — eine Zusammensetzung, die, 
wenn nun ein Mal durchaus eine solche Commission geschaffen wer- 
den soll, und diese nicht einseitig, sondern im Einvernehmen mit 
der kirchlichen Aufsichtsbehörde angeordnet würde, gewiss den Vor- 
zug verdiente. Jedem Betheiligten wären dann seine Rechte be- 
lassen; der Bärgermeister erschiene als Vertreter der Orts-Polizeibe- 
hörde, das Mitglied des Kirchen- Vorstandes als Vertreter des zur 
Vermögensverwaltung berufenen Organs, der Pfarrer als derjenige, 
dem abgesehen von den Polizeivorschriften im Uebrigen die Hand- 
habung der Ordnung und Aufsicht über die Kirchhöfe ganz so wie 
in den gottesdienstlicheu Gebäuden zusteht. 

Unser Urtheil geht nun dabin, dass die Regierung, anstatt eine 
»allgemeine Begr&bniss-Ordnungt zu erlassen, weit besser gethan 
hfttte, sich anf den Erlass einer allgemeinen PoUgei- Verordnung über 
das Begrab nisswesen zu beschränken. Abgesehen von Einer Aus- 
nahme, dürften sich wohl alle übrigen Vorschriften in den §§. 1 — 15. 
mehr oder weniger als in sauitätspolizeilichem Interesse erlassen cha- 
rakterisiren. Die Eine Ausnahme betrifft nur das Alinea 2. des §. 13, 
wo es beisst: »Die Qrabstellen sind der Reihe nach zu benutzen, so 
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weit nicht die Erbbegräbnisse eine Ausnahme bedingen.« Die Re- 
f^ierung zu Aachen hat zwar unterem 23. September 1878 in einer 
Instruction an die Polizeibehörden diese angewiesen , auf die stricte 
Befolgang des §. 5. ihrer Polizei- Verordnung vom Jahre 1876, wel- 
efi«r die tinünierbroehene Reiheofolge 4er 4%nßMttMii fiior^gatigfen 
Yorechrdbt, zn acbfitn^imiiiabeibemeridi, ^buiiallBMtherigen Anträge 
auf Beibehaltung entgegenstehender Sitten bis mr bdehsten Instant 
abschlägig beschieden worden seien. Indessen ist nicht zu erkennen, 
auf welche sänitätspolizeilichen Gründe hin die Regierung berechtigt 
sein soll, derartige Vorschriften zu erlassen. Wenigstens vermögen 
wir nicht .einzusehen, warum, wenn die Regierung zu Dnsseidorf es 
fiur ^ulftssig erklärt, dass ffir Eindergräber besondere Leicbenfelder 
gewählt werden, nicht auch ein besonderer Theil solle abgegrenzt 
werden können, aul dem die Beerdigung von Selbstmördern, unge- 
tauften Kindern u. s. w. in fortlaufender Reihenfolge zu geschehen 
hat. Nach unserer Ueberzeugung geht die Regierung mit der gen. 
Voischrift weit über das polizeiliche Interesse binans, und halten wir 
jene nicht för befugt, im Wege einer polizeOiohen Vorschrift der- 
gleichen Eingriffe in das Verwaltungs- resp. Eügentbnms-Reebt tu 
machen. Mit vollem Recht wurde darum auch jüngst in der »Köln. 
Volksztg.« ausgesprochen, dass es wünschenswerth sei, wenn gegea 
das Urtheil des Schöffengerichtes zu Daren , welches auf Grund der 
Polizei- Verordnung zu Aachen gegen einen Einwohner aus Frauwül- 
lesheim ein yerurtheilendes Erkenntniss ergehen liess, das Bechts- 
mittel der Berufung ergriffen werde, damit so eine endgültige Bnt« 
sclieidung dieser principiellen Rechtsfrage seitens der höchsten ge- 
richtlicheu Instanz herbeigeführt werde. 
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irlass des Erzbisshofs Dr. Paulus Melchers von, Köln vsp 

Jan. 1888, belr* die KirchhSte. 

T. Mit Kücksiclit auf den wesentlich religiösen Charakter der 
Kirdihöfe aad Bagraboiss^tättea gebührt von Beßhts wegen aaöb 
der katfiölischen Behörde die desfallsige AuMcht nnd Verwaltung. 
Wenigstens mnss an allen Orten , wo der Kitcliliof ^giBif<^nin der 

Kirche oder Kircbengemeinde ist, auch die Aufsicht und Verwalttfog 
dem Kirchenvorstande eingeräumt und überall, wenn auch das Eigeu- 
tbura der Civilgemeinde gehört, dem Pfarrer und dem Kirchen- 
vorstande die gebührende BetheiUgung an der Aufsicht zugestanden 
werden. 

n. In gewisisen Gemeinden, wo beide christlichen Oonfessionen 
einen gemeinschaftlichen Kirchhof haben, sollen die Begrähnissplätze 
nach Confessionen getrennt werden, so dass für Katholiken ein be- 
sonderer Baum bestimmt und dauernd überwiesen wird mit der 
Massgabe, dass auf den. geweihten Theilen dieses Baumes "keine 
Leichen begraben werden durfiBu, denen nach kirchlichem Becht dn 
kirchliches Begräbhiss, d. i. ein Begräbniss in geweihtem bdd^n 
und nach kirchlichem liitus, nicht gewährt werden darf, und dass 
in zweifelhaften Fällen die desfallsige Entscheidung ausschliesslich 
den kirchlichen Behörden zusteht. Wenn bei der Anlage eines 
neuen Kirchhofes die vorstehenden BestimmuDgen nicht zur Aus- 
ffihrung gelangen, und die bezüglichen Zugeständnisse verweigert 
werden , dann darf keine kirchliche Einweihung stattfinden , sondern 
es sind nur bei der Beerdigung katholischer Leichen die einzelnen 
Gräber zu weihen. 

III. Es ist ferner nach altem kirchlichen Herkommen zu ver- 
langen, dass A. für die Beerdigung der katholischen Geistlichen ein 
besonderer Platz vor oder bei dem Kreuze angewiesen und dass 
ebenso die vor dem vollendeten siebenten Jahre gestorbenen getauf- 
ten Kinder auf einem besonderii Räume beerdigt werden, und dass 
B. besondere, durch dauerhafte Merkmale von einander getrennte 
und von der kirchlichen Einweihung auszuächliesseude Baume ange- 
wiesen werden für die Leichen a. ungetaufter Kinder, b. solcher Er- 
wachsenen, welchen nach kirchlichem Becht ein kirchliches Begräbniss 
nicht gewährt werden darf, denen aber ein ehrliches Begräbniss nach 
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staatlichen Gesetzen nicht zu verweigern ist, c. Solcher, denen wegen 
eines Verbrechens, z. B, Selbstmord o. s. w.« ein ehrliches Begräln 

niss nicht gebührt. 

IV. Die katholischen Kirchhöfe und Grabmäler dürfen nicht 
mit unchristlichen Symbolen, Bildern und Inschriften versehen wer- 
den, und es ist darauf zu halten, dass die dessfailsige Entscheidung 
in zweifelhaften Fällen der kirchlichen Behörde anheimf^estellt werde. 

V. Die obigen Bestimmunsfen sind auch für diejonic^en Kirch- 
höfe, welche Eigenthum der Civilgemeinde sind, als massgebend 
zu betrachten, und ist in Fällen, wo dieselben nicht zur Aus- 
führung gelangen, nach der sub Nr. II. in fine euthalteneu Vor- 
schrift zu verfahren. 

VI. In Betreff der Familien- oder Erb- Begräbnissplätze ist zu 
bemerken: a. dass dem Erwerber nicht das Eigenthum des Bodens, 
sondern nur das Recht zum Bcgräbniss der betreffenden Familien- 
glieder, und zwar höchstens nur für die Dauer der Zeit, wo der 
Kirchhof als solcher bestehen bleibt, übertragen wird; b. dass aaf 
dem betrefienden Platze nur Familienglieder katholischer ConfessioD, 
denen nach kirchlichem Recht ein kirchliches Begräbniss gebAhrt, 
begruben werden dfirfen. Diese Besümmnngen sind in jeden ein- 
zelnen Eauf-Akt ansdrficklich anfznnehmen. Finden die snb b. darin 
keine Anfnahme, so darf der befareffende Banm, welcher zum Verkauf 
von Erb-Begrfthnissplätzen gebrancht wird, nicht kirchlich eingeweiht 
werden, sondern es ist das sub II. in fine Gesagte auch hier zu be- 
obachten. Demzufolge ist auch bei Anlage eines neuen EirohhelH; 
welcher Eigenthnm der Civilgemeinde ist» die kirchliche Einweih«a| 
yon der Bedingung abhängig zu machen, dass l(ünitig auf dem ge- 
weihten Boden keine Familien-Begräbnisse verkauft werden sollen, 
ohne dass die sub b. vorstehend enthaltene Bestimmung in jeden 
einzelnen Kauf-Akt aufgenommen wird. Wenn die Erfüllung dieser 
Bedingung nicht in genügender Weise sicher gestellt wird, dann 
darf die Einweihung nicht stattfinden. 

VII. Ausserdem machen Wir noch auf folgende Punkte auf- 
merksam: a. Jeder Kirchengemeinde steht auch nach den Staatsge- 
setzen das Recht zu, einen confessionellen Kirchhof anzulegen; 
b. jeder Kirchhof soll mit einer Mauer oder Hecke umgeben und 
mit verschliessbaren Thüren versehen sein, welche des Nachts zq 
verschliessen sind. Dem Vieh und andern Thieren soll der Zutritt 
zum Kirchhof nicht gestattet werden; c. jeder Kirchhof soll in der 
Mitte mit einem Crucifix versehen werden; d. auf den Kirchhöfen 

. sollen keine grosse Bäume gepflanzt werden, weder Obstbäume noch 
andere; e. in solchen Fällen, wo nach kirchlichem Recht ein kirch- 
liches Begräbniss verweigert werden muss, darf die Leiche weder in 
geweihtem Boden, noch auch unter Begleitung eines Priesters mit 
kirchlichem Ornat, noch unter Anwendung eines kirchlichen Ritus 
beerdigt werden. 
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/. D^r Abgeörnete Dr. Wind^ßrs^ bYaehte , ttiitieriGfiatfe.t Vöni 
Ceniram and . der polnieclien' I^a^tioQ, seinem i^ntra^ "auf Aitrttetiapig[ 
des Expatriirungsgesetzes, das bekanntlicli in der vorigen Session 

vom Reichstage angenommen, aber vom Uuudesrathe ohne Angabe 
von Gründen verworfen wurde (vgl. Archiv^ Bd. 48. S. 187 9.% am 



Nordd. A%- Ztg. am 27. Jaonar 1883 e|n Scbneib^n.; itoi^ & 
Wilbielm vdm 22. Deeerober 1882 an den Papst, welebe» wir ni^n 

mittheilen. In Folge dieser Publikation veranlasste der Abgeordnete 
Exc. Wiudthorst, dass die Verhandlung über seinen Antrag ver- 
schoben wurde, um zunächst eine Klä,rung der kirchl.-politischen 
Sün^tion berbeizut^bren. . Der Beicbstag wiinle .baldr. ds^r^f ^fittis^ 
Aber im preoaeiscbea Abgeo^dnetenbanae wurde, am 22t J*ebriwt>^>i^ 
den folgenden Tagen (in der 82. Sitmttg if.) Aber den CnltmM 
berathen. Die Abgeordneten v. Schorlemer-Alst, Windthorst, Fet^ 
Reichensperger u. A. brachten bei dieser Gelegenheit wiederum die 
religiöse Nptblage der Katholiken zur Sprache, und zeigten ein?; 
gebend, dass sogar die Srleicbterungen, welehe das kiveb.^politi Oe^ 
setz vom 31. Mai 1882 der Begiemng an die Hand gegeben balti^ 
der Haaptocbe naefa, nnansgeföhrt blieben. Aüs den Antworten des 
Cultnsministcrs v. Gossler liess sich keine Hoffnung schöpfen, dass 
man an massgebender Stelle von Seiten der preussischen Regierung 
eine organische Revision der preussischen Mai-Gesetze eintreten 
zn lassen gewillt ist. Zu derselben Ueberzengungf, dass mäti 
prenssiscberseits wobl eoviel als mOglicb Oonoesdonen von Botn -err 
langen , dabei aber die die Katboliken bedrückenden Beetimmniigen 
der Mai-Gesetze aufrecht erhalten möchte, gelangt man auch durcb 
den theils von der Nordd. AUg. Ztg., theils sodann vom Osservatore 
romano veröffentlichten Briefwechsel zwischen Rom und Berlin. Durch 
die Veröffentlichung des Schreibens des Kaisers T^»2Ae{m. batte 
die Nordd. Allg. Ztg. offenbar den Schein zn erwecken gesncbtt'iiÜ^ 
sei man in Berlin zum Frieden bereit und Bom allein am nicht Zn- 
standekommen desselben Schuld, nnd dabei hatte das Berliner officiöse 




31^ Leo XIU. a Uto J88SI an Kaiser WühML 

filfttiv «I» 68 i das Stehtreibea poblicirte, zugleiob aMDeiii* Aacger 
dir kathoUielMi Yollavartreter^ Aber dab CwInraan üad 4». kaUla^ 
liiche Presse, insbemdeie die Germania, welehB 'd!^ den Katholiken 
enizogenAi relig.-polit. Rechte so uachdrücklich zurückfordern, Ans- 
imsk gegeben. Der Osservatore romano vom 20. Februar und die 
üeidd. Allg. Ztg. vom 22. Febmar 1883 pablicirten nämlich auch 
das dam SohrettM da» Kaiser» Wilbaloi vam* 22. Deeambeif 18fii2 
Tommgagt^feaK pA^atliabe Sdneibea Tom Si Deeambtr lSBS nod die 
aaf daa. kalNi^lM'SeliraibaiiTonSS. December 1888 erfolgte AntMft 
des Papstes vom 30. Januar 1883. Die Nordd. Allg. Ztg. vom 23. 
Februar 1883 theilte sodann in deutscher üebersetzung eine Note 
de» Card.^Staatssecretäcs Jacohini vom 19. Januar 1883 mit, «at 
inUt» i& dtm iaftakgansaaten Schreiben de» Fapate» Baang ga a fa " 
BHtf iak«: i>eF Osserfatoe romano vom SB. Fabtoar I88S bradhte 
aadaaa aneli dto iiatiaa. Originaltext diasar Kota.- 

' II. Im Nachfolgenden die erwähnten Schreiben, die römischen 
%m italieDisoben Originaltext mit nebenstehender deutscher, derOer- 
nania ebtnonimenar Uabarsetrang, da» von Fürst Bimoarisk gegeaga- 
ariobaat« l^aisarlidia Bcbreibea im denteohen OrfginaHeste, otid 'tt 
Note de» Oard-^^Staatssecretdra in der (verbesserten) UaberaetaUBg dl«r 

Nordd. Allg. Ztg. ...->. 

\ ... ... ' . , , 

X Sehreiben Leo*s XIII. v. 9. December 1882 an Kaiser Wühdm. 

Maestal Nella reccnte inau* Majestät I Bei der jüngstea Kr- 
gnrazione del Landtag Pmssiano dffonng des preussiscben Landtages 
yin^fiidaBaalaMaaakäiVoainisi ' haben Baera loiiflerliehe nnd ktaif- 
% eaoijpiaeaiQla BUHillBatare al »no . lidia ICajeatät geraht, Ihiam 7<dkie 
popolo la gioia che provava nel die Frsada zn offenbaren , dia- Ihr 
cuore pel consolidamento dei suoi Herz erfüllte wegen der Befestignng 
rapporti amichevoli col Capo della Ihrer freundschaftlichen Beziehun- 
Chiesa eattolica, merce la ripri- gen zu dem Oberhaupt der katho- 
atiaaaioua' dalle^ ariasioni dipl^ li»ehen Kirohe^ weloha der Wiadat- 
matlelia« Qnasbs espressioni .oa- harsteihmg der diplonuitisehen Yar- 
tanto cortesi per Noi Oi »ono bindung zn danicen sind. Diese far 
ginnte oltremodo gradite e Ci Uns so verbindlichen Aenasttrungen 
inducono a renderne a Vostra waren Uns überaus angenehm und 
Maestä speciaU aaiom di grazie, bewegen Uns, Eurer Majestät be- 
ll che fmiama COB Tita sod- sonderen Dank dafdr abinstattan, 
disfianona d«yf aaimo NoBba wa» Wir mit lebhafter Qanag- 

thnnng ünsaias Haranw thnan. 

Noi fin dai primordi del Pon- Vom Beginne Unseres Pontificaia 
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tificato airevamo 'npostö nei no^ ah hattebi «Wir Hi rdie* edelen^abfl 

coscienze e la pace reK^osa ai Frieden den Vöikern wifedergfeg^bBti 
popoli che ohbediscono al po- zu sehen, welche ihrem rtächfei^fc 
tente Suo.scettro^ ed ora il fatto Scepter gehorchen : und jetist ksÜ 
stlsaiKiii ^ irap^cnil 'diplomaticn >'!diaWit8i^ 

Site "liaesU' poto' al eoiDsagül- "«Hii NÜmtTnifcireM, fdat Bvt^^Miftfeflkft 
mento dl uno scopo cosi alto e für die Erreichung" eines so iiohöh 
üosi vantaggioso, sono venuti a und so segeDsreichen Zieles hegen, 
mfforzare la Nostra fiducia. » »l ÜilsaK Vertrauen noch mehr gestärkt. 
« Iia. Maest^ Vosii^a; ntiir.alto <> Jiif. MitiittBtai ^wisstii büf fionr 
sno Benno e nella 8aB lttngi'68)»6^'' Jiohe9li)n8Mii;tm^ 
ri^lkza,: sente qnanio gnmd«^ Erlsihrang, wie gro^s ,4ilß lÜllthwen- 
il.lnsogno di ricondurre i popoli, digkeit ist, die Völker mittelst der 
merce Tosservanza dei doveri re- Beobachtung der religiösen Mii:^ 
ligiosi, alP adempimje^Q^o 4i,queiii ten zur EifiUJong jene^.J^i^ht<^P;^- 
ebe .)(9ro i^ogmbono cein^'^Ua^ rAßks^Mi;«»!^ Wßicibff)!^^ 
dini 6 oome sndditi, ora special- gern nnd Untertbgisn,^lri|9g^t9PI' 
mente che la sodeU h scossa mentlich jetzt, wo die Gesellscbaft 
liÄ!^ sfesse 8ue basi. Possia^ in ihren Ghrundlagen söWfe^lÄ^Ähül- 
assicurare Vostra Maesta che la tert ist. Wir können Ew. -Majestät 
Chiesa cattolica e pienamente versichern ^ dass die katholische 
animata di qoesto «pirit» e pos- Kirche vollauf von • die8ton(jbeii»te 
iMe« OTe'nps:incontri oataeoli» benelfeitBt'ii«iiia8BflBlvi«ii«|iiiibM 
lä; toa |naio»Nd'inriMttdo .ed >aitf .Hni^^ 
espaoderlo dappertntte: Qaiadi » Knrffc hfeiitl^'feibäb-'Bobliimif^G^ 
fu sempre Nostro vivissimo de- überall einzutiössen und auszubrei- 
siderio di veder la Chiesa spie- ten. Daher war es innmer ünfeer 
gare liberameiite dovunquo la. lebhaftes Verlangen , - difir ^iicehe 
laa Tirtn a- Yaail»ggiQ dei tpfH • fibecali/ vibBei^aft'rjni^ Q«Betider 
:poli« dbi gDvemij etidistrngm ' VOlkar ifatad >Kegiiq[iingab()fretk)eiil* 
Ml qnertl * a tal nopo rappoftd ^ faliteDcv^BehienjeuiiAmi^MiztoleDd^n 
di amicizia e di pace, ■•■ •* diesem Zwecke freundschaftliche tiod 
■ ' friedliche Beziehungen zu knüpfdö. 

übe SB gl' ixuperioai doveii iVeDndiegabieterischoBPflUüittti 
dal Miniatero apostolico, pieno des apQatoÜ3Gheni.AJittovi(daKJaMr 
di le^onaabilitii'd'iiiDaiia a Dio ; Gott and den Menschen so verani- 
e agli tMMDinif d cMfigfane a weiiubgstott^istii^fnKlxiuifteiDVor- 



Maiier^Wilkilin 22. Dtc im an Ldö /XUb 

d|Bp«id«i(eldie>.toj!jiiMM l«gi8r..^dertt)[igiverfAiQbtoiH«dia;QeM-k^ 
IfMiMie: «0d&8iaitiai »cFnisflut, ^QoheOttbtsgdnagitifireiuBeDmOga 
s^louita nei pm%t msenaali per • nemge^tm ». den ffkr dM-BvistQte 

Tesisteoza e per la vita della und das Leben der katbolischen lle- 
religione cattolica, venga in ma- ligion wesentlichen Punkten in de- 
niera deäaitiya addolcita e cor- finiüver Weise 'gemiMert und ver4 
i^tiU,! (Voito Ma^tä,. langt. dnU'ii .i>m«it..ir4lr46ii| so w^dnii'fii&Ma^ 
98erimlAv> difett» di> bii9ii0 3estiliWQlfc«itfmi»dts<daiii.Mai^ 
coiieiURiiU:,i<K(qAe$i<!oi»i dar»parto * aa gvUia juiAfftfrtfÖtfbliohen Oetivr 
Noatra, vorrä anzi riconoscere, nungen auf üwerer Seite zuzii- 
che lo domandiamo nelP inte- schreiben, vielmehr anerkennen wol- 
rQ996 stesso della paae» quäle len« d«^ Wir dieses im iotaresse des 
iMüi. ^tieb|)0' .es9«ff vera e .dom«- .Fn)»det8 selbsli verlaDgen, der kann 
(mm f9^.'qf D hm stobiUta a^i» waJimiuid-daiierlMfter emmJüMkB/ 
adid^Am4aiQ9Bto« Questa f9t^ wenn er nidbi auf siolieren ChrUnd« 
cificaxione mentre farä pago uno errichtet wäre. — Diese Frie«^ 

dei desideri piu ardenti del No- densstiftung wird sowohl einem der 
stro euere, e stringerä con piü heisBesteuWüosche Unseres Herzens 
forti vincoli al trono della Qtenagthiiiiig gewähren und die 6e^ 
Maesti Yortra , gli taajm di tatti mfither aller Ihrer katbolischen Un- 
i snoi sadditi cattolicl, former^ terthanen mit noch stärkeren Bau- 
stil« 'filtlo anche Ift tJ*Ä 'bella e den an den Thron Ew. Majestät 
preadosa Corona del iungo e glo- knüpfen, als auch zweifellos das 
fiasft^Uipoir^j^Q. ... schönste, und. kostbarste Kleinod 

:Ihref <laBgen'imd rabniviiebeo>fia*i 

* (i;< .H ' : giemng sefau 
.,<Io(fr.i|Miriia ap^rapn, iaaal^. la dieaer Hoflbang sendmi Wir 
aiamO' al cielo i piü fervidi voti zum Himmel die innigsten Wunsche 
per la prosperitä della Maestä für das Wohlergehen Ew. Majestät 
Vostra e della Sua Imperiale und Ihrer kaiserlichen und könig» 
Eeale Famjglia. liehen Familie. 

. ,1M :V^imQ»f Decembre Gegeben im Vaticao^ Deoaib^ 

1883; - ber 1688. 

. >f .t stp Ln P- P. 'JfUL gßt. Leo P. Xltt 

. . JS. Antwort des Kaisers Wilhelm an Papst Leo XTTT . 
. ... . . . Berlin, den 22. December 1882. 

1' . Biutmy Heiliighmt AvakB leb fiär das Sebreiben, welobea Sie 
ilrter den 8: d. an M ieh gvriobtet , und erwidere von Hmen da» 
WeMwblfen, wekshes Sie darin für Mich zn erfeennen geben. Das- 
selbe bestärkt mich in der Hoffnung, dass Euere Heiligkeit aus der 
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Leo JUW 80. Jan. 1889 an Kaiser WUhüm. 3£& 

Befriedigiingv welohe mit Mir öber die Bemtollug flnd dit Wivläi^ 
amikeU mdn^ <itottdtiehtft empfinden, einen neuen Betreggraid* 
eBtoehmeB werden, dae settlierige Bntgegenkefninen Meiner llegkvnng, 

welches die Wiederbesctzung der Mehrzahl der Bischofssitze ermög-' 
licht hat, durch eine entsprechende Annäherung zu erwiedern. Ich 
bin. der Meinung, dass eine solche, wenn sie auf dem Qebtete der 
Aiäeige der geistliehen Ememningen stattfände, noch mehr 4m Itw 
teresse der bti^liiehen Kirche, «Is fn dem des Staates* liegen wMlifti 
mil sie die Möglichlreft * «nr Besetsong der im ^lrelictodiMlA^^etl^ 
standenen Vacanzen bieten würde. Wenn Ich aus einem Entgegen^' 
liommen der Geistlichkeit auf diesem Gebiete die üeberzeugung ent- 
Böhmen könnte, dass die Bereitwilligkeit zur Annäherung eine gegen- 
seitige ist, würde Ich die Hand daza bieten kOnnen, solche Gesetz:^' 
irekhe im Znstande des KarnpÜss mm Sobutae strelttger Beerte ^ 
Staates erforderlieh wann, ohne fOr firiedliche BezicdmigeK danerMt 
nothwendig zu sein, einer wiederholten Erwägung in dem Itandtag;^' 
Meiner Monarchie unterziehen zu lassen. Ich benutze gern diesen 
Anlass, um Euere Heiligkeit aufs Neue Meiner persönlichen Ergeben- 
heit und Verehrung zu feisichem. gm, Wilhetm. ' ' ' 

^gegengez. 9; Biemartik* ' * ' 

3. Schreiben Leo'e XIJL vm 30. Janmar ISßS m £mer ^§2^^ 

Maesta! La lettera, che Tlra- Majestät! Das Schreiben, wel- 

periale Reale Maesta Vostra Ci ches Ew. kaiserliche und königliche 

ha fatto rimettere nel decembre Majestät üns im December ver- 

deecHTSo per le mani del Signor gangenen Jahres durch Herrn 

SetalOzer Inviato Straordinario e SchlOser, den ansseroidintUelien 

Ministro Plenipoteneiario di Gesandten nhd betollttftohtigteD 

Prussia presso la Santa Sede Minister Preussens beim h. Stuhle, 

ha confermato in Noi la spe- haben überreichen lassen , hat in 

ranza , lungamente nutrita , di Uns die lange gehegte Hoffnung be*- 

yidere risolute oon nn comfMo kräftigt, dnrch ein vollständiges 

accordo le vertenze religiöse nel EinTerstiindnissdiereligi^^nStr^ 

Begne di Prnssia. L'augusta pa- fragen im KöhigreiohePretissenwie- 

rola di Vostra Maesta che si der gelöst zu sehen. Das erhabene 

mostra disposta a prestar la Sua Wort Ew. Majestät, welche sich ge- 

mano per una revisione deir at- neigt zeigt zu einer Revision der 

toale legislazione ecciesiastica, gegenwärtigen kirchlichen- Qesetz- 

01 fa scorgere nen lontana la gebmig die Hand zn bietaa'« lässt 

eondnsione delF aooordo. Per üns den Absd^hus des' üebeMili^ 

tale favorevole disposizione Ci kommeus nicht mehr ferne erbfioteii. 



31i6 heß mi, 90, Jan. 1883 «m MaUer WfUMmr 

iMnuiW» :4Ua NUe^ V^tra Fwr diese wolUwolilevde G«wn^||g| 

T Dankimd Unsere Genugtbuiing am. 

\,^n »eguito di ciö, abbiamo In Folge dessen haben Wir durch 

f^ip scrivere dal Cardinale No- Unseren Gardiual-Staatssecretär an 

ftco .^egretariq 4i 8UU> al Herrn SeUözer eine Note ab- 

SigDfjr. ScUl^zer ]iii»«neii, die fmm kssen, inlche.« wie Wir 

•epfediiwi m, gi» stato. periata glauben, bereite zur Kenntoiee der 

a oogniatoue del Oo?emo di Regierung Ew. Majestät gebracht 

Vostra Maestä. In essa abbiamo worden ist. In derselben beabsich- 

voluto che nuovaniente si assi- tigen Wir aufs Neue die königliche 

ewrasse il Reale Governo delia Regierung Unseres testen, aueä 

Inrma Neeiiia vo^out^ abohe alire schon ein andermal kundgegebenen 

Teltco -pi^nijbatota, di permetteie Willens zn Tersichem, den Bischofen 

ai Vescovi la notifica dei Utolari die Notifieation der fßr die Pfarr* 

da.nominarsi ai benctici parroc- beneficien zu ernennenden Titularen 

chiali. E per avviciuarci il piü zu gestatten. Und um Uns so weit 

possibile alle viste e ai desideri wie nur möglich den Anscbauuqgeo 

djsllft }iimtk Vostra abbiamo und Wünschen Ew. Majestät «b 

fattq eonesem anohe.la dl^po- nähern, haben Wir auch zu erkea- 

sisiene in ew siamo di non at- neu gegeben, dass Wir geneigt siai 

tendere la completa revisione die complete Revision der in Kraft 

delle leggi vigenti per provvedere bestehenden Gesetze nicht al>zu- 

con la hchiesta notiäca le JPar- warten, um durch die verlangte 

iMNochief a^tnaUneute vaeanti. Notlfieation die gegenwärtig va- 

. .> . .<' canten Pfarreien zn be8e[tKen. 

Abbiamo perö dovrandato ehe Wir haben jedoch verlangt, dass 

contemporaneamente vengano a gleichzeitig diejenigen Massregeln 

modificarsi le misure che ora zur Abänderuni:^ gelangen , welche 

vincolano Feserci^io del potere jetzt die Ausübung des kirchlichen 

e del Jpijuatero ecclesiastico, Hirtenamtes und des Priesteramts, 

risitrazimse e l'educazione del sowie dep Unterricjit und die £r- 

Olero, giacchd tall modificazioni ziehnng des Klerus behindern, denn 

crediamo indispensabili per la solche Aenderungen halten Wir 

vita stessa della Chiesa catto- selbst für die Existenz der katho- 

lica. Essa esige che i Vescovi lischen Kirche für unentbehrlich, 

abbiano fkcoiyt d^istruire e di Diese verlangt, dass es den JÜ- 

formare sottd la loro vigilanza schöfen ermöglicht ist, unter ihrer 

e conforme ag? insegnamenti e wachsamen Anfelcht und entspre- 

allo spirito della stessa Ohiesa chend den Lehren und dem Qeiste 

i sacri ministri. Lo Stato non der Kirche selbst die Diener des 
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Depesche ät$ 'Cat'dinäh'^aataBeeretaiv'vdin Üd: ikMitkr 1888, ^7 

p<ytir8bbe richiedere ineiip <K HeiligthamB ittr HM({nidAMi"«hil 

qdestb pei suoi fatizioiiari. Pa- anszabilden. Delr *6litfal irfifd^ fQ^ 

lünenti, h elcmento essenziatef seine Beamten nicht weniger als 

(\i vita una ragionevole libertit Das verlangen können. In gleicher 

neir esercizio del potere e del Weise ist eine recht- nnd sachge- 

ministero ecclesiastlco pel bene mässe Freiheit in der AusÄbnng des 

delle anime. Sarebbe indamo kiitbliohen ' Hirtenami»ä8 'iiiid- ^es 

€b6 si nomiftassero alle Pärocchie PriesiMirites fflr das HeH' ' lAsr 

1 itttovi titolari, se questi si tro- Setkm Mne wesentliche Lebeiisbe- 

vassero poi impediti di agire in dingung. Es würde vergeblich sein, 

conformitil dei doveri che impone für die Pfarreien neue Titulare zu 

Tofficio pastorale. ernennen, wenn diese sich dann 

verhindert efthen^ den Pfiietiien^gtt^ 
mta iiandda, 'Wt^eli^ 'daft 'P^ 
storalamt atiferlegt; • • 
Stabilito Faccordo su questi Sobald das üebereinkommen üh^ ' 

punti, sarä facile, mediante il diese Punkte hergestellt ist, wird 

reciproco buon volere, d'intendersi es bei gegenseitigem guten Willen 

anche salle altre condizioni, n^ leicht seki, sich auoh ülMr die an» 

cessarie per asdcorare nna pads deren Bedmgnngenisa vmtAndigeii, 

rera e dnrrevole, seopo Qnale dd welche nothvrendtg Ifhid, nifi einen 

comuni Nostri desideri. wahren und dauerhaften Frieden, 

das Ziel Unserer gemeinschaftlichen 
Wünsche, zusichern. 
Intanto preghiamo la Maestä Inzwischen bitten Wir> Ew. Mi^ 

Vostra di aocogliere la reiterata jestät, den wiederholten Aasdmck 

espressione dei fervidl voti, cbe der hk«m Wftnsche: entgegenzn- 

non cessiamo di fare per la piena nehmen , welche Wir unaufhörlich 

prosperita della stessa Maestä für das volle Wohlergehen Ew. Ma- 

Vostra e deli' Imperiale Beale jestät selbst wie auch der kaiserlichen 

Famiglia. und königlichen FamiMe* liegen. 

Dal Vaticano, 80. Gennaie Gegeben im Vatican, 80; Mtaar 

1883. 1883. ' 

sto Leo P. P. XIIL * gez. Leo R R XtIL 

4* Dusche des Card.'8iacU8secretärs Jaeohini vom 19. Jan, 1883, 
Signor Inviato straordinario e Mi- 

niütro Plenipotenziario di Prussia Aus deu Gemächern des Vatic$i^ 
presse la Santa Sede 

19 gennaio 1883. " den 19. Januar 1883. 

La risposta diretta da 8. M. Das Antwortschreiben . Sn Ma- 
rimperatore di Germania al S. jestftt des Kaisers Ton Deotschland 
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SMie i^/Mdeoono diianilii» an den hail^fea YaUr vm 28w il 

fu dfCcoUa Cd« sensl ^speckde M. ist mit ganz iMBondmai Wohl- 

'gtadimento e di lieta speranza: gefallen und /roÄer J/o/fwMW^ [diese 

ptarche essa non solo man ifesta letzten Worte hatte die Nordd. Allg. 

nnoYamente le coucilianti e bene- ZeituDg in ihrer üebersetzung des 

tiolü ydiifowBmi 4i Soa . MaisU SchnÜMiis «tnigelanea] «afgtBOm- 

i9.idel avk'.ObfemOi mal h kltmi men woidea; ea bdrondet dasaeibe 

nn mfovo pond- fllMi d Torso < nicht nur ton Neuem die TeraOtm* 

la coDCordia, • : • . . liehen Absichten Sr. Majestät und 

„ : j' • . . • • Allerhöchstdessen Regierung, 8on- 

' dern ist auch ein neuer Sefariit sur 

\. . - • Vereinigung. 

.Xia).;Bii^9glME diffftoottä che a : Die Hauptsebwieiigkeit , welehe 

qMla •««ppöne d la legislazione der leteteren entgegensteht, iel dk 

Prussiana nei puuti che sono in prenssisehe Gesetzgebung in den- 

contradizione con la divina co- jenigen Punkten, welche in Wider- 

fliituzme deUa Ghiesa cattolica. sprnch stehen mit der göttlicheii 

i- >' . > ' • Constitution der kathotiBolieB 

Kirche. 

OraesseadostSkia HaoBÜl Da nun jetat 8e* If ajestftt zu ef» 

piacinta di dichiarare, che po- klären geruht haben ^ Allerhöchst- 
trebbe prestare la sua autorevole dessen mächtige Mitwirkung ein- 
cooperazione, perchd dai corpi treten lassen zu können, damit die 
kgisiatifi n prendesaero nuoya- genannten Gesetze von den gesetz- 
wnAe in oonsidtttrioiie le «and- ^ gebenden Faktoren von Neuem in 
delte ieggi, quaaie volte tA oon« Betracht geEOgei irorden, sobald die 
oedene la notifica delle nomine Notification der kfreblichen Emen- 
ecclesiasticbe , non pu6 a meno nungen [die Nordd. Allg. Ztg. öber- 
di. riooBOScersi, che un ravvi- setzte hier die Worte NotificatioD etc. 
dnamento si d prodotto tra i mit 9Ajizeigepflicht«] gewährt 
deddmi deLla £L Bede, e le ? täte würde, so Iftsst sich nioht vwkea- 
M.^venio di Berlino. nea, dasa zwischen den Wfinaehen 

des heiligen Stuhls und den Ab- 

. . ■ . sichten der Regierung in Berlin sich 

eine Annäherung vollzogen hat. 

Ii Santo Padre nella nota Der heilige Vater hatte schon in 

Mtera a Mondgnor ArdvesooTO dem bekannten Schreiben an den 

di Ckdonia gilt aveva manifesiato Ersbischof von EMn ausgesprochen, 

la.fiua fdonift di permefetere, ehe dass Ehr die Notification der ktreh» 

avesse hiogo la detta notifica, liehen Ernennungen [die Nordd. 

quando sul terreno legislative si . Allg. Ztg. übersetzte hier die Worte 




fpemß p^ate OMOf iiniiito^ le 4; NolifiMtiiiiii* ^-jn^i^t* Wt'lU üiniÄgtf- 
ooii7Miiimtifnf«nttei..i ; r . i i^lpflitixfc«] gesbattcn-imito^fi^eiili^tfdr 

. . - . .^^ . < i ; ' ;:/' i -i^ti deitf Gebiet der GiesetzgtBbdii^ die 
/; % it. i{ •f;/ -/ r. ; entsprechenden Refonnen zu Ste 
j ' • ' i ' gekommen wären». * i i" ; - ^ 

Of a pei volendo Sua Santitä Um itiin jetzt bezeog^en^' weiefa' 

piu^ifiaiir dieliiawiOiiiL di» Itt/dfliDi kaiterlk^ «MflmibM * 

contenute nella lettera' Imperiale, enthaltenen friedlichen Erklärungen 

e quunto viva. sia in Lui la legt, und wie lebliaft Er den Wunsch . 

hyania di far cessare con ogni hegt, mit aller Bereitwilligkeit die 
proutezza le ragioni del di49Hli/o»<^ Ursachen der Uneinigkeit zu besei- 

8ep|za . aiMi(ii^^ tigen ^ ' audi- ahn^ dMi^lstftadige 
completQ tntte l^dbposisnQm «.Prfifiing: rildr -der i^Üa i4aat^ 

pregiudizievoll alla ChieM, theüigen* B^stimmiingiMi absnwai^ 

disposta a consentire che questo ten, ist Er geneigt, einzuwilligen, 

per ora si limiti ad alcuui punti dass sich jene Prüfung für jetzt nur 

solamente, e chyeJa conQeasione auf einige Punkte beschränke, und 

della notifica proceda di pari dass die Bewilligung der Anzeige 

passa. .€op ; kl misiim^ . delk gleieiien-fiehtittas naite^SavM 

leggi. der Gesetze erfolge. ' • i 

Ha quindi ordinato al sotto- Derselbe hat demnach dem untere 

scritto Cardinale Segretario di zeichneten Cardinalstaatssecretär 

Stato di dichiarare, obe si da- befohlen, zu erklären, dass den Bi<» 

iftnno ai Yescon l6 oppufinae sckitfoi erth«üt( werden) soUea^.üf 

istraktom per la iMytiftcar al Go- geeignelien inetroetionen aar AU^ 

vemo dei nnovi titolari di iotte zeige an-'die' Beg^erung dierr^ nebeii 

le parrocchie ora vacanti, i quali Titulare aller der jetzt vacftnten 

debbano esserne iuvestiti con la Parochien, welche in dieselben mit 

eanonica istituzione, quando, canoaischer Institution eingesetzt 

p^oposte che sieao ai corpi le« werden ma8steB, iSok(id''-^ nach aii 

gisl^tiri le misure valeroli a ga*. die gesetzgebenden EörpenohafMi 

rantire efficacemenie M libero erfolgtem Vorschlag von Massregeln, 

esercizio della giurisdizione ee- welche ausreichen, um wirksam zu 

clesiastica non che la liberta della gewährleisten die freie Ausübung 

ed^cazione ed .istruzione del der kirchlichen Jurisdiction, sowie 

dero, gU stesd oorpi legisla* . die Freiheit der Erziehung und in«» 

tivt avranno mabifestato. la loro stnietiott des Ehnos rH->.dieee ^ge" 

adesionow . setzgebenden fiOrpersehalteii 'iM 

' Zustimmung kundgegeben haben 

. i werden. • * - - V 
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320 Depesche des Cardinal-Staatssecreiärs vom 19, Januar 288Mk 



La Dotifica che per ora sa- 
rebbe temporanea, limitata al 
caso delle vacanze attnali, ac- 
qnisterä un carattere Htabile per 

l'avvenire nei modi da determi- 
narsi di comniune accordo, ap- 
pena sarä QompiaU la reviaione 
delle leggi. 

II S. Padre, profoiulamente ri- 
coQOScente a Sua Maestä pei 
sentimenti di conciliazione che 
gli ha manifestato, natre la per* 
snaslone che la stessa Maestä 
Sua vorra apprezzare Fesposta 
detörminazione , come un nuovo 
argoraento di quello spirito di 
amicizia e di moderazione, ende 
fiirono animati tatti i SQoi atti 
verso rCmpero Germanico, fin 
dal principio del suo Pontificato, 
e che il Goveruo di Sua Maesta, 
associandosi ai generosi iatendi- 
menti di Esso, Torrä con Lni 
camminare di paaso egnale e 
deeiso verso la bramata meta 
della concordia. 

S. SantiU h nelFiatimo con- 
Tincimento che qoesta concordia 
sarebbe feconda di grandi van- 

taggi per gli interessi piü vitali 
della Chiesa e dello Stato, e 
stringerebbe le popolazioni cat- 
toliche oon vincoli di sempre piü 
inviolabüe fedeltik al Trono del 
loro Sovrano. 

Tanto lo scriventi Cardinale ha 
V onore di partecipare air E. V. 
perche voglia portarlo a notizia 
del 800 GoTemo« e ben Toleatieri 



Die Anzeige, welche für jetzt 
zeitweilig begrenzt sein wfirde aiit 
den Fall der factischen Yacanzen, 
wird einen ständigen Gharalrter fSr 

die Zukunft gewinnen unter Formen, 
welche durch gemeinsames Ueber- 
einkommen zu bestimmen sind, so- 
bald nnr die Revision der Gesetze 
abgeschlossen sein wird. 

Der heilige Vater aufs Tiefste 
Sr. Majestät zu Dank verpflichtet 
für die ihm kundgegebenen ver- 
söhnlichen Gefähle« ist der üeber- 
Zeugung, dass AllerhOchstdieselben 
die dargelegte Entschliessung als 
einen neuen Beweis des Geistes der 
Freundschaft und der Mässigung, 
von welchen alle Seine Handlangen 
gegen das Deutsche Beich von Be- 
ginn Seines Pontificats geleitai 
waren, erachten, und dass Sr. Ma- 
jestät Regierung, den grossniüthigen 
Absichten AUerhöchstdesselben sich 
anschliessend, mit Ihm gleichen 
und festen Schrittes dem ge- 
wünschten Ziele der Einigkeit zu- 
streben wolle. 

Se. Heiligkeit ist fest überzeugt, 
dass diese Einigkeit grosse Vor- 
theile far die Lebensbedingungen 

der Kirche wie des Staates hervor- 
bringen und die katholische Be- 
völkerung mit immer unverbrüch- 
licheren Banden der Treue an den 
Thron und ihren Souverain knüpfen, 
wfirde. 

Das ist es, was der unterzeich- 
nete Cardinal die Ehre hat, Euerer 
Excellenz mit dem Ersuchen mit- 
zutheilen, davon ihre Regierung in 
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Depesche des Cardmal-Staatssecreiära vom 29, Januar 2883» 
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Le rinnova i sensi tlella piü Kenntniss setzen zu wollen, indem 



AI Regio Inviato straordinario An den königlich preussischen 
6 Ministro Plenipotenziario di ausserordentlichen Gesandten und 
Pmssia presse la Santa Sede. beyoUmftcbtigten Minister beim hei- 



IIT. Die Nordd. Allgem. Zeitung vom 25. Februar 1883 be- 
richtete bezfiglich des Fortganges des vorstehenden Briefwechsels 
Folgendes : 

»Gestern erschienene Blätter enthalten die Angabe, dass die 
Antwort auf die Note des Cardinal-Staatssecretärs Jacohini bezw. 
auf den Brief des Papstes erst in den letzten Tagen erfolgt sei. 
Biese Angabe ist nar bezüglich des päpsUichen Schr&ibens richtig 
[die kaiserl. Antwort soll am 26. Februar 1883 durch den preuss. 
Gesandten v. Schibeer übergeben worden sein], w&brend die erwähnte 
Note überhaupt nodi nicht beantwortet ist, weil dazu eingehende Er- 
wägungen und Verständigung der diesseitigen Behörden, und zwar 
nicht nur einzelner Ressorts, sondern des Staatsministeriuras , erfor- 
derlich sind. £s liegt in der Natur von Qeschäften mit auswärtigen 
MäcHten, dass dieselben in ihren Details, namentlich auf einem Ge- 
biete, in welchem diese Details so mannigfache und verwickelte 
sind, nicht durch autographe Correspondenz der Souveraine dauernd 
und erfolgreich betrieben werden können. Die Correspondenz zwi- 
schen Sr. Majestät dem Kaiser und Sr. Heiligkeit dem Papst ist, 
wie Correspondenzen zwischen Sou verainen überhaupt, auf die JSün- 
MfdheUm schwebender Unterhandlungen mM anwendbar* Sie kann 
irar ausnahmsweise stattünden, um grosse allgemeine Grundsätze 
und Stellungnahmen zum Austrag zu bringen, und diesen Unter- 
schied vergisst man, wenn man kaiserliche und päpstliche Schreiben 
und geschäftliche Noten uno actu zusammenwirft. Im engeren Sinne 
geschäftliche Verhandlungen finden niemals zwischen Souverainen, 
sondern immer nur zwischen ihren Behörden statt, und die Er- 
wägung von EinjfdheUen kann niemals ihren Äbsehluss durch mo- 
narchische Correspondenzen finden. Die Beantwortung der Jacobini- 
sehen Note wird seiner Zeit ohne Zweifel erfolgen , aber doch nur 
nach Ahschluss und als Ergebniss der Erwägungen aller dabei be- 
theiligten Staatsbehörden.« 

Acehiv fOr KirelMiirMht. ZUS. 21 



ciistinta considerazione. 



L. Card. Jacobini. 




Ilgen Stuhle. 
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Briefioechsei MUfUchen Rom und Berlin (1SS2I83). 



Ueber den Inhalt des kaiserlieheo Sehreibens yom Febrnar 1883 
berichtete die EOln. Ztg. in einer jedenfalls uagenanen Fassung 
vergl. Germania 1^83, Nr. 52, II. Bl.) der Kaiser nehme mit Be- 
friedigung Akt davon, dass der Papst grundsätzlich dazu bereit 
sei, »die .An2«ige]^äH;iltf€ d. h. wohl die Notificatiou der kirch- 
lichen Ernennungen zu gestatten und knüpfe daran die Uofihong 
Äiner baldigen Veririrkliehang der fersOhnlichen Absicfaten des 
Papstes. 

Zeitungs- und parlameutariscbe Gerüchte meldeten Anfangs 
Mäi-z auch von einer beabsichtigten neuen kirchenpolitischen Ge- 
setzesvorlage, welche die »Auzeigepflicht« betreffen und sich an das 
Württembergische Gesetz fom 30. Januar 1862 anscbliessen werde. 

Bald nachher hiess es wieder, dass keine kirehenpolitische Vor- 
lage in Aussicht stehe. Aach die Auslassungen des Onltnamimster 
V. Gossler in der Sitzung des Herrenbaases rom 16. April 1883 und 
die Charwochen-Artikel der Nordd. Allg. Ztg. gaben keine Hoffnung 
auf eiueu baldigen kircheupolitiscben Frieden. 
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Das russische Concordat vom 23. December 1882; < 

Dasselbe soll, wie verlautet, nicht puWicirt werdeu. Wir gel^ei^ 
im Nachfolgenden die im Wesentlichen übereinstimmenden Nach- 

wieder • (Mim s. auch ^Arc*w, Bd. 45» S. 126 ff.) 

• Die Verhandlungen wunlen im Jahre 1880 in Wien begonnen 
und zwar zwischen dem damaligen Nuntius Jacobini (dem jetzigen 
Cardinal-Staatssecretär) u^d dem da^i^^lrgea.. russisch ea.,^t^chafter 
V. XMrii. Die Besprechungep- nali^aa ein^ sehr, j^n^^aiQfsn..]p'prtr 
g9JBg Vis die russieehe Kegierang: Uerrn. JKossellpw^ Qiredbjrt ißB 
Departements fdr die »fromden« CoHei nach Wien entsandte. Man 
einigte sich, wie die üeinianta vom 14. Mai 1882 Nr. 200 berich- 
tete, principiell dahin, dass die katholische Frage nicht durch einen 
Staats vertrag im politischen Sinne, sondern durch einen wechselseitig 
vereinbarten modus vivendi geordnet werden solle. Aus diesem 
Grande wurde von vornherein vom rassischen Cabinet proponirt and 
von den Bevollmächtigten des heiligen Stahles angenommen, dass die 
einzelnen Punkte mittelst Vorvertrag bestimmt und genau umschrie- 
ben werden sollen. Ihrer Natur nach zerfällt diese Auseinander- 
setzung in eine persönliche und eine sachliche. Zu den persöfUichm 
Fragen gehört die Begnadigung der Bischöfe, welche aus politischen 
oder disciplin&ren Veranlassungen regierangsseitig von ihren Sitzen 
»amovirtc warden;* ferner die Neabesetzang der Yacanzen in den 
fdnf nicht von Gapitelsvicaren verwalteten Diöcesen. In diesen 
Fragen hat die Petersburger Regierung, Dank der unerschütterlichen 
Consequenz des Cardinal-Staatssecretärs, in allen Punkten nachge- 
geben. Die verbannten Bischöfe erhalten mit Ausnahme des Herru 
Bischofs Borowski zwar ihre Diöcesen nicht wieder zarnck, aber sie 
werden vom h. Stahle mit neaen Titeln versehen werden aad Pen- 
sionen erhalten. Auch wird es denselben freistehen, ihre Wohnorte 
nach Belieben zu wählen. Gleichzeitig wurde vereinbart, dass die 
sieben gegenwärtig als Diöcesanadministratoren fungirendeii Persüu- 
lichkeiteu zu Bischöfen ernannt werden sollen, während die übrigen 
Sedisvacanzen noch im J. 1882 za besetzen sein werden. Ueber die 
hiefür in Aassicht genommenen Persönlichkeiten ist erst seit dem 
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Das ruM. Coneordai vom 23. Deeember i$89. 



11, April 1882 volle Uebereinsiimmung bei den contrahirenden FcN 
teiea erzielt worden. To Beza^ anf das Bfstham Kiebe wnrde'bestitnnffe, 

dass dassclbt! in kürzester Zeit regularisirt werden solle. Im Ganzen 
werden demnach erfolgen fünf Neuernennungen von Biscliöfen, zwei 
Transferirungen derzeitiger Titular-Bisciiöief welche Diöcesauverweser 
,sind, und fünf definitive Verleihungen yon Bischofssitzen an deren 
'gegenwärtige Administratoren. Der saehlkhe Theil der »katfaoli- 
sehen« Frage, sowie die LOsung der ünitenfrage bleibt weiteren Ver- 
handlungen vorbehalten. 

In Nr. 200 der »Germania« vom 8. Mai 1882 wurde weiter 
aus Petersburg gemeldet: In den letzten Tagen ist dem h. Stahle 
eine der bedeutendsten Concessionen gewährt, welche derselbe von 
der russischen Regierung rerlangte. In Polen besteht die Verord- 
nung, dass die Bischöfe vorbehaltlich der Bestätigung der localen 
Behörden vermöge ihrer discretionären Gewalt Pfarren verleihen. 
Priester, die nicht im Sinne der Kirche sich verhielten, durften 
durch die Bischöfe nicht amovirt werden , wenn sie einmal von den 
Behörden bestätigt waren. Nach den neuesten Vereinbarungen ist 
die weltliche Geistlichkeit der jurisdictionellen Gewalt der Bischöfe 
wieder zurückgegeben worden. 

Wie die Germania 1883 Nr. 11 I. Bl. nach der Polit. Corr. 
weiter berichtete, gestand die russ. Regierung damals auch bereits 
zu, dass die Priesterseminare, welche jetzt factisch vom Erzbiscbof 
von ^iohilew abhängen, den Diöcesanbischöfen zu unterstehen haben, 
während die Curie sich — so behauptete die Polit. C!orr. — bereit 
erklärte, den Gebrauch der mss. Sprache in den kathol. Seminariea 
Kusslands und Polens zuzugestehen, um einen geeigneten Klerus auch 
für jene Districte zu erzielen, welche nicht polnisch verstehen. Die 
weiteren Verhandlungen sollten in Rom geführt werden, wurden aber 
durch das Attentat auf Kaiser Alexander II. eine Zeit lang unterbrochen 
bis der Minister Loris-Melikoff dieselben wieder aufnahm und Graf 
Ignatieff zu ihrer Beschleunigung Herrn Mossolow nach Bom sandte. 
Es handelte sich jetzt, wie die »Pol. Corr. weiter berichtete, »um 
die Uebernalime einer Garantie seitens der Bischöfe für das Ver- 
halten ihrer Geistlichkeit, um die Regelung der Frage der Er- 
theilung von Reisepässen nach Russland für katholische Geistliche, 
um Censurlreiheit für die Predigten des Klerus, um die Anwendung 
der russischen oder polnischen Sprache, bei letzterer je nach dem 
Ueberwiegen des einen oder anderen Volkselementes, um die Ver- 
mehrung der Zahl der Sutfragan bisch öfe, endlich um die Verpflichtung 
der Curie, eine Coutrolo über die katholische Geistlichkeit in Kuss- 
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l^ad .und Polea dahin auszuüben, dass dieselbe von jeder dem russi- 
schen Staaie und Gesetze feindseligen Handlung oder Eundgebnng 
aligiel(ftljieii wevde. £s gelang, [nachdem der mss, ^inisWr deiB'Aeiui- 
seren, T, Giers, auf seiner Beise in Born persönlich die äto^kenSiBn 
Verhandlungen wieder in Muss gebracht haite] , in Betreff aller 
Punkte eine Uebereinkunft zu erzielen, welche in ein SchlussprotocoU 
gebracht, von Herrn v. Butienefi über Ermächtigung seiner Regierung 
signirt wurde und nun zar formellen Erledigung in St. Petersburg 
liegt Die Errichtung einer ständigen Vertretung Busslands beim 
b. Stuhle ist beschlossene Sache und Herr j9ti<i6f»e;/f wird diesen 
.Posten bekleiden.« 

Nach dem Moniteur de Rome berichtete die Germania 1883, 
Nr. 24, I. Bl. und ähnlich das Prager Abendblatt 1883, Nr. 24, die 
zwischen Eiissland und dem h. Stuhle abgeschlossene Convention ent- 
halte 9ifshi Artikel folgenden Inhaltes : 

Art. 1. Die Frage der russischen Sprache bleibi späteren Ver- 
handlnngen vorbehalten (nach dem Moniteur de Rome wäre diese Frage 
gar nicht Gegenstand irgendwelcher Verhandlungen gewesen). 

Art. 2. In Folge des gegenseitigen Uebereinkommens wird der 
h. Stuhl für die Besetzung der Bischofsstühle von Russisch-Polen 
sorgen, unter anderen sollen besetzt werden die Bisthümer: War- 
schau, Sandomir, Lublin, Flock, Wilna nnd liuck-%tQmir. [Ueber 
die inzwischen im Oonsist. vom 15. März 1883 vom Papste ernannten 
Bischöfe s. die betreffende Allocut. im folgenden Hefte des Archiv], 

Art. 3. Die hier nicht genannten Diöcesen erhalten anstatt 
Bischöfe, Verweser. 

Art. 4. Die polnischen Bischöfe können sich in der Ausübung 
ihres Pastoralamtes von Sufiraganen unterstützen lassen, die bischöf- 
lichen Charakter haben. 

Art. 5. Die von dem h. Stuhle für die bischöfl. Functionen 
ausgewählten Personen, sollen sich sowohl durch Wissenschaft und 
Klugheit, als auch durch £ifer, Weisheit und Nächstenliebe auszeich- 
nen. (In der Version des Abendbl. heisst es: »müssen von aner- 
kannt gemftsrigter Oesinnung nnd Besonnenheit sein«). 

. Art. 6. Die Diöcesan-Seroinarien werden fortan In ihrer Wirk- 
samkeit nicht behin'lert werden (in der Version des Mon. de Rome 
heisst es hier: »Es ist beschlossen worden, dass in jeder einzelnen 
Diöcese die Diöcesan-Seminare frei existiren sollen und dass die Frei- 
heit der Erziehung und des Unterrichts des Klerus vollauf und unter 
viel günstigeren Bedingcmgen garantirt wird als dies gegenn^g in 
der kath. Kirche Folens der Fall istc Die Fariser Defense bemerkte 
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Da$ rusa, Concordal vom 23. Decembtr 1882, 



zü diesein Artikel: »Die Seminare werden unter die Jurisdiction des 
Bischofes zarfickkefaren ; sie werden nicht mehr der Leitung jenes 
DiOcesan-Consistorinms anterstcfhen; dessen discreÜonäre Oewalt sich 

iu den Häudcn der Kegieruug befand. Die Bischöfe werden die 
ausschliesslicbe Leitung der Seminare haben. Die Regierung be- 
schränkt sich auf die Forderung eines gewissen Inspectionsrechtes, 
welches die Autorität des Bischofes, sowie anch den freien Fortgang 
der Stadien und Uebungen, in keiner Beziehimg 8chädigt.€ Die 
katb. Pariser Zeitung iD^kiaaeit nnd darnach ätich' 'Germania 1882, 
Nr. 596 erwähnte als eine Bestimmung der Conrention auch , dass 
die Bischöfe allein ivieder die Pfarrer ernennen werden^ wenigstens 
in der grössten Mehrheit, wobei jedoch füi* die wichtigsten Stellen 
gewisse Formalitäten durch die Regierung gefordert werden, ohne 
düfis. diBa9^>e aber ein Veto- Recht habe. Die Bisciböfe h|Ltten 
sich mit der Regierang vorher derart zn yerständigen^. dass sie nicht 
der Behörde unangenehme Pers((nHcbkeiten ernennen wdrden. Die 
Red. des Archiv vermag nicht festzustellen, ob ini Art. 5 oder 6. 
dec Convention auch Bestimmungen dieses Inhalts enthalten sind). 

Art« 7. Die theologische Hochschule zu Petersburg wird einer 
besonderen Vereinbarnng vorbehalten. 

Artr 8. Die im Laote des Aafetandes von 1863 angeordn^ 
und die Aosllbnng des kirchlichen Priesteramtes beschiedenen Ans- 
nahmsmassregeln , werden allmälig aufgehoben. (So das Prai^er 
Abcndbl. In dem Monit. de Rorae heisst es: Es ist die Nothwendig- 
keit einer, stufenweisen Abschaffung der bisher in Anwendung ge- 
wesenen Aasnahme-Regek anerkannt worden , um die Freiheit der 
Seelsorge schützen). 

üm dieselbe Zeit als jene Convention zu Stande kam, ordnete 
die russ. Regierung die Ausdehnung der freisinnigeren russ. Gerichts- 
ordnung auf Polen an und hob sie das Verbot auf, dass Personen 
römisch-kath. Abkunft und polnischer Nationalität in Russisch- Polen 
Landgüter kaufen durften. 



Digiti^cü by Gt^j^.K 



327 

XXXIII. 

t 

Oesterr. Gesetz vom 1& Fekruar 1883, 

hehreffenä das Verfahrm mm 25i»tt^ der ^esorMShmg iM der 

Beweisführung des Todes ^). *' •' 

(R.-G.-B1. 1883, Stück VJ. Nr. 20.) ' 

Mit Zustimmung der beiden Hänser des Beichsrathes fipde Ich 
anzuordaeo, wie folgt: ... 

3häeaerMärmig. 

§. 1. Zur Todeserklärung eines Abwesenden (Vermissten) ist 
der Gerichtshof erster Instanz zuständig, in dessen Sprengel der Ab- 
wesende seinen letzten Wohnsitz und in Enuanglang eines Wohn« 
Sitzes seinen letzten Aufenthalt hatte. 

§. 2. Soweit in diesem Gesetze nicht etwas Anderes tierAgt 
wird, sind in dem Verfohreh ^ber das Ansuchen einer Todeser- 
klärung die allgemeinen Anordnungen fiber das gerichtliche Ver- 
fahren in Hechtaangelegenheiten ausser Streitsachen in Anwendung 
zu bringen. 

§. 8. Alle für die richterliche Beurtheilung massgebenden 
thatsftchlichen Yerhftltnisse sind durch eifle amtlielie Untersuchung 
zu ermitteln. 

In Beziehung auf die Benützung von Beweismitteln und auf 
die Würdigung der Beweise ist das Gericht an gesetzliche Regeln 
nicht gebunden. 

Die Partei , welche das Ansuchen um Todeserklärung gestellt 
hat, und andere Personen kOnnen erforderfichen Falles auch eidlich 
vernommen werden« 

§. 4. Wenn zu besorgen ist, dass die Feststellung von That- 
sachen, welche für die Erwirkung einer Todeserklärung von Einfiuss 
sein können, bei längerem Aufschübe unmöglich gemacht oder er- 
heblich erschwert würde, so kann diese Feststellung noch vor dem 
Ansuchen um Todeserklärung bei demjenigen Bezirksgerichte begehrt 
werden, in dessen Sprengel die zum Zwecke der Feststellung nOthi- 
gen Erhebungen vorzunehmen sind. 

§. 5. Das Gesuch um eine Todeserklärung kann ein Jahr vor 
dem Ablaufe der in g. 24. a. b. G. B. bestimmten Frist angebracht 
werden. 

1) Hau vgl über diese Frage Kohn im Archiv, Bd. 48. S. 53 E 
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' ''" Soll aber die Todeserklärung eines Abwesenden erwirki wetd^H, 
welcher sich in einer nabeu Todesgefahr befunden hat, so kann das 
Ansuchen um die Todeserklärung sofort nach dem Ereignisse , in 
"wdehem das Leben das Abwesenden gefährdet war, glBstellt werden. 

' Bie- fintscheidatig, weleb» eine Tode88rUftn»g aiiaapriob^ kum 
in' keiadm Fatte nr Ablauf der im §. a. b. G« B. bestlmmlsaD 
Frist örfölgön. 

§. 6. Wird eine Todeserklärung nachgesucht, so hat das Ge- 
richt zur Vertretung des Abwesenden in dem Verfahren zum Zwecke 
der Todeserklärung einen Curator zu bestellen« 

MmsaUiea liegt insbeaendere ob» die zmr Anffindiug das Ab- 
weMttdea geeigneten Nacbforselm^n m pflegen. 

§. 7. Eraebtet das Geriebt das Vorbandensehi der gesetsliofaen 
Erfordernisse der Todeserklärung als in einer für die Einleitung des 
weiteren Verfahreos ausreichenden Weise dargethan, so hat es durch 
ehi Edict, in welchem die wesentlichen Umstände des einzelnen Falles 
aazagebea sind, aafzuforder dem Gerichte oder dem Curator Nach- 
nebten tbw den Abwesenden za geben. 

Zngleieh ist anankflndigen, dass die Entseheidung aber das Ge- 
such um Todeserklärung nach Ablauf eines Jahres erfolgen werde. 
Diese Frist ist jedoch in dem in §. 5, Absatz 2. bezeichneten Falle 
bis zum Ablaufe der in §. 24, Z. 3 a. b. G. B. bestimmten EsiiA, 
?on drei Jahren auszudehnen. 

Dai Ediet ist an der Gerichtstafel auxnBeMagen und drMoaai in 
die= für amüiobe Knndmaehnngen bestimmte Zeituig etaznaebalten. 
Das Geriebt kann auch anordnen, dass das Edict in anderen Zeitungen 
veröffentlicht werde, sowie dass wiederholte Veröffentlichungen des 
Bdictes stattfinden. 

Der Tag, an welchem die Edictalfrist endet, ist in jedem Falle 
in den Edicte anzugeben nnd so zu bestimmen, dass naoh der drit- 
ten Baschaltong des Bdictea in die amtliche Zeitnag mindestens ein 
Jahr verstreichen mnss. 

§. 8. Nach Ablauf der in dem Edicte bestimmten Frist ent- 
scheidet das Gericht auf neuerliches Ansuchen über das Begehren 
nm Todeserklärung. 

Wird die Todeserkl&mng ansgesprochen, so ist auch der Tag 
des Temnitheten Todes anzugeben. 

Llast sich nach den gepflogenen Erhebungen der Tag bestim- 
men, von welchem anzunehmen ist, dass er der Todestag sei, be- 
ziehungsweise, dass der Abwesende denselben nicht überlebt habe, 
so ist dieser Tag, ausserdem aber de];ienige Tag als vermntheter 
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Todestag in bezeichnen, an welchem das Endo der Frist eingetreten 
ist, deren Ablauf nach §. 24. a. b. G. B. die Verrauthupg;.deß. Tod^s 
für, den vorliegenden Fall begründet. i » . ' 

§. 9. Wenn d^r Abwesende einen Ehegatten zurückgelass^o 
hat , so kaan m diesm beim Yorltandensein der im bdvgerlichen 
Reobte bestinimie 'Erfordernuise das Bagisbren gesMli :w^rden , dass 
mit der Todeserklärung ancb der Aussprach verbanden w»rde, dass 
die Ehe als aufgelöst zu betrachten sei. 

Das Gericht hat in diesem Falle zugleich mit deni jJucsUQr 
auch einen Verthcidiger des Ehebandes zu bestellen. . 

In der Entscheidung, welche die TodeserkUMrung awpricbt, 
ist auch fiber das Beigibren, dass die Ehe ala migMsA wi betiSMshton 
sei, m erkennen. 

Der zurückgelassene Ehegatte kann, nachdem eine Todeser- 
klärung des Abwesenden bereits erfolgt ist, das Begehren um den 
Ausspruch, dass die Ehe als aufgelöst zu betrachten sei, auch naeb- 
trAglicb stellen. Das Geriobt hat bierubttr nach den fiesiiauDangen 
dieses Gesetzes vorzugehen, und sich in der Batseheidang, falte. «s 
dem Begehren stattgibt, auf den Ausspruch m besdi^takeiii, dass 
die Ehe als aufgelöst zu betrachten sei. 

Der Verthcidiger des Ehebandes hat in beiden Fällen gegen 
eine in erster Instanz gefällte Entscheidung, welche den Ausspruch 
enthält, dass die Ehe als aufgelöst zu betrachten sei, den Becuraau 
ergteifen. Das Gleiche gilt, wenn dieser Ausspruch entgegen der 
Bntscheidung erster Instanz erst in der zweiten Instanz gefällt wurde. 

. • i 

Beweisftäirmg des Todes, 

§. 10. Wenn der Beweis des Todes eines Abwesenden nipht 
durch öffentliche Urkunden herzustellen ist, so kann bei dem im 
§* 1. bezeichneten Gerichte der Beweis des Tcdes geführt der 
Ausspruch erwhrkt werden, dass diesw Beweis als hergestellt anzu- 
sehen ist. « 

Auf das Verfahren Huden die Bestimmungen der §§. 2, 3 und 
4 Anwendung. 

Findet das Gericht das Ansuchen um Beweisführung des Todes 
zür Einleitung des weiteren Verfahrens geeignet« so hat es ein fidict 
zu erlassen, auf welches die Bestimmungen des §. 7. mit. dw Aen- 
derung Anwendung finden , dass die Edictalfrist nach Ermessen \des 
Gerichtes, jedoch nicht auf kürzere Zeit als drei Monate festzusetzen ist. 

Gleichzeitig mit dem Erlassen des Edictes hat das Gericht einen 
Gurator zu bestellen (g. 6). 
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Die Aafoahine der Beweise kann vor dem Ablaufe der Edietal- 

friat stattfinden. 

Vor der Entscheidung hat das Gericht die Parteien über die 
Ergebnisse der Beweisführung zu vernehmen. 

Wird der Beweis des. Todes als ^hergestellt erkannt, so ist in 
der Entscheidung der Tag anzugeben , von welchem bewiesen ist, 
das» er der Todestag ist , besiehnngsweise , dass der Abwesende ihn 
nicht überlebt hat ; in dem letzteren Falle hat dieser Tag als Todes- 
tag zu gelten. 

Gemeinsame Bestimmungen. 

§. iL. Dieses GeseÜs tritt mit dem Tage seiner finndmaohung 
in Wirksamkeit, und es treten die bestehenden gesetslicben Bestim- 
mnngen, soweit sie Qegenstftnde desselben abwMchend regeln, ausser 
Kraft. 

' Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden auch in den bei 
einem Gerichte bereits anhängigen Fällen einer Todeserklärung oder 
einer BeweislAhrang des Todes Anwendung. 

§. 12. Mit dem Yollsuge dieses Gesetzes ist der Jnstizmitiislar 
. beanftnigt. ' ' 

Wien, am 16. Februar 1883. 

Drana Jos^ m. p. 
Taaffe m. p. Frazak m. p. 
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Literatur. 

. ■ ■ ■ • ' . 

1. R, dari Fiuen^ Min* Obfk Rrform^ Frw. Cßrnidae LecL 

Ediito quarta, juxta probaHores a/uHares emenäqia .ei cuteta a 

Mathia Hiptmair SS. Theol. Doct. et in Seminario episcopali 
JAnciensi Hist, eccles. et Juris cair. P?'ofessore. Cum appro^ 
baUone Ordinariatus Lincicnsis. 2 tomi. Vindobmae^. sumptibus 
Maffer <S: Comp., 18S1. (ML 11). 

Obwohl im AUgemeioen kew Mangel ao JrirobengeMbiphUiebtti 
CompeDdien herrscht, so l&sst sich doch nicht mkennen, dass hisi 
aller anerkaniiten yortreffliehfcieH derartiger sehen vethandener Werke 

die Bedürfnisse zu mannigfaltig und eigenartig sind , als dass nicht 
noch ein tüchtiges Buch Berechtigung und Platz fifiden dürfte. Es 
ist überhaupt nicht leicht, ein Handhiuth der. Kirch engeacliiehte zu 
verfassen, welches Jedem das böte, was gerade er in seinen; spmiUciii 
Verhältnissen wünscht und braucht Manche solcher Werke ^eignen 
sich eher zu gründlicherem Privatstndinm, zum Nachschlagen n. s. w., 
als für die gewöhnlichen Zwecke der Examina oder der Kepetitionen 
an Serainarien und Convicten , wesshalb ihre sonstigen Vorzüge in 
solcher Beziehung häutig zurücktreten. Unser Torliegendes Bach 
nnn will ein Leitfaden namentlich (ur die Seminarien sein; es yer* 
dient indess auch in weiteren Kreisen, zumal in denen der Theologie- 
Stndirenden überhaupt, Eingang nnd Verbreitung zu finden. Der 
Schluss auf seine Brauchbarkeit, zu dem wir schon aus dem Um- 
stände berechtigt sind, dass es bereits in vierter Auflage erschienen, 
wird durch die Prüfung des Inhaltes bestätigt. An erster Stelle 
müssen wir besonders die grosse Klarheit, die einfache, edle Sprache, 
welche nirgends den Ton leidenschaftlicher Voreingenommenheit auch 
nur leise verrathen würde, die objeetive Buhe, massvolle Ausdruoks- 
weise, sowie die Easslichkeit und Leichtverständlichkeit rühmend her- 
vorheben. Es ist ein Studenten- oder Studierbuch. Die erwähnte 
Klarheit wird erhöht durch die Deutlichkeit des Druckes. Vom 
eigentlichen Text werden die Ueberschriften oder Titel der Paragra- 
phen durch l£raftigen Fettdruck heryorgehoben. Das Format — Oc- 
tay — ist ganz das für ein Compendium passende und macht es 
zum Studium recht bandlich. Die Verlagsbandlung von Mayer in 
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Wieb erwirbt sich durch den leserlichen, deutlichen Druck dal 
Büdhes den Anspruch aof « Aoerkeiionng von Seiten der studierendin 
J^nd' filr dcreii ge8Oh«äcllte^AQg0lr'4i^eM^ Lednre «ine WoUtlnl 
Wl: Eiidge kleiM llliiuselfieitw mögeu als Bel^ dafir 4ien«M, wk 
der Verfasser oder Bearbeiter es sich angelegen sein Hess, dem 
Zwecke praktischen Studierens gerecht zu werden. Die Kreuzzüge 
z. B. sind zusammenhängend an einander gereiht, ein Verfahren, das 
man nickt* in allen Lehrbüchern findet, das aber im Interesse der 
Siaprftgvmg Gedächlnk» und. de» beaBecen üabecbüd» MoberUc^ 
to -TrSnniUig niid Varweifimiig an die jaireüigen chiomAogiockiHi 
rat^ ▼onstt^lehMi tet. Dasselba gilt 7OD;d0iii SolHsma des Phetiils 
und des Michael Caerularius, welche unser Verfasser zusammen be- 
handelt u. s. w. Eine »Series chronologica der Päpste und Kaiser,« 
wie sie am Schlass des 2. Bandes geboten wird, ist durdiaus sa 
kiUigea and wABBcbtea wir für eine künftige Auflage oor iMohxinekr 
sdeü^r TabeUea, wie etwa eine ZoBamnieitttellung der aUgememo 
Obneilien -iriid Aeknliclies. Als einige wettere Desiderien erlaabsn 
wir uns noch namhaft zu machen, dass die italienischen Citate z. 
aus Alzog, wenigstens für ausseritalienische Leserkreise entweder 
deutsch oder doch lateinisch gegeben werden möchten. Es dörlbe 
^sicfa ferner empfehlen, gewisse Theile des Textes ia veräadeikMi 
Drooke heraostdleo, wodurch die OebersichtUchkeit noch erktikl 
waide, wie dless vi. B. in den Compendien Tdn Hergmroiher nnd 
Brücli geschieht; ausserdem könnten zu dem gleichen Zwecke ein- 
zelne Worte durch Sperr- oder Fettdruck ausgezeichnet werden. 
Bd. II, S. 450 ist bei der Aufzählung der Orte» an denen Möhler 
gewiikt, Tübingen za ergänzen. — Das Buch ist, wie gesagt, weiterer 
Yerbreitang "Werth. Da noseies Wissens in den ftanzAsisoh redeodea 
lAhdern kein' Üeberioss an kircbengeschiehtlichen Gempendieii ist| 
80 wftre vielleicht gerade dort eine französische Bearbeitung nützlich 
und angemessen. 

P. Anselm, 

2, iVwfwi Synodus Dioecesana ah Hluslrissimo et Meverendismmo 
Domino ^hiiMmo Sanfdiee^ 0, 8. B. ArekiepUeopo- ei BaMtio 
Neo^ßofJUomö efMraiet didm IV. F. FI. VIL Junü 1882. 

Kmpoli ex Typographia Jrchi^nseopali 1882, pag, LllL 

200 et 48. (5 Franchi). 

Ausser England, wo nach der am 29. September 1850 durch 
Pius IX. erfolgten Wiederherstellung der Hierarchie die Diöcesan* 
synodea alferwarts j&hrlieh abgehaltoi werden, begegnen wir dieaem 
Institut zur Zeit wohl nur hin und wieder in Balien. Die IIa- 
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lienis^lie Kirebe des 18. Jahrbmiderte' iirary wie ein. Blipk^in. MsUßßt 
dMB XW^ Werk m der DideeeaiiByiiibde. -zeigt, fibi9ifttii9)fnifi|itbir 
an- Bolchen kitcbKclieii YeraaimnlnngeD. Aach im laufenden Jabi«- 

hundert treffen wir sie mehrfach an, während sie nach der seit 1859 
vollzogenen tiefgreifenden politischen Umgestaltung der Halbinsel von 
der Bildflache des« birchlieben Lebens verschwinden. Um so freudiger 
^iMi die Besferebnngeni des gas der .altberübinlbeA -AmA 
Itt Cm befveiigegaiigeiieii Erfebiaefaoüi m Neap^^^ilfiiir. 
um Wiederbolebnog des genaimieii lastynit» im begrOssen. Dar 
Stamm des neapolitanischen Klerus, zu welchem wir namentlich die von 
dem Domherrn Sanseverino gestiftete, heute vorzüglich durch Talamo 
repräsentirte Philosophenschule rechnen, verdient unseira. volle Auer- 
kenniiDg. Andereeits sind aber die poUdscben fieturegiaogeiideritotir 
*teii Jabnsebnte, sodann auch die ^ästigen SMAuuigeO' ItolleM» 
'WO Hegd in gewissen Kreisen * die Hnldigung det 'Anbetung enh 
pfängt, nicht ohne Spuren au der Geistlichkeit vorübergegangen. 
Dazu kam, dass der gegenwärtige Erzbischof unter höchst schwieri- 
gen Verhältnissen, welche sieb aus der Stellung der Begier ungsorgane 
zn dem päpstlichen Ernennnngsreobt «rgaben , sein hohes Amt imi- 
trat. Um das Bewossfcsein der üSosammengebörigkeit im Elenis «n 
heben und die Hingabe an seinen beschwerlichen Beruf xn s(iftrk0n» 
sißhrieb der Prälat eine Diöcesansynode aus, die an den Tagen vom 
4. bis 7. Juni 1882 iu Neapel abgehalten wurde und deren Decrate 
nunmehr vorliegen. 

Nach Mittheilung der einleitenden Verhandlungen folgen füuf 
Conillituüonen: 1. De Fide; 2. De Sacramentis; 3. De cnltn divino; 
4. De Diseiplina; 5. De'Foro et de bonis eoclesiasticis. Bin Anbang 
entbttt dreixebn päpstliche Decrete nnd erebiseböfliche Verordnnngen, 
deren im Verlauf des Coutextes gedacht wurde. Eine recht prak- 
tische Anordnung sind die den einzelnen Constitutionen angebängten 
knappen Canones, welche den Inhalt der Verordnungen, kurz resu- 
miren. Die Constitution über den Glauben verfügt pag. 6. Ab- 
legnng des Qlanbensbekenntnisses seitens der zn.«iiiem Qanoniißat.be- 
förderten Geistlichen vor dem Kapitel, nnd ansserdem vor: dem Or- 
dinarius oder seinem Generalvicar. In der That ist das gemeines 
Kecht, von dem man, unseres Wissens in Deutschland mancherorts 
in sofern abgebt, als die Eidesleistung ausachliessUch vor dem Kapitel 
erfolgt 

In lebhaften Farben sebfldert die Synode (p.. 9-^10) die dem 
Glanben seitens der protestantischen I^paganda drohendfln Gelbbren. 

Namentlich hat englische und schottische Bigotterie es an eifrigen 
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BMtrebimgeii niehi Mlea hsseo, imi dem Sodlftnto mmm Ql 
zu nebfiiao. Indess trotz aller Geldgeschenke, evangeüselieii 
and Traktätchen dnd docb kebe Erfolge za verzeicbnen, and die 

weui^eii Bethörten fallen, sobald äussere Vortheile veröktiu'D, dem 
entsetzlichsten Unglauben zum Opfer. Zu den Beirünstigern der 
Irrlebrer rechnet die Synode solche, >qui haereticorum templa extm- 
not, ?el eonstmetianeiii dirigunt, vel moliimtar, vlü eant architeeti, 
manelpes^ fa(iroram magistrt, attiqne omnes, qfd saxa» matenam et 
caeteia bujiniiMidi aedificUs necessaria mii^ditani Poteraot exco- 
sari a culpa gravi tantamraodo fabri caementarii eeterique artifices 
qui ox necessitate ibi laborant« (p. 11). In die Kategorie der Coope- 
ratores haereseos werden versetzt »tjpographi et omnes illi, qui in 
librofl edendoe baeremm äyb propngnantes, »ve continentes laborem 
fei eperam eoiftrniitc (8. 12). 

Auf die Beneficia] Verhältnisse des Südens werfen die Keservat- 
fftlle ein grelles Schiagiicbt. Sie beziehen sich auf fingirte Weibe- 
titel nad unbefogte Belastung des klerikaleii Patrimoniums, welcbei' 
ah Ordinationstitel diente. Henker, welebe zwei oder drei Messea 

an dem nämlichen Tage zu lesen wagen, verfallen ebenfalls, sammt 
dem Pfarrer oder Rector, der sie mit Wissen zur Celebration zuge- 
lassen, reservirten Censuren (S. 52). Die Zerfahrenheit der politische« 
Verbältnisse Italiens, die leider viele Geistliche in ihre Strudel ge- 
zogen bat, bietet den Scblflssel zum Verst&ndnias der Verfügung, ge- 
mftss welcher kein fremder Priester ebne vorbertge Erlanbniss des 
erzbischöüichen Generalvicars Messe lesen darf (S. 88). Anch mit 
den unirt-griechischen Priestern ünteritaliens befasste sich die Sy- 
node. Nur in dem Falle kann ihnen die Darbringung des Messopfers 
in lateinischen Kirchen gestattet werden, wenn sie unter lateinisebea 
Bischöfen stoben und vorscbriftsmässige Testimonialien aufzuwdseii 
in der Lage sind (S. 89), 

Aus dem Capitel Über den Gottesdienst seien bervorgehoben die 
beilsamen Bestimmungen bezAglicb des Eircbengesanges , der aHet- 
dings einer strengen Beformation bedürftig sein moss, wenn die 

Synode verfügte: >Paesertira cyrabalum novae constructionis , vulgo 
Pianoforte, ab Ecclesiis Nostrae Archidioecesis oranino excludantur.< 
Eingehende Bestimmungen bietet die Synode über den Chordienst 
der Canoniker an der Domkirche. Die Zahl derselben ist beute noch 
so gross, dass an viebm Tag^n des Jabres sogar das Hatutinum 
cum Laudibns dureb Gesang persolvirt wird. Ausser den Goiionkem 
Mit die Domkirefae in Neapel noch Priester (einfache Itenefieiaten) 
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Haynald, Stat, eccL Colocj JUmschiua, KirciifMr.; ItQua/en^ Krieg, 

»quibus QuadragirUa uomen iiiditiim, qaia cum HeMomadart^ too« 
meram quadragesimum compleiit« (p. 120). 

Die vorstehenden Notizen mögen einen Begriff von don heil- 
samen Bestimmungen der Synode geben , welche uns das Bild eines 
ebenso gelehrten, wie seeleneifrigen Erzbischofs und eines auch unter 
schwierigen kirchenpolitischen Verhältnisseu ia seioekn hoben Beroi« 
selbstlos wirkeadea Klerus entrollt. . 

Köln. Dr. Bcllesheim. 

3. Statuta ah em, et rever. Dom. Ecclesiarum Colocemis et Bac- 
sietisis archiepiscopo Lud. S. E. E. Haynald pro archidioec, 
sua a die 4. Junii 1867 tcsque fimm anni 1879 tum c covfe^ 
rentiis dioecesanis^ tum peculiaribua occasionibus sparsim ediia^ 
nunc vero pro faciliore cleri curati usu in imum collecta. 
Coloczae 1880, Malaiin et Hofmeyer^ typogr, archiep. ILfoL 
ei ai2pag. 4\ 

Gard.-lirzbi9ebof Dr. Ludwig v. Haynald hielt in seiner biscbl 
Residenz zu Colocza in den J. 1869, 71, 72, 78 nid 82 Dkkesan- 
conferenzen ab. Die da nach Berathung mit seinem Elems er- 
lassenen Verordnungen betreifen mehr oder weniger alle Zweite des 
Kirehenrechts und der Fsstoral. Die des J. 1882 bilden die pp. 
105—132 der dre. litierae a. 1882, die ProtocoUe der firaheren 
Diöcesanconferenzen nebst den wichtigeren, bei verschiedenen Ger 
leigenheiten erlassenen Bestimmungen bilden den Inhalt der obigen 
werthvollen Sammlung, deren Gebrauch ein alphab. Inhaltsverzeich- 
niss erleichtert. Die Brlasse und treffenden Belehrungen von allge- 
meinerem. Interesse werden wir nach und nach im Archiv abdrucken. 

4. Das Kirchenrecht der KathMeen und Brotesta^ntm in Deutsch- 
land, von Dr. P. Hinschius^ o. Prof. d. R., Bd, 5, //. Hälfte^ 
2. AUh. Berlin, J. Chätentag, 1883. VIII u. 853 S. M. Fol 

Auch dieser das kirchliche Gesetzgebungs- und Verordnungs- 
recht einschliesslich der Privilegien und Dispensen und der Lehre 
vom Placet historisch und nach seiner heutigen Geltung eingehend 
behandelnde Schluss des III. Bandes des nun rasch vorwärts schrei- 
tenden Werkes bietet eine Fundgrube reichen Wissens. Die histor. 
Erörterung erscheint uns zwar theilweise mehr nach dem Standpunkte 
des Verf. construirt, als einfach an der Hand der Quellen und That- 
sachen dargelegt zu sein. Die Lehre vom Placet wäre wohl über- 
sichtlicher nicht in einen historischen Theil (§. 190.) und heut, 
staatl. Recht (§. 197.) zerrissen worden, zumal bei der histor. Dar- 
stellung auch das heutige staatl. Placet skizzirt wird. Bei der Darstel- 
lung des Dispensationsrechts werden schon einige, aber bei weitem 
nicht alle Details des Ehedispensrechts berührt, so dass bei der 
künftigen Erörterung des Eherechts hier Wiederholungen und unseres 
Erachtens auch wohl einige Modificationen dieses und jenes Punktes 
nöthig werden. Die S. 849—58 enthalten mit Petitschrift Nachträge 
nnd Berichtigungen zum Bd. 3. 

5. Der ^m^e Krieg van Max Lossen, Vorgesdi. ISBS-^l, 
Gaika, F. A. JP^rthes, 1882. XV u. 781 8. 8. (15 M^. 

Der Kölnische Krieg» dieses wichtigste Ereigniss in der dentsehen 
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Geschichte zwischen dem Augsb. Rel.-Prieden (1555) und dem 30jähr. 
Kriege (IG 18) ist der durch bayer.-spanische Waffen unterdrückte 
Versuch des zum reformirten Bekenntniss übere^etretenen Kurfürsten 
Karl Truchsess, im Erzstift Köln die protestantische Reform durch- 
zuführen, den evangel. lieichaständen die Mehrheit im Kurfürsteu- 
colleg und damit die Entscheidung bei der Kaiserwahl in die Hand 
zu geben. Die Durchforschung zahlreicher deutscher Archive neben 
der Benutzang der zeitgenössischen und späteren Literatur ergab eine 
solche Fülle von Stoff, dass schon die jetzt vorliegende interessante 
»Yorgeschiebtec des Köln. Krieges einen starken Bd. füllt. Diese 
Torgesell, sehildert den nm die »F^ektettnng,« d. b. um die Zu* 
teisung des protest BekenntiHSses in den dentselm Hxwhatifben von 
:,159&---8]t gefiUirien l^mpf, besonders in Beziehung auf Köln nnd 
Mäniter, aber auch in Beziebnnsf anf Lüttich, Paderborn, Magdeburg, 
Halberstadt, Hildesbeim, Osnabrück, Freibnrg, Begensburg nnd Salz- 
burg. Man suchte bei den Biscbofiiwablen dem protMt Bekenntniss 
zagänglicher scheinende Candidaten durchzusetzen nihd demg^nl^ 
bietet der Verf. auch ein tüchtiges Stück Kirchenrechtsgesebicbte : 
über die Bischofswahlen und das Treihen der adeligen Domcapitel 
jener Zeit während der Sedisvacanz. Der Verf. hat den Stoff treff- 
lich verarbeitet und, sehen wir von wenigen katholisch nicht correo- 
ten Anschauungen und einiger Polemik gegen die Jesuiten ab, audi 
ebenso olyectiv, wie klar und anziehend dargelegt. 
6, Das erste Friedenswerk ini hadischen CuLturkampfe von Tk 
Wacker, Freiburg, Herder, 1882. VI II ti. 118 S. S. 
Unseren Lesern ist die Beileguno^ des staatskirchlichen Examen- 
streites in Baden bekannt (vs^l. Archiv, Bd. 44. S. 161 ff.). Vor- 
liegende Schrift des Abg. Wacker erzählt den historischen Verlauf da- 
von auf Grund des gesammten Quelleiimaterials und streng objectiv 
und liefert so einen sehr werthvollen Beitrag zur neuesten Kirchen- 



Dte Antwort der spanisaheii BiscMfe vom 6* Jan. 1883 



auf die Encyclica Cum multa vom 8. Dec. 1882 (s. o. S. 278 ff.) 

wurde im latein. Texte in der Madrid. »Union« vom 10. März 1883 
mitgetheilt und ist mit Ausnahme des Bischofs von Daulia , des 
geistlichen Patrons der Gebrüder Nocedal, welche durch ilire liberal- 
katholischen Bestrebungen die Encyclica veranlassten , von allen 
Bischöfen unterzeichnet. Die Bischöfe erklären , dass sie die ihnen 
vom heiligen Vater gegebenen Rathschläge zur strengen Richtschnur 
nehmen würden und dass ihre Unterwürfigkeit eine auirichtige und 
vollständige sei. 



geschichte. 



Vering. 



XXXV. 





XXXVI. 

Die Wahi-Capitulationen d«r FDrstlfifohOf« von Bamberg. 

VoA Dr. P. WUtmtmnt 8«woc • 

Die sogenannten »Wabl^Capitulationen« oder »Biscbofs-Eidec 
(oapiiulaiiones, sive jaramenta episeopalia) entwioMten <icb.,,.i«ie 
in anton deutschen DiOeesen^), insbesondere anob in der Bambergi- 

sehen, welehe allmälig und seit 1399 vollständig eine Domäne des 
fränkischen Adels geworden war 2), in einer sehr bedenklichen Weise. 
Aus rechtmässigen 3) Verpflichtungen der Fürstbischöfe und freiwil- 
ligen Zugeständnissen einzelner derselben (Thiemo, 1201, Berthold, 
12d5, Lenpoldf ld26| Werntbo, 1828)^) eitstanden, erhielten die- 
selben seit der Annahme der er8ien% eigentliehen Bamberger Wahl- 
Capitnlation durch den Fflfstbiscbof Friedrick vm Äufsees (»Statu- 

1) S. Binden diaa. >d« Capital, Epiacopornm Gennaiiiae,« JTenae 1737; 
Veringt Lebrb. des kathol., ojr. und pret Kirehenr., 2. Aufl. §. 143. S. 579 f. 
Note IS und die dort eit. Lit 

2) C. Höfler, FrSnkiaebe Stndiep, Bamberg, 1849—52, ni, S. Cil— CV. 
S) Beer. GroHani, Cto. 2, causa 8, qu. 8. 

4) HOfler, a. a.. 0. in, 8. liXVIII, ts^ LXL XCVI. CV. Schuberth, 
NaebtrSge zn maem bist. Versache über die geistl. und weltl. Staats- nnd 
Ger.-Verbssting des H. St Bamberg, 1792, S. 42, erwffcbnt, ebne Nacbwds, 
Gapitnlationspinikte. des F. B. Leopold von Orundlach, 1295 (irrig). 

5) üasermann, (Episc Bambergensis, 1802, 1. 198—194) bespricht, mit 
entsofaiedeDer Missbilligung eine »Capitnlatio probrosa« — nSmlieh »Capitulatio 
acn juramentum Albertill, electi episcopi Capitalo praeßtandum, d. d. 27. No- 
vembr. 1398,« und theilt dieselbe im »Codex probationura« (p. 222—226) voll- 
ständig mit unter der Ueberschrift : »Ex archivo apud Pfeufer* (»Bey träge zu 
Bambergs Geschichte,« 1791, S. 379-396). Der geheime Archivar B. Pfeufer 
gibt jedoch für das von ihm beigebrachte Notariatsinstrument keinerlei Nach- 
weis. Da nun einerseits dieses angebliche »juramentum« als ein von dem 
»Albertus II. electns Episcopus Bambergensis« erst zu leistendes bezeich- 
net wird, anderseits in dem betrclTendeii Instrument »Albertus coraes de 
Wertheirn-^ unter den übrigen Domherren nur als »Cantor,« nicht als »Electus 
Ep.« aufgeführt ist, so lässt sich daraus nicht beweisen, dass Albert nach seiner 
Erwählung die erwähnte Capitulation angenommen habe. Im J. 1745 war den 
Rathen und Arcliivareii des F. B. Friedrich Karl nichts von einer solchen 
bekannt. Im k. Kreisarchiv B. befiuvict sich nur eine, aus einem kleinen und 
grossen rothen, domcapitlischen Copialbuch entnommene Abschrift einer »Lit- 
tera instrumenti super novo Statuto et certis articulis servandis per Ep. Alber- 
tum d. d. 11. Febr. 1400«, welches aber von der »Capitulatio« wesentlich ver- 
schieden ist. ' * 
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. .238 p. Wiitmann, WaM-Capitulationen der 

tum ,perpetuum«) mehr uud mehr eiae dea Reichs- und Kir€M|||i 
setzen widerstreitende Gestaltung. 

. Obwohl ihre sorgfältige Geheimhaltnii^ . durch feierliche Eide 
verbürgt war, erlangten doch die PApste hin und . wieder Kunde von 

den schweren Nachtheilen, welche durch derartige Wahl-Capitula- 
tionen verursacht wurden , und verwarfen dieselben auf das Ent- 
schiedenste. Allein die Fürstbischöfe, welche die Wahl-CapitulatkH 
D69 vor ihrer Wahl sich auferlegen liessen« aber i« der £egel un- 
mittelbar nach derselben auafertigten» waren durcb die Schlussklanael 
eidlich ?erpflichtet, die Lossprechung von denselben weder selbst bei 
dem Papste , oder dem Kaiser, nachzusuchen , noch , falls dieselbe 
ohne ihr Zuihun ertheilt würde, sie anzunehmen ^). Man darf sich 
also nicht wundern, wenn diese Wahl-Capitulationen bis in's 18. Jahr- 
hundert hinein in der alten Form fortdauerten uod ihre Verwerflich- 
keit ^ist* im Jahre 1745 Tollstftndig an's lacht gebracht wurde. Es 
geschah diess durch eine umfassende Bechtfertigungsschrift welche 
F. B. Friedrich Karl, Graf von Schönborn ^ im Druck erscheinen 
Hess, nachdem das Domcapitel seit dem J. 1738 eine Reihe von weit- 
läufigen Beschwerdeschriften 3) wegen verschiedener Jurisdictionsan- 
sprüche bei dem Beichskammergericht gegen ihn eingereicht luui 
gleichfalls dem Druck übergeben hatte. 

Die bezeichnete »Kg. Prfiffungc bietet eine ausführliche Ge- 
schichte und Kritik der Bamberger Wahl-Capitulationen. Zur Er- 
gänzung dienen die zahlreichen Urkunden des k. Kreisarchivs Bam- 
berg, in welchen jene enthalten sind. 

Selbstverständlich kommen die für uns nur in so weit in Be- 
tracht» als dieselben — neben einer Menge ?on rein weltlichen Be- 
stimmungen — Mrd^mreaMush hedenMieke enthalten. 

Bereits die erste Bamberger Wahl-Capitulation, welche dem 



1) Eine solche Klausel stammt bereits aus dem J. 1328 {Höfler, a. a. 0. CI). 

2) »Rechtsgegründete . . . Prüffung der sämbtlicheii ab Seiten des Bamb. 
Dhomkapituls wider das Hochstifft u. S. H. F. Gnaden daselbsten zum Vor- 
schein gebrachten Schrifften . . gedruckt 1745, c 2 Theile, Folio, mit 630 Sei- 
ten Text, Vorwort u. 174 urkundlichen Beilagen auf 336 Folio-Seiten. (Hist. 
Bibl. des k. Kreisarchivs zu B. , Folio-Streitschriften, Nr. 16. Hiezu gehört: 
»Capitulatio sive juramentum episcopalc Bambergense Lotharii Francisci Ep. 
Bbg.« (de a. 1693, 19. Oct., 54 folia, a. a. 0., Folio-Bücher, Nr. 40). In dem 
aus Kloster Langheim stammenden, von Abt Gallus gesiegelten, Exemplare der 
»Bg. Prüfung« in der k. Bibliothek zu B. ist die bezeichnete »Capitulatio« 
?oran gebunden. Auf dem Exemplar des k. Kr. Archivs Bamberg steht zwei- 
mal: »dieses ist ans den geheimen Kanzlei- Acten genommen.« 

3) E. Kr. A. B., hirt. BibL, Streitschriften, Nr. 4-15. 
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F. B. jEHeärkh Aufsees (1422—1432) im J. 1422 atiferlcigt 
wurde, enthielt solche Punkte*): 

a) Der Fürstbischof solle — ohne Einwilligung des Capitels — 
keinen Zehent, keiue Collecte, kein Subsidium charilativum von der 
Geistlichkeit und den Klöstern der Stadt und Diöcese Bamberg ver- 
langen nnd erheben können, selbst wenn er mit oder ohne sein Za- 
tbm die päpstliche Bewilligung dazu eiiangt h&tte.« « • 

b) Der Domdechant solle »juder Ordinarius der Stadt und Diö- 
cese Bamberg« (erster Instanz) in unbeschränkter Weisfe sein. 

c) Der bischöfliche General-Vicar solle sich nicht Bambergi- . 
scher Offlcial nennen. 

d) Generai-Vicar solle immer einer tou don Domherren sein, 
welcher sich zur Beobachtung der in der Wahl-Capitulation enthal- 
tenen Punkte eidlieh yerpflicbten müsse. 

e) Der Piirstbischot solle keinem Andern, als einem dazu taug- 
lichen Bamberger Domcapitular die Propsteien von St. Stephan, 
St. Maria in der Teuerstadt (St. Gangolph), St. Jacob u. s. w. 
(d. h. St. Martin in Vorchheim, alte Kapelle in Begensburg) und 
andere Aemter, Coinmenden, Verwalterstellen übertragen. (Zu diesen 
i^ervirten Aemtem gehörte die Scholasterie, Oantorie und Gustorie 
nebst dem Archidiacouat Eckelsheim; zu den Commenden: Erlach, 
Rothraannsthal, Vorchheim, Ebersberg, Wolfsberg in Kärnthen nebst 
mehreren andern ^), Die Pfarreien, welche dem Bamberger Dom- 
capitel zur Verleihung an seine Mitglieder (als sinecuristische tOber» 
F^rrerc) überlassen werden mussten, waren: U. L. Frau in Bam- 
berg, Hallstadt, die obere Pforre in Kronach, Botstall, Holfeit, 
Amblingstadt, Haag im Gebiete Salenberg, ob der Ens*), kurz vor 
dem Abfall auch die Pfarreien St. Lorenz und St. Sebald in 
Nürnberg). 

f) Kein Domherr, welcher in Bamberg zeitweilig wohne, solle 
irgendwie gezwungen werden, bei einer andern Pfründe, die er inne 
habe, Besidenz zu halten, auch wenn die PMnde em Personat 

(Dignitarier- Würde), oder eine Pfarrei wäre. 

g) Der Fürstbischof solle keine geistliche oder weltlichen Per- 
son in den Domherrnböfen oder den Immunitäten verhaften und aus 
denselben hinwegführen lassen. 

1) Vasermann, I. 197—199. 

2) >Bg. PrOffoiig« U. S. 570—574; Original P.U. mit S. im k. Kr. Arohiy 
Bamberg. 

3) Capitulatio Lotharii Francisci Ep. Bbg. §. 16. 

4) Capitulatio Loth. Fiancisci £p. Bbg. 1. c. 
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b>'fil keinem Falle dolfe' denl^lbe eine Dispensation, Indalgcoz, 
Abselntidn, Relaxation, Revocation, oder Cassation bezüi^lich seines 
Eides, oder eines Punktes desselben, von dem apostolischen Stuhle, 
'öder eioeni andern ^Obm, wedec.darcii4uch selbst, noch durch einen 
Andiarii; ocler Ainders zu erwirken Buohen« noeh in deitt FaiUe^'4Ma 
elti<^'s0lolie> via irgend Jemend enrUrkt;, oder ehne fremdee-SiiIhvB 
dtf* fireieni ISntselitttfle des Papstes, oder eines dndeni Obem (des 
Kaisers) ^^ewährt würde, dieselbe in irgend einer Weise als giltig 
und annehmbar erachten, noch einen Gebrauch davon machen, son- 
dern alles und jedes Einzelne von ihm Beschworene insgesammt und 
jedes fQr sich treuUoh, fest und anverbrnohlich halten» erfüllen ofid 
heaeivten ohne Trug nnd Arglist« • 

B« dieie WkfaUGapitiilation auch mehrere Artikel entkielt, 
welche die weltlichen Rechte des Fürstbischofs schwer beeinträch- 
tigten, erhob der römische König Sigismund Klage darüber bei dem 
päpstlichen Stuhle. Papst Martin V. beauttragte desshalb seinen Le- 
gaten, Cardinal Julian, durch eine besondere Bulle ^), d. d« VIII. 
idns Febraar. a. p, XIV. ((^. Febraar 1481 )| diese m maimbeii 
Fankten vnbegrflndele, in andern darchaus «nerlanUe nnd ancilirbaie, 
in andern der bischdfliehen Würde abträgliche nnd in zeitlicher, wie 
geistlicher Hinsicht schädliche Wahl-Capitulation, in so weit sie dies 
sei, für null und nichtig zu erklären, die betreffenden Artikel au^ 
den domcapitlischen Büchern austilgen zu lassen und durch Ceasureo 
und andere geeignete Mittel an verhüten, daes sie in Zukunft wieder 
geltend gemaoht würden.« 

Obwohl nun der rOmische König Sigismund im nftmlichen Jahre 
eine goldene Bulle (mit Einschaltung einer Bulle Papst Bonifaz IX. 
vom 2. August 1397) zur Wahrung der Jurisdictionsrechte des Fürst- 
bischofs bezüglich der »Immunitäten^^) (»Muntäten«) erliess, ver- 
pflichtete das Domcapitel bereits im J. 1432 (20. Juli) den neuer- 
wfthlten F. 6., Anitm vm Botenkan*), (1432—1459), zur Beschwörung 
einer neuen, etwas erweiterten Wahl-Capitulation^. 

Ebenso den F. B. Georg voniSc/iaMm^ery (1459— 1475), 18. Mai 

* 

1) Rg. PrQffang, II. S. 574-575. In den Beilagen I. Nr. 145 ist die be- 
treffende Bulle vollständig abgedruckt mit notarieller Beglaabigimg; 

2) Rg. Prüffung, Beilagen, I. Th., Nr. 146, vgl. 148. 

3) Schubert h, bist. Versuch über die g. u. w. St. Verf. des Höchst. B., 
1790. S. 43-44; 168 if.; Pfeufer, Beitr. su Bd. 5. Gesch. 1791, 91—119. 

4) Vasermann, I. 200—202. 

5) Rg. Prüff. II. S. 575—576. Or. P. ürk. mit Siegel im k. Kr. A. B.; eben- 
daselbst ein darauf bezügliches Notanatsinstrumeut, d. d. 23. Aug. 14S2. 
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.1459iA)> mit Nadikag Tom bc Mi l4&!^^)4lik89gh^n[^^vs^ F. B. 
jBhäipp, Graf inm 'Eameberg (1475:^1487), *3K)/']Mr9«rrM75i^). 
Bft jedoch Letzterer bei dem Papat von seinem Bfsebofseid iu einigen 
Punkten Dispense erbat*), machte das Doracapitel eine »Einigung« 5) 
gegen denselben. Papst Sixtus IV. verwarf die Capitulation zuQr^t 
in strengen Worten ^). Allein i Philipp und das Capitel kamen über^ 
ein; dea EürstlMsobof lH^ektt von 'fiiob»ta4t> ate/SoUatertobtaR i^ufr 
zusMlea^ ' B^m Ansspfook, jerlasäMi- Äüf .oiramr Tag auiNftnol^tivg 
«mit beider • Theil' WIssen ^nclT Willen, Montag naehtSifDonie mid 
Judä, nechst verscbienen« (29. Oot. 1481), beurkundet zu Eichstädt, 
Montag nach St. Kunigundis (4. März 1482) ^), bestätigte mehrere 
Punkte und änderte andere ab. Nachdem der Papst von beiden 
Tbeileu Bericht daiftber /erhalten «iiAtte» hob^^ic ii« deiii..Ji*äiatbi8chof 
cirth^llte Dispense von der WaM-Oapitnlstioii ÜBMUdh 'itnf : niid.ibe*- 
stMigte die letztere nach Massgabe des enrfthnlteaf8<l(bi^d6ljeltlelr^ 
Spruches durch die Bulle vom 21. Februar 1482''). ^ 

Da aber in beiden Urkunden die abgeänderten Artikel nicht 
ttftber angegeben sind und keine weitere darüber vorhanden ist, son- 
dirn bloss eine nnklaredmoaidtiia^ A«fxeidin[qng^<^)viMt.tid).t^ 
ttiit Bestimmtheit angeben^ in «irislem' dieselben von WeaentiidMc Bfe 
deatnng' waren* ' 

Unter demselben Datum bestätigte der Papst die PrivUegien 
des Domcapitels und der Collegiatstifte ^^). 

Dem folgenden F. B., Heinrich Gros von Trockau (1487— 1501) W), 
wurde wieder eine Wahl-Capitulation von 60 Artikeln mit der ge- 
w^fantiohen Pdnal- and Schlnssformel »nferkgt^) {h Föbi^ 1487). 

' ' ' ' 

1) Abfle^rift ebflndaselbst; vgl. Vatermann^l» ItOS. 

2) Abschrift ebeodawlbst. 

3) Copie, ebendaselbst mit 8 Beilagen wegen Haltung des Jniainenlis; 

vgL t'Hsermann, Ep. Bamb., L p. 205—206. 

4) Acta des Domcapitels contra F. B. Philipp (vgl. Note 3. p. 341)w • 

5) Perg. U. d. d. 17. Ang. 1481 mit 20.Sieg«J4j »A«t».a. fif»^iiiigai« 
u.,«. w. Papier-Libell mit 78 Bl. 

6) Bulle Sixtus IV. vom 21. Februar 1482, Orig. im k. Kr. A, B., 
Perg. U. mit Bleiballe, abgedr. in £g. Pruffong, BdL L Nr. 160. 

7) Ebendaselbst. 

8) Orig. Perg. U. mit Siegel im k. £r. AB. . 

9) S. oben, Note 6. p. 341. 

10) »Acta und Handlungen,^ Bl. LVIII. ff. 

11) Or. Perg. ü. mit Bleibulle im k. K. A, B. Zur Beurtheilung der- 
selben vgl. Kg. Prüffung, 1. 302-305. — 12) Ussermann, I. 206—212. 

13) Im k. Kr. A< B. nur in Copie Torhaaden; in Eg. PrtiffuQg nicht 
erwähnt. • i. j • 
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Die Wahl-Capitulation des F. B. Veit Truchsess von Pütmgitg^ 
fMm mh^\m% (d. 3. April 1501) wurde noch etwas er- 
weiiort Neben andern widerkirchliohen Beslimmuogen enthielt sie 

aach jene, dass der Bischof »ohne besonderen Bath nnd Willen des 
Capitels keine Synodal-Constitutionen, oder andere erlassen, der Geist- 
lichkeit, oder der Stadt Bamberg keine Processionen auferlegen, BOch 
einen Befehl äber die Kanzel verkünden lassen dürfe.« 

Bis xnm Begüuae des 16, Jahrhanderts listten sieh die Bmdh 
teger WsUrdpitolatieaen berate so gestaltetn dass sie ak »Tinoals 
iniqoitaHsc nnd manche ihrer Punkte als »ebenso schändlich, wie 
schädlich,« bezeichnet werden konnten ^). 

F. B. Veit war durch seine Wahl-Capitulation nicht lange ge- 
bunden; denn er starb bereits am 7. September 1503^). Ebenso 
sein Nschfoiger Oe^rg^ Marichaik tnm JEbrnt^ gewählt 19. Bei^eoaber 
1503« gestorben 80. Jaonar 1505 Seine WaU-Gi^talation«) eat* 
hielt 65 Artikel. Noch etwas ansfllhrlicher war die Yon dem F. K 
Georg von Limburg (1505— 1522) am 13. Februar 1505 be- 
schworene 8). 

Viel kürzer und wesentlich abweichend von den früheren und 
nnr auf wdtUche Dinge bezüglich ist die Wahl-Capitnlation, welehe 
F. B. Wägand mm BedwiUf (1522-1556)«) am 18. Jnni 1522 
nntersdohnete ^^). Die von seinem Coadjntor (1554) nnd Naehfolger 

(1556 — 1561), Georg^ Fuchs von Bügheim ^^), angenommene, welche 
nur noch unvollständig vorhanden ^^), hat Aehnlichkeit mit der vor- 
erwähnten. 

Weit ausführlicher waren diejenigen , welche den folgenden 
F. B. B., wm WürMburg (1561—1577) ^), am 22. April 1561 % j 
nnd Joham Georg Zobel von Gibelstadt (1577—1580) anferh^ 

wurden, letztere am 3. September 1577 

War schon in früheren Zeiten die Häufung der Pfründen für 
eine Person und die Vemachlässigmg der MesidenepflidU nach dem 

1) Ussermann, I. 213. 

2) Orig. Perg. ü. 9 ßl. gr. Folio, nebst Copie; ein AaiiQg in Bg. Prftf- 
ftag, n. 577-5«l. — 3) Rg. Prüflfang, II. 581. 

4) Ussermann, 1. c. — 5) Ibid. I. 213. 

6) Im k. Kr. A. B. nur in Abschrift Torhanden. 

7) Ussermann, I. 214-215. - 8) Orig. Perg. U. im k. Kr. A. B. (9 Bl ). 
9) Ussermann, I. 215—218. — 10) Im k. Kr. A. B. Perg. U. 4 Blätter, 

wovon nur 2 beschrieben. — 11) Ussermann . I. 219. — 12) Perg. ü. , 2 b«- 
Bchriebene Blätter. — 13) Ussermann, I. 219—220. 

14) Perg. U. im k. Kr. A. B., 14 Bl. gr. Folio. 

15) Usaermann, I. 220-221. — 16) Perg. U. mit 2 Siegels. 
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EürelieDrechi nnxalässig^), so mtnsto et um so vorwevflioto er- 
soheiueo; wenn in Wahl«Capitalatioiieny wie iie abenbeBdclmeteB,* die. 
Domeapitel nieht ntir eine glänze Reilie wn Propeteleti'/ Pfiamieii 

u. s. w. ihreü Mitgliedern vorbehielten, sondern dieselben auch zum 
Voraus von der Residenzpflicht losmachten, nachdem das Goncü von 
Trient solche Missbräucbe entschieden verurtheilt hatte. (Sess. VIL 
c. 4. de ret; sess. XXIY« c/ 12« de ref.). Ailein daa Band>ecgBE 
Domeapitel kümmerte sieh während diese« Ooneils und naeb dem- 
delben wenig um solche Disciplinar-BesÜmmiiogen, gleiehwie es aneU 
dem Papste und seinen Nuntien gegenüber nicht immer den schul- 
digen Gehorsam zeigte ^). Weder durch den grossen Abfall des 
16. Jahrhunderts im Allgemeinen, welcher das Furstbisthum Bam- 
berg dem Untergang nahebrachte, noch durch den Bauernkrieg, 
fOr dasselbe besondeis gefehrdrohend war, liessen sieb die Bambeiig^ 
Domherren auch nur im Mindesten m ihren alten Araassnügeil 
abbringen. 

Unbedenklich umstrickten sie die drei F. B. B. , welche von 
1580—1591 gewählt wurden, in der alten missbräuchlichen Weise 
mit Wahl-Capitulationen (M^Hin von Eyh% 1580-1583, d.d. 13. 
Oet 1580«); Emsi v<m Mengersdorf^), 158d«^1591, d. d. 20. Fehr« 
1584 ^ ; Neytharä von Thüngen f), 1591—1508, d. d. 14. Dee. 1501 
Letzterem liess Papst Clemens VIII. durch die S. Congregatio Ger- 
maniae unter dem 20. August 1593 melden: >Se. Heiligkeit würde 
es tief beklagen , wenn der Fürstbischof sich ?on seinem Capitel 
durch eine jener Wahl-Gapitulationen hätte umgarnen lassen, welche 
sdt längerer Zeit zum grossen Schaden fax die Seelen leider üblich 
geworden seien. Sollte ihm derartiges wilUluhren sein, so möge er 
sein Gewissen genau erforschen und in jenen Stücken, bezüglich deren 
er sich nicht sicher zu rathen wisse, vertrauensvoll seine Zuflucht 
zur Hilfe des apostolischen Stuhles nehmen.« Allein gerade das, ja 
sogar die Annahme einer ohne Zuthun des Gefesselten von dem 
Papste angebotenen Hilfe war durch die offenbar frevelhafte, dem 

1) Alexander III, (1170) und Jnnocen» JIL (1216) C. 13. X. de pracb. 
3. 5; a 28. X. d. pr. 3. 6; ThamaaHnui vei et nova eccL diso. p. 2. L 3. 
e. 30 squ. 

2) B. Pfeufer. Beyträge zu Bambergs Geschichte, S. 49—53. 

3) üs^erinann, 1. 221. — 4) Perg. U. (12 Bl.) nebst Abschrift. 

5) Ussermanriy 1. 222—224. — 6) Perg. ü. im k. &r. A. B.» ohne 
Siegel, 12 Bl. — 7) Ussermann, I, 224—226. 

8) Orig. Perg. U. mit 2 angeh. Siegeln, nebst Copie im k. Kr. A. B., 13 BL 

9) vQuaedam S. S. Domini et S. Germaniae Congr. nomine ezbibenda 
£mo. D. Neythardoc in den b. Wahlacten des k. K.r. A. B, 
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Gebern» g^n das Oberbaopt der Kirche Hohn spreeheodefielilwBr 
kUmsel dei^ »Biiehofeeidesc auf das Sireogste .Terp(tait. 

Die päpstliche Mahnung masste desshalb selbst bei einem so 
eifarig katholischen Fürstbischof, wie es Neuthard unstreitig war ^), 
völlig erfolglos bleiben. 

Auf das ßamberger Doracapitel machte es auch wenig oder 
g«r heiiiett ßiBdittohi dass Gaidiiial'Legat L. Mißdrmi im.Aoflxäge 
Clemens YilL im J. 1^4 auf dem Beichetag za Begeiisb«ig dk 
ia des Wabl^CapitoteUoam enthaltenen Miaabriaehe auf das IBMit- 
drücklichste rügte 2). 

Nicht zu verwundern war es, dass ein weltlich gesinnter Fürst- 
biaehof, wie Johann Fhilipp von Gebsafid^) (1599—1609), der zehn 
Jahre, bis za seinem Xede, blos den Namen ^nea Biaohofs fälNfte, 
ohne die Priaater«- oder Biaeh<^weihe empfangen za haben , me 
Wahl-Gapitalation der abliehen Art unterzei^tote , d. d. 15. Fe* 
bruar 1599^). 

Schwer erklärlich scheint es, dass Solches von einem so aus- 
gezeichneten, streng-kirchlichen Fürstbischof, wie Gottfried von Asch- 
hausen^) (IG09— 1622, von 1617 an zugleioh Fürstbischof von Wün« 
borg) ipeaobehea konnte (21. Jnli 1600)^). Allein die damaligen 
Domherren wnrden frnhzeitig anf die Beobacbtnng der *Capitd' 
Statuien<t vereidigt und zu diesen gehörten vornehmlich die Wabl- 
Capitulationen, seitdem es gelungen war, bei Sedisvaoanzen dieselben 
geltend zu machen. Sie dauerten fort unter den F. ß. B. JoMwi 
Georg''), Fuchs von Dornheim (1623—1633), d. d. 13. Februar 
1623*), and Frana von Hoifdd^)^ Fnratbiachof von Wnrzbarg, zum 
F. B. von Bamberg gewählt am 4. Angost 1638, w&hrend er als 
Flüchtling in KOln weilte. Die in Wolfeberg in Kärnthen sich auf- 
haltenden Mitglieder des Capitels, CJiristoph Neiistetter^ Dorapropst, 
Sebastian Schenk von Stauffenberg, Eberhard Christoph von Sechen- 

1) 8. Fomerit Ep. Hebron, i. p. i. et SniEirag. Bamb., »Duo specoU 
piliicipiB «eeUc &igobi 1628. 

2) Bg. Prüfbng, II. 8. 682; Tgl. Tran99i»nU, B^Uge Kr. 1. II. TheOs 

8. 828-326. 

3) Ussermann, I. 227 entwirft von ihm ein Bild, welches mit den Akte» 

im k. Kr. A. B. nur wenig übereinstimmt. 

4) Orig. P«rg. U. mit Siegel, 17 Bl. nebst Copie, Papierlibell. 

5) Ü88ermann, I. 228—232; vgl. Forneri, »Duo Bpeonla piino. eoel.<; 
Jahiesber. d. bist. Vereins zu B., 1877, S. 1—31. 

6) Papier-Libell; 27 Blätter, ohne Siegel und UnterBohrÜt. Original- 
ürk. fehlt. — 7) Ussermann, I. 282-233. 

8) Papier-Libell, dreifach Torhanden, ohne Si^el und Unterschrift. 

9) Usaermann, I. 233. 



Digitized by Goegl( 



P; WMmann, WaM-CapUviaHonen der FBnibiMchofe v, ^Bantibirg. ow 

dcrff imd EuM]^ Btadim^ Capitalfti«, Iiiitten Tags mm 6m 

besiegeltes tJebereinkomnien getroffen, gemäss welchem derrieiiRvi* 
wählende F, B. verpflichtet sein sollte, eine Wahl-Capitulation wie 
jene seines Vorgängers zu beschwören und den Beschwerden abzu- 
helfen, welche wegen Nichtbeobachtung derselben mehrfach erlK^Mii- 
worden. Iii Folge der Kriegswirren konnte die Ansfertigting der 
Wfthl-Capitnlation erst am lO. Hftrz 1635 stattfinden*). Diedai-auf 
folgenden, des F. B. Mdehwr (Mio, Vmt im Seileburg % 1642—1663, 
PhUipp Valentin, Voit von RienecJc^), 1653 — 1672, Peter Philipp 
von Bernhach% 1672—1083, sind datirt vom 25. August 1642«), 
12. Februar 1653 ^), 21. März 1G72 »), Die leUtbozeichnete Wahl- 
Gapitulation, durch welche sich die Domherren anfs Nene sehr bo* 
deutende Yortheile sneigneten und unter andern auch die Pfhrrei 
Haag in Eftrnthen reservirten, führte ku ärgerlichen Streitigkeiten, 
in welche sich der Kaiser vergeblich zu Gunsten des F. B. einmischte. 
Erst durch den sogenannten J^der- Philippinischen Recess^) wurden 
dieselben nicht beendet, sondern blos beschwichtigt ^^). Sie dauerten 
fort unter P. B. Marquard SebcisUan Schenk von Stauffenherg *^), 
(1683—1693), dessen Oapitulation vom 10. Juni 1683 datirt ist »). 

In derselben befand sich (neben einer Reihe Von Beschrankungen 
der weltlichen Gewalt des Fürstbischofs), abgesehen von der früher 
erwähnten Beeinträchtigung des bischöflichen Jurisdictions- und Col- 
latur-Rechtes, unter andern die Bestimmung, dass dem Domcapitel, 
gemäss einer Stittungsurkunde des F. B. Albert vom J. 1415, teria 



1) Fapier-Ürk., 2, Bl. mit vier Siegeln, im k. Kr. A. B. 

2) Fäpierlibdl mit iwei Siegeln, im k. Kreifarehir B. «ebst Gopie. 

8) üaaermann, I. 284—287. — 4) L. e. 287-^. 5) L. c. 238—240. 
8) FäpierlibeU mit iwei Siegeln. 57 S. FoHo, nebet einem Anhang von 
sechs älteren Becessen nnd Begister. DnpUcat ohne Siefcel. 

7) Papierlibell mit einem Siegd, 65 Seiten, nebst emem Anbang von 
sechs älteren Becessen. 

8) Papierlibdl mit zwei Siegeln, 90 Seiten nebst einem Anhang von 
swfilf Becessen (S. 91-'149> Doplicat ohne Siegel. 

9) ^'.\uf Lebensdauer* päpstlich bestätigt, 26. Jan. 1679. Rg. Pruf- 
taag. Beil. 1. Nr. 162. — 10) Rg. Prüffong, IL 587— 598, vgL Beil I. Nr. 78. 

11) Ussermnnn, T. 240 -242. 

12) Papierlibell, 59 Blätter, mit zwei Siegeln and ünterschri^t» mehrlach 
corrigirt. Ein Anhang aaf 35 Blättern enthält eine Beihe von netten und 
älteren Zusätzen zur Wahl-Capitolation. Unter den -nenen ist besonders her- 
vorzuheben die Bestimmung, dass die Käthe des früheren F. B., die sich zu 
Gesandtschaften flogen das Capitel gebrauchen Hessen , J. //. Neuatelter und 
./. F. Karr/, »für immer abgeschafft« und der Licentiat Lechner bis aur Ke- 
8ipisceu2 suspeudirt bleiben solle. 
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Tl\ ante doiii. Laetenre (8. Mftrz) das »jus praeponendi dt ddpone 

Concionatorem in Eccl. cathedrali ^)« zustehen solle. 

Wie der Fürstbischof verpflichtet wurde, den Domdechauten und 
das Capiiel »in Begiment uod Ordnadg des Chors und der Kirchs 
nicht zu irren and darin keinerlei Gebot, oder Verbot zn tbdn 
so wurde dem Ersteren auch nntersagt , »irgend ein Verbot oder 

Gebot, sei es schriftlich, oder mündlich, in dem Stift und der Stadt 
Bamberg ohne vorhergehende Bewilligung, Wissen und Willen des 
Gajßitels zu erlassen. Wolle derselbe solche Mandate auf offener 
Kanzel in dem Domstift, oder anderswo in den Kirchen verkünden 
lassen^ so habe er sie jederzeit einen Tag za?or dem jeweiligen Dom- 
dechant,' oder in dessen Abwesenheit dem Senior des Capitels znr 
üeberlesung zu überschicken und falls dabei irgend eine erhebliche 
Erinnerung vorfiele, solle das Mandat so lang zurückgehalten wer- 
den, »bis der E. B. dem Domcapitel genügsame Bemonsiration ge- 
than nnd dessen Consens erhalten hätte.« 

Gleicherwdse wurde dem F. B. die Auflage gemacht^), »in 

Omnibus omnino rebus arduis, es mögen gleich ecclesiastica, politica, 
civilia, militaria, oder oeconomica sein, den Consens des Capitels zu 
erwirken,« »ohne diesen keine Synode auszuschreiben,« »kein subsi- 
dium charitativum propria anthoritate anzalegen« und überhaupt, 
»wenn etwas in geistlichen Sachen etwa vorgehen sollte, woraus das 
Hochstift Nutgen oder Sehaden zu erwarten hätte, jederzeit in allea 
solchen Fällen den Capitular-Consens einzuholen.« 

Sogar als »veri condomini« und »corregnantes« musste der F. B. 
seine »commembra capitularia« nebenbei anerkennen^). Nachdem 
derselbe den üngrund der ihm aufgedrungenen Wahh^pitnlations- 
punkte erkannt hatte, unterliess er nicht, seinem Domcapitel in dem 

Peremtorium St. Kunegundis 1684 und öfter in den folgenden Jahreu 
die ünverbindlichkeit und Rechtsuogiltigkeit einer solchen Wahl- 
Capitulation vorzustellen, jedoch, wie es scheint, nur in wdtiicheH 
Sacben^). Das Domcapitel verschanzte sich ohne Weiteres hinter 
seinen »Freiheiten, Gewohnheiten, Verträgen , bis dne neue Se- 
disvacanz ihm Oelegenheit gab, im J. 1693, 16. November dem neu- 
gewählten F. B,, Lothar FranjSf Graf von Schönhorn^)^ eine aber- 



1) W. K. §. 2, vgl. Rg. Pruffung, II. 593 -597. 

2) §. 9. der W. K. -- 8) §. 40. der W. K. — 4) §. 62. der W. K. 
5) §. 8. der W. K. 

6) Rg. Prüffang, II. 597-600. - 7) Ebendas. IL 600-603. 
8) Usaermann, L 242—244. 
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mala erweiterte Wfthl-Ca^italatioii nvteertogeo, yr^oh^ ^nkmdert 
und dreissig §§. enthielt. . , 

Nachdem der F. B. l^/j Jahre später Kurfürst von Mainz ge- 
worden und zur klaren Anschauung über die Rechtswidrigkeit seiner 
Bamberger Wahl-Capitulation gelangt war, machte er dem Capitel 
wiederholt die ernstlichsten Vorstellungen dagegen. Insbesondere 
publieirte derselbe dem Letzteren in dem Peremtorinm St, Kunegondis 
1696 die, am 22. September 1695 erlassene, Balle Papst Inmcmg Xll,^ 
in welcher die Wahl-Capitnlationen überhaupt in noch sehftrferer Weise 
vorwerfen wurden % als es Seitens des Papstes Urban Vlll.y 19. Juni 
und 22. August 1642, wiederholt geschehen war^). 

Das Domcapitel aber beharrte bei seinen Anmassungen ^). 

Nach dem Tode des Knrfärsten Franz Lothar (30. Jani 1729) 
trat sein Neffe Fneärkik Karl^ Beichsvicekanzler, welcher seit 10. Jnni 
1714^) sein Ooadjntor ffir die DiOeese Bamberg gewesen nnd 1728 
die Priester- und Bischofsweihe erhalten, als Fürstbischof an seine 
Stelle und wurde im nämlichen Jahre zugleich F. B. von Würz- 
burg «). 

Hätte das Bamherger Domcapitel die Mahnung') beachtet, 
welche Papst Clmem XI. am 20. Juni 1714 an dasselbe richtete, 
um es zu äemSthigem Gthorsam gegen den Ooadjutor zn bewegen, 

würde dasselbe Letzteren mit einer Wahl-Capitulation nach Art der 
bisherigen wohl nicht behelligt haben. Ein so ausgezeichneter Kirchen- 
fürst, wie Friedrich Karl nach dem Zeugnisse des Papstes Bene- 
dict XIII, war, Terweigerte, wie als Goadjutor, so als Fürstbischof 
beharrlich die Annahme einer" solchen nnd bekämpfte das ganze Un- 
wesen derselben ) sobald es nothwendig wurde. Dnreh die Aomas- 
sungen des Domcapitels , welches sich in der Rolle eines Mit-Be" 
genten. ja sogar eines Mit-Bischofs allzugut gefiel, wurde die Ge- 
duld des Fürstbischofs völlig erschöpft. Durch keine Wahl-Capitu- 
lation gebunden^), konnte er unbedenklich in der obenerwähnten 
Rechtfertigungsschrift*) einen entscheidenden Angriff auf die bis da- 

1) Papierlibell (mit Anliang) im k. Kr. A. B., drei Si<^«l aofgedrackt; 
vgl Note 2. p. 338 und Rg. Prüffung II. 603-607. 

2) Rg. Pruffung, IT. G08. - 3) Ebendas. BeiL II. Nr. 1 uad 4* 

4) Ebendas. II. S. 611-613. 

5) Die päpstliche Ernennang Friedrich KarVs zum Bischof von Archa- 
diopolis und Coadjutor von Bamberg erfolge erst unter dieaem Datum. Bg. 
Prüffung, Beil. I. Nr. 7 und 8, Urkunde. 

6) Ussermann, I. 245. 

7) Rg. Prüffang, Beil. I. S. 62-63. 

8) Bg. Pruffung, IL 613-614. — 9) & oben Note 2. auf S. 338. 
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*•''' ■ Schon auf dem Titelblatt dieser ttttifassenden Streitschrift un< 
in der VoiTede ist kurz angedeutet, dass »das dhomcapitulisch*' 
angei-ühmte alte Herkommen nicht« zum Gfunde habe^ als die ver- 
^bitftlfeB, obne alle'teelitlieh« Wirkung sejti nnd bleibende W^l-Car 
^ßälB,Uaa(iä ^ mUh» VBAgßt * ven dem PäpsUicbefii Siibl diem 
KdjrftcflflidhM E^f 'auf das EnMiehsU ^ferpöti$ imä mveiMMeih 
^eyen.* ' " ' * ' i .• • ■ . •••• •. it-!--.- f 

• ' Hiefür liefert der zweite Theil der »Rechtsgegründeten Prüf- 
fungc ausführlichen Nachweis^), während die drei Abschnitte des 
ersten ThoileB^): -aber die G-rundlosigkeit der von dem Capitel bei 
dem BeiehskBinmergeridbt erbobenea Klage 'vregen BeetotrftebtiiitQng 
seiner altbergelMraebtSD Jarisdioikms-Rechte Tollsttndigen AafsÄlnss 
ert heilen. 

Von kirchenrechtlicher Bedeutung ist nur der zweite Theil und 
zwar in so weit, als derselbe an der Wahl-Capitulatiou des Fürst- 
bischofs Lothar Frone ^ »dem allgemeinen Zusamroenfluss aller je- 
mals bedangimea ' aacbtbeUigea und < teohtswidrigen Oapitalatmns- 
'Pankte*),€ disrartige nachweist*), irdcbe d€m Kircbenreöhfe vAäep- 
streiten. * ... 

Als solche erscheinen die folgenden: 

§. II. Der jeweilige Domprediger solle von dem Domcapitel 
ohne Znthun des Bischofs angenommen und abgeschafft werden, je- 
doch nntsr dorn Vorbehalt, dass er dem Letzteren m prfisenlneD 
mid dessen Taagtiehlcsit von demselVta in Ctogenwart aweler Dom- 
berren an prftfen sei. Oflbnbai* im Widersprach gegen Oona Tril 
sess. 24, cap. 4. de ref. (cum declar. S. Congr. Card.). 

§. III. u. IV., durch welche die Ausübung der bischöflichen 
Strafgewalt gegen die höhere und niedere Geistlichkeit von der ßin- 
willigang des Domcapitels abhängig gemacht wurde — gans ke 
Gegensatz zn der Pflicht find Befagniss eines Oberfairten. 

§. IX. X. Ii. XII; Xin. XIX. , in welchen dem Domdechant 
als solchem, nicht als Bevollmächtigtem des Fürstbiscliofs, die unab- 
hängige Gerichtsbarkeit erster Instanz in Stadt und Diöcese hin- 
sichtlich der geisiUchen, wie weltlichen Sachen, als dem »Judex 
ordinarios« angesprochen und dem Fürstbischof atrferlegt wurde, 
keinen Vkarins, Geistlichen Bath, Fiscal oder Assessor fftr das ge»t- 

1) Rg. rrülTung, II. 568-569. 

2) Rg. Prüflfung, U. S. 553—736. — 3) Ebondas. 1. S. 
4) Bg. Prüffoüg, II. 606. - 5) Ebendas. U. 616—726. 
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liehe Q^ncht ohae .Yprwissea umi Will^u de^.DomcapUe)« .au£si^ 
^ftoU«!!,' ii#chi eiii9A foa .ibnen. zai;iA.u8abQiig,8eiiw0 Aipti^siwalllM^ 
bevor :iclMeH»e vor dm. Domfeehaiili umi idwi^iatel im Be^Nelitang 

letzung der bischöflichen Kechte. ' . r - — - 

§. XV. Die entschieden widerkirchliche Zumuthung, dass, wenn 
von irgend Jemaie^d gegen des Stifts, dea Dachants und c^-Ck^pitels- 
O^nehts SerluMOiaeii — Briefe, Btdkn, oder Pri?ilegien erlaqgt 
worden wären, der Färstbischof mit allem Eifer die bezei$binetcp 
Beeilte ond Pnvilegieni des Capitels fiiifi:<eelifc< ertalten fneUej Fast 
lächerlich klang die nebenbei hinzugefügte Verpflichtang des Fürst»- 
bischofs, darauf hinzuwirken, dass dem Domcapitel die Jahresrente 
zu 200 ü, von den lutherisch gewordenen Pfarreien St. ^toid and 
Stu Lorenz in Nürnberg wieder bezahlt werden sollte. 

§. XVI. Ueber diesen Artikel, durch welclien ohne aUe; 
fiicht anf daa bischöfliche ColIatQrrecht,.anf Würdigkeit und/ Taug- 
lichkeit der betreffenden Personen, den Domherren eine ganze Reihe 
von Aemtern, Propsteien, Pfarreien und andern Beneficien als 
JShiecuren ausschliesslich vorbehalten wurden, geht die »Rechtsge- 
gruudete Prüffung« etwas leichter hinweg, als man bei der IJnge- 
heaerlichkeit solchen Missbrancbs erwarten sollte. Der Fortbeataw^d 
desselben wird zugelassen, »wie immer daa vermmntUcha Becht der 
Domherren beschaffen sein m5ge.€ Dooh ist beigefügt: »Inmittels 
aber kann dasjenige, was in den allgemeinen Kirchenversammlnngen 
und besonders in jener zu Trient, sess. 24, c. 17 und 18. de reform, 
circa bieneficia curata ausdrücklich verordnet worden, Gewissens haiber 
niM üLUßstr AM gdaaam werden ; wie denn anoh die AiissohUesaang 
des Ordinariats von den Eirehenreohnnngen schnurgerade gfigen die 
Verfolgungen des genannten Condls sess. 7, cap. 8. de ref: eben- 
massig anläuft, mithin seine rechtliche Abfertigung dadurch gänzlich 
erlangt ^).« 

Hieher gehört auch §. XiS^VI, wodurch dem FürstlHSchof unterr 
s^t wird, einen Domherrn zur Residenz an der Bambetger Kirche 
oder dner ihm überwieseaen andem Pfarrei oder Pfründe aimhalUni, 
von welchen abwesend zu sein den Inhabern ohne Schwierigkeit ge- 
stattet werden solle, jedoch unter der Bedingung, dass, wo es noth- 
wendig, solche Pfründen ehrbare Personen als Verweser erhielten. 
Mit vollem Eechte bemerkt die »Rechtsgegründete Prüffungf da%u^): 
»Ob mit gutem Gewissen und ohne sehr schwere Verantwortung vor 

1) a oben 8. 88©. e. 

2) Kg. Prtlffung, IL 633. — 8) II. 638w 
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€K>U oftd iem hklate« KkdmliMpi mit «inem nüfiek ragin 
BiiApf kme btiuigM wüte, die Pomhcmn nm te 
IMi ^troidflilMi R09id6Bäft bM^Gduim ot pncnrlin onitoitffli 

frei und los zu machen, darüber wird mit gehörigem Nachdenken 
nebst den offenlnindi^eii « anonischen Vorschriften die intentio und 
conditio fnndatonuB nnd äberdias das Co&cü ¥oa Trient gründlich 
«DiiitelMi MD, welobes «n. 6. 6. 2. wbA ms. 23« «. L rat 
ndt dmüMm W«rtott eiUiri «nd traeksn fimrdiMi: 9Ut «btiMitai 
beiMficift eeelesiastie» ptnondeiD resMentiwD exigenüB «ppoirteiA 
juris remediiä residere eogantur, qnae paroebis mnlto strictius, quam 
aliiä beneficiatis, imponitar, ita ut praeter jnstam caosam liceniia in 
■oriptis reqoirator.c 

Wenn sich die DomkerrsB, §. XX« foo der Zahlung der »qneto 
fiiaeraliec losspnoiieo« dbwohl sie sehr relchlielM Z^enteii als Ober- 
ftfatrer bezogen; wem sie sieh sehr bedentende Jahresbesflge as 
Geld, Hafer, Wein u. s. w. auf Kosten der fürstbischöflichen Kam- 
mer zusicherten , §. XXVII. XXIX , so war das »einer offenbaren 
Simonie nicht uDähnlich ^)€, gleich so manchen andern, nur anf a«t- 
Ikhe Vortbeile dieser PMaden-Verzehrer abneleaden BestimmQBgtt 
der Wahl**GapitQlatk»en. 

Schnödem IfigenmitK entsprang insbesondere der §. XXV, gemiss 
welchem der Förstbischof kein subsidinm charitativum von der Geist- 
lichkeit erheben, nicht einmal ohne Genehmigung des Capitels die 
Bewilligung eines solchen von Seite des Papstes erwirken durfte und 
unter allen Umständen die Domherren und Viearier damit niibe» 
Metigt iasseo mosste 

Als eine oftenbare Yerletsong der bischöflichen Rechte erscheint 
es, wenn das Domcapitel in die Verleihung der >4 Ritter- nnd 6 Stdl- 
ßrüder«-Pfründen sich einmengte, §. XXXIII ; noch mehr, wenn das- 
selbe dem Fürstbischof untersagte, binnen zehn Jahren einen Weih- 
biachof auf/mstellen, oder anzunehmen, §. XXXIV*). 

WeUgemeint, aber ftbelangebracht war §. XXXV, laut dessen 
der erwfthlte Bischof binnen längstens zwei Jahren die iVieslertMäbs 
empfitrigm sollte; denn darflber zn wachen, war Sache des »Bpisco- 
pus Bpiscoporum,« d. b. des Papstes, nicht des untergeordneten Dom- 
oapitels *). 

Eine weitere Anmassung lag in der Forderung des Letzteren 
(§. XLVL), es sollten ohne sein Viurwissen und seinen Willen keine 
weiteren Mendicanten-Elöster, als die bestehenden, anfj^enommen 

1) Rg. PrUffung, II. S. 635-640. - 2) IL S. 637—638. — 3) Ebendas. 
IL S. 642-643. — 4} Ebendaa. II. S. 643. 
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werden 1). Ebenso in einer anderen, (§. LVI), es sollen, wie die Prä- 
si<i^nten der höher^a B^cdea, so. insbesondere auch des Yicariatö, 
ans 4aik Doimberren. geDopiipeii..,wefdeii?). iNoab mtaiin ider ifstf- 
d^Dg: 40« §v IX^v dev. Fünrfiblsokof «olle widttig«!! .gelitticbfiit, 
;wie wflltliabeB Sachen ohne Belmih und- EinwilUguDg des iCapitils 
nichts unternehmen, insbesondere keine Synode einberufen — ; im Wi- 
derspruch mit der Entscheidung Innocenz III. cap. IX. de Maj. et 
OM., des Conc. Tridentinum, sess. 24. c. 2..ttlicl<ific biesaatvbfr- 
sifiglieben Deel. Card. Interpr. S. S. C, Trid. . .> ' i'r. .^^u* 
.. • Die Befttgmaae das Cäpitd» übemhnit .es, whi ^ im% daa- 
selbe, §. LXVllI, bestimiiiUv dass der Vkedom io SähnHiheiii, i}ed«v^ 
zeit ein Domherr, als in Bamberg präsent erachtet, aomit von der 
Keaidenzpflicht ohne Weiteres dispensirt sein solle*). 

Nocb weit mehr, wenn es festsetzte, §. LXXIX, dasa bei Strei- 
tigkeiten zwiscbeo dem Fürstbischof und dem Domfropsk die EDi- 
sebeidapg dem Demoapitel sKustalien solle ^). 

•Der dareh das Coaeil von Trient ausgesprochenen seonndinm 
Banpflicht der Decimatoren entsprach es wenig, oder gar idcht, wenn 
§. XCV die als Oberpfarrer reichbezehnteten, sinecuristischen, Dom- 
herren bezüglich der baufälligen Pfarrhöfe nicht zur unmittelbaren 
BflAfallawendung auf ihre Koaton, sondern nur zu jährlichen Tüguugs- 
nten toa je 20 Thalia an. den von dem Ordinariate Tonchnssweise 
zu leistenden Auslagen för fraglichen Zweek verpflichiefee^). 

Ffir den Fall, dass bei nngfinstigen Zeiten die Domherretf ihre 
Extra- Jahresrenten von je 200 fl. nicht erhalten könnten, sicherten 
sich dieselben durch §. XCVIII. als Ersatz einen Jahres- Abzug von 
2000 Thaleru von dem Einkommen des Bischo&y — offonbai wider- 
-reehUich an ^). 

In §. XGIX. fihten sie unbefugt ein Becht der Dispenaatiim 
von der Besidenspflfeht för die Domieellaxe aas^), ohne Blleksielit 

auf Conc. Trid. sess. 24, c. 8. de ref. 

Was dieselben in §. C bezüglich der von ihnen während der 
Sedisvacanz gefassteu Beschlüsse und insbesondere wegen der buch- 
stäblichen Beobachtung aller alten, wie neuen, OapüuUitionspnnkte 
Seitens der geistlichen, wie weltlichen, Bftthe, .Seeretftref Bxpeditmn 
des Fflrstbisehofs geltend zu machen suchten, war eine sweifellose 

Verletzung der kirchlichen Ordnung ^). 
■ ' ■ ■ ' '■ ■ . ♦ 

1) Bg. Pruffang^ 654—656. — 2) Ebendas. VL 664. — 3) Ebenda«. II. 
8. 660-671. — 4) Ebendas. IL 8. 672-679. - 5) Ebendas. IL 681-682. 
— 6) Ebendas. IL & 694—605. — 7) Sbeadas. IL 8. 606. — 8) Ebendas. IL 
& 606-697. — 9) Ebendas. IL 8. 697-699. 
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Dadurch y 4$aB die Pomherren, die mit so vielen PrivL 
^«le^eetatiet waren, den Fürstbischof« §• CVIllt Terpi|ehtet«il« ^ 
solle die Umg^lds-Befireiang, welche dem Bamborger Jesaitea-Ckil- 
legiom in Ansehung seines Bauwesens (Collegium nnd Kirche) Ter- 

liehen worden, aufheben und an Niemandeu mehr ein ähnliches Pri- 
vilegium verleiheu» machten sie sich abermals einer Anmassung 
schuldig ^). JedenfiäUs zeigten die , meistentheils ver4i^a;^)i(lpmi, 
f fraade*Jfiger io diesem Punkte ihre Abneigivig gegei^ ein^. im» 
Stadl und Di^ese Bamberg t wie um die gesammte. Kirche , . hot^ 
yerdienten Orden, dessen Bambergischen Bauwerke heuta noch £: rossen 
Nutzen gewähren (Pfarrei Neu- St. Martin , Kirche und Pfan- 
.Wohnung, k. Bibliothek, Lyceum, Naturalien-Kabiiiet, Wohnräume 
für den Lyceal-Ilector , deu Bibliothekar, die Ptarr-Kapläue^ .den 
Pfanmessner). 

Die nahesn nnbegreifltcbe Forderang des Domcapitels, §. OXX>IX, 

der Fürstbischof solle dem 8} nJicus des Domcapitels, d. i. dem ver- 
pflichteten Verfechter der Aamassungen desselben , die Hälfte der 
Hofraths-Besoldung geben und den Geheimen Kaths-Titel beiaasßo, 
erwiderte der Fürstbischof mit einer bittern Klage darüber, dass ge- 
rade diese domcapitlischen Vertreter die Zerwütfnisse zwischen den 
Fürstbischöfen nnd dem Oapitel genfthrt nnd gemehrt h&tten. Hiem 
fügte derselbe die Versicherung: »die ernstliche Vertbeidigung seiner 
bischöflichen und reichsstäiidischen Hoheiten und Gerechtsame sei ihiD 
derzeit allerdings auf das heftigste uud unbändigste abgedrungen, 
während er rermöge seiner Liebe zum Frieden viel lieber hätte 
wünschen mOgen, mit seinem Domcapitel, gegen welches et noch 
immer eine« besondere Wohlmeinnng, Liebe nnd WerthschAtaung be^ 
ständig hege, in gemeinnützlicher Ruhe und Einigkeit, unaufhörlich 
beharren zu können. Die bei dem Keichskammergericht hinterlegten 
Akten bezeugten für alle Zeit, wie schwer er daran gekommen, sich 
in die gegenwärtigen Streitigkeiten mit schuldigem Ernste einzu- 
lassen, nnd mit welcher Vorsicht, kluger Vermittlung, öfteren schrüt- 
lichen nnd mündlichen Ermahnungen, vieler Geduld nnd sorgsamster 
Nachsicht er zn Anfang nnd bis in's zehnte Jahr gesucht habe, die 
vorausgesehenen Weiterungen zu vermeiden. Weil aber das Dom- 
capitel dennoch mit erhitzter Voreiligkeit sich an das höchste Heichsge- 
richt gewendet, habe er sich ungern bemüssigt gesehen, seine höchste 
Ehre und zugleich seine bischöfliche nnd fürstliche Obliegenheit und 
Gerechtsame herz- and standhaft za retten ^).€ 

1) Reg. PriUhng, IL & 703. 2) EbendAS. 71&--720. 
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Mit gerechter Entröstiiiig wies der Fürstbischof diio Bestim- 
mimgeii des letzten §. (GXXX.) »db* Qtdniemm thMÜHidi^ir 
gen und mbiUigsten ZamtUhungem — znrficlc ^). ' QemSls^ denselben 

warf sich nämlich das Doracapitcl zum Richter über eine Verletzung 
der Wahl-Capitulation Seitens des Ersteren auf, bedrohte ihn mit 
Einziehung der fünf besten Rentämter für den üebertretuDgsfall, 
"welche bis nach erfolgter Genngthnung fortdanem sollte; sicherte 
denjenigen seiner Mtl^lieder, welcheb die Yollstrecknng fibertragen 
irfirde, Ungestraiftheit zu; verbot detn Farstbischof , eöie Srledigung 
von seinem Capitulationseid irgendwie nachzusuchen, oder eine frei- 
willig von Papst und Kaiser ihm angebotene ohne ausdrückliche 
Einwilligung des Domcapitels anzunehmen; belastete denselben zum 
Voraus mit der Zahlung etwa erwachsender Processkosten ans seinem 
FriyatyermOgen; schrieb sich ein Pfandrecht auf dieses zn; isöhlies^ 
lieh wurde dem Fürstbischof noch besonders untersagt, gegen all das 
auf den Westphäliscben Frieden, jetzige und kfinftige' Reichs- Ab- 
schiede , kaiserliche Rescripte , Indulte sich zu berufen , worauf er 
feierlichst zu verzichten habe. 

Solohe Bestimmtingen berechtigten den Fürstbischof zu der Be- 
merkung^: »Das Domcapitel müsse zu seiner Besch&mung sich son- 
nmiklar überzeugt finden^ dass sein ?on saeculis saeculomra so hoch 
angerühmtes Herkoramen, weil es in lauter gesetzwidrigen Anraas- 
sungen und Missbräuchen bestehe, die Kraft einer rechtlichen Ge- 
wohnheit niemals erlangen könne, noch werde; weashalb dasselbe 
auch gut daran thue, dass es zur Verdeckung eines so offenbar vei*- 
botenen Unternehmens seinem Landesregenten die Verschweigung des 
ganzen Inhalts der Oapitnlalaonen mit so grosser Sorgfalt einzubinden 
trachte.« 

Dabei wurde die naheliegende Meinung ausgesprochen: »noch 
besser und vernünftiger wurde sein und dem Domcapitel selbst zur 
grösseren Ehre gereichen, wenn dasselbe mit derlei l&ngst yerp>ünten 
Factis für alle Zeiten nicht mehr an das Tageslicht treten woUte.c 

Nach einer kurzen Vervollständigung des rechtlichen Nach- 
weises, dass das »alte Herkommen,« auf welcbes das Domcapitel 
seine Prätensionen zu stützen suche, in keiner Weise die Eigen- 
schaften einer »consuetudo rationabilis« habe ^), schliesst der Fürst- 
bischof mit dem Wahlspruch: »Omnia ad majorem Dei, qui Veritas 
est, Gloriam, Patriaeque Salutem et Pacem candide et cordate.« 



1) Rg. Prü£fang, IL S. 720-726. — 2) Ebendas. II. S. 726. — 3) Ebendas. 
II. S. 790-786. 
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. BiD .9oloher entspraoli der SaekUge offenbar weit hi 
wen»: ift 4ea WaliV-CapttiilaUoiieB die YeTsiofaeraig an - der Sj^Hae 
stand 1), ae fleien abifefiMst: »ad lavdem ei tfrleriam Del omiiipo' 

lentis, beatissimae ejusdem matris Mariae, S. Imperatoris Ileurici et 
Cuuegundis fundatricis, S. Petri, S. Kiliani, S. Georgii, S. Ottonia, 
episcopatus uostri Fatronorum honorem, nec uon ad traaqaiUiUiam 
el forlaDaltQm meiBorati fipisooj^ataa atatam et regimeoic 

Friadrioh Karl atorb bereite am 25. Juli 1746 au Wantbiiiv, 
ebne daai aeia Eampf gegen die Bamberger Wabl*CSa|^tiilatioiiaii 
zu einem entscheidenden Siege geführt hatte. Der Groll, welchen 
das Domcapitel gegen ihn hegte, äusserte sich gleich nach dem 
üiodcbeiden des Fürstbischofs in dem Verfahren gegen den einfluss- 
ceichsten Geheimen Rath desselben, den gelehrten, streng kireUkb 
geainntea Weihbisehof nnd Generalfioar (seit 1784), JVw« 
HQhn^)i welchem erlittene Krftaknngen im besten Lebensalter eiaan 
frühen Tod verursachten (4. Juni 1748). 

Auch in der nächstfolgenden, von den früheren wesentlich ab- 
weichenden, von X30 auf 29 Artikel reducirten, Wahl-Capitulatioo, 
welche F. B. Johann Philipp Anton von FrancJcenstein*) (17 i6 — 1753) 
am 26. Sßptember 1746 nnterseichaete und siegelte^), finden sieb 
dentliehe Sparen sdohea Grolles, obwohl bei der Abfassang ders^Ibeii 
als Dompfopst ein Graf von ScbOnborn, Marquard Wilhelm, mi^ 
wirkte. 

In einer auf dem ersten Blatt befindlichen üeberschrift ist 
der Ausdruck »Gapitulatio« erklärt durch den Zusatz: toder viel- 
mehr wrlänifjfig tfer^idum Qrunä$at00 zur Erricbtiug einer vw 
BSpsmcher EeUigheU und Kaiserlicher Majem hestoM^ uferdm 
icKknden, oMgememen ttnd ewigen LandeS'Vereinigung und ScUmmg, 
wie solche Grundsätsc dem H. H. Johann Philipp Anton, Ghristopb, 

1) Vgl. I. B. die > Gapitulatio Lotharii Francisci.« 

2) Uaaermann, I. 246, hatte, wie es scheint, keine genaue Kemitniss da- 
von. ^ Jäck, Bambergiache JahrbOcher, 1&29, S. 634, iirth«Ut ebenso gehäsas» 
als oberflächlich darüber. 

3) K. Th, Heigel, in der »AUg. deutachen Biographiec (1879), B. X. 
S. 358-360. 

4) Ihsermann, I. S. 247—248. 

5) Papierlibell von 20—23 Blättern, im k. Kr. A. B. doppelt vorhanden. 

6) Eingangs der weitläufigen »Gapitulatio Francisci Lotharii« war be- 
hauptet worden: »nil nisi genuinas et saUitares sanctiones fundauient'iles in 
hac jur. ep. formula) contineri , quibus Dei gloria promoveri , pax et tranquil- 
litas Principem inter et pl. Rev. Capitulum taniquam inter caput et raembra 
generari ac salubcrrimae demam Episcopatus hojus foüdationes sartae tectae 
•errari quam optime possunt^c 
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Erwählten Bischof «. w. nach mit* Gottes Beistand einmüth ig ge- 

•0Mdoii mil ^in'blseliöüelM Bid^be{(eli^T«tf in»!di9m<t! i> <>:)•. 
D^Meb' eiktb&lt'' dfmfIbSp Hn* Eingang 0111» itt 'von BffM- 

fertigntig" der" alten Wahl-Capitulationen. Der Neugewählte musste 
nämlich aussprechen, »er sei nach reiflicher Erwägung durch das ur- 
alte Herkommeu in den ßrz^ und HocliB^iften des deutschen Reiches 
voUtiomimieD überzeagt worden, dsiss ed zUv Herstellaug- -«nd «Erhal- 
ttmg ftneiiichttr Rbbe^ tneli zur Aufliatoe nti man 8e«tM<:&er<iah»- 
^veHraat^ fiifcbe;- wi« 'des roii 'ilfin'2ii bebemielMiid^ii Land^g mid 
seiner Leute, sehr nutzlich, ja recht nothwendig sei , sich uher gih 
wisse, in den geistlichen und Reichsrechten untadelhafte Grundsätze 
zu vereinbaren und zu vergleichen. Sei ja dieses in grossen geiat- 
liofaea and weltlichen Wahlreichen üblich, weil die Wähler, denen 
^S'^Miitwartatig tot Gott bä Uebertragoiig rd» Luid und Leatea^l) 
obliege, nothwendiger Weise bezüglich sokber raiiiiidMcben Orund- 
gesetze sich hätten vorsehen müssen, damit von den erwählten Re- 
genten und Vorstehern die alte und einem jeden Staat nach seiner 
Art ebenso erspriessliche, als noth wendig gewesene Verfassung durch 
tmeingeschränkte Gewalt nicht mm Umstum gebracht und damit et- 
waige willkdrHchej auf unerlaubten Bigeiiimts (t) gerichtete Qemftth^ 
neigUDgen mhfltet w«pdeu, welche, f&r Land und Lent& Terderblich " 
und besonders in geistlichen Fürstenthümern auf alle Weise zu ver- 
abscheuen seien.« 

■ Hierauf musste der Neugewählte beklagen, dass »seither mehr- 
mals -aof höchst sträfliche Anleitung einiger eigensinnigen, oder gar 
wo» besonderem Eigennutz die Zenrüttung niaeben Haupt und Glie- 
dem be^^weckenden Ratöigeber dber die Giltigkeit oder üngiltigkeit 
der vorher bei dem Regierungsantritt nach leüiehem Bedaeht be- 
schworenen Wahl-Capitulationen zu nicht geringem Landesverderb 
und Aergerniss des gesammten Publici leider Zweifel angesponnen 
und sogar der Inhalt jener für Erhaltung der Kirchen erspriesslichen, 
nach Massgabe aller Rechte deutlich verfassten Urkunden angefochten 
worden und zwar mit Berufüng auf die Bulle hmocens Xft, welche, 
weil sie erschienen, ohne dass die deutschen Domcapitel geh5rt wer* 
den, eine erschlichene sei, so wie auf die einseitig darauf gegründete 
Verfügung weiland Kaiser Leopold' s vom J. 1698.« 

Demzufolge musste der Neugewählte erklären : »Weil der- 
gleichen, wie das Vorerwähnte, nie ein gedeihliches £nde genommen 
und damit recht zu verabscheuende Zwistigkeiten zwischen Haupt 
und Gliedern nicht mehr zu besorgen sein mOehteoi tobe er mit 
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seinem compaciscireoden Domcapitel solcherlei, sowohl mit den geistr 
Riehen id$ lUkhasaUnmgm übw^nstimmende principia yn/^lheid^jaUg 
rnnA Mdi vorgftngigar fibertogter Prälang io's Richtige ggsefaii ßad 
die gegenseitige* Yerliindliebkeii niiabftnderlieh. mid mit dwto. festerem 
Grund darauf gebaut, als der wfthre Sinn jener zum Stichblatt ver- 
kehrt geiionunenen päpstlichen und kaiserlichen Verfügungen nicht 
die Errichtung eines für die Kirchen und des Landes Wohlfahrt 
«psiaMUcben Grundgesetases, sondern Dar den ntanchmai in. dm- söge- 
immtm OapUnkitionäm mU- tmkrfßtAaufmm Miasbrmch geti^^oü 
und vemidiligek Idtiteii, wenn nätnlieb . dem LandeshBegeDt^n. 4ie 
})l$chOflicheii und reicfasfürstlichen , einmal festgesetzten, Vorrechte 
alsdann erst durch solche , den geistlichen und Reichssatzungen 
widrige, Capitulationes neuerlich eingeschränkt werden wollten. An- 
dernfalls müsste der nkht wohl zu denkende , geschweige zu be- 
'bmpteode Widersprach imabweisbar sieh ergeben, daas Ihre jpäpet- 
tlefae Heiligkeit In die allgemeine domcapitlische Qerecbtsame ih^ls 
•eottra eoncordatft ntttionie gwmanioao, theils besonders gegen hiesige, 
ausser den in unserm kaiserlichen Hochstift bekannterraassen oicht 
angenoiiimeiien concordatis nationis germauicae, vorher schon titulo 
ooeroso erworbenen Vorrechte mit solchen auch das Gute abscbafifen 
soUendien Biülen eingrdüto wurde. In diesem Falle hätte der Byp^t 
aoob freie Hiidt, das den Domcai^iteln in dem Westpbftlischen Erie» 
denssehhiss zugestandene nnd besonders auf die Capitulationes |fe- 
richtet gewesene jus quaesitum, wohl auch ohne Ursach, warum, und 
was das Bedauerlichste wäre, ohne Vernehmung der Betheiligtea in 
«mico tamquam commuui praejudicio abzuändern. Da jedoch Kaiser- 
liebe Majesti^ in ihrer beschworenen Wahl-Capitulatioa selbst jene 
in dem Wes^hftiisdben Friedenaschluss einmal sugestandenen Capi- 
iulaitioBS^Gereobisame aufrecht lu erhalten, so tbeuer gelobt haben, 
so wäre ja die kaiserlich Leopoldinische Verfügung für nichts an- 
deres, als so lange solche die Capitulationes in genere untersagte, 
für einen ledigen Nachgang der gegen wohlerwurbeue Hechte von 
P&pstüeher Heiligkeit ausgeflossenen Verordnungen anzusehen« Soir 
ched sei aber nicht zu Tormuthen und also noch weniger an be- 
haupten, snmal da das Herkommen, Wabl-Capitulationes zu errich- 
ten, so alt, dass dessen Ursprung kaum zu erdenken. Dieses uralte 
Recht werde durch die in den Executions-Tractaten errichtete per- 
petuirliclie Wakl-Capitulation noch klarer bestätigt. Bezeichuetes Ca- 
pitulationsweaeu sei vorgedachtem Friedensschluss ganz gemftss tob 
solchen Leuten ermittelt worden, welche den wahren nnd rechten 
YeiBtand wm don Oapitulationsrecht wohl innegehabt und necb in 




fHscheiri G^dächtniss behalte h&ttoiL( • Bs iuÜM aoohiiiKiai^NilMlhie 
Mftjestftt; JSarl Fi;', ft. gl'O. selbsfe bei jringer6D«Zei!li6ii^\iiftnlkh\iipa 
Jahre 1727 in Sachen des Herrn Kurfürsten von Köln contra dß» 
dortige Domcapitel das uralte Capitulationsrecht anerkannt und nur 
an den in thesi ganz unverfänglichen Umstand erinnert, dass idas- 
selbe nur dem kaiserlichen I&ieresse und dor Wohlfahrt des rötnih 
sehen Reichs nioht entgeigfeii stehen sollte;« »Wir iiflj)eli.illlim'4ic 
nutts^te der Neiigow&hlte wdterhiii veracheRi/ »iii]tiinMiiem>bk8i 
Doftcftpitel diese sielscftsliehe Beiehs-Prads als die sieherste Rieht- 
schnür in dem Capitulationsrecht zu Hilfe gerufen und uns mit dem- 
selben , nach einer unter Anrufung göttlichen Beistands einmüthig 
vollbrachten canonischen Wahl, wegen solcher für das hiesige kaiser- 
Ibhe Bistbnin tind Farstenidmin sohickiiehen Grandgeiietze etnelr 
weilto bis zur BrriditaDg eiiver Von Fftpstlidier Heiligkett«:iWld 
Kttiserlioher Majestftt bestätigt werden sollenden allgemeinen nnd 
ewigen Landes- Vereinigung und Satzung wohlbedächtig und mit 
Ausschliessung allerseitigen unerlaubten Eigennutzes und neuerlichen 
Vortheile verglichen. Dadurch sollen und können die. Ehre Gottes 
and das Beste der Kirdie nach dem Gott gefiUligeo WiUen 4er 
b. Stifter, wie auch des Landes Wohlfahrt attf das Mdgüchst» be- 
fördert, dagegen ab« Ihrer FftpstHoben Heiligkeit, Kaisarlieberlla^ 
jestät, des Römischen Reiches und jedes Dritten Rechte und Gerecht- 
same dabei nicht geschmälert werden. Ist man ja keineswegs ge- 
meint, die hiesigen bischiöflichen und forstlichen hergebrachten Vor- 
rechte in einiger Weise zn yerringern, senden solche vielmehr der 
Kirche nnd dem kaiserlicben Hochstift Bamberg, wo .dieamlbe ganz 
allein Wurzel gefasst , desto mehr aufrecht zu erhallen « aneh in 
Allem nach dem Sinn und der Meinung der geistlichen und welt- 
lichen Rechte zu hancleln; und, wenn dagegen unvermerkter Weise 
etwas sollte mit eingeflossen sein, es für unverbindlich zu erklären.« 

Der Schluss dieser nicht sehr gelungenen Apologie zeigt wenige 
stens, da^s das »Wohlwürdiget Domoaintel bezfiglieh der* Wahl- 
Gapitalationen nicht ganz nnveihesserlich war. Auch der Inhili der 
nenen, knrzgefassten Wahl-Capitulation zeugte dafür. Zwar sicherte 
sich jene Körperschaft generell die Erhaltung ihrer »Privilegien, 
Statuten, Concessionen, Ordnungen, auch hergebrachten löhlichen Ge- 
wohnheiten, Rechte, Freiheiten, Vorzüglichkeiten«: (§. 1.) zn, insbe- 
sondere auch das Recht, in allen wichtigen Sachen dem Ffimtbisohof 
Beiratb, beziehungsweise Zustimmung zu ertfaeilen (§. 2-*7, 18); »»- 
dem wahrte sieh dieselbe ihre alten Slnecnren, wie die Befngniss, den 
Domprediger aufzustelleu und abzusetzen (§. 8—9); ebenso hielt sie 
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^ P. WÜiiiümn; WM-CapUülaHonen der FarsthMi^e^yBiz^: 

den be&elten OerichtssUnd der bohereil nid niederen- Q^sAel 

fest, namentlich auch die Jurisrdiction des Domdechants als judex 
Ordinarius primae instantiae und des Consistorial-Gerichtes (§. 10 — 15, 
17). J'erner vindicirte sich das Domcapitel (§. 18.) das Kegiment im 
Chor und dasselbe betreffendes Gebot nnd Verbot und bestand darauf, 
äara der Fflrstbiscbof bei Eintahmng neuer gottesdiifiie^lieliefkr Oe^ 
biräacbe, Aüssebreibnng dner Didcesan-Synode, Errfebtnifg iiii^¥er> 
kündigung neuer Statuten und geistlichen Verordnungen #*ri dorn- 
capitlischen Beirath verlangen, auch wenn der Inhalt derselben von 
der Art wäre, dass der Consens des Domcapitels erforderlich, die 
Sache zunächst dem Letzteren behufs Erzielung eines solchen vor- 
gelegt werden 8oUe.€ Allein dasselbe Terminderte doch die Capitn- 
lations-Artikel am 101, merzte eine Bdhe der anstOssigetofk 'ine, 
zumal die SchlnssldansfeTn mit ihren POnsl^Besümmungen nnd ihrer 
schnöden Verläiignung der Päpstlichen und Kaiserlichen Autorität. 
Auf letztere wurde in der neuen Capitulation sogar wiederholt hin- 
gewiesen. Ueberdies beanspruchte das Domcapitel nicht mehr ein 
'^nnterschiedsloses Becht der EtnunUigung zu füratbischOflichen Hand- 
langen, sondern In der Bogel nnr des Beiraihes, In weither Hift* 
sieht wollte es die Herrschaft des Fürstbischofs nnr iKm^okraHsth 
gemässigU wissen, wie jene der weltlichen Fürsten durch Land- 
stände (§. 20-28). •• • 

Wenn es nebenbei (§. 23.) die Forderung aufstellte, dass der 
Fücstbiscbof nicht nor seine Gesandten and obersten Beamten, non- 
dem auch den WeihbisehofwiA Oenerahiear allein ans dem gremlam 
des Domcapitels nehmen nnd den GmerahUar sammt den pek i 
liehen^ wie den weltlichen Käthen und Beamten, vor ihrer Einsetzung 
auch von dieser Körperschaft in Pflicht nehmen lassen solle, so war 
das eine offenbare Ausschreitung. 

Als wenig rficksichtsroU gegen den Terstorbenen Fürstbisehof 
erscheint die seinem Nachfolger darch §. 25. anferlegte Verpflierhtong, 
er solle »mit allem Emst daran sein , dass das wohlwürdige Dom- 
capitel vollkommen wieder in den Stand eingesetzt werde, in wel- 
chem dasselbe aller seiner Rechte und Gerechtigkeiten halber vor 
dem, im J. 1738 unglücklich und mit häutigen Vergewaltigangen 
erweckten f Stephaniter- und allem andern daraaf erfolgtoi, gemein 
ärgerlichen Streitwesen sich befanden habe.« 

Erfienlich dagegen klang eine dem Neagewfthlten in den Mond 
gelegte Versieherang: »Wir werden solchemnach um Herstelhmg der 
künftigen glückseligen innerlichen Ruhe und immer dauernden Frie- 
dens willen Uns dahin beeifern, dass atXet solcher StreU und Irrung 
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P*. WUAfnßWh W.ahli'CapUulißtionen d^r ^^ürsibUch^f e v. i^ai^^r^ 359 

fkack Recht und Billigkeit mit der Wurzel gehohen werden möchte* 
— ein Versprechen welches glücklicher Weise (1748) erfüllt wurdet) 
~ .(ktiiseicUeh bostltigte^r Ausgleich ütm die. J0risdi<%tioiii. in. 4^0 
MaotSttea).. 

Ldblieh war es, dass das Domcapitel (§. 7.) bezüglich des 

Priesterserainars die Vorschriften des Concils von Trient beobachtet 
wissen wollte und dass es (§. 1. und §. 1(3.) verlangte, es solle, wenn 
irgend möglich, das jus dioecesanum auf den adeligen Schlössern .unc^ 
.OrtsobafteOi aadi sonst überall» wobin die DiöcesA aicJi-eKstcecka, er- 
hfJteti and. wiederhergestellt vrerden; was sich freiUdi als nna^ 
lÜhrtHur erwies. 

Verschiedene Deutung liess der letzte §. der fraglichen VVahl- 
Capitulation zu, welcher lautete: 

»Endlich wollen Wir in all^ üebrigen, soweit durch diese 
yorläofigen Grands&tze nicht feifesehen, oder erläate^ .wojc^en, es 
h0i den Torhandenen P9pstlichei| und Kaiserlichen Begnadigangen, 
Coneessionen und Ballen, wie aach bei den äUeren Beeeasm and in 
so weit solche etwa keine Vorsehung thun würden, bei den geist- 
lichen und weltlichen allgemeinen Rechten, Beicbasatzongen und t4r- 
cUten löblichen Gewohnheiten bewenden lassen.« 

Eine ähnliche, etwas abgekürzte, amgeformte Wabl-Oapitulation, 
welche anch eine Verpflichtang anf den in geistlichen nnd weltlicheia 
Dingen abgeschlossenen Yergleichsreoess 70m 11. Mftrz 1748, kaiser- 
lich bestätigt 5. November 1749, enthielt ^), unterzeichnete (28. Juli 
1753) der folgende F. B., der greise Fram Kmmidy Graf von 
Stadion (1753—1757). Dieselbe hat auf dem Titelblatt die Auf- 
schrift: »dameapiüisehe mfaddkaße Änerinnerunffen€ nnd enthält 
mehrmals die Yersicherang, dass darin »nichts versehen, was den 
geistlichen und weltlichen Rechten entgegen w9jre, sondern vielmehr, 
was sowohl denselben, als der natürlichen landesväterlichen Obliegen- 
heit und dem hochverantwortlichen Hirtenamt gleichförmig, ja denj- 
selben von selbst anhängig sein möge.« 

Denkwürdiger Weise findet sich in §. 18. die Verpflichtung für 
den Fürstbischof, bald na4$h seinem' Amtsantritt »eine Symdßkjer'- 
Boimmkmg in seiner Diöcese anzoordnoi, am die geistliche Disclplin 
und gottgefällige Sittenlehre in einen besseren Stand herzustellen, 

1) Vgl. Ussermawiy I. 247; M. H. Schuherth^ Nachträge zum hitt 
Versuch über die g. u. w. Staatseinr. v. B.,c 1792, 8. 45. Im k. Er. A. B. be- 
findet sich der Ori^lvertrag d.d. 11. März 1748 0.5. Hot. 1749, (Sammtbaiid). 

2) Fapierlibell, mit vwA Siegeln, 21 BL, In dnpio In h. Kr« A. B. 
8) üaaermann, t 8. 248—249. 
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auch nach dem Beispiel des Erzstifts Mainz die Haitang der moncbv 
]jifikßl^.Slfn(i(t^^ PomcapiielasaAi;, M den. MebeiH 

: Bereits im folgenden Jahre sah sich der Fürstbischof veran- 
lasst, einen Nachtrag (Erläuterung) zu seiner "Wahl-Capitulation 
abzufassen (13. Mäi». 1754), um Streitigkeiteo zwischen seineii fie^ 
lL(M^eq)^i^.fU|i^'dom««pitli8ckBi> Cannijbonalgeikht m.Meitig^' • 
...:,.iNi»Gb UiWt ab die WaM-OapttaleAtofi Frans 'Kotnads, «!»» 
im Wea^qtlicben ftbntieh deiaelbeor war die; von semen Nachfolger, 
Adam Friedrich ^), Gral von Seimheim, (1757 — 1779) unterzeich^ 
ne^e (3X. April 1757), welche nur 21 §§. urafasste»). ' \, 

»Pdmcapijtlj^chB untadelhafte Aneriunerungen in 19 §§. zu- 
sammengezogen^), nahm auch Fürsibiflcbof JVioii^ Ludwic^ von Er^ 
(177^1795) ohne Bedenken an, veU »dadareh 4ie filire 
GiK^ee .nnd.,.da8 Efeeke 4er Eincbe nacli, dem gottgefälligen' WiUes 
4er h. Stifter, wie auch des Landes Wohlfahrt auf das möglichste 
befördert, hingegen aber Ihrer Päpstlichen Heiligkeit, Kaiserlicher 
Majestät, des h. römischen Keichs und. eines jeden Dritten Rechte 
dabei. t^cbt geschmälert werden. sollten noch könnten; wie denn auch ; 
die. QoincapiW^iebe Meiaimg gar nieht sei,. die hieaigea.biaefaOfltcheB 
nnd fSi^itlieben bergebraebten Yorreobte vermiUeU nnerlanbten Bigeof 
nutzes oder neuerlicher Frivatvortheile zu verringern, eondem yiel* 
mehr solche der Kirche und dem kaiserlichen Hochstift Bamberg, 
wo dieselbeu ganz allein Wurzel gefasst, andurch ganz aufrecht zu 
eirbalten, auch, in allem nach dem fuihtßn Sinne und der.Metimng 
dw .gei9tU«be& and'W^ltUeben J&echte zn handeln; and wenn atteb 
<ijBgeg«n nnd besonders contra Ubertatem eeelesiae anv«rmerki «ftwas 
sollte mit eingeschlossen sein , solches selbst wiederain filr «nrar«^ 
bindlich zu erklären.« 

In solcher Weise eingeschränkt und ausgelegt waren die zu 
T^Aneriniiwru»g$ßi^% zusammengeschrnrnpftea Bamberger WahUGafii* 
tnlationen. weit . weniger bedenklich geworden« als sie es iraber ge- 
weseiv 

Bald kam.indess die letzte«), nnterzeichnei am 7 April 17d5 



1) Papierlibell mit 2 Siegeln und 18 Bl. 

2) Vssermann, L S. 250—252. 

3) i'apicrlibell, mit 2 Siegeln. Auch in Copie vorhanden. 

4) Papierlibell, mit 2 Siegeln, 13 Bl., iu duplo vorhanden. 

5) Viurmann, I. S. 252—254. 

e) B^ieiliMa, nit 2 Siegehi, 13 m nebst Copie. 
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WiUmanHi Wahl'CapUulationen der FürMbiachöfe v, Bamberg, 361 

von dem letzten, hochbetagteu Fürstbischof, Christoph Dranz von 
JBuaeek^y (4796^1802, 28. Nov.)i weleber schon im nächsten 
JabiB steh seiner Wah^ und wiederholt 1799 ^ vor dem ' IVariso^ir 
entfliehen mnsste und am 28. Novemher 1802, in Polge 
larisation, aufhörte, Reichsfürs^^m sein, jedoch bis zu seinem Tode 
(28- Sept. 1805) Bischof von Bamberg blieb, während der Bestand* 
selbes adeligeu Domcapitels mit der Säcalarisation sein Ende er^ 
reichte. Ebendadarch wurden von selbst allerlei Missbräuche be- 
seitigt« üebrigens' verdient das Domeapitel , welches sieben Jahre 
w^selder Anflosnng die letsite Wah1<€apitalaiaon abfaßte; thit b^iM' 
Häuptern, Dompropst J, Ph. A. von Schaumherg und DomdecHabt 
J. C, G. von Hutten zu Stoltzcnherg, die Anerkennung, dass es (§. 1.) 
zwar in alter Weise, wie dem Hochstift, so sich selber »Treue« von 
dein Neugewählten schwören liess , aber denselben auch zur ^Auf* 
recMwMmg der römiseh^uUkoliachm Ediffian in der Diö€e9e€ und 
ZU' der Rrk^ftmng verpflicktete: »Wir versprechen in dein gegen-^- 
wärtigen Mtfsehei» Zeitpunkt, welcher sieh durch Unglauben, Ätheis-^ 
mus und Deismus unter den trüglichsten Larven des Menschen- 
wohles täglich mehr und mehr auszeichnet, auf die Bildung unserer 
weltgeistlichen Alumnen in dem Emestinischen Seminar zu eifrigen 
und rechtglftubigem Seelsorgern unsere bischofliche Sorgfalt zu rich- 
ten, nicht minder fiber die in der Christenlehre und auf den Eailzelii 
von der Welt- und Otdens-Geistliohkelt verbrdteten dogmatischen 
und moralischen Grundsätze zu wachen, den Unterricht in den 
Trivialschulen sowohl als auf unserer hiesigen Universität von allen 
zur Irreligiosität und Sittenlosigkeit führenden Lehrsätzen frei zu 
erhalten und hierauf sowohl durch die aufgestellte Schulcommission,; 
als auch durch einen eigens anzustellenden redlichen, er&hrenen um^ 
gutgesinnten Prftfecten der flinf unteren Schnlen und des philo* 
sophischen Studiums die genaueste und unausgesetzte Aufsicht pflegen 
zu lassen. Nicht minder wollen Wir auf's Baldigste den Reichs- 
scblass in seine vollkommene Erfüllung durch Aufhebung aller Or- 
den und geheimen Verbindungen sowohl unter den Professoren, als 
unter der studirenden Jugend bringen.« Ohne Zweifel war das wohl- 
gemeint, aber doch Abel angebracht von Seiten einer untergeord- 
neten Körperschaft, deren Mitglieder grösstentheils keine priester- 
liche Thätigkeit entfalteten, gegenüber einem Fürstbischof, welcher 
die Würde uud das Amt eines Reichsfürsten und eines Bischofs 
zunächst von Gott, sodann durch die kaiserliche Verleihung der 



1) Usaermann, L 854; Schematismai der E. D. Bamberg, 1876, 8. 28. 
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Bagatien und die Best&tigiiQg von Seite des Papstes erhielt and über 
das Gapitel als dessen Haiipi gesetzt, io keiner Weise dessen Unter- 
gebener war i). 

Es ergibt sich eben auch aus diesem Falle, dass selbst die 
beste der Wahl-Capitulationen ^ schon an sich als unzalässig er- 
Äehdoeu jnussBt& ' • ■ j -'j/. Jjf»*iiJ üj-» 

ffnrl:)|iBiiA»eigry>mraay 1888. • .v.c. .1 m 



1) Kg. Prüffung, II. 727. 

2) B. Pfeufer, a. a. 0. S. 21, behauptet zwar, »dieselben hätten nn- 
liQgbar mitunter ihr wahres (j^utes gehabt;« aUein das wenige Gat^ Temchwand 
im Schlimmen. 





"j M ; l.iu- .'.••}." . ^'tr n »V v^.\i\j 'ül) l'H iiii!f,':/i/f 

Ein Urtheil des Obergerichts des Kantons Luzeraühetreffand 
die Frage der Erbfähigkeit der MitgKetesdeinfg geiaHicben 

Ordens, vom 26. März 1881. 

UifgaiheUt.Ton p^RjlGhteK Pr. itTr ^^^ie^^ ,\ j.t 

"''Dife" Erben des Kapuziner-Bruders Martin H. sei. stellen das 
Hecbtsbegehreu : die Brüder St. seien gerichtlich zu verhalten, in 
die Erbmasse des Martin H. sei. den Betrag ?on Frk. 12i0. 60 Bpp. 
nebst ZiDs zu bezahlen. « 

Dieses Rechtsbegehren gründen Kläger anf folgende Thai- 
Sachen : 

Unterm 10. April 1877 starb in St. Erhard Wittwe St. geb. 
Tsch. — Erben derselben waren als Kinder zweiter Ehe u. A. die 
heutigen Beklagten und als einziger Sohn erster Ehe Martin H., 
Kapnziner-Bruder, damals in Uäfels. 

An der Schlnsstheilung in Nachlasssache genannter Wittwe 
St. vom 27. Oct. 1877 beschlossen und auerkannten die anwesenden 
Erben Folgendes: 

a. Es sind dieselben »einig, den ehrw. Kapuziner-Bruder Martin H. 
einen Sohn der Erblasserin ans erster Ehe, als Miterben pro 
rata eintreten zn lassen.« 
h. Die heutigen Beklagten gaben die Erklftning ab, ihrer Mntter 
. sei., resp. deren Erben , an verschiedenen Posten eine Summe 
von Frk. 8684. 20 Bpp. zu schulden. 

Dieses Guthaben, unter 7 Theile vertheilt, ergibt auf einen 
Theil IVk, 1240. 60 Ttpp., und wurde angewiesen auf die Beklag- 
ten, zinsbar auf den Todestag der Erblasserin, 10. April 1877. 

Unterm 6. April 1879 starb sodann der genannte Miterbe Mar- 
tin H. von Zell. Erben zum Nachlasse des Letztem sind die hen* 
tigen Kläger und es verlangen dieselben nun , dass die Beklagten 
verhalten werden, in die Erbmasse den Betrag von Frk* UiiO. 60 Ejaip, 
nebst Zins seit 10. April 1877 zu bezahlen. 

Beklagte schliessen anf Abweisung der Klage und machen 
ihrerseits geltend: 

d. Es sei nicht richtig, dass Marian H. sei. Erbe der Wittwe St 

sei. war, denn der Eintritt in einen geistlichen Orden habe für 
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'1 >' 'ffo iiowM meh gemmntitn Redite,' als «uelkr'Bacb dir fp 
ricbtlicbeii Praxis den Verlust dter bürgerlichen Erbseb 

rechte nach sich gezogen. 
*• b. Nach Ableben der Wittwe St. sei. habe Martin mit Char^e- 
' ' Brief vom 29. August 1877 an den Öemeinderath von Knut- 
* ' gesöbdeben: »Mit Berü^lcsiebflgang der BveMbsilt&i,' düM 
"' ''' -•in üKsbsft^'Zeit die Kapuriner-KlOster in der Beb««i2 ütfe^ 
" ' ^ bcfben werdefi tOnnien, ^d das Tbelinttgfsoffidnfn 'Mncfrt, 
' '• Namens meiner den mir zugehörigen Erbtheil zu Händen zu 
■ nebraen und in einer währhaften Kasse anzulegen. Tm Falle 
*' ' ich diesen Erbtheil nicht bedarf, so soll nach meinem Ab- 
ieben defrdelbe nnttor tneine Halbgeaobwister Si wieder vartbeitt 
werden.« 

* • 

' Wt B^zug anf dieeen Brief nnd im Sfmie desselben baben 

* - die Erben dann allerdings den Stiefbruder Martin H. pro rata 
• als Miterben eintreten, resp. einen Kindestheil im Sinne seines 
Schreibens bei Seite legen lassen, ohne ihn indessen als Mit- 
^erbiBn anzuerkennen, 
e. EK werde bis tum Ausweise bestritten, dass die KIftger Btben 
des M&rtin H. sei. seien, wenn fiberbanpt ein Nacblass de4> 
selben bestünde. — 

Obergerichtlich wurde die klägerische Forderung guterkannt. 

Motive. 

Kajebdem Bekli^e in der Duplik die Legitinmiion der Klager 
in dem Sinne zugestanden baben , dass sie die Qualität derselben 
als Erben des Martin H. sei. unter dem VorbeÜalte anen^nnen, dass 

juristisch von einem Nachlasse des Letztern die Rede sein könne, 
muss vorliegend in erster Linie die streitige Frage gelöst werden, 
ob der Eintritt in den Kapuzinerorden , resp. die Ablegung der 
Ordensgelfibde, för Martin H. sei. den Verlust seiner bärgerliehen 
Erbsebaftsrecbte nacb sieb gezogen babe. 

Allerdings bat diese Frage in unserem b. O.-B. eine unmittel- 
bare und direkte Lösung nicht gefunden; allein, da es sich um eine 
.4w5waÄme-Bestimmung handelt, muss aus dem Stillschweigen des 
Gesetzgebers zunächst gefolgert werden, dass auch hinsichtlich der 
Ordenspersonen der allgemeine Grundsatz der Erbfähigkeit Platz 
greift. Der JE^ter dfirfte sieb zudem gerade bei Streitigkeiten ei%- 
recbtUeber Natur am wenigsten in der Lage befinden, Ausnabmeb^ 
SÜmoHillgen fremden Ursprunges zur Anwendung zu bringen, indem 
gerade diese Materie in unserer Gesetzgebung eine verhältaissmässig 



Digitized by Google 



l/A&sr difi Erbfähigkeit dts^r. MUgUfd^^t K^Hf*, 0x4^' ^ 

selbstständige Normirung erhalten, uud mehr dean a^i:e .^uterieu 
als 6ia.^ge8chlo8seDes..0aiufe8 skh. ^acsMlt ,i 

Da indessen die einerseits vonröifige Frage eine. QiaqittelbaTe 
L5soii^ in anserem b. nicU gefanden batte^t andererseits. anf 

Grundlage des §. 193 des C.-R.-V. die Anwendbarkeit geraeinrecht- 
licher Bestimmungen ohnehin auch bei Streitigkeiten erbrechtlicher 
Hator grundsätzlich nicht bestritten werden kano^ Uiod pudern gerade ^ 
der •.gemeinreehtUcJM -Ansaeiiliss d^r O^den^erso^Mi Toa der Erb- 
fähigkeit ,an/eh doreh die obergeiichtUche Praxis, ^sai^ro^e.an^kannt 
wurde (TergL Entscheid des O.-O. Dec,.1850)v so ist die 

Frage über die heutige Geltung dieser Ausnahmebestimmungen auch 
nMch den anderweitigen, hiebei iu Betracht fallenden Gesichtspunkten 
zu erörtern. . 

Es steht n&mlich fest, dass nach gemeinem, bezw. canonischem 
Rechte^ Persomen, die ItitgUeder. yon Orden« sind« weleh^i das. feier«^ 
Uche lebenslängliche Qelftbde. der Armnth etc^ (die mta aelennia im 
Sinne des kirchlichen Rechtes) ablegen , dadurch die Vermögens- 
fähigkeit und hiemit auch die Fähigkeit, zu erben und beerbt zu 
werden, verlieren. (VergL u. A. Vering^ Archiv für katholisches 
Kiichenrecht XIII. Bd. S. 329.) Die Feierlichkeit des i^lelahdes der 
Armnth wird durch die Anlegung desselben in- einenx Yom. .päpst- 
lichen Stuhle approbirten Ordeu constituirL (YergL Sentis, Archi? 
für katholisches Eirchenrecht, Bd. 14. S. 345 f.) Als ein solcher 
Orden, dessen Mitglieder (und zwar ohne Unterschied, ob der Be- 
treifende Kleriker oder, wie im gegebenen Falle, bloss Laienbruder 
war) die vota solennia im angegebenen Sinne ablegen, (uscheiat aa- 
erkanntermassen auch der Eapnzinerorden« 

Was nun aber die Frage 4ber die Geltung dieser gemmnveehir 
liehen, resp. canonisefaen Bestimmung betrifft, so hängt dieselbe vor- 
liegend von zwei Voraussetzungen ab. Es darf nämlich die be- 
treffende Bestimmung nicht im Widerspruche stehen 

1. mit den heutigen Bechtsanschauungen, und 

2. mit den Frincipien der Bnndesverfassvng. 

Hinsichtlich der fingUchen Bestinminng ist 4iaa. aber das Sias 
wie das Andere der Fall 

Äd 1. Das Erbrecht ist ein Begriff, welcher dem Vermögens* 
rechte angehört. Dieses kann aber nur eine Beschränkung erleiden 
dorch Factoren, welche dem Bechtsgebiete angehören. Der Aus- 
schluss der Ordenspersonen von der Srwerbs-, baaw» ficbföhigkeit 
enlihftlt aber nach heutiger Bechtsanschannng bloss mehr eiais 
Wissens- und keine EKechtspflicht. IHe natfirlichs Consequenz eiaer 
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gB9entMügeB<Aa*idiiiie<;«a]^dte: sn», dmk 'M Staat eiaK 

IpiMil* >'Hi€nBB tilgt , dmiM^t fraglich^ AisBchMsstrder {OrdfettB- 

per^oneQ im Widerspruche mit dea lieatigen Reobtsanschauuugen süfk 

^idv-i^ii iDftC AüLi 49. Abs. a. der B.*<V. sagt: ^DieAasQbtmg 
U^kgiidiaher oilerfditischer.^^ kaati durch keinerlei Vorsdfarif- 
Mtoitfiflt Briwfrwjg^m ' toAHehei- todec ^raUfjOsernWi^ bescMM* 
mrdciM /Dtas«^iiftiOrtai6gelubde, bmn. das* GelöMi 4l«r Arfitatht, 

einen religiösen Charakter habe, liegt auf der Hand; es handelt 
sich hiebei überall nicht um einen Vertrag unter Personen , wobei 
der Betreifende z. B. gegenüber dem zukünftigen Erblasser oder 
gegenüber allfälligen dritten Präsumtiverben zum Nachlasse dessel- 
ben in yerbindlicher Weise anf seine Erbrechte zn verzichten erklärt 
Das Geltlbde im Allgemeinen ist vielmehr als ein unmittelbar Gott 
gegebenes und Gott gegenüber verpflichtendes Versprechen aufzu- 
fassen. Durch die Feierlichkeit des Gelübdes erhält aber dasselbe 
noch einen speciellen kirchlichen Charakter. Denn wenn die Feier- 
lichkeit des Gelübdes der Armuth constituirt wird durch Ablegong 
desselben in einem vom p&pstUchen Stahle approbirten Orden, so 
wird die höchste kirchliche Antoritftt als diejenige Macht bezeichnet, 
welche die Yermögensrechts^Unfthigkeit des Gelobenden statniri 
(Vergl. SentiSf citato loco.) Würde daher eine Ordensperson von der 
Geltendmachung ihrer Erbrechte auf Grund des abgelegten feier- 
lichen Gelübdes der Armuth ausgeschlossen, so müsste sie der klare 
Worüant des cit Art. 49. schützen, wonach die Ausübang bäiger- 
lieber Bechte dn^ch keinerlei Vorschrift religidser oder kirchlicher 
Natnr bescbrftnkt werden darf, und insoweit widerspricht die frag- 
liche Bestimmung des canonischen Hechtes auch einem Yerfassungs- 
gesetze. 

Aus dem Gesagten ergibt sich daher, dass der gemeinrechtliche 
Ausschluss der Ordenqiersonen von der Vermögens- und Erwerbs-, 
resp. Erbßlhigkeit für den hierseitigen Bichter keine Geltung mehr 
hat und daher Martin H. sei. auch trotz seiner Eigenschaft als 
Laienbruder des Kapuzinerordens Vermögen besitzen, solches erbs- 
weise erwerben und hinwieder selbst beerbt werden könnte. 

Die Beklagten wenden im Weitereu ein, es habe Martin H. sei 
gemäss seiner an das Theilungsofficiura von Enntwil abg^ebenen 
schriftlichen Erklftrung vom 29. Aug. 1877 selbst nur unter der 
Bedingung Erbe werden wollen, dass in nftchster Zeit die KajMianer^ 
IdOster in der Schweiz aufgehoben werden sollten. 
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ÜAber die Erbfähigkeit der Mitglieder eines rebig. Ordene. 3^7 

» 

Allein der Wortlaut der betreffenden Stelle im Briefe vom 
August 1877 gibt zunächst nicht dieser Aaslegung . Raum, iwot 
uaob Martin H« <l8&f firhsciuütamtriti -iMk rtmiiBedingiji^^ 
knüpfen voUte, sondern Ist fblmebr m dom^^^hme ifto^ ^ysatoinflk 
dffss damit das Moti7 bezeichnet werden wollte, waram fit.^kKki 
seiner Eigenschaft als Kapuzinerbruder gleichwohl auf seine Erb- 
rechte nicht verzichte. Hiemit stimmt denn auch die nachherige 
Y^ifi^soog aberein» wonach, sofern er den Erbtheil nicht bednileil 
.verde,, decsdbe nach seinem Ableben den Haibgesohwistem^w 
^Uen solle. Dass: aber eine solehe Verfdgililg roh tiEedenvq[6tt< aa 
ieijiem einfoehen Briefe keine Bedeutung haben kfllna^ liegt aöf ^dir 
Hand. • • • 
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ti 'i'f, . I"f " "* Ji"' -* ' XXXVIIl ^ ' *' ' '*"'**''**^ 

pie. kirphliphrpotjtische Gesetzgebung des KönigPrC^cbs Sierbimi 

Wir erwähnten hereits im' Ärähtv'BL 48. S. 206 die 1880 in 
der Belgrader Staatsdruckerei erschienene officielle »Sauunlung der 
Gesetze, Verordnungen und sonstigen Verfügungen des Ministeriums 
fftr kirchliöhe Aögetegenbeiteii.« (144 S. 8.) " » .^'j 

^^..^ I. Vorausgeschickt ist der Sammlung folgendei;: , : 

B^nm Miiuator .för Cnlios und kirehUcbe ,Aiigeliigfiiibeiteii. 
Im Jahfe 1678 batd^r 8ecretiUr <lc8 MiilisteriiimsiHenf «T. JPeeii 

(spr. J. Petzitsch) die Schulgesetze, Unterrichtspläne, Regeln und An- 
ordnungen gesammelt und sie in eine Sammlung gebracht. Diese 
Sammlung hat später die Staatsdruckerei nach dem Befehle des da- 
maligen Ministen anter meiner. Bedactioa iind 4era, Titel« »S^alge- 
set]^bang< heransgegeben. Diese Sammlang ist im Jahre 1875 
ersebienen. Von jener Zeit bis zn diesem Tage Warden neae Ge- 
setze, neue Regeln erlassen, und die ünterrichtspläne geändert, so 
dass es nothwendig erschien, die Sammlung der Schulgesetze mit 
beigefügten Ergänzungen und neuzudrucken. Dies wäre auch dess- 
balb noth wendig , weil die Veränderungen und Ergänzungen "ti^Ieii 
Üehreni« besonders den in jüngster Zeit angestellten, mibekatitit gä- 
blieben sind. Sobald das Bach fertig würde, stalte es den Mittel- 
scbtileu auf Rechnung des Kanzleipauschals , den' Volkssebalen auf 
Rechnung der Gemeinde zugesendet werden. 

Anlässlich dieses neuen Abdruckes kann man einige Verbes- 
serangen der Regeln über die Volksschulen vornehmen, so z. B. die 
Regeln über die Sciialaafiiehery über KOrperobmigeB Ter?ollständi- 
gen"«;' 8; w;"-^ • :.'.•« 

Gleichzeitig ist es nSthig , dass man aaeb den zweiten Tbeil 
der Sammlung der Gesetze und Verordungen über die kirchlichen 
Angelegenheiten drucke. Auch zu diesem zweiten Theile hat Herr 
Pecid das Material vollständig gesammelt und für den Druck vorbe- 
richtet. Die Handschrift konnte gleich zum Dracke gefördert wer- 
den. Die rerschiedenartige Praxis der kirchlichen Behürden (wo?on 
tSgüch neae Beweise erhftU) ist ein snreielMDder Grand fOedi» 



Sammlung der aerbUchen hirehenpolitUchen Qenetze, m 

Ausgabe dieser Sammlaug. Diese Sammlung ist uothwendig den 
Bischöfen, den Consistonen, den Ordensoberen und den Kirchenvätern^ 
allen Kirchen und Klöstern. Die Dmckkosten werden die Kirchen 
und Kloster bestreiten, welcl^a Buch zugesendet wird, auch 
werden sie davon bestritten, dass die Ordensoberen und die Kircheur 
Väter durch ihren Stand angewiesen werden, sich dieses Unbh 
verschaifen, da es ihnen in vieler Beziehung die Arbeit bei der 
kirchlichen Administration erleichtern kann, > v/ 

Ich nahm mir.clie Fj^eiiißit Sieanf^ictssjafofi^^ 
einerseits ^us d^ni Gründe» damit . ii;n AfQbiY voi^. der. ^nt$<;Qhii(^ 
dieser Sammlungen eine Nachricht aufbewahrt werde^ und anderseitn 
desshalb, weil ich wünschte, dass der zweite Tlieil so bald als mög- 
lich gedruckt werde , da die dringende Nothwendigkeit einer solchen 
Sammlung lebhaft empfunden wird. 

• Indem ich Ihnen diesen Bericht unterbreite, erlaube ich' mir 
8ie aa bitten; in dieser Angelegenheit eine YerfQgangtreflbit ku' wollen. 

. Belgrad, am 2a. August 1870. • • 

Der Sekretär des Ministeriums für Cultus und kirchl. Angelegenheiten: 

II. Hierauf fdlgt nachstehende \ ' ' 

* Entscheidung 

des Ministers für Cuitus uo4 kirchliche Angelegei^heitei^: 

Es soll die Sammlung der Gesetze mid Verordnuiigeq tll^r 4i0 
kirchlichen Angelegenheiten auf Staatskosten in 10()0 Exemplaren 

gedruckt werden. Die Bezahlung der Redaction soll in den Preis 
des Buches eingerechnet werden, welches b^otuders, die Kircbea uud 
Klöstersich anschaffen sollen. ; 

üeber eine neue Auflage . der Schulgesetss^mmlaag «(ir4 9ßi^P 
eine Verfagnng getroffen werden. . .. • , ; 

Nr. 4702. 

ftm 4. September 1879. . • i ., . 

Belgrad. 

Der Minister für Cultus und kirchliche Angelegenl^iWu* ' 

St. Bohkovi6.€ . ' 

TU. Wir lassen hier weiter folgen das Inhaltsverzeichniss der 
cit. Sammlung unter Beiiügung der Seitenzahlen derselben: 

Gesets ttber die BehSrden 4er Kirche des griechiteben Bitns ▼om 80.. Sep- 
tember 1862 • • • ^ 

Geteti aber das Terfiditeii beim Baae neaer Kirebeo, Tom 17. Jairi 1808 • 4e 
AMw fitr nrobMurMbt. XLIX. 24 
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{370 Sammlung der scrbifche» kirchenpolUißcken 0€;9ßi9fi,. 

Befqbl. über den eigenmächtigen Dieustanatntt der weiblieh«ii- Dienatlwtw; 

vom 26. Jnni 1842. Nr. 9ö5 . . . . . 52 

Uebar das Verbauen von Friedhöfen, vom 11. October 1843. Nr. Ih50 . . &3 
lieber die Versicherung und zinalicbe Anlage kijDcblickier j^Ayid^li^ii. irom 

0. Mai 18 lt3. Nr. 5r,0 . *. . . r,4 

Ueber Erbschaftsurkundeu , betreffend klösterliche and iMrcheugCiUr , vom 

' 2»5 November 1849. Nr. 1999 50 

Ueber das Toilteugeleite, vom 28. Januar 1853. Nr. 47 . 58 

j JJeber die Administration der Erzbischöfe und der Consistorieu in Gemäss> 

heit des Geseties über die kirchlichen Behörden, vom 0. März 1863. 

Nr. . 59 

lieber die VollziehuD<,' des Gesetzes, betreffend die kirchlichen Behörden, 

vom 6. März 18C;>. Nr. 673 60 

Ueber die Verpachtung der Kloster- und Kirchengüter, vom 22. März 1863. 

Nr. 871 . 64 

Ueber, Erwerb, und Yerkauf ia UAeterlieheii Wirthschafisangelegeukette»». 

Tom 22. Min 1868. Nr. 872 66 

Regeln der Eircbengemeiade der angsbarger Confeesion, vom 26. Jnni 1863. 

Nr. 1601 • . • «7 

TTeber. di^ EinTernabnie von Klägern nnd Zeugen ans anderen Orten und 

' fiedrken, Tom 16. October 1863. Nr. 8192 70 

Ueber das Torladen von Zengen za den Comiatorien, vom 1. NoTcoiber. 

1868. Nr. 2460 71 

Nfibere BeBtimmnngen fiber die Venraltnng- nnd Oidnnng der Eircbe der 

augsburger Confession, vom 15. November 1863. Nr. 3615 ... 72 
Ueber die Berichte, welche die Consistorien über ibre Gcschäftsgebahrung 

am Scblosse des Jahres unterbreiten sollen, vom 3. De«. 1863. Nc879Ö 73 
Ueber die ohne Torberige Zustimmung erfolgten Ausgaben zu Korcbenrund 

Klosterreparaturcn, vom 3. December 1863. Nr. 3791 77 

Ueber die Art, wie die geistlichen Gerichte solchen Geistlichen Recht flpreohen 

sollen, welche auch den bürgerlichen Gerichten verfallen sind, Tom 

30. December 18G:i Nr. 8593 , 78 

U^ber die Führung der Rechnungsbücher, vom 31. December 1863. Nr. 4ö08 79 
Ueber die Commissionen zur Untersuchung kirchlicher und klösterlicher 

Bauten, vom 11. Januar 1864. Nr. 3927 81 

Darüber, dass die Geistlichen den Kassieren bei der Führung der kirch- 
lichen Rechnuugsbücher behiliiich sein sollen, vom 17. März 1864. 

Nr. 679 .... 81 

Ueber das Aufstellen von provisorischen Kassieren über Kloster- und Kir- 
chengüter, vom 5. Mai 1861. Nr. 279 '. . .82 

Ueber die Beurlaubungen von Geistlichen und Mönchen, vom 12 Mai 1804. 

Nr. 294 '83 

Ueber das Begraben der Geistlichen, vom 5. August 1864. Nr. 2348 • . 84 
Ueber das Begraben der Göstlichen bei der Kirche, von & Augnst 1864 

Nr. 2878 (siehe oben) . 84 

Erklftmng der Frage über die Ehestreitigkeiten (dem Biscbofe von Sebabati) 

vom 7. September 1864. Nr. 2598 84 

Ueber die amtUcbe Aufnahme und Besdireibung der lOost^- und Kiidien- 

Gftter» vom 28. October 1864. Nr. 8892 . 85 
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SkmMlttti^ der B^htBehm klrehenpölUUieh^ ü'eiiize, 371 

UelMir die BeurlaiÜHiBg der OeisiüdiiBii «nd Uttiielie, vom 2. Decenito 1864; 

Nr. 8897. . . . . . .. .96 

üeber EImh toh Jünglingeii ünd Videlien unter 17' Jahren «über äie vierte 
• Ebd. imd über die She derer, welehen die Terehelichapg verboten ' 
ist, vom 10. I>e6ember 1804. Nr. 377 . . . '. . . i . . . 88 
üeb«r- Elnbtiiigiing dee Gesebiftnntsweise« der Coneistori^ri demlBnbieehofe 

und dem Bischöfe, vom IS. Becember 1864. NV. 8917 ..... 89 
üeber die Vertretang der KlSeter und Kirchen vor den bttigerlichen Ge- 
richten, vom 12. Jannar 1865. Nr. 171 .89 

Ueber Kechts-Vertretuug der Kloster in bflrgerltchen Streitigkeiten, Vom *, 

18. Januar 1865. Nr. 114 .91 

Ueber die Diälen der Beamten, wekhe in Kirchen- und Klosterangelegen- 
heiten ausgeschickt werden, vom 8. Februar 1865. Nr. 291 .. . 92 
Ueber die Zasamnienstellang und Führnng der Eirchenrechnungen, vom 

15. Februar 1865. Nr. 3764 92 

Ueber die Ausforschung von Missbräachen mit KirchengUtem, vom 19. Fe- 
bruar 1865. Nr. 447 " 94 

' Ueber die Führung der Kirch enrechnungen in Steaerangelegenheiten , vom ' 

11. Mai 1865. Nr. 1157 95 

Ueber die Beurlaubung der Consistorialbeamtcn über 10 Tage, vom 4. Juni 

1865. Nr. 1386 95 

Ueber den Ort, wo die verurtheilten Priester ihre Strafe abbüssen sollen, 

vom 15. September 1865. Nr. 1567 96 

Ueber die Bestimmung der Geistlichen zur Pfarradministration , vom 29. 

September 1865. Nr. 3285 97 

Ueber das Verbot der vierten Ehe, vom 25. October 1865. Nr. 3525 . . 98 
Ueber das Klrdiendnkommen ans Taxen nnd Collecten , vom 25. October 

1865. Nr. 8005 98 

Ueber die UOsterliehe RechnongsfBhrang wo nnr ein einxiger MSneh vor^ 

banden ist, vom 28. Oetober 1865. Nr. 8604 . 99 

Ueber die nenerKehe Yerebelidrang gesehiedener Ehegatten, vom 27. Oe- 
tober 1865. Nr. 8605 99 

Ueber Rodungen in Uteterlichen Wfildem, vom 21. Febr. 1866. Nr. 497 . 100 
Ueber die Fflbmng der kirehlicben Recbnnngen bei dem Fondscnrse, vom 

1. Febmar 1866. Nr. 807 100 

Ueber die Erledigangen von Geldfragen bei den Ortskirehen, vom 8. Mai 

1866. Nr. 1027 101 

Ueber die Versichemng der Kirchen- nnd Kl()stern:el(ler , welche anf Par- 

lohen gegeben werden, vom 27. Mai 1866. Nr. 1128 102 

Ueber des Verlast der geistlichen Würde in Folge von Urtheilen bOrger- 

Kcher Gerichte, vom 11. Blärz 1867. Nr. 479 104 

Darüber, dass ein Kir'^henbau ohne erzbischöiiichen Segen nicht beginnen 

könne, vom 11. November 1867. Nr. 3321 105 

üeber den Vorgang bei Kirchen- und Kiosterreparataren, vom 4. April 1867 

Nr. 673 105 

Ueber die Diäten der Ingenieure, wenn sie behufs der kirchlichen und 

klosterlichen Bauten reisen, vom 19. September 1868. Nr. 3430 . . 106 
üeber Sendungen der Kirchen- und Klostergelder an die Fondsrerwaltung, 

vom 20. September 1868. Nr. 2292 . . : 107 
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üebetc^&.Biiliiiiifttng' luniljährigeE Bafhowkgaaasiteise fen die Fojidsvet^r • m> 
i . waltung fteitena jener Kirchen und Klo5rt6r, Steden.. dietelbfelOeUer 

: »chuldet, Tom 15. Oct»b€r..l8ß2. Nr. . . , . . ..l , lOß 

ü^bor die Keclmuiig**Jeficite, TOm November 1868. Nr. 457Ö . . . IU8 
^lAier die Bdohnaog der Diacnnen« welche beim Consisturiuni eia Annt 

b«klei4on. aus der Kmrhcukasao vom IS. Dccember 1867. Nr. 559G .ii^ 
/U«ber de Strafen der Geistlicbea. welelM lÜQSleciurxe^t erdoldeftt .ivom 

22. December 1809. Nr. 6065 109 

Ueber lio Wahl und die Behandlang der Kirchendiener, vom 18. Mai 

1870. Nr. 1848 :. ^ 110 

Ueber den \ erkaut' der iÜJ9j$t(|rfiraider. durch Uzitatiou,,.TOiU.v (>. August 

IH'^o. Nr. 3303 ..." ... /^ . .. .111 

Durübor, dass der einem Iviiule bei der Taufe gegebene Name nicht ge- " 

ändert wordo; vom 23. Januar 1871. Nr. 197 . . . . . . . . III 

Ueber die Pläne zu Gemeindekirchen und Schulen, vom 28. Juli 1871. 

' V Nr. 3283 . . , 

y.^Vficbär^ang dcid ^efphies llber die Versicherupg der kircbÜchev^ und • 

klösteriichen Kapitaliou, welche als Darlehen gegeben siiidr a^om 

1. Mfin 1872. Nr. 926 V'. '. . IIS 

Ueber die Betobtnxig- der AeiMiceeten der Iiicfe«leiii«V Hm *^ Nmmber 
. :» ..: -1878. Nr. 5597 . . . *. • i . . . • l n . 114 

•üeber. WieMbeidaiigeik M den .Ki^oliken, .. * . . r • «.• ..11^ 

Darüber, dass Mindeijihri§fe ebne yormnndschaltliche 3ewilUgong nicht, 

heirathen dOltfen, Tom 16. IC&rs 1^4. 23r. 1640 . . . . . .119 

üeber die Tbeilnng 4at ISumahven nns-GoUefteii^ . Wei^qrffr Befehl tori 

26. Man 1874. Nr. 1^9 120 

üeber die, Zuweisung der Belohnung eines Klcttervorstandes einem Geist- 
' liehen , ' welcher, die Administration besorgt. Entscheidung der 

torchenveraammlung vom 20. November 1864. Nr. 6768 .... 120 
l^ls^eidang darüber, dass der Kirche das I<eichentach safaUen solle, 

Yom 20. November 1874. Nr. 6762. , 121 

Die Consistorien richten die Geistlichen wegen Nichteinhaltung der ritnel* 

len Pflichten. Erläuterung vom 2. Januar 1875. Nr. 7722 . . ' . 121 
Bneuernng des Befehles, dass die Geistlichen bei der Zusammenstellung 

der Rechnungen behilflich sein sollen, vom 21. Jan 1875. Nr. 298 121 
^rn^uerung des Befehles, es mögen die Consistorien den Kirchen und 

Klöstern Vertreter bestellen, vom 18. Mai 1876. Nr. 2332 ... 122 
Üeber die Verantwortung wegen mangelhafter Versicherung der Darlehen 

und Miethe, vom 18. November 1876. Nr. 3604 ' . . 12S 

üeber die Führung der Kirchenbücher für die Serben des rönnsch-katho- 

lischea Ritus, vom 7. December 1876. Nr. 3873 124 

Ifi Processen zwischen Mann und Weib findet keine Advocateuvertretung , 

statt, ausser bei Minderjährigen, vom 11. April 1878. Nr. 958 . . 125 
Verandemng der Formulare zur Einbringung der Berichte'ttber die Amte- 

gebahrung der Consistorien, vom 81. Mai 1878. Nr. 1647 ... 126 
YetoirdBimg tber die' Belohnung der GMiskliehen fftr den Kirdhendienlt, 

v«m'29.M&n 1868 ; • . 129 

Qeseti; &ber. die Yermagensverwendung eines verstorbenen Wlndyhen, van 

10. Mai 1847 , , 137 
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G6setomMMia.iMij|[f »Iliber tidfo ninentgeltUfel» ^JMi^^ 'tei43MiUieliäii? 

r46ta'2l: Jwbu ]f!S^ . . - ^ . . i/i imv! /c^f'v^ v . 189 
IS^^ber die Belohnungen der Siitehea« 1u4 Klo0tohre]<toet^,<<WRn.1^ 

1880. Nr. 2871 . . . . ; «"u .v'v-'l .J'-v "l 141 

Uebcr die Pläne zu Dorfkircben , . , . . , , ; . ' j 'l i' 
Btfehl des enbischöflioheBConsistoriinn (tber Piathen iird fiberBmilffiLhrer, 

IV. Von den vprsteheujjeij. B^sto 

wir uun zunächst mit: i , 



f.ii 



1. Das serbische Gesetz vom 30. September 1862, 
[{>a|^. IJ betr, die Behörden Kirche d^s priechischer^ Bitus. 
i : . Wir Michad M, Obr^iv^ UL y^n iGrottes (G^iu^dc^^, upd des 
Volkes Willen Fürst von Serbien than knnd und zu wissen allen und 

jedem, dass der Staatsratli beschlossen und wir bestätigt haben' und 
bestfitigon: das Gesetz über die kirchlicJien Behörden der ortho- 

j w 1 . '. I • ' ■ M.-'-.-: { .t.i;! i'. ' ,■ ^ 

doxen Kvrcm, ., . 

. J/ Bie Xh^mkeMon der -Xwrc&IteAim B^iMenL' . f « > 

§. 1. Im Fürstonthum Serbien bestehen folgende kirchliche 
Behörden: 1) Diöoesancoiisistorien , 2) Appellationsconsistorien, und 
3) die bischöfliche Versurnmlung; uud . die, ^iscböfe. • 

- DU Oilleeftancoiiyfifufrteii; 'i " ^ ' 

Trincipiclle Bestimmungen. ' ' ' 
§. 2. Da3 Piöcosanconsistorium ist eine Khx^henbehörde, welche 
dem Bischole sagesellt ist bii dem Zwecks« tttn liinerhaU) de» Gränzeii 
des QesetKes jene Atigelegenbeited tä verwalten, Wekhe die dTthe!- 
doze Kirche betreffen tind Entscheidungen zii tr^ffisn AW'G^geDr 
stftode, welche in den Coinpeteiizkreis desselben lallen. 

§. 3. Die üiöcesanconsistorien können uiclits neues iu ihrer 
Diöcese einführen, sondern haben im Bedarfsfälle Anträge ihrem 
Bischöfe zu stellen, [pag. 2] welcher die Angelegenheit rechtzeitig dem 
Metropoliten vorleget soll, damit, sie dieser (Ar ;dl4 nächste bischöf- 
liche Versammlnng in Berathschaft halten kSnne. EtiienBo dürfen 
sie sich nicht an die Staatsregierung wegen irgend eines neuen Ge- 
setzes oder einer Verordnung wenden, sondern sie können blos mit 
dem Ministerium für Cultus und kirchliche Angelegenheiten in Ver- 
bindung treten, betreffs der Ausführung von. bestijmmten 6ese1»fea 
nnd VerordnuDgeii« , ' 

§. 4 ifedcs DiOcesaocoasistorina hat sein Siegel ond ivmx vdii 
gleicher Grösse wie das Tnsiegel der Bezirksgerichte. Anf dem' Siegel 
befindet sich in der Mitte das Wappen von Serbien und ringsherum 
die Aufschrift: »Das Gonsistorium der Diöcese M.« ' " ^ 



§. 5. Die Chrbndsfttee nadi' denen die DlOoesanetmsisftdKen ttt^ 
nerbalb ihrer Competenzsphäre vorzn^ben baben, eindt'l) das, in 

der heiligen Scbrift enthaltene Gesetz Gottes , 2) die Canones oder 
Regeln der heiligen Apostel, der allgemeinen und particulären Cod- 
cilien und der heiligen Kirchenväter, 3) die Gesetze und Yerflägangen 
d^ Dtöcesanconcilien , 4) Staatsgesetze und Verordtiangeo, 'InsGireit 
sie die orthodoxe Kirche und Religion und die orthodoxe Himrebie 
bietreffeii. 

Die OrgannsaHm der Diöeesancanshhrieiii. 

g. 6. Jedes Diöcesanconsistorium besteht aas einem Vorsitzen- 
den und vier Mitgliedern und zwar iswei wirklichen uud zwei Ehren* 
mitgliedern; das Dideesanconeistoriam der Metropoliten besteht ans 
6 Mitgliedern, drei wirkliehen und 8 Ehrenmitgliedern. 

§. 7. Der Vorsitzende der Diöcesanconsistorien gehört dem 
Stande der weltlichen Geistliclikeit an und zwar soll er Bischof sein. 
Einer von den Mitgliedern kann Mönch, alle andern sollen Welt- 
geistliche sein. Jedoch nimmt das dem Mönchsorden angehörige 
Mitglied nicht Theil an der üntersnchnng und Entscheidung Aber 
Bbestreitigkeiten. 

[p. 3] §. 8. Sowohl die Vorsitzenden als auch die Mitglieder der 
Diöcesanconsistorien wählt der Diöcesanbischof und schlägt sie dem 
Minister für Cultus und Kirchenangelegenheiten vor uud dieser hat 
sie dem Fürsten behufs ihrer Ernennung vorzulegen. 

§. 9. Der Vorsitzende und die Mitglieder der Diöcesanconsisto- 
rien werden aas der, den betreifenden Bischöfen unterstehenden DiO- 
cese gewählt. 

§. 10. Zu Vorsitzenden und Mitgliedern der Diöcesanconsisto- 
rien sollen Geistliche gewählt werden, welche die theologischen Stu- 
dien absolvirt haben, musterhaft sich aufführen und das 30. Iiebens- 
jahr vollendet haben. 

9. 11. Zu K^nzleiarbeiten hat jedes DiOcesanconsistorinm einen 
Secretftr und das sonst nOthige Personale. 

§. 12. Das Kanzleipersonal noit Ausnahme der Praktikanten 
wählt und schlägt zum Behufe der fürstlichen Ernennung der Diöcesan- 
bischof dem Ministerium für Cultus und kirchliche Angelegenheiten 
Tor. Die Praktikanten stellt der Bischof selbst an. 

§. 13. Die Vorsitzenden und Mitglieder des Didoesanconsisto* 
riums legen vor Antritt ihres Amtes den Diensteid als Staatsrichter 
in die Hände des Bischofs ab; der Secretär und das übrige Personal 
werden als Administrativbeamte vom Vorsitzenden beeidet. Diese 



Eide ,W;Qrd9n JkUmaterwnp^' fuj; Guil(i)SM]Biidt)ur«)dic)M Afig^egen- 
halten .^i^feseudet. ,!.,/ .-,.1... ,„ *« ,.m,{| •tr.-M'-.jr 

§. 14. Die Vorsitrond^, Mitgliedev, idia. 8eeret|lrje pr«d; das 
sonstige Personal empfangen als Staatsbeamte einen G^alt aus dej* 
Staatskasse, [p. 4] geniessen alle Rechte von Beamten, mit der Aus- 
i)$iha^6,.daas dasdeiaM$n<^9klerus entnommeae Mitglied des QfyMS!^^ 
riaiQS. keine Beitrage sin den Wittwenrfond ko 'eajti;ichten hat. 

§. 15. Die Ehrenmitglieder der Diiksesanconsistorien h^zi^hiu^ 
keinen Gehalt ans der Staatskasse. 

§. 16. Die Staatsgesetze über die bürgerlichen Beamten gel- 
ten auch für alle Angestellten der Diöcesanconsistorien. Ueberdies 
gilt , für die Vorsitzenden und Mitglieder alles, was betrßfls (f^^Tpit 
sitzenden und Mitglieder der Civilgerichte bestimmt ist. ? 

§. 17. Uebrigens fuhrt über alle Angestellten ^ex ;I)iöcmn-. 
epnsistorien seitens des Staates das Ministerinm Qr C^ltas nnd kirch- 
liehe Angelegenheiten die Oberaufsicht, empfängt alle Klagen gegen 
sie and pflegt über dieselben nach dem vorstehenden Gesetze Amtes. 

§. 18. Wenn die angestellten Diöcesanconsistorien gegen ihre 
Amtspflicht sich vergehen, so dass eine Untersuchung gegen sie ein* 
geleitet werden sollte, bat über sie das Civilgericht atonrtheil^ 
ge'mftss der fär die Beamten in dieser Beziebang vorgeschijebenen 
Gesetze. 

§. 19. Die Vorsitzenden und Mitglieder der Diöcesanconsisto- 
rien und ebenso die Secretäre und übrigen Beamten geistlichen Standes 
verlieren ihr Amt im Consistorium, wenn sie als Geistliche von den 
Kirehenbebörden zar Entsetzung ven ihren Amtsfunctionei^ auf .di^ 
Dauer von wenigstens 6 Monaten oder zum Verlust ihres geisUicben 
Amtes vernrtheilt worden sind. 

[p. 5] Die ArbeUsaeit der Diöcesanconsistorim, 

§. 20. Die Arbeitstage in den Diöcesabconsistorien, sowie auch 
die Zeit des Beginnes und der Dauer der Eanzleistunden ist dieselbe 

wie sie durch die Allerhöchste Verordnung sonst bestimmt erscheint. 

§. 21. Die Sitzungen des Diöcesanconsistoriura werden wenig- 
stens zweimal wdcbentlicb abgebalten. Die Sitzungstage bestimmt 
der Vorsitzende. 

9. 22. Die Vorsitzenden, die Mitglieder lind übrigen Beamten . 
geistlichen Standes branchen an Arbeitstagen nicht in^s Oonsistorinm 

zu kommen, wenn sie der Bischof zur Abhaltung des Gottesdienstes 
Oller einer geistlichen Function bestimmt; sie sollen auch über Be- 
stimmung des Bischofes den Gottesdienst in der Eparcbialbotkapelle 
an Sonn- und Feiertagen abhalten. 
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trag derselben der Diöcesanbischof im Bedütfnissfalle einen Urlaub 
bis zu 10 Tagen gewähren. Sollte Jemand einen längeren Urlaub 
ansuchen wollen, so hat er sich um denselben im WegB des €on- 
siitiorimä^ii^ii MiiiUf^bni fBr'CttltÜ9 mid kii^'>dhgc%ti|hiflteii 

Die Sitzungen wid die , Geschäftsordnung der Diöcesanconsistorien, 
§. 24. In den Sitzungen der Didcesanconsistorien mfissetTwemg- 

sitzende oder dM Iba vertraleiide' Mitglied« setn^ > \ (v 

§. 25. Die Ehrenmitglieder haben an den Sitzungen ijur im 
Falle des Mangels anderer Mitglieder über Weisung des Diöcesaii- 
()i3c|ipfesi [p. 6] Xheil /.u nehme«. Desshalb soll der Vorsitzende des 
Didcesanconsistoriuras über einen, solphe^ ^(^f(ngels^n..]^t^]i€{fjieri^^^ein 
9)861^. mäQ41ioh ^ittbeiinng .nMU)h<3n.., , / . * 

g. 26, Die för die Civilgerichte getroffenen Bpetiminun^^en ü^r 
Ye^hinderung wegen Verwandtschaft oder anderen gesetzlichen Graiideo 
hei gewissen Angelegenheiten zu iuteiveuiren, ^gelten apch für. die 
ßonsistorialrichter. 

27. Ebenso dürfen weder der Vorsitzende noch aach die 
Mitglieder dee .pi0ce8aiifon.sistoriam^ an yerhandlnng^n desselben 
Th^U nebmeni^ wenn sie .|9|m zeitlic^hen pder imnierwährenden Ver- 
Ipet ihres geistlichen Amtes vernrtheilt sind, in so lange diese' Strafe 
dauert. Für die gleiche Zeit verlieren sie auch ihr Gehalt. 

§. 28. Die Entscheidungen werden mit Stinimenniehrheit ge- 
trogen, bei gileicl^en Stiip^e^ gibt die. Stimme des Vqrsitzeadep dea 
■ Anflisclilag.- . ... 

^ 29.. D^r. Vorsitsende nnd die Mitglieder deir Diöcemiooii- 
sistorien sind vollständig unabhängig in ihrer Abstimhinng, bei Ent- 
scheidungen und ürtheilen und richten sich in dieser Beziehung nur 
nach ihrem Gewissen und den Grundsätzen, wie sie im §. 5. dieses 
Gesetzes ansgesprochen sii\d. Wenn Jemand von ihnen mit .d^m 
Votum der anderen Hiohter. nicht übereinstimmt, kann er ein -sepfi- 
t99 Vojtttoi abgeben<i welches im Protocoll angemerkt werden m^fs. 

9. 30^ Die Gegenstände werden in Sitzungen nach der Ordnung, 
wie sie angelangt sind, entschieden, mit Ausnahma solcher Fälle, 
Reiche dringend sind und welche der Vorsitzende selbst entscheidet. 

§. 31. Der Vorsitzende und die Mitglieder müssen beim Le§en 
der Akten auf alle Umstände und Beweise achten , um die Ange- 
legenheit gut anfsnüMsen und ihr Votum gewissenhaft ujid dem Öe* 
setie gemäss abzugeben. 
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. ITA iölii73:§.;i3äMi i)|W>.Fr^>twtt**V f^cb^fn^^A^Jpi^l^^ei^angSJtt und 

älter Mitglieder, yi^d^ }i^:<^r lSßfßi:heii\^^ 

die Secretäre." ' , f u , ^ . 

• :§. 38. Die nach protocoU arischen ^ut^oheidungeq. ausgearbeir 
ieten Aufsätze werden erst dann abgeschrieben und untersii^j^^^ 
und. vom Diöcesauconsistorium .herausgegeben,, wenn sie vorher in der 
Sitzung uberieseu und gebilligt worden sind. 

§. 34. Die Vorsitzenden der Diöcesanconsistorieh pVasidiren in 
d4'n Sitzungen , äcliiieii auf die Ordniiiig "i)nd leiten die' säinHmtliclheb 
Ä'ngele^eohätejii ia denselben. eikpf^Ag^i/ unfd dftiih d)4 Sanrifl^ii, 
'wMV denf Cön^näm 

kunft derselben auf ihnen ersichtlich zu machen. Sie samnielfn die 
Stimtuen bei Entscheidungen vom jüngsten Mitgliede angefangen und 
publiziren den Hpschluss. Sie verfassen die Conduitenlisten der Con- 
sistorialbeamten und übergeben dieselben ^.u Ende Wes' jedeH Jahres 
d^m Diöcesanbischofe, welcher sie mit seinen Anmek^Un^tf 
ni^terium für Cultus tn^d kirchlicbe Angelegenhelteiä ieitöVi ISfie Vor- 
sitzenden Qnter8chr6li)eil al)e Akten, welche aus ' deHin' DÜfcesitftc«)^- 
sisfornim herausgegeben werden. In allen diesen Verpflichtungen 
werden die Vorsitzenden im Verhinderungsfalle von den ältesten Mit- 
gliedern vertreten. ' 

§. 35, Die Mitglieder der DiOeesanconsistorien haben alle Ver- 
zeichnisse der weltlichen and Kloster-G^lstHcbkeit nfläi idifr/B^ytffa^^ 
mung des Vorsitzenden znsammenznstellen , fbmer die Vei^klräl^e 
der Pfarreien, des Kirchonvermögens , des Klostervermögens, Ver- 
zeichnisse aller Kirchen- und Klostersachcn zu verfertigen ; sie führen 
die. Tauf-, die Heiraths- und die Todten-Matriken, die Veneichnisse 
der Kleriker, sie haben die Bechnnng^n Uber Einnahhieh und Auis- 
gaben der DiOce;saäconsistbirieu %u führen und 'sie ztmi 'Zwtött^ 'ätor 
Vorlegung an's flatiptcontrolsamt aufeu1)eiirabren. [p. S]'13ie^^41^iin iiie 
Rechnung über die Einnahmen und Ausgaben der Kirchen, der El'Öirfer 
und Kapellen durchzusehen und sie ebenfalls zum Zwecke der Vor- 
lage an das Hauptcontrolsamt aufzubewahren und schliesslich haben 
sie eine Üebersicht über die Arbeiten des DiOcesanconsistorium^ ittm 
Zwecke der Unterbr^itung derselben dem MinisC^riuno fStt Cidtas and 
kirchliche Angejegenlieiteo zusammen zu stellen. ' '^- ^ *^' 

§. 3i$. Die Secretftre der Diöcesanconsistorien haben die schrift- 



Ikim- AitMiimi.im Coosistorium äiazQarbeiten oder ihre^AamkMBitang 
stt ymldwea? . Sie lasea die Aktoa in* 4ea Sitsmigeat liaibes idlt 
OegesetAtide 4er Bimerion* m beleuchtto« die Besehltoe* »'s Bim- 

tocoll aufzunehmen, sie stellen ferner die Ausarbeitungen gemäs« den 
Beschlüssen zusammen und unterschreiben mit dem Vorsitzenden alle 
Aktenstücke, welche vom Diöcesanconsistorium ausgehen, üeberdies 
lißhm die SeoretAre .alle sohciftlichea Arbeiten des DiCcesanbischofs 
zu besorgen« ht allen dSeeen fUka werden im . Verhinibningsfatti 
die Seeretftce: veo de& älteeien Ooneietorialbeftmtea vertratea. 

.§. 87. Die übrigen Beamten des DiOcesanconshtoriinne haben 
alle Arbeiten zu liefern, welche ihnen die Seeretäre auftragen werden. 

Die Competenz der Diöcesancomistorien in Beaug auf die Verwaltung, 

.§. 88» Attsaer der Verj^iobfcang dee Biechofee in Betteff der 
Wabmng des orthodoxen (Hanbens baben die DtOoesaaeonrnBlorien 
Folgendes zn besorgen: 

1) Dass die orthodoxe Geistlichkeit und die Gläubigen die 
Wahrheiten der orthodoxen Religion und Kirche wahren. 

2) Dass die Geistlichkeit dem Volke die Lehre der orthodoxea 
Beligion in der Eirehe predige nnd %xl jeder Geiagenbeit dasselbe in 
der BeiSgien- nnlerweiee nnd zur Frömmigkeit und i^nten Sitten fühn. 

3) Dasselbe soll- naeb Anweisnbg der Diöcesanbisehöfe die oi^ 
thodoxe Priesterschaft unterweisen, [p. 53] wie sie durch guten Rath 
das Volk von Aberglauben , von abergläubigen Gebräuchen , welche 
in dem Volke des betreffenden Bezirks bestehen oder sich zeigen^ 
abwenden, sollen. Und ebenso haben sie im Falle, dass sich ein Aber- 
glanbe in einem Bezirke bis znm Aergemiss steigern würde, oder 
wenn bei der Priesteisehaft selbst Etgennntz sieh zeigen sollte, ge- 
eignete Vorschläge zu erstatten ; und die Priesterschatt hat nach der 
Unterweisung des Diöcesanconsistoriums, in dem Falle als die Rath- 
schläge und die Unterweisungen sich nicht als hinlänglich wirksam 
zur Hintanhaltnng des Aberglaubens erweisen sollten, die Polizei*» 
Organe razurufen, damit diese interveoireo. 

§. 89< In Besng auf den Gottesdienst haben sich die Didcesan- 
consistorien neben den Bischöfen um Folgendes zu bekümmern: 

1) Dass der Gottesdienst in den Klöstern und allen Kirchen 
nach kirchlichea Satzungen und in den vorgescbriebenea Zeiten ab- 
gebalten werde. 

2) Dass der Jüenis die Gebete in den Kirchen, ortbod. Häusern 
und anderen Orten mit Andacht, deutlich und ohne eigenmächtige 
Aenderuug verrichte. 




OrganiiMon ^dw gr.^'O^'KlrchetMMrdeh 'in' 'Serbien, 379- 

' S'> 'W8iUi eä' sieh eMi^iisn «ollte;<^to88'jmimd •dcn CNiltM 
in der Kirche oder anf flnivem anderen Orte yerbindert ,'' litten' 'difr 
DfOcesanconsistorien ^ wenn der Verbrecher nicht dem Priesterstande 

angehört, dies der Polizeibehörde anzuzeigen ; gehört er jedoch dem 
Klerus an, selbst die Sache zu uatersuchea und den Verbrecher 
ztiiatrafen. / 
§.40. Was die Oidnnng der kirohUchen Gäter betrifft^ httbor 
die DiOoesaneonsistonen neben dem Bisdiofe Sorge tragen: '■ 

1) Dafür, dass di4 Kfrehen und fCIOster, seurte '«iieh'allb Sachen, 
welche zum Uottesdieust notliwendig sind, in der Ordnung und Rein- 
lichkeit gehalten werden, welche ihrer heiligen Bestimmung ent* 
spricht. 

2) Dafdr, dass alle Kirchen iind Kloster die znm Gottesdienst 
noihwendigen 'Bächer, Paramente, Bilder» Kreuze, Myrrhe, Befiqaien 
und alles flbrige, wbs von Nöthen, besitzen. • " 

[p. 10] 3) Dass jede Kirche, jedes Kloster und jede Kapelle ein 
Verzoichniss der zum Gottesdienst nothwendigen Sachen habe, wovon 
eine Abschrift beim Consistoriura verwahrt werden soll. Die kirch- 
lichen und Kapellen-Utensilien hat jedes dritte Jahr der Bezirks* 
Brzpriester zn visitiren und znm Zweeke der Visitation der Klonter- 
Utensilien haben jedes' dritte Jahr die Didcesaneensistorien den* Be- 
zirks-Erzpriester oder einen anderen Geistlichen zu delegiren, dass 
er dies mit einem der urnliegenden Kloster-Vorsteher vollführe. Die 
Personen, welche nach dem Verzeichnisse diese Utensilien unter- 
siiohen, haben nach Bedarf die Vervollständigung und Beinignng 
denrselben anzuordnen und dem Gonsistorinm hierüber Bericht zu 
erstatten. 

4) Die Di(k!e9anconsi8torien haben daför zu sorgen, dass nicht 
nur die kirchlichen Utensilien, sondern auch die Glockenthürme, die 
kirchlichen Höfe und Gebäude und ebenso auch die Gräber und 
Kapellen in Reinlichkeit gehalten und die Grabmonumente nicht be- 
sohftdigt werden. . • i 

§. 41. Was den Bau und die Reparatur der EUlster und 
Kirchen betrifft,' haben die DiOeesanconsistoriea ffir Folgendes zu 
sorgen: 

1) Dass auf den nothwendigen und geeigneten Orten Kirchen 
errichtet werden, wenn die orthodoxen Gläubigen dies beaöihigen, 
oder wenn ein Theil derselben allzu weit von anderen Kirchen 
wohnt, wenn die Wege zu denselben unzugftQi^ich sind, oder in dem 
Falle, wenn die bestehende Kirehe zu klein ist, so dass niefat alle, 
welche dem Gottesdienste beiwohnen wollen, in derselben Baum 



Digitized by Google 



gestfint ist. .!»>ii'. vn^'iiu\r^i'y'ytit 

WIM MÄem FjtHe, alr ein oder m^hterß DfWer 'sieh«' *v«i? Jdeli öbri- 
-geif? Dörfern, mit denen sie zusainmen eine Kirche liatten, jibsondem 
«nd für srch selbst eine Kirche bauen wollen, soll immer untersucht 
werden, ob diejenio^en, welche- isich absondern , im Stande sind, '<Un 
6iii8ttlefceiiv ^nd 'ciie Kirdhe- zU' erhallen . ubÜ • ebensov'^ ob >4»ei ij«tter 
Kirche, TOti welcher sie sich absondenv, «söiviel'iSeel^'iMisteilMS^ 
lArw llhftMfirtVd«« deif^ielie« nMhi^ öiiid. [p. 11} Üfnii'^beKso soll 
nach Mö'^lichkeit auch darauf geaclitet' werden, dass die bewilligten 
neuen Kirchen in architektonischer Beziehung in byzantinischem St3'le 
errichtet werdou uod dass die Malerei in denselben nach dem Geiste 
der'«dentallBcflmi eirtbodeten Kirehe ausgeführt «^erde. Die Artete 
Vofj|fahge»'beitti' ifoae «ttter neueo Kirahe iriird idttreli einebesimpdm 
^etoAiiimg) T<n*gesehHebeo. ' . .< .. .: - -.'i .i-, 

' 2) Die Diöcesanconsistorien haben Sorge zu tragen für die Er- 
richtung von Kapellen, wo wegen der Entfernung der Dörfer von der 
Kirche der Zutritt zu derselben erschwert ist, -oder wo eine Kirche 
ihtier BauföUigkeit wegen gesperrt werden rnnss/insolange, als <iie 
ielztovt'tii^'feiiovirt' werden- kann, und <ebenad haben sie-ilie:Bii* 
rkhtmkJi: m^fiapcUen «af friedhOfem sn veranHisseR, damit die Lenle 
in denselben über Naobt sfdi aufhalten kOnnenr • j > ■ 

3) Sie haben dafür Sorge zu tragen, dass die nothwendigen Re- 
paraturen in den Kirchen und Klöstern, als da sind die Reparatur 
des Ikonosta9<, die Reparatnr des Dachstuhles , Ausbesserungen der 
iürahenthüren *ttnd Fenster,« auch der Manen, se es 'VH)hiiOtkea 
— istf TorgeiicBiiilien und ausgefQhrt werden; in mann solcben FaUe 
haben sie* iannef ' dtfrauf Bn achten, daas bei alterthömlicheR HIreheB 
und Klöstern, denen eine historische Bedeutung zukommt, nach Mög- 
lichkeit das frühere Aussehen gewahrt werde. 
• ' ' 4) In fällen der BaufäUigkeit einer Kirche, wenn der Gottes- 
dienst in demiben. mit Lebensgefahr Terbunden wärer^o dass die 
Kirche gesperrt werden mtteste, haben die Diöcesanconsistoyieu sa 
lies(tininien, wohin 4iis Kirchensachen gebracht onft wo der Gottes- 
dienst abgehalten werden soll. ' ' - 

§. 42. In Bezug auf die Geistlichkeit liegt den Diöcesancon* 
sistorien ob: 

1) Dass die weltliche nnd klösterliche Geistliebkeitrihren Ptii^* 
ten gebrea nadhkomme, Ihrsm Amte und Stande genta nach kirch- 
Stcbsn Regeln und den staatlichen Gesetsen sich betrage; desshalb 
sollen sie für die Besserung der Fehlenden sorgen , die Verbiechet 
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YAranUleilen nach den ;B«g€dniv m^oh^i ito^da8>. GfiOUsl^rMlgwit^ 
vorgeschrieben sind. J^i i,\i(rJc:'>v 

-j r ii: 2) I>ie/Bitolc]n^iS»cpmffli«irM^niliihi0'iS^ am 
SohlumKi «jedieff' Jahres [p. 12} den Dii^anaonaiiU^ri^ki ^lieOondmien*- 
liste der ihnen untergebenen Priestorsehaft wcltliclien Standes ym 
unterbreiten; dasselbe baben aucb die Kloster- Oberen bötreffs der 
ihnen untergebenen Klo3terg6iäMiQhkeij^,.naQhi:<ierMi)ioin:i^W#Bjbqiriuti» 
iNiatiMkn Ajrt aiiaxufyireni. >. ' . :f • , / '.dvfiH 

.3) .Di» Dil^eesaiiteQiwstc^A ;hatoif«ii^ staamlr 
KeHcfa* unter^^ebencm PersoBen weUlichin möd gei3i1iiii4felt;6ja|]^e^»«« 
fahren nnd eine Abschrift dieses Verzeiehinsses, sowie aucb die Conr 
<luitliste hüben sie alljährlich dem Diöcesanbischofe und dieser dem 
iMiuisterium für Gultus und kirchliche Augelegenibc^tea zu unter*^ 
breiten. Ebenso habea die t)iöcesaa(K)08totonen itnn(icir..jdein betreff 
fenden Bischöfe darüber zu berichten, w.mi -Miie ¥emtt*gßiftkt^m, 
St»n4tös ^ifürbt, damit dieser /m deroa iStdle >eino and^r^.Berson be- 
stimmen könne. Sie haben ihm auch an melden , wenn '.eine Person 
geistlichen Standes ihres vorgerückten Alters wegen nicht mehr im 
Stande ist, die geistlichen Functionen auszuüben, damit er nach Her 
Uarf hierüber verfuge. Ausserdem haben die DiöcesanconsMosiaa.m 
Vorzeichnisa aller Pforreien zu führen mit der BazeichniAg 2fikt Mt 
gopfarrten Dörfer, Häuser und ^leii, iind e!lle:Ah0ttlirift4l6ie0•yer^ 
aekhnT8se8 soll jed^s Jaihr dem 'Diöcssoabisehofe tanr Kaantüiss ge- 
bracht werden. • . - 

.u 4) Ebenso haben sie ein Verzeich niss aller Personen zu führen, 
welche. künftigen Jahres za einem geistlichen Amte nominirt werden 
sollen luid von diesem Yonseielmtsse aollen aie m fiiada iedf)| JaMes 
Bw^ ' Absebriften veraastaltea und oine dem bisohöffiobeoi OtanlllbBi^ 
die andece .dem Mmisterium für Gtiltns und* .kivohldiha ^Angelegen«* 
heiten übermitteln. ' • • . « t 

5) Die Consistorien haben bekannt zu geben, welche geistlichen 
Personeu vou den Bischöfen zur Ahnahme der Bekkte bestimmt 
worden sind. 

6) Die firlaubnia? zur Butlernung ans dies Pfimrel >od«r. ;deM 
Kloster auf drei Tage gibt der weltlichen GdistlicbiDeit der Beatrkät 

Brzpriester, der klösterlichen ihr geistlicher Obere. ^ " 

§. 43. In Betreff des Kirchen- und Klostervermögens liegt den 

Diöcesanconsistorien ob : »i ! 

1) Dass das kirchliehe, das Kapellen- und Klostervermögen; 

sowohl beweifltclMs ala unbowegtiches , erliaitaft uad blea m^NiilMa 

dar Kirchen und Klöster veriteBdet ireode.- . • « . • " 
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' [p^l3] 2) Dass jedes Klorter und jede Eirohe, sowie anÄjüi 
SapoBe ein. Yetteichniss alles unbeweglichen «ad bewegfiehea Teit 
laögeiui halle, wovon eia fiiemflar beim Conststorhrai sieh befindea 

soll. Sowohl das kirchliche als auch das Vermögen der Kapellen 
und Klöster soll ia der im §. 40. al. 3. bestimmten Zeit und Weise 
revidirt werden. 

S) Ausserdem sorgt das Consistorium , dass jede Kirche, jedes 
JBÜostor und jede Kapelle Beohanngsbdeher föhre. Die Form der 
IHslsireQ habrä die CondstomD im Etn?eratilndnlss mit* der Hinipt- 
«enirole zu bestimmen. In diesen Bdcbem sollen kirchliche, Kaipel- 
len- und klösterliche Eionahraen und Ausgaben eingetragen werden. 

4) Die Klosterrechnungen sollen die Klostero bereu mit einem 
Mönche führen, wekher von dem Consistorium hiezu bestimmt wird, 
und dieselbeii arilen m bestimmter Zeit dem Oonsistorinm mit den 
.ßdoharn and den Beilagen derselben vorgelegt werden. 

5) nie kieblidien nnd Kapellenrecbmingen sollen unter eigener 
Verantwortlichkeit die bestimmten Kirchenvormönder führen und 
diese sollen die Rechnungen dem kirchlichen Klerus, dem Orts- 
ältesten und der Polizeiobrigkeit vorlegen. Jene Personen , vor 
denen die Bechnangea gelegt werden soUen, haben das Recht, zn 
denselben Anmerkiugea za steilen , nach welchen die Beehnnngen 
wo mOgUob ansgebessert werden sollen, und wenn dies ans was im- 
mer für Gründen nicht erfolgt, können sie nach dem Stande der An- 
gelegenheiten ihre Anmerkungen selbst hinzufügen. Die auf diose 
Weise dnrchgesehenen Keclmungen werden dem Erzpriester über- 
geben, damit sie dieser dem betreffeuden DiöeesaneOnsistorinm nnler- 
bveite (Verordnung vom 17. December 1866, Verordnungsblatt 19, 
Seite 212-^213). Die Gonslstorien sollen dafftr sorgen, dass fflr eine 
jede Kirche und Kapelle je nach der Grösse ihrer Einkünfte jährlich 
zwei oder drei Vormünder gewählt werden. 

Gewählt werden sie von den Gemeindemitgliedern und den 
Aeltesten im Einverständniss mit der Ortsgeistlichkeit, nnd der be- 
tr0ffende Brspriester wird das ßrgebniss dem Gonsistorinm zur Kennt- 
nissnahme mlegen; 

6) Die Kloster- nnd Kirchenreehnungen haben die Diöcesan- 
consistorien zu prüfen und mit ihren Anmerkungen zu bestimmter 
Zeit dem Hauptcontrolsamte zur Durchsicht vorzulegen.- 

[p. 14] 7) Kein unbewegliches Gut der Klöster, Kirchen oder 
KaipeUen dürfen die Kiostervorstftnde oder die Vormünder derselben 
weder verkaufen noch verpfänden oder verschenken^ noch auch nm- 
tansehen. Ebenso dürfen sie keine solchen Güter* kaufen, insolange 
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.Jtiieniber nicht dem Jlinister für Cultus und kirchliche Angelegen- 
heiten yorachlag gemacht uod. voa< diesem nach Anhörung «des be- 

yornyünder Namw. d^ E[l/$ster,> der Kimhai(>oderi'S«piUMi'ir^ild 

welche Schulden contrahiren. ' • - .'T! .."" 

8) Die Anschaffungen für Klöster, Kirchen und Kapellen, in- 
soweit sie sich auf die kirchlichen Paramente und di^i sonstigen zum 
QoUeti|dieii9t' Aotiiweodigeii GtegmUtode beueheii: midi: des Werth 
Yjpa. 700 . Qm^hen • tLbers^^hceii»!! , ^ können im i naobc ChttheiateMg 
der betreffenden Diöcesanconeisterien gethenvw<H'den' und Mlii>dieseib 
Falle haben sich die Klosteroberen, ebenso wie auch die Kirchen- und 
Kapellenvormünder im Wege des Erzpriesters an das Consistorium 
um QewUliguQg zu wenden. Betreffs der Aüschaü'uug nnd des Ver- 
kaufes von Gegenständen, welche die Oekonomien der Klöster, Kirchen 
und Kapellen, betre&n, • wird d^ Minister fdr Cidtus und 'kirchliche 
Angelegenheiten im Binrerstftndnies nrit den Oonsteiorien ^Beet^- 
mungen erlassen, nach denen die Vorstände und Vormünder sich-^n 
lichten haben werden. 

.9) Die Geldkapitalen der Klöster, Kirchen und Kapellen wor- 
den so nutzbringend angelegt, wie die Gemeindegelder. 

. . 10) Betreiis der un^wegliehen G&ter. der Klfieter ond Kirchen, 
welche verpachtet werden können, wird denn Minister (ir Onltiie und 
kirchliche Angelegenhetien anheim gestellt, im Einverstftndnisee mit 
den Consistorien Vorschriften zu erlassen, welche ihm diesfalls als 
zweckmässig erscheinen werden. 

11) Im Falle, als da^ Diöcesanconsistorium aus dem Berichte 
der Erzpriester nnd der zur Gontrole des Vermögene und der fiech- 
naagen bestimmten Personen erfthrt« .dasa im Vermögen oder den 
Uechnungen der Kirchen oder eines Klosters irgendwelche Mängel 
sich vorfinden, wird dasselbe zur Durchsicht eine Commission bestim- 
men, welche aus (Teistlichen und einem Polizeibeamten bestehen 
wird. [p. 15] Betreffs des Polizeicommissärs hat sich das Consistorium 
bei der competenten Behörde zu verwenden. Die Oommission soll 
nach Beendigung ihrer Arb^t einen Bericht un das Oonsistorinm 
einsenden. Im Falle des Missbranches mit Kloster- oder Kirchen^ 
gute können die Consistorien verordnen, dass die Verwaltung den-- 
jenigen entzogen werde, welche sie bisher geführt haben, und dass 
bis zur Entscheidung der Sache die Verwaltang andei^u Personen 
zugewiesen werde. 

12) Im Falle ein Klosteroberer stirbt oder rersetzt wird^ haben 
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die Diöcesanconsistorien , auf die obangeführte Weise, eine Com- 
mission zu bestimmen, welche das Klosterverraögen und das Ver- 
,|D<i|geii der Kirche nach dem angelegten V6r;&fiichni83e prüfen mi 
dem neu bastimmten Amtsnachfolger uberjf^eben windf wo?on to 
Comistorimii benacbriehtigt werden soll. 

§. 44. Was das Vermögen der BisUiümer betriflft, bab9ii die 
DiöcesancoDsistorien in folgender Weise vorzugehen: 

1) Sie haben ein Verzeichniss des gesam inten Verraögens des 
ßisthums zusammenzustellen, hievon haben sie eine beglaubigte AW 
schrift dem Bischöfe zu übergeben und das vom Bischöfe unter* 
fertigte Original im eigenen Archive aufzubewahren. 

2) Wenn von welcher Seite immer das Vermögien des Bisthnms 
eine Vermehrung erfährt, haben sie dieselbe in beiden Verzeichnissen 
einzutragen. 

3) Im Falle der Versetzung des Bischofos in ein anderes Bis- , 
thum, hat eine vom Diöcesanconsistorium bestimmte Commission mit 
einem von Ministerium für Cultus und kirchliche Angelegenheiten | 
hiezu bestimmten Beamten nach einem Verzeichnisse das VermOgmi 
zn fibernehmen nnd dasselbe anf die obbezelchnete Weise AM tum 
bestellten Bischöfe zu übergeben. 

4) Im Falle der Bischof stirbt, hat das Consistorium durch 
eine Commission das Vermögen nacli dem Verzeichnisse durchzu- 
sehen and, falls etwas abgeht , dem Gerichte es mitzuiheilen , bei 
welchem die ßrbschaft des verstorbenen Bisebofes verhandelt wird, 
damit eventnell für das Verlorene Ersatz geleistet werde. 

[p. 16] Die Campämut der Dioeesaneensistorien tu gendUlU^ker Be- i 

aiehung. 

§. 45. Die Diöcesanconsistorien habfen zu richten: 

1) Ueber alle Vergehen der Geistlichen, insofern dieselben iS» ; 
Pfihrnng des geistlichen Arotes betreffen, ferner fiber alle Vergehen 

gegen die Würde des Amtes, insofern in beiderlei Beziehung nicht 
durch das Gesetz andere Bestimmungen getroffen sind. 

2) Ueber alle Ausschreitungen der Geistlichen und alle Ehren- 
beleidigungen, welche zwischen Geistlichen etwa vorfallen. 

5) Ueber alle Zwistigkeiteo zwischen Geistlichen, wielehe 
ans Anlass der Benfltznng irgend eines Kirchen- oder Klostemr- 
mögens entstehen sollten, und ebenso fiber alle Streitigkeiten w^ien 
des Amtseinkommens. j 

4) Die Diöcesanconsistorien richten ferner: 

a) Ueber die gesetzwidrig eingegangenen Eben. 
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Orgati^aiion der gr.'Or, J^rehmbekörden in Serbien. 985 
-<»;.■/» ii-.f;: i)) Ueber die A.utiösung und Scheiduag ider fölieoi lü nih 

tt*i*?6htlefi', w^lfehe aus Anlass der versf(roWmnöh'4ber nicht einge- 
haltenen Ehe erfolgen. Die Consistorien haben in dieser Beziehung; 
darüber iu entscheiden , welche Partei der anderen eventuelle Un- 
kosten zu vergeHSeri habe. ; . ; 'Ii .! ii r ..j : :iOi(j 

6) Si6Mie98iicti iiäben ^ aacb' ä'äThber'^ku 'Vli^^ 
Weife während des Processes über die Ehe öder nach Schluss des- 
selben Alimente verlangt. Ueber die Höhe sowohl der Unlvosten 
wegei^ j^ichjeinhaltung der versprochenen Ehe, als auch der Alimente 
bestimmen jedoch nach dem Gesetze die Civilgerichte. ' ' ' 

§.46. Im Falle ein Geistlicher von dem "Civilgerichte in 

Untersuchung gezogen werden sollte, hat das Gericht [p. 17] vor Allem 
über das Vergehen des beschuldigten Geistlichen dem Diocesancou- 
^iHi^orium Bericht, siu. ^^staitt^n, , damit dieses zur Besorgji^ng; der geist- 
lichen Functionen, einen anderen Geisthehen bestimiQep . .^önne und 
;i;i^h. J^ndigfug der ÜQtfi^iichnng, und Fä!llni^|[, des Urtlieiles hat 
das Gericht dem Oonsistorium das ürth^il z^ übersenden und auc^ 
den Verbrecher auszuliefern, damit das Consistoriura im Falle für 
das betreffende Verbrechen die Strafe der Aratsentsetzung bestimmt 
Itsj^ mit derselben nach dem »üesetze vorgehen könne., 

\, • §^ 47* Vi^m^ i^e Begiempgi welche' dij9.Qberai|fsiqht abef:,jQ,l)/9 
Geistlichen Qind,;>veiLtUohfl|i,AeEi)teT führt, st^ts die Ueb^^^eugung habe, 
dass die Diöcesanconsistorien ihre Angelegenheiten ordentlich und ge- 
setzmässig besorgen, haben die letzteren durch Vermittlung ihres 
Bischofs am Schlüsse eines jeden Jahres dem Ministerium für Cultus 
und kirchliche Angelegeuheit^nigeoftu ßericht erstatten, über ihre 
a<int)i^en Af^f^itea und upf^r. .An4orei;i. iipcb. yanfqführen« .wie viel 
y^^^ehfin ut4 Sti^^itigkeiten im yerla,qj(e d^es; . Jiüir^ abgeurtheilt 
wurden, wie viel noch unerledigt geblieben sind und wie viel Be- 
rufungen an's Appellationsconsistorium geleitet wurden. Ebenso haben 
die Diöce.sanconsistorien am Schlüsse jedes Jahres dem Minister für 
Cultus und- kirchliche An gelegenh^jiten. Auszüge, aus den Geburt^-i, 
Tr|ip«ngs-> vrpd äterbematriki»u vprzuldgeo. Die^e Berichte und Pfo- 
tO€a)lfl)au92)ügci. hab«n di« Diöcesanconsistqnen wach der.vqm/ Mim- 
0t0ri«m fSr OuHus und kircbHche A,ngelegenhei^n vorgescjirij^l^eneii 
Art demselben zu unterbreiten. • . 
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'3^6 * 'SMUdM Be^M DfMH SO. September IMi • " • 

' ' ' * '0«s Appen8tionr#oiit»»torlatii. 

* * ' Allgemeine Bestimmungen. ' ' 

. §. 4ß. Daß AppellatioQSconsistoriam ist eine kirchliche Be- 
, hOrde, welche zu dem Zwecke bestimmt ist , damit! fie iti'W«!tbr 
[p. 18] und letzter Distanz alle Angelegentieiteii' tind firsüclie ent- 
scheide, welche die Diocesanconsistorieü nicht uutersucheo uad ent- 
,^^c)ieiden konnten. * 

§. 49. Das AppellatioDsconsistoriam erlässt seine Urtheile durch 
. yermittlung der Didcesanconsistorien. 

g, $0» Das AppellationsconsistoriQm hat darauf zu ächtien, dass 
die DiOcesanconsistorien die von ihm ausgesproclieueu Ortheile toll* 
. ziehen. 

§. 51. Das Appellationsconsistorium hat sein Insiegel von der 
Grösse des grossen Civilgerichtssiegels. In der Mitte hat sich das 
Wappen Serbiens zu befinden mit der Umschrift: »AppeUationtebn- 
9istorinm.€ 

. §• 52. Was im §. 3. dieses Gesetzes für die Diöcesaaeonsisto- 
rien bestimmt ist, bezieht sich auch auf das Appellationsconsistorium. 

§. 53. Die Grundsätze für die Fällung der ürtheile im Appel- 
lationsconsistorium sind dieselbe, wie sie im §. 5. für die Diöcesau- 
consistorieu bestimmt sind. 

Die Zusammenstellung des Appellationsconsistorium, 

§. 54. Das Appellationsconsistorium besteht aus ' einem^ Vor- 
dtzönden, ehiem StelWertreter, vier ordentlichen tmd drei I^renmitglie- 
dem. 0er Tdnilzende ist ein Bischof, welchen die blsohOflicb^'Ver- 

Sammlung für die Dauer eines Jahres wählt, und der Vicepräses ist 
ein Archimandrit. Den Vicepräses und die Mitglieder wählt der Me- 
tropolit und hat über die Wahl dem Ministet für Gultus und kirch- 
liche Angelegenheiten zu berichten, und dieser unterbreitet den Wahl- 
akt dem Fftrsten, wie dies im §. 8. dieses Gesetzes betrefb der Diö- 
cesanconsistorien bestimmt ist. 

[p. 19]. §. 55. Der Vicepräses und die Mitglieder werden aus 
dem sämmtlichen Klerus des Fürstenthums Serbien gewählt und zwar 
aus der Mitte jener Personen, welche die theologischen Studien be- 
endet haben, ausgezeichnet sich aufführen und über 30 Jahre alt sind. 

§. 56. Der Vicepräses und die Mitglieder haben ror dem An- 
treten ihres Amtes einen Amtseid wie die Richter vor ihrem Vor- 
sitzenden zn leisten, und dieser hat hierttber dem Minister fdr OnKos 
und kirchliche Angelegenheiten unter Anschluss der unterfertigten 
Eidesformel zu berichten. 
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OrgamUaUon. der, pt.^ttr. KirchenbekÖr^ |» Serbien, .387 

g. 57. Der yioept999Br.iii^.,4i9 «Mitg^e4Qr^erh|l^^ 
Amtseinkünfte noch die. IfdliraDg des^ Amtes im Appellations- 
OQnsistorium ans der landesfürstlieben Kasse einen bestimmten Ge- 

iialt und kommen ihnen alle Rechte der Beamten zu mit der für 
den Vicepräses als Kloster-Geistlichen bestimmten Aus^ahnae, dass 
er. nicht in den Wittwenfond einzuzahlen brauche. 

§. 58. Anch far die Ehrenmitglieder des AppellationSCondsia- 
. rinpi gilt (dasselbe, was im 1. 15. dieses Gesetzes l^trel& der SÜnfth- 
mitglieder der ÄCksesaneonsistorien gesagt ist. 

§. 59. Was in den §§. 17—20. dieses Gesetzes betreffs der 
Beamten der Diöcesanconsistorien gesagt ist, gilt auch für den Vi.ce- 
präses und die Mitglieder des Appellationsconsistoriums. 
: , §, 60, Die Ehrenmitglieder des AppellationsoonsistQrinm haben 
iinr im Abgang anderer Mitglieder nach deir. Bestimmung des He- 
tropoliten die Sitzungen zu besuchen und an den Entseheidnngen der 
Angelegenheiten Theil zu nehmen. ' " ' 

§. 61. Im Falle als der Vorsitzende das Appellationsconsisto- 
rium sich eines Amtsvergehens schuldig machen wurde, hat über ihn 
die bischöfliche Versammlung zu richten. 

[p. 20] §. 62. Im Appellationsconsistorium hat der Secretftr die 
Akten auszuarbeiten und das übrige fanzleipersonal des Diöcesan* 
consistoriums hat dasselbe beim Metropoliten zu leisten. 

Ort und ArbeUsgeU des Äppellaiionsconsistoriums. 

§. 63. Das Appellationsconsistorinm versammelt sich und ar- 
beitet an dm. Orte, wo der Erzbischof und serbiscke Metropolit 
stftndig wohnt und zwar versammelt ea sich jährlich im Mai Wenn 

aber der Metropolit findet, dass es nothwendig sei, versammelt sich 
das Consistorium zu seinen Arbeiten auch im Monat September. In 
beiden Fällen hat der Metropolit dem Vorsitzenden, seinem Stellver- 
treter und jlen Mitgliedern den Tag des Sessionsbeginns anzuzeigen, 
damit .diesO zu gehöriger Zeit eintreffen können. 

§. 64. Das Appellotionsconsistorium hat in beiden obange- 
Mhrten Fällen so lange seine Sitzungen fortzusetzen, bis s&mmtliches 
Arbeitsmaterial aufgearbeitet ist. - 

lieber die Sitzungen und EMscheidungen des Appellationsconsistoriums. 

§. 65. In jeder Sitzung des Appellationsconsistorinms sollen 
wenigstens vier stimmberechtigte Mitglieder gegenwärtig sein. 

§. 66. Was in den §§. 27—32. betreffs des Vorsitzenden und 

der Mitglieder der Diöcesanconsistorien gesagt ist^ gilt auch für 
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den Präses, Vicepräsoä und die Mitglieder des Appellationscon- 
^istoviums. 

§. G7. Die Gegenstände, welche im Appellatioüsconsistorium 
verb^ndelt werden sollen, liest der Secretär oder ein anderes Mit* 
glied de^selbent welcbes der [p.2l] Vorsitzende dazu auffordert, Vor 
und zwar sollen alle anf die Angelegenheit 6ezfigl!cheh Akten torge- 
lesen und die Entscheidungen im Protocolle angemerkt werden. 

§. G8. Das Sitzungsprotocoll unterschreiben alle, die sich am 
Beschlüsse betheiligt haben. 

§. 69. Wenn der Vorsitzende, sein Stellvertreter oder irgend 
ein Mitglied ir^en Krankbeit .oder ^ner anderen Ursach« znr Sitzung 
nicht erscheinen könneut haben sie dies rechtzeitig dem Metropoliten 
anzuzeigen und die Ursache ihres Ausbleibens nachzuweisen ; der 
Metropolit liut hierüber dem Minister für (Jultus und kirchliche An- 
gelegenheiten zu berichten. 

§. 70. Was im §. 24. dieses Gesetzes von den Bechten und 
Verpflichtungen des Vorsitzenden der DiOcesanconsistorien gesagt ist, 
gilt auch für den Vorsitzenden des Appellationsconsistoriums mit 
dem Zusätze, dass dieser die Oondnftenliste des Viceprilses und der 
Mitglieder des Appellationsconsisioriums im Wege des Metropoliten 
dem Minister für Cultus uud kirchliche Augclegeuheiten zu unter- 
breiten hat. 

Die Cmpeteng des Äppdkiiimseonsistormms, 

§. 71. Das Appellationscousistorium hat als gerichtliche In- 
stanz alle ürtheile der Diöcesanconsistorien zu prüfen, zu bestätigen 
oder zu ändern, insofern sie sich auf die im §. 45. dieses Geset^^es 
erwähnten Angelegenheiten beziehen, wenn solche Angelegenheiten 
entweder nach der Vorschrift des Gesetzes vor dasselbe gelangen 
oder aber Yon den Parteien, welche mit dem Ürtheile der Diöcesan- 
consistorien nicht zufrieden sind, an dasselbe, soweit es gesetzlich ^^e- 
stattet ist, geleitet werden. Das Appellationsconsistorium darf nichts 
prüfen uud entscheiden, was im Diöcesanconsistorium in der vorge- 
schriebenen Weise noch nicht entschieden worden ist. 

[p. 22]. §. 72. Welche Gegenstände nach der Bestimmung des 
Gesetzes uud welche infolge ünzufriedraheit der Parteien an das 
Appellationsconsistorium zur Beurtheilung geleitet werden sollen, \ 
wird im Abschnitte über das Verfahren vor dea kirchlichen Behör- 
den erwähnt werden. 

§. 73. Das Appellationsconsistorium kann Angelegenheiten, 
welche moht gehörig untersucht sind, an die Diöcesanco^sisterten 
zur neuerlichen üntersuchuug und Entscheidung zurücksenden. 
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§. 74. Das Appellationsconsistprium hat nach Beendigung seiner 
Arbeiten im Wege des Metropoliten dem Üinister für Cultüs tifld 
^kirchliche Aog^egenheitea eiaeii Bericht. Aber seioo Arbeiteii' ia-'«^ 
statten und Sarin iu)zufQ(hreii. wie viele Froöesse üb'd welcher Oat- 

tung demselben von jedeni Diöcesaricorisistoriura vorgdegt ' Wirfleh, 

wie viel Streitsachen entschieden , wie viele und welche den Dlim 
cesanconsistorien einer neuerlichen Untersuchung wegen zurückge- 
schickt worden sind. Die Art und Weise, wie diese Berichte zu er- 
statten sind, wird der Minister für Cultus nnd kirchliche Angelegen- 
h^eiten bestimmen. . 

Die' MdMIIiehe Versammloiii uml lilo BiieMft. . ' 

Die bischöfliche Versammlung. 
AlUjemeine Beatimmungen. 

§. 75. Die bischöfliche Yersammlnng ist die oberste kirchliche 
Behörde zu dem Zwecke bestimmt, dass sie die Kirche und die 
Geistlichkeit gemäss den Intentionen der orthodoxen Kirche leite und 

etwa nothwendige Verordnungeu , Bestimmungen und sonstige Ver- 
fügungen treffe. 

[p. 23] §. 76. Diese Verordnungen werden den Diöcesanconsisto- 
rien und dem Appellationsconsistorium ertheilt. 

§. 77. Die bischöfliche Versammlung hat, wenn es^ Noth thnt, 
mit der Regierung dnrch Vermittlung des Ministers fflr Oultus und 
kirchliche Angelegenheiten sich in*s Einvernehmen zu setzen und 
durch dessen Vermittlung alle Verordnungen der Regierung, welche 
die Kirche und Geistlichkeit betretfeUf in Empfang zu nehmen, mögen 
jene Verordnungen auf Vorschlag der bischöflichen Versammlnng 
oder aus eigener Initiative der Regierung erflossen sein. 

§. 78. Die bisehöfliche Versammlung hat ihr Insiegel, welches 
von gleicher Grösse sein soll, wie das Siegel des* Appellationseini- 
sistoriums. In der Mitte des Siegels befindet sich das Wappen 
Serbiens und die Abzeichen der orthodoxen Bischöfe und rund herum 
eine Inschrift: »Die orthodoxe bischöfliche Versammlung des Fürsten- 
thums Serbien.« 

§. 79. Auf allen Verfügungen und Verordnungen flir die or- 
thodoxe Kirche und Geistlichkeit, welche die bischöfliche Versamm- 
lung den Diöcesanconsistorien und dem Appellationsconsistorium er- 
theilt, hat dieses Siegel beigedmckt zu werden. 

§. 80. Alle Gegenstände, welche in die Competenz der bischöf- 
lichen Versammlung fallen, werden sowohl von Seite der kirchlichen 
Behörden als auch ?on Seite der Staatsregiemng dem Metropoliten 
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eiogeseadet, welcher sie der bischöflichen Yersammlimg zaf Ent- 
scheidung vorlegen wird. 

lHe 'ür§anim9hn «fer hisehSfU^m Versaumdmig. - 

§. 81. Vorsitzender der bischöflichen Versammlung ist der Erz- 
bischof und Metropolit von Serbien und die Mitglieder derselben siod 
alle Diöcesanbisclidfe. 

[p.24] §. 82. Bei der bisehoflieheii Versam^ai^ wird das Amt 
des GkaehaftsfilliTers entweder der Secrettr oder m MttgKed des 
Belgrader Diöcesaaconsistoriams übernehmen. 

Ort tmd Zeü der VerhtmdUmffm der bisehöfliehen Verwmmlung. 

§. 83. Die bischöfliche Versammlung versammelt sich, um über 
Angelegenheiten ihrer Competenz zu verhandeln , an dem Orte, wo 
Ma der Sitz der Staatsregierung befindet. 

g. 84. Die bischöfliche VenaHunliiiig Yeisammelt sich und 
sehlieest einmal im Jahre and zwar im September; wemi es jedoch 
nothwendig eraebeliien sollte, hat sich die Ymamidimg auch an 
einer anderen Zeit zu versammeln. 

§. 85. In beiden Fällen hat die bisi'höttiche Versammlung so 
lange zu tagen, als nicht alle Angelegenheiten erledigt sind. 

§« 86. Weul es die Staatsregienmg for nötbig hält, betteis 
irgend man Ainfelegenhat die WoUmeinniiig der bisdiOflichen Ver- 
samndimg Mher einiiibolen als dasselbe znsammeDtreten kann, hat 
sich der Minister für Cultus und kirchliche Angelegenheiten dies- 
falls an den Metropoliten zu wenden. Dieser hat die betreffende 
Frage den Mitgliedern der bischöflichen Versammlung mitzutheilen 
und ihre Wohlmeinnng zu Protocoli nehmen zu lassen und dieses 
dem Mimster sa unterbreiteii« Sobald jedoch die bischöfliche Ver- 
sammlung zusamroeotritt, soll dieses Protocoli tot der Erledigung 
der anderen Arbeiten unterfertigt werden. 

Die SUssmgen und Beschlüsse der hischoflichen Versamndwtg. 

§. 87. In der bischöflichen Versammlung sitzen die Mitglieder 
nach ihrem Amtsalter. 

[p. 25] §. 88. Bei der Entscheidung haben sie ihre Stimme frei 
und paÄrteüos abzugeben und hiebei nur nach ihrem Gewissen and 
dem Sinne der orthodoxen Beligion sowie auch den Orundprindpien 
denelben zu richten. 

§. 89. Wenn die Ansichten der Mitglieder in irgend einer An- 
gelegenheit sich theilen, entscheidet die Meinung jenes Theiles, wel- 
chem sich der Vorsitzende angeschlossen hat. 
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. §, 90. Die Beschlüsse werden in ein Protocoll geschrieben und 
dieses Proiocoll wird von Allen unterfertigt, welche der l^izttlirg 
gewohnt haben. ' ' ' 

§. 91. Wenn Id der bischöflichen Versammlung bei der Be- 
ratbung nicht weuigätens drei Mitglieder gegenwärtig sind, kann die- 
selbe über nichts beschliessen, mit Ausnahme der Wahl eines Bischofs. 

§. 92. Der Vorsitzende sitzt auf der ersten Stelle in der 
biflcAiiftflicheii Versammlangi er bestiaunt^ in wek)her Ordni^ig die ein- 
aelnen Gegeinstftiide vorgenommen werden sollen und, beanf8ic|itigt 
der Berathung; er sammelt die Stimmen vom jüngsten angefangen, 
er bestimmt die Arbeitstage der bischötiichen Versammlung und 
ladet die Mitglieder zu den Sitzungen ein. Er unterschreibt alle 
Akten und Verordnungen, welche die bischöfliche Versammlung 
herausgibt. In allen diesen Angelegenheitea wird er Im Vechind»- 
rnngsfalle durch jenes Mitglied vertreten, welches naoh der Z^ider 
Gonsecration als das älteste erscheint. 

Der WirkungshreiB der hischSfiiehm Synode, 

§. 93. Die bischöfliche Synode hat folgende AngelfigenheiteA 
zu erledigen: 

1) Sie hat Erörterungea darAber aaznstelleii, wie det orthodeiß 
Olanbe in seinen Dogmen, wie sie anf der heiligen STchrifl mid der 

Tradition und den Synodalbeschlüssen fussen, rein erhalten werde. 

[p. 26] 2) Sie hat dafür zu sorgen, dass die Wahrheiten des 
orthodoxen Glanbens und die Regeln für ein echt christliches Leben 
den Gl&nbigen mitgetheilt werden, damit die Moral mid chnsüithie 
Barmherzigkeit bei denselben vermehrt und die Tagenden bei itmeii 
bestftrltt werden. Zu dem Zwecke hat die bischofliche Synode Pre- 
digten zusammen zu stellen und zu bestätigen, welche die Priester 
dem Volke an Feiertagen zu halten haben. 

3) Die bischöfliche Synode hat auch den kirchlichen Eitus rein 
zn erhi^ten nnd die Art der Abhaltung von. kirchlicheii Feierlich- 
keiten vorzoschreiben, beides in Qemfissheit mid im Geiste der or- 
thodoxen kirchlichen Bestimmungen. 

4) Sie hat Sorge zu tragen, dass die zu verschiedenen Zeiten 
und an verschiedenen Orten abzuhaltenden Gebete gleichmässig ab- 
gehalten werden. 

5) Sie hat die apostolischen Regeln za erklären, ebenso die 
Begein der Synoden and der heiligen Kirchenväter, so oft es nOthig 
sein wird. 

6) Sie hat einen Censor für die Bitualbücher und Bücher kirch- 
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zugehen liut, zu beschliessen. ' 

7) Sie hat Bücher kirchlichen Inhaltes für die Vorträge in den 
Schulen vor ihrem Drucke zu approhireii und ehenso die Hand- 
schriften darchznseheh , üach denen die chrisUicbo Lebre 4a dea 
vüUrtendisiäyii Scholen ro^getragen witä. ' • - «^'-i'* 
/ 8) Sie Wt Eigenschaften bestiiäinen, irdfcbe klebst P«r* 
sbn'en'ariswBiseti' sollen ; die in* d^n Stand iet WeltgeiatlÜBlteii oto 
Klostergeistlichcn einzutreten wünschen. ' • ' *' •'' *• 

9) Sie hat die Regeln üher die kirchliche Moral aufzustellen. 

10) Ebenso die besonderen Pflichten der weltlichen und Klestet- 
geistlichkeit vörzuschreiben tind ihre weehselsei^en Beziehnngen in 
den Vei'schitidenen kircSilicken nnd biefarcbiechen Aemitirn ait bie'- 
sßmmen. • . ,. 

11) Würdigen Klostergoistlichen hat sie die Würde eines Ar- 
chimandriteu zu verleihen. .• 

[p. 27] Alle diese Anordnungen der bischöflichen Synode hat ihr 
Vorsitzender dem Ministerinni fflr Cultns und kirchliche Angel^pen- 
beiten mitisntheilen und dieser bestätigt sie mit seiner ünterscbrift, 
worauf die MschMiiche Synode dieselben als gesetKÜdie Vorsolniften 
für die kirchlichen Aemter publiciren whrd. 

12) Die bischöfliche Synode hat ein Gesetz über die Strafen 
für alle Am tsverbrechen der Geistlichen zu beschliessen. 

18) Sie hat den jährlichen Vorsitzenden für das AppeUations- 
consistorinm zu w&hlen (§. 54). 

14) Die bischöfliche Sjnode hat fiber die Bisohdf» wegen et* 
Waigel* Arotsvergehen derselben en nvtbeileii. 

15) Sie hat Sorge zu tragen über die Instandhaltung der prie- 
sterlichen Seminare, sowie auch dafür, welche Gegenstände der christ- 
lichen Lehre in den einzelnen Schulen Serbiens vorgetragen werden 
sollen. 

16) Sie hat'darftber an entscheiden, ob ein Kloster erriditet 
oder anfg^hoben wetden soll. 

17) Sie hat dafür Sorge zu tragen, dass die Geistlichen und die 
Klöster ihr nOthiges Einkommen finden; auch hat sie den Kloster- 
vorstehern und Klostergeistlichen ihren Gehalt zu bemessen. 

18) Sie hat den Geistliehen ihre Amtstracht vonraachmbeik' 

19) Sie besthnmt die nOthige AnaaU der Ftotojeriji und ihnt 
Yertreter. 

20) Sie hat die Noth wendigkeit der Eparchialbegränznng m 
beurtheilen und überhaupt darüber zu entscheiden, wie gross die 



Digitized by 



OrgaMtaiion lUr ffr^or* Kirchenbehörden in Serbien. 393 

eiusebien JKircbeuspreiigel a& den verschiedenen Orten ^rbiens sein 
sollen. 

r2l) Die hisoböfliche Sjnqde bat die geeigneten Vorkehrnngen 
zni .BesehräukuDg des Aberglaubens im Volke Torzuscbveibeu. 

22) Sie bat die Kirchengebete und den Gottesdienst an Werke- 
tagen anzuordnen, so oft es nötliig sein solJle. [p. 28] Alle diese Ver- 
fügungen der Diöcesansynodo , wie sie vom zwölften Punkte dieses 
jParjigraphes an angefahrt erscheinen,, bat di^.. bischöfliebe Synpc|e 
dem Minister für Gultus nnd kirchlidie Angelegenheiten zu unter- 
breiten rnid von demselben die diesbezüglichen Verfögnngen der Re- 
gierung zu erwarten. 

§. 94. Die bischöfliclic Synode wählt nach gepflogener Be- 
rathung den Bischof und unterbreitet den Wahlakt dem Fürsten zur 
Bestätigung, nnd nachdem der Fürst die Wahl bestätigt h/ftt,.8oU 
die Sjnode den Gewählten eonsecriren. 

§. 95. Wenn eine bisehOfliehe Stelle erledigt wird oder der 
Bischof an der Ausübung seiner Pflichten verhindert erscheint, hat 
denselben nach Anordnung des Metropoliten , der seinem Amtssitze 
nächste Bischof zu vertreten und sollte ein ähnliclier Fall beim Me- 
tropoliten eintreten^ vertritt ihn nach Anordnung der Regierung jener 
Bischof, welcher nach der Gonseeration der älteste ist. 

Die BischSfe, 

§. 96. Die Bischöfe haben üirem Berufe gemäss durch geeig- 
nete kirchliche Vorschriften dafür zu sorgen, dass der orthodoxe 
Glaube erhalten werde, der Gottesdienst, die kirchliche Moral und 
die allgemeine Vervollkoromenung der Geistlichkeit ihrer Diücese ge^ 
fordert werde. Sie haben auch dafür m sorgen und durch Yermit- 
telung der Diöcesanconsistorien Verfügungen darüber zu treffen, dass 
die kirchlichen GebäudOi die Kapellen und Klöster in guten) Stande 
erhalten werden. 

§. 97. Die Wahl und Gonseeration zu einer geistlichen Würde 
sowie auch die Ertheilung der kirchlichen Mission an die Protojereji, 
Kloateroberen u. s. w. kommt den DtücesanbiscbOfen zu. Dieser 
rerfertigt auch die sämmtlichen hierauf bezüglichen Documente und 
bekräftigt sie mit seinem Insiegel. Der Bischof berichtet an das 
Diöcesancousistoriura, welche Personen er geweiht, zu welchen geist- 
lichen Aemtern er sie bestimmt bat und ob dies definitiv oder pro- 
visorisch erfolgt ist, damit das Gonsistorium es dem Betreflfonden 
mittheileQ künne. Sbenso hat der Bischof die Pertonen zu wählen 
mid dem Minister für Cultns und kirchliche Angelegenheiten zur 
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sollen. Ebenso bestimmt er die geeigneten Personen zur Ausführung 
der übrigen kirchlichen Functionen und verfügt auch ihre Versetzung 
Yon einer farochie zur anderen, oder aus einem Kloster in ein an- 
diiM, Irena eine solche Veraetaang angesucht wird. Der Bischof 
meldet ki dimm Falle dem Coiuilstariami jf. 29] welote^Wtrde^iiiid 
velehes Aint er^disn MäreffiNideii Personen ertheilt hat nnd welche 
Pflichten hiemit verbunden sind , oder auf welche Parochie oder in 
welches Kloster er sie versetzt hat, und das Consistoriura hat hie von 
den Betreffenden zu verständigen. Desshalb haben alle Personen, 
welche die erwähnten kirchliehen Aemter oder eine Yerseira:^' aa* 
suchen, an den Bischof sich zu wenden. 

§'. 98. Die WM nnd die Bestimmung der Odstlichen zu 
Beichtvätern kommt auch dem Bischöfe zu, welcher hie?on das Con- 
sistorium zu gehöriger Zeit benachrichtigt , damit dieses, der betref- 
fenden Person die Mittheilung machen könne. 
' ' §. 99. .£inen Urlaub zur Abwesenheit aus der Parochie oder 
einem Kloster auf länger als drei Tage eithriü d«r DidcesanbisdiQl 
mid trifft Verfügung über die Vertretung des Abwesenden und be- 
nachrichtigt hieyon der weiteren Bekanntmachung wegen das CkNik 
sifitorium. 

§. 100. Die Bischöfe sind verpflichtet ihre Diöcese jedes dritte 
Jahr zu visitiren, worüber sie der bischöflichen Synode einen Bericht 
erstatten sollen und die Synode hat ane Abschrift dieses Berichtes 
[p.80] mit ihren etwaigen Antnerkungen dem Minister für Cnltus 
--tmd kirchliche Angelegenheiten zu unterbreiten. 

' §. 101. Schliesslich haben die Diöcesanbischöfe in Serbien die 
von den Kirchenversammlungen bestimmten Regeln über die V^er- 
hältnisse eines Bischofs zum anderen, als auch jedes von ihnen zum 
Erzbisehof und Metropoliten einzuhalten. Die DidcesanbischOle sollen 
in ihren Angelegenheitea im Einrerständnisse mit ihrem Erabkokofe 
und dem Metropoliten Yorgehen; was auf diese Art nicht erledigt 
werden kann oder von grösserer Bedeutung ist, wird der bischöf- 
lichen Synode zur Beurtheilung and Beschlussfässung Yorgelegt^ 

J£ Der Vor^tang der Jcirchlichen Behörden in Besug auf ihre 

GmchMarkeU. 

h Üer Vorgang^ wenii CMeÜkihen wegen Amteverff^un^ eeMeekier Avf* 
fWlrung und gemeiner Beleidigungen geurtheüi werden aoÜ* 

§. 102. Die Diöcesanconsistorien urtheilen über Amtsvergehen 
und schlechte Auffuhrung der Geistlichen blos dann, wenn der Pa^ 
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MStiiibisdiof, weleli^m diesbezngliche Klagen Tonalegen sindr findet, 
dass das Vergehen dieser Gattung strenger bestraft werden soll, als 
mit blossem Verweise oder fünfzelmtägigem Arrest oder der Amts- 
suspension bis za einem Monate. Bis zu diesem Masse hat der be-« 
treffende Bischof selbst endgiltig ein Urtbeil siu fielen » ohne 4m 
gegeft' dasselbe^e'Berufang möglieh wire; Wtl jedoeh das ¥er» 
geben eine längere Strafe verdteiit, soll der Siscbofdieüniersiiebimg 
oder die Angelegenheit zur Urtheilsschöpfung an das DiöcesanconH 
sistorium leiten. Ueber die Vergehen wegen gemeiner Beleidigung 
eines Geistlichen durch einen anderen haben immer die Diöcesan^ 
cohsififtorien 2a urtheilen und bei ihnen sdien auch diesbezü^iebe 
Klagen eingereicht werden. 

' [p.81] §. 108. Die Klage ivird dem Gonsistorram entweder pro- 
tocollarisch oder schriftlich überreicht. 

§. 104. Bevor eine Untersuchung wegen des Vergehens eines 
Geistlichen eingeleitet wird, soll über dasselbe eine Erklärung vom 
Beklagten abgefordert werden, damit ersichtlich werde, was derselbe 
dagegen vorzubringen hat. 

§. 105. Wenn das Consistorium infolge der ErkÜning des Ge- 
klagten über den Stand der ganzen* Angelegenheit findet, dass eine 
Untersuchung uöthig ist, hat es dieselbe selbst zu führen, zu dem 
Zwecke den Kläger, den Geklagten und die Zeugen zu verhören, sie, 
wenn es nöthig, zu confrontiren, alle Nebenumstände zu erwägen, die 
Beweismittel zn w&hlen und dem Geklagten nicht aber die That- 
Sflche, derentwegen er verklagt ist allein, sondern anch darfliber zn 
verhören, was er zn seiner Yertheidigung anznfUhren habe. Bei der 
Untersuchung hat der Beklagte das letzte Wort. Das Consistorium 
hat demgemäss alles zu unternehmen was nöthig ist, damit die 
Untersuchung vollkommen und regelrecht erfolge und ein verlässliches 
Endartheil gefällt werde. Wenn jedoch das Consistoriam nach der 
Natar der za antersnchenden Angelegenheit nnd anderen Nebeanm- 
stftnden finden sollte, dass ein Localangenscfaein vorznnehmen wäre, 
soll es denselben durch den betreifenden Protojerej, falls er ver- 
trauenswürdig ist, oder seinen Stellvertreter, oder auch durch einen 
anderen Geistlichen autnehraen und im Falle der Noth unter poli- 
zeilicher Assistenz die Localbesichtigang vornehmen.' In allen F&Uen 
jedoch, wenn ein Vergehen untersucht werden soll, auf welches die 
Amtsentsetzang , oder eine sechsmonatliche Saspensiott gesetzt er- 
scheint, hat das Consistorium zu verfügen, dass die Untersuchung durch 
eine wenigstens aus drei Personen bestehende Commission vollständig 
durchgeführt werde. 
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'M 106. Weoii Aie Uateirsuehapg d^irc^.^eioe « CanotiBi^^ gtr 
Kuti mtif . .letot^« so .jrqmg^beaf .wie. di^s im 10^. 

vorgeschrieben ist. 

[p. 32] §. 107. Wenn die Untersuchung iu irgend einer Ange- 
legenheit nicht regelrecht und vollständig durchgefülirt ist, kann das 
Consistorium kein eudgiltiges Urtheil fallen. Wenn demnach in dieser 
Beaiobung irgend welche Mängel zu Tage treten , l}at diy^ Consisto- 
jutta- etitweder 4i^b8| eine qachträglicbe Uptereaciba^g. VDn»^ii(3|i;ii()eo^ 
oder «me edobe vornehmen su lassen. 

§. 108. Wenn die Untersuchung wegen Vergehen, sei es von 
welcher Seite immer ungebührlich in die Länge gezogen wird, kön- 
nen die Beschuldigten sich hierüber bei dem Diöcesanbischofe oder 
.dem Minisiber .für Cultns und kirchliche Angelegenheiten besdiweren 
imd diese werden^ feUs sie die Besehiirerde für gerepbt b^ten, anprdi^en, 
das&.die Uliiersiichuog nod Fällung des ürtbeiles bescbleiiiugt werde. 

§. 100. Die Beweismittel, wie sie im Strafprocesse angeführt 
sind, gelten auch bei den kirchlichen Gerichten mit folgender Aus- 
nahme und folgendem Nachtrage: 

1) Die Zeugenschaft eines Nichtchristen hat gegen einen or- 
thodoxen Geistlichen keine Beweiskraft. 

. 2) Pie. ErkIftruQg eines Geistlicheii, welcher bei eio^r sacralen 
Handlung der Vorrang gebührt hat, bildet einen hinlänglichen Be- 
weis über eine bei derselben Handlung etwa vorgefallene Unordnung. 
In dem sub 2. erwähnten Falle jedoch kann der Beschuldigte zu 
seiner Rechtfertigung einen Gegenbeweis, gemäss, doA Bestimmungen 
des Strafprocessee antreten. 

110. Wenn das Vergeben eines deistlichen vollständig nnter- 
sucbt ist, hat das Consistorium auf Grundlage dieser Üntersucbang 
.ein Urtheil über dasselbe zu fällen und dem Geistlichen eine Strafe 
zu bestimmen. 

§. III. Das Urtheil hat Allep.zu enthalten, was für die Ur- 
i^eile der bürgerlioben Gerichte in Strafiaingelegenheiten bestimipt 
Mcbeini. 

[p.33] §. 112. Die ürtheile, gegen welche (§. 113.) Bemfong 
eingelegt werden kann, haben die Diöcesanconsistorien den Verur- 
theilten durch Vermittelung der Protojereji, ihrer Stellvertreter oder 
aber der Klostervorstände gegen Revers zu übermitteln, oder wenn 
dies thunlicher erscheint, der FoUzeibehörde zur weiteren Beförderoog 
zu übergeben. 

118. Gegen das ürtheil des DiOcesanconsistoriaoMi künnen 
die Geistlichen, wenn sie wollen, eine Berufung einlegen, und das 
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Verlangen 'Stellen, '*dks8 dii^ AngelegenH^tf, we^eki '>eklk^ j^e be- 
sehtildigt sind, im AppelMonslsottsUttorhilili tMbBililsi^ 

jedoch nur in folgenden Fällen: ' ' -".'r..- . 

'1) Wenn irgend ein Geistliehfr durch das ürtheil des DiÖcesan- 
coQsistoriams zu emer Amt8SUspeu.sioa in der Dauer Tan über ^aechs 
llonatäa 'veriirtbeilt wurde; ' • ' ♦ " ' * '''„*V' 

' Wehn itgeää einem Oiüstlklben verboten '' die ; Amtoi- 
faiictionen mztlneliinefli ' in der- Dauer ton mehr- ahi direl Monotonr. 

3) Wenn ein Geistlicher zu einer strafweisen Versetzung aus 
einer Farochie in die andere verurtheilt wird. " 

In diesen Fällen darf das Appellationsconsistorium die Strafe 
nicbt verschärfen. ;f , 

' §. 114. Von Amtswegen^ wenn aaeb Beröfnng nicbt eing^pgt 
wotden ist, baben die DiOcesanconsistorien ihre üriheile dem Ap^l* 

lationsconsistorium zur Uutersucbang und endgiltigen Aburtheilung 
zu unterbreiten : : 

1) Wenn einem Geistlicben die Ausübung der geibtlicben Eunctio 
nen für immer verboten worden ist. f.« 

2) Wenn ein Geistliober des geistlichen Amtes entsetst wer- 
den soll. 

3) Wenn der geistliche Charakter dem Verurtheilteti entzogen 
werden soll. • • • 

§. 115. Die Geistlichen, welche von der Kirchenbehörde zu 
den im §. 113. angeführten Strafen verurtheilt sind, können die 
[p. 34] fürstliche Begnadigung nur durch Vermittelnng ihres Bisobefes 
ansuchen und wenn dieser findet, dass der Verurtheilte Gnade ver- 
dient, hat er diesbezüglich durch Yermittelnng des Ministers fSr 
Cultus und kirchliche Angelegenheiten eine Vorstellung zu unter- 
breiten. Die Geistlichen, welche zu einer im §. 114. angefühlten 
Strafe verurtheilt sind , können eine fürstliche Begnadigung durch 
Yermittelnng ihres Btscbofes bei der bischoflieben Synode ansuchen 
und wenn diese findet, dass der Verurtheilte Gnade verdient, bat Sie 
hierüber durch Vermittelnng des erwähnten Ministers eine Vorstel- 
lung zu unterbreiten, 

§. llö. In den Ffillen, in denen die Geistlichen nach §. 113. 
Berufung gegen die Urtheile der Diöcesanconsistorien einlegen kön- 
nen, haben sie dieselbe binnen acht Tagen vom Tage dbr Urtheilszn- 
stellnng vorzulegen. 

§. 117. Wenn ein vernrtheilter Geistlicher in der im vorigen 
§. angeführten Frist die Berufung nicht einlegt, tritt das ürtheil in 
ßechtskraft. ' 
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§. 118. Die BerafttDg schiebt den SträiVollzug anf. In dtfn 
Fällen jedoch, wenn ein QßUtlicher zar Strafe des Verlustes des 
Amtsoharflktm oder m immerwjUimder -eder zeitw^iligeir; Amt^ 
enteetarong verorifbeilt wiTd, Inmn ev trotE^mev eyenteellBa JBevtffoiig 

'Mne Amtshandlungen üben. >v\ .f - 

*' §. 119. In allen Fällen, in denen Geistliche zu Arreststrafen, 
zur Amtsentsetzung verurtheilt werden oder ihnen die Vornahme der 
geisMicben Fanetöenen ?erboten wurde and in denen daa Urthißil toII- 
mjggat werdbii eell^ die DidceBanoonäetorien hierüber ton ^^9- 
tesanhfsebofe eine Meldung eo erstatten und dieeer hat ^' besIlHi- 
ttien, wer den Verurtheiiten in seinem Amte während der Strafzeit 
vertreten soll. AVenn der Bischof seine Verfügung hierüber dem 
Oonsistorium übermittelt, hat dieses dieselbe weiter za verlautbaren. 

[p. 35] §. 120. Wenn es sich bei der Unterattohang und -Ab- 
'nrtheilang y(m Geistlichen, insbesondere im Falle gemeiner Belei- 
digungen, herausstellt, dass das Vergehen mit einem andenre^gen 
Vergehen oder einem Verbrechen concurrirt, hat das Diöcesancon- 
sistorium den Fall dem bürgerlichen Gerichte mitzutheilen. 

2. Der' Geschäftsgang hei Untersuchungen wegen Klagen Uber den Nutz- 
genusit des kirchlichen oder klösterlichen Vermögens oder der Parochial' 

einkünfie, 

§. 121. Wenn ein Geistlioher bei dem DiOoesaneoneisioriiim we- 
gen gesetswidriger Natndessnng oder widerreehtlieher Aneignung eines 

beweglichen oder unbeweglichen, kirchlichen oder klösterlichen Gutes 
gegen einen Geistlichen Klage erhebt oder wenn die kirchlichen Vor- 
^jnunder gegen Geistliche die Klage erheben, dass sie widerrechtlich 
ein Verm(^en ben&taen oder Terbrancbea, welches ihnen die kirch- 
Hehen Farodiien znr Kntzniessnng überwiesen haben, hat das Gon- 
sistorinm naeb Thnnlichkeit entweder selbst oder anf eine andere 
vorgeschriebene Art die Untersuchung dahinzuleiten, ob wirklich ein 
Schaden, wie ihn die Klage behauptet, erfolgt sei, worin derselbe 
bestehe nnd von wem er zugefügt wurde oder aber, ob in Wirk- 
lichkeit eine gesetzwidrige Verfügung über ein solche« Vermögen 
getfoffen woiden ist. 

§. 122. Ebenso haben dann die DUteesanconsistorien auch in 
dem Falle vorzugehen, wenn ein Geistlicher gegen den anderen klagt, 
dass er ihm irgend welche Einkünfte von der Parochie widerrechtlich 
entziehe. 

S. 123. In allen hier angeführten FftUen haben die Diücesan- 
oonsistorien nach Untersnchmig des Falles dem Gesetie gemüSB ein 
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^Drtbeil zu fällen und haben es auch zu YolLsÜQhen, wexm 4^9 Streit- 
objeot höchstens 1000 Groschen beträgt. • .„ ^ j ... 

• . [p^.dft] §. 124. . Wenn daaStnitol^Qct.einen'gr^mnip l^ 
1000: Oroaehen: repr&BentivI;, habea .41» DitosaQQOiisMi^ef),;!^ 
nach Zustellung des ürtheiles an die Streittheile warten und erst 
dann den Vollzug des Ürtheiles anzuQrd^en,,. wenn keiner derselben 

•:B0i!afung gegen das Urtbeil einlegt. 

... §. 125. Wenn ein Streittheil Berufung eiDl,egt, hat das Diö- 
caiaiie4Qiisi8toniuQ 4ieaelb« üi ANclurUt dßm aiuler8n,Strjai^^l^^e...od4r, 
v^iui' ihrer mehrere sind« ajleii. za übermitteln und diWt hiben.u^- 
nerhalb 8 Tagen nach Empfang dieser Abeehrift eine Antwort hin- 
auf zu geben, worauf dann die ganze Angelegenheit denn Appella- 
.tionaconsistorium unterbreitet wird und. das Urtbeil des letet§ren bat 
sodl^nn vollzogen zu werdeu. 

§. .126» AUe Vorschriften über da3 Verlahren v^. bargerUc(ieii 
Streiiagkeifceii vom Artikel 227 bis 232 (diese Zahlen mitgerechn^), 
welche über die Fristen zur Bemfangfseinlegung an das grosse Ge- 
richt in bürgerlichen Angelegenheiten bjöstimmt sind, gelten a.uch 
für die Consistorien. 

3. Das Verfahren in Ehesir eitigkeiten» 

§. 127. Wenn die Ehe noch nicht geschlossen , sondern blos 
die Prüfnng vor dem GBistliehea nach g. 63. des bürgerlichen Ge- 
setzbuches vorgenommen ist, hat das Consistorium im Falle, alsein 
Theil von der verabredeten Eheschliessung zurücktreten und die Er- 
lau bniss ansuchen will, mit einer anderen Person die Ehe schliessen 
zn dürfen, wenn der andere Theil hiedurch Schaden litte, die Unter- 
miohnng anf die Klage des beschädigten Theiles dahin zn föhren, 
welcher ¥on den TheilenT oder ob beide l^eile die Schuld tragen, 
dass Ton der Eheschliessung abgetreten wird und wenn Mos ein Theil 
schuldig befunden wird, hat das Consistorium, nachdem es die Theile 
von der abgelegten Prüfung absolvirt, ein Urtbeil dahin zu föllen, 
ob dem [p. 37] schuldlosen Theile nach §. 65. des bürgerlichen Gesetz- 
bnches eine Entschftdignng für den erlittenen Sehaden anfallen soll. 
Die Höhe dieser Entschädigung hat immer über Gesnoh desjenigen, 
den es betrifR, das bürgerliche Gericht zn bestimmen. In einem 
solchen Falle können die betreffenden Theile vor dem Consistorium 
durch ihre Eltern, Vormünder oder nächsten Verwandten vertreten 
werden. Eine Berufung findet in diesem Falle nicht statt. 

g, 12B. In Ehestreitigkeiten haben die Consistorien anf die 
vorgeeehriebene Art entweder von Amtawegen oder aber über Klage 
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des einea oder beider Ehegatten, als auch eines jeden, welchen dies 
angeht, dahin vorzugehen, ob die Ehe getrennt oder geschieden wei^ 
den soll. 

§. 129. Die pjhegatten haben ihre Klage vorerst ihren Geist- 
lichen vorzuliegen und der let/.tere hat beide Theile einzuladen und 
den Versuch ihrer Aussöhnung zu unternehmen. 

§. 130. Wenn die Ehegatten Aber den Znspmch und Rath 
ihres Geistlichen sich nicht aussöhnen, dann hat er sie an den Districts- 
protojerej zu weisen und einen Bericht Aber die Ursachen ihrer Zwie- 
tracht und über seine Versöhnnugsversiiche demselben zu übermitteln. 

§. 131. Der Bezirksprotojerej hat ebenfalls einen Versuch der 
Aussöhnung bei den Ehegatten zu machen und zwar läugstens bin- 
nen 8 Tagen, nachdem hieven Bericht erstattet ist. Ein solcher 
Versuch soll dreimal erfolgen und zwischen einem jeden mfissen we- 
nigstens 8 Tage verfliessen. 

§. 132. Die Art und Weise, wie die Geistlichen und die Pro- 
tojereji den uneinigen Ehegatten zureden sollen , dass sie die Ehe 
nicht lösen, hat das Consistorium eine Belehrung vorzuschreibeu. 

[p. 89] §. 133. Wenn ein Ehetbeil auf die Einladung des Geist- 
lichen oder Protojerej nicht erscheinen wollte, so kann derselbe fiber 
Verlangen des Geistlichen oder Protojerej durch die betreffende 
Polizeibehörde hiezu gezwungen werden. 

§. 134. Wenn nicht einmal der Protojerej die Aussöhnung der 
Ehegatten zu bewirken im Staude ist, hat er dieselben auf das be- 
treffende Diöcesanconsistorium zu weisen unter gleicli zeitiger ünter- 
breitung eines Berichtes, wie dies im §. 130. betreu des Geistlichen 
gesagt ist 

§. 135. Nach Vorschrift des §. 131. hat der Protojerej auch 
dann vorzugehen, wenn er gleichzeitig Seelsorger der uneinigen Ehe- 
gatten wäre und es ist in diesem Falle nicht nothwendig, dass vor- 
erst ein anderer Geistlicher die Ausführungsversuche anstelle. 

§. 136. In Bhestreitigkeiten ist das Consistorium jener Di(k^ 
zuständig, in welcher beide Ehegatten oder aber wenigstens der 
Mann lebt; wenn jedoch der Mann seine Gattin verlassen hat und 
sich ausser Landes befindet oder sein Aufenthalt unbekannt ist, dann 
ist das Consistorium jener Diöcese zuständig, in welcher die Ehe- 
gattin, welche ihren Mann klagt, lebt. 

§. 137. Das Diöcesanconsistorium ladet die uneinigen Shegai- 
teut wenn sie selbst bei demselben nicht erscheinen, entweder dnrch 
Vermittelnng des betreffenden Protojerej oder im Wege der betref- 
fenden Polizeibehörde. 
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§. 188. Wenn der geklagte Ehegatte aumer Landes sidi be- 
findet und sein Aufenthaltsort bekannt ist, bat das Consistorimn die 

Vorladung für denselben dem Minister für Cultas und kirchliche An- 
gelegcabeiteu zuzustellen und dieser hat sich an's Ministerium der 
aaswärtigen Angelegenheiten betreffs Zostellung an die betreffiande 
Person zn wenden. , 

§. 139. Wenn jedoch der Aufenthaltsort des geklagten Ehe- 
litten nicht bekannt ist, dann ist die Vorladung durch dreimalige 
[p. 39] Einsclialtuiig in die Zeitung vorzunehmen, und wird ihm in 
dieser öffentlichen Vorladung die Frist eines Jahres zum Erscheinen 
gewährt. 

§. 140. In beiden angeführten FftUen wird der abwesenden 
Person ein Vertreter bestellt, mit welchem der Eheprocess auch be- 
endet wird, wenn der Abwesende innerhalb der ihm bestimmten Frist 

nicht erscheint. 

§. 141. Wenn die Ehegatten, welche einen Eheprocess fuhren, 
minderjährig sind, dann hat das Diöcesanconsistorium ausser iliuen 
auch ihre geistlichen Vertreter vorzuladen. Wenn diese sodann su 
kommen sich weigern würden, oder aber es ihnen unmüglich wäre 
zu erscheinen, dann hat das Consistorium von Amtswegen den min- 
derjährigen Vertreter zu bestimmen. 

§. 142. \Venn die uneinigen Ehegatten im Eheprocesse ihren 
Seelsorger und Protojerej umgehen wollten, hat sie das Consistorium 
aut dieselben und auf die vorgeschriehene Ordnung^ zu verweisen. 

§. 143. In allen Fällen, in denen eine Trennung der Ehe ange- 
sacht wird, braucht sich die betreffende Partei wegen Anstellung der 
VersOhnungsversuche nicht erst an den coropetenten Seelsorger nnd 
Protojerej zu wenden, sondern kann sich sofort an's Diöcesancon- 
sistorium wenden. Wenn jedoch eine Entscheidung angesucht wird, 
dann dürfen die uneinigen Ehegatten den coupeteaten Seelsorger 
und Protojerej nicht umgehen. 

g. 144. Die Streittheile sind verpflichtet, immer persönlich vor 
dem DiOcesanconsistorium zu erscheinen und es hat daher in den 
Ehestreitigkeiten ausser den Fällen der §§. 140, 141. keine Ver- 
tretung statt. 

§. 145. Ausser den Fällen, in denen von Amtswegen die Ehe 
getrennt wird, hat das Diöcesanconsistorium immer zuerst die [p. 40] 
Versühnungsversuche anzustellen und erst wenn diese von keinem 
Erfolg begleitet sind, hat es in die Untersuchung des Streites ein- 
zugehen. Der Versöhnungsversuch soll im CoDsistorialprotocoU er- 
sichtlich gemacht werden. 
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««idsUli^idwi AflLitto 'JDitorsDflhiilqii'ileD BlüiskRitigliAiiaD -liat; 
4n ^iia34B9T|ibxiimial]f<miBiBdD-jÄ jaii^ Be^iiii miMtiD ^»twaMtt 

i»!dtai8)äenfi0KflB0rrf die« IMicMflerdfidng' im (Mtf erliohyBi^StanAigH 

keiten vorgeschrieben sind, mit AuHuahir^e dessen, was in diesem 
setze anders florrairt erscheint. i t i; ' * ^ jm' ; 

ixiiiii;i§*aU7. . yier^dhnan sich die unm^ig^Q, {Ihi^8^tteB,u4&i|p soll 

j,s * §.fH8. Wenn die nneinigen Ehegatten sich nicht versöhnen 
wollen und zu gemeinschaftlichem Leben nicht gebracht werden kön- 
i^tl^ai^ hat sie j^OUVstoniMn bis zur Beendiga^gii^lfß Streites 
FOD der Pflicht }#gKfmeimineiii Bailtolbif»; be^r€M^: ^HI^ onter- 

i^iiQfi^^' gej[^utii:Bn oä|e^^ Gleichzeitig hat aoioh das -Cohsist^ 

r^fina ^ie Sarge über die Alia^eutatipa uad . toi.ebung^ der. et^yy^a^v.^^ 
J^denen Kinder zu führen. 

^....^ 149. In diesem Falle \ßi ^r.BJieg^t^j?},*^ .^Jjj^en, 4^ 
«IS Mjl^ffir ywffM^^cha8i«9^er.vi ^Qßm,8i]tdei^.^täj^^ 

§. IßO. Ebenso Ist anali is^m Tor?ugebe|i^j j((faf^ ^^^.iG^iitiiui 
vpjT der Hoheit des «Mannes s^ch flüßhtpQ; müsste p^er aber. w.^nn er 
ae^jfortgejagt hat.' 

^ 151. Wenn die Ehegattin ihren Mann durch eigenes Ver- 
s^hjcdden yerlässt , dann ist dieser für .die ^eit als der Ebejprocess 

Wohnung ^ AUinepte zu;z^ 
/fA^T^ßi^ Befreiung von der yerpmchtung gegepüb^r de^ >)[J^ 
[|. 41] erstreclrt sieb nicht auch auf die'^der, vielmehr er läi'äi 
äem Gesetze verpflichtet, sie zu erhalten und zu erziehen. 

§. 152. Wenn der Mann oder das Weib einen Process wegen 
Trönnüng öder Scheidung der Ehe fuhren, haben sie auch die ge- 
setzUii^h^tt U^heh a^ufuhriett, wesähalh sie das eikiiB 'idät^di^ äü^ 

mmsiii^ ' " -•^•"^••'" /'••^^- * 

u{> j tigj i^^g^ Äildserdefaa hibün tfie aticii iiiö ^ett» «iStageMii^ wann 
Älis Ehe geschlossen wurde und wie viel Kinder sie haben und wie 
alt dieselben sind. ' ' ' ' 

>§:15i4. In den Fällen, in welchen die Ehestreitigkeiten tob 
^nttitregtf tetiuAdölt ireitlen, haben die ConslBtori«tt daH/ Wfts ^ 
den §|. 152. 153. angefahrt ist, zn erheben. • ' 

in: j .f; Dill €bi0ifertörMi ki&ntien Zeugin. nnittcllfttstlndige, 
iasdweit^-ihra' iAndsagen ffir den Beweis von Bedeutung, wilremi sowohl 



6(arteliternMMrcit xM>^ dem ZfweekeT^ie^iibtfairendigeiiKfilnil^ wtk 

saramenstellen , betreifs welcher düauZeugeü uud Sachverständigen 
verhört werden sollen, fiieliei haben sie anch j^ne Fragen zu 'beii 
achten, welche ihnen die Streittheile iielhat^^ireDtiaflil w)ä0|(aiK i^ieH 

^nMV^^s^'^^'^lageüdevflhegätt^ tei^ tßbi^'tofflimf^lhHfl^ %M 

in böser Absicht verlassen wurde, und der Aufenthaltsortes' leteii 
teren unbekannt ist, dann kann die Ehescheidung nicht bewilligt 
Werden, solange der abwesende Ehegatte im Sinne des §.' l3d. nicht 
v^^eladen' ni)d d^ über diebe < Sdheidiitog ' nadb'9ol44.^ bid^l^ 
I^Mtö teHti9t«r<'^' AlM^Mtt^ä lAm^geäOx^ ^t^, ^^il^tei M^ib4Nlii 

' ' [p. 42]. §i 157. Es wird immer vermuthet, dasö die Ehe besteht. 
Hieran! haben die Ursachen, aus denen die Scheidung oder Trennung 
dä:'£heang(3Sii€ht w9td6n, iiikch der Vorschritt ded bürftlHicheb ft6^ 
cesses bewiesen zn werden mit der AasnilhxiiBj- Aiu^imcirg^^ 
l^erlM^tt^ de^zbtteli«(s 'i^r^Uamt üiid liä^lVelb "Mstr^dä Ehe- 
tiändes keinen V^rglei6H '^M^ssMn' dtlrf^D.- tk''^1^ »Bd^i^^syi 
hat der Beweis durch Bekenntniss der Ehegatten und demgenäUii 
anch durch ihren Haupteid nicht' litÄtr"' '^''l 

§. 15ä. Sollte es sich treffen,' dass eine*£he zwar wider.. 
Gesetz geschlossen ist, aber die Hii]ideri|i$se welche e^al'^mi\iB& 
iihe im Wege stehen, so gestaltet sind, dass n^ 'diirch eine Dispens 

oder aber durch eine Bestätigung einer Behörde oder einer Person 
behoben werden können, dann hat das Diöcesanconsistoriura dafür zu 
fliorgeb^ dass das Hindemiss jedenfalls im gesetzlichen Wege behoben 
W^de W zn dem' Zwecke hat e^ anch die nöthwendig^b Sjchritüd 
zn tnnn. . , 

, ,~ §. 159. Die ürtheile der biöcesanconsistorien in Ehestreitig- 
keiten gehen an das Appellationsconsistorium entweder von Amts- 
wegen oder aber wenn die betreftendea Parteien Berafijut^^.je^egpi^ 

. §.180. da^; U|*hf^M^ 

eingegangene Ehe in Wirksamkeit erhalten wird, d. h. dnrcli? TSth 

theil weder getrennt noch geschieden wird, dann hat dieses Urtheil 
einer Beurtheiliing im Appellationsconsistorium nur dam;i vorgelegt 
»n w^en, wenn eift^ VÄU.idefi.JBhjögatt^ 4Ag^«^^i^);a(|U^<^^ift{9r 
legen erklärt bat. , .::.'...:mu ^:* 2ji ,.^f. 

§.151. Wenn jedoch *4mhT ürtMl -dids IXMito 
die Ehe getrennt oder geschieden wurde, dann bat dasselbe beh 

26* 

Digilized by Google 




404 (IV. \gemMdhe^ Qe$$tB*9mn $0i Se9iMi6i9r*lMt. 

9ftU^iK<ler ftf»iirtli6iliing Ae» lippettalionmnaisbi^amii Voos Amts- 

• • [pi 43} §v IMr Wefin^^dfli iAifipillfttiUmiiflMorh^ 

sieht der ihm \orgeh^gten Ehestreitigkeit findet, daj*s dieselbe gehörig 
untersucht und getührt wurde, hat ea das Urtheil des DiöoesaoCOn- 
wtoriams entweder za bestätigdü oder aber abzuändern. < ' 

1<; f. 'l6^-^Wm''iW'faiiigogoii findet^ nioht 
fiftliOr^riiMiitolilMttHNiW im«»ibittfa4' itfli hat «s' dfo DiO^ 
tahhcfmsNtoHkmr iKttr düii B^dMten mmdtmsMUik; dmU die VMtof>- 
suc|)ung vervollständigt werde. ' * • - • • • ' ' ' 

§. 164. In dem Falle jedoch hat das Diöcesanconsistorium nicht 
ein neoBS Urtheil auszusprechen, sondern die Akt^ mit der vervolU 
«tfladigtea Untamoeliaiig deko AppeUbüön^cotiästorinm'SQ unterbrei- 
ten, worauf dieses nacb' MAiagf 4^ mtai' toid '4er '«»eiteii Ubter» 
eadliuag den ' Oega48tlind dim^ VHh^^^^^ ? !^ ' 

' §. 165. Weim einef vbn den Streitth eilen bei der BetuWnig 
wene Beweise vorbringt, dann hat das Appellationsconsistoriam, falls 
dies nach dem Stande der Angelegenheit möglich erscheint, diasei* 
ben nicht erst dem DidoesaiecmsistoHtim KurückzuflAdteii , sondern 
sdkbeti idiiSbrntoMt d«r lieueu BIsiivise gieäerfsiiqii'-i^^ > 
(> * Wim. jddeäi Oa«^ Appellattettseniästoildiif '4ie^ 

tl|4n 'kBnale^ z. B. ^km fnoh ^^ ^^ 

Zeugen berufen hat, welche bisher nicht verhört worden sind u. s. w:, 
dann hat das Appellationsconsistoriura den Gegenstand dem betret- 
enden Diöcdsanconsistonam mit der Weisung zurfickzugeben, dass 
die 'Zfiugeik vevbdvt nieHeft. Im üebrigieoi' hat es in diesem ^ J^le 
gin^6rw>oitagehairv- wifr dfes' im %i l64j Vöifetehrlebeiir'IM.'''': >' ' 

§. 167. ' Wentt^ »bei' Trekia^g oddf 'Ckiheidung eiher Bb6 aiuh 
solche Fragen sich zeigen, welche gegenseitige Ansprüche der Ehe- 
gatten [p. 44] betrert'en, dann sollen diese mit solchen Ansprüchen nach 
Beeudiguag des £heprocesses an das betreffende Civilgericht gewiesen 
wMeih> 'fJ. 'l' .."'.'"^ -'l «^T! l 

§. 168. Wenn der itri^M^oe fihegsMe aaf^CKran^fdlM/Toda 
des abwesenden Ehegatten die Erlaubniss zum Eingehen^*^n^i' neuen 
Ehe ansucht und den Tod durch den Todtenschein oder eine andere 
öffentliche Urkunde ta\ erweisen nicht im Standö ist, dann kann er 
den Tod des abwessndea Jähegatten auch durch Zeugeoaussageu 
darthnn. ' 
1". i9.'16&. üsbriff^as tgdteain diteepBeziehnQg die^Miiiminungen 
des zweiten Hauptstfickeä -desiiilfii^iaheni^esMiiibhe^^ 
auf diesen Gegenstand benelibn;' >* J * . . L N i^ -' v 




-^JinyJ. 170. Jeder, deiv es JiiigqWi^tttb die Ehegatten bis aümj 
gesetzlich in Ehe gelebt haben oder nichW^ilWQj.vnf^ifill^ishaUbf^ 
XitoiiikoHiuiinffien^ i.iy»loll0fttU^liherieio6f7lib8t&tigung; 2« ^heilen 
hat^; wem!' anth vor (3eiA Tode eioes oder : beider ; E^iegattÄti füberi die 
Gütigkeit ihrer Ehe überhaupt kein Streit geführt worden ist. 

§. 171. DasOojaaistorium hat jener Partei,vZ«^4eren, GuQaien da« 
Orifheil lautet, auch die Dqko$ten ^tttgafprecheniiiaid/zwar 60))K)hl in 
dem BJM8tffeii«i9k«iHei».iilft;äQfiih.iiii«[i^^ BMi»waelliotnij<jbnq^jai 
iiiiMneli>bftifciU>lM8»./lM^^^^ ßmUi^llmii^ilm mMÜlk^anySSM 
zur Zahlung der Unkosten , der Zeagintgeblib|3^tii,i8äebyer8t$^g^ 
gebühr u. s. w. zu verfälleo'^ r f [•■.' , j mt '-'U .c 

-i §.172. Diese Dnkostea bat regelmässig immer deii aachfölUg« 
XhAil zu zabUo. Wenn jedoch b^i(l«u1^hei)|9iiS^biiid']trdgeDdi^iba^B 
midi0 iPjSMMkotAep iglQtetadUwi^ VHi.lm^Ul'M i^Jir/nU Iv^vru .tni 

§. 173. Mit 4li0i»ikwe!idrtr9r(ri»es9f^ 
rkMsMen vi We1felie>'f& blf|^ Streitigkeitett bei Crtfricblen fflr 

die Staatskassen [p. 45] gezahlt woideri, auch bei den Consistorieo 
in Ehestreitigkeiten, ferner in den Streitigkeiten der Geistlichen 
fflWjpeo B^Qiützung , 4es > ikirchlichen. od<V.'.oKlo£ltervermögeBs oder der 
Bendfie^dfliiiktiAitef^MAbt^zttii^da^ «nriir jfwi^diiaidSrthBileute 
iftikieaaiiftoMiitom.fao ^{tM 

luing für i di^f XTrIbaile? d^r< B«»ri»g|«nolito wAvKUf f üjKtbeilodife ^ikt^ 

pellatioiisrOnsistoriunis äo viel, als. für grosso Qerudait i vorgOr 
schrieben ist. - t^r , ■. ■ ; * - U 

[ 17^ . im allgemeiaon ^ wenn: in diesen» Geaetseiüber den 
•^lurfai^ ä#r i^iroblioben QriUyrdeibikeiMt;idi8nadM^ m^iMkmik 
bnrgertfgiiheA.jaiid.' d««^ wgeacbrifMeptjfievtittaiiS^ 
l^fffRi« sindi . gi^ltisnl'.di»$^ »iichjflbrj dtoMConnfl^riefiiir 

•.I I 'y ' ',.:.irf<.., «,.-, t: .M !.. , .y..,\^ ii:>;.j!ri' I •■;*'''op 

ß^. JUpM^H^^- Sfr^e^^,,aitf welche die Co7i«i6/or;^«;j||rij^l!6(4ii/jlic^f?i 
.i... - kennen können. . i^^ui^Mn-^A 

g. 175. Die Strafen, in welche Geistliche durch die Gundato» 
Tieo'V«cfifcltt.iMd«niikölaifiiri<i8i^ << >V7 /k'M 

.Ml!',.: l)nV^iriil^j,jM j,; I'. h-, ,m;f, i » 1 •> i> f! »tili n'»I;d:*{ifw/ii*i v.f*h 
• -2) fArresty ^ , ::if ,!•{')(; . >. 

I ) 3) Amtsentset^ung auf bestimmte Zeit oder für immer* 

.;. i) Das Verbot der amtlkheii;^EafictioDea .aufi^eiAej Zeit laag 
oder für immer. AiüdUnl 
I Ji):.¥eraeti(u;g:.iita'\einear Pirodilft ii^^ aus 

II •:'euwi'KbMkflr-ini;:ailiiOBd(Bras,^'iüid «! - es). 
6) Verlost des geistüclien Ohacaktn.M : .:> . ^ ..i. iir. 
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gen*, der ihn verdient hat, entweder unmittelbar oder abei^ '(fnr<A 
Vermittelung des ProtojerejV d^T^ Stellvertreter oder der Klostervor- 
'stände mitgetheilt, je nachdem dies thunlich ist. m 

[p.46] §. 177. Der Arrest kann nicht länger, als attf '40"IMid 
Mcht kttrzeir bltC'iiaf 7 Tage bestimmt werd^' und Wird vdn dem 
il!^;e'-W ^eifeclm^ an welishetii d^ ^"^^^ '«A- 

|»M»n hat. • • 

-frfO g -jyg Y)ie zur Arreststrafe Verurtheilten haben ihre Strafe 
Klöstern, welche in ihrer Diöcese sich befinden, zu verbüssen. 
§. 179. Wie betreffs der zur Arreststrafe verurtlieilten Geiat- 
%cheii T6r^[egangeii werden soll, bat daä bi^obofliehe GönaistoninD 

' §. 180. ' GmsiHc^/deivdi^ die Ffthi^iig ihres Ämtea für inmer 

untersaget ist, haben nach Mittheilung des erstrichterlichen Urtheiies 
(§. 186.) bis zur Mittheilung des Endurtheiles die Parochialeinkünfte 
gemäss §. 180 und 184. zu gemessen. Von deta Endurtheilc aoge- 
'^fani;^, haben sie Jedoch keineb Niitzgentt68'4in dem 'Parociiialbeiie- 
^fieittnfnwh^^^^^^ -^'^cl"*^*^'-'^'^^' • • 

g. 1^1. HdMhe nnd- DiaeMMn; «aan sie' Mir Amiststrafe T#r- 

nrtheilt sind^ haben während der StraMatter keinerlei Elüktelto, die 
'mit ihrem Amte Verbunden sind, zu geniessen. ' • 

§. 182. Zur Amtsentsetzung können Protojereji, ihre StellTer- 
treter und die Klosteroberen verurtheilt werden.^ • 

§. 183. Eine zeitliche Amtsentsetzang kann 'nicht länger als 
anf ein Jahr nnd ni*iit kfiraer ^ds attf einen Monat ausgesprochen 



• §. 184. Ein seines Amtes entsetzter Geistlicher (§. 182.) hat 
während dieser Zeit keinerlei Einkünfte zu geniessen, wie sie mit 
seinem Amte verbunden sind, vielmehr treten in den. Nii^zgenuss 
dieiier J^nki^äm (jpi.47} jene Pecsenen, welche anterda^sen^nactt Alt- 
0idniin0 de^ Blac^hote d}e Aintspflichten je^ar Personen Tnllfähr^. 

§.18^. Ein zeitHdies Verl>ot der Ansfibung von geistlichen 
Fnnctionen kann nicht länger als aul bechs Monate, und nicht kürzer 
als auf einen Monat ausgesprochen werden. 

§. 186. .Dar .Beginn dieses Verbotes wird von deip Tage an 
.jgBKßfkB^i' dXk ynlehfiiß das hierauf lautende Urth^ zqgestellt oder 
llbergeben ist. - 

§. 187. Solange ein zeitlicbes ¥erhet def Ansfibung der geist- 
lichen Functionen dauert, gilt betreffs der Einkünfte und des Öe- 
haltw. die Bestimmung, der §§. 180 uad 184. uud betreffs des 



GehaltQs.riu^: ,40i;j^|Si||^ni)i^.,.^^^ Q^Pf<^^s gilt 

für immer verbotett jst, .^öwpnioÄeKh^uptj^^^^ 

.*!! §. 189. Die Versetzung von einer Pfarrei auf eine ^naero. e;i^- 
ß)lgt innerhalb ^er .fijiSc^,^ iAj:>w§tefe§r,T^i:^«b?*Ä8^of4rf^ 
urtheite wohnt. ^^^^ miuih^k 

rakteavfwartbeQiwordaii .ßiiid, ,hab9f TQ^,dei?,Mjitt|i^lui|g des ersten 

bis isur Mittheilung des letzten ürtheiles die Beueficialeinküufte ge- 
r.mäss §. 180 und 184. zu geniessen. Nach Mittheilung des letzteren 

ürtheiles hierüber hört jeder Nutzgenuss der Beneficialein^nft|^..aqf. 
> SftMie. .0Qi4Uche w^dc^ . betre^^^i^ Bis^^of^ > g^fcU , wel- 

€b«ii flie. i^:.der .vaa.,d^ Art ^^.:^j^|^e 

•Aes geistUdimv^lbirftkteF^' ^ii^t^det^ (Vergl^i<ike jedo<^fi^ 
vom 21. April 1869, Gesetzblatt Nr. 22, S. 27 und 28),.^^ '.^^^^^ 
j [p. 48] §. 191. Geistlichen, denen ihr Standeschar-^-kt^r e^(iZ9g^n 

ist, werden alle Orden und Auszeichnungen, welche 
-Ante erhalten haben, abgeuoini?^; upd die Or^lBi^zeie^fn^ welche 

den, fidlen an die Staatskasse, J^, , .welQb;e .eii|ei]^^^ 
einism Dianen des Elosterstandes entzogen werden , haben an jene 
Klöster zu fallen, in , weichen sie gelebt ^li>;9P), ih^^fja ^|^e,^4¥'^ 
.ertheilt wurden.« y.. ./ .y^^ 'j ^ 

§. 192. Die geistlichen Behörden haben ihre Verfügungen ütid 
' 'Ürtheile durch die Protojereji, Klostervorstände und wenn es nöthig, 
durch die Polizeibehörde ausführen zu lassen. Oiss^'t^vf 
, §. 193. Die bischöfliche Synode hat be» Y^tfi^mgi^Hea 
Qe^tzes 4ber Bestrafling der Giof^äeheii fllr'kdii f'ergehiatf ^^ibi- 
d^i^enStirafbh vorziisehreibeD, äls diejenigen, ^elibte-iof dieirem G^dtze 
vorgeschrieben sind und bei zeitlichen Strafen hat sie immer die 
GräDze zw^ischen dem geringsten und höchsten Strafausmasse zu be- 
stimmen, innerhalb welcher die Consistorien beim Aussprechen -^r 
' fetntfe sich bewegen können. Dieses AQinl8tf8^^da^rf wed#f^läi%er noch 
grli8»^r sein, als in den §§. 177,1^; IB5i 'dStear^ GIm^«. 
stimmt ist. • ' nsde^iodw 

§. 194. Durch dieses Gesetz wird beseitigt : ^ 

1) Das Gesetz über die Organisation der geistlichen Gerichte 
vom 23. August 1847 (Gesetzsammlung IV. ^ ^ 



m 




({\ % .*\2) «F8te und zweit« Absatsi'der «Uwböchsten VerfDgim|) 
:\-.;.A o -vte 80. Juni I845> (OeatotottniniliiDg^ V; S. 76) und 
8) Die allerh<(chsto fini^Mierovng vom 18. December 1851 

/ Z. 1112 (Ge9etz8ammlung':VI. S. 79). 

TP-^^] Wir empfehle« unserem Minister für Oultus und kirch- 
liiftie Aiijgelegenhelten, dass er dieses Qeset2^er6ffettlliebe und ober 
dM'' VdttifllUittg dftsselBett wacbe; deii B^Men- btrfbblen irtr e^didttt; 
ds^ sie hi&^ demselbeif vorgebeii und AUett und Jedem,- dasd'^r '^Ob' 

ihm unterwerfe. • 

Den 30. September 1862 im Kioetec Bavanica. 



• J 



CMteben middas Staatasiaitel bei^eelMekt t Dei< TertMter des Minirte^ für Caltns 
P«K Bi&ter dea StaaMegeU aad Minister : Qnd< karohliche Angelegenbiiiteii« 
derJQstiz: . der Finansiiiiiifster: 

! ! R, J(4esci^afUn m. p. K, Ztücüsch m. p. i- 

[p. 59] 2, Rundschreiben an dm Erzbischof vott Sßlfjmä und^ nUs 
ik^iSfiiu^nbuMfej^^ tm <f»e Ge$chaf^iUmmg ^emim dem neißm 
.... Qß^äj^ Uber, die kkthliehen Behörden einmirkhien m^. 

<\ • Belgrad, am 6. März 1863, Z. 665. 

' Dörch Erlase des Gesetzes über die kircblichen Bebten der 
oHtedäron Kirehe Ist die getrennte GescbäftsfGibhmg der IHOce^- 
Miseh(^fe' üiid der DiOcesanconsistorien in Bezug auf die , debselben 
dürch dieses Gesetz zugewiesenen Angelegenheiten überflüssig ge- 
Görden. 

Den/ Geiste dieses Gesetzes entspricht eine einheitliche Ge- 
äi3bftft8fthrUnigf 'der^Di5ce8anbiäcbÖ^e und der Diöcesanconsistorien ; 
. liftorenS eine Trennung derselben die 'Folge nach rfcb zleben würde, 
dass der Diöcesanbischof als eine , vom Diöcesanconsistörinm ieibge- 
sonderte Behörde mit einem eigenen Wirkungskreis erschiene, was 
jenem Gesetze weder entspricht , noch auch als uoth wendig sich 
erweist. . . . 

. .Oeeshalb beehre iek vich^ Sie zu mnehen«; Si$ mOgen die 
IkieB naxk |eiem Gesetze 'zakommenden GesebMntüeke mit des 
buifenden Nummern des Consistorial-GeschäftsprotocoUs und Registers 
versehen und die getrennte Führung des Archivs auflassen; und es 
bat das Geschäftsprotocoll , das Register und das Archiv des Con* 
nstoriums auch Ihire Amftliche Ge^^flbifubPinig za «nfasieat 

AeiiihmigeB 8ie efta. . ^ 

■ • ' ' • • 'I 
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Vollzugaverordn, t*. 6L Mäns JMS »um i&b§i^ di^Auohi^ Behörd, 4flft* 

[p. 60] 3* MMidschreWen an xüle Diöceianconsisiorien täul das Ap-- 
pelkUionsemsistaHtm^mberideHiV ääardie kirch- 

' { vBei(^v(«m^§;^MtertS6% Z. 673. 

Damit in Ausübung des Gesetzes über die kirchlichen Behörden 
vom 30. September 18()2 ein einheitlicher Vorgang bei allen K\rcl^^7{ 
bQh<^t4du.ll0s.XiApdoa erzielt, jW)^rc^,)iielt es £ar aiigez^igt, im ^ru^ 

Instraction zu ertheileo. 'ihttTfiniun mdi 

1. Allgemeine Bestimmungen. inCT 
Ein^beddUteiidee ^XMl (Sieschäfte der kirchlichen Behörden 
iat dnrch das Gesete einecaqitS'Klea vDi(k^aniki9fltofi»n^ iftotemeitf^ 
den Coflsistorien zugewiesen "nnd ersebeHit: hiedureh'*«tieli^ldie^<(]lbiiid 

petenzsphäre dieser Behörden bestimmt. Die erspriessliche Amts- 
führung derselben erheischt ein wechselseitigeres Einverstäudniss und 
eine wechselseitige Unterstützung; und ebenso wie der Diöcesan- 
bischof ohne Vermittlung den» CoDSistoriume keind Üdttenuiäiun^^ofÜ 
iiebmen, k^eu Beriebt 6ieVvei^hftd^tf V^ ii6(sk *«^^^^ 
Entscheidung, die'er getreifen^ibf'd^s 'G^IHet iter*^ 
sich erstreckende Polgen verschaffen kann: ebenso ist das Diöcesan- 
consistorium verbunden , allen gesetzlichen Verordnungen des Diö- 
cesaubisichofes Folge zu ieisteu , fbm , ämtlichen A^igelegeaheit^ 
zu Diensten ?u slj^hen .und in. (ä|9ae1^,<l^e^^9iBi|gn9jg^ 
seinen S^en .cdep jeiria Verfugung..^i^?B^^ ^^h^^ 

Der Geist der Eintracht und Bereitwilligkeit zu wecbsela^mgei^ 
Unterstützung soll überall, insbesondere jedoch bei jenen Apgpiegen- 
lieiten stets sich bethätigen, bezüglich welcher die Competeiiz zwischeiv 
den Diöcesanbischöfea und den Consistorien getheilt ist,,j^qj^|l^^j[^ 
80 wird es mdgUcl^, 4^r ..hepigen Kirche und. der jStaat|9ypyv;^lt^^^ 
Dienste zu. erweisen, ' welche, ^n^ Qese^^,ßf)faipr)EicJI;ej^ .i|io\^^^ie 
der kirchlichen ^örde unterstützen, / - r./i*'o>7.«vrr jf^(^^ 
[p. 61] IL Besondere JBesHmmungen. Jmmn 

l) In der BMeÜMuijfif ^ SS^ W, 4&\M^m «M^fiMfühmals 
vn §; 96. 'des CkkelM-fiber •dfid lEiflelilii^tt^^fiel^^ <l9|i^ gesagt; 
dass auch den DiöcesanbischöfeTi di* '<Sörge Wegen Brhaltong und^ 
Förderung des orthodoxen Glaubens, des Gottesdienstes; 'def kiPcfe-J' 
liehen Zucht, der Errichtung und Renovirung der Kirchen und K4()ister^ 
als auch die Aufsicht über die GeistHchkeiit^bliegd ^mliiV)^;^lii 

Die diesbezfiglichen Bedfirfnisse kOnneiif>aimrielNSt0vi#eiletref- 
fenden DiOoesanbischOfe oder Consistorien in Erfahrung bringen. Wenn 



410 . . , . Serbiiehef- GtteiM vom dO. SepUmber 18ß9, : . 

-diflr DiMndeoiuisMeD. fiodeD, d«ss ia 4km Hinsiebt vcginü w^l4e 
^lirItt»''i Mte ti iemiB e> verdtD* stllten; Mm. sie «ofoiA die geeig- 
iMtsten Verf&gangeD zu -trafai, wenn hietm mo» BidaabiilBs des 

Biscbofes nicht vorher eingeholt zu werden braucht ; sie haben den 
BisbhoF jedoch jedenfalls im kurzen Weofe über diese Verfügungen 
in Kenntniss zu setzea und zu erhalten. Wenn jedoch der Diöo«B|»- 
hUM die, in düi «A)aii0e£alirtdii §9« beidhrteii Angdeg^nlieftlieA 
mt- & AttnBgimg .bifogl, dftnn bat .er. im kmm Wtge, «^- les mlM- 
ll^'jdvrdb idetf Yenütteiideii, sei es schriftlicb, das Contoistoriuai ein- 
zuladen, es möge die ferneren, geeigueten und gesetzmässigen Ver- 
fügungen treffen; immerhin steht ihm jedoch das Recht zu, über 
deft FortgiMig und Ausgang der Angelegenheit sich infornairen zu 
lasseo. Es versteht sich , dass in Fällen , wo keine besonderem JBi^ 
-hebnD^ gepöc^gea werden mfisseti, 80foct:da8 Nötfaelge vntOgt werde 
.«od Stesofem der DKycesanbisehof zu ^iner BotE»heid«ng eompetat 
iät, hat er dieselbe unmittelbar selbst, oder durch Vermittlung des 
Diöcesanconsistoriums zu treffen und im ersten Falle von seiner Ent- 
scheidung das Consistorium in Kenntniss zu setseiL freilich er- 
scheiot es auch in selcbe« F&ikn a^tbig« dass in den CooBi^omi- 
•Afctfln< JüerOber eine gaoa J^nrse Anmerbing^ «^ofgeii^mniim werde; 
doch ist diesbezüglich jede Correspondenz zwisefaen dem Bischöfe and 
dem Consistorium zu vermeiden, insofern dieselbe mehr enthielte, als 
eine blosse Mittheilung der Verhigung des Biscbofes oder der denÄ- 
selbeu in wichtigeren und verwickelterea Fällen vom Ooosistoriain 
vorgelegten Referate. 

2) Im §. 45. Abs. 4« Ui b. ist bestimmt., dass die DtOceaan- 
oon^BtorioB übei' Trennoag nnd Scheidung dar Bhe zu nrtheilen 
haben und dies irnrde aneh im §. 128 [p. 62] wiederholt Demge- 
mäss ist als eine, in die Competenzsphäre des Coiisistoriums fallende 
Ehestreitigkeit nur eine solche anzuseheu, in welcher der Mann oder 
das Weib die Scheidung oder die Auflösung des Ehebandes anstrebt. 
Wenn dies nicht der ViHl uA^ gehdct der Streit nicht vor das Ocft- 
siatoiinm. * 

Weaii folglfdi l) 'ehi Ehegatte- den andemi vetiisst «nd der 
Verlassene- die Trennung der Ehe nicht verlangt, vielmehr das An- 
suchen stellt, es möge der andere Ehegatte zur Rückkehr und zur 
Fortsetzung des ehelichen Lebens verhalten werden; 2) wenn ein 
Han» .sein Weib nisrtandelt mid d«8 Letatere aun GimBUftoriMn 
kommt, aber ntehf die Trenmmg der Ehe, sbndem eib ¥erbei ibnnnr 
IfisskoilaiiEgeD ansneht; 3) wenn ein ßhegntte dentanfderen Vertroibl 
tnnd der Vertriebene zurückzukehren wünscht; 4) wenn der verlassene 
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s^tfeit 'BlI^idiesd'niyd '^dmtfthiiit^^e iM^'BSki&ieakkiiA^ 

keiten angesehen werden und hat das Consistorium dieselben Iredör 
zu untersuchen, noch auch zu entscheiden; vielmehr hat es die Far- 
•iöien, welche sich diesfalls an dasselbe gewendet haben, an idie com- 
-fietente Poliseiibehörde und den^i !caiifpclieiiteD Seeiiorger zu /weisen, 
^«firtt ' «liM '«rali der> ¥«roi!ötitfag r^rottfa tti iE4hwar'WSß ffiTci^fg 
adii W/'SliBj' Vi) vox^Amky ' Nach '«'Al;''^ die^ Vofoiftni^gitooll 
blos dann vorgegangen Wörden, wenn der Pfocess wegen »Sobeldtmg 
oder Trennung des Ebebandes vor dem Consistorium geführt wurde, 
ijedoch das Urtheil aut Scheidung oder Trennung nich^ gefEült woih 
'd4n M, ■ • ■ ' ' ' '»v ;;i ^ ^ ■■• 

-iöfter wä^en anstl^ssiger Aufifülht^T^ idciM!h«ii''btott'*^arin,''' w^ dtr 

■ Diöcesanbischof, welchem die diesbezüglichen Klagen vorzulegen sind, 
-findet, dass diese Vergehen mit einer grösseren Strafe geahndet wer- 
den sollen, als mit einem Verweise, ei»er fünfzehntägigen Arx^- 
itrafe^ oder dem Verbote kier Attsfibimg 

^•bii'«a-'*eMm«'Moiifttld;« * s -J' • « -' M • .-v. •''•f» i - .'.y^h 
Isi^ enr* 'FftlM^ de9<j0^ftöieileB'**iii '.diesen' Fftllen euwffdnneile 
Erhebung nicht vonnöthen, dann kann der Diöcesanbischof das Ur- 
theil entweder selbst aussprechen , hat es dann jedoch dem Con- 
sistorium zur ämtlichen Kenntniss zu bringen; oddC Abei! das Yergjalien 

'dem Oöiisisforium zur Abnrtheilung ^mwelsen. ' > • r< 

[f. 68] ^md )edo<4iHVoNr]tebibiigeir iDidiwäidig^;'' dflBhobafcttder 
BiM^nbifaeii9f( ironn enr.fllagieii oiteriralMer A^rt^miuiift^ 
dem OoBsistori^ra mltzutheilen, damit dieses die ndthigen'Erfaebangen 
pflege; nach Abschluss des letzteren übergibt das Consistorium die 
Angelegenheit dem Diöcesanbiscbofe und dieser hat sodann, wenn 
die' Strafe das im §. 102. AL 1. beeiimmte Ausmass nicht ub^- 
schreitet, diese Strafe selbst aosznspreclien und hieven ideii- Goe- 

'siBtörnmi; llitikliellnigr saniadMn ^ sMldies dieMbd' urolkiim ; bftlt 
jefleob • dMr'BffecsaMsdhef dAffir, dafts *#a9 -iNm Obiäsntorinin dntfl^- 
snchte Vergehen mit einer höheren Strafe belegt werden sollte, als 
er selbst auszusprechen befugt ist , dann hat er die Untersuchung 
an's Consistorium zarückzuleiten niü der Weisung, dassüdiesesf-j^ 
fitamfe. ansipitMlie •und idem^ Oesetsergeniftsä voUziaiiOt' ^< t:.:,:: ); 

' • Wann Jemawl jdtoi' IMeüanbieebttre gegen eiQini>:aeH<&3i6n 
iragefr dm AmisirergelieBflveder «nitaangea BenäbiBfliitf nfindtieh 
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Ml Imfcirefft, kaiihB dm Bimhot^ kU» Mb ene Ei^msm m 
AHMgr aiwiiiii Cowistocim im rntta, iiiil tet mit ^mm 
Kffl0eoll an^mioaMM wtnle; avmf ao^imi w dieMB «Is maAm 

dem Falle, ab eine formelle UntersQL'haog ucnöthig iii, Mcik «ft 
obauigenUirt^n Bestirnmonien Tor^e^aoeen werben soIL 

In allen die^'^u Fiilen wird ^wabl das VtfgalttB, aift.Mcä «tt 
Uftteil iv CoosktoriaUProtocolie eingetrag^iL 

4> lm> 109. wird bfitimoit, 4w die« in 4er gtufjwmM 
ordooBg angef&hrlM'BeiMfisiBititl Mch m des iluyiiiw BiMf 
dmi sn gelten haboi and ist diese Beeiummmg im 174. i rae i a 
boit wcHxIen. 

Diese Beweismittel sioJ aofgezihlt im Bncbe: »Wörtöreix-rki- 
nii» der Gesetze, VemdaaDgeii . Vollzugsv<>cschriften o. &. w. 
FfimtaiiyiiiiB Serbieii tom J. 1^7 bif mr Mitte dea J. ISaö.« 
Bd|{ral^Ilflgierlii«fl^B6cbdriu^ 1856, raf den 8^ 419— iC 
and an diene BeweismiUel babeo sieb die fHOeesaiieeiiMliriM a 
halten, in^olan^e eine audere Verfugung nicht getroffen werden wiri 
Sollt« eine Aenderung diesfalls eintieten, sei es dnrch die gesell- 
gebende Gewalt, <>ei e» [p. 64J durch dcji üerro Jasti^mi&ister» 4aHi 
wlfd diiii in. dea »Srpük« Nome« Idiad gemoht aud den C<mastD> 
Hior yon m «piddl imtgietiieitt Vörden, uteimif ditee'die iifithjy 
jUnderuugen dea Verikbreaa ▼oraonebiDeii baben imdeiL 

5) §. 126. verfügt, dass das Consistoriura Streitigkeiten ziri- 
öchen Geistliuhen wegen Benützung des kirchlichen oder Klodl,er- 
Vermögerui und der Paroclual-Einküntte m untersusiioa habe; ebenso 
bestimmt dies §. 146. wegen Ebesireitigkeiten, .bei weleheo die Vod> 
HkMmiÄ .d0c. tfiigurKoben iPioensaordBWg.; wtagebtad.aaiB aolle«; 
im §. 174 vnrdo .diee a^bUeseKoh wiedavb^. 

Dies yOesettboch über die Processordnung in bürgerlickeo An- 
gelegenheiten« ist am 20. Februar 1860 Nr.^^^^r erschienen und 
wurde seinerzeit dem Consistorium übersendet.; an die Bestim- 
mungen desselben hat sich das Consistorium bei Unt^timcbungeo 
in doo «baogefttbi^ Skoitigfeoiieii .awiaabe« .0iM8tiMlien luid: dea 
Ebestarritigk^iUii. ta .bottoa:. JSkdtteii • diMlbinüglMb. kttaM gbia* Ajok* 
derungen eintreten , dann wird aaeh> diti9 Gooeistoiiom il^ w b»* 
achten haben. ■ - . • - 

Ich empfehle dem Diöcesanconsistorium, sich bei der Ausübung 
des Gesetzes über die kirohlioben Behörden daS/^rtbado^aiGUuibeis 
«a die im Vorliegendiea :gflgob«Ve baKon« > # 

Das Oiroular thoile b^h^anob di&ia id^ppdtotitiM(^ 
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V. Wir berichteten bereit« iira Archiv Bd. 48. S^ W^ ä.irm 
den kircbliol^-p^^tiEiohMi WiTreii,!:welobe'da»«erb.>^Gtoel2tViitt*a^ iUpdl 
1881' bemnrlel« useh- 'uMidieio «mch* Ittf '^«wim- gi^icU^ -Aiiitf» 
handlangen politisehe'^Taieii'milriehföt mer&mi fsfUHm. >Noch gröaiOM 

kirchlich-politische Wirren rief hervor das (hier in der Uebereetaaiig 
des Wiener »Vaterland« 1883 Nr. 69) folgende ; " ' ; 

»Gesetz vom 3UDeoeuil)9r 1882 (12. Jan. 1883) über die Aeni* 
dernsg^n nW* BrgftDzaiig;«! 'biini ' Gesetz«« Aber die'Eii^]ieiib«AiOrden 
des'oHhodoim (HaiibiMis Tem' 90. September 1862;i:-^^'*. 'm.» .;! 

Art. 1% Der AMbiievdeB^JOeBeiitoHiiiin'. bikleb: a) stomtliebe 
Eparchen (Bischöfe) ; b) zwei Archimandriten : c) je ein Rrzpriester 
aus jedem Eparchat. Vorsitzender des Archiiereen-Consistoriuins ist 
der Archiepiscop und Metropolit von Serbien oder sein Stellvertreter; 
Die- Mitglieder * ütiter b) und c) Werden durcb königlidim \Erhsk 
aof (inf Jabte e#nabiit. IMe (adewolrtagbn Afitgli^ 
fieiseiraeteii iiad 15' DInarb (Fiwnes) ^ * *i ' • "• ' • 

Art. 2. Die Einberufinig; Eröffnung und SdiHessung der 
Sitzungen des Archiiereen-Consistoriums wird rechtzeitig der Minister 
für Aufklärung und Kirchenangelegenheiten bekanntgeben.' ' 

Art. 3. .unter dön dngefährten Punkten gefaseten Be- 

sdiltae dee Afebneireea^Oonsistcnriiini^ wier(jleik dein* Miaiet«r fSat'Amt* 
klärang und* Emfaenangelßgenfaeiteii en^pssteHt «liiMi '»kännm 4M^^ 
ftikrt w&rdm», i^^n dersdbe Minister ^Märt j dass von Seite der 
Regierwig der Ausführung derselben kein Hinderniss im Wege stehe. 

Art. 4. Den Archiiereus wählt das Archiiereen-Consistorium, 
den Areiiie^scop und Metropoliten wählt ein besonderer WablkOrper« 
ift 4eB aiuneb'detti Mitgliedern' deeArohiiereen^^OoDelietorid&boiite 
der PrAsident des MinieteifraÜieB, der MibieterfafiAtiftUTbbg'.aftd 
Kircheirangelegenbeiten, der'Pras18eiit dee ^Kaiiteratbes, der PHisident 
des Cassationsgerichtshüfes und fünf Mitglieder der Nationalversamm- 
Iniig (selbstverständlich aus der Regierungspartei!). Die vorgenom- 
mene Wahl wird dem Kdaige zur Bestätigung vorgelegt und die 
kircbliobe' Gönäeertitioft kanb' erst aaAdiei^ Mttligiuig'desKdiiigs 
erMgea üae eidfliiid' oidbi beiWIgto PenSiittchkeit hitn ^bol- d^rt- 
eelbeii Wahl ttielil'wMergewahtt'<weMfern. .i - % - -r 

Art. 5. Ueber alle administrativen und Personalangelegen- 
heiten im Kirchendienste und über die einzelnen Persönlichkeiten, 
gemäss ibrea Ffthigkeitea und des dienstlichen Bedarfes verfügt der 
Archiiereus nai^i vottergej;aiigen4r Ve^stlUMlig«^ Mioist» 
fftr AafUOning' ntfd UVebtt^e' Atigete|rettheHeii:« • ^ 

Art. 6, Die Archiiereen babeo die Beebte eines 8kuMea9ntm 
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4fivkh). iiaeiAAejjBiMafiGUD^iii4.iiia 

stemnottiidRi^fälif AtoiMhfenMselheti ansgegebenen ¥dror4Dlngei|t 

nicht fügen, werden das erste Mal mit 500 bis 1000 Dinaren, d' 
iweite Mal mit 2000 Dinaren bestraft; i wenn sie heruach ihren Un- 
gehorsam fortsetzen würden, werden sie von ibr^o^iAmte ftbgesetzk 

,7JL(«,lii Folge deSrTC^e^oden .Q^ties eijk^ 
Bischöfe, auch der von der Regierung an Stelle des von ihr für abge- 
setzt erklärten Metropoliten Michaelo eingesetzte Administrator der 
]ijtetropolie ihr§.J>emis8i9n, weil es uqp[^ög|ip)i sej^,4jLeses neue 

Bjil0b6fW8^2 anzqriie^aieD nnd dfinoh^ful^ren. pio ,^r^i^h&;{UT 

Ippia 11011^. Q€4ets|..zjar.WakJ..defi IftetngpfQKjtep- d^^ 

()er Skapschtina :«ifid vom Ednig ernannte geistliche Wüiidept^clkger 

(l^}ia^,daft*-diQ. Theilnahftie.d^?- Biftchj^£ö,ni>>higi,wä^i§),.)jptij^ 



VII. Mitte März 1883 meldete die »Pplit. Corresp.« aus Belgrad, 



Niseh, Belgrad und Milanovac, last sämmtlich alte erfahrene Diener 
der Kirche, zu Mitgliedern der Synode ernannt wurden. 

Am 24. Mftrz 1883 pablicirte das Belgrader Amtsblatt einen 
kOnigL Ukas, wodurch die Synode zur Wahl der Bischöfe nnd des 
Metropoliten auf den 1. April (neuen Styls) einberufen wurde. Der 

Cultus-Minister Novakovics hatte sich vorher beim Patriarchen von 
Karlowitz versichert, dass dieser die Consecration des Metropoliten vor- 
nehmen werde. Die zur Vornahme der Metropoliten wähl uiederge- 
.setzte Commission bestand aus Skupschtina^Mitgliedem nnd firz- 
pricstern. Bei der am 1. April zu Belgrad Yorgenommenen Wahl 
wurde der Archimandrit Tbeodosius Mraawitseh zum Metropoliten 
gewählt. Der russische Oberst Despotowic, welcher von Petersburg 
eingetroffen war, wurde wegen seiner Agitationen für den ehemaligen 
Metropoliten Michael von der Polizei ersacht, Belgrad zu verlassen. 
Während der Wahl des Metropoliten, an welcher die serbischen Bi- 
schöfe nicht Theil nahmen « wurden die Zugänge zum Wahllocale 
militärisch bewacht 
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Der Culturkaihj^ ini Serbien (1888^ 

' Die Wahl des Archimandriten Theodosius Mraoviö zum Me-, 
tropoliten wurde von Köitig Jdilau sofort bestätigt und: am 4i(dgetl» 

- 1 ' *lHe nng^ariflcb« Regiernng hM» '^mB''*VM»rdkm'Jä^ 

auf dessen Anfrage, ob er die Gonsecration des Belgrader Metropo* 
liten vornehmen könne, ibre Einwilligung gegeben. Am 7. April 
fand die CoDsecration des neuen Metropolitea. Mraoi^^ eines ge-^ 
bornen üngani, in Earlowitz statt Sogleich nach dessen Rückkehr 
tiMi ' Btslgraa 'ftüM dort- nntdr ö^liier Thefiiiahniä^^ itinftferrath 
nntef Totsitz 'dito Königs stfttt; Es warde be^oteen,'' ditte d^>Mi^ 
tropolit eine Synode einberufe, zu welcher die Bischöfe einberufen 
werden sollen. Die am 13. April 1883 zusammengetretene iSynode 
wählte den Archimandriten Nestor zum Bischof Ton Uzika. Die nioh^ 
m Sitzung erdcbienenen Bischöfe von Negotin tind Sohablii wurden- 
jMfer-zn 4(>00'$rc8/OMstrafe venuth^t ond Ifamlki tUf dein 
wdierer 'Renitent Absetzung aogedi^hii - Am 1*6. -April geschtiP 
durch den neuen Metropoliten und den Bischof von Temesvar in^ 
Belgrad die Gonsecration des Bischofs von Uzika. — Der »abge- 
setzte« Metropolit Michael erhielt die Erlaubniss nach Kussland zn 
gehen; für den Aufenthalt in Serbien wurde er in ein Kloster ver- 
wiesen. Aach über die Bischöfe von Ndg4»tin und Sehsbac wordd,] 
weä sie von di&r »Synodec fernblieben, alsbald »Absetzung« ünd 
Verweisung in ein Kloster verhängt. • ' . * 
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XXXIX. 

Oie IHrtheirfaiBlie Kalenderfrage in Ost^GafiziBii. 

Von Dr. Alfred IL v. Schlichtiny za ExalcM^.. 

fiekfaiittieb hat Busslaiid den JvÜMiaeten SkiteiMter ingsMMk 
am ntwUMi Ckrtete \Mm Mbthattm, ja msMMe iltt«Mn 
188B sogar dens^btn In Oongms-PelHi ciffiraMran. 'Hhvder %9- 

kannt durfte es aber im westlichen Europa sein, dass di« unirten, 
also katholischen Ruthenen in Ost-Galizien sich auch noch immer- 
iort des Julianiseben Kalenders bedienen, ohne hietör «us dem Bitas 
hargidiniirte SdMm^ünde anführen zu können. Die ans ^ifli doffd- 
Uft« ja sgaar wie k. B. m JBrod^ dnüMimi Paieitegwi lauid ti i a i 
tirenden Misssi&nde för den AckerbiMif &ir Am BsudweiifltsMM* «ai 
för das gesammte Schulwesen liegen auf flacher Hiiod, nnd be- 
dürfen gar keiner näheren Beleuchtung. In neuester Zeit verfieleß 
einsichtsvolle rulheniscbe Gemeindevorstände auf den Gedanken, in 
den Bezirkflansschussen und den BezirksveraaiMDliuigen die Ab> 
MbaAii^ der doppcitsn IPoirtafe za iMaalimfifai, also elae IMmmi 
dai leidiaan EalendsrweMQs kSloM m bringni^ iadtta iB»' gm$9dim 
dk ISnfahning des lateinischen , wie sie^sieh ansdrtdclMiv stso 4m 
Gregorianischen Kalenders befürworteten. Die polnische Publicistik 
belobte laut und eifrig das ebenso verständige als billige Ansinnen 
dieser Woj^dhrer des Landvolkes. — Urplötzlich erhoben aber zwei 
in Lenherg exaehmaende nithaiiiseke .ZdteefarifleiL Skfwo and Jto a y 
JMom eüNn ^mteslireBden AllanBrof, als oh da« TaMand ii 
Oefabr stfinde, darob den beantragton Katonderweebsel «&> dea Baad 
des Verderbens gebracht zu werden ! ? Interessant aber zugleich 
überaus betrübend ist der in Siowo [Nr. 12 vom 13. (1.) Februar 
1883] veröffectliehte geharnischte Protest wider die beabsichtigte 
NeuafOiigt «eloba zadfim Ton beiden BlAttom aufa Kerbhoia d« 
k. k. MiaisUnaiDB und der pfipstlidiA Nimtialiir n Wiaa- gianlit 
wild. la diesem bMis^ soaderbaven Protest «beiBBt es «nter hm^ 
derm: »Schon oftmals fanden wir Anlass zu erklären, und erklären wir 
»jetzt auf das feierlichste, dass unsere ganze ruthenische Nation und 
»insbesondere seine (bekanntlich einzig und allein aus der Gaisi- 
»lichkeit und etlichen Staatsbeamten bestehende) Intelligens jedwada 
» Aendenmg ihres Kalenders , es mag dieselbe fon Bem odar na 
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»Wien, von Kenegateu, Deserteuren oder Apostaten ausgehen, als 
»ein Attentat auf unseren heiligen Ritus — dieses tbeuerste Erbe 
»nach unseren Vorfahren — ja auch geradehin für ein Attentat an 
»uoserer mthenisehen Gesammt-Nalionalitftt zu eraehtra und zu be- 
»trachten gewillt sei. Nicht auf ein Haar wolle unser Volk weder 
»an seinem Julianjßchen Kalender, noch an seinem Hit^is rütteln 
»lassen, oder ihnen abtrünnig werden, noch auch irgend einem Vor- 
»reehte seiner Nationalität entsagen oder vergeben. Unser Kalender, 
»4Wb«er, Bitittir'^unsare ¥i>Hratti6nlfcliiBMceil BOiM waknmai^T yer- 
»lilAd^ii 9 , dies ijaui mmkm nwl 

Jiflßhtieeslteh maUenm müsste ^ wen» auch nur ein emziger Ziegel 
»ans diesem Inbegriffe unserer Heiligthümer herausgerissen werden 
»sollte. Unseres angestammten Kalenders verlustig zu werden, wäre 
»ein unendäiah vschweres Unglück für ^uuMare nationale Selbstständig- 
»dMil^ ' Also» ihr JieipritoeiitonieB; oneMS' YtoilEeiSv' seiuiell anf 
jHmm h&bAkm^B^ vir ab dk hmd^iiffibrlMiie 

üAttaque mft verwüleD ^Kiiftenlr. - 

Das andere ruthenische Organ (K Prolom) (Nr. 10 vom 
17. (5.) Februar 1883) begnügt sich , ohne das hohle Pathos des 
Biom nachzuahmen , den ruthenischen Verein (Roda ruska) , die 
iiUjhettiichiii. fiiddwnrfihsabgaaidnetai mid^ den Lembevgier jänftagan« 
BMiof f » TOjwQSSMde Hüft« «sEogoheii. Ersfeerer« »Mgfd 

ailsoi^b iMQ' MimiMr -mit Belehrungen an das 'nitheiäieiie 'Y<A 
erlasBen und darin die grosse Tragweite der Kalenderfrage beleuch- 
ten; die Abgeordneten hingegen hätten allsogleich im Reichsrathe 
energische luterpoliationen einzahringen , der Erzbisthum^tverweser 
eiulUchiiapUte unverw^t im Vatikan die aUerenteehiedensten Scl^itte 
fMcnebnieny .nnd. attee firdeoJdielie^ wsm Abimimg'^» befwileliett^ 
den ünheliee aufbieten^ denn.ieB?]iandle)'ficli 
stisn und kostbarsten Schätze der ruthenischen Nation.c 

Als im Jahre 1580 unter dem Pontificate Gregor's XIII. ein 
v^heaserter Kalender promnigirt wurde , hat Niemand daraus die 
Fel||earBiig;abgdbaitet^ es hielten die römischeu P&pete das Kalender- 
iMsen. fllr ctoen BesteiMUheii idav ^atäoliaohen Degvnatik nder der 
cMMtcheu Sitlenkhre.oder «acih nw irgRiid eiuei' tun te- viele» 
Biten. Ob Julianischer oder Gregorianischer Ealender, das ist zu- 
nächst eine wissenschaftliche, dann eine oconomisohe Frage, in drit- 

1) Die hier angeregte Interpellation ward« denn auch .wirklic^ im Wleiin 
Beichsrathe vaiä swar In 277. IKteung des AbgeordnetenhanMs am 1 ICaiz 1883 
eingebraeht.' Eft bfl% d«h Ciiltiisttdiibier Fi^. von Cototäd k^e Mtthe go- 
hiitet, dm llBhirlidi6n Angriff ■orik lUwi wei Ben . - 
Arehir IQr Kireh^niMlit XLIX. 27 
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ter BeihoMbat sie eine sociale J^edeaiang, an iiiksIw.^WUiii IßftWiai» 
aUfofai^s mam polijti$c)i«ii< BeigcMteuMk balMm. Aber« Uqm< srtiiMiir 

aiioh ,<Mi^ AnfiMBiiDf* de» ^deitBftHgeii )QtiiiliBalh8fe>ai>»8eoreilftrsr JR ii e < l 

biai zur Zeit, da er als päpstlicher Nuntius am Wiener Hofe wäh- 
rend seines Aufenthaltes in Galizien (1877) von Abgeordneten des 
Bezirksratlies von Jaroslan angeguBgeu wurde die KeOorm des 
rutiienisehen Kalenders durchführet zu wollen. SeiB^ dwQiilige.i^l» 
w^rt .laototQt» }i>^^M!^\ d^Vi\Xiimi^ •4iMer<.üCe^Df9ii7inr 
MimiMb^scIm .^M ffrage ?on den lliiffrati,>b0mhtigtaA iFira(b^^ 
keiten erhoben werden sollte; es sei aber kein «Beweggrund voriiftii- 
den, diese Neuerung Jemaudeu auf zunöth igen. Nun unterließet es 
wohl keinem Zweifel, dass auch sein Nachfolger in der Wi^oier 
Nuntiatur, der £rzbi8ohof*V'aiiat6Ui.!did Ansichten seines Vorg&iigm 
v^OifcMlnjüg tli«ili' i DeAtittfUdh sei .es «ife 'L«idi^tiglöei|i:ftbf»geben^^ 
Nunlioa weide..üb«t.füie 411 ilm:dteifidls> geHtoltte Ikitftim* 
> (Sksbeide i gebeD, der apostolisch» Sinhl infifite -bei deir gteg^wärtigen 
Form der gesetzgebenden Gewalten in Oesterreich eine Anregung zur 
Kalenderreforra der Initiative <les k. k. Ministeriums anheimstellen. 
Wias aber das Wieaer Ministerium anlangt, so sind wir über^eiigi, 
es wde io dieee tAagelej^oiiiieit oiclitieto ieingreyefti/ \iek^^ 4ajia 
nicAit .K«» den ÖAt.eübar BeiheiBeciifeiieii^^idcft: IntooMiRlep ifwra^ 
laeet'.wtfd. - ? . ••. 'rrMi« 

• Höchst sonderbar und nahezu uDiasslich sind aber die mass- 
losen Expectorationen der Lemberger ruth. Blätter. Was müsate 
sich diu Ausländer für eine Vorstellung, maobän. 0OB 4ieseff>i.»voU(»- 
treuen ratbeniscben geistlichen IiiteUigenz,€ wenn er sie nur dar- 
Baeb beoiüieHea wolU%' was Tie« üir 4ie sobetivttQtto 
yerlatttbaren dafla^ sie nimlieh die Kalendeirefom .als ein Attentat 
auf ihre ganze Volksthünilichkeit ansieht, und dass sie so heftig 
ein längst überlebtes Kalenderweseu protegirt, dessen Unrichtigkeit 
und Scliifadlichkeit die Wiasenscbaft uad Erfahrung schon seit Jabr- 
band^rten rzur fiTiden» nacbgewieeen babes. Wie .d(urflii|^ muss diese 
IuMligstti sein , wenn sie ai^ niobt erUOdet m proelamireQ «i die 
kalendariaebe Reibrai> involfise sogar ein Attentat «yf ibren gehei- 
ligten kirchlichen Ritus. i 

Sogar RuBsland, das aber mittlerweile andern Sinnes geworden 
2u sein scheint« als es im Jahre 1832 den Gregorianischen Kalendw 
aus seinen westlichen , ehemals polnischen Pfovinzen i(WoU^0n, 
Fodolien, Ukraiia) vecdrftngte, hat als zwingenden, fi^w^^nd an 
diesem Bfiekacbntte snr wirtbacbaftüdie BMcsiebbm. nndi 4aa Be* 
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dürfniss nach EinfOrmigkeii mit dem ganzen Eaistrreiebd and gar 
itujAfo JfMi0r^>(O gdt^d fMQMkt Woh«r kMioit ton fÜMslidi 
^«ee alEktM» sirlticIHdnt der^I^ fflr a<»>JnUaiii0elk«ii Ka> 
leadbrv'der^jari^il. 4ibidliis<9hmi'ün offenbar anf längst 

^UT Evidenz demonstrirten astronomischen Irrungen beruht, der ferner 
seinerzeit von der Kirchenversaramluug zu Nicäa ohne jedwede- AIh 
tr&glichkeit för die Kirche desswegen adoptirt wnrde, um den jü- 
tüsoheA Kai«iider m beseitigeo,^ der eadliob zu eiamr Zeit eiogeföhrt 
iir<]fFd6ii, i^o^seiiie ksünmomisM&eD Üiig^adglDeitett aocli* atebt dai^ 
"g^limi waren; aber naob mebr als einem Jabrtonseitde wieder mt 
Folge hatten, dass bekanntlich gegen das Ende des XVI. Jahrhunderts 
dem christlichen Kalender eine verbesserte Berechnung zu Grunde 
gelegt werden musste. Das aber begreife, wex es zu begreifen ver- 
mag, wie dureb eine Beolificiron|j4es böcbat unechuldigen Kalender- 
tbttms sogar das Qlatibembekeiidtmss alterirt öder gar eracbfttterfc 
werden IcSiiiitol Bft bat ja die katbolis^ Ißrc^ weder im Jabi^ 
1580 noch nacbber in Folge dieser gregorianischen Reform irgend 
welchen Abbruch erlitten. In wissenschaftlichen , kaufmännischen 
und gewerblichen Kreisen Kasslands wird nachhaltig obzwar nicht 
offieiell eben jetit und zwar immer lauter das dringende Bedürf- 
nis» befcoot^ deB e.* g. ialten Stil sa beseitigen and den astronomisch 
riektig gesteHteii Kaleiider einmiföbren. '^llte diese SMmnng dort 
anhalten und die Oberhand gewinnen , so wollen wir seiner Zeit 
wieder anfragen, ob auch dann noch die ruth. Presse in Lemberg 
behaupten werde, der Jul. Kalender sei eine principielle National- 
saiche und die allertheoerste Kostbarkeit der gidizischen Eatbeueo ? 

Nacidrag tkr Bed, Die Zeitmigen meldeten nnter dem 2. April 
1888 aas Lemberg: »Die mtheniscben Abgeordneten KmaUU and 
Kulacekoivski erschienen heute an der Spitze einer zahlreichen 
Buthenen- Deputation beim Bisthurasverweser Smihratovicz mit der 
Bitte, derselbe solle energische Vorkehrungen treffen gegen die polr* 
nisefae Agitation wegen Veraiabarang des jalianiscben and gregoriar 
niscben Kalenders, wodarch niebt allein der Bntfall der rathenisohen 
Feiertage, sondern tberhaapt die Lateinisimng der Rnihenen bezweckt 
werde. Kowalski wies Documente vor zum Beweise, dass durch 
polnische Agitatoren unter dem Landvolk durch Verbreitung des 
Geruchtes, der Kaiser wünsche die Uniticirung, Unterschriften auf 
aUerbaiid Petitionen an den Keichsrath erschwindelt werden. Der 
Bisehof verspraoh , Yorstellangen beim TOmiach-katholischen Con- 
sistodim' gegen solche Umtriebe zn erheben, und eine besondere 
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Currende in den ratheniscben Kirchen von den Kanzeln herab za 
Warnung vor den Bfachinationen der Gegaer verlesen zu lassen. 

Dem der »Depatationc gegebenen Verspreelien gemäss erliess 
der mthen. IMiteesan-Admkistrator sofort am deichen Tage an den 
griechisch-katholucben Klerus folgende Cnrrende: 

»Sylveflier Bem^bmUmkgt von Gottes Qnaden oad durch den 
Segen des apostolischen Stnhles Bischof you JnliopoUs, Administra- 
tor der vacsnteu Metropelie vein HaUes u. a. w. 

Das Metropolitan-Ordinaiiat kam in die Kenntniss, im^, jji 
einigen Gegenden dieser unserer Erzdiöcese den Gl&abigen des 
griechisch-katholischen Ritus in Städten und Dörfern von eraem uiis 
ünbekaimteii verfasste Bittschriften an Se. Majestät unseren aller- 
gnädigsten Monarchen, und an 8e. Heiliffkeit den römischen Papst 
zur Uiiterschrifb vorgelegt werden, in welchen Bittschriften im Na- 
men des Klerus und der Gläubigen die unterthänigste Bitte gestellt 
wird, Se. Heiligkeit und Se. kaiserliche Majestät unser allergnädig- 
ster Herr mögen geruhen zu gestatten, dass der bisher in unserem 
Ritus gebräuchliche Kalender mit dem in der lateinischen Kirche 
((cbräuchlicheu Kalender vereinigt werde. Um aber die Gläubigen 
zur Unterschreibung dieser Bittschriften zu vermögen, verbreiten 
diese unbekannten Agitatoren und Propagatoren allenthalben falsche 
Nachrichten, so namentlich, dass sie dies auf Befehl des apostoli- 
schen Stuhles und im Einklang mit dem hiesigen Metropolitan- 
Ordinariat thnn. Die derart durch zumindest hiezu nicht bevoll- 
mächti^rte Personen verbreiteten Bittschriften mussten unter dem 
Klerus wie unter den Gläubigen unseres Ritus eine Beunruhigung 
der Geister hervorrufen, wie dies auch dem Metropolitan-Ordinariat 
aus zahlreichen mündlichen und schriftlichen Nachrichten zur Kennt- 
niss kam. 

Darum erklärt das Metropolitan-Ordinariat, zum Zwecke der 
Beruhigung der Geister, der ihm unterstehenden Geistlichkeit und 
aller Gläubigen dieser Erzdiöcese, dass alle diese oben erwähnten 
Bittsdirtften von hieza moht bevollniichti|rten Leuten ansgeheu, und 
alle die Bnfthlungen, als ob die Vereinigung unseres und des la- 
teinischen Kalenders über Begehren des Ordinariats vom heiligen 
Stuhle anbefohlen wäre, sind mndweg firfindnngen ohne jede thst- 
sftchliehe Grundlage. Damm haben die Seelsorger wie aach die 
Qlftubigjen sieh von deren Uatersohreibnng sn enAalten. 

Ifiese Gurrende soll« wiewohl sie in unsere amtlichen Orgao 
nicht veröfientlicbt ist, dennoch als amtliche angesehen und tim 
nftchsten Sonntag oder Feiertag den versammelten Gläubigen während 
des Gottesdienstes verlesen und sonach in den pfarrämtlichen Acten 
verwahrt werden. Lemberg, 2. April 1883 (unterschrieben) Syhfesfer, 
Bischof von Juliopolis, apostolischer Administrator.« 

Bemerkenswerth ist^ dass diese amtliche Curreade des Bischofs, 
welche für die strenge Observanz des ruthenischen (julianischea) 
Kalenders eintritt , ausschliesslich mit dem Datum nach dem gre- 
gorianisdien (lateinischen) Kalender versehen ist. 
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XL 

me fersolte Led'$ XIII. für iieffi «rlent 

I. Unter dem noch kaniMi Pontiüeatie Leo's JLIU, wurde dem 
iucmeiÜBeheii Schisma ein Ende, gemacht und. aahUose Qtmeinden 
wieder mit dem Centrum der Kirche verhnnden. üeber eine Reihiß 

weiterer Reformeu berichtete der »Osservatore Romauo« vom 19. Oc- 
tober 1882 (nach der Uebersctzuag der. »Germ^^ia« XS82 Nr. 432) 
wie folgt: 

»Der katholische Omni hat in diesem Jahre von dem fa. Vater 
Leo XIIL durch Vermitthing der h. Oongregatlon der Propaganda 
neue Wohlthaten empfongen , die ebenso viele Beweise der väter- 
lichen Sorgfalt Sr. Heiligkeit für jene einst so berühmten Kirchen 
sind, gleichzeitig aber auch den Beweis liefern, wie sehr die mo- 
ralische und wissenschaftliche Eruehung des Klerus d«m Papste am 
Herzen liegt. 

Die Nationen das Orients kQpnea wi^ jede andere niemals ohne 
die Fübrnng, das Beispi^. and die Thätigkeit eines erlenchteten 

Klerus zur Blüthe gelangen. Wenn nun den Laien im Oriente, und 
speciell in Syrien, nicht wenige Hilfsmittel der Bildung zu Gebote 
stehen, macht sich doch überall lebhaft das Bedürfniss nach einer 
ausgedehnten und regelrechten kirchlichen Ersiehmg geltend, welche 
den Klems ffir seine hohe Aufgabe befähigt. Diese besteht aber 
darin, nicht nur die geistlichen Beddrfmsse der Katholiken zu be- 
friedigen, sondern auch die Bekehrung seiner Landsleute m fördern, 
welche noch iu der Finsterniss der Häresie oder des Schisma 
schmachten. 

Durchdrungen von diesen Gedanken hat Leo XIIL gleich in 
den ersten Monaten seines Pontifieates durch die genannte Gongre- 
gation für die Ausbildung des leopHsühen Klerus in Aegypten Sorge 
getragen, indem er zu Kairo ausser einem Oollegium ein Seminar 

gründete und zu des^seu Leitung die Väter der Gesellschaft Jesu 
berief. 

In derselben Intention hat er jüngst seinen Blick auf die 
griechischen Melchiten, die Syrer und Chaidäer gerichtet. 

Wit können m unserer Freude ankündigen, dass der h. Vater 
den Eifer des Cardinais Lavigerie dadurch unterstützt hat, dass er 

das Institut der h. Amia zu Jerusalem, welches Frankreich äuge- 
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hört, in ein Seminar f&r gheokiscbe Melchiten umgeändert haip 
und unter unmittelbare Abhängigkeit vom heiligen Stuhle gestellt 
hat. Letzterer übt seine Autorität durch den apostolischen Delega- 
ten von Syrien aus. Die Leitung desselben ist den algerisohen Mis^ 
fumärm anvirtnuit worden^ einer Gesellackaft, die von dem Car- 
dinal gegründet worden igt. 

In Mesopotamien wurde seit Tieien Jahren die Gründung eines 
Seminars in MossvH für die Syrier und Chaldäer geplant; aber der 
Mangel an Mitteln und Lehrkräften, sowie andere Schwierigkeiten 
machten die bis dahin aufgewendeten Bemühungen erfolglos. Die 
Verwirklichung des Unternehmens blieb Leo XIII. vorbehalten, denn 
die Beihilfe der P^op^fanda für die cdentaliscben Angelegenlieitea 
gestatteten Sr. Heiligkeit, das geplante Inetitat in's Leben an rufen, 
und zwar in der Weise, dass man die ansehnliche Zahl von 40 Zög- 
lingen aus verschiedeueu Diöcesen und Patriarchaten Syriens und 
Chaldäas wird aufnehmen köunen. Die Fürsorge für das Institut 
wird den wohlverdienten Vätern des FrMgerwdem nnter der be- 
währten Oberleitung des aposfeoliachen Delegaten obli<^en« 

Die Gongi egätion der Propaganda hat für beide Institute höchst 
weise Statuten vorgeschrieben, namentlich heben wir die Verfügung 
hervor, dass die jungen Melchiten im Seminar von Jerusalem, wie 
auch die Syrier und Chaldäer in dem von Mossul in ihrem eigemn Ritus 
erzogen werden, ihn praktisch ausüben und in demselben die geäst« 
liehen Functionen vornehmen sollen ; das sind Vorthdle, die maok in 
den CoUegien Europas nicht hat. 

Die zwei neuen Seminare werden für die genannten Völker 
von hohem Nutzen seiu^ denn sie werden für sie nicht nur tüchtige 
Priester heranbilden, sondern ihnen auch als wohlunterrichtete und 
wohlerzogene Männer diejenigen unter den Alumnen zurückgeben, 
die keinen Beruf zum geistlichen Stande in sich fühlen, und' sehr 
wohl brauchbare Lehrer sein können.« 

Wie man erfuhr, steht der Patriarch Hasmn^ der bei seiner 
genauen Kenntniss des Orients der beste Berather der Propaganda 
ist, dieser Beform nicht fern. Der Greis hat im Sommer 1882 sein 
fünfzigjähriges BrieäeiiMläum gefeiert und es bleibt nur zu wün- 
schen, dass es ihm vergönut sei, den reichen Schatz seiner Br- 
fahrungeu uoch lange zum Heile seiner orientalischen Brüder zu 
verwenden. 

Tl. Bei der Wiederkehr seines Krönungstages gab Leo XIII, 
dem katholischen Orient einen neuen Beweis seiner väterlichen Fva^ 
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sorge, mdem er ein aimmkK!he8-&emkMr m gründete.^ Der WevU 

laut des betreffenden lireve ist nach der üebersetzvmg der «öer- 
mania« 1883 Nr. 52 1. Bl. folgender: • 

»Durch die Beispiele und Vorsobntltieii ihres Stifters Jesu Chri^^U 
belehrt, unterlässt es die Kirch«, diese gütige Mutter der llensohiea, 
zu keiner Zeit, fär das Heil des meii8chlielieD'i368elilecht«8fni4M)rgeiit 
indem sie iliee müttevltdie Liebe derart auf alle Völker / vertheilt, 
dass sie jedea einzdne, wie sehr sie auch sic^ durch ihre Sitten 
unterscheiden und durch die Entfernung von einander getrennt seiu 
mögen, mit gleicher Sorgfalt schützt. ~ Vor Allem hat diese vor- 
zügliche und volle fast göttliche Liebe unter den orientalischen 
Völkern die beruhflite armentseber Nation ip mamiig(aoher Hinsieht 
seboa laDge- eifabren. Laut der Ueberlieferong tbeils durob die 
Apostel, tbeils dnreb a|H»tolisobe Ifönner sebon im granen Alter- 
thura zur Freiheit der Kinder Gottes erhoben, wurden die Armenier 
von der katholischen Kirche auf das Liebevollste aufgenommen. Seit 
jener Zeit haben laut dem .Zeugniss der Geschichte die r^ischeu 
Päpste, Unsere Yorgädiger , • ihre FümtgB und Hilfe Armemeu in 
httvonragender Welse zB||!ei|rendst. Ss - geschah das stets in der Ab- 
siebt, nm \m den ArnieBiem, soweit das nnr mdgllch, jene Güter 
zu erhalten, die mit Recht von den Gemeinden hochgeschätzt wer- 
den : die öffentliche Würde, die Einigkeit, die Ruhe, und, was Allem 
vorangeht, die Reinheit des katholischen Glaubens und d^e unver- 
dorbene Integrität der katholischen Sitten. 

Das zeigte sieb nicht nur Mber qnd in scbümmeren Zeiten, 
sondern mehr als einmal in jüngster Zeit. So Hess Urban VIII. die 
armenischen Zöglinge in das ürbanische Collegiurn znr Verbreitung 
des Glaubens zu; Benedict XIV. stellte die Würde des Patriarchen 
von Cicilien wieder her und Gregor XVL ordnete die Angelegeuheiteu 
der Diöcese Gonsitautinopel und trug in edelmütbiger Weise, zur 
Gründung eines Pilgerbauses in Rom zur Aufnahme von Armeniern 
bei. So bezeugten alle Genannten ihren guten Willen durch die 
Thaten selbst. Länger noch wird die gütige Wohlthat Pius VIII. 
dauern, durch dessen Bitten und Mahnen im Verein mit der Unter- 
stützung des Königs von Frankreich und des österreichisch-ungari- 
schen Kaisers von dem Beherrscher des otoraanischen Kelches das 
Zugeständniss erreicht wurde , dass die katholischen Armenier von 
der Enecbtscbaft der scbismatiscben Prälaten nach Möglichkeit be- 
freit wurden. Darauf errichtete der wohlthnende und weise Papst 
zu Constantinopel einen Primatialstuhl, dem alle armenischen Katho- 
liken unterstellt wurden, und setzte so den langjd.hrigen und grossen 
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Mimtitaideii m Ziel. In gftokiher Weise riebteie Pk» IX. ynm 

fange seines Poutiticates mit besonderem Wohlwollen sein Aoge 
Armenien ; im Laufe der Zeit ordnete er so Manches an, das für das 
öffentliche Wohl des Volkes und für die Unversehrtheit der kirchn 
lieben Disciplin nutelioh erschien. Wenn in der leisten Zeit z 
gioBaen Leidwesen lUer Gutgwwintpn die amenieohe Kkdke tank 
einen betrfibenden- nnd sdiirerwiegenden Vorfidl heimgegaeht ««i4e, 
se Int es sieber der beiUfe Stahl bei der Ertödtung der verderb- 
licben Flamme des Aufruhrs, den die Intriguen weniger Unruhe- 
stifter angefacht hatten, weder an Festigkeit, noch an Liebe fehlen 
lassen. Wir hoffen, dass durch die Hilfe des barmherzigen Oeries 
aneb din letiten Spnien dieses Zwiesfftktes^g&nnlieb beseitigt weidea« 
so daes nlle bis auf den Leisten znr beil^ien kaiboliseben Srolie 
zaroekkebren nnd va dem fMÜieien Qebonaoi gegen den heiliges 
Stuhl, um welchen Gehorsamswillen die Armenier ja früher die hef- 
tigsten Verfolgungen und Leiden so muthvoll ertragen haben . 

Durch die erwähnten Beispiele Unserer Vorg&nger, wie aacb 
dnrcb die nicht geringen IMenstei wekhe ven Armeniern der Kirche 
geleistet werden sind, Ifihlen Wir üns« wenn gleich Wir oluMliin 
dem Orient wohl geneigt sind, bewogen nnd angetrieben, Uns nm 
denselben verdient zu machen, denn es hat sich ja durch den Kuhm 
grosser Tugenden ausgezeichnet und ist als Wiege des Christen- 
thnms geheiligt. Schon lange erwägen Wir, auf welche Weise Wir 
am Besten «im dffentlichen Wohle dieses Volkes beitragen kfionten. 
Einiges glauben Wir mit Gottes HiUe schon dnrcb die Bemühongen 
jener apostolischen Mftnner erreicbt zu haben, die Wir theils als 
Mitglieder der Gesellschaft Jesu, theils als Schulbrüder nach Ar- 
menien gesendet haben. Diese mühen sich dort bereits drei Jahre 
im Unterricht oder in der Seelsorge ab. — Aber Wir möchten noch 
mehr thun und namentlich dafür sorgen , dass nach dem Beispiel 
mehrerer anderer Nationen auch Armenien tu Bom seine Pflanz- 
stätte besitze, wohin es seine Jngend senden könnte» damit sie hier 
in den Wissenschaften unterrichtet und für die Seelsorge gut vor- 
bereitet werde. Sicher ist kein Ort mehr geeignet für die Aus- 
bildung guter Seelsorger, als Horn, die Hauptstadt der christlichen 
Welt, wo die Grabstätte der grössten Apostel sich befindet und wo 
die Jnnglinge sich unter den Augen des Papstes befinden, der in 
seinem Amt als Stell?ertreter Gottes der Vater aller Völker und der 
Hfiter nnd Erklärer des katholischen Glaubens ist. 

Gerade das hatte Gregor XIII., unser Vorgänger, im Sinne, 
als er in seinem zu diesem Zweck abgefassten Apostolischen Schreibea 
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BoiDW. eedeaia vom 13. October U84 die G«&Qdiiiig> eioeB iä^ 
nenmhen Goileginms^ai- Born deeiieinrte. Dodi -iiDtwfaratoh'ider Tod; 
wenngleich er dem forlreffiiofaeii PtpBte' den Buhniidieses ^orhabenfi 

nicht entreissen konnte , die Ausführung desselbeü. Nachdem die 
Sache lange geruht, baten in der letzten Zeit die zur Säcularfeier 
des Apostelfarsten nach Korn zahlreich gekommenen Armenischen 
Biddidfe in einer Pius IX. übemQhteO'Adfesie^deiiMU^ in*« 
Werk zu eefteeo, was Gregor XHL begomen, aUr nifeht volkndet. 
Und es lämt sich nielil beeweifeln , dass* diesen ^tfeeB -dev -Biwliltfe 
schneller entsprochen worden wäre, falls nicht verschiedene Hinder- 
nisse sich eingestellt hätten. Wir aber unternehmen im Vertrauen 
ajü die göttliche Güte dieses Werk, das schon so lange ersehnt ist, 
und wenn es auch die Zeitverhältniaseioicht gestatten^ seinteiSakati 
und seiner Vollendwig lovieiisazawendfin, wie 4er gnte WiHtiHflnschte 
und die Sache selheii erfioBderte, so eramnierti dnd bestftrkt^nns deob 
in unserem Vorhaben die beständige Freigebigkeit, die sich unter 
den Christen aller Länder zeigt. 

Daher gründen Wt^ kr^ ani^erer apostolischen Gewalt mii^ 
diesm Sobreiben zur Yermebnuig dnd Ausbreilniig der kütbolls^en 
Religion und sum NulsiMi imd zi^ Zierde -des Armenisclrto Volkes 

in dieser erhabenen Stadt ein Collegium Armenischer Kleriker und 
ertheilen demselben alle Privilegien und Rechte eines rechtmässigen 
Goliegs laut nachfolgenden Paragraphen: 

I. Unser geliebter Sobn Anton Hassan, Cardinal der h. Bdmi- 
scben Kirisbe, von Qeburt ein Armenier und um die katholische Sache 

in seinem Volke wohl verdient, soll zuerst das Patronat des Ar- 
menischen Collegs übernehmen und mit ihm alle einem solchen zu- 
stehenden Hechte. 

n. Da Wir das Armeniscfae OoUeg mit der Oongregation der 
Propaganda durch gewisse Bande zu vereinigen wünschen , so soll 

für die Folgezeit der jener versitzende Cardinal zugleich Patron oder 
Protector des Armenischen Collegs sein oder im Behinderungsfalle 
ein anderer Cardinal der Oongregation durch den Wunsch des Papstes 
dazu berufen werden. 

III. Der Gardinal-Patron soll am Schlüsse eines jeden Jahres 

dem Papste über die Discipliu und die Verhältnisse des Collegiums 
schriftlich Bericht erstatten. 

IV. Curator oder Vorsitzender des Colieginms soll der Pro- 
curator der Akten sdes b. Gonsiliupis, Abtbeilung. fflr die Angalegen- 
beiten des Orients sein. Wenn dieser Curator nicht mehr da sein 



Digitized by Google 



436 JUeon. XIU. lit 6r. 2, Mäf% 1869: Armen, Stm* in Born* 



wird, fio.«a<4l ftof Befehl des h. Vatera aus der Zahl der «tädinsdhan 
Biechltfe «iner abdel6|rirt .n^en. • 

V. Zöglinge Armenischen Ritus sollen vom Cardinal-Patron 
uater Mitwirkung der Bischöfe der einzelnen Diöcesen cooptirt werden. 

VI. Und zwar sind solche Zöglinge zu cooptiren,. welche die 
AaläDge>4ier JuimanistMehien Studien fibevaehniten haben und be- 
sondere Neigung zam Priesteriham «eigen. 

VII. Dleeelban sollen im Orbanisehen Oollegium der Propa- 
ganda zum Besuch der Schulen und nach bestandenem Examen zu 
deu academischen Graden zugelassen werden. 

VIII. Die Zöglinge Armenischer Nationalität, die soeiaL zur 
Zeit im ürbanischen CoUeginm befinden, aollen in's AnnerädiQ 
CoUnginai abei^gelilbrt werden. 

IX. Das ürbanisehe CoUeginm soll ans seiner. Kasse im Ver^ 
hftltniss zu der Zahl der Zöglinge, um die es sich vermindert, sechs 
Tausend italienischer Silbermüiizen oder Livres jährlich an das Ax- 
menische CoUegium zahlen. 

' SchliesfiUcb verordnen Wir, dass Unser gegenwärtiges Schreiben 
eben so fest nad giltig, wie ea jetit ieli auch in Ankunft verbleibet 
sollte. Jemand daran etwas zu indem i^agen, so bestimmen Wir, 
dass dieser Versuch für null und nichtig gelte. . Alles dieser Ver- 
ordnung Entgegenstehende wird aufgehoben. 

Gegeben zu Koni bei St. Peter unter dem Siegel des Fiacher- 
ringes am 1. Müra 1883, dem fünften Uasms Pontificates. 

Th. Cardinal Maid. 

Wir fügen nachträglich den nos erst später bekannt gewor- 
denen lateinischen Text des Breves über die Gründung eines armeni- 
Collegs in Rom bei. 

Luo FF» XIU, ad perpeiuam rei m/^nmiam* 

Benigna hominnm parm fieclesia, exemplis praeeepttsque oen* 
formata auctoris sui Jesu Christi, nnllo tempore intermittti salnti 

generis humani prospicere, ita quideni in universas gentes msternaro 
caritatem partiens, ut quantumvis aut morum varietate differentes, 
aut locorum longinquitate dissitas pari similique studio singnlas 
tneatur. — Atque hanc praestantiam , amplitudinemque oaritatis 
plane ditinam, et Orientalibus quidem indita Armeniorum natio 
multis in rebus diu experiendo cognoivii. Eos <enim, nt tradituD 
est, partim Apostolorum , partim virornm apostolicomm opera jan 
inde antiquitus in libertateni tiliorum Dei vindicatos, Ecclesia catho- 
lica peramanter complexa est: ex eoque tempore satis historiae io- 
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quantnr, pluHmam in 'Ann^nia ^sararam (rtddiique R^manosr Pobti- 
fices, decessores Nostros, consumpsisse: idqiie eo Semper consilio ut, 
quoad per eos fieri posset, conservarentur apiul Ariuenios ea, qiiae 
habentur ma^oa in civitatibuvs bona, nimirum diguitas publica^ coo- 
Gordia, tfanqiiiUitas, et, qaod his omidbiis longa antecedii, fUei ca- 
tholicae sancütas nna «mm ineorrapta moroni dnrtrtiaMrmn' in» 
tegritate. » . . . / f 

* Quod sane non priscis dumtaxat aetatibiis difficilioribusque 
teniporibus, sed recentiore etiam memoria band yoniel appaniit. Si- 
quidem Urbaaus VIIL, admissis Armeuiorum alumnis in Collegium 
urbanum christiano nomini propagando: Benedictns XIV., restituta 
Patnaobatos Oilicionsis dignitate^t Qvegoriaa XVI., ordinato vs Dioe- 
ceseos Constaniinopolitanae, collataqae liberaUter opera in bospitalem- 
domam urbanam peregrinis ex Armenia recipiundis, praeclaram vo- 
Inntatem suam re ipsa testati sunt. Prae ceteris vero permansurum 
est Pii VIII. beneficium et gratia, cujus potissimnm instantia con- 
silioque, adnitentibus Rege Galliarum et Imperatore Austriae Hon^ 
gariae, iilnd esi ab Otbomani iofpedi prineipe impeiratttnii^. nt Ar- 
menios eatbolioo rita a sohiiinal^nim «ntistitnm acwitntfe 1ib«roB 
esse pio potestaie jnberet. Qno facto Pontifex bencrflens et^ sapleiis, 
Priraatiali Sede, cui omnes ex Armenia catholici snbessent, Constan- 
tiüopoli constituta, incomraodis diuturnis iisque permagnis finem im- 
posuit. Ac simili modo Pius IX. vei ab exordio Pontificatus sui 
ocnlos in Anneniain suignlari com benevolentia ooniecit: et plnra 
decuran temporia deereirii, qnae ad publicnm ejos popnli bonnm sa- 
eraeqne disciplinae incolnmitatem prodesee yiderentnr. Qood si bis 
superioribus annis, non sine magno bonorum omnium luctu, rem Ar- 
meniorum catbolicam casus afflixit inopinatus et gravis, profecto de- 
siderata non est hujus Apostolicae Sedis vel constaotia vel Caritas 
in extingnenda fnnesta illa seditionis flanuu'a, quam tnrbulenta pan- 
conim ingenia concitaverant Ektremas cgus dissidii reliqaiae peni- 
ins snbhtnia iri Dei miieriooidis patroeinlo eonfidimns, nk ad annm 
omnes referant sese ad sanctara catbolicam Ecclesiam , pristinumque 
erga Apostolicam Sedeni obsequium, cujus retinendi caussu, acerbas 
armenii vexationes laboresque vebemontis saepo antaa luamorabüi 
fortitudine pertnlerunt. 

Hia, qnae eommemoraia aunl, deeessornm NostrommLexemplis, 
atqoe ipsis ArmenMrnm hondnnm non exiguis in Ecole^m offieüs 
permoYeinr et ad bene mereodiiin inoHatnr animus Noster, ceteroquin 
spoute sua propensus in Orientem, raagnarum virtutum gloria iiobi- 
lem, et cliristiani ooininis originibus consecratum. Diu sane iu iiac 
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cöjgfitfttioti« saHihis, qua waxitte 'Miilotie <xiivrMiaif op^^ 
pabücdmd 'ejus genlSä «onfetre näliliatia«. fu quo gdiiife »llfiiM 

juvante Deo, videmur assecuti ob industriam apostolicam vironiiA'. 
cum e Societate Jesu, tum e Scholis Christianis, quos in Arnieiiiiui' 
Nos ipsi inisimus , quique in instituüooe litteraria itemque in rellH 
jgflasai tertiuni jatn amuiniMlecRidknil; atqae ekbora»i->^ VeHititainefl 
majos qoiddam efficere .est aminiu, onmln^ue ptoftleiwulK, 0|aMiaid«l 
modatri' plmres ex natioiiibas edlleris, A!rmeiiia> «tiam ü ürbel 

doimtknl alfricem liabeat, quo adol«9«ent«s indigenas mtUäi Itlj^ralit«' 1 
erudiendos', et ad sacra raunera diligenti praparatione excrcendos. 
Idoneis quippe sacrornm administris instituendis nuspiam for lasse ■ 
opportunitas, quam Komae, major, in hac principe orbis: ^hriatiani I 
eivitatev prope sepnlcra A|io8tolonim' xniaxitaaöramt-hi'ipeM ocuUsl 
sQinmi Pontifieie, qui mnoere Dei vioario eonittiaois e8l^g^»lldtii:iiM-| 
yersai^tmi pater, fideique catbolicae custos et itit^rpres. Hoc plane! 
idem caverat mens provida Gregorii XTII., decessori Nostri , qui.' 
datis in id litteris Apostolicis Romana Ecclesia III. Idus Octobris i 
anno 1584. Collegium Armeaiorum in Urbe condeadom decreverat. I 
Mors tarnen m F<mtifici optimo propesiü landein tood ademüv' ceri» I 
snecepti consilii cttrsnm interee^t. Din inftefore', posMino "^tempore I 
Episcopf Armenii enm Romam freqnentee coiivenfeeent^ adiWaeolaiu | 
sollemnia ob mcmoriam Piincipis Apostolonnii , oblato ad Pium IX. 
libello, suppliciter oravoraiit, ut quod Gregorius XIII. incobavit, uec . 
absolvit, auctoritate curaque ejus perficeretur; Neque est dubilan- I 
dnm, ad Episcoporam preeee exHnm eelerins responsu^oirfintso,: om | 
eansae variae intercessissent. Hbs vero; magna enm divinaa-ifmai- I 
tatis fidtida, optatnm jampridam opus aggredimnr: M «oj^^parfec- I 
tionem ac tutelara si nequaquam tempora patiuntur tantum dare at- 
tribuere, quantum et voluntas ferret et res ipsa postularet, confirmat j 
tarnen Nos erectoque esse animo jubet spectata .chrisüaQorjj^m toto j 
orbe in libexalitate constantia. ' ] 

Itaqne ad inecementum catbolicae religionis, ^ decn's nttüta- | 
temqne nationis Armeniae, bie Litteris auctoritate Iliostra apostolioa I 
fundamus et constituimus in hac alma ürbe Collegium CleHcor(nn 1 
Armeniorum, eidemque privile<(ia jusque omne legitiiui collegii tri- J 
buimus, ad leges quae iiifra scriptae sunt. ' I 

I. Dilectus filius Noster Antonius S. B. £. Cardinalis Hassan, I 
natione Armenins, bene de re eatboliea apnd populäres snos meritw, I 
primus ex institnto Patronatnm CoUegii Armeniorum snscipiat: eoqne I 
nomine jus potestatemque in Collegium gerat. 1 

II. Cum placeat Nobis, CoUegio Armeniorum certa quaedam i| 
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vincula com sacro Connlio Christian o joomim propagando intercedere, 
idoiroo in reUqnam tompas Clar4;uiftlipi, .qoi. sacri hnjua PjirMM^ 
Oonsilii fwnJ^ idm Patroiuis sen FrefeGtor OoI^gn.^nneQioEqpi ^it 
Si is patrontis non erii;, Oardinaiis alter ex eodem sacro (Honailio, 
auctoritate nutuque Pontificis niaximi, Patronus adsciscatur. 

III. Cardinalis Patronus, extremo quoque anuo, de discipUna 
deqae re famiiiari ad Pontificem maximum pe^r lü^eras referut. 

• . IV. Coralior seu Braesßs CoUegü esto, qui et^ a^n^, ajb .fotia 
Bttorl Gonailii iid negotia On^ptaUnm«. Si is Gurator wjia aiiiil Ciu^r 
ftdlegainr, jusstt' PonijficiS' maximi, ex ocdine Antiatitain (Jrbanonim. 

' V, Alumni Armenio ritu cooptentur a Cardiuali Patrouo, auc- 
toribus Episcopis Dioeceseon singularum. 

VJ. Cooptentur bumaniaruo) litterarura primordi^ aupergressi« 
ift quibüs indoles ad sacerdotium major esse videatur. . • 

VS. Udem in.Oollegk^ürba^iaiio cbriatiaii^BoiiMBi pif^^ 
ad Scholas, atodiorom cam: fadioqne parfcolo, ad.giadna Aoade» 
micos admittantar. > * 

VIII. Alumni natione Armenii, qui hoc temporo in CoUegio 
ürbaniano sunt, in Collegium Armenioram dimittantur. 

IX. Gollegiam .Urbanianam ex aerario aao, pro rata p^rte de- 
eredcentiiiiD' Alnmooram« sex miUMt argctn^mim itaUccNrnoi, wObd' 
larum^ Collegio Armeiiioniin in singnlos aonos solrat dapendat. 

Beniqne t olcrmiis, at bae Litterae Nostrae firroae rataeque, uti 
Bont, ita in posterum perinaueant: irritum autem et inane futurum 
deceruimas, si quid super his a quoquam contigerit attaatari: coa- 
trariis quibuscumque dod ob stantibus. 

Datum Boiqae ap«d Petnim sab annalo Piscatpris, die 
1. Maartü aima 1883, Pontificatos Nostri anno Quialo. 

27». Card. Mertel 

III. Die WiederJtersidking der hägarisehm Hierarchie be- 
gann Papst Leo XIII. im April 1883. Auf den Vorschlag der Con- 

gregation der Propaganda wurden unter den katholischen Bulgaren 
griethischen Ritus drei apostolische Vicariate errichtet. Zum ersten 
apostol. Vicar wurde Msgr. Nihts ernannt, der als Erzbischof zu 
CoDStantiDopel residiren soll; die beiden anderen apostol. Vicare 
sollen TitalacbischO^^ sein. 
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1. LUerae 'aposUiGeae ad ^ineniisskulim ArAiepkeopMi \I)ii^tin, 

Quibus gaudet de curis adhihitis ah Episcopis favore ccUholicae ju- 
ventutis Hibertiiae eisdemque commendat philosopkiam Äqmnatis^pro 

Semmariorum adolesceniüms, " 

' • < • • ' ' •!• > , ♦ '.,'5 

Dileete FIK KTester salutem et Apostolioam ibenedi^tioDeDa. . 

Novom argumentum dilectionis et obsequii tui, aliorumqae 
VVv £F. istius regionis Antistitum habuimus in litteris, quas To 
ipsDrott .mabdiito. c4 Domin» 4a» 4. «Uij^i Octobiis ad Nes dedisli, 
testes egregiae vestrae Toluntaiis gnati «rgtt Noa' atumi, ob eai 
curas qua» de prosperfl-Tonun ffibemiae eonditione gerimw,. et ob 
ea cousiliu quae per epistolaro Nostram die 1. elapsi Augusti datam, 
glisceotibus istbic popularibus matibu8, in bonum dilectorunn Nobis 
fiiaoriim üiberaiae fidelium praebenda censaimus. Est profecto No* 
bis oausa. eur piurinuim gratalenur tarn Tibi, dileete fiU iNoelei^ 
alüaqoe Hiborniae' Bpiaeopia, videute quo stodio pro miniiMi Testn 
raitooe ad mdandae pertarbationes patriae vestiaer et ad dirigeadia 
üdelium vestrorum voluntates incumbatis, tum etiam catholicae Ec- 
clesiae filiis, qui docilitate aiiimi vestras voces excipiunt, et iticora- 
moda adveraae fortunae christiaua virtute ferentes, aaimoe saos 
kagine qaam offioiam et religio sinit, temeie progredi noa patiiutaf. 
Qnamqoaiii me Hibef niae fideles iUmtria am in religionem sMii» 
et in 'Sapremam Becleeiae Pastoreva obsequii testimonia praebeanft, 
postulat tarnen adhuc rerum publicarum Status ut ea documeuta 
quai» ipsis tradenda pro Nostra in ipsos charitate curavimus, prae 
ocuüs üdeliter habere pergant, cam pravarum societatum asseelae^ 
ati elapsis mensibis evenisse dolaimiis, non intennittant spes saia 
in flagküs poaere, pablicas inflammare eopiditates et remedia Ineom» 
modis gra?iöra qaaerentes ea grassari via, qoae ipsoram ciires aoo 
ad salutem sed ad perniciem adducit. Hinc opus est nt firmiter 
insideat istius populi fidelis animis, uti jam niemoravimus, nnam 
earademqae utilitatis ac bonestatis esse reguiam, justam patriae cau- 
sam ab stadiis, coosiliiSf operibus iniquarum consociationom esse se» 
jangeodam; jas faaqae esse ad?ersa patientibos jara aaa reetis ar« 
tibus perseqm, non item a scdere praesidiam mntaari; ac diviaa 
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Providentia effici ut laetis patientiae et suarum virtutum fructibus 
boni fruantur, malos contra vaais laboribus perfauctos gravibas Dei 
atque hominum judiciis subesse. Dam haee commemoramns ex ea 
capiditate, qua aolatinm, tranqvtt^tatem, prosperitatem totins Hi- 
beruiae cupimus, minime dnbitamus, dilecte fili Köster, quin tn 
Collegaeque tui concordibus senaper animis et caritate fraterna in- 
vicem juncti satutarem operam conferre pergatis, ut fideles vestri 
nihil sibi commune esse patiaatur cum iis , qui suis cupiditatibos 
praecipites sese de patria benemereri putant, dum se graylW sce- 
leribus obsiringant, in eamdem prantatem alios impisUant, et cansae 
pablieae turpem labern Iniirunt. Hoc sacerdotalis zeli ministerio Te 
nnpor prae<9lare perfunctum esse laetamur, dilecte fili Noster, cum 
iiisidias et periculaa catholicae isti juventuti comparata conspicieus, 
pastoralem epistolam edendara curasti, qua hujuamodi pericula publice 
deauuciares, vigilantiam fi^alium aoueres, et''eMn::eal]itä, aec><DOi 
rettgionis et patriae böse oonauleres. 

i Hae porre tarn graves pasteralis manerifl ^earab et publlea 

populi Hibemf oansa omnino. reqnir-ant , ut eoclesiastioi ordinis vir! 
sese adjutores praebeant Pastoribus suis, ac ipsis in civium animis 
moderandis et perturbationibus publicis compescendis suam operam 
üdeliter uavent. VecumtameQ ad äftuo salatarem vim sacri' mini- 
steni pEOpriam esereeodaiD) si agatür praeaerüm de populoribuB ooln 
TenkUme in qnlboe magno animornsi aestn de ean^a pnblioa descep» 
tatur, et d^Umn oooeertatioiram proeellae oomnoyentur, opportanum 
fore consilium putamus, si firmis iis manentibus quae de juniore 
Clero decrevistis, iis tantuni ecclesiasticis viris eo'sdem conventus 
adeundi veuiam tribueudam oensueritis, in quoram pötissimom sa- 
piea^ Gonfiditis« et in qnibns mataiior aetas ae neu rermn effeoit 
ut pmdentia, eonailio et anetoritate praestenti ideoqne poesiBt prae 
eeterifi ooDcitatae raaltitadini ad reeta et honesta dnees esse, falla* 
cibus iraproborum judiciis occurrere, officii rationes tueri, ac de- 
fensoros esse optimi partium optimarum. Hac ratione et via sacer- 
dotalis ordo tamquam in specula communis salutis et in praesidip 
reipublicae a Vobis ooUocatus, magnas patriae utilitatssj in äs qni- 
bns jactatur ftnctibns, est aUatnms. 

Hac demnm occaslone praetermittere non possnmus, quin Te, 
dilecte Pili Noster, aliosque VV. FF. Hiberniae in partem soUicitn- 
dinis Nostrae vocatos peculiaribus coramendationis et dilectionis No- 
strae seusibus proseqaamur, propter eas curas qnas ad causam ca- 
tholicae institutionis juventatis vestrae taendam, et UoiTersitatis 
cakhoUcae statnm eonservandnm oernnrnni studio oontoliatia, initis 
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coofiliis quae necessaria et opportoDa, tum sajoae soU4de^Q 
nae adserendae et costodieDdae, tiU9 ejus i^foqti^ii^j.,p~ 
existiiiiaatis. , . 

De saeris aotem Seininariis, miao eyigU9ntcegi^|^9^Tß?t^ 

ut <liligeuter adolescentes ad spem sacerdotii bonis artibas et virta- 
tum exercitatione eriidiantur: generatimque eupida philosopbiae Ju- 
ventus iostruat sese« j^uofui ppporti^ie ^eri potest, Do9jtpjc|£(. ^o^elid 
disciplina. ... , 

Sunmia autem yotis a Deo cleiD^ntissinorSoivcef^iq^ 
oönsilia et opera restia sna potei^ti gratia prova^iat^ Cleruff.v^afjfilli 
yalidum Instiniiienhim suae gloHaa efficiat, atque aoletuf propi^ns 
fideles vestros, iisque tribiiat ut qiii seminaat in lacrirais in exalta- 
tione metant, Apostolicam benedictionem praecipuae Nostrae bene- 
volentiae testem tibi, dilecte Fili Noster, cunctifique ^Pfiyi^.^^jSj^ 
scopis, nec non Clero et fidelibua fidei vestrae concreditis, jAirj^tpj||^^ 
in Domino iropertimur, ; . 

Datum Romae apnd S. Petmm die. 1. J^imaiü^ 9jq.,\|Q8^ 
Pontificatu:) Noätri anuo quiuto. . . 'i . . 

2. Bx eoHsistorio habito die 15, Martii 1883 ^), ' 

Summus Poutiiex Leo XIII. iu cousistorio babito die 15. Martii 
dignatus est Pilenm Cardinalitium Angelo Biancbi et Wia^imiro 
Czachi Oardinalibus ex Cousistorio diei 25, Septeml^iria auni.'l8d2. 

Ittsuper uounullis ecclesiis me residentialibtia sive 'titotiribiBa 
pastores praeficere dignatus est. 

■ Ecclesiae Titulari Archiepiscopali Tharsen praeposuit R. .D. Si- 
gigmimdum Felicem. Feliüski Metropolitanum Varsavien. 

Ecciesia Metropoiitanae Varsavien« fi. D. Viuceutium Teophiloai 
Fopiel Wladislavien pastorem. 

Ecdesiae Metropoiitanae Mohilovien. R. D, Alexandrum Casi- 
mfrum de Bziewaliowo Gintowt Titularem Helenopolitan. et Suffira- 
ganeum Plocen. 

Ecclesiae Metropoiitanae Hispalen. R. D. Zephiriuum Gonzalez 
y Dian Tunon. 0. P. Carduben. Episcopus. 

Ecclesiae Metropoiitanae Burgen. E. D. Satumioum Fernand« 
de Castro Leonen. Episcopum. 

Ecclesiae Cathed. Placen. IL D. Gacq^arem Borowiski Lueeorfeo. 
et Zytoraerien. Episcopum. 

Ecclesiae Titulari Esebonen. B. D. Adamum Stauislaum Krao- 
sinski qui resignaverat Wiinen. 

1) VgL oben S. 92L 
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Ecctesiae Wladifllavien. R. Di AUxä&dniin BeresnieWicz'l^ta- 
larto Haiimfanopolitan/ Siltfraganenni''8amogltien. 

Eeelesiis Cathedralibus iinitis Lau3anen. Geneven. R. D. Ga- 
sparera Mermillod Titalarem Hebronen. ' ' 

'"' Ecclesiae Kielce Poloniae Kiissae, a Leone XIII. ia Cathedra- 
lern erectae, R. D. Thomam Theophilum Kulinski Titalarem Satalen. 

Eccledae Cathedrali CordübeD. 'B. D. Sebastiatinin äerrero y 
Espinosa de los Monteros .Oretep. Ej^iscopam. .. . 

Ecclesiae Cäthedrali Agrigentin', tanquam coanjntoiren) cum 
fatura successione R. D. Blandini Gaetanum Titularem Sergiopolitan. 

Ecclesia Cathedrali MQntis Falisci R. I). Lucianom Gentilucci 
Canonicum Fabrianen. etc. ' 

' ' Ecclesiae Cathedrali Asisie^. it, D. Gaetanum Llroni Metropo- 
litabae Bäsfficae Spoletai). Prioreiu, Piro-Vicanum Qeneralem ejusdem 
dioecesJs €itc. ' • • • • • . ' 

Eeelesiis Cathedralibus uuitis Fabrianen. et Matlielicen. R. D 
Maearium Soriui Canonicum Poenitentiarium Pro-Yicajiura Genera- 
lern Recineten. etc. 

Ecclenae CathedJtali Mouoßolitafi^. K D, Caicoluo^ Ci^ttto Nea- 
politanui^ Congi:«gatio]iis RomanaO; neg^tlproiq ecclj^jistiiconim 
mem1>mmi Sacrae Theologiae utrinsqne Juris doctorm. 

Eeelesiis Cathedralibus unitis Pistorien. et Preten, R. D. Do- 
natum Velluti Zati Theologum Metropolitanae Floreiitinae etc. 

Ecclesiae Cathedrali Algaren. R. D. Eliseura Giordaao Ord. 
Carinelit. Parochnm S. Mariae transpontem, vulgo Trßtponiina de Urbe. 

^deaiae Cathedrali Sabarien. B. D. Cemelium Hidasgr CcMio- 
nicom Metropolitanae Sirigonien. etc. 

Eeelesiae Cathedrali Eperiessen Ruthenorum B. .Joannem 
Valyi Canonicum Munckacsien Ruthenorum etc. 

Eeelesiae Cathedrali Criaieu. Ruthenorum R. D. £)liam Krjiui- 
lovic Canonicum, et Judieem in eausis matrimonialibus. 

Eoißleeiia Cathedralihi^ nmtis Laceorien. et Zytomerien« B. D. 
Simonem Uartiunm Eazlowski S. Theologiae magistrum et doctorem. 

Ecclesiae Cathedrali Wilnen. B. D. Carolum Kryniewicld Bec- 
torem Seminarii, juris canonici magistrum, vineuli mutrim. defense- 
rem etc. 

Ecclesiae Cathedrali Sandomirien. R. D. Antonium Franciscum 
Xaverium Sotkiewicz Caiiomcum Metropolitanae Yarsavien. ejusdemqae 
Arcbidioecesis adminiatratorem etc. 

' Ecclesiae Cathedrali Samogitien. D. B. Mieelslaiim Ballalon S. 

Theologiae magistrum etc. 

Archiv fiir Kiruheurecht, XLIX. 28 
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Ecclesiae Cathedrali LoblineiL B. D. Joflephnm Wnoroinli 
ejusdem dioecesis. 

EcdesiBe Cathedrali Fastopolitan B. D. Ignatium Yelasco Soe. 

Jesu Theologiae et Philosophiae doctorem etc. 

Ecclesiae Cathedrali Colima a Leone XIII. erectae R. D. Fran- 
.euieum Melitooem Vargas Canonieiim Metoopditaaae^da fi^aadateiin, 
Seminarii Bectorem & ThMl(»giae'iiia(gi8tnim etc* 

Ecclesiae Titolari Thanen. B. D. Josepbum Cavaliere Decamim 
metropolitanae Cosentiiiae etc. 

Ecclesiae Titulari Milten. R. D. I. B. Mantovano Ordinis Mi- 
nimonim S. Francisci a Paula S. Theologiae magistram Coadjutorem 
cum futura successione Episcopi Boven. - 

Ecclesiae Tiiulari Araihen B. D. Josephnm EoUak paro^am 
YamfiM ete* 

Eoelesiae Titalari IMocletianopolitam B. D. AnfMItmi ^'Seer, 

Philosophiae et Theologiae magistrum, suflfraganeum Tiraspolen. 

Ecclesiae Titulari Corycen. R. D. Thomam Montefusco Neapo- 
litÄHum Auxiliarem Episcopi Uritan. • 

Ecclesiae Titulari CalUnioen. E, D. Aleynom S^kcei PtoCo- 
ratorm Ctoeralem Aagintiiiiaiieiisiaiii, in Bomttna (Mversitate pith 
fiHMorem memtrtim Academfae religionis catMicae- etc. • ^ * 

Tandem Leo XIII. recensuit ecclesias quibus pastores praefecit, 
datis litteris in forma Brevis. Nempe Ecclesiae titulari Thedosiopo- 
litan. R. D. Josephum Sembratowicz praeposuit. 

Ecclesiae Titulari Claadianopolitaii. B. D. Engeniiuii Deafleehes 
titnlarem Sinitea. ' * 

Ecclesnae Titolari Pharsalien. B. 'D. Aloysinm TUMA Delsga- 
tarn Apostolicum pro Orientalibus etc. • • 

Ecclesiae Titulari Heracleen R. D. Marianum Rampolla de 
Comitibas Tindaro Nuutium Apostolicum in Hispaniis. 

Bcclesiad Metiopolitanae Halifaxien. B. D. Comeliam O'Brien. 

Ecclesiae Cathedrali Carolopolitan. B. D. Henriottm Nothrop 
Titnlarem Bosalien. 

Ecclesiae Cathedrali — Gratid-Rapids — B. D. Heuricum 
Josephum Richter. 

Ecclesiae Titulari Megara B. D* Joannem LeoFcnao,. Yicariom 
Apcetolicnm Pondicherien. 

Ecclesiae Titulari Suren. B. D. F. Danielem « 3. Doaai» 
(Victorinm Tempesta) Ordinis Mtnomm de Ohservantla Auxiliailaii 
Ignatii Persico Episcopi Aquinaten. Soran. et Poutis Curvi. 



• •••• 
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t iVfliibe8aeriiii9.«lir La§e lier JcathoUsclMR GeisUioiikeillnEtoass- 



Von F. Qeigel, k. ß^.-Bath in Olmar. ' 

jf I. Der Landes- Aiisschuss von FAsass- Lothringen hat den An- 

, trag des Reichslreiherrn H. .Zorn v. Bulach , die unterste Gehalts- 
klasse der Miäfspfarrer \m vorerst wenigstens 80 M. jährlich auf- 

,:,IWi(eAB^;^ !q 4eii.$itailA0 6.. M4rii.i883 aUgelehnt^)» nachdem 
der Unterstaatssecretftr «. FuUkamer^ sobald die ^ in Jßni&iAeB 

; jllGndeor^aiga dar SKaaliiKtldungea und: der TaliakaniMiiifiikinr za- 
röckgegangenen — Landeseinnahmen es gestatten würden, die Vor- 
lage des »seit Jahren abgeschlossenen Planes zur Erhöhung der Ge- 
hälter sämmtlidier Geistlichen. ;iai^/tßZ^^ic/»erm Ma^ft, ;|ilf^idea:..er- 

„•W/i^uk) .Antrag 'liii Apge hak}^ ,c. und die »Gewährung yoa. f^Pensio- 

,nm: m dWif wAhtOPd .clw JSrMigmg 4qr BfaiaritQUai tjmpiMrten 
Geh&Ltem (jährliQli.4$,0D0,M4 im DwQbsßhiMtt).;^ gestellt 

• hatte. Die reichsländische Regierung hat die Gehälter der Geist- 
lichen bereits im Jahre 1872 um durchschnittlich 50 Procent StUf- 
gebessert; dieselben betragen dermalen fui i^den 

.jilec 2 BüMfe 16000 M., iD .Siraiiji^^ dagegen im\k X2000 M., 
„ 4 Qeneralvicare 2880 M., „ „ n : vi . M., 

^17 DuofOKfrra : 1^0«[.,.i„.; ... „ . : 1280 M., 

ffir die Hmptpfarrer, welche der. Bischof, nur mit Bestätigung des 
Statthalters ernennen und absetzen kann, und zwar für 35 Hauptpfarrer 
erster Klasse (in Gemeinden von wenigstens 5000 Seelen etc.), 
...wenq über 70 Jahre: 1920 M.,.in ^ro^^k/^dag^eanoch 1280 M., 
„ iuij;i9r70a>breD: im VL» ^ . „. 1200 M., 



.. 1) Pfimrer Waliher i^ Bergbiejtev, 4er Uih|»bfr der P^iift&oiMbewegniig 
swecks Gehaltsanfbeaserang der elsasB-lothringischeii kathol. Geistliehkeit, hat 
den ahlehnenden BeschlnsB des Landesansscliiisses in einer Schrift: »Annoiationa 
aox comptee-rendns du 2/ ei' 0. Man ' condemant le» tiaitenieiits ' 'dQ derge ca- 
tholiqne« (Moleheim 1888) einer scharfen Kritik nitenojpftD. Br-i^^pellirt vom 
Kflolilechl bfnttiteieii«! liandesansschUfs ap den »sieh) eines Besseren« besinnen- 
den. Ungehalten ist fr.naffieatlipb dfirQber» dass in der Debatte Niemand 
für die fiaanzielle Gleichberechtigung der kaihol ifchen Kirchendiener mit 
den protestantischen und Jüdischen eintrat. So berichtet die Germania 1883, 
Nr. 74. I. Bl. (Anm. d. Rod.) 

28* 
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79 Hftaptpfarrer sstoeiter Klasse (insbesondere an EftntonshaTipidrten)^ V 
wenn über 70 Jahre : 1560 M., in Frankreich dagegen nocli 1280 M., ■ 
„ unter 70 Jahren : 1440 M., „ „ „ „ 960 M., | 

für die 1179 Hiäfspfarr^t welche d«r BisolMf vorbebalüidi jeder^ 4| 
geüiffen Widerrufs ^ßnmnt^ • •> : m« •.. • . tt 

mmm iber 7$ JMtBi 1560 M«, ni JFVtmktäiSh dagegen Mocli lOO^lii^* 
„ „ 70 Jahre: 1440 M:, „ • „ - „ „ 920 M^' 
„ „ CO Jahre: 1320 M., „ „ „ „ 840 M., 

„ unter 60 Jahren: 1080 M., „ „ ' " „ 720 M., 

endlich för jeden Vicar in Gemeinden von weniger als 5000 3eeien 
480 M., in F^nkreidt dagegen noeii 800 M. • 

Die teisMieilden Ai^en hiMM^teb äer>0e3Alter 'in iVmii- 
reieb beraben attf Band I¥. 8. 447 oAd 670' der »L^gislatkm ebite 
eccl^siastique« des apostolischen Protonotars Andre (Paris 1877 bei 
Berche und Tralin). 

Im Keicbslande, wie in Frankreich, erhalten daneben die Bi- 
schöfe freie Diensiwohiiuig Mbafc MebiUaireinnelitQngv mindeetens 
800 IL^htMcb ftr Flfmung»- ete. Seiten nnd den nicht onnrheb^ 
lieben Ertrag der bkebOflidhen Talelgüter (vergK Jahrgang 1875 
S. 271 und 1880 S. 184), die Donüierm aber lediglich noch die gering- 
fangen üeberschüsse des Ertrags des Kapitel Vermögens, ferner die 
Haup^ wie die H^pfarrer^ freie W^nung — in der Kegel uebst i 
Garten — , den nur in einigen Pfarreien erhebUoben Ertrag der Ffcufp- 
güUr (vgl Jabignng 187S 8. 488), aodann an» der Gotteshaoekasse 
die Vergütung fir. die gestifteten ^Mtfiiieii^, die l^eiwilligeo 
in Geld, Kerzen und Naturalien und die zu Anfang des Jahrhunderts 
festgesetzten niedrigen StolgebUhreti. Die Vicare haben daneben, ohne 
dies übrigens beanspruchen zu können, in der Hegel freie Wohnung im 
Pfarrhofe und durchgehends Anspmeh auf eine Zulage von jetzt 
mindestens 400 M. ans der Golteabana- oder efentneU aas der Oft» 
mindeknsse; freiwillig gewftbren webUiabende Gemeinden nnd Get* 
tesbansyerwaltungen , übrigens früher häu%er und ergiebiger, als 
jetzt, den Pfarren und Vicaren widerrufliche Zuschüsse. Von deu 
Bezirken leistet nur der Ünter-Slsass der höheren Diöoesangeistlicb- 
kett eokbe Zuschüsse. I 
Der AimmaMiT der Diöeese. Stmaakmig beiäebi 600O Ii I 
Staatsgebalt nnd 2000 M. MietbsentschSdignng, der Coaäj^tor (?gl. 1 
Jahrgang 1879 S. 414, 1881 S. 808) xn Hetz blee-SOOO M.» zw« I 
Vicare in grösseren Städten ausnahmsweise 1440 M. iiud 1920 M. * 
— Dem Priester Seminare in Strassburg und dem in Metz gewährt 
die Landesverwaltung 33 bezw. 32 Freiplatze zu jährlich 400 M.; | 
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Mdlhaturon) «114 .lrr0nliig)iy.i(Vonitail vom Meto). a8miiii.4eii.y<Mr- 
sclMleA' m Metz und Bitsch erhalten difeüso wenig Stastsznschüsse, 

als die iu der Entstehung' be^iflfenen *Jcaiholischen Gymnasien« zu 
Strassburg und Metz. (Ein Theil der Zöglinge des kathol. Gym- 
nasiums zu Strassbiurg wird im wieder zu eröffaßndeu (FeoaioiaAte 
dei/ dortigen Knabenseminars Verpflegung finden). •< :. 

' för den Bedarf des Qrdinarii^i^Bifiltffe^^'iatKc^ 
Bil^hltfe, welche zur ftanzOeischen %ffr dfo'MrrfMea pfteWichen 
wie |iersdnlichen Ausgaben selbst zu bestreiten hatten, neuerdings 
Panschvergutungen aus der Landeskasse, jedoch nur in so massigem 
Beitrage, dass für die bq noth wendige eingehendere Kf^yision s^mmt- 
licher Jahresrechnungen der Gotteshausverwaltungeo, wie solche siot^ 
B.iB^ Nim Directodwi 4f» Attg8|>nrgev BekenntninBoaiSür Mmfh 
Lothringen glftnzend bewftbrt hat, hiervon nichts ^bfi^iblejüpen kann. 

Tl. Der Bischof und ein von ihm ernaunter Geistlicher ist 
ebensowie je ein Abgeordneter des protestantischen und des is- 
raelitkoheta Cnltus — Mitglied dee vom »Bezirks-« (Regierungs-) 
»PrksMeiiien^i jäbrliob müideBtiinB zweimal zn ber«fendea ..BaiiH^ 
UiOmid^isMksi' i^ Tiiioidttniif des IStalOlilthr» itoin ^4: Hee. 
1880; eine EntBeheidnng kotimt diesetti' Cdlegium ö^brigens ebenso- 
wenig zu, als dem mehr blos »auf dem Papier« als in Thätigkeit 
stehenden Ortsschulvorsiaiide ^ welchen der kath. und prot. Pfarrer 
sowie der Delegirte des israelitischen Cultus und die in Gemeinden 
TOB hiinde^ten» 21)00 .Seelen seitenv des BesirkäprftsideBteii besseieh- 
neto Bifiwbhner nntei^ dem FiwitAM^'dss Bfitgermeteteib bildett.c 
^wt' DvtehMmng gelangte dagegen 'die 'Verordnung ded Statte 
halters vom 17. Mai 1881, wornach die Bildung mehrklassiger 
Elementarschulen nur noch insoweit angestrebt werden darf, als es 
die Rücksicht auf die Verschiedenheit des Gesckleoktes und der Con- 
fessim gestattei Dass die Mäddieii, venigstena um -der Mittelstafe 
ab, zweelniAedger nar dvreh JM^riimeift niite bittigt 
dM ganze Land; d^ Ürseiz^ MsberigeriSIMI^iinaelhtlen inveb confes^ 
sionell getrennte begegnet hauptsächlich nur in grösseren Äi^äklfcw Schwie- 
rigkeiten 0- Seit Mai 1883 sind die Lehrer- und Lehrerinnenseminarien 

zwischen Katholiken nnd Protestanten confessionell gesobieden worden. 
' '■ ■' ■ • ■ -■ ' - s - 1- , f. , 

1) lieber die SchnlTerh&ttnisse in Vtmm beriehtete die Germania 1833 

Vr. 69 II. Bl.: »Unsere fiehoka dutd theite eonfeedbnelle, thells geniedite. 

Die Bewerbo^^en umi die LehventdUea an gendediten Malen mflncn beim 

Kreisdirectqr ^ngtgebea. wenden. Ute Beverbangen nai hattioiL -J^ebrnffellen 

ebenMlp, nnd zwar nur beim Kniedneoton Die Bewevlrangen dagegen mn 

eTangeUscbe nnd ieneUtieobe Lebrentellen mitosen nicht nnr bei dem Krda- 
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. Die SchuUehwestem (besonders aus deu Muiitierbäuserii zu Rap- 
poliBweiler, Peltre and St, Jotom von Bassel , in welchen der kaid,. 
ObeMchttlmth -finttiBsimgsiiräftuii^eo^ wk. in itear.ttoahlidMii , imüiv, 
ding» confekskmell^) getrmieip Serainiilrien^abiulim Jft^) .«!^^ 

sich namentlich auf dem Lande allenthalben ungetheiiter Beliebt- 
heit, selbst bei Andersgläubigen. (Die Schwlhrüdcr des Mutter- 
haases in Matzenheim bei Schlettstadt unterwerfen sich,beim Lehrei^> 
semfiiAFft' in Ober-Ehnheim der staatlichen Prüfung) . . 

' Di0 -SclMlsehwetlMni zu Gyi.teaD8iHn8 hail.dar •.Eaiafm9f ..vxltl; 
weleheIn•iMlch'alldere.klOsterlioh• KiederlasBDDgim nenardings atoalt] 
lieh anerkannt wvrdoi sind, von den Beziehungen zn ihrem bisher!^« 
gen Mutterhause iu Nancy losgetrennt; im Ober-Elsass sind dagegen 
noch mehrere Schulschwestern verwendet, welche ihr Muttejdbaaai ia 
IVanhreif^ (Pordem) haben. - : * > -tr.t .1^ 

III. 8«it ^igen Jalim wird den AiriillM^ • Anstatien 
auch wieder die Annahme Ten 8chenlcan|ren und Var«ia«1itiii8Be. 
für Arme gestattet, olme dass .der Armen- oder der Gemeinde*- 
ratli bei der Verwaltung und Verwendung der betreffenden Stif- 
tungen mitzuwirken haben. Andersgläubige oder eines kirchliohea 
Begräbnissen Unwürdige werden thunlichst (vgL dagegnni tkibigaiig: 
1882 d. 827) snfblge Staatsrathsgutacktens vom 29. lAprü 18^1 
(ÄndrSt IT 171, in Dursi/s StaatsUrehenveeht aMt abg^Mmelot) 
nicht im getveihtm Theile des Gemeindekirchhofs beigesetzt. Das 
Eigenthum der bürgerlichen Gemeinden an den Kirchen und Pfarr- 
häusern würde dagegen auf die (ro^Äai^ Verwaltungen nur im Wege 
des Gesetzes, wie dies für Kheinpirensden nntenn • 14»- Mira. 18^ 
(Jahrgang 1880 8. 186) geschah, abertragen werde« kOanen, wa»- 
liier jedoch haupteftchlieh wegen der hiedlorch bedinfien Uebeniahme^ 
der bisher auch durch Umlagen Andersgläubiger mitaufgebrachten 
kirchlichen Lasten fortan seitens der confemonellen Gemeinden, mit 
erhebUchen Schwierigkeiten verbunden wäre, zudem das — «Abe- 
rufen! ^ gnte Einvernehmen zwischen den Mitgliedern der yer^ 
schiedenen anerkannten ^enUiehm Beligionagesellschaft^ M^nircli 
leicht getrübt werden könnte. 

• IV. Nicht erfolgt ist seither die Wiedererrichtung einer hatho- 
lischen theologischen Facuität und die durchgreifende Verbesserung der 

directoz^ sondiem auch bei dem beirrenden CimaiiioHium (Gesetz is, Uan 
1850 Art. 31) eingereicht werden und whrd dies im Anasebieiben jedesmal aus- 

di&cklieh bemerkt. Die katholische KirchenbebSrde i^Udn ^ttt lUflO» pidits sn 
sagen bei Besetzung der Lehrerstellen, obwohl die katholischen Lehrer von 
Staatswegen Religionsunterricht geben müssen. c . (^^nm, d. Bod.) 

1) Archiv XXV. S. a04, XXVII. S. 117. 
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Lage der HiHfspfarrer, Wie in Paris, Lyon, Bordeaux, Toulouse 
und Koueu, so bestand auch in Strassburg eine katb. »faculte de. 
thäologisc. sufolge Decretfl Tom 17« Wtaz 1808« womach die Be-' 
gimi^ die Pcofessoreii auf Fmdlla^ dwier BewerlMv -doreh deii 
»^Ydque diocMnc ernennt, sie beseldel, entlisBt und pensloniil Die 
Zusicherung der canonischen Mission liegt in dem VorsMage^)\ 
selbstredend würde jedoch der Bischof seinen Seminaristen unter- 
sagen können^ die Vorlesungen einesi von ihm interdicirten Professors 
sa beBaolieii^- obgleich, die Staatsgewalt letzteren im Amte ballUut 
{AnMi Ug, d?. eceMs. Bd. III. p. 96). Bas Priestersemioar 
bleibt ftbeiiinopt unter der mtssMMUehm Leitang de» BiBehof^; 
eine Verpflickking der Seminaristen zum Besuche der Vorlesungen 
der Facultät besteht ebensowenig als ein Staatsexamen. {Qandry, 
Lägisl. des Cultes, Paris 1856, n p. 245). - 

An der Farebt vor einem Oaltiurexamen, hauptsächlich aber 
an der Verstfiadigung über die AttemHN^m^ der Professom« wo-, 
rüber nnomehr jedenfalls die Mdbt Landesbisehüfe za befolgen wftnen, 
scheiterte die sofortige Anreihung einer kath. Facultät bei Wieder- 
errichtung der Strassburger Universität ^), wiewohl dieselbe der Kirche 
mindestens den Vortheil sofort geboten hätte, die stmtlich hesMekn 
Professoren für Ertheilung des Fa€kmierr%cbt8 am Priestersenunare 
(in dmiscktr Sprache) verwerthen zu künnen und den Ptamunts* 
caadidaten die naeh* dentsoben Begriffen zur Erhöhnng des dienst- 
lichen Ansehens förderliche academische Ausbildung zu ermöglichen. 

Brennend wird das Bedürfniss einer Verständigung über die 
wieder zu errichtende kath, Facultät in Strassburg allerdings erst 
dann- werden, nachdem zuvor den bischöflichen bezw. katholischen 
Gymnasien, {ea Moatigoy, Strassburg « Metz und bezw». ZUlisheim) 

1) Die Lehrstühle an der f^i^aitt/flisch-iheologisdien Facultät zu Strass- 
burg", wofür das prot. Thoniasatift erhebliche Zuschüsse leistet, werden aller- 
dings nicht auf den Vorschlag, sondern blos »nach Anhörung* des Directo- 

• riums der Augsburger Confession bezw. der reformirten fünf Landesconaistorien 
besetzt. Die ordentlichen und Honorar-Professoren ernennt der Kaiser (Gesetz 
vom 28. April 1872), die ausserordentlichen der Statthalter. 

2) Zufolge der kaiserlichen Gründungsurkunde vom 28. April 1872 ver- 
leiht jede Facultät nach der von ihr selbst aufzustellenden Promotions- und 
Habilitationsordnung den Doctorgrad und die Zulassung zum Lehramte. [Für 
das. Dociorat der Theologie wäre aber auch päpstliche Verleihung des theo- 
logischen Prumotionsrechtes nöthig, welches nur an stiftungsgemäss kathoUscbe 
UoiTenitSten verUehen wird, s. 6. der theol. Facultät in Bonn nicht znge- 
standen wurde. Aach wSr« tm AnsMldimg kathol. Theologen an der Univer- 
sitftt Strassborg die Ernennung kathol. Lebtkritfto f&t raiosophie, Geeehlohte 
«. dgL aothwendig. D. Bed.] 
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die Ermächtiguag zur Aussteikiag voa MakmiätsaeugnUsett <wVi . 
tMlt isU ' ' . j . . . , ' ...1 

V."' l/fTtL^ ««aiicli die' SülfspfaMrer anlangt, Äo^heklagt der- 
apostolische Protonotar Andre B<1. III. S. 208 der oben (Ziff. 1) er- 
wähnten Le^'isl. civ. eccles. , auf Grund seiner langjährigen Er- 
fahrungen als Pfarrer und Gencralvicar und bezugnehmend auf einen 
franz. Biäciiol, irelcher »auf Veranlassung des QvXi\ikmiviistiit8 tlbcO' 
Gty HfilfliJ^falri^ nicht äus canonisi^hAfi 'Gtänden, ifeiideni nur ^ea 
Büt^ernieltfterti' zu Lieb, tersetzen ttttidste,« die gegeiHiber dbr eano- 
niöchen Inamovibüität sämmtlicher Pfarret* erst dutbh das Cttltos- 
verliissungj^gesetz vom 18. Germinal X. einf^cführte Widemtflichkeit 
der nicht an Kantonshauptorten befindliclieu oder der »Hülfs<tpia.rTeT 
»Als ei lieh der schwersten Schläge, der seit einem halben Jahrhuhdeii 
die Kirche' getroffen hAbe,€ and'fdgt zur Begründung iaabtediider» 
FblgeoMÜeä'bd: )^T>\b ßäers^iHge Absetzbarkeit der -Hülfsphirrer- bat 
äderen Änsehkn b^iiö Volke ftothwendig herabsetzen müsäen, die-^ 
»selben ihres Ehiflnsses und iiirer Unabhängigkeit grössten Theils 
»beraubt, ihren Eifer gelähmt, ihre Festigkeit gebeugt, den Wohl- 
»thätigkfeitssinn aber erkalten und die üneigennützigkeit gefährden 
»lasseb. Hoöentlteh irird es den BisehOfön/ die sieh hiermit sehen 
»ijd^hrfaeh' in den PräWnzialc(m^ betohCftigt haben; in €fit 
»'häehsten 'Z^ gelingen , de<i Hffl^Myrern mit der ünabset^rkeH 
»die volle Ptarrwürde zurückzugeben.« Von der Erwägung aus- 
gehend, »dass das Gesetz vom 18. Germ. X. die Hülfspfarrer, indem 
»es dem Bischöfe jederzeit ohne Weiteres gestattet, sie zu entlassen ; 
»der ihiien vor der Betrolntion zngekommtenen sichert Btellnng be- 
»ili^ibt' hit, vom SMle s^st ' aber ih Art: 10. des Goncördttln 
»zwischen den Bhrrem an R^antotoshauf^torte und den l^farreni tiii- 
»derer Gemeinden kein Unterschied gemacht worden ist,« hatten am 
17. Nov. 1848 P. Dupnii, Ismthert etc. der constituirenden Ver- 
sanimlong unter Anderm vorgeschlagen , »den seit, fünf Jahren in 
»einer oder ^mehreren Pfarreien thätigen Hnlfspfarrem die Unabsei»' 
^hcbrkeU der Hauptpfarrer nnd auch den Amtsch^rakter: JtSBou^ 
^Pfarrer äriifer Klasse* zu gewähren,« 

Der Ausschuss für Cultusangelegenheiten fand die Gründe, 
welche zu Anfang des Jahrhunderts die blos widerrufliche Ernennung 
der Mehrzahl der Pfarrer rechtfertigten (schismatische Haltung der 
meisten in Frankreich gebliebenen kath, Geistlichen und NichtÜber- 
wachung der Emigranten), für nicht mehr zutreffend, zudem die Bi^» 
sidiOfe, während die kajüb. organischen Artikel (31) die Hülfspfaner 
nach AH äet Vkaire noch den Hauptpiarrern unterordne^ ihnen voll» 
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Pt'arrgewalt und Unabhängigkeit voq den Hauptpfarrern läogsi ge- 
währt haben (8. 218), und empfahl deaahalb in der Sitzung von 
23. März 1849 der constitairendeii Vei^aiumli^og, »betflgfioli der WU 
T^derruflichkeit der Ernenming der Höllbpfarrer den Art. 31. des mehr- 

»erwälmteu Gesetzes aufzuheben, gleichzeitig aber die Regierung zu 
»ersuchen, mit dem Papste wegen der Bedingungen für die zu ge- 
»währende Unabsetzbarkeit sowie wegen Wiedererrichtung (vom Bi- 
»scfiofQ. unabhängiger), ^j^rp^HjAer Gerichte , welche ubfur die B^utr 
»lassnng der Pfacrer.etc, eu erkennen lieben, in'a Ben^men ^.treten^c 
Wegen des letzteren, allerdings bedenklichen Zusatzes scheijberte lei- 
der damals der sonst durchaus nur im Interesse der Kirche gelegene 
Antrag, welcher seither weder durch die vom Reichstage \\\ der Sitzung 
voiu 18. Dec. 1874 ausgegangene Anregung ooqh selbstredend durch 
das unglückliche Zusammentreifen mit der Maigesetggebmg^ (§. 19^ 
des preuss. Ges. vom 11, Mai 1873; verwandelte die 8uccuri9alp|»rreiient 
der Rheinprovinz in äattemA zu besetzende) Förderung find^i^i k^umte« 
Die neben der finanziellen Aufbesserung gebotene recMicke Sicher- 
stellung der Hülfspfarrer, — ohne welche allerdings im Reichslande 
ebensowenig, als dies in Rheinbajern upd Rheinhesseu möglich war, 
ein akademisch gebildeter Nachwuchs beschafft werden kann, — hängt 
daher zunächst wohl nur von dem Anlage d&c Biscl^ß zu Siejkz und 
Strassburg ab^ an welche , der Landesausscbuss mit Beohi unterm 
6. März 1883 den leider sogar zur Press-Agitation (vgl Nr. 26 der 
Strassburger Posti) vom 26. Januar 1883) übergegangenen niederen 
Pfarrklerus verwiesen hat. [Man vergleiche über die vorstehend be- 
rührte Frage der Desservauts die betr. gut orientirende Schritt des 
bischöfl. Secretärs Joder von Strassburg nebst der Besprechung der- 
selben von Dr. Mum im Archiv Bd. 49. S. 172 ff.] *). 

1) Zafolge Nr. 110 der Strassb. Post vom 21. April 188^3 »beträgt das 
Du.TchschnittsgQ)M\i eines kath. Landpfarrers in Baden, — wo doch« »»die 
kath. Geistlichen j^egenüber den protestantischen gewiss nicht bevorzugt* 
»sind,«« da ihr Diensteinkommen nur bis 2200 M. , das letzterer dagegen bis 
3400 M. staatlich aufgebessert wird, — immerhin jährlich 4t)G M. noch mehr, 
als das eines kath. Land- oder //rtZ/Apfarrers in Elsass-Lothringeu ,« während 
»»die reichsländischen Landesbeamten ein Drittel mehr Gehalt, als die badi" 
9chen, beziehen.«« 

2) Was die von Maas a. a. 0. S. 175 gerügte »inamovibilite civile* 
der (nach Art- 10. des französ. Concord.) mit Genehuibaltung der Regierung 
ernannten sg, Kantonspfarrer betrifft, so ist es freilich in Elsass-Loth ringen 
wie in Frankreicli seit 1801 Thatbcstand, dass die geistliclien Gerichte nur mit 
Beihülfe des Ministeriums oder des Staatsrathes einen Pfarrer oder Canonicus 
seiner Stelle entsetzen können, weil die Regierung ihnen eine ataaisrechtliche 
InamoTibilitat xaerkeniit. J» es gibt sogar Geistliche im Elsass, welche die 
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Naekbra0. Die AnsmhraDg J&der's — Arehh XLIX. 8. 175 — , 
»dass die mit OeneliinltaHQng der Begierang yem Bischöfe ernannten 

Kantons- (oder Haupt-) Pfarrer nur mit staatlicher Genehmigung von 
ihrer Pfarrei entfernt werden können,« entspricht durchaus dem in 
Frankreich und dem ßeichslan^; geltenden 5taa^kirchenrechte. Zu- 
folge des StaatsrathsgntachtfMW iFom ^0. Juli 1824 nnd der bei Andre^ 
L^gttlation d?ile eeel^astiqae, ^1 p. ioi (vgl p. 410) angeffthrten 
Erlasse enr' j^BMtinilg 'el>en8<y wie li^Änsetzong eines Kantons- 
pfarrers die Uebereinstimmung des Bischofs und des Staatsoberhauptes 
erforderlich. Ein dmeitig vom Bischöfe abgesetzter Kantonspfarrer 
behält die Pfründe nnd den Staatsgehalt (Gandry, Legislation des 
Cnites, n p. 290), so dass der Bisehof doch nicht diese Pfarrei 
anAsrireitbiäsetzAn k5nnle. Die Drohnng Und Verhftngiing des £irdfeii- 
hames gegen Jedeittormn, der flfitth M der Staaiadgf^Mlt wngen »Mlssh 
brauchs« beschweren würde und die vom Bischöfe den Kantonspfar- 
rern abverlangten JSeperse , worin letztere dem Bischöfe das Recht 
zugestehen, dass er sie, wie Hülfspfarrer jederzeit ohne Weiteres ent- 
lassen könne, wurden vom franz. Staatsrathe durch Beschlnss vom 
9. Mftn \%4& {Asitdbiri^X 196) als rechtlich nnwirksam nnd »Hissbrsach 
der' Sirchehgewalt« erklftri' Bie Bischöfe haben anch seitdem In 
Frankreich wie im Reichslande stets die staatliche Genehmigung zur 
Abberutung vou Kaotonspfarreru nachgesucht. 

Begiemng aufifordem , siph auch an der Ernennung der Desservants ku bethei- 
ligen, besw. die staatU<^e-6«iie]|migan^ dazu za erfoirdem nndihneo di^nn eine 
staatliche InamoTlbilitat mnerkennen. (!>• Bed.) 



Digitized by Google 




Ansprachii lies preitösv evaiigBl: ObertdrtheiiNitlies, betr. die 

' * ' ' gemischten Ehen: * ' ^ " ' ' ■ ; 

. Die iu&echtartMtiUig^ du:i8t^6hi«rf.i(Mojfi}g *m4 Sitte m wdift . . 

Aeltesi^en gehortv evforderjb ^ v(Mr /iJkim de» 8^ mii di« Ffl«9ai. 
eines auf Gottes Wort und evangelischen Glauben gegründeten Fa* 
milienlebens. Wie die Reformation durch Geltendmachung der gott* , 
gefäUigeii Wucdd didK Ehestandes, dMxok Fürsorge für die christliche; 
Erziehpig dfix Jugend oud durch AoregiiDgdi&iifMl^i^^oUesdiensteft' 
die Brpeojwmg' Wai|dfi^ i^lraiwn wd ^ntfolilud^ föxitoto«:' 
80 hat 4ch iiiich!ioi,.>iiiiflem Zeit 4ie Aii&MrlBmlMit JJliir^'W^ 
im Dienste des Herrn an der Wiederbelebung christlicher Gesinnung 
und Zucht in unserem evangelischen Volke arbeiten, ganz besonders 
auf die üeberwindung der das Heiligthum der Familie bedrohendepi 
Gefahren gerichtet. I>e««|tialbt/tet.4ie .ii|iide»kirf^Uche.OeM 
in den b^id^Q Q^as^lx^ vom- 27«> and.40,i JüdiilSW) tdanivif Vedealil . 
genommen, der hierauf zieWdeQ ThätigkelA der-. OrisÜi^lien iiaiiG^i^ 
meinde-Eirchenräthe neue Wege zu bahnen. Die Benutzung der 
hierdurch dargebotenen Mittel ist, wie wir aus Berichten der könig- 
lichen Consistorien entnehmen, bisher nicht überall mit der Energie 
und Entschiedenheit erfolgt, wie sie die geistliche Noth des Volkes 
und die Treue seelsorgerischer Arbeit verkngen. Insbesondere macht 
sich der Mangel an Widerstandskraft ond kirchlichem BhrgeßUil in 
den Gemeinden auf dem Gebiete der gemischten Ehen bemerkbar, 
auf welchem die evangelische Kirche zur Abwehr der Angriffe 
eines rührigen, entschlossen und methodisch vorgehenden Gegners 
genöthigt ist. 

Die VorgftDge des letsten Jahres in Schlesien haben nun in 
einer allgemeineres Auft»hen erregenden Weise die Augen wieder 
schärfer auf den Kampf gelenkt, welcher gegen die evangelische 

Kirche seit 50 Jahren geführt wird, und in welchen sie um der 
christlichen Wahrheit und um ihrer Ehre willen nicht weichen darL 
Wir erfüllen eine Pflicht des vom Herrn der Kirche uns anver- 
trauten Amtes, wenn wir alle Geistlichen und Aeltesten der evan- 
gelischen Landeskurche aufrufen, mit der Weisheit und Kraft von 
oben her die ihrer Obhut unterstellten Gemeinden gegen die der 
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erangelischeu Familie drohendea> Sefahr^n zu mtbeidigeft und im 
iB«D«iitfiakontttiuai ihm Glaotam m befiMtUgeni- Dabei .woUoii :«ft 
nickl ntttetkim», bot HerikeilfilinBig .eiiMB. mögliohat .glitebaiii» 
sigett Handelns diejenigen Mittelt der AibWeiir in r Irkmeraiig -k 
bringen, welche nach evangelischen Grundsätzen und nach der be- 
stehenden kircbiidifiQ Ordaang den Geia^hea und Gemeindeorganeii 
dartoten. • . 

Am inghU^ifaNi iati, daaa die OeieAkhm in Ajoßkmng ihm 
HlrttttSBite waxduHunoii Aiigas' mtd feAer Hand wkM 'WalliiiMis 
darch' Lehre «nd ^Seelsorfe neUantig den an Ihre GenuriBdeglieder 
herantretenden Gefahren vorzubeugen und zu begegnen. Vielfach ist 
das Gewissen evangelischer Christen über die aus dem Bekenntniss 
des eTaageliächen Glaubens tür das Familiaiüebra erwaobsendea 
Pftichta nkht geaog geifsekk* In Qegendea «dt ovnfesBiomH ge* 
mMitar BevöftetMig iefe ea' dater ngeieigir 'niii Skiit ia -Seil, in 
der PradH^ aos deni' Woike Gottes die Vemtttwortllebkeit evan|feli^ 
scher ChristeR zu beleuchten, ihren Glauben auch in der ehelichen 
Gemeinjjühatt, in der Erziehung der Kinder, in der Leitunj^ und Be- 
ra^hong erwaohseoer Kinder treu zu < bekennen and geltend xa 
maeheo. Kolh wendiger als Polemik gegen das Veriahreo des rönri- 
anben Klerna ist bei soloier' Belehtavg .die Sofaftrfüig der Omana 
zur Umiß gegen GM imd'r'Seiii heiliges Vfdd^ die Weekuig pre- 
testantischcn Ehrgefühls und die Warnung vor dem leichtfertigea 
Schliessen gemischter Ehen um zeitlicher Vortheile willen. 

Noch mehr aber ist der (JanflrmafidenwUerrichi zu verwertheo, 
nm die Jugend mit Widerstandskraft rechtzeitig auszurösten, auf 
das Bedenkliebe und Qeföhrliebe geanBofater Jüien für dett ffriadea 
des Gewissens mid dea Haritotihuunimsen mid die Fttohteii eyan- 
geliscber Christen im Fbmilienlebsi» mit einem Bnist ieinfcwfirigen, 
welcher einen bleibenden Eindruck zurücklässt. Ferner bietet der 
fortgesetzte Seelsorger isehe Verkehr mit der conjirtnirten Jugend Ge- 
legenheit, um das Herantreten der Anfechtung gewahr zu werden, 
und we m verbanden, sofort mit Zasprnob und Bmth, beyor -en ai 
sptt ist« nimmsehmtiD. Wachsam >aBd lAfnerksnm isi^biwoega n 
treffen, doss ^e Blälle, in weiehen ein evang^seher Ohrist mit einrnn 
Katholiken sich ehelich verbinden will, hei Zeiten zur Kenntniss des 
Seelsorgers gelangen. Wo das Bondniss nicht abgewendet werden 
kauDi muss die zuvorkommende und nacbgeheude iürtentreue in den 
efangelisehen FUnilisn die Widevstnudakralt gegen die betriebaam« 
mtigkeit der katboliadMiki Prieakec stftriwk DeretanfelisolmOeii*- 
Itsfae- bafindet sieh hiev efti in einer schwierigeii Lage. Mlfelelt .« 
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sie diob dem Icatbolischen Priester beispielsweise io d^r Obreiibeiehte 
darbieliän^ stoberii' ihm. nielit tti.aebotiei'' iBiittelv i^be^B^^^ 'ami^der 
ehvisttieken Wahriieü midiLieliejivilUn'TAibieteii, taf er^ÜberbMifit 
nicht» aninen^n. Er dorf Bfioht: VeHobleD, um 7on deir<'Kfrehe 

Schaden abzuwenden, die Aufkündigung eines Verlöbnisses anrathenj 
nicht eidesstattliche Zusicherungen von den Brautleuten hinsichtlieh 
ihres künftigen Verhaltens yerlangen, nicht an die Braut Zamuthungen 
stollei^f . wielahA roit^deB >tony)(itotti/ge«oUtea. Abhängigkeit »d^ Frau 
vom -Muioe mtmehihdif siady'iiiM jBhflfrAnea aiur iBeeiiifiiimiig dM' 
Kinder hinter dem* Bfiäkemides'Gvtt^ii and* Ynters mleitoi bder eih 
zur Anwendung von Mitteln aufreizen, welche den ehelichen Frieden 
stören; er darf nicht die Trauung in der katholischen Kirche für 
etwas an sioh Snodhaftes erklären f sondern bat blos yqi;^ derselben 
an wonum-y ' immafamUffiHy weil solcba/. nur* bei üiitrei» "gegen das 
erangdlieolie Bekenotnisa« seitcBs »der: katholieeben JQfabe ^ewihit 
wird; < er dsrf^ die? beetehetfderi Getiatze Ittieif' 'die. vsligiOse^ firaiehung 
vaterloser oder völlig verwaister Kliider nicht ausser Acht lassen. 

'■ Aeussere Nachtheile und Verluste, welche hieraus der Kirche 
in einzelnen Fällen erwachsen, dürfen ihn in der Gebundenheit seines 
evaogeiieefaan ÖewiHsene' nicht irre «niiehen« ßeliH ee' deeh auch »hm 
keineswegs an Mitteln einer wicksameni Ablvehr/ wenn er dhs ihm 
anvertnnle Schwert deä-Gtirtes, dae Wort (Mtes , tren fanndhabt: 
Zunächst muss der Geistliche in treuer Fürbitte und ausdauernder 
Thätigkeit das Vertraumshand mit den seinet- Seelsorge unterstellten 
JFamilien pflegen, um auf Gewissen und Ehrgefühl der Gemeinde- 
glieder einzuwirken und allen künstlichen Mitteln der BineehAchternng 
eine überlegene sittüohe Kraft' eDtgegeinnstellen. < - : 

In dnaelnen FftUen <wird es Bein Amt ab Seelsorger üim hnoli 
asnr Pflicht maehen^ die Intervention der Behörden zom Schutz ver- 
letzter Rechte herbeizuführen, obgleich die evangelische Kirche vom 
Staate nur den Schutz gesetzlicher Rechte, nicht Hilfe für bedrohte 
Interessen erwarten dart. Wenn aber Versuche gemacht werden^ 
Knder vemtortaier «rangeliiehei^ VAter^ für wdeh» dae-Geseta evtia^ 
gelisehea Beligionsmtmiebt Wmchvribt, Auf Um wegen za- der kaibo* 
Ilseben Eirehe za ziehen, wenn Bineoliüehtsrangen oder Drohwngen 
angewandt werden, besonders bei Frauen, welche die persönliche 
Freiheit oder den guten Namen beeinträchtigen, wenn durch öftent- 
liehe Kundmachungen die Ehre der evangeliaoben Kirche oder evan- 
gelisefaer Christen ia besohioipfeader Weise verietat wird-, so. «ist 
daranf Mnzhwirkea, dasa sAf geortotekn Wege der Sohkitz dhr Yer» 
mondflohaftsbehMe eder des Biehiers' angerafen wird, diid dabei 
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Dom 17« 

•iii«M>|faMie«l wntimi. Axielr «M s^hwiMikAiilie SmfttMr* 'wSmt 

•gewohnt sind, die eigene üeberzeugung nach einer höheren Autorität 
«inzurichten, darüber zu belehren, dass in Prenssen nach dem Wflleii 
der Obrigkeit die Kinder in der fiegel der BeligioB des Vaters 'Mt 

Witknmier mi« in* aHfti nMea ntftftw^bdlg' ist AMi'^att-l^ 

ÜBitigaDg der 'OewiBMn'te seüs&rymsi^iim 'Zusjkui^y^^ 

-densteu muss der Geistliche hfl Namen des Herrn unbeugsamen 
Widerstand fordern gegen jegliche Zumuthung, ein das Gewiäsen für 
die Zaknnfb bindendes uad die Treoe gegen den evangelischen Gha- 
im Verletzendes Ven^piredwn Ober dk religw^e Ersiiehmg deir JS^mäer 
•toilegvti.' lät maslB'Wat ^ lhfrtipäiie^<^^^ 'fSAier- 
•luittt^t- «odi'^enuigellsobe CAiiMett gibt, lnreliibe^KMfli "tft eümi^*MMiei 
an sich unsittlichen und unehrenhaften Zusage an einen fremdem 
Priester bereit finden lassen. Er mnss die zaghaft Schwankenden 
befestigen, gerade weil im Volke die Vorstellung hier and da ver- 
breitet ist, dass Brautleute rerschiedeher Gonfession in* ddr" -kaiho- 
lisoheD Kireliie tbMii eiitseliiedeilen und entBeUossen^^'Tti^f,' in der 
BTangelisclMi Klrt^ dettf nachgiebigenf ntfd inffififeMrttisa T^il geg^n- 
-überstehen. Gelingt es, wie dies för die Officiere der Armee durch 
das königliche Wort vom 7. Juni 1853 erfolgt ist, den Widerstand 
des im Glauben festen Gewissens nnd des protestantischen Ehrge- 
fühls in den Gemeinden zu stärken, so wird Rom aus seinen dimr- 
triebeilen, rdekticbtslesefii die ohrisyiöhe Liebe und WaVth«it;'%ie 
das Bcteht^gef&M ▼erMtottdeo! AnäprQisbini Sd^aAni Mtl^'Ttfrtlkä^ 
haben.' • • • ' " ■ • * ' ••*•• 

Von grösstem Werth ist es in dieser seelsorgerischen Arbeit, 
wenn die Geistlichen nicht allein stehen, sondern durch jiersonliche 
Müwirkmig der AeUeaten unterstützt werden. Diseiplinatisches fSn- 
sehniten'^bt nair geringd ifaelraüBfihe' Wirkung, ^nn' eiBr- nft^ ' «if 
einem - in den imM^lenf Menseben dndritigMten Ktatfpindlf^iblMft; 
das gilt aneh Ton den Bevnflhnngen der Aeltesten f3r -Aufirechter- 
haltung kirchlicher Ordnung. Gerade gegenüber den in den ge- 
mischten Ehen der evangelischen Kirche entstandenen Gefahren Man- 
nen die Aeltesten durch Hausbesuche, dnrch persönliche Mahnung 
• und Warnung, durch krftllige ünterstüteung d6» WiderstuMite in | 
den eTsifellnshelt 'Familien' nidri^'Bdteu - auöh 'dar nbeh'iMneft Erfolg . 
nrsnekn^ wo die Skimme-des gelMiliebe)» Amtiis 'hidik ittAr lMeiM 
wird. Zaghafte Scheu und Rücksichtnahme darf nicht abhalten, 
mit dem Math glaubensfester üeberzeugang den Aergemiasen in | 
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der Geoimde maonbaft aatg^gimziitreteiiv :• Bine ^insg» DsehdiAsk- 
liehe Intjnrveation der Arft ist ge^igne^« na^bhattige ; Wifkimg:.för 
andm verwandte Fftli» an nben^ nod es'^wM eltt^ sokbea Vinnen 

dem Ansehen des Aelteatenamtes io dea Gememdeu nur zur För- 
derung gereichen. 

Wo der Zuspruch keinen Erfolg bat, muss die Seelsorge von 
|l^eistliQh^n und Aelteetea- in der Form brfiderlieher 2iaeht;fin:tge8etzt 
. werdeV' Dnreh. die nei^er» .ataaWebe und. UreUi^e BmtAugfkmg 
.iat die evangelisciie IQrehe fllr die Vernaliiiie edeto Abldmisg geist- 
licher Amthandlungen weit freier gestellt und hat einen festeren 
Boden gewonnen. Ein früher oft schmerzlich empfundene Fessel 
war die aus der borgerlichen Wirkung der kirchlichen Trauung 
jBieb ergebende Kotbuseodigkeit,. das d&nfgidbot auch solchen Braut- 
paaren an .geirftbren« deren filie «nler grober Yerlelaiing der Pflicb- 
ten gegen die eigene Kirche, sdtene- dea :efan9dUseli«i TMl8. ge- 
schlossen wurde, sowie die Rücksichtnahme auf die staatliche Ord- 
nung, welche die Zuständigkeit zur Trauung iu der Bogel dem 
P&rrer der Braut zusprach. ' t *. ' ' 

. Die Einführung der Civilehe hat das Erfordernisa des kirch- 
liißhen Anfgebetes. in. der .Paroehie bcnder. .BrMttbttl*t sowie die 
Binscbrftoknng der Znstandigkeit för die TraBong.ans Bficksielilen 
des bürgerlichen Rechts beseitigi Es bedarf daher in keinem Falle 
eines von katholischer Seite auszustellenden Dimissoriales. Demge- 
iDäss hat die Trauungsordnung vom 27. Juli 1880 das Aufgebot 
nur in der für die Trauung gewählten Parocbie vorgeschrieben und 
die 21netandigloü aar Vocnahqie der Trannng v<ta jeder« fifiekaieht 
anf die Confessien des katholischen Branttheils frei gemacht» • Anoh 
die Veraagung der IVauung, wo sie kirehllehe BMsiehten erfor- 
dern, ist nicht mehr durch die Erwägung erschwert, dass da- 
durch eine nach dem Staatsgesetze gestattete Eheschliessung ver- 
bindert wird. Abgesehen von dem Erforderniss der nach dem bör- 
gerliohen Recht erlolgtett Eheschlieesang hat der Qeietliebey wenn 
die Trannng eiiwr gemischten Bbe von Ihm begehrt .wird / nur anf 
die Znlftssigkeit der Handlung nach der Ordaang der evangelisehen 
Kirche zu achten, und nach §. 12. der Trauungsordnung soll die 
Trauung versagt werden bei gemischten Ehen, vor deren Ein- 
gebung der evangelische Theil die Erziehung sämratlicher Kinder 
in der rOnusch-katholischen Kirche angseagt hat Wenn das Qe- • 
aetz die fintsohmdung- Aber die Znlftssigkeit einer vom GeiaUichen 
abgelehnten Trannng ledigtieh dem GemeindekSrchemrath nnd ead- 
giltig dem Kreiss^nodal vorstand überlassen hat, so hat es damit 
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diesen Corporation«! mit der BefogBiss eine ernste VeramkMHMd^ 
i$a aatelegt 

Bi ilelit MtorMi M« toi tkae to ci wl lMite Tenpmto 
^tor i^Hneehe KMnM M%f Qi'uud kSiHNref weisoB^ 4ie 'Stmmhi^ 

seinerseits immer versaj^. Desshalb kann gegenwärtig, auch wem 
keine sonsjtigen Beweise vorliegen, dass das Versprechen bereits sre- 
leiaiet eder die Leistung desselben beabsichtigt ist, aus ^kßf Oe* 
wifanoif der kalholisehen Trammf nnt Sicherheit geaMomm wm- 
to, to» 41t Tnmtttg m to evtngeüseto Kirehe ulM ninHMm 
Inno. A lange die gegemBärtiffe Fnms der ftoÜMto JEMke i»> 
5^eX^ bleibt, schliessen die katholische und evangdische Trammg 
nach §. 12. der Trauungsordnung einander ihatsächlich aus. 

Mit der Trauung ist aber darcbweg auch das Aufgebot a 
yersagen. Nach §. 5. der TnmmigeordnQng darf ein kirchüclMB 
Aufgehet oMt avigeBommeB wtrto, sobald sidi Zweifid geg o 
die Zntolglnil der TtantiDg ergeben. Damit Ollt auch to MMr 
lebhaft empfundene Bedfirfniss fort, das Aufgebot tob Paaren, deren 
evangelischer Theil die Ehe mit einem Akt der Untreue gegen 
den evangelischen Glauben beginnen will, mit einer besonderen 
Fürbitte zu begleiten, föne Ffirbitte um Treoe gegen das eva»> 
gvlisehe Bekenntniss idr alle gemisehten Ehen ansnordnettf empfieiilt 
sieh nicht, weil eine solehe Ftrbitte in Baeksieiit auf 4ie bftoffge 
üehmg die Ehre der Betheiligten niebt vnberöhrt ISesl üe 
in der evangelischen Kirche begehrte Trauung theils unter den 
heutigen Umständen ein bestimmtes Zeichen treuen Bekenntnisses 
ist, theils in der ieierliohen Handlang selbst die Gelegenheit zur 
Mahnung gewährt. 

Ntehst der Yers^i^ der Tramng stehen noeh aato» 
dplinarische Mittel der Abwehr zo Gebote. 19^aeh §: 6. (vgl. meh 
§. 7.) des Kirchengesetzes vom 30. Juli 1880 sind evangelische 
Männer, welche sich verpflichtet haben, die sänimtlichen Kinder 
der Erziehung in einer nicht evangelischen Religionsgemeinschaft 
sa überlassen, der Fähigkeit, ein kirchliches Amt zu bekleiden, 
wie to kirchlichen Wahlrechtes feriostig za erklären. AaeA w» 
ohne l^mliche Verpflichtong tbatsachlich solche FflichtnvMBmig 
vorliegt, ist disciplinarisches Einschreiten dem Ermessen der zu- 
ständigen Organe übertragen. Wenn zugleich für schwere Fälle 
ausserdem die Entziehung des Rechtes der Taufpathenschaft vorge- 
sehen ist, sc liegt darin die Möglichkeit, aach evangelische Frcmm^ 
welche von Tomherein aaf die Gdtendmachnng ihres evai^pslischmi 
Glanhena in dem ffsmilienleben ftoiwillig Yersichl leisten, nntsr 



JjLirchenzucht stellen» stärker der Druck ist, den Uom 4»x^ 
Einschöchteriing , Drohang und Strafe gerade auf ^ ikm jaigft- 
harige^ FsBoon unsgeOUti desto B^weB4|g«r. ist esi, dM d)^ eyaii- 
gellsclie Kirch« ?en alle« Ihren Gliedern Treue inr Belcenatnies for- 
dert und diese Forderung mit allen evangelisch erlaubten Mitteln 
geltend macht. In Fällen schweren Aergernisses ist daher auch von 
dem äusser^tea Mittel, die ye];M^[iujig des heiligen Abeii4i9aUjBy|t 
Gebrauch zu machen. Freilich imm Mr.die* Aossehliessiingv.VOin 
hmUfni Abe#dimili) (vergl» .§«• i;^» &.«..0. wL InatmeMfHH ?om 
2S. Augusi 1880 ^0) im. ..i^naelnea FaUe (He W^dlgang 40s 
Herzenszustandes des das Abendmahl Begehrenden darüber entschei- 
den, ob derselbe als unfähig angesehen werden muss, die Gnadeu- 
g^ib^. im Segen und oline Aergerniss der Gemeinde zu empfangen. 

Es versteht sich von selbst, dass diei Anwendung der Kircben- 
jmbt, wie;si9 niit.d^ Se^ojrg|): ^gin«t,; ao-^nebdio;^!^^ 
JSMi!iB^2iM^ ^cMÄ^ yfairflS^ig iqfioht .iK».iinof<^ 

fahrener und je mehr vonrdem Wunseb, ein ersehntes 2»iel;^u er«> 
reichen, befangen diejenigen sind, welche im Brautstand ein unge- 
bührliches; Versprechen sich abnöthigen lassen, desto weniger kann 
das letzter^ -oder die Thatsache katholischer Traunng ein Grund 
aeia« d^n evai^Usohoa G^t^n sich aelbft za übedaam. . iE« ist. an» 
znodhcmiRit dassr^wünm rotii.dff^. Klndersegeu die dteiikhq Jii9betmit 
einem bisher nioht gekannten Pfliehigefühl erwaeht, die im Braut» 
stände leichtfertig ertheilten Versprechen das Gewissen schwer be- 
lasten. So heilig auch dem Christen ein feierlich abgegebenes 
Vorsprechen sein muss, so kann doch eine angedrungene und unter 
Verletzung heiliger Pflichten ertheilte Zusage iflr knnijbigee Yer«- 
halten in bisher vülMg* uabelMMuitear Pfliehlen Jiicht 2i»' yor Gott 
Terbindlioh erkannt werden. Die Erfflllnng eines nnaitUtcban Ver« 
Sprechens wird dadurch nicht weniger unsittlich, weil das Ver- 
sprechen in eidlicher Form abgelegt ist. Die Seelsorge wird dauernd 
aucli in den Mthoüsch getrauten gemischten £hßn des evaugeli- 
achen Gatten in seinem Gewissen zu berathen und in der Trene 
gegen seinen GkMiben zu befestigen. haben. Daan bietel». sich vor- 
znggweiae die Qelegenheit vor der Tanfe neugebottner Kindar, bei 
der Einsehnlung der Kinder, welche die Entscheidung über den Re- 
ligionsunterricht herbeifuhrt, und endlich im Alter die Vorbereitung 
auf die Conürmation. Namentlich evangelische Väter sind bei sol- 
chen Anlässen an die Rechten und Pflichten zu erinnern, auf die sie 
vor Qoti und Menschen nicht dauernd Veraiaht leisten dorlsn. 

Indem wir den GeistUchen und Adteaten die Beachtnng. ror- 

Arohir filr Ktrehenredit XLIZ. 29 
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stehender Ausführungen und die Treue und besonnene Sorge fÄr 
die ihneo anvertrauten Seeleu dringend an das Herz legen, schliessen 
wir mit der Bitte, dass der Herr nach dem Reichtham Seiner 
Gnade die Wächter Seines ^il^en Tempels st&rke, um Alles 
1% 50??«riQhtep, HQd angethan.Tnit ^^ep^ JB^Qiipcl^ 
Feld zu belialteu zur Ehre Seines Namens und zum Heil der üe- 
meinden. . t 

Berlin, den 11. April 1883. 

• ^ I^angeli8cheirOb*.KiiMittratlji: 

V. •: .... • itMes.' "^''^ 

. .pie^ yorstehiQndQ. Ansprache ist den pon^iQtorien.deTt.Si.teren 
^rovinW fibersanät/nni sie durch die kirchlichen Amtshläi^ter ^nr 
allgeraiin^n KennW zu br^^ * ^ . , 
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XLIV. 

Compenilia dpctrinae moralis et civicae et l^copi Galliae. 

Anctore Ä» M, NourUsoUt can. hon. eeel. Uetrop. Taionens^.. 

(Cfr. Archiv tom. 48. p. 137 sqq. & tom. 49. p. 82 sqq.) 

.P^niliD Cat^ispu ptqSeam et historiae sacrae In omnibus 
Schölls pnblicis gradns primarii per legem civilem stricte prohibita 
fnerat, hnic supplendum erat per instittUionem morälem et eivicam 
verba quae auribus Gallicis et anirais christianis mirabiliter so- 
naut, cum soleant a religione nunquam dividere disciplinam moralem, 
cujus est fundamentam simol ac sanctio, nec ab iostitutione reUgiosa 
dividere institationem oivicam qnae illios est pars non parri mo- 
mentif nam nbi amor Bei docetar, ibi et amor patriae I 

Vera et sincera neutralUaa in Scholis omnibus pnblicis prima-* 
riis promissa fuerat. Per speciem tueudae libertatis conscientiarum, 
non amplius proütenda erat doctrina christiana, sed doctrina quae- 
dam moraUs, IndependeDter a qualibet religione; ac ideOf favente 
illa lege, omnibns et singalis paeris concedebatnr libertas credendi 
in Denm yel non credendi« seotandi cnltam qnemdam religiosnmt Tel 
non sectandi; nnde, si cnicnnqne religioni non dintins foveretnr, 
promittebatur nec uUum verbum proferendum esse qaod conscientias 
catholicas laedere posset. »Tout instituteur, inquiebat Minister Edu- 
caüonis publicae anno elapso coram Senatu, qui se permettrait de 
blosser dans son enseignement la foi de ses fldves, devrait s^attendre 
ä §tre s^T^rement pnoLc 

Sic ftait propositnm aperte declaratnm. Vemmtamen alind erat 
propositum occultum et verum, quod Episcopos et Clerum non late- 
bat, yidelicet fidem cbristianam sensim via liac eveliere e Oallia, 
exordio sampto ab animabus filiorum plebis. 

Ista rero simnlatio din abscondi neqnibat. Mox in publice 
appamemnt libri speciales ad profidendam novam doctrinam dictam 
fnonüem et ehkam, qoi sensnm omnino adversantem fidel christianae 
sapiebant, imo blasphemias contra Deum et Ecclesiam coutinebant, 
quorumque auctores sunt ampli homines, utputa Deputati, Professor 
quidam in scholis normalibus grados superionSi Paulus Bert ipse, 
nnper Minister Educationis pnblicae, cnjns odinm contra Ghristnm et 
impndentia ad adnlterandnm textns scriptomm neminem Aigit 

Libri quidem hnjnsmodi a novo Ministro Edncationis pnblicae 

29 ♦ 
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Qon imperaii faeranti nee publice commendati , sed secreto _ 
ejus eieepti snafc; quapropter moltis ia sebolis band eunetanter 
troducti sunt ab illb Institutoribus , qoibus desiderio erat , i|otescp| 

odio fidei christianae ad subsequendos favores. 

Porro ex illis libris quatuor ita pravam doctrinara continent mj^ 
Congregatio Komana Indicis ad quam pervenerunt cos daiuiiavit^ 
proscriptosque in Indicem librorum protübitornm. reCerri.ioaii^jrfi» 
Quae sequuntnr opera : 

1. Instruction morale et civique. — - L'homme» le dtojeii,.ä 
l'nsa^e de reaseiguenient primaire. Ouvrage r^dig(^ conform^ment 
au Programme ofüciel par Jules Steeg, depute de la Giarood^; 
Paris, 1882. " 

2. Elements d'instruction morale et civique par Gabriel Com- 
pfijr^i d^put^, professenr aux ^les normales , supdrienresi d,'iiistitii- 
teurs et d'institntriees. Paris, 

3. Elements dlnstruction morale et civique des jeunes i^llea 
par ]kladame Henry Greville. l^aris 1882. 

4. I/instruction civique k l'ecole. — Ouvrage adopt^ pour les 
dcoles de la ville de Paris, par Faul Bert, ddpute, membre.de rii^* 
stitut. Paris, 1B82. 

Quod decretum a Leone Papa XIII. approbatum fuit ets^ eo 
jubentc, die Deeembris 1882 promntgatum. 

Cum autem Episcopi jam valde solliciti essent ob pravitatera 
librorum istorum et quotidie pertimescerent ne in suam dioecesim 
iutroducerentur , mox moerore affiicU venenum istud animarum in 
Schölls quibusdam dioecesium saarura praeberi et in dies, spar^ 
coguovemnt Interim exivit prohibitio praedictoinm libromm lata a 
Congiegatione Indicis. Tunc arbitrati sunt silentinm non posst 
diutius teneri, quin res iu deterius traheretur. 

Episcopus Annecieusis, quondam Auditor llotae Romanae, pri- 
mus per litteras pastorales damuavit et proliibuit quatuor snpradicta 
opera de doctrina morali et cmcoy taoquam pravam doetrinam fidei 
catholicae infensissimam continentia, prod.uzitqne notituini piobibitionis 
Jam latae a Gongregatione Indicis; quae tarnen notitia tantnm per 
viam diariorum qnotidianomm ad enm p^rvenerat. Nam nnlhim 
prohibitionis exemplar ad Episcopos Galliae per curiam llomaMam 
traiislatum fuerat. 

Patescente latius veueuo, alii Episcopi subiude parem probibi- 
tionem sponte ediderunt, simul ac damnationem CoagregationLs B»* 
mauae ad notitiam subditorum suorum tnlemnt. 

Oqnfestim ?ero.Ghiberninm contra iUos Episcopos, utpote xm 
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paMiädi^nls Brevis Pontiflcalis öibsqub placUo 9W>, tanquani atl'A&iiii» 
appellafÜt. Cansal qnitiqtie iHorain Episcopovum qni priibi litteras 
pastoraics prodidcrnnt, coram Consilio Status introducta fuit. Nunc, 
cum relatio earum causarum juxta votum Gubcrnii perfecta fuerit, 
s^ntentia damaationis mox in Episcopos pronuntianda est. ' 

Hie daa^ sunt qaaöstiones juris Canonid breviter exiTendendiM^ 
vnä'de jirre, et altera de faeto, ' 

1. AppeUatio ab dbu9U mnltis abbinc aiinis sub atübtä. liBer- 
tatura Gallicauarum a Gallicaiiis, qui Parlamentarii nuncupabantur, 
excogitata fuit, Saltem tempore Prancisci I. vel Ludovici XIT. do- 
cumenta AppeJlationis istiusmodi faciie reperiuntar. In eo consistit 
quod ad saecularem potestatem recursns habeatur ad ob/, toendam 
c<)itra ' exceesQs Saperioram e(»}le8la8t!oerttm. Patet hoc'^se usur- 
päiioixeni intolerandam ex parte saecnlariutn, nam^ficelesia est 'societas 
perfecta oranino independens a societate temporali, ac proinde tales 
appellationes prorsus nullae et invalidae sunt. Semper ab Ecclesia 
reprobata sunt; nec ergo mirandum quod Leo XII. ad Ludovicum XVllI. 
hacc scripserit: »On raedite d'ouvrir de nouvelles plaies dans le sein 
de l'£gli8e eil rdmettaot en vigaenr les Äj^^ epnime d*abu8 incoh- 
nus k la v^D^rable antiquit^, spurce de dösQidred 4terneU de' 
iätiens cbntinaelles eontre le cherg^, Usurpation manifeste' des droits 
Ics plus sacr^s de TEglise.« (Ändre^ Droit canon^ \^ Appel commo 
d'abus.) 

üsurpationes istae potestatis saecularis Semper stricte probibitae 
diint a Canonibns et quidem poenis gravissimis, qaod constat er Can. 
Sene fwäm.^ dist. 96, ex Deeretali Qtiö^lter, 17, dö ÜäkUs^ ex 
Const.' Martini Y: Aä r^immdas insolewHas^ ex bnlla- In eomä 

Dominik ac recenter ex Const. Äposfolicae Sedis, in qua videudum est 
excommunicationem septimam specialiter Romano Pontifici reservatam. 

Porro in Gallia a tempore C!oncordati anni 1801 appellationes 
lib abnsu in legem ordinariaof transiernnt vi AHicuilmm orgmicih 
rum^ qni, nt scinnt omnes, a solo Gubemio Galliae exarati et in 
eodem iempor« ac Concordatnm promnlgati, snnt reipsa viblaiio bnjiis 
contractus bilateralis, ac statim reclamationem Sanctae Sedis exci- 
taveruut. Articulus enim sextus sie se habet: »II y aura rccoui*s 
au Conseil d'Etat dans tous les cas d'abus de la part des superieurs 
et autres persounes eccl^siastiques. Les oas d'abus sont Tosurpation 
on Vexei^ de poavoir, la eontravention anx lois et räglemeots de la 
B^nbliqne, rinAraction des r^gles consaerto par les canbbs re^tid en* 
France, Tattentat aux libert^s, francbises et contumes de rEgn&Ad 
gallicane et toute entreprise ou proc^d^ qui dans Texercice du culte 
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peni tomffmMn HiODMor des dtoyins« Inmbler vbitnnreiiMfelr 
Um «oiMdeiice, d^g^s^rer eostre emi en oppression <m en iB|are «t 

eD scandale public.« * ' 

Transgressio autem legis civilis necessario fit frequens, quando 
legi ecclesiasticae adTersator. Sic Articulus primus ex iisdem Oi> 
ganicis sequentia sancint: »Aacane boUe, hnf, rescrit, d^ret, maii- 
dsl, provinoo, ngnattire semuit dcf pmisum, ni antresiesp^tions 
äe is Cour de Rome, mdme ne eenceniaBt qae les paiüciiUers Be 
poüirrrat^tre re9us, publies, imprim^, ni autrement mis h execution 
saus Tautorisation du Gouvernement *).« — Jus illud dictum placiä 
regU, vi cujus leges pontificiae non obligarent uisi post acceptatio- 
nem princlpis saecularis, fidem et disdptinam Bodestae sab depen- 
dentia el arbitrie potestafcis temporalie eonstttamt« qood manifeBtiB 
missionla ejus diflaae omnitto destraetivaiii feret; mide isU lex iniqia 
tarn saepe violata fnit, nemine reclamaBte, ut in desnetttdinem -trau- 
süsse videretur. 

Attamen, cum in jure civili Gallico abrogatio legis per desuc- 
tudinem non admittator, poiestas civilis pro arbitrio vindicationem et 
minfieattonem legis Semper penee se servat. Oiyas testdmoiiio esl 
causa de qua nunc agitur« 

2. BpSscopi igitnr arguuntor edidisee Bme quoddam Ckrtigre- 
gationis Indicis abscjue placito potestatis civilis, quae proinde ap- 
pellat taraquara ab abusu et vocat eos coram Consilio status. 

Qnibus illi objiciunt: I. Se nullum Breve a Saucta Sede acce- 
plsse ut publicaretur, siqaidem notitiam ejus habuerint noiinisi sicat 
caeteri dves per viam diariorum quettdianorum, nnde niOa licentia 
petenda erat depublioaodo jara publicata^. ~ II. ßpiscopos, etkn 
tacente sancta sede, potcslatem per se habere prohibendi et dam- 
nandi libros quos judicant fidei aut moribus cbristianis repugnantes 
esse , nam praecipua est pars muDeris sui pastoralis tueri fidem 
subditorum su<Nrum et arcere ab eis quaecnaique animis nodva eM 
extstiiiuult. 

Hiuc patet abusum hie delatum non ab Episcopis , sed a po- 
testate ciiili admissum fuisse. 

Sententia ferenda Consilio status in Appel latione ab abusu 
nuUam poeuam implicat. Illi vero qoi Episcopos fenre tarn ardenter 

1) Anno 1810, Napoleo I., S, Sede perpetuo reclamaute, statuit Brem 
Focnitentiariae, pro foro tantuni interno, executioni maudari posse absqiM QÜA 
licentia pot«statis civilis. (Decret du 28. fevrier 1810, art. 1). 

2) Imo Episcopas Valentincnsis , unus ex reis, ne onom quidein verbwa 
de dccreto Congregationis Bomaaae retulit. 
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velint, hoc aegre ferunt. Talis omissio legis eis iniqua esse videtur, 
quac tarnen certe voliintaiia fuit ex parte legislatoris. Itaque in 
alio articulo Codicis civilis reperire sperant viam quamdam ad .alWj 
quam poeaara daninaadi .fipisoppoi: i^s :ta4qttm 

' • ? fBs ?hat fast der gesarnivte Episcopat Frankreichs ^ wie die 
Germ. 1883 Nr. 97 III. BI. berichtete, pflichtgemäss seinen Diöi 
cesanen das Indexverbot mittheilt, worin die religions widrigen Bücher 
Berl's, des freidenkerischen, Pa/stors Steeg und noctii Oi^^i/dp^^: 

dlgervi als 4iese' geg^q jed^ po9ttiT6 fieKgioivjg^rißktßteii W^to 
Himdbic^et in iast tilhn SiMtm von ^er Regierung eingefäbrt 

waren. Sofort schrie die religionafeind liehe Prciise nach Gendarm 
und Staatsauwalt gegen die Bischöfe. Statt alle Bischöfe vor dem 
Staatsrathe anzuklagen, wählte man vorsichtig nur 5 aus, den l^fjr 
bischof von AJbi, soviovdie Bischöfe von Anaec^, Ylviec«^ Yalence 
und Luigces» Sie aoUten ala Opfuc lär den^ QmoipDliieQtoB SMate- 
inelooh abgeseUaohtet wcirden. Man erUiekte in der Yerkandung 
des Indexverbotes eine Verletzung der Organischen Artikel, welche 
die Willkür Napoleons ohne Zustimmung der Kirche dem Goncordate 
hinzugefügt hat und worin die Verkündigung päpstlicher BuUeni 
Breven etc. ohne Genehmigimg der Regierung als unstatthaft ben 
zeidinet wind. Diese Bestiminiaitg der Org^fuscbeii Artikel istohi im 
Widerspmeh mii demi Coiicoirflate', das den freien' Yerk»|ir}miji dem 
Papste garantirt, und desshalb hinfüllig. Staunen aber mnss es 
erregen, dass die modernen Republikaner in dem bischöflichen Vor- 
gehen auch einen Verstoss gegen die »Freiheiten der gallikanischen 
Kirche« erblicken. Die fdnf Bischöfe wurden also vor dem Staatsr 
jratb demincirl und dieser fand m des »Amtsmissbranebes« eehaldig, 
.ieeh ^r bekannte Diiaelei: des OqtltusdepariemMs ging weUer. 
Er legte dem Staatsrath die Frage vor, ob gegen die Bisehdfe nicht 
auch auf administraiivem oder criminellem Wege einzuschreiten sei. 
Die aus der Zeit des absoluten Königthums exhumirten Strafbe- 
stiramuugen sprechen gegen die Gorrespondenz der Bischöfe mit 
einem »iremden Hofo« . Kerkiar •i«n4 Verbamm^g' anSh , Die 
dang dieser barbarischen Besämmnng in moderner Zeit för me 
Correspiondenz mit dem reohtroftssigen KirolenoberliaQpt schien 
aber selbst dem »Staatsrath« nicht opportun. Er erklärte somit, 
die criminelle Frage gehöre nicht zu seiner Competenz, sondern 
zu der der Regierung. Dagegen beantwQrtete er die Frage 4^ 
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Griinsttiafttent ob' die Begienmg das Gelialt aller GoliasdieM 

ohne Ansnahme sperren kj^nnte, in bejahender Weite. In dem eo»* 
derbaren Beschlnss hiess es in dem ersten Entwürfe, der iu d^eod* 
gültigen Fassnnj^ etwas (geändert wurde, wörtlich: 

In Erwägung, dass der Staat über die Gesammtheit der öffent- 
lichen Dienetaweige «n höheres Seeht der Leitung «id Aufaciit be» 
sitst, weldwi ans seiner Soovendnetit estq^ngt; in Brwigang, daH 
die Regielting zvr Erftllang ihrer MiflSion mit eiser Disciplimaf^ 
walt über alle diejenigen bekleidet ist, welche aus irgend einem 
Titel atis dem Staatsschatze für einen öffentlichen Dienst hrzahli 
werden; in Erwägung, dass dieses Recht, was die geistigen Wür- 
denträger betrifft, zu allen Zeiten bestand und aameniUch unter dem 
alten Begime im Wege der Temporaliensperre aosgefibt ward« . . . 
erachtet der Staatsrath, dass das Recht der Regierung, die geist* 
liehen B&ioldungen im disciplinaren Strafwege zeitweilig oder ganz 
zu unterdrücken f ohne Unterschied auf alle Geistlichen, die ihren 
Gehalt vom Staate beziehen, angewendet werden kann. 

Wir müssen hier constatiren, dass deutsche Blätter den tob 
uns gesperrten horrenden Satz, der die Confisoatiott der Ctehälter 
aUer Beamten zn Gunsten der Staatsomnipotenz ausspricht , ans der 
Mitte des Schriftstückes fortgelassen haben, weil ihnen wohl die Mass- 
regelung der Bischöfe, aber nicht die Contiscation aller missliebigen 
Beamtengehälter durch jede ministerielle Willkür in den Kram passt. 
^ur bei dieser Unterschlaguug eines Passus, der die Ministerwillkür 
and Beamtenheraubung zum Grundsatz erhebt, kann dem enltur- 
kämpierisohen Philister dieser Raub an den Bisohdiea schniacldiaft 
gemaoht werden. Aber Raub bleibt Raub und Willkür Willkdr. 
Desshalb verurtheilte auch das republikanische »Parlament,« das 
nicht im Verdachte des Klerikalismus steht, dieses Erkenntniss aui 
das Eutschiedenste und erklärte wörtlich : 

Weigert man sich, eine Schuld zu bezahlen, entzieht mau einem 
Functleaftr oder einem Cultosdiener -auf Grund einer ministerieUen 
Entscheidung oder eines Decretes das Gehalt, das ihm gesetilicli an* 
steht, so ist das die reinste Willkür. Das, was man gegen die Bi- 
schöle, Pfarrer oder Desservants thut, kann man morgen gegen 
Richter, Otticiere und Alle thun, welche irgend ein Staatsgehalt be- 
aiehen. Wo wird man auf diesem Wege Halt machen? 

Höchst bezeichnend iür den ehrenwerthen Staatacath nnd nein 
Urtheü ist es, dass Panl Bert als Gambettistiseher Gidbuminlate 
sich für watenke erklftrte nnd sieh durch ein b es ende t es Gm^ 
die Befuguiss der Gehaltsperre erst aibcrtrageti lassen wollte. Jetzt 



Fraiw, Beg.'I>ecr, vom 28, AprÜ ZS88. • 4^7 

macht der Staatsrath wie in der Ordendfrage die EoideokUBg, dazu 
bedürfe es keines Gesetzes, sondern nwt eines Federsirioli» des Mi- 
nisters. 

Das Journal oftieiel vom 30. April 1883 publicirte die Decrete 
gegen die oben erwähnten 5 Bischöfe. Dieselben sind, abgesehen 
von kleinen entspreehenden Abweicbnngen, alle nach demselben 
Muster entworfen. Im folgenden der Wortlaut des ersten Akten- 
stftekes, wie es gegen den Bischof yon Anneey erlassen ist: 

Le President de la Republique fran^aise. 

Sur le rapport de lu scction de Tinterieur, des cultes, de l'iü- 
sU'Uction publique et des beaux arts ; 

Vn rinstraction j^torale adressöe, le 21. janvier 1883, par 
IMveqne d'Anneey an clerg^ et anz flddles ponr Itre lue dans tontes 
ks Elises de son dioc^; 

Vu la depeche du 27. janviev 1883, par lequelle le niinistre 
de la justice et des cultes informe l'eveque dWnnecy du recours 
pour abus qui va etre form^ contre iui et l'invite a fournir ses ob- 
seryations ; 

Vn la r^ponse de F^vdqne d'Anne^ ä eette döp^ehe, en date 
du 31. jan?ier 1883; 

Vu la lettre du 27. fevrier 1883, adressee par l'eveque d'An- 
necy au clerge de son diocese; 

Vu las articles 1, 6 et 8 de la loi du 18. germinal an X; 

En ce qui concerne Tinstruction pastorale du 21. janvier 1883; 

Gonsid^rant qne e'est une des r^gles les plus anciennes et les 
plus importantes de notre droit public qne, sons aucnn pr^texte que 
ce seit, les bnlles, brefs, rescrits, constitutions, d^crets et antres er- 
peditions de la cour de Rome, ä l'exception de ceux concernant le 
for interieur seulement ei les dispenses de niariage, ne puissent etre 
re9us, publiäs, ni autremeut mis k execnüon sans avoir ^t^ pr^a- 
lablement vns et v4nü^ par le gonvernement; qne oette rägle a M 
formellement consaer^ par Tartide premier de la loi dn 18. ger- 
minal an X; 

Considerant, en outro, que Fautorite et la juridiction des con- 
gre'gations qui se tiennent en cour de Rome n'ont jamais et6 recon- 
nues on France; que, specialemeut , les decrets de la congregation 
de rindex n'ont refns ä ancnne dpoqne et sons anenn i^me, 
et qne lenr ez^tion n*a jamais 4td antorisfe; 

Considdrant qne Fdvlqne d'Anneey, en publiant sans antorisa» 
tion un däcret de la congregation de l'Index qui aurait, le 15. dö- 
cembre 1882, condamn^ certains livres d'enseignement moral et ci« 
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la Im da Id. gertDÜial an X. est tr>:ü«a^Je; 
Ea ee qoi eoDcerne la lettre d« 27. ferner 1SS3: 
Cofmdeiafit, d'one pari, qne c«tl« lettm s c« fmr okfA 

joater an« caoctioD no'iT<.iie ä ia eoi}<1amiiali>o prownefe por 
44^r<K 'le la ejm^r^-'f-'^ivm de rindei et qoe, p^r ?ii!t*, eKe öü*- 
irtymii a Tarti' te 1. pr^kit«^ U loi da IS. geruuual aa X; 

Convideraoty d'aatre part, qoe, dau «ette lettre, Tefefw d A»- 
iieej meoace d« refos erentoel de aaermeids las awtitatewa, 1» 
iMeve« ei lears parents poor la eaa od let lims c a t idam Bea wumak 
adfniif daits le^ <^*coIc8, et zxum poar les cas on FenseigaeMiii amü 
»impr^',.fn<^ d^^ Icar e9prit;€ qne cette meoace est de natare a 
troublcT arbitruircraent la conscienee de ceui aaxqnels? eile s'adresse: 

<jue «OOS ere »econd rapport, la lettre pastorale rentre eneoie 
dan« lei eo« d'abos pr^m par Tartide 6. de la loi da 18. g«r- 
minal an X; 

Le eoti90il d'Btat enteadu, 

Ari. 1. II y a abus dans rinstruction pastorale de Teveque 
<V\r\mcy ph <lite du 21. janvier 1883. et dsuB la lettre en date da 
27« f^vrler 1883. 

Les dites instroetlon et lettre sont et demeorent snpprim^e&^ 

Art. TjO gaide des seem, ministre de la justiee et des 
cult(?M, «st cliarpfi^ de rexociition du present decret, qui sera insär^ 
au Jfnlfdhi des Lais. ' • i ' 

Fait a Paris, le 28. avrü 1883. 

Par le prdaident de la Bdpnblicpie: 
Le garde deesceani. 
ministre do la justice et des cultes, 

Martin Feuillcc. • • , ' 

DuB Decret wegen des angeblichen Amtsmissbrauchs diQS Bir 
schofcs von Valcnce geht von folgenden Erwägungen aus: 

Consid^rant qu*il eet de maxime fondamentale daes 16 droit 
pnblio firanfais qoe rBglise et ses mimstres n^on re^ de puiesanoe 
qne mir les* eboses spiritnelles et uon pas sur les choses temporelles 
et civiles; 

Considorant qua, daus les iastructions pastorales et kttre cir* 
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cidflire änsvifi^, Vi^veque de Valeiice ' eritique ei eenror« eertain». 

actes de Tautorite publique, et notamment la lois sur rinstruction 
primaire du 28. mars 1882; quMl excite les parents a la desobeis- 
sanc« a cette loi en les d^krant affvancbis« de robligation d'eavoyer 
lenrs enfante ä T^le; qa*ll oommis anisL .ud: double exees de 
pouvoirs; ' / s . 

' Cdiiiiid^atit, ' eti entre , qae la lettraHSUcdaire da:24« ii^vrier 
1883 a pour objet de donner une sanction h, la condamnatioD pro-» 
noncee contre les livres d'enseigaement moral et civique mentionnöa 
dans une ordonnance episcopale da 22^ janvier precedem; que Te- 
Tdque d^clare qiMi les .institutenrs qvi contiQueraient ä lue ou ä 
fatfe lire les lims-condsmii^ s-exposeraiemi ä rappUcalion rigooreiue 
d!H"pdadipm la tb^logie ei cesseraieni d'dfcrä ehr^eos; ^u'il 
menace de refns de saerements les enfants qui fr^qaenieni ks 
ecoles Oll les livres condamnes sont adoptes conimc livres classiques ; 

Consid^rant que ces menaces sont de nature a troubler arbi- 
irairement la consoience de ceux qui en sont l'objet et qu'elles 
ratreoi dans les cas d'abus pr^vns par rartide 4e la loiila 
18. germinal an X. / . 

Der oben erwähnte Bescblnss 4es framdsiscben Btaatmihs, 
welcher der Regierung das Kecht die Gehälter aller Beamten, zn- 
nächst freilich diejenigen der geistlichen Würdenträger zu sperren, 
beilegt, lautet nach der in der General- Sitzung von 26. April end- 
giltig festgesetzten Fassung (vergl. Journal off. vom 30. Apdji 
1883) also s 

Le eonseil d'Btat, consnltö par M. le ministre de la justice ei 

des cultes sur la question de savoir si la distinction stabile par la 
loi de financcs du 30. de^ccmbre 1882 entre les allocations des 
vicaires göudraux, chanoines, desservants et vicaires et les traitements 
des evSques et cuiäs ne porte aucune modification aux droits de po« 
lice du gouvememeni, et, nolammeniy h sou pouvoir de prononcer la 
sappression des iraiiemonts comme des allocaiiims par voie disci- 
plinaire, 

Vu les articles 1, 14 et 16. de la Convention du 26. raessidor 
au IX, ensemble les articles 68 et 70. de la Ijoi de germinal au X; 

Vu le decret du 17. novembre 1811; 

Vu l'artiele 27^ do d^reb du 6. novembre 1813; 

Cofisld^npi qme TEisi possMe sur T^semble 4es serriees 
pnblks uu drai'sup^rmr de direction ei de surreiUaBfie qui dM?e 
de sa souverainetä ; 

Qu'en ce qui concerne les titalairos ecdösiastiques , ce droit a 
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mM h toute 4poque et sVst eieret dans Fanden regime, not»- 

ment par voie de saisie du teinporel; 

Qiril n'a pas etc abroge paf .lu Icgislation concordataire etqae 

an Ix, qui a formeUement reconnn cnei.de l Etat lea avoits et 

Que, depuis, il n'a 4$^(^V^tte Icgislation traditionneHe 

par aucuue mesare legislative on regleweniatves qu'au aoiltraire les 
Chanibres en ont approuvd Tapplication toutes les; fois qu'ell0i>]h9iir4a 
^oummj notamment en 1 832, en 1 8i&l 0^ m 1882 ; • / ^ < i < : i • 

Con8id4rapfc» d'aatre,.9Mt, que ni ^auf^tj^i^Qa^i^MlSituifi^iieli- 
la« 1« pri9iBHp)0.a. donn^ Uw, qi,.4««fb^lW)lipp|jM^ qoi dmumi^iM 
CutOB, ^ ofy a, en.^B dlatlnetWa^^tK^rlitt^SItfents i^lmma^rmM 
sd^stiques; •.• w .t-,»,')! t--- -'tv/fo- l.fn- jtMtf-." 

Que la niodiftcation apportee ;i Pintitijilö da chapitre IV. da 
budget des cultes pour 1883 n'a eu ^^\. j^^i ^lifc; jfi^ iyim öfet ^ 
(Jijinger J/etat de choöfis janterieuc,. i «- »^^^ ^aK .i^/« 

. .... Bat d'ayjs: .r iM'-v ni. ni UAVmvM iv-H 

les traitemente eecl^siastiq^es tpar nrnsim 4Mi^ia9freheia|p1Hiie 

dibtincteraent ä tou^i les mipiM)fe^ du cti^lte äalaifi^s^ p^r Ji'fiUiw^i, tim 

, r' i ... .. I- aWiki-AI ivAi .11 

• < 

/ — it.- i .{'.r»t c»^ .«[1/ . „l .};s.4-! 

J..-: • .. '•. • • .-1 ' . ''.}'/rJ'\ ii'»/''i"»ff r »! .i 

. *'•'. '-'i j-^-r; /•Ii»'"' "li»!! f»iii<' lU*.:» 

.: . . -.Ii.' ..'■» • ;i . r^< V'^'f iu\» fli',i» J-n.-, 

■ . . ' ' \'\\ i •• U .v''^^*'''.s'V^iy,i^^^ *v*Mvn* 

■ ... ' . . * * ^ ;:• ü'in .iJiriV ".-.im.'^ 



Digitized by Go6gl( 



% « 



461 



tm^tlMr äiHKrtolbcheh Vttiarials vbn fierff 

und die Ernenoung M^miUod's zum. Bischöfe von l^samnct 

•' I. Im Jahre 1873 ernannte Papst Pius IX. Herrn Kasj), 
Mefimllod zum apostolischen Vicar von Qenf und löste dieses Ter- 
ritorittm vom alten Biathiimsterbande Lausanne-Genf ab. Sos^ ohl die 
philisti^tadffftto-R^gimifg' ^^^ Kantons Genf, als aiüsh der Schweizer 
Bnndeeradh hMotili^ nhter spikire dnreli id&e äan- 

des?ersanimlung — protestirten gegen dieses »eigenmächtige Vor* 
gehen« und verwiesen Herrn Mermillod so lange des Landes, als er 
nicht auf die Bekleidung dieser ihm vom Papste im Widerspruch 
mit den bürgerlichen Behörden übertragenen Functionen verzichte. 
(Vgl An^w Bd. 29. S. 79 ff., Bd; 30. 8. 41 ff.). Seitdem lebte 
Herr MermiHod in der Verbannung, bis Papst Leo XIII. im Mftrz 
1988 die Abtrennung des apöstoliscben Vieäriates Genf wieder auf- 
hob und Herrn Mermillo<l zum Bischöfe der Diöcese Lausanne-Genf 
mit dem Sits ia (dem katholischen) Freibarg bestellte. 

n. Herr Mermillod zeigte die Aufhebung des apostol. Vicariats 

von Genf und seine Ernennung zum Bischof von Lausanne-Genf mit 
folgendem Schreiben dem Schweizer Bundesrathe an: 

Rofn, 16. März 1883. 
Herr PrftsidentI Ich habe die Ehre, Ew. Excellenz die Note 
roitztttheilen, welehe Se. Eminenz der Cardinal-Staatasecretär Sr. Hei- 
ligkeit Leo XÜI. an mich g e rieht ot hat. Diese Note bezeugt den 
Wunsch des erhabenen Oberhirten, in nnserm geliebten Vaterlande 
den religiösen Frieden herbeizuführen. Die Entschliessung des Hauptes 
der katholischen Kirche hat sich im gestrigen Consistorium voll- 
zogen. Die Würde und der Titel eines Bischofs von Lausanne und 
Genf sind mir beigelegt worden. Diese Schlussnahme des b. Stahles 
setzt, wie das in der Note Sr. Eminenz des Staatssecretftrs erklftrt 
wird, dem ?on Papet Pius IX. im Jahre 1878 errichteten apostoli- 
schen Vicariat von Genf ein Ziel; sie beseitigt daher die Gründe 
meiner Ausweisung. Die eidgenössischen und cantonalen Behörden 
können Vertrauen setzen in den loyalen Patriotismus^ mit welchem 
ich die versöhnlichen Absichten Leos XIIL unterstützen und die 
Mission, die er mir übertragen, erfUlen werde. Ich wage, auf den 
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Geist der Billigkeit meiner Mitbürger nnd insbesondere der boheo 
Bebihrdeot welche die Gesekickift der Eidgeaosaenschtft iiud der 
eeiiiifauilaiM lenkeai m roehim. Ich: bringe .'iSr .dag nreriiimidii 
Mh0ii de» •ehmizirfatlieii ^ilerklidies die MdkiditigttMi WümIk 
iiri CkMleliiirfg«!! o. ft. w. * MenmUöä,' 
* • ' ' • Bischof von Lausanne und Genf. 

III. Die erwlbnie Note dea Cardinai^Staatsaeccetagfr Jofudmi 
an MennÜlod lautet: 

Vom StaateaecwtaHat,: 13. MSfz 1888. Der iicUi^^ Ywk9tM 
m der MitamahiM gelangt; bdai bcfroMehenden Q at mUMm 
Ifensfgnore Kaepar Memlllod bood BiMAof tob Lanaamier «od Qe&f 
zu prSconisiren. Diese päpstliche Entschliessung seUt folglich dem 
apostolischen Vicariat letzterer Stadt, das von Sr. H. Pius IX. sei. 
eingesetet worden, ein Ende. Seine Heiligkeit ist ganz davon uber- 
wagt, dass det um« Biecbef vom Lfmdaittie und Cleni vdlkettiflMii 
Ihren vitorltobea Abenchtea eDtBpreelidn'wiidy die GlftnbigeB;. welche 
nie 'seiner geisilicbeii JnrWielion aotortviiitttv mü oinM wSudigefi 
Seelenhirton zu versehen. Dies wird raitgetheilt an Monsignore 
Mermillod zn seiner Yerstäadigang and Bichtschnur. 

X. Card. Jaeohim. 

IV. Der Bischof Mermillod zeigte seine Ernennung auch den 
Eantons^R^iemngeii vea Freibvrg, Neaenburg Waadi; nicbt 
aber der des vierten BfsHittniskänliODS 0ehf 8B.^Feni^1sgte w(sr 
Beifügung von Abschriften der Anzeige an Neuenbürg und Waadt 
iu einem Schreiben an den Bundespräsidenten dar, dass er eigentlich 
schon auf die vollendeten Tbatsachen hin, also ohne weitere bundes- 
rfttbliche Schlussnuhme zuräckzukehren berechtigt w&re. In-aiiieia 
iretteren Sebreibea erkiftrs dass die NadukhA vofrdeff BoMDniuig 
des Freihwgsr Omoaloas Saifoj (der Gan^dai des »eilvsM^.SM* 
Imrger Regierungspartei für den Bischofsstohl gewesen war) «wa 
Coadjutor und Weihbischof unrichtig sei, dass der Papst und er 
selbst von den friedlichsten Absichten beseelt seien, und endlich, 
dass er, die schwierigen kirchlich-staaUichen Verh&ltaissa (Jeafii 
wohl kenhend, aoehl dairan daadoe, doithin m griiML 

V. IttwisohSB halte der Bandasnfth. unter daoft 28. liimiMS 
die vier hstheitlgten Btethmnshant o nsiegiet n ngen zhas • Bmdbk wt&> 
gefordert. In den betreffenden Antworten erkannten die KautA)nsre- 
gierungeu von Freiburg, Waadt (diese, indem sie den katholischen Pfarr- 
gemeinden freistellte, mit dem Bischof in Verbindong zu treten) Neuen«* 
hnrg den nenea Bisehof an, nur h&tte die letatsce gegendia aUfiUiige Er- 
nennuigSavoj'a nun »HüftMaeholc Bjawendaagaiiwaoheni di»<i<nfti 



üiyiiized by GoogU 




• Mi^nfwng MermiUod's zum Bigckofe v. Lautonne-Gienf Xi^ßi)' 



-dagegen, welche zuletzt antwortete, verweigerte die Anerkennuug. 
Die Genfer Staatsrätke Oorteret uud Heridier erscbieiiei>,! au«b« im 
Bdtfdeirathbause iD.^BeQ»{|iiid:nikläeten in dod)9Bt,%ri$e,d6m ßundes- 

^Mlie, 41ie>€(«iilSbr>B^enili|r'' ^^ihtmk *KM»a.ibMf alttolholiftr^ 
Biaehaf .mhipf lftit«Ft||iHfi» erachte den alten AMbitMiMrlmid £«1- 

sanne-Genf als aufgelöst und könne daher Herrn Merraillod nicht als 
Bischof von Genf anerkennen. Es ist wahr, das radicale Genf hat 
unter Führung des noch heute am Ruder stehenden CuUurJsämpfers 
iöurteret durch Ge»U v. J. 1876 für seine kafcliolisohe Bevölkerung, 
iMloheiflbef is'ftm 'trdrUeidai. Mebidi^tt de»>iik)hiaM»^qi.l^Ußli, 
tde»» Aaecbhuraa^ldai «g.KaiibinMstiutl^ii^k. widnlkl^ Jiümfle 
dea altkaiholtschen Bischdfii flerzog in ' Bern «vMlirt dieser Se§te 
alle kirchlichen Gebäude und Fonds zugewendet, so das;^ jetzt die 
Genfer Katholiken genötiiigt sind, den Gehalt ihrer Geistvollen und 
.'die Cnltusausgaben durch freiwillige Steuern zu decken, di^ sich auf 
iMir ai»&Qi,000 Erm. jährlich bdlanfm.; 6e>i8t2 fibeirjctetadil^^.itaib. 
Kirche in Genf eine Y^n'Staiie:g0tmite:iKirobifi..ttBtf<,|itt^ 
musB ee' anf: Gfüiid'der-idnhsh Btt«d#8- nni KantoQtvefflmQng ge^ 
währleisteten Glaubensfreiheit den kathol. Gemeiuden freistehen, sich 
unter die kirahikhi^ Obhut dieses oder jenes Bischofs zu stellen. 

.1 VL J)e]; :^dlich unter dem U. April I$83..ju^ g^Jiifl^ l^^ 
fttUed» eitf^ing^ Pniide»beBcUi^S;l^iM«*.!alwr ^^ ,,, ^ ,,.1^^. 

in Anbetracht seines Beschlnsses vom 17. Februar 1873, durch 
welchen Herrn Kaspar Mermillod der AttientMti auf schweiz^i'iscbßpi 
Gebiet untersagt wird; ^ : v : : .$ ^lu , 

»in Anbeiiracbi 4aa Woitlai^ genannten Beschlusse3f W0ll^ß)l 
dieses Yeiiwt/Ten- Talpd an anfhftiJQn mKH ineliMi«ill^tdiai:8i|n4^ 
rotfae cder dem Statlatelhe: de» KaiitoMil OeiiC «lidjkan wird, ßii 
jede ihm vom heiligen Stuhl znwider den BeschluSKn der eidgenös» 
sisehen und kantonalen Behörde, über tragenea J^imcti^eu .zu ver* 
«obten; 

»mit Bücksicht darauf, dass diese Bestiromnng dai^,ii^iQel eines 
vfoMSMkeä Vicara ifir den. MMtoii Genf A«ige: Imtito» irelcbes 
te'hiii0»-8iiU HamaM.aiii li8klaMi8lrlV3 mlMiM«|i»tt^ 
iwlehot üiesef Lelilm -Iroti der gegentiMüge» Besehlu^se des Bnn- 
desrathes und des Staatsraihes von Genf ausüben^ woileiv ^r? 
klärt hatte; ' ' ' ' ^ 

»mit Rucksicht darauf, dass Mermillod iiiifieinem am^ 16, März 
1883- «D -de« B«adeBra4b gnnobteteft'SehM^ ttiedc4eUirt» tridtai 
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hat, dass das apostolische Vieariat ?oq üeuf seine Eudschaft er- 
reicht habe; 

»mit Rucksicht daraaf « dass eine ähnliche Erklämrigf anch in 
der am 18. gL M. voiii Cardinal Jacobini, Staatsseeretär des heiligen 
Stvhks, nnterflelehBete Note enibaUen ist, weldie dem Bundesratb 

durch Msgr. Mermillod zugestellt wurde; 

»in Erwägung, dass durch diese Erklärung den Bedingungen 
eine Genüge geleistet ist, welche der Beschlass vom 17. Februar 
1873 für die Aolhebang des gegen Kaspar Mermillod erlassenen 
Yerbote des Antetlmltes auf seliwelierisc^em Gebiet feststellt; 

»nnd betreffend dm Besehlass der Regierung von €l«Df ven 
27. Mär/ 1883 und ihr unter gleichem Tage an den Bundesrath 
gerichtetes Schreiben mit Rucksicht darauf, dass Alles, was die Or- 
ganisation der Kirche betrifft, unter Vorbehalt der Bestimmuagen 
der BnndesvorfiiSBng, in die Competenx der Kantone fällt; 

»1. Der Beschluss vom 17. Februar 1873 ist aufgehoben. 
2. Was die dem Msgr. Mermillod verliehene bischöfliche Wurde 
anbelangt, so werden die Hechte der betheiligten Kautone und be- 
sonders diejenigen, welche für den Kanton Genf aus seinem eonsti- 
tntionellen Gesetze vom 19. Febmar 1873 hergeleitet werden können, 
gänzlich vorbehalten.« 

YII. Soweit der Bnndesbeschluss. Derselbe hält in seinem 
SeblnsBsaise das Verbot des Art. 2. der Genferischen Verfassung 

vom 19. Februar 1873 ausdrücklich aufrecht, welches also lautet: 
»Der bischöfliche Sitz darf nicht nach dem Kanton Genf verlegt 
werden.« Einer »Proclamation ,« die der Genfer Staatsrath am 24. 
April 1888 an den Strasseneeken anschlagen Hess, und über deren 
Ton und Inhalt weitere Bemerkungen überflüssig sind, entnehmen 
wir naeh dem Beriehte des Berner Bund 1883 Nr. 114 Folgendes: 

Die Proclamation erinnert daran, dass der Bundesrath am 22. 
März 1883 dem Staatsrath von Genf einen Brief des Uenn Kaspar 
Mermillod übermittelte, worin die Anzeige stand, dass der Papst 
letsfterem dk Wfirde und den Titel eines Bischöfe von Lsosanne und 
Genf ttbertragen habe. Die Regierung von Genf war htefibsr weder 
befragt , noch in irgend einer Weise für die Kundgebung ihrer An- 
sicht angegangen worden. 

»Der h. Stuhl — heisst es weiter — wollte also aus eigener 
Machtvollkommenheit dem Kanton Genf einen rebellischen Geist- 
lichen aufbürden, den der Bundesrath vom schweizerischen Gelnete 
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usgewiesen hatte , weil dieser Priester wider uuseni Willen und 
egen uns in Genf die Functionen eines apostolischen Viears aus- 
Gbea wollte. Nicht allein will der Papst sich das Recht anmassen, 
»nach eigenem Gutdünken ein Bisthum wieder herzustellen, das er 
i i^elbst zerstückelt hatte ; nein ! er ^eht so weit , einen Bürger als 
.Bischof anzukündigen, der während zehn Jahren den Gesetzen des 
[Landes trotzte. Die Liste würde in Wirklichkeit zu lang, wollte 
man alle Erlasse, Befehle, Hirtenbriefe, Anathemata, Excommuni- 
cationou, mit eiDam Worte alle Akte bischöflieber Gerichtsbarkeit 
1 und Verwaltang aoMblen, welche Ifermillod trotas Yerbotes^ der 
: Genfer Regierung and des Bnndesrathes sich erlaübCe. Angesichts 
solcher Anmassongen moss)» ^ Sltaatsmidi n«dw . fmd . wifkaunt 
I Massr^ii er^räte. Aa 37. Mim teste d^ ^MNatlv einen 
Beadilnss, in dessen Woctlaat er festst^t, , dass das alte Bisthtun 
Genf zu bestehen aafjgehört habe und es Herrn Mermillod verbietet, 
diesen Titel anzunehmen und das Amt eines Bischofs von Genf und 
Lausanne auszuüben, ebenso jeden Akt bischöflicher Jurisdiction im 
Kanton Genf. Gleichzeitig richtete er an den Boadesraitii das Ge- 
such, die in Art. 50. der Bundesverfassung vorgesehenen Massnahmen 
zu troffen, um diesen Uebergriflen der geistlichen Behörden .gegen* 
über den Rechten der Börger und des Staates zu begegnen. Der 
Bimdesratb sprach sich fiber diese Frage in seinem B^hlnsse vom 
14. April aus.« 

Das zweite Dispositiv dieses Beschlusses wird sodann besonders 
hervorgehoben; es lautet: »Was die Herrn Mermillod übertragene 
hischöliiche Würde anbelangt, so bleiben die Rechte der bctlieiligten 
Kautone ausdrücklich vorbehalten, namentlich diejenigen, welche aus 
dem Vorfassungsgesetz vom 19. Februar 1873 zu Gunsten dea Kan- 
tons Genf sich ergeben.« 

Die Proclamation fährt fort: »Es ergibt sich also ans diesem 
Boschlnsse, dass der Bundesrath unsere absolute und vollständige 
Souverainetät in kirchlichen Dingen anerkennt; dass unser Beschluss 
vom 27. März 1883 in keiner Weise entkiiUtet ist, sondern in seiner 
Unverletzlichkeifc fortbesteht; dass endlich das Verfassungsgesetz von 
1873 aut Herrn Mermillod anwendbar bleibt. Folgerichtig liegt es 
dem Staatsrathe ob, Genf gegen die üebergriffe Roms weiter zu ver- 
theidigen. Dem Eide getreu, den er auf die Ver&ssang geleistet, 
wird er ohne üosslilässigkeü handeln und vorkommeadeu I^lles die 
n6thigen Vorkehren treffen, um seinen Beschluss zu vollziehen. Wir 
wissen, dass wir auf die Unterstütznng aller Bürger zählen dürfen, 
denen es am Herzen liegt, unsere nationale SouverainelSli zu sehinneii, 
und es nicht zugeben, dass die Hechte und dk Wbde uMenr alte& 
Republik mit Ffimn geiretea werden. Stark durch das Vorbild unserer 
Almen, getreu deugenferischen ücberlieferungen, entschlossen, unserer j 
Verfassung Geltung zu verschaffen, werden wir unsere Pflicht zu er- 
füllen wissen, ohne Ausschreitung wie ohne Schw&che. Hoch Genff • 
Hoch die Eidgenossenschaft U 
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Die Aufnahme von Ausländern in den österr. Säcular- und Re- 
9iilar-Klarus und von Ausländerinnen In ttsterr. FrauenklSster. 

(Aw der asterreieblseheii Zdtsebrift Ar VennUtangr.). 

Ueber eine gestellte Anfrage, ob und inwieferne Priester, die 
die österreichische Staatsburgerschafk nicht befiitzeo, zur Verwendung 
in der Seelsorge in Oesterreich zugelassen werden dasfeii« i^i 4aa 
k. k. Mmisterium ftr Coliin und Uateizittht mit BrlMS,.vom>ffikt2lii>- 
vmber 1873, Z. 1&.823 za erSffoen« da» zur Benrtheikiif di^aier 
Frage dei^ett noch die Bestimmungen zur Richtschnur zu ilienen 
haben, welche vom k. k, Ministerium für Cnltus und Unterricht im 
Einvernehmen mit den übrigen betheiligten Centralstelleu mii 4din 
Erlasse* vom 11. October 1859, Z. 1351, getroffen wurden v nia 4le 
BedtiigiuigeD, weiche behuis der Wabraog der staaüicben Iniereaseii 
SU ertflUeii sind, damit Peraonen, die iiioht in dem Merreichieehen 
Staatsverbandc stehen, auf erlaubte Weise in den S&cnlar- oder Rie- 
gular-Klerus der österreichischen Monarchie eingereiht, oder in dem 
Bereiche derselben zu einer in ihrem Berufe liegenden Verwendung 
zugelassen werden, mit den Bestimmungen des kaiserlichen Pateiities 
vom 5. No?einber 1855, R.-Q.-BL Nr. 155, in Einklang za- bringen. 

Auf Omnd des genannten bisher nicht ^blieirieii BrlwBes 
warde !Tach»tebende8 erOffkiet: 

»Im Allgemeinen haben dem Auslande angehörige Glieder des 
Säcular- und Regular-Klerus, welche sich in Oesterreich aufhalten 
wollen, so lauge die Organe der Kirchengewalt keine £Unsprache er- 
heben, nor die l&r dm Aufentlialt der Fremden mgesebriebenen 
Bedingungen zu erfttUen. 

Wenn Personen , welche nicht in dem (toterreiobiscben Staata- 
verbande stehen, dem Stande der VVeltpriester in einer Diöcese des 
Kaiserstaates einverleibt, oder in einem österreichischen Ordenshause, 
desseu Glieder Statuten massig die stabilitas loci geniessen., mv Ah- 
legnng der feierlichen Gelübde angelassen, oder naehdera sie diese 
Gelabde in anem Ordenshanee des Aoalaades aligeieglii .tabeni in 
einen Osterreiehisoben Ordensoonvent der erwähnten Act. bloibend 
aufgenommen werden wollen, so haben sie vorher die MerratOhiscbe 
Staatsbürgerschaft zu erwerben. 

Zur Aufnahme eines Ausländers in das bischöfliche Klerikal- 
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Seminarium wird erfordert, dass von Seite des Bischofes oder der 
bischöflichen Kurie der politischen Landesstelle die Anzeige erstattet 
und bei diesem Anlasse der Nachweis geliefert werde, dass der Auf- 
znnehmende die zum zeitweilige j^afenthalte in den österreichisehen 

slize , welclie, znfoige der MtmsterialverordDung vom 29. Wrz 

(R.-G.-Bl. Xr. 50) die Bischöfe der Versammlung vöm Jalfire' 185G 
bei denen für nothwendig erkannt haben, die iu die theologischen 

' Studien einzutreten beabsiiehtigeo. > ..tj i i^if . - 

. - i > i ' -WeAn die k^tdB'bifldiMieliB&.K 

• '4eri Anslftndeii^KettifmaBe-'ftlMr «die. gaiiBiodeeabeilirQtitiiohAAilajide 
■ffftritekgelegtenifteeldgitohQn'IStaiilinn btiblringen, unAftnfiOmlUfl dieser 

• Zeugnisse die Studien an einer östttreichischen theologischen Lehr- 

• artstalt fortsetzen oder die höheren Weihen empfangen wollen, so ist 
•zu erwarten, dass der Bischoi.oder die bischöfliche, Karic die geeig- 
neten Nachforschnngen pflegen werde, um sieh am fiiNffiwv^iVfiiilQ- 

irieiMit die Stadien ein^a fidlchen. Oandidaieii dam e|it9pp^l^o»!üias 
•* in- Benehmt auf die GegmiAtStfde idtr fcfllgtiebBH; S^ugniaafiii.jdie 
Dauer der ihnen zu widmenden Zeit und die aus denselben abza- 
Idgenden Prüfungen von der erwähnten bisokütiichen Versam^iljHng 
'festgestellt erscheint. : 

Das Ergebniss dieser Nachforschungen ist in Je4w >lliiM^tOQ 
JVille dem MimateriM für Onltaa imd 4Jiit€tfracbft .twmWgeo^ » . 

Ordensobeie haben beziglich. 46r Jla9fiMerf^i^ aichi i^ls 
Oandidaten a»fne4inmn -oder* zu dem Noviziates zuzMkiMen beabsich- 
tigen, die mit den erwähnten Nachweisungen verbundene Anzeige an 
die ]K)litiäch6 Laudesstelie durch das bischöflich^ Ürilin4)'iut zu er- 
statten. • ' . » i 

-Dieselbe Anzeige hat auch 'dann zu geechelient 'Wenn (lie einer 
DiOeeee' des Aiisteiides angehdrigeta. Prieetor. in einemi öst^reichisch^n 
Kirchensprengel zeitweilig in der Seelsorge vorvrondet w^v^en. wolfenf 
desgleichen, wenn ausländische Ordeusprofesseu in einem österreichi- 
schen Ordonsconv eilte als Glieder desselben, zufolge der V^erfassnng 
ihres Ordens oder im Auftrage ilirer Obern , bloss zeitw.eilig sich 
aufhalten. Bezüglich solcher Ordensprolesseii ist mit der ip Rede 
stehenden. ilDzoige in- der iUgel anch:d(er Nachivei8,49SiBiesitj(^.4er 
iegideii An&nUuüte-Doeuiwnte «t vorhkideii^ lün^rAiieD^hmihidron 
rnheihi dann «iilftesig, wenn «ul&ttdische' Ordenspr^esseo. siph ge- 
nOthigt sehen, in einem österreichischen Ordensconvente Zuflucht zu 
suchen, ohne die erwähnten Docnmente beibringen zu können.t 

Anlä&aiiek einer weiters gosteiltett Ankfragfk.oh. )itfd in wieferne 
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die Bestimmungen des Cultus- Minister! alerlasses vom 11. October 
1859, Z. 1351, auch aut Frauenklüster Anwendung zu finden haben, 
fand das k. k. Ministerium für Cultus und Unterricht mit Erlass 
vom 15. Februar 1882, Z. 1428, dass die durch den Eingangs ci- 
ürton MinisteriailerU^ CeptgesteUtfio Direeiiyent l^etraffend. 4ie £äii- 
reUning Aosl&Bdani in Am ^temiobisotM« Sä^Ur- oder 
gular«Klera8 , dem Wortlaute und Zweoke dieser VeicetdiiiiJ^ nach 
auf Frauenklöster volle Anwendung erleiden. 

ünterm 18. Februar 1883, Z. 1217, hat die Bezirkshauptmann- 
3chalt N, d^ Anzeige der Oberin vom Ordenshause ?om heiligsten 
Herzen Jesn zu X.^ dass in ihrem Kloster mehrere Einkteidimgeii 
stattfinden, sammt den betreffSonden Heimathsobeinen der Einzn- 
kleidenden der Landesstelle vorgelegt. Dieselbe erwiederte nnterm 
21. Februar 1883, Z. 3831, dass die Entgegennahme der feierlichen 
Gelübde von den namhaft gemachten Novizen nur nach Erfüllung der 
in den obigen Ministerialerlässen erwähnten Bedingungen gestatt&t 
werden könne; aneh wurde darauf aufmerksam gemacht, dass jene 
Mitglieder, welche etwa in die Ordenscongregation definitiv einge- 
reiht worden sind, ohne das (teterreichische Staatsbörgerrecht erlangt 
zu haben, die Ertheilung desselben nachträglich zu erwirken haben 
werden. Der Akt der Einkleidung, insoferne derselbe keinem hin- 
denden Schritte gleichzuhalten ist, kann auch an Ausländerinnen, 
die Erfüllung der Anzeigepflicht und die Beachtung der Fremden- 
meldnngsTorschriften vorausgesetzt, vorgenommen werden. 

Die Bezirkshanptmannscbaft machte darauf aufmerksam, dass 
die Nonnen in X. keine stabilitas loci haben und leitete ans diesem 
Unistande die Ansicht ab, dass das p]rforderniss der österreichischen 
Staatsbürgerscliaft behufs Ablegung der feierlichen Gelübde nicht 
aufrecht zu erhalten sei. 

Hierauf bemerkte die LandesstellOi dass abgesehen davon, dass 
es kaum gelingen dürfte, das Nichtvorhandensein der stabilitas loci 
bei Nonnen nachzuweisen, (Reifert, Kircbenrecht , S. 183) diesem 
Momente nicht mehr jenes Gewicht beigemessen werden kann , wel- 
ches ihm die Erwähnung desselben in dem obigen Normale zu ver- 
leihen scheint. Der im Eingange berufene Ministerialerlass vom 
Jahre 1859 steht auf der Basis des Concordates; seither ist nicht 
flUeiii dassellie aufgehoben worden, sondern es sind auch neue Qe- 
«Dhtspunkte filier die litrchKehen Angelegenheiten zur QeKnng ge- 
langt, nach welchen es unzweifelhaft erscheint, dass der Unterschied 
zwischen Klöstern mit der stabilitas loci und solchen ohne dieselbe 
. in Bezug auf das £rforderniss der österreichischen Staatsbürgerschaft 
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nicht mehr fortbestehen kann. Ein • letztes Bedetikisdi'^^« dieser 
Biobtttifg wird sofort durch- die Erwägmig beBoiti||t; dora* Mictiötfeii 
ans ^m'Gebieto der 'Seelsorge in Oeetevridoli ilii^ vbn^^Iidftn&^M 

TOrgdttomlnen werden dürfen , woraus mÜ Nothwendigkett 'Hei^iv 
geht, dass säramtliche Regulirten vor der Professableguug das öster- 
reichische Staatsbürgorrecht besitzen müssen. Wird diese Ausführung 
mit dem 'mioisterielleu Erkläre rem 15. Februar 1882 zusammen- 
gehalten, so ergibt sich, dass misk in X. die feierlichen Gelabdie 
nttf^'Kitt''lBlftnderihn«n ikbgenomm«i wifdeii' dfii^filn Imd»! tt^lhln die 
bisherige gegentheilige* ?taA kftafUghin niclit iitebtf' ziigellM 
werden liann. • ,''• :» : •• 

Die Oberin des genannten Ordenshauses beschwerte sich gegen 
diese Bichtscbnur der Landesstelle beim k. k. Ministerititn far Cultus 
und Unterricht nnd bellte die Behanptnng anf, dass ^die ei'^jlhnte 
Oenoss^schaft kein Orden im strengen und eigentliche^ Siiine des 

Wortes sei und dass ihr iiisbesoiidere die Eigenschaft der stabilitas 
loci nicht zukomme, dass selbe vielmehr ihre Lehrkräfte aus ver- 
schiedenen Natioualitätoa beziehe und nach Bedarf austausche, je 
nachdem es die Verhältnisse der in Oesterreich und der im Auslände 

« • * 

bestehenden Congregationshänser ertordern. 

In Anbetracht desst*n und d;i die Cougregationsiuitglieder ihre 
ersten Gelübde nur für wenige Jahre als bindend ablegen, hätten 
- - so wird in der Eingabe behauptet — die von der Landesstelle 
für die Genossenschaften in X. erlassenen obbezeichneteu Verfügungen 
auf dieselbe keine — oder doch nur eine sehr beschränicte Anwendung 
zu finden, da es sich um ein internationales Institut von ganz spe- 
cieller Beschaffenheit handle, in dem Dreiviertel der Zöglinge und 
die Melirzahl der Ordensmitglieder dem Auslande angehören. 

Das über diese Beschwerde einvernommene Ordin^at äusserte 
sich wie folgt: 

Vom kirchenrechtlichen Standpunkte aus und nach ihren Con- 
stitutionen sind die Frauen des heiligsten Herzen Jesu nur eine ein- 
fache Oongregation und kein Orden; denn sie unterscheiden sich .von 
einem Orden im kirchlichen Sinne dadurch, dass sie . ... 

1. keine feierliehen Gelübde habem Die Qdübde, die sie 

ablegen, sind nur vota simplicia — einfache Gelübde. — » Es wird 
ihnen allerdings gestattet, im vorgerückten Alter vota perpetua, 
immerwährende Gelübde, abzulegen; allein diese sind nur bindend 
fflr die Mitglieder der Oongregation t aber nicht für die General- 
vorstehung, weil diese trotz der vota perpetua at» wichtigen Gründen 
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de entlassen kann, während die reiflichen Gelübde nur der Fapst' 
lasen Icann; ' *• • 

' Dte sie kelile stabilitas loci baben; Menü 'sie 'k«bii#fi' in 
jedem An^enblfelre Mcfil nur m ein anderes Hans fft OesIc^freiM^,' 

sondern auch nach Frankreich , Amerika und Australien versetzt - 
worden. An*^ «lit.'som Umstände ergibt sich von selbst, dass sie 
keine Klausur haben, sonst w&re eine Yeraetzang der Mitglieder rein 
nnmaglich. • • »: f . 

Ibnd 'Statnteit Terpflibhten sie m keiner Klanstir.' KTaiisiir ntid 
staHlitas Idd geben niit* der Solenmifftt; der Odfibde päsrsllel elifliei'.* 
Daraus folgt, dass der Ministerial-Erlass vom 11. October 1859 fril' 
vorlie^a^nden Falle keine Anwendung finde und somit zur .\blegung 
der Gelübde die Erwerbung des österreicliischen Staatsbürgerreohtes 
entfalle. Das österreichische Kirchenrecht differire in diesem Punkte 
nicht mit dem eanonischen Becbte. 

Das k. k. Ministerinm des Innern entschied unterm 17. April 
1883, Z. 895, »dass, da den Mitgliedern der Congregation in X. 
weder die stabilitas loci zukommt, noch sie in der Lage sind, feier- 
liche Gelübde abzulegen, die iu der citirten Ministerial- Verordnung 
vorgesehene Anforderung wegen Erwerbung der österreichischen 
Staatsbürgerschaft seitens der analändiachen Mitglieder dieser kircb- 
lichen Corporation nicht platzzngreifen hat. Dagegen bleibt diese 
Congregation in Absiebt aof die erörterte Anzeigepflicht den diess- 
falls erlassenen Directiven unterworten, da in dieser Richtung zwi- 
schen klösterlichen Ordenscongregationen mit oder ohne stabilitas 
loci nicht unterschieden ist.« 

Ein anderer Fall : Die Aebtissin des Cistercienserinnen-Frauen- 
klosters zu Y. im Grossherzogthume N. äberreichte ein Majestftts- 
gesuch um staatliche Genehmigung zur Niederlassung, beziehungs- 
weise Gründung eines Prioriates der Cistercienserinnen in B. in 
Oesterreich und um die Bewilligung zur Errichtung einer Pävat- 
schule bei der neuen Niederlassung. 

Auf Grund der durch die Statthalterei nach erfolgter Einver- 
nehmung des Landesschulrathes und des Ordinariates gepflogenen 
Erhebungen, welche ergaben, dass der Kaufpreis zur Erwerbung des 
Anwesens filr die Niederlassung in Oesterreich deponirt sei , fiber- 
liess es das k. k. Ministerium für Cultus und Unterricht mit Erlass 
vom 8. März 1883, Z. 4316, auf Grund Allerhöchster Ermiichtit^uni,' 
der Statthalterei, die Zustimmung zur Errichtung der fraglichen 
Niederlassung mit einem bestimmten Personalstande im Sinne der 
9§. l und 2. der Ministerial-Vorordnung vom 13. Juni 1858, B.-G.-BL 
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Nr. 95, unter der Bedingung auszusprechen, dasä behofs dauernder 
Sicberstellung dea Unterhaltes dieser Niederlassang österreicbiscbjp«. 
zur pupillamtaigen Anli^ga geeignete Wortbpapiere auf den Namen 
dieser Niederlassung in dem Betrage vinculirt werden, welcber ev- , 
forderlich ist, um aus dem Zinserträge desselben jedem der er- 
wähnten Mitglieder der gedachten Congregation eine ünterhaltsquote 
von . .eiahundertzwauzig (120) Gulden selbständig zu sichern; d^,- 
ferner die Gongregationsmitglieder die österreichische Staatsbürger-,^ 
soliaft jorwerben und rfiaSwie)itUcb der zu erncbteaden PdTafrLehr- 
ond firziebangsaast^lt .dea. in 0e8terrei<;h bestehenden Normen ydle 
Galtang Terscbafft werde. n 
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XLVII. 

Lltepatur.. , 

•1.' Zuk^hi Stanidawi 8. «T., Die Meform BasUianereräerts in 
JPiBim im XVIt Jahrhmäert I^ehengmhiiMiehi& 8kUfge. 

'^Beparakihdruck am dem Frze(jl^ Iwowski). Lemberg 1663, 
''■ S. 48 u. 1. 8. 

(Befonua ksigiby Bazyljan&w'w Polsee w XVII. wiekii, szkic historyczny.) 

UM Motive 2U seinem Bssay schöpfte der bewährte Verfasser 
aos der traft Apostolfscben Schreibens dd. 12. Mai 1882 erfolgten 

Üebergabe des Basilfanerklosters zu Dobromil in Galizien in die 
eiiistweiligo Verwaltung an die Priester des Jesuitenordens zum be- 
hüte der vom Basilianer-Proviuciale selbst beantragten Keforni seiner 
klösterlichen Genoasenschaft (M. s. Archiv^ Bd. 48. S. 99 fit. ^). £3 

'1) Ztor VervoUstfindigaiig der iTotizea des AtcMts über deo Protest too 
Oanmtualeii dM BmÜteaerordeas - wider die «bea angebahnte Beform < — sind 
irif -l^ der orftoalicbeA Lage auf Oran4lage einea eigenhündlgeD' Brieft»/ wel- 
eben d^r hochwürdige Ordoot^rovincial Prof. Dr. Clement v. Sarnicki an 
uns zu riclitcn die Güte hatte, aathentiscbe Aufschlüsse über die rechtsforin- 
lich mittlerweile erfolgte reumnthige Revocation des Protestes, den einige 
schlechtberathene Patres ordinis s. Basilii M. eingelegt hatten, hiermit zur 
Veröffeutlichnng im Archiv za unterbreiten. Unser frenndlicfaer G* währannmo 
schreibt uns, es sei der fragliche Protest von den daran betheiligten Or- 
densgeistlichen nicht mittelst eines einzigen Aktes widerrufen worden, sondern 
CS hätten vielmehr die betroffenen Patres, welche den unglückseligen Prute^t 
unterzeichnet haben , spät'^r nach erlai)gter besserer Einsielit in abgesonderten 
Schriftstücken ihren uiiül)erlegten Sehritt bereuend von dem eriioben^n Proteste 
recessirt. In fünf Basilianerconventen, namentlich zu Krech&w , Lemberg, 
Podhorce, Zaikiew und l'las^kowce ist durchaus kein Protest seiner Zeit 
erhoben oder irgend welche Einsprache gemacht worden. Auch in den übrigen 
neun Klöstern bat nicht die Gesammtheit, sondern blus einzelne Conventualen 
sich an der bcdanernswerthen Verirrung betheiligt. Die Pecesseiugabe lautet 
folgendermassen : *Beafisshne Pater! Hicromonachi ordinis s. Bas'di M. 
monasterii N. Is\ meliora f^docti, pro recendsnime emissa saftibf^rrinui 
ConsiUutiqiie de reformando ordine s Basilii M. in Gullicia sumtuas 
gmiias ag^^t, nec ,non, sensß filiali9 aiU amorU et mloec^otUs erfja 
nedem Apostolicäm hisce ieatointur.* . Die einzeliifnL. IScbriftatacke übet den 
V^idenmf dee Pretestes bat der hoebwuidige ProVincial am Sf4. Aagost 1882 in 
Händen S. E. des Oardiiial-Pii^ecteii der Coogr. de Propaganda fide naoh Rom 
tlibfinrondet^ gleiohzdtig aaeli m der officiellen Gazeioi Lwowska eine Ve^ 
lantbarang über den Büektritt vom Proteete eingerAekt, .wornaeb also simmt- 
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hatten sich nämlich mehriache und stark eingewnrzelte Abweichungen 
von der ursprünglichen Reinheit der Ordensregeln des hl. Basilius 

mit der Zeit eingeschlichen und den augenfälligen Niedergang dieser 
altehrwürdigtm Ordensgesellschaft herbeigeführt. Die Reform war 
unentbehrlich und unverschieblich, was selbst das hochw. Ordinariat 
rit. gr. in Lemberg zu bezeugen nicht unterliess. Trotssdem entstand 
bekautttlicb in der nnionsieindliehen ruthanisehen. Peesae «in ebenso 
heilloser als perfider Lftrmi d^ erst der bekannte Buthenenprocess 
vor den Schranken des Lemberger Gesohwornengoriehtes ein Ende 
machte, üm aber die von böswilligen Anstrengungen beunruhigten 
aber gutgläubigen Gemütlier nicht h\o9 mit strafgerichtlichen ^Ir- 
keimtnissen abzulertigen, sondern durch evidente, scientifische De- 
dttctionen zu versöhnen, Ter£asste Zal§$ki seine. oben inütullrte Ab- 
handlung, worin er klare, weil historische Nachweisungen darüber 
gibt, dass schon in der ersten Hftlfte des XVIf. Jahrhunderts 
(1G07— 1G3(>) am allermeisten zur Blütho des Basilianerordens in 
Polen gerade die Väter der Gesellschaft Jesu mitgewirkt und beige- 
tragen haben. — Weiters werden vom Autor erwähnt die behufs der 
Ausbreitung und Consolidirung der Union in Litbauen seitens des 
später (J. 1623) von den Schismatikern ermordeten Brabisobofs ¥on 
Pdook, des hL Josaphat Kuncewicz und von Joseph Welamin Rnteki 
-^'Unterstfitzt von den unermüdlichen Vätern der Gesellschaft Jesu 
Hntcnwnimcncn Mähen und erhielten Itcsidtate. — Auch bespricht 
hier der Verfasser die in Wilria zu Stande gebrachte Reform des 
Dreieiaigkeitsklosters (Troicki Monaster), sowie die in Folge dessen 
ausgebrochonen Verfolgungen des hl. Josaphat durch die feindlich 
gesinnten und von Moskau aus beständig geschürten Schismatiker 
im Furstenthume Lithanen. Einen besonderen Abschnitt widmet 
der Verfasser einer eingehenden Würdigung der grossen Verdienste, 
welche sich J. W. Uutski um die Sache der kirchlichen Union er- 
worben hat. Als Metropolit von Kiew, Halicz und ganz ßoth-Keussen 
berief er im J. 1617 eine Gapitelversammlung nach Nowogrodowicze, 
wo unter seinem Vorsitze von den Obern aller Basilianerconvente 
eine durchgreifende Reform dieser Ordensgemeinschaft berathen und 
beschlossen wurde. In Ausführung dieser Reformation unterstellte er 
sämmtliche Ordensklöster einem in Poczajow residirenden Protoarclii- 
mandriten (Ordensgeneral), normirte die Lebensordnung und den lelir- 
ämtlicben Beruf der Klostergeistlichkeit, sowie das Aufsichtsrecht der 

liehe 13asilianeronleiisj,'eistliche, welche anfänglich liegen die päpstliche Consti- 
tntion vom 12. Mai 1882 protestirten, nanmehr diesen ihren Protest vollständig 
und reumi'ithig zurückgezogen haben. 
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Dioceyanbischöfe. Die im erwilhuttu Capitel gefassten Beseblüsse 
wurden vom apost. Stuhle bestätij,^ und somit die daiü-^lige Reform 
in der- Verfaasong des Baailianerordens sanctionirt. — Auf dies^ 
QfiiKdlageB haben '.die fieiigiowii dj^^-.hl. 0«mJmi| eiafr b^oheifi^niQss*- 

et^WkMt, v8lehfr:iMlir'.alflzwei JahrktiiiMe wlikrie« i>ia m'iiQ«f»f«B 
Tllftti die Maul wurfsarbei teil des Schiiima zur Folge hatteu, dass in 
einzelnen Klöstern allerlei Missbränche sich bemerkbar ügwLchten, 
welche eine euergische Abwehr und Sanirung erheischten. — Dieses 
mühselige Werk der geistigea Wiedergeburt bat. dei bl Vatejc in 
eenrer vAterluben Weisheit erwähntermadeen dem mi^^n .Klerus 
aus der CteseHaohaft Jean tn fibertri^en befimden. Zu &de. seines 
Aufsatzes gibt Zal^ski viele in mannigfacher Richtung lesenswerthe 
Betrachtungen über die Tragweite der eben jetzt intendirteii Basi- 
lianerreforra und der daran geknüpften HuÜnungen einer segensreichen 
Wkiksamkeit des Ordens nach durchgeführter Verjüngung desa^ben. 
' Krakau. S>r; Alfnd JL n. SMiMu^. 

2. Der Abi vofi IMa als Erjthmtlet der Käieetin^ Vm Dr, 
' Jmeph RUbeufk, (SeparakMrüek aus der ZeUsßhrift für hes- 
iieche Geschichte und Landeskunde). Kasssel 1883. DölL S. 48. 
Durcli die bereits früher von uns im Archiv besprochenen Mo- 
uographicu bat Dr. Rühsam um die Sichtung der Quellen und Be« 
arbeitang^ der Oescbiohte- der- altbei;ahiiiten Abtei Fulda sicli ¥er- 
diente- erworben, . denen seither in mehreren literftr-bistorischtti Zeitr 
sohriflen die verdiente Anerlseanang gezollt wurde. Vorliegende 
Brochöre hat zwei Abtheilungen. In der eisten sucht der Verf. deu 
Beweis zu liefern, das die Würde des Fuldaer Abtes als Erzkanzler 
der Kaiserin keineswegs» wie Bussen behauptet» durch die goldene 
Bulle Kaisers Karl IV. vom J. 1356 .erst wu • geaebaffen , sondern 
nur Toti -Nene« bestätiget and. ia cottCHretere Formen ifebraobt worde. 
Die atveite Abtbeiliuig besehiftigt sich isit Ev&rterung der Frage: 
auf wtDloher reehtHchen Grundlage die Gepflogenheit basire, dass 
dem Abte von Fulda der erste Platz nach dem Erzbischof von Mainz 
gebührte? Durch angemessene Gombination historischer Belege hat 
der Verf. un.^erem Dafürbalten zu Folge den bis zur Evidenz klaren 
Nachweis geliefert, dass nur die Stellung der Aebte als JBrzkaasler 
der Kaiserin sie. aar Brbebnag ihres Anspruches auf den ersten Plats 
nach* dem 'ffirriiischof m Mainz, dem Erskanller des Kaisers, berech- 
tigte (S. 38, 43). Auf die daran geknüpfte weitere Frage: bis zu 
welchem Zeitmomente sich die Spuren des Archicancellariates bei 
der Kaiserin zuruckverfolgen lassen ? gibt der Verf. 
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» Boravffi"'Libri'€rectionuin tuxhid. Prägt üb* IV*'- * 

dahin kmid, daw b<SrciU m SKeU^^des Kuse» Otto L (^d6rr7^) ' 
oder fhfi^dMiiM <kto^Ii: (^73^^83) däis ^Ensldaiiidemmlk: d«s. Attesv: 

von Fulda existirte; diese Meinung wird durch mebrew bistoriache"« 
Argumente plausibel gemacht. Die einschlägigen Quellen sind vom • 
Verfasser mit grossem Pleiss benützt >?ordeu ; die Darstellungsweise 
ist durchwegs lclar' «fid selbst da, wo sie in Polrauk äbergeht^ jttbig; : 
und t^cMfir, 'if^ daas wir dieser ScbriftiiiiiiseverValkxAttiBriMiiiiiii^ 
zolicift'tiiilNsetfi ' , • . • ÖRrofc Dt, JStlrovjf. i»! 

3, Ltbn e1ree^ionHm arißhiäioeeesis - ^Fmgmsh saee^do 'XI Vi 'XV* . r 
Sumübus Pmgensis Doctortm iheologiae coUegii ediäit Dr. Cle- • 
mefis Borovy^ in univers. Frag, theoloylae professor publ. ord. - 
Liber IVi (1390-^1897). Pragae, prostat apud J. G. Mm 

' 'tms. reg, tndäe eit tmioemUitiis Ftug, IMi^^elam (Qttamarum^ 
' Beyer). 1888. Ex offkmti Gi^iU Bf^Un(W^ M S. i^iMark).^ . 
In detoi verHItidsaniftssig kurzen Zeitraime von 8 Jaibren ist . 
nunmehr bereits ein Drittheil des unter dem obigen Titel im Ar->* 
chive des Prager Metropolitandomcapitels vortindüchen Manuscriptes 
im Druck veröffentlicht. In Folge der Ernennung Borovy's zum 
prager MetropolHan-Capitulareii dürfte derselbe Masse erhalten, die 
weiteren Hbri wo lifiOgfich noch raseber folgen zu lassen. .Kit» voUem 
Reebief istr von den bitehöfliohen Ordinarkten in Prag, Badweis und 
Leitmerilz die* Bewilligung ertheilt worden , dass - dieses wiebtige 
Quellenwcrk auf Kosten des den einzelnen Pfiirreien eigenthümlichen 
Kirchenvermögens für die Pfarrbibliotheken angeschafft werden könne. 
Das eben veröffentlichte 4. Buch enthält bis zum J. 1393 zahlreiche 
Urkanden, welche vom hl. Johann Nepomok ala daraatigen General- 
vicar berrfibren« Nebiu lateinfsefaen finden sich «och drei ürkaaden 
in deutscher «nd drei in bohmiseber Sprache abgedrttekt. Viele io. 
diesen libris vorkommende Urkunden haben nicht bios Interesse für 
die Geschichte Böhmens, sondern auch der Nachbarländer und ent- 
halten selbst im Gebiete des Kirchenrechtes (insbes. Patronat^echtes) : 
viele schätzenswerthe Nachrichten. Darch ein Personen- und Orts«* 
Register wird die Benutanng des Werkes ^lewhtert < w 

4. J. Jfar^fi Wel^iester^ 2m Xkm^rmfrage deshafh. 8edm^: 
Klerus in Oesterreich. Gras 1883. Verlhdlg. Styria. X u. 20ö S. 
8. (80 Kr.) 

Eine gut geschriebeue eingehende Belehrung und Kritik, welche 
schliesslich lör Heransgabe der Religionsfonde an die Kircbe plaidirt, 
auch die aeoerea Dotationsentwwfo und die Muii8t.«Eingabe der Btsehöie 
der Salzbnrger Kireheaprovinz Vi 1. Deo. 1880 in Sachen der BeUgions- 
foiidsitaer mittheilt. 



Digiti^ica by Cjt.j(..wtL 



476 ' • ' 



; » I •••• • . Ji!''i'' 1 »;>.:••'♦! r.i ir«f" 



xLvm. 

Kurz« Mittl^ilungeik. 

1. Enfjlischc Sdmhji^setzmvellc von 1S8S. Wir berichteten Im 
Archiv U^. 18. S. 3G4 f. nach einer Schrift von Dr. Bellesha 
{Haffner's PVankf. Zeitgcmäsae Broschüren Bd. III. H. 8.) über d 
Schalzustände in England und insbesondere über das englisoM Date 
riehtdgedete Tom 9. Aug. 1970. ' Am 15. April 1883 irt* urat 
Sdio^esdtiliovelU in Kraft getreten, welclK» 4i6 «Gevr&bruag der 
i^taatsemchääsc für die confessionellen irod sonsligcai privateoi 
nioiitarschulen regelt. Darnach soIIlmi dio staatlichen Beisteuern za 
den von Privaten , Corporationon und Keligioiisgesellschaftea gegrün- 
deten Schulen in allen Fällen we^^^falleu, wo die »ordentlichen Bei* 
träg*e< für firj^eiluiig des Unterrichts die.. Samme MM 9 
wOcheniUeh-aberschrdten. Je äfriger also 4ie ContombYerwandteit 
am Ausbau des CNinfessioneUen Soknlsjrstems i^ch.%«tbeiligen, mn io 
mehr zieht sich der Staat znruck, wälirend dagegen auch sie zu den 
confessionslosen Slaatsschulcn beisteuern müs.sen , da diese aus den 
allgemeioen Stenern unterhalten werden. Die unter dem ;y9caijb2e de$ 
Hen^gs- Ton* Norfolk bestehende- »loU^holiscbe Umoii iVin Qnts^brit- 
tBnnieOj4^>(so berichtete die Köln; Volhsatg. 1883: -Ne. l23 I.r<BU 
will wm den Versneh machen , des m der. Cofkniift OoiicHi* einge- 
führte Elementarschnlsystem zur Eintülirung in England zu em- 
pfehlen. Dieses bestimmt, dass Confessionsvcrwandte, welche zur Er- 
richtung einer coulessionelleu Schule sasanmientreteu, berechtigt sind, 
%Xk diesem Zweoke steuern zu erheben, nnd disss die Steuerzahler vos 
der Entrichtung anderweitiger Beitrftge za- eonfiessionslnsen . Staats- 
schalen entbanden sind. > > 

2. Die staatliclie Sperrung von Vicar(jehäUern in Bdgipu. Bei 
der jüngsten Berathung des Cultusbudgets im belg. Abg.-H. forderten 
die liadicalen die Unterdrückung von 442 Vicargehältern. Der Ju- 
stizminister Bara. leistete zum Scheine Widerstand^ erging sich aber 
gleichzeitig in den heftigsten Angriffen auf den Klerus. Am 30. April 
1883 veröffentlichte aber der belg. »Moniteurt eine vom Jnstizmi- 
nister gegengezeichnete köiiigl. Verordnung, wodurch Gehälter von 
202 Vicariestellen als angeblich uberflüssig gesperrt wurden, nämlich 
54 in der Diöcese Mecheln, 38 in Brügge, 35 in Gent, 38 in Lfit^ 
tich, 10 in Namur und 37 in ToumaL Diese Gehaltsentziehmig «Ii 
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bei den erledigten Stellen sofort erfolgen und dann nach Massgabe 
der eintretenden Vacanzen ohne üaterschied der Diöcesen. So fällt 
nun den belgtscben Katholiken ausser der Erhaltung ihrer Schulen 
noch die Erhaltung eines gross^ Theils des Klerus zur Last, ob- 
wohl der Staat verfassungsmässig dafür anfzulcomnien hat. Der Ju- 
stizmiiiister verbot übrigfelT4'ö6gur den Gemeinden und Kirchenfabriken, 
für die Gesperrten ihrerseits Gehalt zu bewilligen. Dieses Verbot 
steht im Wideraprujch nuti,46ip ;:Ges.. vom 9. Januar 1837 ül)er dje 
.Qehälter der Vicare Riehes aasdiücklich besagt, dass das Staatf* 
gßMi 4ar/fli^ Viefr^jm ^filljigef^.^t-, :iOhAe.:*F,rftj#% tv^ .^ifi^Z^»^ 
a^httssev.weldie die> Qem^nden und KivcheiifabrikenbemUig^nrlKdnnen. 

" ' 3. Das in Spanien projectirte CivUehegesets. Aus Madrid 
27. März 1883 berichtete die »Germania« Nr. 72 II. Bl.: >Ia einor 
langen Unterreduiig mit dem Ministerpräsidenten Sagasta hat der 
päpstlich« NnhMus iin ^Nameii des FkqHtes .giegen die fiinftihining.dar 
üküek» in Spanieut irie solche in* der vorgeschlagenen Beifidton -des 
Civilgcsetzbuches in Anssicht genomnion ist , Einspruch erhoben. 
Sagasta bedauerte dem Nuntius gegenüber, dass er nicht länger mit 
der Ausführung einer Reform zögern könue, die ja in mehreren katho- 
lisohen 'Ländern dnrchgeführt sei. Sagasta braucht eben, die Kadir 
oalen • und darum . drängt' er> dar katholisofaen Majoritiit >e»a lü* 
flütnt aiif, das ?on einer kleiBcn Minderzalil gefordert -wird.. U«hti- 
gens, fügt hinnif sm nach dem Entwürfe den KfttK^liken die Wahl 
gelassen zwischen der kirchlichen und der bürgerlichen Trauung, die 
beide gleiche gesetzliciie Kraft haben sollten. Nur die Fülirung der 
Standesregister solle in Zukunft ausschliesslich den Oivilbehörden zu- 
stehen. Bezüglich der Entscheadung über die Gesetzlichkeit oder 
üngill%keü gescliloe8eiMr fihen sollten allein die Gericht» zpstftndig 
sein. Dar Nuntius kfisdigte-deni MiniBterpräaidenten an,, dass seitens 
der ergebentoa Katholiken, insbesondere im Senate, dem Gesetzent- 
wurf lebhafter Widerstand geltMstot wenlon würde ; der liberale Sa- 
gasta blieb jedoch bei. seinen^ l!lrklärungeu,ic 
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